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Die Grundlagen der mittelalterlichen Wirtschafts¬ 
verfassung am Niederrhein 1 ). 

Von Th. Ilgen. 

Inhalts-Übersicht: I. Einleitung S. 1—5. II. A. Popschs Wirt¬ 
schaftsentwicklung der Karolinger zeit, I. u. II. Teil S. 5—14. III. Di e 
Siedlungstheorien S. 14—18. IV. Bonn u. Umgehung in der ältesten 
schriftlichen Überlieferung S. 19—34. V. Wald marken und All¬ 
menden im Bonngau und am Niederrhein überhaupt (Kritik von 
Weimanns Mark- und Walderbengenossenschaften) S. 34—55. VI. Herren¬ 
land und Frei ei gen (Die Hufe und ihre Grösse, die Salhöfe, curtes etc. 
und das Salland, terra salica, die „sala“ = Herrenrecht am Eigengut, wofür 
im 12. Jh. auch Allodium verwendet wird, Zeitpacht hei den Salhöfen, die 
rechtliche Stellung des Salgutes im allgemeinen, die curtilia in den Dörfern, 
die freien Leihen erfolgen auf Salland, praedia und curtes, besondere Ge¬ 
richte für freies Leiheland.) S. 55—80. VII. Die abhängigen Güter im 
Hofesverband (mansi letiles und serviles, einheitliche Bezeichnungen hier¬ 
für im späteren Mittelalter in den verschiedenen Gegenden des Niederrheins, 
die Erblichkeit der Hofesgüter und deren Teilung und Afterverleihunp, die 
ursprüngliche Form der abhängigen Hufen, die Einzeläcker im Fronhofs¬ 
verband, die Loslösung von Hufen aus dem Fronhofsverband) S. 80—05. 
VIII. Die Sal- oder Fronhöfe und deren Bedeutung für das Sied¬ 
lungswesen am Niederrhein (ihre ursprüngliche Lage an Beispielen 
erläutert, Auffassung des 13. Jhs. über das Siedlungswesen, ganze und halbe 
Höfe, die Dörfer auf den Salhöfen, Nachbarschaften, Bauerschaften und 
Honnschaften, die Verbreitung der Salhöfe am Niederrhein, Gegensatz zwischen 
Hof- und Dorfverfassung, die Unterschiede zwischen Einzelansiedlung und 
Dorfsiedlung haben sich erst später entwickelt und sind vornehmlich durch 
die Beschaffenheit der Gegend und den Kulturzustand bedingt, mehrere freie 
Höfe an einem Orte, die rechtliche Stellung der Eigenhöfe, autonome Ge¬ 
meinden (?), die Entstehung der Ortsgerichte, die Vogtgerichte, Exemption 
der Salhöfe der Geistlichkeit von der Vogtgerichtsbarkeit, die dafür ein¬ 
tretenden Budinge, allgemeine Ergebnisse.) S. 06 ff. 

I. Einleitung. 

Der Sturm auf die dominierende Stellung der Grundherrscliaft 
im frühen Mittelalter, die von Wirtscliafts- und Rechtshistorikern viel- 

*) Zugleich Besprechung von A. Dopscb, Die Wirtschaftsentwicklung 
der Karolingerzeit, vornehmlich in Deutschland I. u. II. Teil, Weimar 1912,1913. 

Westd Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, I II. 1 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 


2 


Th. Ilgen 


fach vorausgesetzt worden ist, will nicht zur Ruhe kommen. Nachdem 
G. v. Below in seinen verschiedenen Aufsätzen 2 ) zur Stadtgeschichte 
gegen den grundherrlichen Einfluss auf den Ursprung und die Entwick¬ 
lung des Städtewesens angekämpft hatte, unternahm es Gerh. Seeliger 
in seinen Untersuchungen über die soziale und politische Bedeutung 
der Grundherrschaft im früheren Mittelalter 8 ), die Hauptfragen, die 
mit der grundherrlichen Theorie im engsten Zusammenhang stehen, 
Hofrecht, Immunität und Landleihen, in ihrer Tragweite für das Wirt¬ 
schafts- und Verfassungslehen bis in das 12. Jahrhundert hinein sicherer 
und bestimmter zu umgrenzen, als es bisher geschehen war. Das neueste 
Buch von Dopsch, Die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit vor¬ 
nehmlich in Deutschland 4 ), nimmt den Kampf gegen die überragende 
Bedeutung der grossen Grundherrschaften, die diesen in der bezeich- 
neten Periode zugemessen worden ist, nach verschiedenen Richtungen 
hin ebenfalls wieder auf. 

Soviel geht aus diesen kritischen Untersuchungen und sachlichen 
Darlegungen zweifellos hervor, dass die Resultate, die man bisher auf 
diesem Gebiete gewonnen zu haben glaubte, zum Teil doch recht un¬ 
sicher sind, dass man sich vor allem hüten muss, die Ergebnisse, die 
an einer Stelle gefunden sind, blindlings als Norm auf andere Gebiete 
zu übertragen. Dies Verfahren wirkt um so verhängnisvoller, als 
nicht einmal für die Grundlagen des mittelalterlichen Wirtschafts- und 
Verfassungslebens sich einheitliche Anschauungen durclizusetzen ver¬ 
mocht haben. Daran trägt natürlich unsere mangelhafte schriftliche 
Überlieferung die Hauptschuld. Das Auskunftsmittel, das man in dieser 
Not gewählt hat, nämlich die Nachrichten über die einzelnen Institu¬ 
tionen und Zustände aus allen möglichen Gegenden zusammenzutragen 
und zu einem Gesamtbild zu verwerten, birgt die grosse Gefahr von 
Fehlschlüssen in sich, weil die für die Einrichtungen gewählten 
Bezeichnungen häufig nach Zeit und Gegend wechselnde Bedeutungen 
gehabt haben. Und die Entwicklung von Wirtschaft und Verfassung 
ist keineswegs an allen Orten so einheitlich verlaufen, wie man vielfach 

u. 1913 und von K. Weimann, Die Mark- und Walderbengenossenschaften 
des Niederrheins; Untersuchungen zur Deutschen Staats- u. Rechtsgeschäfte, 
hrsg. von 0. v. Giorke, 106. Heft, Breslau 1911. 

s ) Als grundlegenden Aufsatz sieht v. B. seihst den in Sybels Ztschr. 
58, 193 ff. „Zur Entstehung der deutschen Stadtverfassung 1 ' an. 

s ) Abhandlungen der Sächsischen Gesellschaft der Wissenschaften, 
phil.-hist. Klasse Bd. 22, I. 1903. 

*) Teil I u. II Weimar 1912 u. 1913. 
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voraussetzt, wenn sie gleich nicht die tiefen zeitlichen Einschnitte auf¬ 
weist, die ihr zageschrieben worden sind. Der Nebenweg, der schon so oft 
empfohlen ist, — Richard Schröder hat beispielsweise mehrfach auf 
ihn hingewiesen, — sich zunächst im engeren Kreise umzusehen und 
auf Grund des reichhaltigeren archivalischen Materiales die späteren 
Verhältnisse in einer Gegend genauer zu erschlossen, weil von ihnen 
aus gute Streiflichter auf die Zustände vergangener Jahrhunderte fallen 
können, wird recht selten beschritten. Er wird freilich auch nur dann 
fruchtbare Ergebnisse liefern, wenn man die Urkunden und sonstigen 
schriftlichen Überlieferungen eines Gebietes in umfassendstem Masse 
heranzieht, weil bei der Lückenhaftigkeit des archivalischen Stoffes die 
Zeugnisse für Einrichtungen und Zustände aus den verschiedenen Jahr¬ 
hunderten und entlegensten Quellenstellen znsammengetragen werden 
müssen. Zu solcher Arbeit gehört etwas archivalische Geduld und 
Ausdauer, was nicht jedermanns Sache ist, um so weniger, als die auf¬ 
gewendete Mühe und das herausspringende Resultat im einzelnen nicht 
selten in gar keinem Verhältnis zueinander stehen. Dazu kommen 
methodische Schwierigkeiten besonderer Art, dass es in vielen Fällen 
nicht leicht ist, bei den späteren Zuständen die ursprünglichen Wirt¬ 
schaftsformen und die Entwicklungserscheinungen auseinander zu halten. 

Aus Erwägungen ähnlicher Art ist Dopsch, wie er in seinem 
Vorwort ausführt, zur Abfassung seines neuesten Werkes hingeleitet; 
Studien in den wirtschaftsgeschichtlichen Quellen des späteren Mittel¬ 
alters haben ihn auf die karolingische Periode zurückgeführt. Was er 
dort abgeschlossen fand, zeigte sich ihm hier in den Phasen der Ent¬ 
stehung. Die Entwicklungskurve schreitet im ganzen gradlinig fort, 
wie er sich ausdrückt. Die gewaltigen Abweichungen, welche die bis¬ 
herige Forschung supponiert hat, indem sie das frühmittelalterliche 
wirtschaftliche und soziale Leben im 12. Jahrhundert total umgestaltet 
werden liess, erweisen sich als irrig. Schon der ältere Wirtschafts¬ 
typus, auch die Villikationsverfassung, trägt gar nicht den Charakter 
engster Geschlossenheit, freiere Leiheformen haben bereits in der 
karolingischen Zeit bestanden. Dopsch will die methodischen Grund¬ 
sätze, welche die diplomatische Urkundenforschung entwickelt hat, auf 
die Quellen der Wirtschaftsgeschichte analytisch anwenden. 

Wenn ich es unternehme, die Grundlagen des älteren Wirtschafts¬ 
lebens am Niederrhein im Anschluss an eine Besprechung des Buches 
von Dopsch und der Schrift von Weimann an einigen Stellen zu über¬ 
prüfen, so geschieht es auch aus der Erkenntnis, dass die Zustände 

1 * 
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des späteren Mittelalters hier ebenfalls durchaus nicht so ohne Zusam¬ 
menhang mit denen der Zeit stehen, aus der uns zuerst zerstreute 
urkundliche Nachrichten vorliegen. Zu dieser Auffassung bin ich durch 
die langjährige Beschäftigung mit den reichen archivaliscken Schätzen 
des Staatsarchivs Düsseldorf gelangt. Bis zum Ausgang des 18. Jahr¬ 
hunderts fanden sich Anknüpfungspunkte für Wirtschafts- und Verfas¬ 
sungserscheinungen, die auf die frühesten Zeiten des Mittelalters zurück¬ 
leiten. Andererseits aber belehrten mich meine freilich nicht syste¬ 
matisch betriebenen, aber dafür vielfach mehr ins Breite gehenden 
Studien, dass die kritiklose Anknüpfung des Wirtschaftslebens des 
Mittelalters an die theoretisch erschlossene urgermanische Siedlungsform 
und die Organisation der Markgenossenschaften, wie man sie bisher 
ziemlich allgemein vorausgesetzt hat, für die rheinische Wirtschafts¬ 
geschichte von den bedenklichsten Folgen gewesen ist. Weil heute in 
diesem oder jenem Strich der Rheinlande das Dorfsystem vorherrscht, 
hat man diese einfach den Gebieten alter Volkssiedlung zugesprochen 
und ihren älteren wirtschaftlichen Charakter danach bestimmt. Wo 
uns hier Gemeinweiden oder Markgenossenschaften im späteren Mittel- 
alter begegnen, werden sie sofort als Reste der germanischen Urzeit 
ausgegeben und dementsprechend bewertet. Als ob die Römerherrschaft 
und die Wanderungen der Stämme nicht gewalttätige Einschnitte 
bedeuteten, ganz abgesehen davon, dass 1500 Jahre doch auch nicht 
ohne Spuren der Weiterbildung vorübergedossen sein können. Auf jeden 
Fall hat das Gesamteigentum an der Feldmark in den Rheinlanden 
auch in den der Dorfsiedlung zugeteilten Bezirken nicht selten einen 
Ursprung, der nicht in der Feldgemeinschaft der Germanen wurzeln 
kann. Und die markgenossenschaftlichen Verbände zeigen .häutig ein 
so besonders geartetes Gepräge, dass, wenn die Institution wirklich in 
die Urzeit zurückreicht, sie im Laufe der Zeit ihren Charakter sehr 
wesentlich geändert haben muss. Es kommt aber darauf an, dass man 
sie im Einzelfall erst in ihrem W’esen richtig erkennt. Dazu fehlen 
jedoch hier in den Rheinlanden noch die notwendigsten Vorarbeiten. 

An allgemeinen Darlegungen, die das Wirtschaftsleben in grossen 
Zügen erfassen wollen, ist natürlich auch hier kein Mangel. Dazu 
bieten Lamprechts theoretische Konstruktionen, die er in seinen 
zahlreichen Einzelaufsätzen zur rheinischen Geschichte und in seiner 
Wirtschaftsgeschichte des Mosellandes geliefert hat, zu bequeme Vor¬ 
bilder, als dass sie nicht Schule hätten machen müssen. Dass wir 
jedoch auf diesem Wege nicht weiter kommen, dazu bringt das Buch 
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von Dopsch die wirksamste Illustration. Sie für die Rheinlande zu 
ergänzen, ist ein geradezu dringendes Erfordernis. Mir schien es daher 
angezeigt, wie ich das schon in dem Aufsatz: „Zum Siedlungswesen 
im Klevischen“ 1 getan habe, zunächst einmal eine landschaftliche Studie 
vom Niederrhein in einen Rahmen zusammen zu fassen. Zu diesem 
Zweck habe ich die Bonner Gegend gewählt, weil für sie verhältnis¬ 
mässig reiches urkundliches Material aus älterer Zeit vorliegt. Hier 
haben wir im Rheintal alten Kulturboden vor uns, der schon lange 
angebaut war, ehe die ripuarischen Franken auf ihm sesshaft wurden. 
'Schreiten wir die Ausläufer der Eifel nach Westen aufwärts, so kommen 
wir sehr bald in ausgedehnte Waldflächen, die zum Teil erst im Mittel- 
alter für den Ackerbau hergerichtet sind. Wir werden daher Gelegen¬ 
heit finden, sowohl der Agrarverfassung des frühen Mittelalters in diesem 
Strich unsere Aufmerksamkeit zuzuwenden, als auch die Markenverbältnisse 
kennen zu lernen. Wenn ich bei den letzteren etwas länger verweile 
und in andere Gebiete am Niederrhein übergreife, so gibt das Buch 
von Weiinann dazu die nächste Veranlassung. In einem zweiten Ab¬ 
schnitt sollen die Formen der älteren Wirtschaftszustände am Nieder¬ 
rhein kurz durcligesprochen werden. Die archivalischen Quellen, die 
zu diesem Zweck herangezogen sind, können natürlich nur auszugsweise 
mitgeteilt werden. Aber vielleicht vermögen sie schon in dieser Form 
dazu beizutragen, zu Dopschs kritischen Ausführungen an dieser oder 
Stelle für ein Gebiet, das seinem speziellen Studienkreis ferner liegt, 
einige Ergänzungen zu liefern. 

Ji. A. Dopschs Wirtschaftsentwicklung der Karolinger¬ 
zeit. 

In einer Hinsicht wird man das Buch von Dopsch geradezu als 
die Erlösung von einem Alpdruck begrüssen, der bisher auf dem Betrieb 
der älteren deutschen Wirtschaftsgeschichte gelastet hat. Jeder, der 
den Versuch machte, in örtlich begrenztem Gebiet ein Bild von dem 
Wirtschaftsleben und den Verfassungszuständen des platten Landes 
während des frühen Mittelalters zu entweifen, und dabei das vorhan¬ 
dene Quellenmaterial unbefangen prüfte, geriet auf Schritt und Tritt 
in unlösbare Widersprüche zu den Anschauungen, die dafür G. L. v. Maurer 
als Leitsätze aufgestellt hatte und die von K. W. Nitzsch, K. Th. v. Inama- 
Sternegg, G. Hanssen, A. Meitzen, K. Bücher, K. Lamprecht und deren 
Schülern im einzelnen weitergefülirt und ausgemalt worden waren, ln der 
Karolingerzeit und den folgenden Jahrhunderten sollten ganz allgemein 
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grosse Grundlierrschaften Deutschland bedeckt haben, die in ihrer 
besonderen Wirtschaftsorganisation, wie sie die Fronhofsverfassung bot, 
den Typus geschlossener Hauswirtschaften darstellten, in denen nur 
für den eigenen Bedarf produziert wurde. Da man diese jedoch 
entsprechend den sonstigen Kulturfortschritten nicht mehr als auf der 
primitivsten Stufe stehend einschätzen durfte, mussten für ein verhältnis¬ 
mässig kleines Gebiet die verschiedensten Arbeitskräfte eingestellt werden, 
so dass sich gleichzeitig eine so reiche soziale Gliederung der Angehörigen 
dieser Wirtschaftszentren ergab, dass man in ihnen die Vorbilder für 
spätere Verfassungseinricbtungen, für das Städtewesen und die in den 
Städten ausgebildeten Handwerkerorganisationen zu erkennen meinte. 

Das Schema für derartige Grossgrundherrschaften lieferte das 
Capitulare de villis, dem, weil man es für eine allgemeine Wirtschafts¬ 
ordnung Karls des Grossen hielt, reichsgesetzliche Geltung zugeschriehen 
wurde. In diese Form wurden alle Nachrichten hinein gepresst, die 
aus älterer Zeit für grössere Gutswirtschaften zur Verfügung stehen. 
Dabei übersah man geflissentlich, dass das Capitulare die Zentral¬ 
verwaltungsstelle einer bestimmten Hofhaltung im Auge hat. Wenn 
sich gleich der „Judex“ als Verwalter königlicher Domänen in Deutsch¬ 
land nicht naehweisen liess und er hier insbesondere als Finanzkontrolleur 
nicht auftrat, ordnete man ihm trotzdem die Schultbeissen und Meier, 
die in den Urkunden erwähnt wurden, einfach unter. Dass der Judex 
des Capitulare de villis mit den Amtseigenscbaften, die ihm darin bei¬ 
gelegt weiden, nur für Westfrancien passte, hatte bereits Gareis richtig 
erkannt. Von ihm war daher als Geltungsbereich dieser Wirtschafts¬ 
ordnung der Nordosten Frankreichs angenommen. Dopsch hebt mit 
liecht hervor, dass das Hauptargument von Gareis hierfür, die Wölfe¬ 
plage, die allein in der Ardennengegend sich besonders fühlbar gemacht 
haben sollte, als Beweismittel nicht zwingend ist. Auch Aquitanien 
litt in jener Zeit darunter. Hier aber unter der wärmeren Sonne de9 
Südens gedeihen die Pflanzen, die in dem Schlussabschnitt des Capitulare 
aufgezählt werden und deren angeblich erfolgreicher Anbau unter den 
gegebenen klimatischen Verhältnissen in Deutschland den Interpreten 
schon mannigfaches Kopfzerbrechen verursacht hatte. So kommt denn 
Dopsch auf die überaus ansprechende Vermutung, dass die Wirtschafts¬ 
ordnung in dieser Gegend entstanden und ausschliesslich für sie bestimmt 
gewesen sei. Unter Zuhilfenahme der Nachrichten, die uns der Bio¬ 
graph König Ludwig des Frommen, des Sohnes Karls des Grossen, 
bietet und welche die Missbräuche schildern, die auf den zum Unter- 
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halt dieses Herrschers in Aquitanien bestimmten Gütern sich eingeschlichen 
hatten, führt Dopsch aus, dass die Bestimmungen des Capitulare de 
villis zu dem Zweck erlassen wären, um dort diesen schlimmen Zu¬ 
ständen ein Ende zu bereiten. Ludwig der Fromme heiratete wahr¬ 
scheinlich 794. Damit ist auch die Königin ermittelt, deren Befebls- 
gewalt im Umkreis der Hofhaltung durch den Urheber der Wirtschafts¬ 
ordnung festgelegt wird. Ludwig der Fromme hat sie 794 oder 795 
ausgegeben, um für seinen neuen Haushalt geordnete Zustände anzu¬ 
bahnen. Sie darf nicht als das eigentliche Werk Karls des Grossen 
angenommen werden und sie ist nicht erst, wie Gareis wollte, im 
Jahr 812 entstanden. In wie weit Karl der Grosse die Ordnung 
beeinflusst hat und an ihrer Abfassung beteiligt gewesen ist, das sind 
Fragen, die nach diesen Ergebnissen nicht schwer ins Gewicht fallen. 
Die Hauptsache bleibt, dass das Capitulare de villis fernerhin nicht 
mehr als reichsgesetzliclie Vorschrift gewertet werden kann, dass es vor 
allem für Deutschland keine praktische Bedeutung gehabt hat. Dies 
Resultat wird bestehen bleiben, selbst wenn sich gegen Dopschs auf 
den ersten Blick durchaus bestechende Beweisführung hier und da ge¬ 
wichtige Gegengründe erheben sollten. 

Nachdem Dopsch auf diese Weise das eigentliche Fundament des 
bisherigen stolzen Gebäudes der karolingischen Wirtschaftsgeschichte 
eingerissen hat. gebt er dazu über, die Bausteine zu prüfen, die man 
zura Oberbau verwendet hat. Sie sind meistens gar nicht ordentlich 
behauen, und beim Versetzen wurde zu viel Sand unter den Möitel 
getan. Mit andern Worten, die Quellenstellen passen sehr häufig nicht 
an den Ort, wo sie eingefügt sind, weil sie etwas anderes aussagen, 
als man aus ihnen herausgelesen hat. Mit Sehlagworten hat man sich 
über die Aufgabe nüchterner Textauslegung hinweggetäuscht. 

Dopschs Arbeit bringt an vielen Stellen eine recht herbe Kritik 
des bisherigen Betriebes unserer älteren Wirtschafts- und zugleich auch 
der Verfassungsgescbichte. „Abschliessende Ergebnisse — so führt er 
in dem Vorwort S. VIII I. Teiles aus — werden eben vielfach erst 
nach systematischer Durchführung einer grösseren Anzahl von Detail¬ 
untersuchungen und durch eine zielbewusste organisierte Spezialforschung 
über die verschiedenen Gegenden Deutschlands hin zu erreichen sein.“ 
Jeder Kenner lokalgescliiclitlichen Quellenmaterials wird den letztem 
Satz unterschreiben. Damit ist aber über die allgemeinen deutschen 
Wirtschaftsgeschichten, in denen die Karolingerzeit stets mit Vorliebe 
und am ausführlichsten behandelt ist, weil angeblich über sie gesicherte 
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Resultate schon jetzt im weiteren Umfang gewonnen wären, der Stab 
gebrochen. Der Trugschluss, der hierbei vorlag, wirkte um so nach¬ 
teiliger, als die Wirtschaftsentwieklung dieser Periode, wie das ja tat¬ 
sächlich zum Teil richtig ist, als der Untergrund der späteren Bildungen 
behandelt wurde. Denn aus dieser Zeit Hiessen zum ersten Male unsere 
Nachrichten so reichlich, dass wir versuchen können, zwar nicht ein 
sicheres Gesamtbild der wirtschaftlichen Zustände zu entwerfen, aber 
doch Einzelerscheinungen des Wirtschaftslebens mit ziemlicher Sicher¬ 
heit zu erkennen. Zu den Angaben der angenommenen Wirtschafts¬ 
ordnung Karls des Grossen hat man jedoch in lexikalischer Manier, 
nach Stichworten, die Quellenstellen zusammengetragen und dabei nicht 
bedacht, dass Wort und Inhalt sich keineswegs überall und zu allen 
Zeiten decken, und dass gerade bei gleichen Amtsbezeichnungen bisweilen 
an recht verschiedenartige Funktionen zu denken ist. G. von Below 
macht einmal die zutreffende Bemerkung 5 ): „villicus ist ein Wort, das 
man sehr verschieden übersetzen kann.“ Leider hat er versäumt, auch 
nur für die Urkunde von 1149, die er bei dieser Gelegenheit anzieht, 
seine Übersetzung beizufügen. Hier können eben erst die von Dopsch 
geforderten systematischen Lokaluntersuchungen die notwendigen Auf¬ 
schlüsse liefern. Solange sie fehlen, müssen die Darlegungen, wie sie 
in den Verfassungs- und Wirtschaftsgeschichten auf Grund eines rein 
äusserlich geliandhabten synthetischen Verfahrens geboten werden, 
schief und zum Teil irreführend ausfallen. 

K. Lamprecht gebührt gewiss das grosse Verdienst, in seiner 
Wirtschaftsgeschichte des Mosellandes zuerst den Versuch gemacht zu 
haben, durch Aufarbeitung des Quellenmaterials für einen grösseren 
Landstrich die Struktur des wirtschaftlichen Lebens desselben in den 
verschiedenen Perioden und die Entwicklungslinien, die es genommen 
haben soll, in breiter Darstellung zu zeichnen. Aber Lamprecht steht 
im Banne der besonders durch von Inama-Sternegg formulierten Theorien, 
und seine Neigung, jede Lebenserscbeinung unter ein kennzeichnendes 
Sammelwort zu bringen und die Quellenzeugnisse seinen z. T. a priori 
gewonnenen Gesichtspunkten einzufügen, statt diese aus jenen abzuleiten, 
hat dazu beigetragen, nicht bloss die ältere, sondern die Wirtschafts¬ 
geschichte überhaupt noch mehr zu schematisieren. Zwar hat er richtig 
erkannt, dass der Besitz der Kirche bereits in der Karolingerzeit sich 
vielfach in Streulage befand und schon deshalb nicht nach der voraus- 

ä ) Berg. Zeitschr. 26, 46 Anm. 15. 
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gesetzten geschlossenen Fiskalverfassung eingerichtet gewesen sein konnte, 
dafür hat er aber die Permanenz der Geriehtsorganisation und deren 
Verquickung mit der Markenverfassung, die Dorfsiedlung und die einheit¬ 
liche Flurverfassung in der Moselgegend förmlich zum Gesetz erhoben. 
Seine Schüler haben diese Anschauungen kritiklos auf andere Gegenden 
übertrauen. 

Gegen solche vorschnellen theoretischen Konstruktionen, die unbe¬ 
wusst dazu verführen, in die Quellen mehr hineinzutragen als ihr Wort¬ 
laut zulässt, und als aus ihnen vor allen Dingen nach Klarstellung der 
lokalen Zustände, in denen sie zunächst zu würdigen sind, entnommen 
werden darf, richten sich die kritischen Ausführungen von Dopscli in 
erster Linie. Es versteht sich bei diesem Standpunkt eigentlich von 
selbst, dass der Verf. nicht daran denkt, schon jetzt eine neue Geschichte 
des Wirtschaftslebens der Karolingerzeit zu schreiben, er will zeigen, 
was von den bisherigen Ergebnissen nach sorgfältiger Prüfung der 
Quellen sich als haltbar erweist, welche grundlegenden Probleme der 
Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit vor allem noch der Aufhellung 
bedürfen. 

Diesen Zwecken dient zunächst eine allgemeine Besprechung der 
Quellen, in welcher der kritischen Einschätzung des Capitulare de villis. 
deren Resultat wir bereits kurz angeführt haben, der breiteste Raum 
zugeteilt ist. Mit dieser Wirtschaftsordnung Ludwigs des Frommen 
werden die sogenannten Brevium exempla ad describendas res ecclesiasticas 
et fiscales. deren Ursprung Dopscli z. T. auf die Anianische Kloster¬ 
reform zurückführt, zeitlich in die engste Verbindung gebracht. Dass 
die einzige Handschrift sowohl dieser Brevium exempla wie des Capitulare 
de villis, die wir besitzen, aus der Reichenau stamme und dass Abt 
Tatto von Kempten, der früher in Reichenau Mönch war, die Kenntnis 
dieser WirtschaftsanWeisungen, soweit sie in Südfrankreicli entstanden, 
nach Deutschland vermittelt habe, träiit Dopscli als Vermutung vor, die 
grosse Wahrscheinlichkeit für sich hat. Was Dopscli dann weiter über 
die lückenhafte Überlieferung der Traditionsbücher, über den meist 
beschränkten Aussagebereich der Urbare darlegt, das sind methodische 
Gesichtspunkte, die hoffentlich mit der Zeit Gemeingut der wissen¬ 
schaftlichen Quellenkritik werden. Die Mahnung von Dopscli, dass wir 
bei der Beurteilung des ältesten Wirtschaftslebens uns stets vor Augen 
halten müssen, dass Zeugnisse privater Herkunft uns fast gar nicht 
zur Verfügung stehen, kann nicht laut genug wiederholt werden. 

Indem dann Dopscli dazu übergeht, in den folgenden fünf Kapiteln 
des I. Teiles seines Buches der königlichen Grundherrschaft, der geist- 
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liehen Grundherrschaft, der weltlichen Grundherrschaft, den Hufen und 
den Marken gesonderte Betrachtungen zu widmen, gipfeln seine Dar¬ 
legungen vornehmlich darin, unter kritischer Würdigung der in den 
Wirtschaftsgeschichten angezogenen Belege zu zeigen, wie vielfach unter 
geradezu oberflächlicher Benutzung der Quellen die verallgemeinernden 
unrichtigen Schlüsse zustande gekommen sind. Gewiss, der königliche 
Grundbesitz bat im Reiche Karls des Grossen eine gewaltige Ausdehnung 
gehabt. Das ist in einem Staatswesen, das durch Eroberungen soweit 
ausgriff, selbstverständlich. Aber er hat nicht überall die gleichartige 
Ausgestaltung erfahren, die man auf Grund des Capitulare de villis als 
Fiskalverfassung bezeichnet hat, insbesondere in Deutschland nicht. 
Geschlossene Fiskalgüter von einem und mehreren Quadratkilometern 
Umfang waren nicht die Regel, wie man bisher vermutet hatte, ohne 
Belege hierfür in grösserer Zahl beibringen zu können Deren Ver¬ 
waltung stellte nicht in dem Sinne überall einen Grossgrundherrscliafts- 
betrieb dar, wie wir ihn aus dein sogenannten Capitulare de villis 
kennen. Krongut ebensogut wie Hausgut der Karolinger, deren Differen¬ 
zierung übrigens Dopseh der Herkunft nach noch vielfach feststellen 
zu können meint, findet man häufig in Streulage, ein Zustand, der 
nicht erst durch Lehensauftragungen, Prekarienleihe und Vergabungen 
an die Kirche lierbeigeführt ist. Dass die königlichen Fisei, wie sie 
regelmässig ganz selbständige Wirtschaftseinheiten gebildet hätten, nun 
auch gerichtlich überall aus den Grafschaftsbezirken heraus gehoben 
gewesen seien und eigene Gerichtssprengel ausgemacht hätten, ist 
wiederum eine Annahme, die in der Allgemeingültigkeit, in der man 
sie aufgestellt hat. nicht zutrifft. 

Das Gleiche gilt auch von den geistlichen Grundherrschaften, 
deren viele ja der Gunst der Staatsoberhäupter erst ihre Entstehung 
verdanken. Wie aber von Dopsch in diesem Abschnitt, für die Bewer¬ 
tung der Traditionen an die Kirche und für deren Tauschgeschäfte die 
richtigen Massstäbe gewonnen sind, wie hier das Verhältnis von Leihe 
und Lehen beurteilt wird, das sind Darlegungen, die, wenn sie gleich 
nicht durchweg neue Gesichtspunkte aufstellen, diese Fragen doch in 
eine so konzentrierte Beleuchtung rücken, dass die Methode der Quellen¬ 
benutzung aus ihnen einige Richtlinien für künftige Beachtung notwendig 
wird buchen müssen. 

Die bisher herrschende Lehre, dass die Ausbildung der weltlichen 
Grossgrundherrschaft vornehmlich auf dem Wege der Neurodungen 
erfolgt sei, lehnt Dopsch ebenso ab, wie er sich nicht davon hat über- 
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zeugen können, dass in der Karolingerzeit die kleineren freien Grund¬ 
eigentümer durch die Latifundienbesitzer massenhaft aufgesogen seien. 

Nirgends halten die von den älteren Wirtschaftshistorikern ange¬ 
nommenen Schemata ftlr eine gleichartige Ausbildung und Entwicklung 
der Besitzformen gewissenhafter Prüfung gegenüber Stand. Dopsch 
gewinnt vielmehr durch sie das Resultat (I 281): allüberall herrschte 
eine mannigfach abgestufte Besitzverteilung. Und ebenso lässt sich in 
der Organisation Vielgestaltigkeit und Verschiedenheit nicht verkennen. 
Erörterungen über die Bedeutung der hauptsächlichsten termini technici 
für das Güterwesen, die von curtis (Hof und Fronhof), terra dominicalis, 
salaricia (Salland), Meiergut etc., über die verschiedenen Landnutzungs¬ 
formen u. a. sind auf die einzelnen Kapitel über die Grossgrundberrschaften 
verstreut. Es hängt das damit zusammen, dass Dopsch sich über ihre 
Bewertung vornehmlich an den Stellen auslässt, an denen sie für die 
Begründung der bisherigen Theorien Verwendung gefunden haben. 
Demgegenüber könnte es auf den ersten Blick etwas befremdlich 
erscheinen, dass er den Hufen ein eignes Kapitel gewidmet hat. Aber 
sie haben in dem bisherigen Betrieb der karolingischen Wirtschafts¬ 
geschichte eine so exzeptionelle und vielfach in Widerstreit stehende 
Würdigung erfahren, dass auch deren Kritiker bei ihnen länger ver¬ 
weilen musste. Wir werden Gelegenheit haben, Dopschs Auffassung 
über diesen Gegenstand auf Grund des niederrheinischen Quellenmaterials 
überzuprüfen. 

Im Schlusskapitel des I. Teiles legt Dopsch dann auch, worin 
ihm andere Forscher in der letzten Zeit vorangegangen sind, die Axt 
an die Anschauungen über die gemeine Mark, die als ein Überrest 
urgermanischer Wirtschaftszustände, in denen es kein Sondereigen gab, 
sondern Feld und Wald in gemeinsamer Bebauung und Nutzung standen, 
angesehen wurde. Dopsch geht so weit, deren Ausdehnung über ganze 
Gaue oder Zenten überhaupt in Zweifel zu ziehen; für die Karolinger¬ 
zeit wenigstens vermag er keinen Quellenbeleg für die Existenz einer 
sogenannten alten Volksmark beizubringen. Die Zersplitterung, welche 
sich in der Morphologie der übrigen Wirtschaftskörper in dieser Periode 
offenbart, tritt uns auch in Mark und Wald entgegen. Dies Ergebnis 
wird durch eine spätere Betrachtung der Marken am Niederrhein voll¬ 
auf bestätigt werden. 

Die Untersuchung über die Grundherrlichkeit (Immunität und 
Vogtei), die man wohl am liebsten im unmittelbaren Anschluss an die 
Grundherrschaften durchgeführt gesehen hätte, ist von Dopsch in den 
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/weiten Teil seines Werkes verlegt worden, weil er sich den Hoden 
dafür erst durch eine Betrachtung über die soziale Entwicklung ebnen 
wollte. In diesen beiden ersten Kapiteln des zweiten Teiles seines 
Werkes sowie in den folgenden Abschnitten über das Gewerbe, den Handel 
und Verkehr, die Geld Wirtschaft treten Dopschs Eigenschaften als eines 
vorurteilsfreien, von vorgefassten Theorien unbeeinflussten Forschers, 
der die aus den entlegensten (^uollenbestünden zusammeDgetrageuen 
Zeugnisse zunächst vor allem auf ihren Geltungsbereich bin kritisch 
prüft, in das hellste Licht. Die Fülle der Probleme, die auf diesen 
Gebieten, den Standesverhältnissen, dem Handels- und Verkehrswesen etc. 
vorliegen, erfährt durch seine Ausführungen wenn auch nicht überall 
völlige Klärung, so doch eine reiche wissenschaftliche Forderung. Als 
das llauptresultat des zweiten Teiles des Buches von Dopsch, das nach 
meiner Überzeugung dauernde Geltung behalten wird, stellt sich heraus, 
dass mit der summarischen Periodisierung, welche die Wirtschafts¬ 
geschichte des Mittelalters bislang über sieb ergeben lassen musste, end¬ 
gültig aufgeräumt ist. Die beiden Schlagworte von der reinen Natural¬ 
wirtschaft und dem völligen Fehlen jeder Geldwirtschaft in der ersten 
Hälfte des Mittelalters, mit denen im letzten halben Jahrhundert, man 
kann es nicht anders bezeichnen, geradezu wissenschaftlicher Missbrauch 
getrieben ist, werden nun hoffentlich dauernd in der Versenkung ver¬ 
schwinden. 

Im Kapitel 13 über das Münzwesen sucht Dopsch bei den 
schwierigen Problemen, die sich an die Währungsreformen von der Zeit 
der Volksrechte her knüpfen, eine vermittelnde Stellung zwischen den 
streitenden Parteien einzunehmen, indem er auch mehr rein praktische 
Erwägungen in die Erörterung hineinzieht. Das 14. Kapitel handelt 
von den Regalien. Zu ihnen rechnet Dopsch im Einklang mit Schmoller 
die Ordnung von Mass und Gewicht. Der Theorie R. Schröders, der 
aus der allgemeinen Steuerpflicht des Grundbesitzes ein unbeschränktes 
Bodenregal des Königs, das ihn zum Obereigentümer von allem Grund 
und Boden machte, lierleitete, schreibt Dopsch nach Ileuslers Vorgang 
nur in bezug auf lierren- oder erbloses Gut Berechtigung zu. In einem 
Schlusswort des II. Teiles fasst Dopsch die Ergebnisse seiner kritischen 
Streifzüge durch die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit noch 
einmal kurz zusammen. 

Die reiche Belehrung, die uns das Buch von Dopsch bringt, muss 
jeder mittelalterliche Historiker mit Dank anerkennen. Der Verfasser 
ist sich selbst bewusst, noch keine abschliessende Darstellung der karo- 
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lingischen Wirtschaftsgeschichte geliefert zu haben; dazu sind, wie er 
selbst, wiederholt betont, noch viele Einzeluntersuchungen notwendig. 
Vor allein muss die Verfassungsgeschichte, die Waitz in seinem grund¬ 
legenden Werk zunächst mehr aus dem Roben herausgearbeitet hatte, 
durch zusammenhängende örtliche Studien ebenfalls erst ergänzt werden, 
wodurch sie wohl auch mannigfache Berichtigungen erfahren wird. 
Eine Reihe von Problemen, die speziell in ihr Gebiet gehören, bat ja 
auch Dopseh angeschnitten. Dass er den verwickelten Fragen, die sich 
an die frühmittelalterliche Gerichtsverfassung knüpfen, aus dem Wege 
gegangen ist, begreift sieb ohne Weiteres. Hier fehlt es noch überall 
an gründlichen Untersuchungen für die einzelnen Landschaften. Das 
Wirtschaftsleben hängt ja auch nicht so unmittelbar von der Gericlits- 
organisation ab. Anders aber stellt es doch mit der kommunalen 
Gliederung und genossenschaftlichen Verbänden, die sich im Anschluss 
an die ursprünglichen Siedlungsformen entwickelt haben. 

An den bisherigen Siedlungstheorien übt Dopscb indirekt vielfach 
die schärfste Kritik. Er schreibt den historischen Beobachtern, welche 
die Wirtschaftsentwicklung aus den Anfängen der Karolingerzeit auf 
die Berichte von Caesar und Tacitus über die altgermanischen Zustände 
aufgebaut haben, geradezu eine starke Dosis blinden Köhlerglaubens 
zu (II 347 f.). Wiederholt (so z. B. I 279 und II 344 ff.) verwahrt 
er sich dagegen, dass ehedem eine vollkommene Gleichheit der Besitz¬ 
verhältnisse bestanden haben könne, und er will die Wirtscbafts- 
entwicklung keineswegs von der Masse der Gemeinfreien ausgegangen 
sein lassen. Seiner Auffassung rach fehlen bis jetzt unzweideutige 
Zeugnisse für den altgermanischen Agrarkommunismus (I 369), aber 
er tritt doch dafür ein, dass der Streubesitz in der Feldflur den 
ältesten Wirtschaftszustand kennzeichne. Dopsch (I 326) macht auch 
Max Webers 6 ) Anschauung zu der seinigen, der ausgeführt hatte: 
„Der Umstand, dass bei der Teilung deutscher Fluren ein solcher 
sachlich irrationeller und formaler Gesichtspunkt zugrunde gelegt wurde, 
ist meines Erachtens geradezu eines der sichersten Anzeichen dafür, 
dass dieser Fluraufteilung die Auffassung des Dorfes als einer geschlos¬ 
senen Korporation zugrunde liegt und dass sie ein Produkt der Autonomie, 
nicht grundherilieber Oktroyierung ist.“ Sollte die durch frühe Quellen 
gelegentlich bezeugte Streulage auch von Hufenstücken, die Dopsch zu 
diesem Bekenntnis vermocht hat, nicht auch eine andere Erklärung 

*) Oer Streit um den Charakter der altgermanisehen Sozialverfassung 
in Conrads Jb. 83 (1904) S. 464. 
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zulassen? In seiner Abhandlung: „Zur Geschichte der patrimonialen 
Gewalten in Niederösterreich“ 7 ) gibt Dopsch ohne Weiteres zu, dass 
Beispiele genossenschaftlicher freier Dorfgründung unabhängiger Loka¬ 
toren in jener Gegend bis jetzt nicht nachgewiesen seien. Man habe 
es ebenda mit einem jungen Kolonisationsgebiet zu tun, keinem alten 
Volksland wie im deutschen Westen. 

III. Die Siedlungstheorien. 

Was wissen wir denn aber von der urgermanischen Dorfsiedlung 
oder dieser Siedlung im alten Volkslande, wie man sie, wie wir eben 
gehört haben, so gern bezeichnet? Ihr wird die Einzelansiedlung oder 
das llofsystem gegenübergestellt, das man vornehmlich aus Kap. IC 
der Germania des Tacitus herausinterpretiert hat. Die Rheinlande, 
die älteste Kulturstätte, haben für diese Vorstellungen meist die Grund¬ 
lage abgegeben. Lamprecht hat sie für diese Gegend in verschiedenen 
Einzelaufsätzen und in seiner Wirtschaftsgeschichte des Mosellandes 
an der Hand der Meitzenschen Untersuchungen eingehender behandelt 
und zugleich den Versuch unternommen, die Gebiete näher zu bestimmen, 
für die sie als zutreffend zu gelten hätten. In eine Erörterung des 
Streites, wie die Berichte von Caesar und Tacitus über das Agrar¬ 
system der Germanen auszulegen und miteinander in Einklang zu bringen 
seien, kann hier nicht näher eingetreten werden. Von Lamprecht sind 
in zwei Aufsätzen im 16. Band der Zeitschrift des Bel gischen Geschichts¬ 
vereins (1880) die Quellenzeugnisse übersichtlich zusammengestellt. Im 
zweiten Aufsatz, der sich mit dem Hof- und Dorfsystem, speziell am 
Niederrhein, befasst, zieht er das Resultat, das, soviel ich sehe, als 
allgemein gültig noch heute besteht. Wer sich der schillernden Be¬ 
weisführung L.'s recht bewusst werden will, der lese diese 9 Seiten 
aufmerksam durch. Nachdem in den einleitenden Worten ausgeführt 
ist, dass innerhalb der urkundlich beglaubigten Geschichte eine Ent¬ 
wicklung vom Hof- zum Dorfsystem als vorherrschend zu beobachten 
sei, betont L. zunächst, dass die Grenzen zwischen beiden Siedlnngs- 
arten nicht durch sprachliche oder völkerschaftliche Unterschiede 
erkennbar wären. So bleibe nichts anderes übrig, als für diese Frage 
„die jetzige Grenze beider Systeme, wie die frühesten über 
sie erhaltenen Nachrichten ins Auge zu fassen.“ Darauf 
werden die Quellenstellen bei Caesar und Tacitus gegeneinander ab- 


7 ) MJÖG. 29, 614. 
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gewogen, die nach L. beweisen, dass beide Schriftsteller sowohl vom 
Dorf- wie vom Hofsystem bei den Germanen reden. Caesar indessen 
sehe das Hofsystem mehr als eine Eigentümlichkeit Galliens an, während 
ihm zufolge bei den keltischen Völkerschaften ein gemischtes System 
von Hof und Dorf bestand. Da Tacitus nun ebenfalls von Einzel- 
und geschlossenerer Siedlung bei den Germanen rede, das germanische 
Agrarsystem, wie es Caesar und Tacitus schildern, zur Ansiedlung in 
Iiofforra nicht passe, sondern nur auf Dorfansiedlung bemessen sein 
könne, so ergebe sich die Ansiedlung in Dörfern als die wahrhaft 
nationale. Die Grenze zwischen Hof- und Dorfsystem am Niederrhein 
zieht Lamprecht, dabei im allgemeinen Schwerz und Meitzen folgend, 
auf Grund der neuen Kartenbilder vom Rhein bei Düsseldorf-Neuss in 
der Richtung nach Südwesten auf Aachen hin, während sie gen Osten 
sich über Solingen erstrecken soll. Ob sie sich in späterer Zeit, etwa 
vom 10. Jahrhundert ab, auch in den urkundlichen Zeugnissen genauer 
verfolgen lasse, stellt er noch dahin. Die Wirtschaftsgeschichte des 
Mosellandes ist ganz und gar auf der Annahme aufgebaut, dass an der 
Mosel und in der Rheingegend zwischen Neuss und Koblenz seit Urzeiten 
Dorfsiedlung geherrscht habe, weil sie dort noch heute die Regel bilde 
und weil die Streulage des Ilesitzes in der FeldHur bereits für das 
Mittelalter bezeugt sei. 

Es liegt zwar, so führt Lamprecht 8 ) aus, im Charakter der 
deutschen Verfassungseinrichtungen, ursprünglich und bis tief in das 
Mittelalter hinein von jedem Ortsgemeindeverband abzusehen; das gilt 
sowohl für die staatliche Gerichts- und Heeresverfassung, wie für die 
genossenschaftliche Wirtschaftsverfassung. Die Lösung dieses Rätsels 
findet Lamprecht darin, dass die Verfassung nicht auf sie angelegt war. 
Aber in der Wirtschaftsverfassung brechen doch schon früh Ansätze zu 
lokal geschlossener Organisation hervor, freilich ohne Zusammenhang 
mit Gemeindeverbänden. 

G. v. Belows Studien zur mittelalterlichen Wirtschafts- und Ver¬ 
fassungsgeschichte haben ebenfalls von den Rheinlanden, insbesondere 
vom Niederrhein her, ihren Ausgangspunkt genommen. Seine Auffassung 
wird von der frühen Entwicklung und der Bedeutung der Landgemeinde 
getragen 9 ). Auf ihr beruht seine Theorie von der Entstehung der 
deutschen Stadtgemeinde, die er aus der Landgemeinde hervorgehen 
lässt. Das Musterbeispiel für die letztere aufzuzeigen, ist ihm jedoch 
bisher noch nicht gelungen. 

*) Wirtschaftsgesch. des Mosellandes 1, 169. 

•j Territorium und Stadt S. 36. 
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Einen der Hauptstützpunkte für diese Anschauungen lieferte die 
Markgenossenschaft als liest urgeriuanischer Besitzform und altgenossen¬ 
schaftlichen Verbandes. In ihr wurzelte auch die Dorfallmende, die 
stets bei der Gemeindetheorie herhalten mus^e. 'Wenn jedoch der 
gemeinsame Besitz an unbebauter Flur und am Wald auch im deutschen 
Westen sich als nicht ursprünglich und die Hegel bildend herausstellt, 
wie sieht es dann um die gleichmässige Aufteilung von Grund und Boden, 
welche die Germanen bei ihrer Sesshaftmachung vorgenommen haben sollen, 
überhaupt aus? Zum Beleg dafür zieht man die Feldgemeinschaft an. 
von der uns Caesar und Tacitus berichten und deren Spuren man noch 
im späteren Mittelalter aufzeigen zu können meinte 10 ). Auch in die 
Lex Salica und in das Edikt Chilpericbs hat man sie hineininterpretiert. 

In den älteren wissenschaftlichen Bearbeitungen figurierte sie noch 
als strenge Feldgemeinschaft, und sie erschien gewöhnlich im Gefolge der 
Dreifelderwirtschaft. Die letztere hatte jedoch bereits W. Arnold für 
die Urzeit der Germanen über Bord geworfen. Nach Rieh. Schröders 
früheren Darlegungen n ) bestand indessen zur Zeit der Lex Salica noch 
die Einrichtung, dass die Feldflur Gemeinbesitz war, in welcher der 
einzelne sein Ackerlos in regelmässigem Wechsel zu Nutzung zugeteilt 
erhielt. Spätere Nachwirkungen dieser Urzustände wollte Schröder 
noch im Siegerlande, im Rhein- und Moseltal erkennen, wohin die 
chattischen Franken eingewandert wären. Als Quellen aber dienten 
ihm dafür meist Weistümer des 14. und späterer Jahrhunderte, die 
zudem fast ausschliesslich dem Kreise der Hofes weistümer angehörten. 

Das Bild von der strengen Feldgemeinschaft hat sich dann im 
Laufe der Zeit in den rechtsgeschichtlichen Lehrbüchern 14 ) mehr und 
mehr verflüchtigt. Geblieben ist nur die Gemenge- oder Gewannlage 
der Besitzstücke der Angehörigen einer Dorfschaft und der Flurzwang, 
dem sich für den Anbau der verschiedenen Saaten die einzelnen Besitzer 
von altersher unterworfen hätten. Soweit ich unterrichtet bin, kann 
man aber für diese Annahme auch aus dem deutschen Westen keinen 
unzweideutigen Beleg beibringon, der in das frühe Mittelalter hinauf¬ 
reicht. 


10 ) Rachfahl, Zur Gesch. des Grundeigentums, in Conrads Jb. 74 (1900) 
1—33 u. 161-216; s. besonders 188 ff. 

u ) Die Ausbreitung der salischen Franken, in den Forsch, z. deutsch. 
Gesch. 19, 139 ff.; s. besonders S. 144 ff. 

1S ) Vgl. Rieh. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte 
(5. Aufl.) S. 217. 
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Der Begriff des Eigentums (dominium) soll der Lex Salica noch 
fremd gewesen sein; man leugnet, dass der Gegenüberstellung von 
„alienus“ und „alter“ zu „suus“ etc. die Bedeutung zukomme, die eine 
ungekünstelte Auslegung ihnen ohne weiteres beimessen wird 13 ). Am 
meisten Kopfzerbrechen bat der Titel L1X (De alodis) der Lex Salica 
verursacht 14 ). Bei der Auslegung dieses Titels ist man sogar soweit 
gegangen, Allod nur als technischen Ausdruck für die Falirhabe 
anzuerkennen und den Immobiliarbesitz davon auszuschliessen, trotzdem 
der § 5 des Titels das Erbrecht des letzteren regelt. Die Verquickung 
dieses Titels mit dem Edictum Chilperici 15 ), in dem von dem Anfalls¬ 
recht der „vicini u die Rede ist, die dann natürlich sofort mit den 
vicini des Titels LXX1V und den ,,ipsi, qui in villa consistunt“ des 
Titels XLV identifiziert sind, hat die Verwirrung vollkommen gemacht. 
Sollte es sich bei den Leudes im Edikt Chilperichs nicht doch, wie 
schon von anderer Seite vermutet ist, um eine besondere Klasse von 
königlichen Untertanen handeln und der § 3 dieses Ediktes auch nur 
die ihnen überlassene terra im Auge haben, während bisher allgemein 
angenommen wird, dass durch diesen Paragraphen das salische Immo¬ 
biliarerbrecht überhaupt abgeändert sei? Der Gegensatz von Allod, 
terra salica, und von Leiheland (bonum hereditarium), Erbgut, ist es ja, 
der auch das ganze spätere Mittelalter durchzieht. Das Allod war 
schon der Lex Salica zufolge Sippenbesitz, freilich mit teilweisem 
Ausschluss der weiblichen Erbfolge. Für verschiedene Klassen des 
Leihelandes hingegen hat es selbst im späteren Mittelalter beim 
Erledigungsfall noch einschränkende Bestimmungen hinsichtlich der 
Nachfolge gegeben, die lebhaft an das Vicinenanfallsrecht erinnern. 

Um aus dem Dilemma, das sich durch die verschiedene Stellung 
von allodialem Gut oder Salgut und dem Nachbarbesitz ergibt, heraus 
zu kommen, hat man, abgesehen von den königlichen Gütern, zwei 
Arten von Dörfern bei den salischen Franken konstruiert, solche, die 
sich um die Herrenhöfe von weltlichen Grossen oder Kirchen zusam¬ 
mengeschlossen hatten, und die Nachbardörfer, in denen die Kleinbauern 

>*) Blumenstok, Alfr., Entstehung des deutschen Immobiliareigentums 

S. 248. 

14 ) Geffcken, Lex Salica S. 222 ff. Vgl. auch 0. Gierke „Allod“ in 
den Beitr. zum Wörterbuch der deutschen Rechtssprache, Rieh. Schröder 
gewidmet, 103 ff. 

’*) Ebenda 268 ff und besonders Gierke, Zeitschr. für Rechtsgescb. 12, 
446; vgl. dazu Dopsch 1, 350 ff. und Wopfner, MJÜG, 34, 25 ff. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, I/II. 2 
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sassen, deren Anteil an der Allmende, an Wald und Weide, im marken¬ 
genossenschaftlichen Verbände geregelt gewesen sei ,6 ). Infolgedessen 
mussten die Salgüter für Gutsbezirke erklärt werden, die von dem 
Markenverbande eximiert gewesen seien. Wo wir jedoch für das Mit¬ 
telalter von Markgenossenschaften in den Rheinlanden eingehendere 
Kenntnis erhalten, erscheinen in den frühesten Nachrichten gerade die 
Salgüter oder wenigstens die zugehörigen Höfe als die Hauptträger der 
Markenrechte. Schröder 17 ) meint, so lange die Bauerndörfer an der 
strengen Feldgemeinschaft festhielten, wäre dort für Ilerrenhöfe kein 
Platz gewesen. Erst als dort das Privateigentum an Grund und Boden 
platzgriff, konnten auch Dorfhufen in herrschaftlichen Besitz übergeben. 
Also vermöge des Bauernlegens wären demnach die Salgutbesitzer erst 
Markengenossen geworden. 

Dem widersprechen die Zustände am Niederrhein aufs entschie¬ 
denste, wie sie uns zum Teil schon durch karolingische Urkunden 
offenbart werden. Was es mit dem Bauernlegen in dieser Periode für 
eine Bewandtnis bat, lehrt uns Dopsch (1, 294 ff.). Wenngleich nicht 
geleugnet werden werden kann, dass strichweise und zu verschiedenen 
Zeiten eine Ausdehnung des Dominikallandes auf Kosten des bäuerlichen 
Besitzes stattgefunden hat, so ist es doch ganz undenkbar, dass diesem 
Verfahren eine so revolutionierende Bedeutung im frühmittelalterlichen 
Wirtschaftsleben zukomme, als es nach der herrschenden Theorie 
angenommen werden müsste. An anderer Stelle lässt Rieh. Schröder 1 “) 
daher die Aufhebung der Feldgemeinschaft, die nach seiner Ansicht 
in karolingischer Zeit dem Privateigentum völlig gewichen war, vom 
Erbrecht ausgeben, das noch im Laufe des 7. Jahrhunderts die früheren 
Beschränkungen abgeworfen haben soll. 

Bei diesen Widersprüchen, auf die wir bei den theoretischen 
Konstruktionen aller Orten stossen, wenn wir sie an unsere früheste 
urkundliche Überlieferung anlegen wollen, w'erden wir gut tun, einmal 
eine Studie im Terrain aufzunebmen. Wie hat es beispielsweise in 
Bonn und dessen Umgebung, deren Zugehörigkeit zum alten Volksland 
nach der allgemein üblichen Auffassung nicht bezweifelt wird, in der 
karolingischen Periode ausgesehen? 

18 ) Rieh. Schröder, Die Franken und ihr Recht, in der Savigny-Ztschr. 
Germ. Abt. 2, 52 ff. 

l1 ) A. a. 0. S. 53, Anm. 1. 

18 j Lehrbuch der deutschen Rechtsgescb. 5° S. 218. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Wirtschaftsverfassung am Niederrhein im Mittelalter. 


19 


IV. Bonn und Umgebung in der ältesten schriftlichen 

Überlieferung. 

Bonn lag ungefähr in der Mitte der Ostseite des gleichnamigen 
Gaues, der sich im Norden an den Kölngau anschloss, während er im 
Süden bis an die Ahr reichte, nach welchem Fluss der Gau ebenfalls 
benannt wird. Im Osten vom Ithein begrenzt, stiess er im Westen an 
den Zülpich- und Eifelgau. Als Untergaue finden sich der Swist- und 
der Odengau gelegentlich erwähnt In wie weit die spätere Ämter¬ 
einteilung an alte Untergaue anschliesst, bedarf erst noch der Unter¬ 
suchung. Das spätere Amt Bonn umfasst die Dingstühle (Waldorf), 
Duisdorf, Dottendorf und Widdig mit verschiedenen dazu gehörigen 
Kirchspielen. Für sie war das Schöffengericht in Bonn, das zugleich 
die Stelle des Stadtgerichts einnimmt, die oberste Instanz. Obwohl 
seit dem 13. Jahrhundert ein erzbischöflicher SchultheiSs in diesem 
Gericht den Vorsitz führte 19 ), scheint es in Anlehnung an das alte 
Grafschaftsgericht entstanden zu sein, denn mit dem Schultheissengericht 
des kurkölnischen Haupthofes in Bonn, Merhausen, fiel es nicht zusammen. 
Harless 20 ) identifiziert es mit der Bonner Vogtei; indessen die älteren 
Urkunden, in denen die Grafen des Bonngaus und die Bonner Vögte 
genannt werden, sind schwer auseinander zu halten. Das Hofesgericht 
Merhausen in Bonn hat bis in die Neuzeit hinein weiter existiert, 
ebenso wie das des Hofes des Cassiusstiftes, des sogenannten Mül- 
heimerbofes. 

Schon im 8. Jahrhundert gab es eine Burg (castrum) in Bonn, 
an welche sich ein oppidum angeschlossen hatte, so dass der Ort in 
den urkundlichen und chronikalischen Zeugnissen des 9. Jahrhunderts 
auch als civitas bezeichnet wird 21 ). Die Wahrscheinlichkeit spricht 
dafür, dass die Burg, bevor sie an die Erzbischöfe von Köln überging, 
königlich war, obgleich uns von einem Bonner Burggrafen oder Prä¬ 
fekten keine Kunde geworden ist. Nach der allgemeinen Annahme 
wird unter dieser mittelalterlichen Burg das im Nordteil der Stadt 
gelegene Römerlager verstanden, das im frühen Mittelalter als Kastell 
weiter gelebt habe. Innerhalb des Rayons des alten Römerlagers war 

’•) Hennes, DO. UB. 2, 101. In Urk. St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius 
1355 erscheint er als Amtmann. 

*°) Bonn. Beiträge zu seiner Gesch. IV, 9 ff. 

*') Kunstdenkmäler des Kr. Bonn S. 41 u. 143. 

2 * 
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aber bereits vor 800 eine Peterskirche* 2 ), auch Dietkirchen genannt, 
erbaut worden. Ferner hatte hier und zwar unmittelbar am Rhein der 
Wichelshof Platz gefunden, dessen bereits 948 Erwähnung geschieht 23 ). 
Auch der im Jahr 795 24 ) zuerst genannte Isidorshof lag im Nordosten 
an der Peripherie des römischen Lagers. Nun wird in den Bonner 
Urkunden vom 14. Jahrhundert ab ein Stadtteil, die „Burg“, sehr häutig 
aufgeführt. In einer Urkunde von 1344 25 ) ist von 6 Häusern die 
Rede, „die in der burch zu Bunna bi der munche hove von Heyster- 
bach sint gelegin“; hier befanden sich auch Weingärten. Die Lage 
des Heisterbacher Hofes ist ja bekannt, die Erinnerung daran wird 
noch durch die danach benannte Strasse festgehalten. Dagegen hat 
man die Fortsetzung derselben, die frühere Burgstrasse, heutigen Tages 
umgetauft 26 j. Der Name „die Burg“ für ein Häuserviertel konnte im 

14. Jahrhundert nicht auftaueben, wenn nicht an der Stelle in früheren 
Jahrhunderten eine burgartige Anlage vorhanden gewesen wäre. Hier 
am Rhein haben wir offenbar die Bunna civitas zu suchen, welche die 
Normannen 881 durch Feuer zerstört haben 27 ). Die Burg muss dann 
aber wieder aufgebaut sein, weil sie 921 der Ort der Zusammenkunft 
König Heinrichs I. und Karls des Einfältigen gewesen ist 2H ). Bei dieser 
Lage der Burg oder civitas Bonn im frühen Mittelalter erscheinen auch 
die Ortsbeschreibungen, die uns vom Cassiusstift in Urkunden des 

ai ) Vgl. M. Pcrlbach, Aus einem verlornen Codex traditionum der 
Bonner Mün6terkirche SS. Cassius und Florentius im N. Archiv 13, 147 ff., 
Nr. 19. (Im Folgenden als Cod. trad. Bonn-Cassius zitiert.) 

* 3 ) Als curtis dominicalis; s. Lacomblet, UB. 1, 103. 

M ) Cod. trad. Bonn-Cassius nr. 32. 

St.A. Düsseldorf, Kl. Marienforst, Urk. vom 10. Nov. 1344. Vgl. 
Kl. Bonn-Engelthal Akten nr. 4 fol. 15, 18, 169, wo verschiedene Belege des 

15. Jhs. zu finden sind. S. ferner Itich. Pick. Ein altes Lagerbuch der 
Stadt Bonn S. 17 f., in welchem die im 17. Jb. auf der Burg noch bestehen¬ 
den Häuser und Weingärten aufgezählt werden. In seiner Gesch. der Stifts¬ 
kirche (Dietkirchen) zu Bonn S. 29 Anm. 2 scheint Pick geneigt, die früheste 
Burganlage in die Gegend des heutigen Oberbergamts zu setzen. Damit 
dürften die Urkunde von 1344 und sonstige Zeugnisse nicht in Einklang zu 
bringen sein; s. besonders die Urk. Erzb. Wilhelms von 1350 bei Lacomblet, 
Archiv 2, 314, wo die Lage des Zollhauses näher beschrieben ist. 

M j Dem gewesenen Bürgermeister Doetsch zu Ehren. Am Sitz der 
Denkmalpflege in der Provinz sollte man doch nicht zulassen, dass derartige 
Überlieferungen, die ein Stück Stadtgeschichte erhalten haben, ohne Not 
beseitigt werden. 

27 ) Regino MG. SS. 1, 592. 

**) Lacomblet, Archiv 2, 296. 
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9. Jahrhunderts gegeben werden, gelegen foras muros Bonnensis civi¬ 
tatis oder castri, weit zutreffender* 9 ), als wenn man unter der civitas 
das alte Römerlager begreift. Auch die Nachricht von 1021 30 ) über 
die damalige Lage Dietkirchens (in suburbio Bunnae) wird uns dadurch 
verständlicher. Als das beim Bombardement Bonns 1689 zerstörte 
erzbischöfliche Schloss, südlich der Münsterkirche, wieder neugebaut 
werden sollte, hat man zeitweise daran gedacht, es auf der alten „Burg“ 
unter Hinzunahme des Heisterbacher Hofes zu errichten. 

Bereits unter Erzbischof Kunibert von Köln (G25—639) besass 
das Erzstift in Bonn einen Hof (curtis). Der genannte Erzbischof 
hatte 4 Almosenbrüdern des hl. Lupus, die von dieser, dem Kölner 
Domkapitel angeschlossenen, Bruderschaft in Bonn stationiert waren, 
reichliche Natural-und Geldzinsen aus dem Hofe zugewiesen 3I ). Sie sollten 
offenbar der damaligen Bonner Bevölkerung die Wohltaten christlicher 
Charitas angedeihen lassen. Ein wahrscheinlich auf die LupusbrQder 
zurückgehendes Hospital in Bonn hat ungefähr bis zum Jahr 1112 
bestanden. Es war nahe bei dem erzbischöflichen Hofe errichtet ge¬ 
wesen. Die vier zu jener Zeit vorhandenen Armenpräbenden hatte ein 
erzbischöflicher Schultheiss eingezogen und unberechtigter Weise für 
andere Zwecke verwendet ss ). Noch im 15. Jahrhundert aber wurden von 
32 Inhabern von Kurmedslehen der Bonner erzbischöflichen Höfe, von 
dem Merbauserhof in Bonn und dem Kessenichei hof, jährlich je ein 
Malter Korn in die Schreipräbende am Dom zu Köln geliefert 33 ). Die 
Scbreipräbende ist der Einnahmefonds der alten Lupusbrüderscbaft. 
Auf den wahrscheinlichen Zusammenhang, der ursprünglich zwischen 
dem Merhauser und Kessenicher Hof bestanden hat, komme ich später 
zurück. Dass der Merhauser Hof, der auch gelegentlich als Hof „in 
der Margassen“ bezeichnet wird, mit der curtis Bunne des 7. Jahr¬ 
hunderts identisch ist, dafür zeugen ausser der eben angeführten Notiz 
eine Reihe von anderen Belegen. Der erzbischöfliche Hof in Bonn 
grenzte, wie wir aus der oben zitierten Urkunde von 1112 lernen, unmittel¬ 
bar an die Immunität des Cassiusstiftes. Die im Westen der ehemaligen 

*•) Cod. trad. Bonn-Cassius nr. 14 (787), 27 (832), 16 (842) u. 9 (847). 

*°) Pick a. a. 0. S. 3.' 

S1 ) Lacomblet, Archiv 2, 62. 

SI ) Lacomblet, UB. 1, 275 (1112). 

M ) St.A. Düsseldorf, Msc. B3 fol. 67. Einkünfte'erzeichnis des Erz¬ 
stifts Köln: Jtem hait unse gnedige here in den hofKestenich ind Merliuysen 
gehoirende 32 koirmoiden ind iglich leen gilt 1 malder haveren ind 28 ^ 
ind 1 malder korns in die sebreyprovende zo Colne. 
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Remigiuskirche herführende Strasse, die auf das erzbischöfliche Schloss 
führte, hiess seit alters die Hofstrasse, die Strasse von da nach der 
Martinskirche „längs Hof“ M ). Der Markt, der sich im Osten der 
Remigiuskirche ausdehnte, ist auf Grund und Boden angelegt, die aus 
dem Eigenland des Hofes Merhausen herausgeschnitten waren, denn 
die festen Kaufhallen sowohl wie die Buden, welche an Jahrmarktstagen 
daselbst aufgeschlagen wurden, hatten den Zins in den Merhauser Ilof 
zu entrichten. Und ebenso wie der Markt werden auch die Strassen 
Bonns als in diesen Hof gehörig bezeichnet 35 ). Von zahlreichen 
Häusern in der Stadt flössen die Grundzinsen in den Merhauser Hof 36 ). 

Das Salland dieses Hofes, von dem wir aus der Mitte des 

15. Jahrhunderts eine Beschreibung 37 ) besitzen, dehnte sich damals im 
Ganzen noch 135 Morgen gross und auf drei Gewanne verteilt im 
Westen und Norden von Bonn zwischen Poppelsdorf, Duisdorf, Endenich, 
Dransdorf und Graurheindorf aus. Weil im Süden der Stadt der 

Kessenicher Hof angesetzt war, der zum Teil zum späteren Bonner 
Stadtbann gerechnet wurde, griff das Areal des Merhauser Hofes nicht 
in dies Gebiet über. Die Grenze zwischen beiden Höfen lief bei 

Poppelsdorf her. 

Wie sehr der Merhauser Hof als der Mittelpunkt der frühmittel¬ 
alterlichen Ansiedlung 38 ) in Bonn zu gelten hat, bestätigt uns vor 

allem auch die Nachricht, dass bis in das 16. Jahrhundert hinein die 
Ausübung der Rechtsprechung über Weg und Steg, Wasser und Wasser¬ 
gang, Überackern, Überzäunen und Überbauen im Bonner Bann 
sowohl wie in der propsteilichen Herrlichkeit Endenich allein dem Meier 
und den Geschworenen des Hofes Merhausen oblag. Es wurde durch 
Kirchenruf in den Bonner Kirchspielskirchen zuvor angekündigt, wenn 
zu einem der ungebotenen Dinge des Merhauser Hofes die Flurbesich¬ 
tigung stattfinden sollte. Dann gesellten sich zu den Merhauser Ge¬ 
schworenen einige Geschworene der Endenicher Herrlichkeit, über die 
der Propst des Cassiusstiftes der Grund- und Gerichtsherr war. Die 

M ) S. den handschriftlichen Plan der Stadt Bonn mit den eingetra¬ 
genen Häusern aus dem 17. Jh. im St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Acten 
nr. 23a. 

S4 ) S. das Bonner Weistum des 14. Jhs. bei Lacomblet, Archiv 2, 317. 

M ) St.A. Düsseldorf, Urkk. Bonn-Cassius. 

n ) St.A. Düsseldorf, Msc. B3 fol. 68; sie ist unten S. 63 Anm. 183 
abgedruckt. 

88 j Auch die Rheinfähre in Bonn war ursprünglich eine Pertinenz des 
Merhauser Hofes; s. die Urk. von 1325 in Lacomblets Archiv 2, 309. 
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Weisung von 1558 "), die uns von diesem Brauch erzählt, spricht ganz 
allgemein von dem Bonner Bann. Indessen besteht die Wahrschein¬ 
lichkeit, dass der Kessenicher Bezirk dieses Stadtbannes von der 
Besichtigung durch die Merhauser Geschworenen ausgeschlossen war. 
Aber wenn dies auch nicht der Fall gewesen ist, das Zeugnis, dass 
noch iin 16. Jahrhundert Hofesgeschworene in dem grössten Teil der 
Feldmark der Stadt Bonn die Flurpolizei in Händen hatten, eröffnet 
unter allen Umständen einen weiten Rückblick in die Entstehung dieser 

3# j St.A. Düsseldorf, Bonn-Caßsius, Acten ad nr. 24. Der aus Anlass 
des Streites über die Gericbtshoheit des Bonner Propstes 1558 ausgegebene 
Bericht ist vom erzbischöflichen Meier Wilh. Kannengiesser verfasst, der ihn 
zu seiner Rechtfertigung auf die Beschwerden des Bruders Job. Groppers, 
damaligen Propstes von Bonn, eingereicht hat. Da das Schriftstück nicht 
veröffentlicht und sonst bekannt geworden ist, lassen wir es hier z. T. im 
Wortlaut folgen: 

Berichtunge zwischen unserm g. herrn und dem probst zue Bonne. 

Die geschworen des hoefs Merhuessen wissen alle ongebodden gedinge 
des jairs dreymael onserm g. herrn zue alle Unrechte wege, stege, wasser, 
wasserganck, overeheren, overzunen und alle ander overbouwe und des sali 
der meier overmizen die geschworen die overbouwe besichtigen und wer in 
Unrechten befunden, sali der meier van siner genaden wegen wie van alders 
straffen es sie in Bonner banne und auch derglicben in der probstien zu 
Endenich. 

Demnach bait der meier van wegen unssers g. herr, wie van alders, 
in allen kirspelskirchen Bonne und derglichen in der probstien Endenich 
drey sontag nahe einander ufm predigestuel laessen warnen, wie der meyer 
sambt den ambtlueden und geschworen die wege, Stege, wasserganck und 
ander overbouwe begbaen und besichtigen wulle und das ein jeder vur dem 
sinen rume und die widen die zue nabe staen der baich und der gemein, 
auch ander overbauwten afschaeffen und einen jeden vur sinen schaeden 
gehoit have und wer in Unrechten und ungehorsam befunden, wirt der meier 
von unssers genedigsten herren strafen wie van alders. 

Dernach hait der meier, naicb(dem) sullichen vurkundigungen ofm 
predigestuel gescheidt ist, mitsambt den ambtlueden und die sembtlichen 
gesworen und auch etliche geschworen uyss der probstien Endenich mit¬ 
sambt den geschworen schuettzen der wege und stege uud ander overbouw 
wie van alders in Bonner banne und auch in der probstie Endenich began¬ 
gen und besichtungen gedaen umbtrint bie den 40 personen anderhalben dag, 
den ich cost und locn und vur ire gerechtigeit moessen geven hie den 
60 Overlenschen gülden; und wer in Unrechten befunden ist, sindt durch 
den gericht8chreiber ufgezeigent und zue erkenntnisse der geschworen Bonne 
und Endenich zue recht gestallt und die selvigen bruecbticb gewist inbalt 
der ufzeichnungen .... 

In einem Weistum des Merhauser Hofes von 1544 (Stadtarchiv Bonn) 
werden die Strassen und Bäche einzeln aufgezäblt, die unter dessen Gericht 
fielen. 
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Gerechtsame. Was man so gern als die eigentliche Domäne der alten 
Landgemeinde hinstellt, die Aufsicht über Feld und Flur, sollte sie im 
Laufe der Jahrhunderte von den Merhauser Hofesgeschworenen der 
Gesamtgemeinde Altbonn entrissen sein, die sie ursprünglich besessen 
hätte? War es doch selbst der Bonner Stadtbehörde, die sich im Laufe 
des 13. Jahrhunderts mit Konsuln und einem Bürgermeister an der 
Spitze gebildet hatte, 1558 noch nicht gelungen, den Schultheiss und 
die Geschworenen des Hofes Merhausen aus ihrer altüberliefeiten Stellung 
zu verdrängen, obwohl das Interesse der Stadt bei der Regelung von 
Streitigkeiten in der Feldflur sehr lebhaft beteiligt war. Erst in der 
Bonner Polizeiordnung Erzbischof Salentins von Köln vom 10. Februar 
1569 40 ) (Kap. IV) wird das Begehen des Bonner Banns für eine 
bürgerliche Sache erklärt. Die Folge davon war, dass 1598 Sept. 26 11 ) 
eine Ordnung für die Feldschützen und Werkleute erlassen wurde, welche 
die Aufsicht über die Bonner Mark neuregelte. Aber auch in dieser 
Feldordnung von 1598 hielt man an der Scheidung der Gebiete des 
Bonner Banns in ein solches oberhalb und ein solches unterhalb der 
Stadt fest. Es kann keine Frage sein, dass hier ebenfalls die Grenzen 
massgebend wurden, die seit alters zwischen dem Kessenicher und 
Merhauser Ilofesbezirk aufgerichtet gewesen waren. 

Während von Kessenich aber nur ein Teil zur Stadt Bonn gezogen 
wurde 42 ), ging der Merhauser Hof ganz in ihr auf. 

Nachdem wir auf diese Weise den Bonner Bann kennen gelernt 
haben, werden sich die Einzelnachrichten, die uns vom 8. Jahrhundert 
ab über die Örtlichkeiten in ihm erhalten sind, leichter unterbringen 
lassen. Von der Remigiuskirche bezeugt eine Traditionsnotiz von 795, 
dass sie in vico Bunnense erbaut war. In den ersten Jahrzehnten des 
9. Jahrhunderts wird ihre Lage einmal in villa Basilica angegeben 43 ). 
Als Mittelpunkt dieser villa Basilica, die später auch Verona genannt 
wird, erscheint gewöhnlich in den Traditionsurkunden jener Zeit die 
Kirche zu deu hll. Cassius und Florentius, die spätere Stiftskirche, die 
damals noch unmittelbar unter der Fürsorge der Erzbischöfe von Köln 

40 ) Vollständige Sammlung deren die Verfassung des Erzstifts Cölln 
betreffender Stucken 2, 350, Auch jetzt noch werden erzbischöfliche Diener 
dazu abgeordnet. 

4| ) Der statt Bonne weingartz, veltschutzen und werckleut Ordnung. 
Gleichzeitige Niederschrift in St.A. Düsseldorf, Msc. A. 123. 

4> ) S. auch die Deskription des Amtes Bonn von 1449 im St.A. Düs¬ 
seldorf, Amt Bonn, Geistl. Sachen V» unter Kessenich. 

45 ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 19 u. 24. 
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stand. Man wird daher vermuten dürfen, dass sie einem dieser Erz¬ 
bischöfe ihre Entstehung verdankt. Direkt neben der Cassiuskirche 
war die Martinskirche erbaut, die Pfarrkirche für Kessenich und 
Poppelsdorf. Welche von beiden Kirchen die ältere war, lässt sieb 
mit Hilfe unserer Überlieferung nicht entscheiden. Da die St. Martins¬ 
kirche jedoch für die Kessenicher Hofesleute bestimmt war, kann sie 
sehr wohl bestanden haben, ehe das Stift gegründet wurde. Ebensowenig 
besitzen wir bestimmte Nachrichten über das Alter der Remigiuskirche. 
Alle drei Kirchen lagen auf jeden Fall im Bereich der villa Basilica, 
die vordem befestigt gewesen sein muss, da die sie abschliessenden 
Mauerreste in ihrer ganzen Ausdehnung aufgedeckt sind 44 ). 

Es ist jedoch ein Irrtum, wenn man diese villa Basilica einfach 
mit der Immunität des Cassiusstiftes identifiziert hat 45 ). Diese nahm 
nur die nordwestliche Ecke der villa Basilica ein; sie endete schon 
auf dem Münsterplatz, der zum Teil die erzbischöfliche Gerichtsstätte 
bildete, wie wir aus einer Urkunde von I25f> 46 ) erfahren. Aus dieser 
Urkunde ist auch zu schlossen, dass die Gerichtsstätte auf dem Hofe 
des Erzbischofs errichtet war. Laut Urkunde vom 5. Juni 1250 47 ) 
stand ein Kanonikathaus ebenfalls auf dem Areal des Hofes Merhausen. 
Ehemals scheint der ganze östliche und südliche Teil der villa Basilica 
zu ihm gehört zu haben, denn im Süden war das erzbischöfliche Schloss 
erbaut; hier führte, wie schon bemerkt, die Hofstrasse her, die Häuser 
im Süden und Westen der Martinskirche hiessen „Im kleinen Höfchen“. 
Das „Stiftsstädtchen“, wie man die villa Basilica unberechtigterweise 
getauft hat, schloss doch auch die alte Remigiuskirche mit ihrem Kirch¬ 
hof ein. Ihrer Lage nach muss sie mit dem erzbischöflichen Hofe 
Merhausen in Verbindung gestanden haben. 

Und dann sehe man sich die alten Kirclispielsgrenzen der Pfarr¬ 
kirchen näher an. Die Martinskirche umfasste die Stiftsimmunität mit 
dem Hospital und die Dörfer Kessenich und Poppelsdorf 48 ). Der 
Sprengel von St. Remigius schob sich als Dreieck nach Norden; Acker- 
und Sternstrasse, Bonn- und Maargasse u. a., das Gebiet, auf dem die 
spätere Gründung des Augustinessenklosters Engeltal 1324 erfolgte 43 ), 

44 ) Kunstdenkmäler des Kreises Bonn 143 f. 

48 ) NRhein. Ann. 23, 275 und Maasser, Geschichte des Dekanates 
Bonn 1, 20. 

4 *) Bonn, Beiträge zu seiner Geschichte IV, 14. 

iT ) St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius Urkk. 

48 ) NRhein. Annalen 24, 322 ff. 

4# ) Pick, Geschichte der Stiftskirche 27, Anm. 5. 
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gehörten zu ihm. Die erste Niederlassung, welche die Augustinessen 
in Bonn gehabt hatten und die 1313 &0 ) nach Köln verlegt wurde, 
hatte ebenfalls schon innerhalb der Stadtmauern gestanden, aber diese 
war damals im I’farrsprengel von Dietkirchen (ecelesia s. Petri) gelegen. 
Dieser griff von Norden her in die Stadt Bonn ein und umfasste vor¬ 
nehmlich den Bezirk des Itheinufers, ln diesem Teil der Stadt Bonn 
werden verschiedentlich Besitzungen des Stifts Dietkirchen erwähnt 51 ). 
In wie weit sie vielleicht mit dem gleichnamigen Fronhof dieses Stifts 51 ) 
verbunden gewesen sind, geht aus den Verkaufsnotizen nicht hervor. 
Wenn behauptet wird, dass der Pfarrsprengel von Dietkirchen bis nach 
Wesseling gereicht habe, so erklärt sich das vielleicht daraus, dass 
einzelne Güter des Fronhofes in diesem Orte vorhanden waren. Das 
Dietkirchener Kirchspiel erstreckte sich auch über die schon genannten 
Höfe, den Wichelshof und den von St. Isidor, ferner über Güter in 
Dransdorf - ’*). Die jüngste der Bonner Pfarrkirchen, die St. Gangolphs- 
kirche, die unmittelbar vor der Stiftskirche im Norden errichtet war, 
bietet uns auf jeden Fall sichere Belege dafür, dass die Zugehörigkeit 
verschiedener Häuser der Stadt zu deren Kirchspiel durch ihre Abhängig¬ 
keit vom Fronhof Mülheim bedingt war. Vereinzelte Häuser auf dem 
Mauspfad und am Münsterplalz, die bis in die Neuzeit zum Pfarr- 
bezirk St. Gangolph gerechnet wurden 54 ), waren laut Urkunden von 
1347 55 ) auf dem Areal des Mülheimer Hofes erbaut. Ob sich das in 
weiterem Umfange bei den anderen Häusern in der Stadt erweisen lässt, 
die laut dem Einkünfteverzeichnis des Mülheimer Hofes von ca. 1320 5G ) 
diesem zu Zins verpflichtet waren, bleibt noch unter Zuhilfenahme des 
späteren Quellenraaterials, insbesondere auch der Kirchenrechnungen von 
St. Gangolph zu untersuchen. Jedoch schon die Lage dieser Kirche 
und des Mülheimer Hofes, der sich direkt nordwärts der ersteren er¬ 
streckte, deutet auf den Zusammenhang zwischen beiden hin. 

*°) St.A. Düsseldorf, Köln-Agathen, Msc. B 68b fol. 12; vgl. auch Pick 
a. a. 0. 26. 

8 ‘) S. Urkk. des Stifts Dietkirchen im St.A. Düsseldorf. 

**) Er war neben dem Wichelshof von den Bonner Höfen, wie wir 
noch sehen werden, allein im Kottenforst berechtigt. Auch dieser Umstand 
spricht für sein hohes Alter, wenngleich die urkundliche Überlieferung über 
ihn erst später einsetzt. 

M ) Vgl. Pick, a. a. O. S. 23 und 27. 

Maassen, Gesch. des Dekanats Bonn 1, 176. 

M ) Urkk. Bonn-Cassius zum Jahr 1347. 

M ) Bonn. Beitr. zu seiner Gesch. IV 24 ff. 
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Des Mülheimer Hofes geschieht zuerst 1143 Erwähnung. Damals 
sind ihm 5 Hufen beigegeben, die im Bonner Bann gelegen haben 
müssen, denn deren Besitzer werden 1167 vom Burgdienst in Bonn 
befreit 57 ). Die im Verzeichnis von ca. 1320 namhaft gemachten Hufen 
waren dagegen in die weitere Umgegend von Bonn verstreut, sie be¬ 
fanden sich in Hersei, Üdorf, Ippendorf, Bornheim, Dransdorf u.a. 0. 
Jetzt sind es deren statt 5 mindestens 20 ganze Hufen und mehrere 
Halbe- und Viertelhufen geworden. Wenn der Bestand im 12. Jahr¬ 
hundert vollständig aufgezählt ist, muss also die Hufenzahl in 150 Jahren 
gewaltig gewachsen sein. Alle Erwerbungen bei Bonn hat man dem¬ 
nach seitens des Cassiusstiftes diesem Hofe an gegliedert. Der Wald¬ 
bestand des Hofes scheint nicht erheblich gewesen zu sein; die Nutzung 
der Büsche „Hessenkoffen“ ward im 17. Jahrhundert gesperrt 58 ). Das 
Salland des Hofes aber betrug 1575 noch 129 Morgen, zu denen über 
8 Morgen Wiesen kamen 59 ). 

Endlich sei noch des im Besitz des Cassiusstiftes befindlichen 
Hofes zu St. Paul gedacht, der innerhalb der ältesten Stadtbefestigung 
von Bonn in der Gegend der Kölnstrasse gelegen war. Er hatte zwar 
eine eigne Kapelle, indessen Hufengüter scheinen nicht zu ihm gehört 
zu haben. 

Wenn Lacomblet 60 ) auf Grund einer Urkunde von 1142 im 
Norden Bonns an dem 1174 sogenannten Bonner Bach, mit dem der heutige 
Dransdorfer Bach gemeint sein muss, ein villa Bachheim einschiebt, so ist 
das ein Irrtum, die Notiz bezieht sich auf Ober- oder Nieder-Bacbem 
südlich von Bonn. Ebenso ist es fraglich, ob man von einer beson¬ 
deren villa Stochen reden darf. Stochen wird 1110 nur als Teil der 
villa Bonnensis bezeichnet 61 ). Der Name lebte im Mittelalter in der 
Stöckerpforte fort. Wahrscheinlich befand sich hier der Sitz der Ritter¬ 
familie von Stocke 0 *). 

Nicht das Römerlager, nicht die mittelalterliche Burg, auch nicht 
das Stift zu den hll. Cassius und Florentius oder die Dietkirchener 
Peterskirche, wie man wohl auch vermutet hat, sind es gewesen, an 

® 7 ) Günther, Cod. dipl. Rhen.-Mosell. I, 134 und 183. 

M ) S. das Hofesweistum von 1621; Bonn. Beiträge IV 23. 

5B j Ebenda S. 28 f. 

*°) Archiv 2, 298. Ihm folgt Ilarless in Bonn. Beiträge zu seiner 
Geschichte IV 20. 

• l ) Günther, Cod. dipl. Rheno-Mosell. I, 81. 

•-') S. Urk. von 1370 St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius. Die Stocken- 
str&sse besteht noch heute am Rathans. 
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die sich die bürgerliche Ansiedlung in Bonn vornehmlich angelehnt hat, 
sondern der Merhauser Hof der Erzbischöfe von Köln. Auf ihm ist 
die villa Basilica, das Kirchdorf im eigentlichen Wortsinne, weil es 
drei Kirchen umschloss, entstanden, das bereits im frühen Mittelalter 
einen Mauerschutz erhalten hatte. Unmittelbar vor dessen Mauer im 
Osten von der Remigiuskirche auf dem Areal des Merhauser Hofes 
hat man den Markt eingerichtet, durch den der Grund zur Entwick¬ 
lung weiteren Verkehrs gelegt wurde. Wie uns die Rechtsweisung des 
14. Jahrhunderts belehrt 63 ), ist der durch das Landrecht den Insassen 
von Bonn gebotene Friede durch das Burgrecht erweitert worden. Die 
villa Basilica des 8. bis 9. Jahrhunderts schloss der vicus Bunnensis 
ein. Eine Tradition von 804 64 ) bezeugt, dass der vicus seine 
Mark hatte, die in seiner unmittelbaren Nähe gelegen war. Zu ihr 
wurde auch Weinbergsland gerechnet. An anderer Stelle, in einer 
Tradition von 7 95 65 ), wird die Bonner Mark mit dem Ausdruck campi 
Bonnenses wiedergegeben. Als Gewanne dürfen diese Felder jedoch 
nicht angesprochen werden, weil die Lage des tradierten Besitztums 
dahin gekennzeichnet wird, dass es auf der einen Seite von Eigentum 
der Peterskirche (Dietkirchen), auf der anderen von dem eines gewisssen 
Otbertus begrenzt war. Mit der Vorder- und Rückseite stiess es wahr¬ 
scheinlich an Wege an. In der Bonner Feldmark gab es also um 
800 freies Sondereigen, res proprietatis, wie der zeit übliche Ausdruck 
lautet. Da in der Schenkung nicht bemerkt ist, dass es sich um 
Einzeläcker handelte, muss diese ein geschlossenes Besitztum darstellen, 
zu dem neben Ackerland auch vermutlich Weinberge gehörten. Zu der 
nämlichen Annahme nötigt uns die Tradition des Gisilbert von Bonn 
an das C'assiusstift, wenngleich aus deren lückenhafter Aufzeichnung 
nicht sicher zu erkennen ist, ob der geschenkte mansus in der Bonner 
Feldmark selbst gelegen war 66 ). Von dieser Hufe werden ebenfalls 
die beiden Anrainer genannt. Der eine von ihnen war der dominus 
rex, also Karl der Grosse. Er erscheint auch als der Grenznachbar 
des Itungus von Bonn, welcher 804 sein llöfchen (curtile) in Duisdorf 
nebst 20 Morgen Land dem Bonner Stift übertrug 67 ). Dieses tauscht 
875 einen ebenfalls in Duisdorf bestehenden Hof, dessen Anlieger ein 
gewisser Didrad war, von Engelbert ein, und tritt dem Engelbert 
einen Hof oder eine Hufe, wie es in der Gegenurkunde heisst, in 

® 3 ) Lacomblet Archiv 2, 318. 

M ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 12. 

* ä ) Ebenda Nr. 19. — ") Ebenda Nr. 20. - #7 ) Ebenda Nr. 12. 
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Plittersdorf ab 68 ). Die Hufe umfasste, so wird ausdrücklich vermerkt, 
30 mit der Ruthe gemessene Morgen und sie stiess auf der einen Seite 
an ein Besitztum an, das Engelbert hier bereits besass, während an 
der anderen die Güter eines gewissen Meinhard angrenzten. 

Diesen verschiedenen Belegen in den Bonner Traditionen des 8. 
und 9. Jahrhunderts über abgeschlossenen Sonderbesitz, über Einzel¬ 
hufen, steht kein einziger zur Seite, aus dem Gewannteilung und die 
zerstrente Lage der zu einer Hufe gehörigen Äcker in der Flur mit 
Sicherheit gefolgert werden könnten. Weder von Giselbert noch 
Rungus von Bonn hören wir, dass sie in irgend welchen Beziehungen 
zum erzbischöflichen Hof daselbst gestanden hätten. Deshalb können 
sie aber trotzdem mit ihren Besitzungen der Kontrolle, welche von 
diesem Hofe über die öffentlichen Wege ausgeübt wurde, und dessen 

Polizeiaufsicht in Feld und Flur in der Bonner Mark unterworfen 

gewesen sein. Rungus muss ein reicher Güterbesitzer gewesen sein. 
Ausser dem Höfchen in Duisdorf tradierte er 804 dem Cassiusstift eine 
von ihm erbaute Kirche, natürlich mit dem Grund und Boden, auf dem 

sie stand, ferner im Bonner Dorf (in vico Bonna) eine Hofstatt mit 

einem darauf errichteten Haus (casa). Ob die Hofstatt sein eigen war 
oder ob er sie etwa vom Merhauser Hof zu Zins genommen hatte, ist 
nicht bemerkt. Es wäre möglich, dass das Weinbergsstück in der 
Bonner Mark, das er ebenfalls schenkte, mit ihr in Verbindung stand. 
Da das Weinland auf zwei Seiten vom Land der Peterskirche umgeben 
war, wird es wohl in der Nähe von Dietkirchen gelegen haben. End¬ 
lich schenkte Rungus zwei Morgen Ackerland bei Endenich und einen 
Weinberg in Mehlem, wo wieder der Kaiser sein Anlieger war, während 
der Weinberg auf der anderen Seite an die öffentliche Strasse stiess 69 ). 

Alle diese Traditionen notieren nur den Tatbestand der Über¬ 
tragung der Besitzstücke; in welcher Weise der gerichtliche Akt dabei 
vollzogen ward, verzeichnen sie nicht. Wir vermögen daher auch nicht 
zu erkennen, ob die Tradenten in diesen Fällen nur ihr Eigenland 
schenkten oder ob sich darunter auch Zins- und eventuell abhängiges 
Hofesland befunden habe. Für Vergabung solchen Besitzes konnte ja 
ein besonderer Consensbrief des Hofesherrn eingeholt worden sein. 
Soviel aber lehren sie uns unbedingt, dass das Land in und um Bonn 
und in den nahegelegenen Orten während der Karolingerperiode sowohl 
zu Gütern in geschlossener Lage zusammengesetzt wie zugleich zer- 

M ) Ebenda Nr. 4 und 8. 

•*) Ebenda Nr. 12. 
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splittert war. Die Mobilisierung des Grundeigentums erstreckte sich 
bereits auf die kleinsten Besitzteile. Und selbst die Besitzungen der 
Kaiser in dieser Gegend lagen über die Gegend weit verstreut und im 
Gemenge mit den Gütern privater Eigentümer. 

Schon 787 erscheint König Karl im Besitz von Land in Lesse¬ 
nich, das an die Hufe (mansus) eines gewissen Corsus angrenzte, als 
deren Anrainer ausser dem König ein Liutgart aufgeführt ist, während 
auf den zwei anderen Seiten ein öffentlicher Weg und ein Bach sie 
einschlossen 70 ). Land, welches dem Kaiser Karl in Godesberg gehörte, 
stiess an einen Hof, der zu seiner Zeit durch Schenkung an das 
Cassiusstift überging 71 ). 

Von umfangreicheren und, wie es scheint, auch mehr zusammen¬ 
hängenden königlichen Besitztümern im Bonn- oder Ahrgau hören wir 
aus der Zeit der späteren Karolinger und vom 10. Jahrhundert ab. 
In Kessenich hatte der Enkel Karls des Grossen, Lothar II., grossere 
Güter, von denen 8 Hufen einem Grafen Esicli zu Lehen gegeben 
waren, der sie durch königliches Pr&zept vom 20. Mürz 843 zu Eigen 
überwiesen erhielt. Vom Grafen Esicli fielen sie 845 an das Stift 
Corvey 7 *). König Zwentibold schenkte 898 dem Stifte Essen in Pissen- 
heim südlich von Bonn eine Salhufe (hoba salica) nebst Kirche und 
11 hörige Hufen 7 ®). Dasselbe Stift verfügte laut Urkunde von 947’ 4 ) 
über einen Hof (curtis) in Godesberg, dessen Besitz es der Überliefe¬ 
rung nach einer Schenkung Karls des Grossen verdankte, von dessen 
Ländereien daselbst wir ja schon ein Stück kennen gelernt haben. 
Eine Urkunde aus dem nämlichen Jahr 947 berichtet uns, dass Arnulf 
von Kiirnthen das Stift Gandersheim mit Eigengut (proprietates) in der 
villa Crucht ausgestattet hatte 75 ). Crucht lag bei Friesdorf südlich 
von Bonn. Da diese Schenkung im Anfang des 13. Jahrhunderts von 
Gandersheim an die Abtei Heisterbach zunächst verpachtet und 1318 
verkauft worden ist 76 ), vermögen wir auch festzustellen, dass sie aus 

70 ) Ebenda Nr. 14. 

71 ) Ebenda Nr. 18. 

71 ) Wilmans, KU. der Prov. Westfalen I, 25 u. 20. Im 12. Jahrhundert 
hat Corvey in Kessenich eine Villikation eingerichtet. Das erfahren wir aus 
dem Brief Wibalds von Stablo vom 29. September 1152. JaflV, Bibi., Mon. 
Corbeiensia Nr. 405. 

7S ) Lacomblet, UB. I, 81. 

«) MGH. I)ipl. 1, 85. 

”) MGH. Dipl. 1, 89. 

:s ) Schmitz, Heisterbacher UB. I, 21, 240 und 265, Urkk. von 1207, 
1318 u. 1323. 
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einem Salbof und dienenden Hufen oder Lehen, wie die Hufen später 
in unserer Gegend genannt werden, bestand. 

Durch Tausch hat in späterer Zeit Kaiser Heinrich II. den Hof 
(curtis) in Muffendorf vom Stift Uersfeld zu persönlichem Besitz er¬ 
worben, um ihn 1020 an das Marienstift in Aachen zu verschenken 77 ). 
Dieser Hof mit seinen Gerechtsamen im Kottenforst wird uns später 
noch einmal beschäftigen. Die Nona aus dieser villa war bereits durch 
König Lothar dem Aachener Stift überwiesen worden 78 ). Im Anfang 
des 10. Jahrhunderts hatte sich das Stift Weilburg ira Besitz der Kirche 
zu Muffendorf befunden 79 ). 

Schon diese wenigen Nachrichten zeigen deutlich, dass die Güter 
der Karolinger in und um Bonn, mögen sie nun Haus- oder Fiskal¬ 
besitz gewesen sein, keinen grösseren Bestand gebildet haben können. 
Es hat hier keinen königlichen Fiskus im Umfang von mehreren Meilen 
mit einheitlichem Wirtschaftsbetrieb gegeben. Freilich werden die Höfe 
in Crucht, in Godesberg und Pissenheim schon als Fronhöfe organisiert 
gewesen sein, als sie noch in den Händen der Karolinger waren. Offen¬ 
bar aber unterschieden sie sich an Grösse und Bedeutung nicht wesent¬ 
lich von den zahlreichen gleichartigen Höfen, wie wir sie hier damals 
im Besitz von geistlichen Instituten und vornehmen weltlichen Herren 
sehen. Beispielsweise hatte ein gewisser Hartmann in Yillip westlich 
von Godesberg einen Salhof (curtis salaricia) besessen, zu dem ausser 
Salland und Kirche auch eine Anzahl höriger Hufen zählte. Er gab 
den Hof und die Hufen 882 der Abtei in Prüm in Tausch 80 ). Diese 
hatte es überhaupt verstanden, in dem Winkel zwischen Rhein und Ahr 
an zahlreichen Orten einen ansehnlichen Güterbestand zu erwerben. 
Im Prümer Urbar von 893 werden auch zwei Hufen in Meckenheim 
namhaft gemacht, die zu dem Klosterhof im benachbarten Münchhausen 
geschlagen gewesen zu sein scheinen 81 ). 

Meckenheim im Swistgau, einem Untergau des Bonngaus gelegen, 
begegnet uns zuerst in dem Traditionsverzeichnis des Cassiusstiftes 82 ) 
in Bonn aus dem 8. bis 9. Jahrhundert; leider ist in ihm ausser dem 

”) MGH. Dipl. 3, 433. 

1S ) S. das Diplom König Arnulfs vom 13. Juni 888 bei Lacomblet, 
UB. I, 75. 

7 *) S. die Urk. vom 16. Juni 913 bei Kremer, Orig. Nassoicae 2, 31. 

®°) Beyer, MRhein. UB. I 120, vgl. das Prümer Urbar ebenda S. 182. 

»') Beyer, MRhein. UB. I S. 180 u. 181. 

8i ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 11; vgl. auch Nr. 30a. 
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Namen nichts mehr darüber überliefert. Als jedoch 854 der Priester 
Heriger dem genannten Stift seinen Herrenhof (curtis dominicata) nebst 
Gebäulichkeiten, 44 Morgen Wiesen und Bauland daselbst mitsamt 
verschiedenen Mastgerechtsamen übertrug 83 ), besass dieses Stift in 
Meckenheim bereits einen Hof und Salland und verfügte auch über je 
eine Hufe in Tutehoven und Ersdorf. Durch die dem Hause der Pfalz¬ 
grafen bei Rhein entsprossene Königin Richenza von Polen, dessen 
Angehörige auch zeitweise die Grafschaft im Bonngan innehatten, sind 
Güter in Meckenheim in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts an 
das Stift Köln-Mariengraden geschenkt worden 84 ). Während wir von 
Besitzungen der Abtei Prüm in späterer Zeit nichts mehr hören, 
erscheint seit dem 12. Jahrhundert die Abtei Heisterbach in Mecken¬ 
heim zeitweise begütert 85 ). Unseren Nachrichten vom 1 2. Jahrhundert 
ab zufolge teilen sich jedoch das Cassiusstift in Bonn und das Stift 
Köln-Mariengraden vornehmlich in die Grundherrschaft über Mecken¬ 
heim. Jedes dieser Stifte verfügte daselbst über einen Lehenhof, in 
dem je 7 Schöffen die Hofesgerichtsbarkeit ausübten. Indessen nur 
mit dem Lehenhof des Cassiusstiftes war von alters her ein Fronhof 
verbunden; der von Köln-Mariengraden hatte zunächst keinen derartigen 
Mittelpunkt. Dies Stift erwarb erst in späteren Jahrhunderten einen 
in Meckenheim gelegenen ehemaligen kleinen Rittersitz, den Niederhof 
genannt, als Eigenhof. Die 14 Schöffen der beiden Lehenhöfe traten 
zu gemeinsamen Beratungen zusammen, wenn es sich darum handelte, die 
Ausdehnung der Grundherrlichkeit Meckenheim im ganzen durch Weis¬ 
tum festzulegen. Auch die Aufsicht über Mass und Gewicht in Mecken¬ 
heim übte die Gesamtzahl der 14 Schöffen aus. Gebot und Verbot, 
Übergriffe in Wald und Feld jedoch wurden innerhalb der Grenzen 
der beiden Lehnhofgebiete gesondert gerügt, wie denn auch jeder Hof 
das Recht des Glockenschlages besass. Diesem Zwecke dienten zwei 
verschiedene Glocken der Kirche, auf deren Klang die Angehörigen 
des einen oder anderen Lehnhofes die Gefolgschaft zu leisten hatten 86 ). 
Die Vogtei über beide Höfe stand früher den Herrn von Molenarken, 
später den Herren von Tomberg zu 87 ), die in Meckenheim ebenfalls 

**) Lacomblet, Archiv 2, S. 81 ff. 

8 ‘) S. die Urkk. von 1059 u. 1075 bei Lacomblet, UB. I, 195 u. 220. 

8 ') S. die Urkk. von 1143 44, ca. 1240, 1264, 1314, 1345 in Schmitz, 
Heisterbacher UB. 

") S. das Weistum von 1421 in Lacomblets Archiv 6, 338 ff. 

87 J St.-A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten Nr. 34a. 
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einen Hof besassen, während die Unterhaltung des Stockes und die 
PHicbt, Übeltäter drei Tage zu bewachen, zunächst dem Fronboten des 
Bonner Hofes oblag, der jedoch den Fronboten des Vogtes zu seiner 
Hilfe auf bieten konnte. Waren auch sie beide machtlos gegenüber 
dem Schuldigen und seinen Helfershelfern, so wurde die Gemeinheit 
von Meckenheim durch die grosse Glocke zur Unterstützung zusammen¬ 
gerufen. 

Den späteren Territorialherren des Gebietes, in dem Meckenheim 
lag, den Erzbischof von Köln, erkannte man zwar als obersten Herrn 
an, aber nur insoweit, als von ihm in seiner Eigenschaft als geistliches 
Oberhaupt der Schutz der Kirche gewährleistet wurde 88 ). Und doch 
besassen die Erzbischöfe seit 1338 einen „guden hof“, wie es im 
15. Jahrhundert heisst, daselbst, zu dem 21)0 Morgen Ackerland, ca. 
5 Morgen Wiesen und 24 Morgen Busch gehörten und den sie vom 
Abt Robert von Corvey, einem Mitglied des Tomberger Hauses gekauft 
hatten 89 ). Als Angehörige der Erzbischöfe von Köln werden um die 
Mitte des 15. Jahrhunderts 40 freie Dienstleute bezeichnet, die ausser 
den Lehensträgern der beiden Stifte in Meckenheim angesiedelt waren 
und Land gegen Zins bebauten 90 ). 

Während der Ort bereits im Jahr 1131 9I ) ein eigenes Kirchspiel 
bildete, gab es bis in das 16. Jahrhundert hinein noch keine Gesamt¬ 
vertretung der weltlichen Gemeinde Meckenheim. Die Hofesschultheissen 
der beiden stiftischen Lehenhöfe waren die Vorsteher der villa. Sie, 
in denen wir in diesem Falle nicht etwa ritterbürtige Schultbeissen, 
sondern die bäuerlichen Verwalter der Stiftshöfe zu erkennen haben, 
batten am Ausgang des 14. Jahrhunderts den Ort mit Gräben und 
Zäunen umgeben lassen, um die Insassen gegen räuberische Einfälle zu 
schützen 9 *). Als in den 20er Jahren des 15. Jahrhunderts in einem 

M ) Ebenda. 

8# ) Lacomblet, UB. 3, 327. 

*°) St.A. Düsseldorf, Msc. B3 fol. 78. 

•') Materialien zur Statistik des niederrhein. westfäl. Kreises S. 437 ff. 

® ! ) Damals hatte der Kanonikus von Köln-Mariengraden Ileinricus de 
Kusino die Höfe seines Stifts in Flamersheim und Meckenheim gepachtet. 
In einer Dekan und Kapitel vorgetragenen Beschwerde (St.A. Düsseldorf, 
Köln-Mariengraden, Akten 14) bringt er klagend an: ... quod villici de 
Meckenheym fecerunt novas structuras, fossas et sepes, per 
quas se et villam predictam defendere valeant. Circa hoc dicti 
villici magnas fecerunt expensas et petunt etiam dicti villici a dominis dccano 
et capitulo partem ipsos contingentem huius structurarum, pro quibus etiam 
pmsiones dictorum dominorum in Meckenheim detinerunt et detinent. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch u. Kunst. XXXII, I tt- 
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Prozess des Bonner Stifts mit den Inhabern des Hauses Tomberg wegen 
des Vogtgerichts die angesehensten Einwohner von Meckenheim als 
Zeugen aufgeboten wurden, wobei auch ihre Lebensstellung und Beschäf¬ 
tigung angegeben sind, findet sich unter ihnen kein Bürgermeister; es 
treten neben Handwerkern und Ackerbauern nur Hofesschultheissen und 
Hofesschöffen auf 93 ). Ein Bürgermeister von Meckenheim wird uns 
erst in der Mitte des 16. Jahrhunderts genannt und er erscheint auch 
zunächst in der Einzahl. Nunmehr, nachdem sich die eigentliche Ge¬ 
meindebildung vollzogen hatte, brechen auch sofort Misshelligkeiten 
zwischen der Gesamtgemeinde und den Meckenheimer Grundherrn, dem 
Cassius- und Mariengradenstift aus. Ein Weistum von 1597 94 ), das 
uns hierüber unterrichtet, lässt so unverkennbar das Schwergewicht 
der Hofes- gegenüber der Gemeindeorganisation hervorfreten, dass wir 
an der Ursprünglichkeit der ersteren gar keinen Zweifel hegen können. 

Ich habe diese Zustände etwas ausführlicher besprochen und sie 
bis in die Spätzeit des Mittelalters hinabgeführt, weil es sich auch bei 
Meckenheim um einen Ort handelt, der im Gebiet liegt, das man der 
sogenannten alten Yolkssiedlung zuspricht und über welchen wir ver¬ 
hältnismässig frühe Nachrichten erhalten. Meckenheim gibt uns auch 
Veranlassung, die Markenverhältnisse dieser Gegend etwas genauer 
kennen zu lernen, was um so erwünschter ist, als wir da wieder in 
die unmittelbare Nachbarschaft von Bonn zurückgelangen. 

v. Waldmarken und Allmenden im Bonngau und 
am Niederrhein überhaupt. 

Auf Grund der schon zitierten Urkunden von 854 hat Weimann 
(S. 49 ff) eine Meckenheimer Mark konstruiert, weil darin von der villa 
aut marca Mehkedenheim die Rede ist. I)a eine in jener Urkunde 
ebenfalls angeführte Mastgerechtigkeit durch die Registratoren desC'assius- 
stiftes in Bonn aus dem 18. Jahrhundert ohne weiteres auf den Kottenforst 
übertragen ist, rechnet auch W. diesen, dessen zuerst in einer Urkunde- 
von 886 95 ) Erwähnung geschieht, einfach zur Meckenheimer Mark. 
Nun heisst es aber in der Urkunde yoii 854 ausdrücklich, dass zu dem 
Hof in Meckenheim, den der Priester Heriger tradierte, „de foraste 
vero in ipsa marca (Mekkedenheim) in duobus locis ad porcos 

® s ) St.-A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten Nr. 34. 

M ) St.A. Düsseldorf, Amt Bonn, Kellnereisachen Nr. 9. 

® 8 ) Beyer, MRhein. UB. I, 120 zu 882; nach Lamprecht, Wirtschafts¬ 
geschichte 2, 99 f. gehört die Urkunde ins Jahr 886. 
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qnadraginta“ gehörten. Die Worte „in duobus loeis“ lassen gar keinen 
Zweifel darüber, dass es sieh um zwei Sonderforste oder Siele in der 
Meckenheimer Mark für die Schweinemast handelt, nur darüber kann 
man streiten, ob jeder von ihnen für 40 oder je nur für 20 Schweine 
ansreichte. Zu dieser Auslegung führt unmittelbar auch der Zusatz 
hinter quadraginta „et de waltmarca in Hoenspalde ad porcos centum.“ 
Um diese Waldmark Hoenespalde hat sich Weimann nicht weiter be¬ 
kümmert, er identifiziert sie unbesehen mit dem Kottenforst 9fl ). Eine 
sorgfältige Interpretation der angeführten Worte darf aber schon hieraus 
da9 Hecht herleiten, nicht bloss einen Unterschied, sondern einen ge¬ 
wissen Gegensatz zwischen der Meckenheimer Mark und der Waldmark 
Hoenespalde aufzustellen. Die erstere Mark war eben keine Waldmark, 
sondern eine blosse Ortsmark, um nicht den Ausdruck Dorfmark zu 
gebrauchen, aus dem gewöhnlich weitergehende Schlüsse gezogen werden. 
Zudem scheint das Waldgehiet in ihr 854 bereits aufgeteilt zu sein. 
Es hat, wie wir noch sehen werden, keine gemeinsame Meckenheimer 
Waldmark gegeben, in der die sämtlichen Ortseingesessenen berechtigt 
gewesen wären, und der Kottenforst bildete nicht etwa einen Teil der 
Meckenheimer Mark. Damit wir aber die Waldmark Hoenespalde hier 
gleich zu lokalisieren versuchen, sei erwähnt, dass Harless 9 ') den 
Namen mit gutem Grund in dem der Hospelterhöfe (bei Mudscheid ) in 
der Bürgermeisterei Münstereifel weiterleben lässt. Sie werden uns 
schon 8 66 als locus Hoonspalt in pago Kibuarinse vorgeführt 98 ). Die 
Abtei Prüm besass daselbst einen Herrenhof (curtis indominicata) nebst 
4 Hufen, deren Zahl 893 auf 24 angewachsen ist. Das Gebiet zwischen 
Münstereifel und der Ahr ist noch heute sehr waldreich und Caesarius 
von Prüm") nennt es im Anfang des 13. Jhs. (inter Monasterium et 
Arre) magnam silvam. Wenn die Meckenheimer im 9, Jahrhundert ihre 
Schweine dorthin zur Mast eingetrieben haben, so war das zwar etwas 
umständlich ; die Imtfernung beträgt immerhin zwei bis drei Wegstunden. 
Aber ähnliche Verhältnisse haben in verschiedenen Gegenden bestanden; 
in grossen Marken nahm man Schweine aus entfernteren Orten gegen 
Zins in Mästung. Die Waldmark Honespalde muss südlich direkt an 
den Flamersheimer Wald angegrenzt haben. 

Dass aber Meckenheim in historisch nachweisbarer Zeit keine 
grössere Waldmark bildete, können wir auch daraus schliessen, dass 

“*) S. 51. — 97 ) Bonn. Beiträge zu seiner Geschichte IV 3. 

*’) Beyer, MRhein. IB. I, 105 S. 110 u. ebenda 8. 177. 

“•) Beyer, MRhein. UB. I, S. 159 Anm. 

3* 
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der erzbischöfliche Hof, der früher Eigentum der Herren von Tomberg 
gewesen, nirgendwo .Marktgenosse war. Ihm standen drei Sonderbüsche, 
das Jungholz, der Steinbuck und das Bischofsholz bei Lttftelberg zur 
Verfügung. Vom Jungholz hatte der Fronhof des Bonner Cassiusstiftes 
in Meckenheim ebenfalls seinen Anteil zugewiesen erhalten, der ausser¬ 
dem mit einer Schar, dem Eintrieb von 30 Schweinen und einem Beer 
nebst einem Wehrwagen Holz im Ersdorfer Wald, der südlich an den 
Flamersheimer grenzte, berechtigt war. Im Kottenforst durfte er nur 
vor jedem der drei Dingtage des Hofgerichts drei Not- oder Grund¬ 
schwellen schlagen lassen, die verfielen, wenn der Termin nicht einge¬ 
halten wurde ,0 °). Holzschlag, Mastgerechtigkeit im Kottenforst stand 
dem Stiftsfronhof sowenig wie den 21 zugehörigen Lehensleuten zu. 
Jedes dieser Lehen, das mit 30 Morgen Ackerland ausgestattet war, 
hatte vielmehr daneben ursprünglich einen Sonderbusch von 1*2 Morgen 
Wald ,01 ). Ausserdem existierten in Meckenheim in späterer Zeit noch 
5 freie adlige Höfe, deren Grösse zwischen 90 und 140 Morgen 
schwankte, von denen jedoch keiner ebensowenig wie ihre Besitzer irgend 
einen Anteil am Kottenforst hatten; sie besassen ebenfalls Eigenwald. 
Hingegen gehörten die 21 Lehen, mit Einschluss eines freien Förster¬ 
lehens, des Hofes von Köln-Mariengraden in Meckenheim zu den Erb¬ 
berechtigten des Kottenforstes loa ); sie durften eine bestimmte Anzahl 
Schweine zur Mast eintreiben und standen im beschränkten Genuss von 
Bau- und Brennholz. Dafür waren sie jedoch dem Herrn des Kotten¬ 
forstes, der vom 11. Jh. bis zum Jahr 1549 der Abt von Siegburg 
war, zu einem Zins von 1 Malter Gerste, 1 Huhn und 3 Schillingen 
verpflichtet 103 ). 

Als berechtigt zur Schweinemast in der Waldmark Kottenforst 
erscheint auch bereits 882 der Prümer Hof in Villip, dem jedoch da¬ 
neben noch ein Sonderforst für 400 Schweine zur Verfügung stand l04 ). 
ln späteren Jahrhunderten ist von dieser Berechtigung des Villiper 

,0 °) St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten Nr. 34. 

,01 ) Ebenda Urk. von 1361; evn gans leyn, dat heit of baldyn sali 30 
uiorghin artlants ind 12 morgbin husch. 

,02 ) Uni die Mitte des 13. Jahrhunderts erscheinen auch die Leute der 
Abtei Heisterbach in Meckenheim als Ilolzherechtigte im Kottenforst; siehe 
Schmitz, Heisterbacher UB. 86 Urkunde von ca. 1240. I)a Heisterbach die 
dortigen Besitzungen bald wieder aufgegelen haben muss, hören wir später 
davon nichts weiter und wissen nicht, auf wen die Gerechtsame übergegangen 
sind. 

,03 ) St.A. Düsseldorf, Siegburg, Akten 249. 

104 ) Beyer, MRhein. UB. I, 120. 
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Hofes im Kottenforst überhaupt nicht mehr die Kede. Der zwischen 
Villip und Meckenheim gelegene erzbischöfliche Hof Münchhausen durfte 
seine Ileimzucht zur Mast in den Kottenforst eintreiben, besass jedoch 
keine Holzgereehts'ame. vermutlich weil er einen eignen Wald von ca. 
350 Morgen hatte. Der Dietkircherhof des gleichnamigen Stiftes in 
Bonn, der Wichelshof daselbst konnten sich mit Brandholz aus dem 
Kottenforst versehen ,oa ). Aber weder der Merhauser Hof und der Mül- 
heimer Hof in Bonn noch die Stadt Bonn hatten irgend welche Ge¬ 
rechtsame in dieser Waldmark. Ebensowenig zählten die sonst noch 
auf der Peripherie des Kottenforstes gelegenen Ortschaften Merl, Lüftel- 
berg, Röttgen — eine spätere Rodung — Uckesdorf. Ippendorf. Kessenich, 
Dottendorf und Friesdorf, von denen eine Anzahl bereits in karolingischer 
Zeit existierte, zu den Markenerben; sie hatten weder Anteil an der 
Schweinemast noch Holzgerechtsame. Selbst ihr Grossvieh durften die 
Insassen einzelner der genannten Dörfer nur mit Genehmigung des 
Siegburger Schultheissen des Muffendorfer Hofes im Kottenforst weiden 
lassen. Mit ihm musste der Weidgang zuvor vereinbart werden und 
er erhielt dafür das Weidegeld. Eine derartig beschränkte Nutzung am 
Kottenforst wird man doch nicht als den Rest ehemaliger Markenbe¬ 
rechtigung einschätzen wollen. 

Herr des Kottenforstes aber war, wie wir bereits angedeutet 
haben, seit dem Ausgang des 11. Jahrhunderts der Aht von Siegburg, 
und zwar in seiner Eigenschaft als Besitzer des Muffendorfer Hofes. 
Dass ihm diese Gerechtsame aus königlichem Besitz überkommen sind, 
darin mag Weimann Recht haben; sonst aber beruhen seine Bemerkungen 
über den Kottenforst auf vollständig unzulänglicher Orientierung. Neben 
dem Abt von Siegburg gab es 5 Mitherren oder Beschirmer des Waldes, 
wie sie in einer Urkunde von 1113 genannt werden. Es sind das 
ausser dem jeweiligen Propst des Cassiusstiftes in Bonn die adligen 
Besitzer der 4 Höfe zu Adendorf, Odenhattsen im Süden und Osten des 
Forstes und der beiden in Friesdorf gelegenen Höfe Meerhof und Thurra- 
hof. die seit dem 14. Jahrhundert beständig von den Äbten von Sieg¬ 
burg zu Lehen gingen 10 ®). Die Lehensträger erscheinen in den Weis- 
tümern des Kottenforstos als die 4 Mannen. Bei dem Mangel an 
urkundlichen Zeugnissen vermögen wir nicht festzustellen, ob die Hufe 
als ehemals freie Höfe erst der Abtei Siegburg zu Lehen aufgetragen sind, 

105 j St.A. Düsseldorf, Amt Bonn, Jagdsachen Nr. 2. 

,oa ) Nithein. Ann. 33, 107 ff. und St.A. Düsseldorf, Siegburg, Urkunden 
und Akten. 
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oder ob sie vielleicht von alterslier Bestandteile des Muffendorfer Hofes 
gebildet haben. Nur soviel lehren uns die Weisung von 1413 und die 
Siegburger Lehenbriefe bestimmt, die Beschirmerwürde im Kottenforst 
war kein persönliches Vorrecht, sondern haftete an den 4 genannten 
Höfen. Ob die gleiche Gerechtsame des Bonner Propstes tatsächlich, 
wie man schon seit dem 18. Jahrhundert angenommen hat, aus dem 
Besitz eines Meckenheimer Hofes hervorgegangen ist, oder ob sie nicht 
vielmehr ursprünglich auf dem Hof des Bonner Propstes in Endenich 
ruhte, wie aus Beschwerden des Bonner Propstes Joh. Gropper aus der 
Mitte des 16. Jahrhunderts hervorzugehen scheint 107 ), vermögen wir 
heute nicht mehr zu entscheiden. Soviel ist richtig, dass der Bonnei- 
Propst auch in späterer Zeit noch das liecht hatte 40 Schweine und 
1 Eber in die Mast des Kottenforstes einzutreiben, während die Be¬ 
rechtigung der 4 Höfe nur auf je 30 Schweine und 1 Beer lautete. 
Verboten war es jedoch auch den Mitherrn „dehem“-Schweine, d. h. 
fremde Schweine gegen Zins zur Mästung anzunehmen. Wenn den 4 
Mitherren des Kottenforstes in einem Weistum von 1550 von den Ge- 
schwornen des Muffendorfer Hofes die GerechtigkeiGzum Bezug des Bau¬ 
holzes in der Waldmark abgestritten wurde, so kam das offenbar da¬ 
her, dass die frühere Gerechtsame von den Besitzern der steinernen 
Ritterburgen seit langer Zeit nicht ausgeübt war. Die Geschwornen 
des Muffendorfer Hofes, die Lehen d. h. alte Hufengüter dieses Hofes 
von dessen Herrn, dem Abt von Siegburg, in Erbnutzung hatten, be¬ 
trachteten sich als die Erben des Kottenforstes. Ihnen stand das liecht 
zu die Schweine, die sie im Jahr in ihrer Haushaltung aufgezogen 
hatten, mit anderen Worten ihre Heimzucht, zur Mast in den Kotten¬ 
forst zu treiben. Die fetten Schweine durften jedoch nicht verkauft 
werden, sondern sollten nur den Bedarf im eignen Haushalt decken. 
Zehn oder zwölf aus der Zahl der Geschwornen traten auch jährlich 
im Spätsommer mit dem Bonner Propst und den 4 Mannen zusammen, 
um zu bestimmen, wie in dem betreffenden Jahr der Eckern- und 
Eichelertrag einzuschätzen sei, wovon die Zahl der Schweine abhängig 
gemacht wurde, die zum Auftrieb zugelassen werden sollte. 

Vermag man nun aber mit diesen Verhältnissen, w ie wir sie hier 
dargelegt haben, die Vorstellung von dem Vorhandensein einer urgerma- 
nischen Markgenossenschaft in unserer Gegend in Einklang zu bringen? 
Wir haben gezeigt, dass es in Friesdorf zwei Höfe (curtes) gab, deren 
Inhaber Mitherren der Waldmark Kottenforst waren. Die übrigen 

10, J St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten Nr. 1. 
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Insassen des Dorfes zählten hingegen nicht zu den Erben, ja nicht 
einmal zu den Anerben, wie man anderen Orts in den Rheinlanden die 
Minderberechtigten an Waldmarken zu bezeichnen pflegte. In Crucht 
l>ei Friesdorf hatten die späteren Karolinger einen Hof besessen, den 
sie an die Abtei Gandersheim schenkten. Zu keiner Zeit ist von seiner 
Ilerechtigung in der nahen Waldmark Kottenforst die Rede. In Mecken¬ 
heim waren ausschliesslich die 21 Hofeslelien des Stifts Köln-Marien¬ 
graden im Kottenforst erbberechtigt, während die anderen Höfe der 
geistlichen Grundherren daselbst so wenig wie die adligen Sitze einen 
Anteil daran hatten, der als der Ausfluss alter Markenrechte gelten 
könnte. Da die Lehensleute von Köln-Mariengraden für die Mark¬ 
nutzung im Kottenforst Zins zahlen müssen, so spricht die Wahrschein¬ 
lichkeit dafür, dass ihre Gerechtigkeit erst auf Grund eines Privilegs 
des Abtes von Siegburg, als Herren des Forstes erworben ist. Hei 
den Heisterbacher Leuten wird uns dieser Vorgang urkundlich bezeugt. 

Im Westen und Nordwesten von Meckenheim dehnt sich der 
Flamersheimer Wald aus. Auch an ihm hatten die Meckenheimer 
Einwohner keinen Anteil. Da Weimann sich mit ihm ebenfalls ge¬ 
legentlich beschäftigt, lohnt es sich dem Flamersheimer Wald im An¬ 
schluss an die Kottenforster Waldmark eine kurze Betrachtung zu 
widmen. Weimann schätzt den Flamersheimer Wald nämlich als Gross- 
inark ein, was seinen sonstigen Darlegungen nach dahin zu verstehen 
ist, dass deren Entstehung noch in die urgermanische Zeit zurück¬ 
reichte. Den Charakter der Grossmark aber spricht er dem Flamers- 
heiraer Wald zu, obwohl seiner Angabe nach nur die drei in nächster 
Nachbarschaft gelegenen Dörfer Flamersheim, Kirchheim und Palmers¬ 
heim in ihm berechtigt waren 108 ). Dass die Bemerkung in dieser Be¬ 
schränkung unzutreffend ist. werden wir gleich hören. Sonst weiss 
Weimann als bemerkenswert bei ihm noch hervorzuheben, dass die 
Zahl der Teilhaber des Waldes im 15. Jahrhundert geschlossen worden 
sei; sie war in dieser Zeit ausser den Erben auf 350 Anerben, 350 
Waldsassen und 350 Kötter normiert 100 ). Wenn er sich ausserdem 
den Kopf darüber zerbricht, dass dem Herrn von Tomberg in einer 
freien Waldmark, wofür er die Flamersheimer ausgibt, Wasser und Weide 
znstehe 110 ), so ist das. wie unsere Bemerkungen zeigen werden, ver¬ 
gebliche Mühe; überdies das Weistum von 1413 111 ), das er dafür 

,os ) S. 4 . — 1W ) Vgl. demgegenüber W. S. 124. 

1,# ) S. S. 144 Anm. 214 

'") Lacomblet, Archiv 7, 91. 
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anzieht, handelt vom Flamersheimer Gericht, freilich nicht vom Ilof- 
geding, wie Lacomblet meinte. Lacomblets Auslassungen über den 
Flamersheimer Wald 11 *), die sich nur auf die ihm bekannt gewordenen 
Weistümer stützten, bedürfen ebenfalls der Berichtigung. 

Der Flamersheimer Wald mit dem zugehörigen Schornbusch um¬ 
fasste im Jahr 1782 1I3 J, in dem die schon vorher geplante Teilung 
des Waldes wieder einmal angeregt war, noch über 13000 Morgen. 
Der Ort Flamersheim erscheint im Jahr 870 mit dem Titel villa regia. 
Als Ludwig der Deutsche von Aachen kommend sich in dem genannten 
Jahr dort auf hielt, hatte er das Unglück bei dem Einsturz der Decke 
des Söllers in Flamersheim zwei Rippen zu brechen 1U ). Später be¬ 
findet sich die Gegend vornehmlich im Besitz der rheinischen Pfalz¬ 
grafen, der Ezzonen. Erzbischof Hermann von Köln, der diesem Ge¬ 
schlecht entsprossen ist, hat das Stift Köln-Mariengraden mit seinen 
allodialen Gütern daselbst ausgestattet. Aus dieser Schenkung stammten 
offenbar die Villikation Flamersheim des Stifts, wozu 12 „selegudere“ 
oder Kurmedsgüter gehörten, nebst einem llof in Palmersheim, die von 
einem Stiftsschultheissen verwaltet oder im 14. Jahrhundert an Kanoniker 
in Pacht gegeben wurde und ferner die Anrechte des Stiftes am 
Flamersheimer Walde m ). Sie sind ehedem sehr umfangreich gewesen. 
Mariengraden betrachtete sich als Eigentümer des Teiles des Waldes, 
den jährlich die Kirchspielseingesessenen von Flamersheim, Hockenbroich 
und Kirchheim mit ihrer Prozession umzogen. Nach einer anderen 
Version machte dieser Teil die Hälfte des Flamersheimer Waldes aus. 
Das Stift bezog von den Nutzmessern des Waldes, den Anerben, die 
wir gleich näher kennen lernen werden, bedeutende Haferabgaben, 
«las sogenannte Forstkorn. Dieses wurde aber nicht gezahlt, soweit 
die erhaltenen Register Auskunft geben, von den eingesessenen Nach¬ 
barn in Flamersheim, Palmersheim, Kirchheim, Hockenbroich und 
Overkastenholz, die als die Erben des Flamersheimer Waldes galten. 

Neben dem Stift Köln-Mariengraden treten nun aber auch die 
Herren von Tomberg, deren gleichnamige Burg im östlichen Teile des 
Flamersheimer Waldes gelegen war, als dessen Herren auf 116 ). In 
späteren Jahrhunderten erhoben ihre Erben Anspruch auf zwei Dritteile 

ul ) Archiv 3, 193—216. 

,,s ) St.A. Düsseldorf, Kurköln: Amt Hardt, Forstsachen Nr. 3. 

114 ) Decker, Uber die villa regia Flamersheim in den NRliein. Ann. 
24, 126 ff. 

,1S ) St.A. Düsseldorf, Köln-Mariengraden, Urkunden und Akten Nr. 14. 

m ) St.A. Düsseldorf, Kurköln, Lehen Tomberg. 
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des Waldes. Das Geschlecht der Tomberger ist im 15. Jahrhundert 
ausgestorben. Ihr Besitz ging an Teilherren über. Den »1er Herren 
von Sombreff eroberten die Herzöge von Jülich. Diese wurden auf 
solche Weise Mitherren des Flainersheimer Waldes. Das Weistum 
von 1564 117 ) belehrt uns, dass die Herzöge von Jülich auf Grund 
ilu •es Anteils es verstanden haben, allmählich die Oberhoheit über das 
Waldgebiet mehr und mehr in ihre Ilände zu bringen. 

Im Mittelalter waren die Herren von Tomberg Vögte der Be¬ 
sitzungen von Köln-Mariengraden sowohl in Meckenheim wie in Flamers¬ 
heim gewesen. Sie batten auch den Vorsitz im Flainersheimer Schöffen¬ 
gericht geführt, das daselbst in dem von Mariengraden zu unterhaltenden 
Dinghaus tagte. Neben diesem Schöffengericht bestand aber für den 
Stiftshof in Flamersheim noch ein besonderes Hofesgericht, während 
über die Forstsachen des Flamersheimer Waldes am I’iltz (apud puteum) 
in Palmersheim verhandelt und Urteil gesprochen wurde. Das Wald¬ 
gericht setzte sich zusammen aus dem Schultheissen des Stiftshofes, den 
7 Schöffen des Flamersheimer Gerichts und den Erben und den An¬ 
erben des Waldes, die durch die verschiedenen Förster — im 14. 
Jahrhundert stellten ausser Köln-Mariengraden 2 und Tomberg 1 auch 
die Abtei Heisterbach 1 — dazu aufgeboten wurden. 

So lange der Flamersheimer Wald nicht durch die Waldherrn 
in Schutz gelegt war, stand dessen Nutzung den Erben, als welche wir 
die begüterten Nachbarn in Flamersheim, Palmersheim, Kirchheim, 
Hockenbroich und Overkastenholz schon genannt haben, zur Verfügung. 
In Flamersheim wurden im Jahr 1782 deren 81, in Palmersheim 38 
und in Kirchheim mit Hockenbroich und Overkastenbolz 97 gezählt 118 ). 
Sie batten bis in das 16. Jahrhundert hinein im Walde Bau-, Xutz- 
und Brandholz schlagen und das Bauholz auch aufzimmern können nicht 
nur für den eignen Bedarf, sondern ebensowohl zum jederzeitigen freien 
Verkauf 119 ). Ihnen standen also, wie es in einer Brauweiler Urkunde 
über die Ville von 1196 heisst potestates, que hol tz ge weide teutonice 
ac vulgariter exprimuntur, zu, sie rangierten in der Klasse der ge¬ 
ll olzen, welcher Ausdruck in der Urkunde von 1196 ebenfalls ver¬ 
wendet wird 1 * 0 ). Er begegnet uns um die nämliche Zeit auch anderwärts 

ll1 ) Lacomblet, Archiv 3, 200 ff. 

UB ) St.A. Düsseldorf, Kurköln, Amt Hardt, Forstsachen Nr. 3. 

Vgl. Lacomblet, Archiv 3, 198 ff. Ein Weistum in anderer Fas¬ 
sung findet sich im St.A. Düsseldorf, Kurköln, Lehen: Tomberg. 

,n ) Lacomblets Archiv 6, 416 f. 
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am Niederrhein. Die Pfarreingesessenen von Höningen, die Holz im 
Wald hauen durften, nannte man 1195 geholzede 1 * 1 ). Die Heister¬ 
bacher Leute in Meckenheim treten um 1240 unter dem Titel gekolen 
auf 1 **), was offenbar aus geholzen verderbt ist. Wie weit die Holz¬ 
gerechtsame gingen, hing von den ortsstatutarischen Festsetzungen ab. 
Dass die Erben des Flamersheiiner Waldes im Walde auch Mastrecht 
besassen, versteht sich von selbst, wenngleich über dessen Umfang die 
Weistümer keine näheren Bestimmungen enthalten. 

Den Erben gegenüber waren die Anerben in der Nutzung des 
Flamersheimer Waldes etwas beschränkt, z. B. insofern als sie Holz 
aus dem Wald zunächst auf einer anerbigen Hofstatt eine Nacht 
„herbergen“ lassen mussten, ehe sie es zum Verkauf bringen konnten. 
Diese Anerben nebst den Waldsassen und Köttern, die ebenfalls Anteil 
am Wald hatten, wohnten in einem Bezirk, der im Westen durch die 
Orte Münstereifel. Antweiler, Billig, Euskirchen und Kessenich im 
Norden durch Ollheim und Vershoven, im Osten durch Miel, Peppen¬ 
hoven, Ramershoven, Rheinbach, Neukirchen, Todenfeld. Eichen, im 
Süden durch Lanzerath und Scheuerheck begrenzt wurde. Es ist ein 
Gebiet von ungefähr 1 */4 geographischer Meile in der Breite von Osten 
nach Westen und von 2 V* Meilen in der Länge, wobei der Wald 
selbst etwa die untere südöstliche Ecke des in der Diagonale geteilten 
Rechtecks einnimmt. Innerhalb dieses Bezirkes findet sich wohl kein 
älterer bewohnter Ort, in dem es nicht Berechtigte gegeben hätte. 
Aber es sind nun nicht etwa die Gesamtgemeinden der Orte, die als 
Anerben auftraten, sondern in jedem Dorfe erscheint nur eine festge¬ 
setzte Zahl derselben. In Kuchenheim wurden 33, in Oberdrees 29, 
in Niederdrees 11, in Odendorf 16, in Schweinheim 24, dagegen in 
den vom Walde entfernter gelegenen Ortschaften, Antweiler nur 1, 
Münstereifel 1, Arloff ö, Weingarten 1, Euskirchen wieder 16, Weides- 
heim 1, Grossbüllesheim 3, Kleinbüllesheim 4 u. s. w. aufgeführt. Die 
Zahlen stammen aus dem Jahr 1782 und sie sind daher schon insofern 
nicht ohne weiteres für die früheren Zustände zu verwerten, weil da¬ 
mals die Berechtigungen der Waldsassen und Kötter mit einbegriffen 
wurden und auch die Scheidung zwischen den Rechten der Erben und 
Anerben fallen gelassen ist, die übrigens schon im Weistum von 1564 
verwischt ist. Drei Totenhauer- oder Kötterrechte rechneten 1782 für 
eine Waldgerechtigkeit. Wir besitzen jedoch auch Verzeichnisse des 

m ) Lacomblet, UB. I, 550. 

’**) Schmitz, Heisterbacher UB. 86. 
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Forstkorns, welches »las Stift Mariengraden und die Herren von Tom¬ 
berg von den Anerben aus dem Wald empfingen, die vor 1400 aufge¬ 
stellt sind m ). Die verschiedene Höhe des Forstkorns lässt auf den 
Fmfang der Berechtigung schliessen. die der Zinspflichtige im Walde 
hatte, und wir erfahren gleichzeitig aus den Verzeichnissen, dass es 
sowohl Höfe (curtes, curiae) wie Hofeslehen waren, deren Besitzern 
oder Inhabern die Eigenschaft von Waldesanerben zukam. Über die 
Grösse der Höfe liefern die Weistümer keine Angaben. Die Lehen 
aber sollten 30 Morgen halten. Wurden sie halbiert oder in 4 Teile 
geteilt — darüber hinaus waren Teilungen unzulässig — so hatte jeder 
Teil dasselbe Forstkorn zu zahlen, das für das ganze Lehen ursprüng¬ 
lich bestimmt war. Man darf daher wohl vermuten, dass auch die 
Teillehen das gleiche Anrecht auf den Wald erhielten, das die ganzen 
Lehen besessen hatten. Die Weistümer des 15. Jahrhunderts verlangten 
jedoch, dass die Hofstatt des Lehens noch so gross sein müsse, dass 
ein mit 3 Pferden nebeneinander bespannter „lafflegher“ Wagen, auf 
dem 2 „mysthurdt“ standen, darin umdrehen könnte. Unter den Be¬ 
sitzern von allodialen Gütern und Höfen (Peppenhoven, Esch), die das 
Forstkorn zu liefern hatten, erscheinen neben Klöstern (Schweinheim, 
Mariental) und Ilitterbürtigen auch die Grafen von Jülich und die 
Herren von Blankenheim. 

Wir haben schon angedeutet, dass das Stift Köln-Mariengraden wahr¬ 
scheinlich durch die Schenkungen der Mitglieder der Familie der Pfalzgrafen 
bei Rhein in den Besitz seines Anteils am Flamersheimer Wald gelangt 
ist. Tomberg haben im 11. Jahrhundert die Grafen von Kleve besessen. 
Sie sollen durch die Gunst eines der sächsischen Kaiser aus Flandern 
an den Rhein verpflanzt sein. Im 13. Jahrhundert trugen sie die Burg 
von den Erzbischöfen von Köln zu Lehen, und sie haben sie in dieser 
Zeit als Unterlehen weiter vergeben 1 * 4 ). Da Flamersheim 870 aus¬ 
drücklich als Königsgut bezeichnet wird, dürfen wir wohl annehmen, 
dass der Wald in älterer Zeit ebenfalls fiskalisch gewesen ist. Flamers¬ 
heim, Palmersheim, Hockenbroich und halb Oberkastenholz, wo die 
Walderben wohnten, bildeten ein besonderes Gericht. Ursprünglich 
hatten sie auch ein Kirchspiel ausgemacht, dessen Pfarrkirche zu 
Kirchheim gestanden hatte. 


,,a ) St.*A. Düsseldorf, Koln-Mariengraden, Akten Nr. 14 und Kurkuln, 
Lehen: (Tomberg) 169i. 

,M ) St.A. Düsseldorf, Urkunden Kleve-Mark. 
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Diese Umstände scheinen geeignet, uns die besonderen Vorrechte, 
welche die Bewohner der genannten Orte als Erben des Waldes ge¬ 
nossen, zu erklären. Soweit sich aus der fragmentarischen Überliefe¬ 
rung herauslesen lässt, bezogen sich jedoch die weitgehenden Rechte 
dieser Erben am Flamersheimer Wald nur auf dessen Hälfte, in der 
Köln-Mariengraden Grundherr war, sie erstreckten sich nicht auf den 
Totnberger Anteil. Vielleicht dürfen wir daher die Erben, die in 
späterer Zeit Ilofeslehensleute von Köln-Mariengraden, Tomberg und 
anderen Grundherren geworden sind, als ehemalige Reichsleute an¬ 
sprechen, denen die Hälfte des Waldes zur Nutzung angewiesen war. 
Die Nutzungsrechte der Anerben hingegen waren örtlich im Walde 
nicht abgegrenzt, wenigstens lassen sich in den Forstkornverzeichnissen 
von Köln-Mariengraden und von Tomberg vielfach die nämlichen Güter 
bestimmt ermitteln, die die Abgaben wenn auch in verschiedener Höhe 
an beide Mitherren des Waldes zahlten. Und da Höfe (curiae) sowohl 
wie Hofeslehen den Verzeichnissen des 14. Jahrhunderts zufolge unter¬ 
schiedslos zum Forstkorn verpflichtet waren, so ist man wohl befugt 
anzunehmen, dass die Gerechtsame der Anerben nicht schon hei der 
Markensetzung umgelegt sind. 

Nach diesen Ausführungen braucht die Weimannsche These, dass 
der Flamersheimer Wald eine freie Waldmark gewesen sei, nicht noch 
besonders widerlegt zu werden. Dass die Förster von den Herren des 
Waldes ernannt wurden, haben wir bereits bemerkt. Wenn aus dem 
14. Jahrhundert berichtet wird, dass der Schultheiss des Stifts Köln- 
Mariengraden den Vorsitz im Waldgericht am Tütz in Palmersheim 
geführt habe, so dürfen daraus für eine einseitige Ilolzgrafschaft von 
Köln-Mariengraden keine Schlüsse gezogen werden; die Notiz stammt 
eben aus der Überlieferung dieses Stiftes, die dessen Rechte fest legen 
sollte. Wie stark die Tombergschen Nachfolger an ihrer Mithoheit 
über den Wald festgebalten haben, beweist am schlagendsten die Vor¬ 
herrschaft, welche die Herzoge von Jülich seit dem 1(1. Jahrhundert 
dort an sich gerissen haben. Auch die Mannigfaltigkeit der Nutzungs¬ 
rechte der Interessenten passt, da sie nicht auf Besitz- oder Standes¬ 
unterschieden beruhte, nicht in den Rahmen einer auf einheitlicher 
Grundlage aufgebauten Markgenossenschaft; sie lässt sich ferner nicht 
damit erklären, dass den Gerechtsamen Veräusserungsmöglicbkeit an¬ 
haftete, so dass sie im Laufe der Zeit fungible Gegenstände des Rechts¬ 
verkehrs geworden wären. 

Doch sehen wir uns noch eine andere der von Weimann auf- 
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gestellten angeblichen Grossmarken etwas näher an. Als Kennzeichen 
für sie stellt W. auch hin, dass sie sich aus Mehrdörfer- oder Bauer¬ 
schaftsmarken zusammensetzten. Trotzdem er Forst- und Wildlanns- 
hoheit nicht für das Recht und die Verfassung der Markgenossenschaft 
massgebend sein lassen will (S. 53), benützt er sie, um seine Gross- 
marken in deren Grenzen festzulegen. Andeutungen dieser Art macht 
er schon beim Kottenforst (S. 47 ff.), der in das Wildbannsgebiet 
zwischen Rhein und Erft fällt, das Otto II. 973 125 ) an das Erzstift 
Köln übertrug. Freilich spricht er sich nicht klar bei dieser Gelegen¬ 
heit aus. Deutlicher wird er bei der Waldgrafschaft, an andeier Stelle 
nennt er sie Holzgrafscliaft, die Pippin der Mittlere im 7. Jahrhun¬ 
dert an das Stift Kaiserswerth geschenkt haben soll (S. 20 f., S. 40, 
S. 52 f.). Zu ihr gehörten angeblich 12 Forste (forestes). Dass die 
Urkunde von 1193, die er zu diesem Zweck anzieht, absolut das nicht 
besagt, was er in sie hineingeleseu hat, ist schon von anderer Seite m ) 
bemerkt worden. Vor allen Dingen ist von einer umfassenden einheit¬ 
lichen Gerechtsame von Kaiserswerth über diese 12 Forsten oder 
Marken in der Überlieferung des Stiftes nirgends die Rede. Hätte 
sich W. nur die Mühe genommen, die Waldakten von Kaiserswerth 
im Staatsarchiv Düsseldorf 12 ") einmal durchzublättern, so würde er 
sofort erkannt haben, was es für eine Bewandtnis mit der Gerechtig¬ 
keit des Stiftes in den verschiedenen Marken gehabt hat. Die Holz¬ 
grafschaft in diesen Marken haftete nach Aufzeichnungen aus der Mitte 
des 16. Jahrhunderts, die sich aber ausdrücklich auf ältere Register 
berufen, an den verschiedenen Fronhöfen des Stifts, die in ihnen ge- 
gelegen waren. Der Hof Rinthusen, auf dem das Stift erbaut war, 
stellte keineswegs den Mittelpunkt der Waldgerechtsame dar, wie W. 
anzunehmen scheint; dessen Nutzungsrechte beschränkten sich nur auf 
die Nachbarmarken. Kaiserswerth teilte sich in mehr als einer der 
12 Marken mit andern Hofbesitzern in die Gerechtsame, ja musste 
den Vorsitz im Holzding, also die Holzgrafschaft, z. B. in den beiden 
ihm am nächsten gelegenen Marken der Zeppenheimer und Überanger 128 ) 
Mark nach dem Geständnis des eigenen Stiftskellners dem Stift Ganders¬ 
heim resp. dessen Bevollmächtigten als Besitzer des nahe hei Kaisers¬ 
werth gelegenen Hofes Kalkum zuerkennen. Hingegen in der Lintorfer 

m ) Mon. Germ. Dipl. 2, 50. 

'*•) Rörig, Flistor. Vierteljahrschrift 1912 S. 409. 

3J7 ) Kaiserswerth, Akten Nr. 26, 

,?# ) Vgl. hierzu die Darlegungen Weimanns (S. 27), die auf der fal¬ 
schen Auslegung der Urkunde von 1193 aufgebaut sind. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



46 


Th. Ilgen 


und ebenso in der Grindter oder Huckinger Mark war das Stift Kaisers¬ 
werth, das sein Kellner vertrat, Oberherr (superior) und alleiniger 
Richter in der Holzhank, wofür auch die Bezeichnung Holzgraf ge¬ 
braucht wird. Wie bei der Lintorfer Mark ausdrücklich hervorgehoben 
ist, standen dem Stift diese Vorrechte zu, weil es zwei Höfe (curiae) 
darin besass, während die drei anderen ausserdem in ihr befindlichen 
Höfe den Herrn von Eller und den Abteien Werden und Gerresheim 
gehörten. Die Herren von Eller hatten vor dem Abte von Werden 
und der Abtissin Yon Gerresheim noch den Vorzug, dass sie als supe- 
riores proximi post cellerarium galten. Die Hofesherren oder ihre 
Stellvertreter, die für die Mark den Titel Mitherrn (condomini), im 
16. Jahrhundert auch Sielherrn führten, waren auch nicht Beisitzer 
des Ilolzgerichts wie die Erben, von denen gleich die Rede sein wird, 
sondern sie nahmen stehend an diesem teil (als curiales astantes 
gegenüber den heredes assidentes). Von den Brachten erhielt Kaisers¬ 
werth samt den anderen Mitherrn */s, die Erben 2 1 3. Als Besitzer 
von 2 Höfen durfte Kaiserswerth 60 Schweine und zwei Eber, jeder 
der drei anderen Mitherren indessen nur 30 Schweine und einen Eber 
zur Mast in den Markenwald treiben. Über die Holzgerechtigkeit der 
Kurialen enthalten die Rechtsaufzeichn ungen keinen bestimmten Eintrag. 
Da jedoch ausschliesslich die der Erben an die Zuweisungen des Holz¬ 
grafen gebunden war, darf man vermuten, dass die Mitherren Holz 
nach freiem Ermessen und Bedarf aus der Mark holen lassen konnten. 
Das Recht der Erben zur Schweinemast bezog sich nur auf ihre Heim¬ 
zucht, das heisst auf soviel Schweine, als sie bis zum Margaretentag 
(13. Juli) in der eigenen Wirtschaft gross gezogen hatten. Dass sich 
unter den aufgetriebenen Schweinen der Erben keine fremden befanden, 
musste von den Erben auf Verlangen beschworen werden. Dieses 
Heimzuchtsrecht besassen übrigens persönlich auch noch die Halb- 
winner auf den allodialen geistlichen oder adligen Höfen, deren Siel¬ 
gerechtigkeit davon jedoch nicht berührt wurde. Es kann aber gar 
keinem Zweifel unterliegen, dass ursprünglich die Erben der Lintorfer 
Mark vornehmlich die Inhaber von abhängigen Gütern waren, die sie zu 
Erbnutzung besassen. Ein grosser Teil von ihnen wird dem Kaisers- 
wertber Stift ptlicbtig gewesen sein, denn von ihm wissen wir, dass es 
ein Ilofgeding in Lintorf 129 ) inne hatte. Später entstandene adlige 
Güter können natürlich auch Erbgerechtigkeit in der Lintorfer Mark 
erworben haben. Das wird sich aus den Akten von Kaiserswerth und 

n ' 9 ) Bergische Zeitschrift 20, 200. 
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denen der Düsseldorfer Kanzlei über die Lintorfer und Hnckinger Mark 
und deren Reformation im 1(5. Jahrhundert durch den Landesherrn 
womöglich noch näher ermitteln lassen. Die letzteren hat Weimann 1S0 ) 
zwar benutzt, sie haben ihm jedoch nicht viel zu sagen vermocht, weil 
er die Grundlagen der älteren Markenverfassung am Niederrhein nur 
zum Teil erfasst hat. Wohl erwähnt er (S. 106), dass in der Lin¬ 
torfer Mark 5 Sondersiele bestanden. Dass sie an den genannten 
5 Höfen klebten, während die Erben in diesem Falle abhängige Hufen¬ 
bauern waren, ist ihm verborgen geblieben. W. (S. 99 ff.) stellt ja 
überhaupt gelegentlich für die Erwerbung des Genossenschaftsrechtes 
die Voraussetzungen persönlicher denen dinglicher Natur voraus, und 
er lässt die Entwicklung dahin gehen (S. 104), dass erst nach Zuiück- 
schiebung der ersteren die dingliche Grundlage an Wert gewachsen sei. 
Gerade das Umgekehrte hat tatsächlich stattgefunden, wie W. selbst 
an anderer Stelle die Hufe am Niederrhein als die reale Grundlage für 
Allmendeberechtigung anerkennt (S. 63 ft'). 

Nicht minder bedenklich wie die Beweisführung für die Existenz 
von Grossmarken ist das Verfahren, nach dem W. (S. 40 ff.) Dorfall¬ 
menden in vorkarolingischer Zeit konstruiert. Dabei kommt auch noch 
die Flüchtigkeit, mit der er die Urkunden interpretiert, zum Vorschein. 
Im Jahr 827 tradiert ein gewisser Erpho an Werden Land an zwei 
Stellen, und zwar 4 Morgen „in tinibus Menethinne“ (Menden, Kr. 
Mülheim a. d. Ruhr) und */» Morgen super ftuvio Rura . . et ipsa terra 
jacet in illo loco, ubi ille parcus anteriore anno. Hier wird der Ausdruck 
„parcus“, mit „paricus“, dem Pferch für Weidevieh, dem wir in der Lex 
Ribuaria Tit. 82, 1 und 2 begegnen, identifiziert. Den Pferch lässt W. 
zunächst durch die Mendener Mark wandern. Im nächstfolgenden 
Satz aber wird er mit der Weide „stationär“, was doch soviel heissen 
soll, dass er dauernd an einem Ort aufgerichtet war. denn W. leitet 
daraus die Mendener Dorfallmende her. Wir lassen es dahin gestellt 
sein, ob parcus in diesem Falle wirklich mit „paricus“ gleichbedeutend 
ist, und ob wir das Wort nicht vielmehr, was W. abweist, mit Korn¬ 
berg übersetzen müssen. Aber die Ortsangabe mit dem „parcus“ be¬ 
zieht sich ja gar nicht auf die 4 Morgen im Grenzgebiet von Menden, 
wie W. annimmt (S. 42), sie betrifft den halben Morgen am Ufer der 
Ruhr, dessen Zugehörigkeit zur supponierten Dorfmark Menden aus 
der Urkunde keineswegs mit Sicherheit gefolgert werden kann. Sie 

1S0 ) S. z. B. S. 45 Anm. 237. 

,Sl ) Lacomblet, UB. I, 43; vgl. Bergische Zeitschrift 6, 21 Nr. 33 
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wird auch nicht dadurch bewiesen, dass eine mit der Tradition des 
Erpho verbundene Schenkung des Helmfrid von 8:27 einen Kamp 
(unum campum) „in tinibus Menithinne“ umfasst. Dieser Kamp ent¬ 
hielt zwischen C und 7 Morgen Ackerland und Wald. Ihn, den Wald, 
lässt W. kurzer Hand als Sonderwald aus der Allmende ausgeschieden 
sein. Ja, aber die Anlieger des Kampes, in den der Wald einbezogen 
war, sind auf drei Seiten Privateigentümer, auf der vierten Seite wird 
er von einem Bach begrenzt. Und dazu dann der frohlockende Aus¬ 
ruf: „Nur eine unscheinbare Urkundenstelle!“ Das ist der einzige 
Beleg, den W. für die Dorfallmende aus vorkarolingischer Zeit vor¬ 
bringt. Die Traditionen von 827 beweisen ebensowenig etwas für das 
Vorhandensein einer Dorfgemeinde Menden wie daraus eine Allmende 
des Dorfes erschlossen werden kann. Sie lehren uns weiter nichts, als 
dass es eine Ortsansiedlung mit festen Grenzen in Menden gab. Welcher 
Art sie war, ist aus den Angaben nicht heraus zu lesen. W. erkennt 
ja selbst an, dass Menden im Gebiete der Einzelhofsiedlungen gelegen 
war. Dass auch zu einem Hof oder einer Ilufe Einzeläcker gehören 
konnten, braucht man doch nicht erst durch einen urkundlichen Beleg 
zu erhärten. 

Weimanns Mark- uml Walderbengenossenschaften des Nieder¬ 
rheins gehören zu der Klasse von Schriften zur Wirtschaftsgeschichte, 
gegen deren methodische Anlage Dopsch in seiner Kritik mit Recht 
zu Felde zieht. Statt sich über die Organisation irgend einer Mark 
am Niederrhein durch Aufarbeitung des dafür vorhandenen archivalischen 
Materials zunächst einmal sachlich zu unterrichten, sind gemäss den 
landläufigen Vorstellungen von der Markgenossenschaft und auf Grund 
der juristischen Fachausdrücke und Schlagworte, wie sie die rechtsge¬ 
schichtliche Literatur bietet, die Einzelzeugnisse zusammengestoppelt. 
Welche Bedeutung ihnen im Bereiche der Institution, für die sie zu¬ 
nächst gewürdigt werden müssen, zukommt, darum hat sich W. nicht 
viel bekümmert. Ein Bild von den zeitlichen Entwicklungsformen zu 
geben, ist nirgends angestrebt. Überall geht alles kunterbunt durch¬ 
einander. Daran trägt natürlich der Mangel einer klaren Disposition 
die Hauptschuld. Nach dem Titel des Buches muss man glauben, dass 
zuerst die Markgenossenschaft, dann die Walderbengenossenschaft be¬ 
handelt werde. Im Abschnitt II, in der die verfassungsrechtlichen 
Formen dargelegt werden sollen, steht die Waldeibengenossenschaft der 
Markgenossenschaft voran, trotzdem vorausgesetzt wird (S. (13), dass 
die erstere aus alten gross- und kleinräumigen Marken hervorgegangen 
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sei. Eine bestimmte Definition der Markgenossenschaft findet man im 
Duche sowenig wie eine solche der Walderbengenossenschaft. Ihr 
Wesen aber und die Unterschiede, die sich zwischen beiden ergeben, 
an Beispielen historisch zu erläutern, davon hat W. wohlweislich Ab¬ 
stand genommen. Immer wiederholt W. den Satz (S. 81, 85), dass 
in der Markgenossenschaft die wirtschaftliche Betriebsgrösse den Um¬ 
fang des Rechtes bestimmt habe, während bei den Walderbengenossen¬ 
schaften die Zahl oder die Gliederung der individuellen Wahlrechte 
ausschlaggebend dafür gewesen sei. Dabei muss er aber zugeben, dass 
das Walderbengenossenrecht ebenfalls von dem dinglichen Substrat, in 
ältester Zeit von der Hufe, seinen Ausgangspunkt genommen, und dass 
erst die Veräusserungsfähigkeit des Markenrechts ohne die Besitzgrund¬ 
lage die Mannigfaltigkeit in die Anteilsverhältnisse am Wald hinein¬ 
getragen habe. Auf sie haben in Wirklichkeit jedoch noch ganz andere 
Faktoren eingewirkt. Die Einsicht in diese Dinge hat sich W. dadurch 
versperrt, dass er Nachrichten aus dem 8. mit denen des 17. Jahr¬ 
hunderts zusammen in einen Topf geworfen hat, ohne die Entwicklung 
von 900 Jahren dabei einzuschätzen und die örtlichen Verschieden¬ 
heiten genügend zu beachten. 

Vor allen Dingen aber muss man gegen die verallgemeinernden 
Schlüsse Weimanns Front machen, weil sie auf unzulänglichem Studium 
der Geschichte der einzelnen Marken beruhen und zum Teil aus flüchtiger 
Auslegung der Urkunden entstanden sind. Das ist um so notwendiger, 
als Herrn. Wopfner 13 *) Weimann als Kronzeugen für die herrschende 
Lehre von der Feld- und Waldgemeinschaft der vorkarolingischen 
Periode vorführt, ohne erkannt zu haben, wie unsicher die Grundlagen 
sind, auf denen W. seine Annahmen von der Dorfallmende und der 
weiträumigen echten Volksmark des Niederrheins aufgebaut hat. 

Wopfner stützt sich in seinen Ausführungen, von den bekannten 
schriftlichen Quellen abgesehen, vornehmlich auf Gradmanns Unter¬ 
suchungen, der die archäologischen Funde schon von der neolithischen 
Zeit her dafür ins Feld führt, dass die alte untergegangene Ansiedlung 
einer Kulturstufe stets mit Vorliebe von einer neuen folgenden benutzt 
worden ist, und dass ein Vordringen in unbewohnte Gebiete sich erst 
sehr langsam und nicht vor Beginn der fränkischen Periode vollzieht. 
Für diesen Vorgang bieten ja die Rheinlande Belege genug. Die 

,M ) Beiträge zur Geschichte der älteren Markgenossenschaft in den 
MIÖG. 33, 553 ff. und 34, 1 ff. 

Westd. Zeitschr. f. Gescb. u. Knust. XXXII, I II. .j 
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Frage entsteht nur, ob auch die Siedlungsformen konstant gehlieben 
sind. Von der Römerkultur ragen bloss hier und da die Stadtmauern 
in das Mittelalter hinein, ohne dass die fränkischen Eroberer die 
städtischen Einrichtungen der Römerzeit übernommen hätten. Sollten 
aber nicht doch die Franken in den 5 bis 6 Jahrhunderten, die seit 
der taciteischen Periode verstrichen waren, dahin gelangt sein, das 
private Grundeigentum in einer Weise auszubilden, dass das Eigentum 
der Gesamtheit der Siedler an der Feldmark ebenso wie die gemein¬ 
same Nutzung von Wald und Weide, wenn sie wirklich in dem Um¬ 
fang bestanden haben, wie es die herrschende Lehre voraussetzt, überall 
durchbrochen waren? Auf jeden Fall tritt uns ein solcher Zustand in 
der Karolingerzeit in den Rheinlanden entgegen. Eine silva communis 
ist durchaus nicht ein Gemeinwald in dem Sinne, dass jeder Anlieger 
darin berechtigt gewesen wäre, es kommt stets darauf an, erst zu unter¬ 
suchen, wer die Gemeinschaft bildete, welche die Nutzung des Waldes 
hatte oder beanspruchte. 

Die Marken zeigen meist grundherrlichen Charakter, zum mindesten 
überwiegt in ihnen der Einfluss eines oder mehrerer der grösseren 
Grundbesitzer der Gegend. Bei der Mehrzahl derselben dürfte es sich 
heraussteilen, dass sie ehemals Fiskalbesitz gewesen sind. Das trifft 
auf den Flamersheimer Wald, den Kottenforst, den Duisburger Wald zu. 
vielleicht auch auf den Weseler Wald und die Bürge im Westen von 
Düren. Soweit ich unterrichtet bin, ist am Niederrhein noch kein 
Wald ermittelt worden, den man mit Fug als alte Volksmark an¬ 
sprechen könnte. 

Wo wir Nachrichten aus älterer Zeit über Berechtigungen in den 
Waldmarken erhalten, bezeugen sie, dass es zunächst der Grundbesitz 
war, von dem diese bedingt wurden. Und zwar ist es nicht nur der 
Umfang, sondern auch die Qualität desselben, nach denen das Mass der 
Rechte bestimmt zu sein pflegt 133 ). Selbst die späteren Territorial¬ 
herren waren zunächst vielfach nur im Verhältnis zu ihren Höfen in 
der Mark berechtigt, es sei denn, dass sie in ihrer Eigenschaft als 
Gerichtsherren weitere Hoheitsbefugnisse darüber besassen oder im Laufe 
der Zeit erwarben 134 ). Wenn wir im 12. Jahrhundert von einem be¬ 
sonderen Rechte der Ministerialen, worunter in diesem Falle Ritter- 
bürtige zu verstehen sind, in der Mark hören, so handelt es sich offenbar 
darum, dass dieser Stand erst allmählich in die Markberechtigung hin- 

153 ) Vgl. Wopfner in MIOG. 34, 34 f. 

13t ) S. diese Zeitschrift XXIX, 38 ff. 
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eingewachsen ist 134 ). Am Niederrhein treten in ältester Zeit nur die 
Eigentümer von vollen Hufen oder freien Höfen (hovae plenae, curiae, 
curtilia) mit dem Titel von Mit- oder Gewaltherren in der Mark auf, 
in denen wir die bevorrechteten Markgenossen zu erkennen haben, die 
mit den westfälischen Erfexen auf gleicher Stufe stehen. In ver¬ 
schiedenen Marken tragen sie auch die Namen von Siel- oder Scher¬ 
herren, denen das Mastrecht von 30 Schweinen und einem Eber 
zustand 1S6 ). Da bestimmte Zeugnisse für das Normalrecht der vollen 
Hufe in der Mark vorliegen, so wird man Rübel unbedingt beistimmen 
dürfen, dass das Sielrecht daraus abzuleiten ist 137 ). Wir haben aber 
unter der hova plena in diesem Falle zweifellos den mansus indomi- 
nicatus zu verstehen. Mit ihm war die dominatio in silva verbunden, 
die uns in den Werdener Traditionen aus der Zeit um 800 als ein 
Recht auf Wasser und Weide, auf den Holzschlag und auf die Einbe¬ 
ziehung von Ödland für den Ackerbau bestehend geschildert wird 188 ). 
Es scheint, dass man die dominatio damals auch mit dem Ausdruck 
scara bezeichnet hat 139 ). Die dominatio in silva begreift in jener Zeit 
noch das Bifangsrecht in sich, durch das man sich comprehensiones 
schuf. Neben Erbrecht und Kauf bildete die comprehensio den Titel, 
durch den man freies Eigengut erwerben konnte 140 ). 

Die dominatio in silva ging aber dem kleinbäuerlichen Besitz. 

den Hufen oder Lehen von abhängigen Leuten, die meist nur den Teil 

einer Vollhufe ausmachten, ab. Deren Besitzern stand kein Bifangs- 

recht zu und es fehlte ihnen in älterer Zeit die Befugnis darüber zu 

befinden, in welchen Teilen des Waldes Holz geschlagen werden durfte 

und wie hoch im einzelnen Jahr der Eckern- und Eichelertrag für die 

Mast im Markenwald eingeschätzt werden konnte. Sie hatten also 

keine Herrenrechte im Walde, sie galten nur als Nutzniesser; man 

* 

würde ihnen nicht den Titel „geholzen“ beigelegt haben, wenn sie Voll- 

,M ) Ebenda S. 40. 

IS *) Anders Weimann S. 109, der die Lehensqualität oder den Adels¬ 
stand dabei auch massgebend sein lässt, ohne sich um den Güterbesitz der 
betreffenden Persönlichkeiten zu bekümmern. 

1,T ) Hübet, Die Franken S. 312 ff. 

,M ) Im Jahre 79£ (Lacomblet, UB. IV, 600) tradiert Gottschalk an 
Werden: in termino Witborpe dominationem in silvam, que per circuitum 
jacet, quantum pertinet ad unam hovam, ad pascuam animalium seu ad ex- 
stirpandum vel ad comprehendendum. Vgl. hierzu Rübel, Die Franken 168 ff. 

***) S. die Urk. bei Lacomblet, UB. I, 7 verglichen mit Nr. 13. 

,4 °) S. die Urk. von 805 bei Lacomblet, UB. I, 27. 

4* 
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erben in der Mark gewesen wären. Entsprechend ihrem kleineren 
Besitz waren sie in der Regel mit einer geringeren Zahl von Schweinen 
zur Mast berechtigt als die Inhaber von Vollhufen, wie ihnen denn 
auch nur selten unbeschränkte Ilolznutzungsrechte zustanden. Trotzdem 
führen sie meist auch den Titel von Markenerben, weil sie mit Erbgut 
in der Mark angesiedelt waren. Wenn ihnen in der Gesamtheit durch 
die Weistümer gewöhnlich */s der Brüchten, die im Waldgericht ver¬ 
hängt wurden, zugesprochen werden, so erklärt sich das daraus, dass 
sie mit zu den Hauptleidtragenden neben den Minderberechtigten, den 
Anerben und fremden Waldfrevlern bei diesen Strafen gehörten. 

Die Teilnahme der Mitherrn an den Forstgerichten nimmt im 
kaufe der Jahrhunderte in gleicher Weise ab, wie wir auch nach der 
Bildung besonderer Standes- und Ortsgerichte seitdem 12. Jahrhundert 
die adligen Persönlichkeiten aus den Reihen der Richter und der Schöffen 
der Landgerichte mehr und mehr verschwinden sehen. Dadurch wächst 
naturgemäss an manchen Orten der Einfluss der Erben in den Marken¬ 
angelegenheiten, soweit nicht der Landesherr kraft seiner verschiedenen 
Hoheitsrechte die Regelung in die Hand bekommt. Wo daher klein¬ 
bäuerliche Besitzer das Übergewicht in den Waldmarken erlangten, 
werden sich Walderbengenossenschaften gebildet haben, umsomehr als 
allmählich eine Ausgleichung der Gerechtsame stattgefunden hatte. Die 
Walderbengenossenschaften stellen also erst eine spätere Entwicklungs¬ 
stufe von Waldberechtigten dar. 

Dass die Dorfallmenden am Niederrhein im allgemeinen später 
entstanden sind, dafür habe ich an anderer Stelle 141 ) bereits einige 
Beispiele zusammengetragen. Die Bürger Bonns hatten bis zum Jahr 
1174 ihr Vieh an den Ufern des Dransdorfer Baches geweidet. Da 
diese Weiden durch den Mühlengraben der vom Kloster Dietkirchen 
auf dem Areal des erzbischöflichen Hofes Merhausen errichteten Mühle 
beeinträchtigt wurden, verstand sich das Kloster dazu, gegen Verzicht 
auf die Bachweide und die Fischerei im Bach den Bürgern von Bonn 
das ihm als Eigen zugehörige Merhauser Bruch zur Weide abzutreten 14 *). 
Verschiedene Umstände machen es sehr wahrscheinlich, dass die Bach¬ 
weide ebenso wie der Mühlenplatz am Bach ein altes Pertinenzstück 
des Merhauser Hofes waren. Verdient aber eine solche Bachweide über¬ 
haupt den stolzen Titel einer urgermanischen Allmende V Nach einer 
Deskription von 1575 besass „die gemeine, in-und auswendige burger- 

141 ) S. diese Zeitschrift XXIX, 43 ff. 

u:! ) S. die Urk. von 1174 bei Lacomblct, Archiv 2, 303 f. 
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schaft der statt Bonn sampt den dorfern Dranstorf und Kheindorf“ 
überhaupt nur 54 Morgen gemeine Weide und 1 — 1 */* Morgen 
an Bruchland 148 ). Das 1174 eingetauschte Merhauser Bruch dürfte 
mit der „gemeinen Weide“ von 1575 identisch sein. 

Wohl ist in den Urkunden des 8. und 9. Jahrhunderts von einer 
Bonner Mark die Rede. Auch von einer Duisdorfer, Endenicher und 
Friesdorfer Mark hören wir. Marca wird in jener Zeit mit dem 
Worte villa synonym gebraucht. Wie villa überhaupt jede Ansiedlung 
bedeuten kann, ohne dass wir einen Schluss daraus zu ziehen vermögen, 
in welcher Weise sie organisiert war, ob sie tatsächlich ein Dorf im 
späteren Sinn darstellte, so will marca in solchen Fällen offenbar nur 
das Gebiet umschreiben, das von den Ortsangesessenen in Kultur und 
Nutzung genommen war. Die „marca“ begreift nicht nur die Äcker 
(campi), Gärten, Wiesen etc. in sich, sondern auch kleinere Stücke 
an Wald und Oedland, welche dann meist als Sonderbesitz einzelnen 
Dorfbewohnern zueignen. Aber von der Ortsmark pflegt die Waldmark 
ziemlich regelmässig ausdrücklich unterschieden zu werden. Und die 
Ortsmark war kein Verband von ursprünglich untereinander gleichbe¬ 
rechtigten Ansiedlern. Ausser der Nachricht, dass die Bürger von 
Bonn ihr Vieh auf die Wiesen des Dransdorfer Baches trieben, die 
also als ihr Gemeinbesitz zu gelten haben, findet sich überhaupt kein 
Beleg für grösseres Gesamteigentum der Bonner Stadtgeineinde an Grund 
und Boden im früheren Mittelalter. Sie hatte auch keinen Anteil an 
irgend einer Waldmark. Ihr stand bis spät in das l(j. Jahrhundert 
hinein nicht einmal die Aufsicht über die Bonner Fluren zu. diese 
wurde vielmehr von dem Schultheiss und den Gesehwornen des Mer¬ 
hauser Hofes gehandhabt. In der Meckenheiraer Mark erscheint schon 
im Jahr 854 der Wald aufgeteilt. Sogar jedes der Lehen des Hofes 
von Bonn-C'assius verfügte über eine Waldparzelle von 12 Morgen. 
Die 14 Schöffen der Lehenhöfe Bonn-Cassius und Köln-Mariengraden 
urteilten gemeinsam nur in Fragen, welche den Gesamtumfang des 
Meckenheimer Gebietes, der Meckenheimer Mark von 854 betrafen; 
die Feldpolizei über das Areal der Lehenhöfe war Sache dieser Verbände. 

Vergegenwärtigen wir uns kurz das Gesamtresultat dieser Orts¬ 
aufnahme. Innerhalb des Bonn- oder Ahrgaus lassen sich in karolingischer 
Periode auch nicht die geringsten Spuren weder einer einheitlichen 
Volksmark noch von mehreren grossräumigen Marken aufzeigen, welchen 
die Eigenschaften zukämen, die die Theorie von der urgermaniselten 

14S ) St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten Nr. 23b. 
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Markgenossenschaft supponiert hat. Die in diesem Gau vorhandenen 
Waldmarken tragen deutlich grundherrlichen Charakter, in denen nicht 
die anliegenden Dörfer als solche, sondern nur eine bestimmte Zahl 
von Grundbesitzern der Umgegend berechtigt war. Beim Kottenforst 
hängt die Organisation zweifellos mit dem Muffendorfer Hof zusammen. 
Die ältesten Nachrichten, welche wir über die Flamersheimer Gegend 
erhalten, deuten an, dass sie ehemals im Fiskalbesitz war. Die starke 
Differenzierung der Berechtigungen am Flamersheimer Wald ist mit der 
Annahme, dieser sei eine alte Volksmark gewesen, absolut nicht in 
Einklang zu bringen. Es gab im Bonngau auch keine Dorfallmenden 
im Sinne der Dorfsiedlungstheorie. Als die einzig massgebenden Wirt¬ 
schaftsgemeinschaften und genossenschaftlichen Organisationen ragen aus 
alter Zeit allein die Fronhofsverbände überall hervor. Befanden sich 
deren mehrere an einem Orte, so scheint der älteste und bedeutendste 
Salhof regelmässig die Führung in den allgemeinen wirtschaftlichen 
Angelegenheiten übernommen zu haben. Es liegen Anzeigen vor, für 
die wir nachher noch bestimmte Belege bringen werden, dass die ver¬ 
schiedenen später selbständigen Fronhöfe eines Ortes häutig erst aus 
einer Teilung der ältesten Ansiedlung hervorgegangen sind. Neben den 
Salhöfen mit zugehörigen Hufengütern können auch kleinere freie Höfe 
an den einzelnen Orten bestanden haben, die mit diesen nichts gemein 
und nichts zu tun hatten. Höchstens hatten die kleineren Höfe mit 
den Salhöfen Anteil an einer nahegelegenen Mark, was jedoch keines¬ 
wegs die Regel bildete. Für Sal- und freie Höfe galt das Recht der 
freien Strasse, das Landrecht, das erst in der zweiten Hälfte des Mittel¬ 
alters besondere Ortssitze erhielt. Die Fronhöfe haben ebenfalls schon 
früh Ortsgerichte ausgebildet, wie sie auch die ältesten Wirtschafts¬ 
verbände darstellen. Es sind Zeugnisse vorhanden, die darauf hindeuten, 
dass die zu den Fronhöfen gehörigen Hufen ursprünglich in der Bonner 
Gegend ebenfalls zwar an verschiedenen Stellen auseinander gelegen 
haben, trotzdem jedoch truppweise näher zusammenstanden. Die seit 
der Karolingerzeit stetig fortgeschrittene Kultivierung der Gegend hat 
den ursprünglichen Zustand der Salhöfe mit den Hufen umgestaltet, 
indem an Stelle entfremdeter Hufengüter in der Nähe des Salhofs 
solche, die weiter abgelegen waren, hinzuerworben wurden. Aus zen¬ 
tralisiertem Gutswirtschaften haben sich die Fronhüfe vielfach zu kleinen 
Domänenämtern entwickelt, nachdem sie zugleich Mittelpunkte von ge¬ 
schlossenen Ortsansiedlungen geworden waren. Danach scheint die 
Dorfbildung auch hier sich vielfach erst im Laufe des Mittelalters voll¬ 
zogen zu haben. 
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Indem wir dazu übergehen, die Verhältnisse des Grundeigentums 
und dessen Zusammenfassung am Niederrhein uns vor Augen zu führen, 
werden die Grundlagen der älteren Wirtsrhaftsverfassung im einzelnen 
deutlicher hervortreten. 

vi. Herrenland und Freieigen. 

Wenn wir von den Hausgütern der Kaiser und vom Fiskalgut 
zunächst absehen, lassen sich vornehmlich zwei Formen des Besitz¬ 
standes in karolingischer Zeit in den Rheinlanden unterscheiden: Herren¬ 
gut 144 ), über das dem Besitzer das freie Verfügungsrecbt zustand, das 
nur ein Freier zu vollem Eigen erwerben konnte, und abhängiges Gut, 
das gegen bestimmte Abgaben in Nutzung gegeben war, bei dem aber 
auch der Grundherr auf einen Teil seiner Herrenrechte Verzicht ge¬ 
leistet hatte. Die Unterschiede gelten gleicbmässig für weltliche und 
geistliche Besitzungen. Von dem Anteil, den diese beiden Güterarten 
am Markenwald hatten, ist schon die Rede gewesen. Das Ackerland, 
das in gemeinsame Nutzung genommen wurde, soll beim Zubehör des 
Salhofes und bei der Organisation der Hofesverfassung kurz besprochen 
werden. 

In den ältesten uns erhaltenen Traditionen von Bonn-Cassius und 
Werden erscheint das Herrengut unter den allgemeinen Titeln bereditas, 
pars hereditatis, res proprietatis, res propriae, terra proprii iuris etc. 
Dazu rechnet man auch die Rodungen oder die Beifänge aus dem 
Wald. Der Ausdruck alodis ,45 ) kommt dafür ebenfalls vor. Wird 
die Form grösseren Besitzes und sein Umfang näher gekennzeichnet, 
so pflegt man ihn mit hova (integra oder plena) ,46 ) zu benennen, wofür 
auch die lateinische Übersetzung mansus 147 ) verwendet wird. Der 
Ausdruck selihova begegnet ebenfalls schon früh 148 ); ihn pflegt man 

Ui ) Vgl. zu dieser Frage auch H. Pirenne, Libertö et propri^td en 
Flandre du VII au XI sifccle (Bulletins de l’Acadfmie royale de Belgique, 
classe des lettres 1911) S. 496 ff. Die Sallandstudien von K. Th. von Jüan a- 
Sternegg (Festgabe für Georg Hanssen 1889 S. 73—118), von denen man 
vermuten dürfte, dass sie das Herrenland vornehmlich behandeln würden, 
beschäftigen sich mehr mit den Fronhofsorganisationen. 

ut ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 2 (ca. 860) und zwar ist der Ausdruik 
hier mit „curtis“ gleichbedeutend gebraucht. 

»•) S. Lacomblet UB. IV, (iOO (793) I, 7, 12 und 13 (796 ff.), I, 38 
(820), I, 9 (797). 

u1 ) Cod. trad. Bonn-Cassius, Nr. 14 (ca. 787) u. Nr. 20 (804), Lac., 
UB. I, 46 (834). — >«) Lacomblet, UB. I, 14 (799). 
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lateinisch mit mansus dominicalis wiederzugeben. Die Angaben in den 
Werdener Traditionen 1<9 ) lassen leider nicht bestimmt erkennen, ob 
wir es mit geschlossenen Hufen zu tun haben, oder ob das zugehörige 
Ackerland in Streulage sich befand. Auch die Grösse der Hufe ist in 
den älteren Werdener Traditionen nicht vermerkt. Spätere Nachrichten 
geben sie auf 30 Morgen an, das gleiche Grössenmass, das im Gebiet 
der Grafschaft Kleve für die abhängige Hufe bestand. Die mansi in 
Lessenich und Bonn, die ca. 787 und 804 an Bonn-Cassius tradiert 
wurden 15 °), stellen sich als geschlossene Güter dar, indem ihre Grenzen 
auf 4 oder wenigstens auf 2 Seiten beschrieben sind. In der Bonner 
Gegend betrug die Grösse der Hufe schon in karolingischer Zeit 
30 Morgen ,51 ); es kommen jedoch auch hier Beispiele der Hufengrösse 
von 60 Morgen vor 152 ). Linksrheinisch aber im Gebiete der späteren 
Grafschaft Jülich mass die Hufe regelmässig 60 Morgen 153 ). Die 
gleiche Grösse können wir für Hufen in der Grafschaft Berg fest¬ 
stellen 154 ). Dabei scheint aber die Morgengrösse zugleich etwas ins 
Gewicht gefallen zu sein. Im Jülicbschen galt vielfach der Lütticher 
Morgen, der 156 Quadrat - Ruten mass. Die Grösse des Kölner 
Morgens betrug 224, die des Klever 208 Quadrat-Ruten. Wenn 
Dopsch (1, 3l2) in der Hufe im allgemeinen einen mehr neutralen 
Begriff erkennen will, der etwa dem Ausdruck „Hof“ oder „Gut“ 
gleichkomme, so trifft das für den Niederrhein nicht zu. Hier ver¬ 
stand man unter der Hufe in der nämlichen Gegend regelmässig einen 
Besitztitel von bestimmter und annähernd gleicher Grösse. In manchen 
Gegenden machte man wohl später einen Unterschied zwischen grossen 
und kleinen Hufen ,55 ). Ob es jemals ein Einheitsmass für die alte 
Vollhufe gegeben hat und ob die Königshufe zu 120 oder 160 Morgen 156 ) 
etwa als solches eingeschätzt werden muss, ist eine Frage, für deren 

ut ) Rhein. Urbare II, Werden S. 11 (855) u. S. 15 f., Lacomblet, UB. 
I, 76 (888). 

,eo ) S. oben S. 28 u. 30. 

,51 ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 8 (875). 

1M ) Vgl. Urk. von 1047, Lacomblet, UB. I, 182: letilem mansum 1 
habentem iurnales 60 in Waldorf n. von Bonn. 

ISS ) Lacomblet, UB. II, 1 (1201). Rhein. Urbare I S. 145 (1240). Vgl. 
Lamprecht, Wirtschaftsgesch. 1, 347 ff.; L. legt ihr nicht ganz mit Recht die 
Bezeichnung: Kölnische Hufe bei. 

,M ) Kelleter, Kaiserswerther UB. 93 (1298). 

18S ) S. diese Zeitschrift XXIX, 15 Anm. 69. 

,M ) Die Künigshufen erklärt Lamprecht, Wirtschaftsgesch. I, 350 für 
Rotthufen. 
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Beantwortung es an dem nötigen Quellenmaterial fehlt. Der Propst 
von Kaiserswerth empfing 904 zwei Königshufen (liobas regales) in 
Mettmann zu Nutzniessung 157 ). Über ihre Grösse enthält die Nach¬ 
richt leider keinen Vermerk, und wir vermögen aus den späteren 
Urkunden nicht zu ermitteln, unter welcher Bezeichnung sie weiter 
bestanden haben. 

Mit dem Ausdruck hoba, selihova, lateinisch mansus dominalis 
oder indominicatus wird der Ausdruck curia oder curtis dominica 
oder salarica in den Rheinlanden synonym gebraucht. Daraus hat 
Lamprecht 158 ) gefolgert, dass der Herrenhof ohne Beundenland ur¬ 
sprünglich eine Hufe gross gewesen sei. Richtig ist, dass der Wedem¬ 
hof, die dos der Pfarrkirchen und Kapellen, der ebenfalls mit mansus 
indominicatus bezeichnet wird, gewöhnlich die Grösse einer Ortshufe 
hatte ,59 ). Indessen die Scheidung zwischen Hofesareal und Beunden¬ 
land wird uns in dieser Form am Niederrhein nirgends bestimmt 
angedeutet. Der Umfang des dominicatus mansus (Fronhof) in Aster¬ 
lagen bei Friemersheim war einer Aufzeichnung aus dem 12. Jahrhun¬ 
dert zufolge 5 1 /* Hufen, die Hufe zu 30 Morgen gerechnet, gross 160 ). 
Damit kommen wir auf 165 Morgen, so dass das Mass der Königshufe 
von 160 Morgen erreicht wäre. Der Zuwachs von fünf Morgen Hesse 
sich durch eine Neurodung erklären. Die Höfe des Stifts Vilich auf 
dem rechten Rheinufer gegenüber Bonn, von denen wir eine Aufstel¬ 
lung aus dem Jahr 1144 besitzen 161 ), umfassten jedoch zwischen 2 
und 6 mansi indominicati. Die Hufengrösse von 30 Morgen war hier 
üblich. Demnach schwankt der Umfang dieser Salliöfe zwischen 6<> 
und 180 Morgen. Dass das Ackerland des Merhauser Hofes bei Bonn 
im 15. Jahrhundert noch 135 Morgen hielt, haben wir schon er¬ 
wähnt 16 *). Bei mehreren Höfen der Abtei Meer auf dem linken Rhein¬ 
ufer gegenüber Düsseldorf können wir feststellen, dass ihre Grösse 
2 Hufen, je zu 60 Morgen, betrug 163 ). Berücksichtigen wir also den 
Unterschied im Ausmass der Ortshufe, so rücken die Sallmfen der 
geistlichen Institute in ihren Grössenverhältnissen etwas näher zusara- 

,l7 ) Lacomblet, UB. I, 83. 

,s# j Lamprecht, Wirtschaftsgeschichte 1, 755 f. 

1M j Ennen, Quellen zur Geschichte Kölns 1, 11 S. 4G4 (950). 

,9 °) Rhein. Urbare II (Werden) 278 f.; vgl. Kötzschke, Studien zur 
Verwaltungsgeschichte der Grossgrundherrschaft Werden 14. 

,Ä1 ) Lacomblet. UB. I, 350. 

,M ) S. oben S. 22. 

1M ) Lacomblet, UB. II, 1 (1201). 
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men. Aber sichere Schlüsse lassen sich daraus nicht ziehen, weil die 
Angaben erst aus verhältnismässig später Zeit stammen, und wir nicht 
wissen, welche Schicksale die Höfein der Vergangenheit gehabt haben. Nur 
bei den Meerer Höfen deutet der Zusatz, dass zu jedem Hof ausser 
den 2 Hufen noch ein grösserer Satz von Morgenäckern gehörte, viel¬ 
leicht darauf hin, dass die 120 Morgen den ursprünglichen Bestand 
des Hofes darstellen. Die Ortshufen von 60 und 30 Morgen könnten 
demnach immerhin als das Resultat von Normalteilungen der Hufe von 
120 Morgen angesehen werden. 

Für die allodialen Höfe, die sich ursprünglich im Besitz von 
Laien befunden haben, scheinen mir folgende Beobachtungen der Be¬ 
achtung wert, wenn sie gleich sich zum Teil auf Nachrichten ebenfalls 
erst aus späterer Zeit stützen. 

An verschiedenen Stellen des Niederrheins begegnen uns nämlich 
Höfe im Besitz von ritterbürtigen Adligen, die an Grösse das Mass 
von 3 Hufen hatten. Gutsbesitz dieses Umfanges bildete ja den 
Mindestsatz, auf Grund dessen den Kapitularien von 807 und 808 
zufolge die Gestellung eines Reiters für den Kriegsdienst zu erfolgen 
hatte 164 ). Im Jahr 1003 tauschte Erzbischof Heribert von Köln von 
dem St. Petersritter Wezelinus dessen praedium ein, das in den Orten 
Mehrum, Stockum und Gotterswick (Kr. Ruhrort) — in jedem Ort 
eine Hufe? — zerstreut lag; Wezelinus trat sein dominium über das 
praedium an das Erzstift ab und erhielt dafür den Hof Budberg ,85 ). 
Vielleicht darf man auch das Gut (praedium) in Mertloch (Kr. Mayen) 
hierher ziehen, das 3 Hufen mit dem Salland umfasste; im Jahr 1056 
schenkte es Kaiser Heinrich 111. dem Stift S. Simeon zu Trier 166 ). 

Die Molenarkenschen Erbgenamen verkauften im Jahr 1275 dem 
Domkapitel zu Köln ihren Hof bei Oidtweiler (Kr. Geilenkirchen), der 
einst curtis de Nuenkirken geheissen hatte 167 ) Das Ausmass des Hofes 
wird auf 2'/* Hufen Ackerland angegeben; ausserdem gingen auf ihm 
Zinsen an Frucht, Geld, Kapaunen und Hühnern ein, die offenbar aus 
abhängigen Hufengütern gezahlt wurden. Ferner verzichteten die Ver¬ 
käufer auf einen Teil ihres Patronatsrechtes über die Kirche in Oidt¬ 
weiler. Der Kaufpreis betrug 430 Mark Aachener Währung. 

Zu dem Rittersitz, dem Hof (curtis) Goldberg, der unmittelbar 
vor Mettmann im Bergischen lag und der uns im 13. Jahrhundert als 

,M ) Dopsch, Wirtschaftsentwicklung 1, 307. 

'•*) Lacomblet, UB. I, 140. 

'••) Beyer, MRhein. UB. I, 348. 

'«) Lacomblet, UB. II, 673. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Wirtschaftsverfassung am Niederrhein im Mittelalter. 59 

Allod der ritterbürtigen Familie gleichen Namens genannt wird, ge¬ 
hörten an Banland (terre arabiles) 3 mansi, jede Hufe zu 60 Mor* 
gen 16 *). Die curtis Herkenbusch bei der Burg Grevenbroich auf der 
linken Rheinseite war Allod Dietrichs von Melenbeym. Als er es im 
Jahr 1303 an das Stift Köln-Aposteln verkaufte 169 ), wird ausdrück¬ 
lich vermerkt, dass das Gut 3 volle Hufen, die Hufe ebenfalls zu 
60 Morgen gerechnet, umfasste. In diesem Mass waren das Areal, auf 
dem die Hofgebäude, die mit einem Wassergraben umgeben waren, 
standen, die zugehörigen Waldmorgen und die Einzeläcker, die offen¬ 
bar erst im Laufe der Zeit die Besitzer des Allodes hinzu erworben 
hatten, nicht mit einbegriffen. Johann von Schönforst hatte am 
14. September 1345 das Burghaus Lüxheim von dem Markgrafen 
Wilhelm von Jülich als Offenhaus zu Mannlehen empfangen 170 ). Am 
12. Oktober des nämlichen Jahres übertrug Johann, der bisher in 
einem anderen Territorium angesessen gewesen war, dem genannten 
Markgrafen den von ihm neu angekauften Hof in Aldenhoven im Kr. 
Jülich (mit alle dem artlande, dat daran gehurt, dat in dem velde 
umb Aldenhoven geleighen is, dat man heit vur dry hoeven of in 
weninc me ind vort mit buyschen . . . eyghengut, mantsgut, leingut, 
hoefsgut, zinsgut of eynigh ander gut), um ihn als Lehen wieder in 
Empfang zu nehmen 171 ). 

Man gebe sich daran und suche die ursprüngliche Grösse der 
Allode festzustellen, die altfreie Geschlechter besonders vom 13. Jahr¬ 
hundert ab den Territorialherren ihres Bezirkes als Lehen aufgetragen 
haben. Auch hierbei wird man das Mindestmass von 3 Hufen, das 
die Wehrordnung der Karolingerzeit für die Ausrüstung eines Reisigen 
zu Grunde legte, häufiger ermitteln können. Gewöhnlich wird das 
Lehen auf 500 Mark geschätzt. Auch der Kaufpreis für den Hof 
Herkenbusch, der über 3 Hufen gross war, betrug 550, der für Oidt¬ 
weiler 430 Mark. Vielleicht kommt es auch noch einmal dazu, dass 
man diese Herrensitze für die Entstehung der späteren Rittergüter am 
Niederrhein richtig einschätzt. 

Die Herrenhöfe (curtes, curiae) bestanden sowohl isoliert für sich, 
indem vermutlich der Hofesherr das Gut ausschliesslich mit seinen 
hörigen Leuten bestellen Hess, oder aber es war ihnen zugleich eine 

,M ) Vgl. die Urkk. von 1298 ff. im Kaiserswerther UB. 93; s. auch 
Nr. 92, 94, 95, 99 etc. 

'•*) Lacomblet, UB. III, 30. 

,7 °) Lacomblet, UB. III, 425. 

,71 ) St.A. Düsseldorf, Jülich; Lehen: Aldenhoven. 
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Anzahl von dienenden Hufen angegliedert, deren Aufsitzer bei der Be¬ 
wirtschaftung des Herrenhofes und seines Zubehörs, des Sallandes mit¬ 
tätig waren. Für diese Ilöfe scheint der Ausdruck curtis dominicalis 
oder auch selihova besonders gern verwendet zu sein; später ist dafür 
Fronhof üblicher geworden. Das Wort praedium, das in den Rhein¬ 
landen seit dem 11. Jahrhundert beliebter wird, bezeichnet sowohl den 
Einzelherrenhof wie den Fronhof mit samt den verbundenen Diensthufen 
und überhaupt freien Eigenbesitz * 7 *). 

Salhof, Salland leitet man von sala gleich Haus, Hof her 173 ). Der 
Salhof gilt I.andau zugleich als Gerichtshof und im Salland erkennt 
man das Herrenland, den unmittelbar zum Hof gehörigen Grund und 
Boden 174 ), Die Deutung Sohms 175 ), dass die terra Salica als das dem 
Volke der salischen Franken gehörende Land, das Volkland, anzusehen 
sei, hat, scheint es, wenig Anklang gefunden. Die Sala bildet ja auch 
den bei Übertragung von Grundbesitz vollzogenen Rechtsakt. Ohne 
hier näher auf die juristische Seite des Übertragungsaktes einzugehen, 
mochte ich nur auf einige Beispiele hinweisen, in denen dieses Woit 
im niederrheinischen Gebiet gebraucht wird. Im Jahre 1168 erwarb 
das Kloster Neuwerk bei M.-Gladbach mit Zustimmung Erzbischof 
Philipps von Köln von Goswin Luzo ein Gut (predium quoddam) in 
Lützerath zu Eigen 176 ). Bei diesem Geschäft übernahm der Edle 
Dietrich von Millendunck (über homo et nobiüs) namens des Klosters 
tutelam et advocatiam que vulgo sale dicitur. Die Auslegungen Mund¬ 
schaft und Vogtei für „sale“ sind zu vieldeutig, als dass daraus be¬ 
stimmte Folgerungen gezogen werden könnten. Viel lehrreicher aber 
als dieser Beleg ist ein anderer von 1179. Der Abt Arnold von 
Burtscheid bei Aachen kaufte in diesem Jahr ein Besitztum von 4 
Hufen in Harles, das an das Allod der Abtei in Vijlen anstiess, von 
den Söhnen Wilhelms von Xisweiler für 40 Mark 177 ). Dieser hatte es 
von dem Freien (libero et nobili viro) Hermann von Schleiden an sich 

I7 *) Dopsch, Wirtschaftsentwicklung I, 131 fasst praedium ganz allge 
mein als Besitz. Wo das Wort am Niederrhein auf Immobilien angewendet 
wird, bezeichnet es allodiales Gut. 

173 J Vgl. Landau, Das Salgut 59 ff. Ihm schliesst sich Lamprecht, 
Wirtschaftsgeschichte I, 745 und Dopsch, 1, 232 an. 

,74 ) Ebenda S. 78 f. u. 94 f. 

,7S ) Berichte der Sachs. Gesellschaft der Wissenschaften (1896) 48, 
164—166. Nach Rieh. Schröder, Rechtsgescbichte 5° S. 222 ist der Begriff 
der Salgiiter sehr bestritten. 

* 7 ») Lacomblet, ÜB. I, 428. 

’”) Lacomblet, ÜB. I, 470. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Wirtschaftsverfassung am Niederrhein im Mittelalter. 


61 


gebracht. I)a Wilhelm von Nisweiler und seine Sühne keine Freien, 
sondern Ministerialen des Herzogs Heinrich von Limburg waren, hatten 
sie usucapiuin possessionis, quod theotonica exprimitur lingua sale 
nicht erwerben können, sie war vielmehr auf ihren Herrn, den ge¬ 
nannten Herzog, übergegangen. Diese sale liess sich der Abt Arnold 
vom Herzog von Limburg für 4 Mark abtreten und zahlte ausserdem 
noch dem Edlen Hermann von Schleiden und dessen Söhnen ’/s Mark, 
damit sie auf jedes Anrecht, das sie etwa noch an das obige Besitz¬ 
tum geltend machen zu können glaubten, verzichteten. Die sale ging 
aber nicht direkt an die Abtei Burtscheid über, sondern sie wurde, 
da diese dem Kaiser unterstand, von kaiserlichen Bevollmächtigten 
übernommen. Hingegen empfing das Stift Heinsberg 178 ), als es 1223 
(1224) die Hälfte des Waldes Bakenbusch bei Odilienberg in der Nähe 
von Süstern. die rechtmässiges und eignes Allod (logitimum et proprium 
allodium) der Herren von Kessnich und Argenteil war, von denen sie 
jedoch damals ein Ministerale zu Lehen batte, erwarb, die sale selbst. 
Herr Heinrich von Kessnich übertrug dem Stift mit Zustimmung seiner 
Angehörigen (familiarium nostrorum) jus nostrum, quod sala dicitur, 
secundura consuetudinem nobiliuni tarn cespitis quam rami viridis ex- 
hibitione. Hier wird uns auch der symbolische Akt, die Übergabe von 
Käsen und Zweig, beim Übertrag näher geschildert. Es ist derselbe 
Vorgang, den wir in einer grossen Zahl von Beispielen aus dem 13. 
bis 15. Jahrhundert hier in den Bheinlandcn noch nachweisen können, 
bei dem vri eigin auf freier Strasse verselt oder verseilt (lat. salire) 
wurde „mit silver metze ind lede“ oder „mit eyiue silveren penninge, 
eyme metze ind eyiue lede van eyrae halme“, wie verschiedentlich an¬ 
gegeben wird. Das geschieht auch in den Städten, wofür uns beispiels¬ 
weise aus Bonn zahlreiche Belege zur Verfügung stehen l,y ). 

Diesen Beispielen gegenüber entsteht doch aber die Frage, ob 
nicht die terra salica vielmehr von diesem Wort sala, zu deutsch sale, 
ihre Bezeichnung erhalten hat, wie ältere Rechtshistoriker schon an¬ 
genommen haben 180 ). Wir haben ja gesehen, dass „sale“ im 12. Jahr¬ 
hundert lateinisch mit usucapium possessionis wiedergegeben wird. 
Man verwendet auch proprietas, allodium und dominium im 13. Jabr- 


I70 ) Lacomblef, UB. II, 110. 

179 ) S. St.A. Düsseldorf, Urkk. Bonn-Cassius von 1357, 1370 u. 1377. 
Vgl. auch die Urkunde bei Lacoinblet 1, 554 (1197). 

18 °) Vgl. Landau, Das Salgut S. 96. 
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hundert dafür 181 ). Mögen diese lateinischen Übersetzungen auch auf 
römisch-rechtliche Einflüsse zurückzuführen sein, das Substantivum „sale“ 
und das Verbum „verselen“, aus dem das Spätlateinische „salire“ ab¬ 
geleitet ist, sind auf jeden Fall älteren Ursprungs. Und die Be¬ 
deutung, welche das allodiale Gut, wozu wir das Salgut, die Höfe 
(curtes etc.) mit dem Salland zählen müssen, im Rechtsverkehr des 
Mittelalters gehabt hat, kann ihm nicht erst im Laufe der letzten Zeit 
zugeflossen sein. An freiem Eigen vermochte bis in das 13. Jahrhundert 
hinein nur der freie Mann ein volles Eigentumsrecht, die „sale“ zu 
erwerben; selbst angesehenen Ministerialen 18 *) kam sie nicht zu. Ge¬ 
langten sie in den Besitz von wirklich allodialem Gut, so ging die 
„sale“ an ihre Dienstherren über. Die „sale“ der freieigenen Güter 
der in kaiserlichem Schutz stehenden Klöster stand nicht bei diesen, 
sondern allein bei den Kaisern. 

Aus dem Burtscheider Beleg von 1179 sehen wir nun auch, dass 
die „sale“ nicht etwa ein blosses ideelles Obereigentum bedeutete, 
sondern recht materiell gewertet wurde. Sie betrug 10°/o des kapita¬ 
lisierten Nutzungsertrages des betreffenden Gutes. Die in Geld ver¬ 
anschlagte „sale“ haben wir demnach als den kapitalisierten Betrag 
der Freizinsen, der Wort- oder Grundzinsen anzuseheu, wie sie im 
12. Jahrhundert von den zu freier Leihe gegebenen curtes, praedia 
usw. gezahlt zu werden pflegten. Von diesem Gesichtspunkt aus 
dürften auf die freien Leihen Streiflichter fallen, die geeignet erscheinen, 
uns deren Wesen und Bedeutung verständlicher zu machen. Der 
Gegensatz zur hofrechtlichen Leihe spricht sich von vorneherein in dein 
weniger gebundenen Verhältnis aus, in dem der Freibelieliene zum 
Grundherren stand. Wir kommen auf diese Frage später zurück. 

Schon in den ältesten urkundlichen Zeugnissen erscheint das 
Salland in selbständig in sich abgeschlossenen Kämpen, die sehr häutig 

,81 ) Ebenda. Im Jahr 1177 überträgt Abt Wirich von St. Trond dem 
Kölner Schöffen Heimich Saphir und dessen Erben in domo nostra, que est 
Colonie super Renum hereditariam m&nsionem mit dem ausdrücklichen 
Zusatz servato nobis allodio. Kölner Schreinsurkunden des 12. Jhds 
(Puhl, der Rhein. Gesellschaft 1) Bd. I, 163. Vgl. auch S. 197 (II 10). Hier 
bedeutet „allodium“ das nämliche, was „sala“ im Beleg von 1179 ausdrückt. 
Sale kommt übrigens im 12. Jahrhundert in Köln ebenfalls vor; s. Schreins¬ 
urkunden 1, 23 Nr. 13 (1142—1156) n. 2, 153 Nr. 22 (1183—1192). 

l8i ) Die weitgehenden Schlüsse, die jedoch aus dem Beleg von 1179 
hei Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer 4° 1, 483 f. gezogen werden, sind 
nicht berechtigt. Eigentum konnten Ministerialen und „Knechte“ wohl er¬ 
werben, nur nicht das Obereigentum von Freieigen. 
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Flächen von vielen Morgen umspannten. Sie haben sich in dieser 
Form bis spät in das Mittelalter hinein erhalten. Aus der Zusammen¬ 
fassung dieser Kämpe in bestimmten Lagen scheinen sich die Gewanne 
am Niederrhein gebildet zu haben 183 ). Die abhängigen Leute der 
Fronhöfe hatten für die Einzäumung der Kämpe zu sorgen. Die 
Ausdrücke Beunden, Achten, Kunden sind mir dafür am Niederrhein 
nicht begegnet, nur das lateinische clausura wird verwendet. Der 
ursprüngliche Umfang des Sallandes insgesamt wurde, wie bereits be¬ 
merkt ist, nach der Ortshufengrösse berechnet. Der Zuwachs, den 
das Salland eines Hofes im Laufe der Jahrhunderte erhalten hatte, 
pflegte man auch in späterer Zeit meist noch besonders aufzuführen. 
Neurodungen erscheinen gewöhnlich unter dem Titel von Morgenäckern 
oder auch unter denen von „vuerlende“, „overlende“. Auch durch 

1M ) Um ein Bild von der Verteilung des Landes in den Gewannen zu 
geben, drucken wir hier die aus dem 15. Jahrhundert stammende Beschrei¬ 
bung des oben behandelten Hofes Merhausen in Bonn ab, die dem Msc. 
B3 fol. 68 des St.A. Düsseldorf entnommen ist: 

Item hait der hof in der Margassen in die yrste gewande lanx die Mar 
zo Bonne bij Merhuysen 9 morgen. Item dar entgen overlandz die Bus¬ 
se hoffsflachte 3 morgen. Item beneden die Busschoffsflachte lanx die wyn- 
garden ligende 7 morgen. Item tuschen dem Endenicher wege ind dem wege 
an dem Sulchenroide 8 morgen. Item up den Dudestorper wege allreneist 
den wyngarden in dem Sulchenroide 3 morgen. Item hinder dem Sulchen¬ 
roide ind geynt op die bach 11 morgen. Item an dem Vehehove zo Poppil- 
storp ind geint up den graven 8 morgen. Item by dem Mullenberg up Pop- 
pilstorper wege 3 vierdell. Summa 49 morgen 3 vierdell. 

Item in die andere gewande up Draensdorper wege ind geit mit eyme 
orde durch den weg 4 morgen, Item up Draenstorper wege geint lanx den 
Broich 20 morgen. Item an den Katsteyn lanx die wyngarden ind geint up 
den wech 4 morgen. Item dar entgen over die bach 3 vierdell. Item up 
Endenicher wege an zwen stucken 2 morgen. Item up den sande lanx 
Burstorper wech 8 morgen. Item hinder Poppilstorp an zwen stucken 4 
morgen. Summa 42 morgen 3 vierdell. 

Item in die dritte gewande in dem Kemsvelde lanx die wyngarden 
10 morgen. Item tuschen Ryndorp ind der boee mitten in den velde by den 
2 wyden 7 1 /» morgen. Item noch darby zo den wyngarden wert 2 morgen. 
Item over die straisse zo den sande wert, scbuyst up des abtz van Ileyster- 
bach landt 1 morgen. Item an den neisten brecken broich ind geint up den 
Broich zer straissen werdt 2 morgen. Item noch darby 3V* morgen. Item 
an den nedersten brecken broich lanx Wilhem Mengijn 6 morgen. Item 
noch an Draenstorper broich ind gein lanx die bach 4 morgen. Item up 
derselver bach ind geint bis up die straisse am sande 2 morgen. Item noch 
unden lanx die bürst an der Konynxstraissen durch den Burstorper wech 
6 morgen. Summa 44 morgen. 
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Zukauf wurde das Salland vermehrt. Eine Deskription des Fronhofes 
des Stiftes Köln-Kunibert in Heinierzheim im Kreise Eheinbach von 
13 9 9 184 ) gibt das Hofesareal auf 322 Morgen Ackerland an, von dem 
jedoch nur 120 Morgen, gleich 4 Ortshufen, den ursprünglichen Be¬ 
stand ansmachten. Von anderen Eigentümern waren 60 und 30 Morgen 
hinzuerworben. Ferner waren an den Hof zurückgefallen 8 sogenannte 
„pachthoven u , die ein Gesamtareal von 112 Morgen hatten. Auf 
diesem Hof in Heimerzheim, zu dem 19 3 /4 eigentliche Hofeslehen zu 
je 30 Morgen gehörten, war man später dazu übergegangen, sogenannte 
„pachthoven“ anzusetzen, die mit Hofstatt eine Grösse von 14, ohne 
solche die von 15 Morgen hatten. Unter diesen Pachthöfen haben wir 
uns offenbar Anlagen auf Neuland zu denken. Wann sie zuerst ein¬ 
gerichtet wurden, lässt die mangelhafte Überlieferung leider nicht 
erkennen. Sie waren in Erbpacht zu festem Zins ausgetan. 

Das Salland oder vielmehr die Salhöfe selbst sind es vornehmlich, 
bei denen die Zeitpacht am frühesten am Niederrhein Platz greift. 
Sie tritt sowohl als Leibpacht wie als Pacht für eine bestimmte Reihe 
von Jahren, 9, 12 etc. Jahre, auf. Den Übergang zu ihr hat bei den 
Höfen der Kirchen und Klöster hauptsächlich die sogenannte Villi- 
kationsverfassung herbeigeführt, indem zunächst ganze Fronhöfe mit 
dem Hufenbestand Ritterbürtigen zu Obhut übertragen wurden. Diese 
übernahmen seit dem 12. Jahrhundert zugleich mit dem Einsammeln 
der Hufenabgaben die Wirtschaft auf den Salliöfen, die sie ebenso wie 
früher die Klöster mit Eigenhörigen betrieben, sei es dass sie selbst 
die Leitung ergriffen oder dass sie die Bewirtschaftung dem bäuerlichen 
Schultheisscn oder Baumeister, wie er liäulig genannt wird, gegen Ab¬ 
gabe eines Teiles der Ernte überliessen m ). In dieser Beziehung dürfte 
schwerlich eine wesentliche Änderung gegenüber dem früheren Zustand, 
als die Klöster die Höfe noch in Eigenwirtschaft hatten, erfolgt sein. 
Blieben doch bei manchen Höfen der Geistlichkeit auch die Frondienste 
der llüfener oder Lehensleute für den Salhof bis ins 14. Jahrhundert 
hinein weiter bestehen, trotzdem der Salhof schon während des 13. 
Jahrhunderts fortgesetzt an Iiitterbürtige in Leibpacht ausgetan war ,8fi ). 

,M ) St.A. Düsseldorf, Köln-Kunibert, Kopiar fol. 111 v. 

I84 J Kötzschke, Studien zur Verwaltucgsgescbichtc der Grossgrund¬ 
herrschaft Werden S. 19, lässt die Gutswirtschaft in der älteren Zeit im 
wesentlichen mit Hilfe von abhängigen kleinbäuerlichen Wiiten unterhalten 
werden. Die Tätigkeit der Leibeigenen von der er S. lö spricht, musste 
aber doch zum mindesten von einem Verwalter beaufsichtigt werden. 

1M ) So bei dem Fronhof des Neusser Quirinstiftes in Kelz, Kr. Düren, 
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Bei den Canonicatstiften war es zeitweilig Brauch, dass die Höfe unter 
die Mitglieder des Kapitels verteilt oder einzelnen Klosterangehörlgen in 
Pacht gegeben wurden ,8T ). Natürlich bestellten auch sie für den 
Salhof einen Baumeister. 

Obgleich man die Unterschiede in der rechtlichen Stellung der 
curtis dominicata mit der terra salica, was im Grunde das nämliche 
bedeutet, und der anderen Hufen, die uns als rnansi serviles, lediles 
oder ingenuiles entgegentreten und von denen wir nachher handeln 
werden, nicht übersehen hat 188 ), so ist er doch nicht immer gebührend 
gewürdigt worden. Landau, dessen Anschauungen im allgemeinen noch 
heute gelten, lässt das Salland als Gemeingut auf dem Wege des Zu¬ 
behörs zum Salhof. den er zugleich als Amtshof fasst, zum Herrenland 
werden. Ohne die Möglichkeit dieser Annahme bestreiten zu wollen, 
so ist doch zu betonen, dass eine solche Entwicklung einer Zeit an¬ 
gehören muss, über die uns jede Überlieferung fehlt. In der karo¬ 
lingischen Periode gab es zweifellos zahlreiche curtes. denen die Eigen¬ 
schaft eines Amtshofes, als Sitz öffentlicher Jurisdiktion nicht zukam. 
Trotzdem tritt der Besitzer des Hofes als dominus auf. und es stellt 
ihm das dominium darüber zu. Dass auf dem Hofe und dem Salland 
öffentlich rechtliche Lasten gegenüber dem König oder dem Reich und 
der Kirche ruhten, hat diesen Charakter nicht beeinträchtigt. Der 
Kirche war das Salgut zum Zehnten verpflichtet, es sei denn, dass der 
Herr des Gutes auf ihm eine Eigenkirche errichtet hatte. Der öffent¬ 
lichen Gewalt blieb es nicht nur durch den Gerichtszwang verbunden, 
sondern es haftete an ihm auch die Verpflichtung zum Kriegsdienst. 
Je nach dem Umfang des Salgutes hatte der Besitzer persönlich dem 
Reichsaufgebot Folge zu leisten. Weil das Weib diesen Verpflichtungen 
nicht nachzukommen vermochte, deshalb hatte die Lex Salica es zu¬ 
nächst offenbar vom Erwerb des Salgutes im Erbgang ausgeschlossen. 
Im übrigen aber galt das Salland schon der Lex Salica als Allod. 
Dieser Charakter eignet ihm im 8. Jahrhundert unbedingt. So schenkt 
unter Erzbischof Hildebald von Köln (784—819) eine edle Frau 
Engela ihr Allod in Leeuw-Saint-Pierre bei Brüssel, das ein Gebiet 

auf dem die Lehensleute erst 1337 die Frondienste abgelöst haben; s. St.A. 
Düsseldorf, Archiv Neuss-Quirin. 

I87 ) Vgl, das Statut des Bonner Cassiusstiftes von 1190. Bonn. Bei¬ 
träge zu seiner Geschichte IV 22 f. Sie erscheinen vielfach mit dem Titel: 
Obedientien. 

,M ) Vgl. Landau, Das Salgut S. 6 f. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, III. 
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von 7 Meilen in der Länge und 1 Meile in der Tiefe umfasste, an 
die Kölner Domkirche ,89 ). Damals bestand demnach schon die Weiber¬ 
erbfolge, worüber wir aus den Rheinlanden ebenfalls Belege besitzen. 
Für die Fronhöfe am später klevischen Niederrhein und in der Sieg¬ 
gegend begegnet uns nicht selten der technische Ausdruck „Eigen“, 
unter dem auch unter Umständen die Hufengüter mit einbegriffen waren. 
Indessen kam dem Salhof mit dem Salland, ferner den Einfängen die 
Eigenschaft als freies Eigen recht eigentlich zu. Dazu rechnete man 
auch die dominatio in silva. 

Die besondere rechtliche Bedeutung, die dem Salhof und dem 
Salland zugebilligt war, hebt sich neben dem Umstand, dass viele Höfe 
das Asylrecht besassen 19 °), am markantesten beim Besitz der Geist¬ 
lichkeit ab, indem er ziemlich regelmässig in der nachkarolingischen 
Periode von der Vogtgewalt des Klosters- oder Kirchenvogtes eximiert 
war. Das hat Seeliger 191 ) vollkommen richtig erkannt, nur hätte er 
meiner Ansicht nach den Umstand, dass es sich dabei um den allodialen 
Besitz der Kirche handelt, noch schärfer betonen müssen. Wenn 
das Benetizialland vielfach zum engeren Immunitätsgebiet gezählt wurde, 
so kam das daher, weil es ursprünglich „praedium“ der Kirche ge¬ 
wesen war. Nur in dieser Eigenschaft stand dem Besitz der Geist¬ 
lichkeit in älterer Zeit Steuerfreiheit zu, dieser allein war frei von 
Mai- und Herbstbede, die die abhängigen Hüfener der Höfe der Geist¬ 
lichkeit an die Kirchen-Vögte, meist die späteren Territorialherren, zu 
zahlen hatten. Dieser Unterschied ist G. von Below 192 ) in seiner 
Geschichte der direkten Staatssteuern in Jülich und Berg verborgen 
geblieben, wenigstens kennzeichnet er ihn nirgends bestimmt. Die 
Behauptung E. Mayers 193 ) gegenüber von Below, dass die herzogliche 
Besteuerung der Klosterhintersassen sich aus den Beziehungen der 
Herzoge von Berg zum Kircbengut erklärt, bestellt für die erste Hälfte 
des Mittelalters vollkommen zu Recht. Man bat eben zu unterscheiden, 
ob die Hintersassen auf Eigengut der Kirche sassen oder ob sie ab¬ 
hängiges Hufengut inne hatten, auf dem von altersher die Bede lastete 194 ). 

18B j S. unten S. 95. 

19 °) Vgl. z. B. Das Ilofesrecht von Bannen in Lacomblets Archiv 7, 
271; s. auch diese Zeitschrift XXIX, 18. 

19 ‘) Seeliger, Die Bedeutung der Grundherrschaft S. 124 ff. 

,#J ) Bergische Zeitschrift 26, 13 ff. 

l * 3 ) Deutsche Literaturzeitung 1889 Sp. 1831. 

1M ) Vgl. zu der Frage jetzt Dopsch, A., SteuerpHicht und Immunität 
im Herzogtum Österreich, in der Savigny - Zeitschrift G.A. 26, 1 ff., Dopsch 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Wirtschaftsverfassung ain Niederrhein im Mittelalter. 


67 


Erst im späteren Mittelalter setzten es die Territorialfürsten am Nieder¬ 
rhein durch, dass die Bauern auf den Salhöfen der Geistlichkeit, die 
Meier, Schulten, Baumeister, Halbwinner und wie sie sonst noch heissen 
mögen, zu den Landessteuern, aber nur von ihrem „Gewinn und 
Gewerb“ herangezogen werden durften 195 ). Von Schatz und Bede waren 
sie frei. Die Bede kann daher nicht ohne weiteres mit einer Landes¬ 
steuer gleichgestellt werden. 

Auf den Salhöfen fanden die Eigenkirchen 196 ) ihren Platz, und 
sie verdanken wohl auch zweifellos ihren Namen dem Umstand, dass 
sie auf Eigengut errichtet waren und in der Verfügungsgewalt des 
Herrn des Gutes, auf dem sie erbaut, standen. "Wie verbreitet sie 
am Niederrhein gewesen sind, ist noch nicht genügend untersucht worden. 
Dass hier zahlreiche Dorf- und Kirchspielskirchen aus Eigenkirchen 
hervorgegangen sind 197 ), beweisen die Patronats- und Kollaturverh&lt- 
nisse. Solche, deren Kollatur den Gemeinden zugestanden hat, gibt es 
am Niederrhein überhaupt nicht oder wohl nur vereinzelte. Man kann 
dagegen nicht einwenden, dass viele Kirchen später den Stiften und 
Klöstern inkorporiert worden seien, und dass damit der Einfluss der 
Kirchengemeinden zurückgedrängt wäre. In diesen Fällen waren die 
geistlichen Institute, wenn nicht so wie so schon ihre grundherrlichen 
Rechte am Orte überwogen, gewöhnlich die Rechtsnachfolger eines 
anderen Grundherrn, der bei der Inkorporation auf sein Kollationsrecht 
verzichtete. 

In den ältesten Traditionen des niederrheinischen Gebietes spielen 
die Höfchen (curtilia) eine grosse Rolle. An Bonn-Cassius, an Werden 
ist vom Ende des 8. Jahrhunderts ab eine ganze Anzahl derartiger 
Besitzungen übertragen worden. Im Jahr 804 erhielt das Bonner 
Stift ein Höfchen in Duisdorf und die potestas, die der bisherige Be¬ 
sitzer des Höfchens in der Duisdorfer Mark sein Eigen genannt hatte, 
nämlich 20 Morgen Ackerland 198 ). Ludfrid von Endenieli schenkte 

S. 4 Anm. 2 erkennt in der „steura“ ohne weiteres die ordentliche Steuer 
des Landesherrn; ob das richtig ist, kann wohl erst eine genauere Unter¬ 
suchung der örtlichen Verhältnisse klarstellen. 

’® 5 ) G. v. Below a. a. 0. S. 16 Anm. 14 bringt einen Beleg von 1238 
(Lacomblet, UB. II, 233) vor, dass die grangiae des Klosters Altenberg, die 
Bauern übertragen waren, bedefrei bleiben sollten. Die grangiae der Zister¬ 
zienserklöster waren eben deren Eigenhöfe. 

'••) Vgl. Stutz, Ulr., Die Eigenkirche S. 14 ft'. 

1#T ) S. das schon oft angezogene Beispiel von Oekoven, Urk. von 1361 
bei Lacomblet, UB. IV, 679. — 1#a ) Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 12. 

5* 
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ihm 814 das seine an diesem Ort. Es gehörte dazu ausser Land, 
Wiesen u. a. auch eine Kirche. Ferner scheint der Wohnsitz schon 
bnrgartig angelegt gewesen zu sein 199 ), ln den Besitz einer curtilis 
in Ringen (Kr. Ahrweiler) im Gau Odingen gelangte das Stift im 
Jahr 841 sou ). 

Weit lehrreicher für uns sind die Erwerbungen dieser Art, welche 
das Stift Werden machte. Offenbar im Interesse seiner dortigen Wein¬ 
berge kaufte es 812 in Mehlem im Bonngau von privaten Besitzern 
ein Höfchen, dessen Grössenmasse angegeben sind 20 '). Das Areal, 
auf dem es stand, war 120 Fuss tief und 56 Fuss breit und stiess 
mit der Front an einen Saumpfad. Auf der Rückseite lag der Besitz 
eines Rigo, dessen Erben auf einer Seite die Nachbarn bildeten. Da 
das Stift nicht das volle Eigentumsrecht über das Höfchen erhielt, 
sondern nur jus habendi, tenendi, dandi, muss es wohl Zinsgut ge¬ 
wesen sein. Der Kaufpreis betrug 20 Schillinge. Welcher Art die 
Wohnstatt war, überliefert der Kaufbrief nicht. Die Grüssenverhiilt- 
nisse erinnern uns lebhaft an das Ausmass, das wir im 13. Jahrhundert 
für die Wortstätten in den klevischen Städten kennen lernen 202 ). 

Der bequemste Weg von Werden nach Aachen und wohl auch nach Köln 
führte die Ruhr abwärts über Kettwig, Ratingen nach Löiick und Büderich 
oder über Gerresheim auf die linke Rheinseite und von da nach Neuss, l 'm 
das Jahr HOO hat nun das Stift Werden im Gau Nievenheim etwa eine 
Stunde südlich von Neuss bei den Orten Holzheim, Hoisten und Wehl 
eine ganze Reihe von kleineren Besitzungen teils angekauft, teils von 
Wohltätern sich schenken lassen. Den Beginn der Erwerbungen machte 
793 ein kleines Höfchen (modicum curtile) mit 3 Ackern nebst Nutzung 
von Wasserläufen, Wegen und gemeinschaftlichen Weiden. Der Ver¬ 
käufer Sigwin überliess dem Stift auch Gewalt (potestas) im Walde 
Sitroth und im Walde Iluvil 203 ). Das Höfchen nebst Land lag in der 
(villa) Ilrodbertingahova. Im Jahr 817 kaufte das Stift dortselbst 
dazu 2 Morgen, deren 4 Anlieger genannt sind, für 6 Schillinge 20 ' 1 ) 
und im folgenden Jahr 3 Morgen im Gebiet von Hrotberctingahova (in 
fine, que pertinet ad H.), an die auf einer Seite Fiskalland anstiess* 05 ). 

I89 ) Ebenda Nr. 28. 

■ !00 ) Ebenda Nr. 23. 

* 01 ) Lacomblet, UB. I, 30. 

S0J ) S. das Privileg für die Stadt Kleve von 1242 bei Lacomblet, 
UB. II, 265. 

* 03 ) Ebenda 1, 3. 

,04 ) Ebenda Nr. 35. — * 0# ) Ebenda Nr. 36. 
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Gleichzeitig damit wurden auch 3 Morgen im benachbarten Wehl er¬ 
standen, wo schon 817 Bischof Hildigrim von Werden 4 Morgen zum 
Preise von 6 Schillingen gekauft hatte 200 ). Beim Walde Sitroth lag 
der Ort ad Crucem, den noch Ludger selbst, der Stifter von Werden, 
796 nebst Wiesen an der Erft und zwei Einzeläckern erwarb 207 ). 
Vermutlich handelt es sich wiederum um den Wald Sitroth, von dem 
durch Werden 816 zwei Teile angekauft wurden, nachdem schon eine 
gewisse Theadrada den von ihr besessenen dritten Teil an das Stift 
geschenkt hatte, denn dessen Lage wird ebenfalls ad Crucem bestimmt 208 ). 
An dem nämlichen Orte ist auch der Kaufbrief von 801 ausgestellt, 
durch den Abt Ludger von Werden in den Besitz eines Höfchens 
(curtile) in Holzheim im Nievenheimer Gau gelangte 209 ). Dazu gehörte 
eine Bodung, etwas Wiesemvaebs, ein Morgen Ackerland, Weide-, Wege-, 
Wasser- und Waldrecht nebst voller Mastgerechtsame entsprechend 
der Grösse des Höfchens (cum pastu plenissimo juxta modulum cur- 
tilis). Von der villa Ilrodbertingaliova heisst es 817, dass sie am 
Gilibecbi gelegen gewesen sei. Es ist der Gillbach, der von dem 
heutigen Gütchen Rüblinghoven nordwestlich von Hoisten aus der Erft 
zutliesst. Dass in Küblinghoven der alte Namen Hrodbertingabova 
fortlebt, wie schon Lacomblet angenommen hat, ist zweifellos. Auch 
darin hat er vielleicht das Richtige getroffen, dass er das einen halben 
Kilometer östlich von Rüblinghoven an einer Wegekreuzung bestehende 
Hagelkreuz mit dem Ort ad Crucem identifiziert, wenn darin nicht 
Kreitz etwa l 1 /* Kilometer nordwestlich von Holzheim zu erkennen ist. 

Leider versagt dann unsere schriftliche Überlieferung über die 
Gegend für mehrere Jahrhunderte. Erst im Jahre 1259 tritt uns ein 
Ritter Heinrich von Rubregtinchoven in einer Nettsser Urkunde ent¬ 
gegen 210 ). Eine Urkunde von 1329, die sich mit Hülchrath beschäftigt, 
in dessen Amt Rüblinghoven gelegen war, redet sogar von Grafen von 

«•) Ebenda Nr. 34. 

J07 ) Ebenda Nr. 5. 

,08 ) Ebenda Nr. 32 u. 33. Nach Aubin, II., Holzordnungen des Gohr¬ 
busches (Düsseldorfer Jb. 25, 201) hätten die Büsche später dein Sittarderhof 
und den Ilövelerhüfen sö. von Höningen Platz machen müssen. Die Namens- 
anklänge, die Sitroth und Huvil für diese Annahme zu bieten scheinen, 
Teichen aber doch allein dafür nicht aus. Die Urkunde von 796 (Lacomblet 
UB. I, 5) spricht dafür, den Busch Sitroth in grössere Nähe des Ortes ad 
Crucem zu verlegen. 

,0# ) Lacomblet, UB. I, 20. 

*'°) Ebenda II, 483. 
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Robrinchoven *“). Es sei daran erinnert, dass Hoisten, alt Hoisteden, 
zu dessen Kirchspiel Rüblinghoven gehörte, als der Sitz der Grafen 
von Hostaden angesehen wird. Darüber kann kein Zweifel bestehen, 
dass im späteren Mittelalter hier ein Rittersitz gewesen ist. Im Jahr 
1461 wird ein Gut Klein-Ruebelhoven im Kirchspiel Hoisten genannt 212 ); 
1485 befindet sich der Hof Robelinckhoeven, zu dem 30 Morgen Busch 
daselbst als Mannlehen der Herzoge von Jülich gehörten, im Besitz der 
adligen Familie von Blittersdorf * 13 ). Keines der Zeugnisse späterer 
Jahrhunderte deutet an, dass hier ehemals eine Dorfsiedlung bestanden 
habe. Dürfen wir sie aber oder müssen wir sie nicht für die Karo¬ 
lingerzeit voraussetzen ? 

Sowohl hei den zwei Morgen Land in Hrodbertingahova, die 
Werden 817, wie bei den drei Morgen Land, die das Stift 818 ge¬ 
kauft hat, sind auf 3 oder 4 Seiten die Anlieger benannt, teils der 
Fiskus, zwei Kirchen, St. Andreas und St. Peter, und zwei Privat¬ 
eigentümer. Die Lage des Höfchens, das 793 gekauft ist, wird nicht 
näher beschrieben. Der Verkäufer Sigwin nennt es aber einen Teil 
seines Erbes und war daher unverkennbar ein Mann freien Standes, 
zumal er sich bei dem Kaufgeschäft keines Mundmannes bedient hat. 
Auch in den anderen Fällen müssen wir die vorherigen Besitzer der 
Landstücke als freie Persönlichkeiten einschätzen, da sie diese als res 
proprias oder res nostras bezeichnen. Ihr Besitz ist in diesem Falle 
als freies Eigen zu bewerten. Aber er lag zerstreut im Gemenge, die 
Äcker einzeln oder zu 2, 3 und 4 Morgen zusammen. Man wird so¬ 
fort hieraus auf Gewannteilung schliessen. Die Wälder jedoch sind 
schon zum Teil parzelliert. Und wie erklärt man sich den Namen 
des Ortes, der doch daher seine Entstehung genommen hat, dass hier 
einstmals die Hufe eines Besitzers gelegen war. Rodbertinc wird man 
kaum anders als Personennamen zu fassen habe. Ich erinnere nur an 
die Alfgatinghova in Fischlaken, die der edle Franke Theganbald 796 
an Werden tradiert hatte 214 ) und die damals in ihrem ursprünglichen 
Bestand noch unversehrt war. Das Areal der Rodbertincbova hingegen 
war um 800 bereits zersplittert, der Fiskus, verschiedene Kirchen, 

*•>) Ebenda III, 244. 

,1S ) St.A. Düsseldorf, Urk. Kloster Neuss-Michaelsberg vom 14. August 

1461. 

m ) Ebenda Jülichsche Lehen: Rüblinghoven. Vgl. auch Urk. des 
Klosters Eppinghoven vom 29. Juni 1678. 

* w ) Lacomblet, UB. I, 7. 
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Privatleute hatten Stücke von ihm erworben. Wir erwähnten schon, 
dass hier die Strassen vom Rhein bei Neuss nach Aachen und Köln 
vorüberführten. Nur Verkehrsrücksichten können das Stift Werden 
bestimmt haben, sich hier mit so kleinen Besitzstücken anzukaufen, 
die bei ihrem massigen Umfang die Einrichtung von Werden weit ent¬ 
fernt gelegenen selbständigen landwirtschaftlichen Betrieben kaum lohnten. 
Zusammenhängenderer Grundbesitz ist hier für Werden aus ’ keinem 
Jahrhundert nachweisbar. Bei der in der Nähe von ltüblinghoven ge¬ 
legenen Besitzung ad Crucern findet sich eine porta orientalis genannt 215 ), 
so dass man annehmen muss, dass sie durch Befestigungsanlagen ge¬ 
schützt war. Wenngleich damals in Neuss vielleicht schon ein Kastell 
stand, so hatte sich der Ort doch noch nicht zu einem Handelsem- 
porium und erst recht nicht zu einer ummauerten Stadt entwickelt. 
Das alles kann uns nur in der Vermutung bestärken, dass an den 
Ufern der Erft in unmittelbarer Nähe des Rheines in karolingischer 
Zeit eine Relaisstation errichtet war, in der die Angehörigen des Stiftes 
Werden, anderer geistlicher Institute und weltlicher Grossen bei ihren 
Reisen nach Aachen für die Umspannung und den Wechsel der Pferde 
die nötigen Vorbereitungen fanden. 

Hier darf man die Parzellierung nicht als altüberlieferte Form 
urgermaniseher Gewannteilung ausgeben, denn es ist in den Urkunden 
nur von dem Gebiet (fines) der Ilrodbertingahova die Rede; sie 
stellt sich uns vielmehr als die Folge der Mobilisierung des Grund¬ 
besitzes dar, an welcher das freie Eigen mit Einschluss des Sallandes 
der grossen Höfe den vornehmsten Anteil gehabt hat. 

Wie uns der mansus indominicatus seit der Karolingerzeit ge¬ 
wöhnlich unter dem Titel curtis oder curia entgegentritt, so erhalten 
die Absplisse vom Dominikalland und die darauf errichteten Wohn¬ 
stätten die Bezeichnung curtilia. Hier wird man nicht selten die 
accolae angesiedelt haben, auf deren Bedeutung im karolingischen 
Wirtschaftsleben Dopsch (1, 24Ü ff.) neuerdings mit Nachdruck auf¬ 
merksam gemacht hat. Es waren Leute wohl meist freien Standes, 
die auf fremdem Grund und Boden sesshaft wurden. Dass sie auch 
auf Neuland 2 "’) angesetzt erscheinen, erklärt sich sehr einfach daraus, 
dass mit der dominatio in silva auch die compreliensio in älterer Zeit 
verknüpft war, deren Bezirk damit in das Eigen des Rodungsherrn 
überging. Wenn Dopscb (1, 331) die Hagestolzen des Prümer Urbars 

SIS ) Ebenda I, 33. 

**•) Vgl. Dopsch 1, 172 ff., insbesondere 174. 
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ebenfalls hierher ziehen will, so ist zu bemerken, dass sie Kopfzins 
zahlen und ähnliche Frondienste leisten wie die abhängigen Hüfener* 17 ), 
Vielleicht wird man sie daher vielmehr den Hörigen gleichstellen 
müssen, die am Niederrhein den Titel „enlopige“ führten und die 
ebenfalls zu Kopfzins verpflichtet waren. Auch sie haben ja vielfach 
auf Herrenland Wohnung erhalten. Den accolae sind jedoch die raer- 
cennarii verwandt, die im 11. Jahrhundert an der Mosel Vorkommen. 
Um 1097 nimmt vermutlich ein Freier — er besitzt patrimonium — 
eine dem Marienaltar im Dom zu Trier bisher dienende hörige Hufe, 
die in der villa Bummaga im Moselgau gelegen und aller Wahrschein¬ 
lichkeit durch Krönung dem Herrn heimgefallen war, in Erbnutzung 
und zwar nach dem Recht der Mietlinge, welche Herrenland 
bebauen 218 ). Hier ist also in unzweideutiger Weise der Gegensatz 
ausgesprochen, der bei der Leihe zwischen Ilufenland und IJerrenland 
obwaltete. 

Für Herrenbesitz jeder Art bürgert sich seit dem 10. Jahrhundert 
in den Rheinlanden der Ausdruck praedium ein. Praedium ist das 
freie Eigen, praedium fundale pflegt man im Niedersächsischen mit 
„torfhacht egen“ 219 ) wiederzugeben. Mit praedium wird beispiels¬ 
weise im Jahr 1051 auch der Imiuunitätsbezirk des Klosters Brauweiler 
bezeichnet 220 ). Am freien Eigen, am allodialen Gut, mochte es ein 
llof oder Höfchen, Salland oder Wahlsundern sein, konnte selbst im 
13. Jahrhundert nicht einmal, wie wir sahen, der Ministeriale die 
„sala“, das Herrenrecht erwerben. Ein praedium durfte von Nicht- 
freien nur in verschiedenen Formen zu Leihe empfangen werden. Wer 
in eines Herrn Diensten oder Pflichten stand, konnte wohl, wie uns 
das angeführte Beispiel von 1097 lehrt, IJerrenland zur Bebauung in 
Besitz nehmen und es auf seine Söhne und sonstigen Verwandten ver¬ 
erben, er wurde jedoch nicht voller Eigentümer desselben. In den 

m ) S. das Einkünfteverzcichnis des Hofes Erkelenz aus dein 12. (?) 
Jahrhund, bei Sloet, Orkondenboek der gr. Gelre en Zutfen No 200; hais- 
taldi solvunt 1 libram. 

2l8 ) Von ca. 1097 Beyer, MRhein. UB. I, 303. Placuit cuidam Evezoni, 
ut eundem mansum (zum Marienaltar bisher jure servientium gehörig) sibi 
locari exoraret et eo jure, quo mercennarii dominicalem terram 
excolendam possidere queunt, in firmatn hereditatem sibi filiisque suis 
ceterisque sibi per cognationcm succedentibus reciperet. 

n ®) S. § 27 der Soester Scbrae in den Chroniken der deutschen Städte 
24 Einl. S. 133. Über das praedium als „hantgemal“ vgl. MIOG. 28, 6G1 ff. 
besonders 565. 

”°) Lacomblet, UB. I, 184. 
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meisten Fällen wird das Herrenrecht durch eine Rekognitionsgebühr, 
durch einen Grundzins, dauernd festgelegt sein. 

Dass aber dienende Persönlichkeiten, die man schon im frühen 
Mittelalter keineswegs sämtlich für unfrei erklären darf, freies Eigengut zu 
erblicher Nutzung besitzen konnten, scheint eine Vergünstigung gewesen 
zu sein, die zunächst nur im engsten Kreis der Gefolgschaft eines 
Herrn bewilligt zu werden pflegte. Die Reichsleute hatten sie, wie wir 
gleich hören werden, bereits am Ausgang des 10. Jahrhunderts; auch 
die dienenden Leute der Kirchen haben sie damals schon vielfach be¬ 
sessen. Die Empfänger solcher praedia konnten wie mit Eigengut 
schalten, jedoch nur im Kreise ihrer Genossen, die sich dem Grund¬ 
herrn gegenüber in der gleichen oder ähnlichen Lage befanden wie sie. 
Erst allmählich sind derartige Privilegien dahin erweitert worden, dass 
verschiedene Herren die Vereinbarung getroffen haben, dass ein Aus¬ 
tausch von solchen praedia wechselseitig unter ihren Angehörigen 
gestattet sein solle. 

Nur unter dieser Voraussetzung findet der folgende Abschnitt des 
Privilegs Kaiser Ottos I. von 970 für das Kloster Trier-Maximin, den 
wir im Wortlaut einrücken, eine sinngemässe Erklärung. Es heisst 
da: Concedimns . . . confessoris Christi (Maximini) familie in Tre- 
virorum urbe aliisque imperii nostri civitatibus vel prefecturis habitanti, 
ut ea conditione, qua etiam nostra imperialis familia, habeat licentiain, 
quam et semper habeat, intrandi et exeundi, vendendi et emendi, pas- 
cendi et adaquandi, predia regalibus familiis mutuo dandi et 
ab ipsis accipiendi mutuo et nec episcoporum nec ducura comitumve 
aut alicuius judiciarie potestatis placitum attendant 221 ). Hierdurch 
werden also den angehörigen Leuten von Maximin — familia ist hier 
ganz allgemein in dem Sinn zu fassen, dass sie die Leute verschiedenen 
Standes, welche dem Kloster in irgend einer Form dienten, umschliesst 
— in den Reichsstädten und Burgsitzen die nämlichen Rechte bewilligt, 
die den Reichsangehörigen darin zustanden. Darunter figuriert auch 
die Erlaubnis, praedia an Reichsangehörige in Leihe zu geben und von 
solchen zu nehmen. Es ist aber nicht davon die Rede, dass sie der¬ 
artigen Besitz zu Eigen erwerben konnten. Die Vergünstigung bestand 
darin, dass der Umsatz von praedia nicht bloss innerhalb einer familia 

* 21 ) MG. Dipl. I, 391. Das Original des Diploms ist zwar nicht ganz 
einwandfrei. Dass die hierin geschilderten Zustände der Zeit des Doku¬ 
mentes entsprechen, ist wohl zweifellos. In der Erneuerungsurkunde vom 
27. Juni 973 (MG. Dipl. If, 42) fehlt der Satz über die praedia. 
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gestattet wurde, sondern auch zwischen den Mitgliedern der familia des 
Reiches und der des Klosters. Man muss annehmen, wenn daraus 
nicht der Schluss zu ziehen ist, das Kloster Maxirain selbst habe an 
diesen Orten bereits praedia erworben, dass dessen Leute in den Stand 
gesetzt wrarden, praedia der Reichsleute als Leihegut in ihre Hände zu 
bringen und sie dann auch wieder an Reichsleute und unter sich zu 
veräussern. Dass die Reichshörigen dieses Recht unter sich ausöbten, 
wird ausdrücklich vermerkt. Eine Urkunde Erzbischof Dietrichs von 
Trier aus der nämlichen Zeit (965—975) 2 * 3 ) bezeugt uns nun, dass 
ein Privileg ähnlicher Art damals für die St. Petersleute in Pillich, 
wahrscheinlich Welschbillig, bestand. Der Erzbischof bestätigt den 
faniulis s. Petri im Bann (in potestate) des genannten Ortes cartam 
confirmationis prediorum suorum et hereditatum, quae habuere 
et possederunt iure hereditario ab avitis temporibus . . . ut . . feliciter 
teneant, fortuna volente possideant, fauste successoribus suis quandoque 
relinquant et liberam habeant potestatem de predictis prediis 
inter se donandi, vendendi commutandi. Wohlverstanden, die 
Trierer Petersleute in Welschbillig, von denen nicht berichtet wird, 
dass sie in einem Hofesverband standen, haben die praedia daselbst 
nicht zu Eigen, sondern nur zu Erbnutzung (jure hereditario) empfangen. 
Das Obereigentum daran blieb den eigentlichen Besitzern der praedia, 
den Erzbischöfen von Trier, gewahrt. Und der freie Umsatz der 
praedia ward zunächst nur unter den Petersleuten (inter se) gestattet; 
an Fremde durften sie diese nicht verschenken, verkaufen oder mit 
solchen austauschen. 

Dass aber die Terminologie, die wir oben gegeben haben, zutref¬ 
fend ist, dass die curtilia auf Salland angesetzt sind und in ihrer 
rechtlichen Qualität den praedia gleichgestellt werden müssen, dafür 
spricht ein Beleg aus Wasserbillig, ln ihm, einer Urkunde aus der 
Mitte des 11. Jahrhunderts ***) werden die Leistungen der Leute (homines 
familie) des Klosters Trier-Maximin daselbst geregelt. Sie, die eben¬ 
falls keine Hofhörigen waren, sondern nur dem Kloster zu Diensten 
verbunden waren, sassen dort auf 60 mansionalia, que et curtilia 
vocitantur, die sie zu Erbnutzung innehatten (hereditarie dicuntur 
possidere). Von jeder Hofstatt mussten jährlich, einerlei wie viele Leute 
(quanticumque possessores plures vel pauci) in ihr wohnten, 3 Schillinge 
und eine Ohm Wein gezahlt werden. Wie aus dem Text der Urkunde 

*«*) Beyer, MRhein. UB. I, 230. 

***) Ebenda I, 332. 
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ferner zu entnehmen ist, gehörte zu jedem curtile ein 'Weinbergsanteil. 
Da diese so wenig wie die Hofstätten einem Hofesverband eingefügt 
waren, hat man es auch hier ganz gewiss mit parzelliertem Salgut 
zn tan. 

Wir sehen davon ab, in eine nähere Erörterung darüber einzu¬ 
treten. welche Bedeutung dem Privileg Ottos I. von 970 für die Aus¬ 
bildung der städtischen Freiheit und die gerichtliche Exemption der 
Stadteingesesseneu zukommt. Heusler hat es für diese Fragen einer 
Besprechung unterzogen 224 ). Zur Erklärung der Entstehung der 
städtischen Erbleihe ist m. W. die Urkunde indessen nicht verwendet. 
Dass sie aber in dieses Reehtsgebiet einschlägt und vielleicht das älteste 
für Deutschland nachweisbare Beispiel dafür liefert, wie sich das Institut 
langsam entwickelt hat. und welche gesetzlichen Massnahmen zu seiner 
Förderung von seiten der Kaiser ergriffen sind, erscheint mir zweifel¬ 
los. War der Verkehr der zu freierer Leihe ausgetanen praedia, des 
parzellierten grandherrlichen Eigenbesitzes, bisher nur innerhalb des 
engen Kreises der Reichshörigen oder im Bereiche der Angehörigen 
eines geistlichen Instituts oder eines weltlichen Grundherrn erlaubt oder 
üblich gewesen, so erweiterte dies Privileg des Kaisers die Möglichkeit 
des Austausches der praedia für abhängige Leute verschiedener Rechts¬ 
sphären. 

Den Sachverhalt müssen wir uns aber dahin auslegen, dass der 
Grundzins, die Rente von der kapitalisierten „sala“ aus den praedia 225 ) 
des Reiches sowohl wie des Klosters Maximin den Grandherren ver¬ 
blieb; die darauf erbauten curtilia konnten jedoch wechselseitig zwischen 
Reichsleuten und den Mitgliedern der Maximiner Familie ausgetauscht 
und wohl auch vermietet werden. Das war der erste Schritt, das 
freiere Leihegut von den grundherrlichen und schutzherrlichen Fesseln 
zu lösen, in die es bisher gebannt blieb. Der frühere Zustand tritt 

M *) Der Ursprung der deutschen Stadt verfassung S. 35 ff., vgl. auch 
S. 95 ff. 

SJ5 ) Es scheint sicher, dass diese „praedia“ in Parallele zu setzen sind 
mit dem „freygut“, den „liberae hereditates“ in Erfurt, die auch „curtes“ 
bezeichnet werden, und die nicht nur den Leuten (homines) der Erzbischöfe 
von Mainz, sondern auch „secularibus viris cuiuscunque nationis aut con- 
ditionis“ zu Nutzung eingeräumt wurden. (Rietschel, Die Entstehung der 
freien Erbleibe, Savigny-Zeitscbr. GA. 22, 230 ff.) Auch Rietschel (S. 240) 
hält ja die davon gezahlten Freizinsen für Wortzinsen. Die Zweiteilung der 
Erhebungsstclle erklärt sich einfach daraus, dass es Ilerrenland von zwei 
verschiedenen Kirchen gewesen ist, das hier parzelliert worden ist. 
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uns in dein angeführten Privileg Erzbischof Dietrichs von Trier für 
Welschbillig deutlich vor Augen. Mit den praedia daselbst durften die 
Petersleute des Erzstifts im Kreise ihrer Familie schalten wie mit 
Eigengut, nur die Veräusserung oder Übertragung an Fremde war 
verboten. Der Grundherr wollte eben für den regelmässigen Bezog 
des Grundzinses gewisse Garantien in den Händen haben, die ihm 
damit gegeben waren, dass er sich nur an seine Angehörigen zu halten 
brauchte. 

In welchem Grade der Abhängigkeit diese sich einem Kloster 
oder einem weltlichen Herrn gegenüber befanden, war offenbar neben¬ 
sächlich; genug dass sie der Jurisdiktion des Herrn der Familie unter¬ 
standen. An das Recht eines bestimmten Hofes, das darf man als 
sicher annelimen, waren sie nicht gebunden. 

Die Vergünstigung, welche 970 der Familie des Klosters Trier- 
Maximin durch Otto I. zugebilligt wurde, blieb zunächst auf den Tausch¬ 
und Mietverkehr mit den Reichsleuten beschränkt. Es erfolgte auch 
noch keine Loslösung der Maximiner Leute aus der Jurisdiktionsgewalt 
des Abtes des Klosters: für ihre Person blieben sie diesem noch ver¬ 
antwortlich und wurden nicht dem öffentlichen Gericht der Stadt oder 
des Burgsitzes unterworfen, in dem sie Leihegut genommen hatten. 
Indessen ist es fraglich, ob sie nicht doch dem besonderen Burgfrieden 
ihres neuen Wohnortes unterstellt worden sind. Und da sie der gemein¬ 
samen Nutzungen des Burgsitzes von Wasser und Weide teilhaftig 
wurden, so halten sie auch dessen öffentliche Lasten auf sich nehmen 
müssen. Die Erlaubnis für die Angehörigen der Maximiner Familie 
bezog sich nicht nur auf die urbs Trevirorum, sondern sie galt zugleich 
für die übrigen civitates und praefecturae des Reiches. Das Privileg 
von 5)70 sanktionierte also zunächst die Mobilisation des Grundbesitzes 
in den Reichsstädten. Auf diese Weise ward zugleich aber eine frei¬ 
lich noch sehr beschränkte Freizügigkeit für Leute freien, alter doch 
in gewissem Masse abhängigen Standes angebahnt, die dann deren 
dauernde Ansiedlung auch auf anderem Boden als ausschliesslich dem 
des Schutzherrn im Gefolge gehabt hat. Sie bildet das Palladium der 
städtischen Freiheit, gegen dessen Bestehen gerade die geistlichen Insti¬ 
tute vom 12. Jahrhundert ah mit aller Macht angekämpft haben. Für 
sie wurde es später deshalb so gefährlich, weil mit der Einrichtung 
eines besonderen Stadtgerichts und durch die Befreiung der Bürger von 
der Folge an ein auswärtiges Gericht diese Leute der Gewalt der Kirche 
oder des Klosters entwuchsen. 
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Hängt es damit vielleicht zusammen, dass in der Wiederholung 
des Privilegs von !>70, die durch das Diplom vom 27. Juni 973 erfolgte, 
der Satz über die Berechtigung, die praedia wechselseitig in Tausch 
zu geben und zu nehmen, unterdrückt worden istV War man im Kloster 
Maximin in der Zwischenzeit zum Bewusstsein gelangt, dass das dau¬ 
ernde Sesshaftwerden der Klosterleute in den Reichsstädten und Burgen 
auf Grund und Boden, der dem Kloster ursprünglich nicht gehört hatte, 
und der Eintritt in den Gemeinschaftsverband der Burgleute notwendig 
dazu führen würde, dass seine Angehörigen mehr und mehr aus dem 
Machtbereich des Klosters fortrückten V Die Entwicklung der späteren 
Zeit bestätigt auf jeden Fall diese Vermutung. Doch sei dein wie ihm 
wolle, das Privileg von 970 ebnete mindestens erst einmal die Wege, 
auf denen im 12. Jahrhundert dann der Zuzug abhängiger Leute in 
die Städte massenhaft erfolgt ist. 

Aus diesem Beleg erhellt m. E. vor allem weiter mit voller Deut¬ 
lichkeit. wie es gekommen ist, dass auch in späteren Jahrhunderten 
noch die freie städtische Leihe nach Burgrecht an den verschiedensten 
Orten erfolgte, worüber Rietsehel* 26 ) noch seine Verwunderung aus- 
sprechen zu sollen glaubte. Es kann nicht weiter befremden, dass ein 
Recht, das im 10. Jahrhundert für die Städte und Burgsiedlungen des 
Reiches auftauchte, wenn es auch nicht zu einem förmlichen Reichs¬ 
gesetz erhoben wurde, mehr und mehr an Geltung gewann, so sehr 
sich vornehmlich die Kirchen und Klöster und andere, die davon 
betroffen wurden, dagegen sträubten. Das sogenannte niedersächsische 
Weichbildsrecht bedeutet doch im Grunde nichts weiter, als die folge¬ 
richtige Weiterentwicklung eines Rechtszustandes, der uns hier in seiner 
Entstehung vorgeführt wird. 

Darin wird man Rietschel ii7 ) unbedingt beipflichten müssen, dass 
die private freie Erbleihe ihren Ursprung nicht in der hofrechtlichen 
Leihe hat, und auch darin mag er Recht haben, dass sie der Form 
nach als eine Weiterbildung der älteren freien Vitalleihe, insbesondere 
der Prekarie, anzusehen ist. Aber, worauf es in erster Linie ankommt, 
es ist Herrenland 228 ), das durch sie verliehen wird, und das dauernde 
Verhältnis zum Grundherrn gelangt dadurch zum Ausdruck, dass diesem 

*-’*) Deutsche Literaturzeitung 1907 Sp. 756. 

” 7 ) Savigny-Zeitschrift GA. 22, 230. 

Dopsch, MIÖG. 26, 353 nimmt Seeligers Erklärung auf, der auf 
dem Leiheland, das nicht im engsten Gutsverband, das in loseren Beziehun¬ 
gen zur Herrschaft stand, die freieren Erbleihen sich entwickeln lässt. 
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mindestens der Grundzins auch für jeden Wechsel der Besitzer gewahrt 
bleibt. Die accolae, die mercenarii, die conducticii 223 ) die auf Herren¬ 
boden ansässig wurden, traten damit offenbar zugleich in ein gewisses 
Schatzverhältnis und sehr häutig wohl auch in ein Dienstverhältnis zu 
dem betreffenden Herrn. Bei den Kirchen und Klöstern spricht sich 
das darin aus. dass sie der Klosterfamilie insgesamt zugerechnet wurden. 
Das war aber nicht eine Hofesfamilie oder die vereinigten llofes- 
familien eines Klosters, sondern der Stand der dem Kloster Dienenden 
überhaupt. Allodiales Gut und Eigenhörige, auch wenn Mitglieder der 
Familie einer Kirche sie von Freien gekauft hatten, fielen damit in 
den Bannkreis dieser Familie. Sie durften, wie das Gesetz der Wormser 
Familie vorschreibt, nicht an Ausserhalbstehende verkauft, sondern 
konnten höchstens gegen gleichwertigen Besitz vertauscht werden 230 ). 
Demnach ging das Obereigentum an diesen praedia und mancipia auch 
nicht auf das einzelne Mitglied der Familie über, weil dieses in die¬ 
nender Stellung sich befand; vielmehr übernahm das Haupt der Familie, 
in dem eben angezogenen Falle also die Kirche von Worms, die .,sala ,k . 
Die Beispiele ähnlicher Art vom Niederrhein, welche wir oben ange¬ 
führt haben, sprechen für diesen Sachverhalt. 

In den Gesetzen des Bischofs Burkhard von Worms aus dem Jahr 
1024 für die Kirchenfamilie treten die praedia und mancipia weit mehr in 
den Vordergrund als das Hofesgut und die hereditates areae in civitate 231 ). 
Man wird die praedia ebenfalls häutiger im Bereich der Stadt Worms 
zu suchen haben. Während sie vermutlich kleinere selbständige Wirt¬ 
schaftshöfe darstellten, die schon seit längerer Zeit bebaut waren und 
je nach ihrer Lage spontan in den Mauerkreis der Stadt hineingezogen 
wurden, müssen wir in den areae hereditales, den Wortstätten, in 
gleichen Parzellen aufgeteilten Boden sehen, der strassenweise für den 
Anbau bereitgestellt war. Das werden beide gemein gehabt haben, 

m ) Im Stift Bonn-Cassius werden 1143 (Günther, Cod. dipl. Rbeno- 
Mos. I, 134) die famuli canonicoruin unterschieden sive proprii sive con- 
dncticii; sie waren ebenso wie die Köche, Bäcker etc. des Stiftes vom 
judiciuni fori in Bonn eximiert und unterstanden der Gerichtsbarkeit des 
Propstes. 

2 so, yg] (} en § 21 der Lex familiae Wormatiensis ecclesiae von ra. 
1024. MG. Const. I, 438 S. 642: Si quis ex familia s. Petri predium vel 
mancipia a libero homine comparaverit vel aliquo modo acquisiverit, 
extra familiam neque cum advocato neque sine advocato, nisi commutet, 
dare non lieeat. 

J *') A.a. 0. 
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dass von ihnen ein Grandzins zu entrichten war, der dem Grundherrn 
zukam. Die Besitzer der praedia waren aber zugleich dem Grundherrn 
noch persönlich verpflichtet, wie das ja auch meistens hei den Städtern 
der Fall ist. So wenigstens belehrt uns das Schöffenweistum von Deutz 
aus dem Jahr 138G aa2 ), das leider nur diese Güterkategorie behandelt, 
soweit sie ausserhalb der Stadt und des Kirchspiels Deutz gelegen war; 
von derartigen Gütern innerhalb der Stadt schweigt das Weistum. Die 
praedia erscheinen hier als „Eigengut“, das vor dem Schultheissen, 
den Schöffen von Deutz und den andern „Eigenem“ als Mitgenossen 
aufgetragen und empfangen wurde. Die Auflassung erfolgte wie beim 
„Verseilen“ 23 *) mit einem silbernen Pfennig, einem Halm und mit einem 
Messer, worauf dann, nachdem der Eigner dem Erzbischof von Köln 
und dem Erzstift den Treueid geschworen hatte, die Belehnung durch 
den Schultheissen stattfand. Es ist ausdrücklich vermerkt, dass die 
„eygenere solen vrij sitzen van deme eygenen gude unss hern von Colne, 
so wa sij sitzent,“ Das schliesst aber nicht aus, dass sie trotzdem 
eine Rekognition von ihrem Eigentum, sei es Grundzins, sei es Hand¬ 
wechselgebühr oder dergleichen, gezahlt haben. Vielleicht stecken einige 
von diesen Zinsen in dem Einkünfteverzeichnis der Erzbischöfe von 
Köln aus Deutz von ca. 1300 284 ). 

Es ist ja bekannt, dass von den Eigen- und Freigütern, welche 
vor die westfälischen Freigerichte gehörten, ebenfalls Zins und Abgaben 
entrichtet wurden. Auf sie hat Lindner 235 ) offenbar mit Recht den 
Reichsgerichtsspruch Friedrichs II. vom Mai 1232 286 ), der durch eine 
Anfrage Bischof Konrads von Osnabrück veranlasst war, bezogen, dem¬ 
zufolge ein zinspflichtiger Freier seine zinspflichtigen Güter nicht ohne 
Genehmigung des Grafen oder dessen, der sie ihm übertragen (des 
Grundherrn), an einen Mann anderen Standes abgeben durfte. Die 
westfälischen Freigrafschaften sind Enklaven im Landgerichtsverband. 
So wird man ihre Bezirke als Kolonien einschätzen müssen, die auf 
Reichs- oder Kaiserland, auf Grund und Boden, dem die Qualität von 
freiem Eigen, von praedia, zukam, angesetzt worden sind. Denn, indem 
die Kaiser Reichsleuten, sei es in den Städten und Burgsitzen, sei es 

!Sl ) Quellen zur Rechts- und Wirtschaftsgeschichte der Rhein. Städte, 
Berg. Städte (Publ. der Rhein. Gesellscb. XXIX) 2, 143 ff. 

***) S. oben S. 61. 

SM ) A. a. O. S. 168. 

* M ) Die Verne S. 386. 

* M ) Philippi, Osnabrücker UB. II, 292. 
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auf wüstem oder unbebauten Land, praedia zu Leibe gaben, über¬ 
nahmen sie zugleich die Rolle von Grundherren. 

War eine Gegend wie offenbar der südliche Teil des Niederrheins 
schon in vorkarolingischer Zeit stärker besiedelt, so boten an den ein¬ 
zelnen Orten meist nur der Salliof und das Salland Raum, auf denen 
sich Wohnstätten für neue Einwanderer gewinnen Hessen. Ohne in die 
eigentliche Hofesorganisation eingereiht zu werden, vor allem ohne Mit¬ 
glieder einer Hofesfamilie zu werden, erhielten trotzdem Zuzügler inner¬ 
halb der Fronhofs Wirtschaft Anteil an Wasser und Weide sowie, wo 
eine solche vorhanden war, auch Berechtigung in der zugehörigen 
Waldmark. Doch damit streifen wir die Frage der Siedlung im all¬ 
gemeinen. deren Besprechung wir uns für den Schluss dieser Studie 
Vorbehalten möchten. Im folgenden Abschnitt sollen uns zunächst die 
Stellung des abhängigen Hufengutes im hofrechtlichen Verband und die 
Formen, unter denen es in den einzelnen Bezirken am Niederrhein 
vorkommt, beschäftigen. 

vii. Die abhängigen Güter im Hofesverband. 

Neben dem Herrengut, den curtes mit der terra salica, den prae¬ 
dia. die sieh im Besitz des Königs und des Reiches, der Kirchen und 
deren Oberhäupter, der Edlen und Freien befanden und an denen nur 
ein Freier die „sale“ empfangen konnte, wenngleich die Güter selber 
in mannigfachen Formen zur Nutzniessung verliehen worden sind, gellt 
der Grundbesitz bestimmter Klassen von abhängigen Leuten her, der 
uns in der ältesten Zeit fast ausschliesslich in der Gestalt des Hufen¬ 
gutes entgegentritt und ziemlich regelmässig einem Hofesverband 
angehört 237 ). An ihm hatte der Grundherr sich gewisser Eigentums¬ 
rechte ebenfalls begeben oder sie waren bei dem Auftrag nicht auf 
ihn übergegangen. Der Hüfener seinerseits besass an der Hufe auch 
nicht ein volles Eigentum. Zwar konnte er darüber bis zu einem 
gewissen Grade selbständig verfügen; zur Veräusserung und zur Über¬ 
tragung überhaupt, sei es auch nur von Teilstücken der Hufe, bedurfte 
er jedoch der Zustimmung des Ilofesherrn und vielfach auch der Ilofes- 
genossen. 

Die Verpflichtungen der Hüfener waren zumeist dinglicher Natur, 
sie hafteten am Grundbesitz. Aber sie trugen nur zum Teil einen 

i37 ) Vgl. auch Gothein E., Agrarpolitische Wanderungen im Rheinland, 
Festgaben für K. Knies, S. 247 ff., der seinen Darlegungen ausschliesslich die 
in Lacomblets Archiv Bd. 6 u. 7 abgedruckten Weistümer zu Grunde gelegt 
hat. 
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öffentlich rechtlichen Charakter. Die Abgaben an Naturalien und Geld¬ 
zins. die Frondienste auf dem Salhof muss man als Gegenleistungen 
für das dargeliehene Gut bewerten. Hingegen die Verpflichtungen und 
Lieferungen zur Unterstützung der Romfahrt des Hofesherrn und bei 
Kriegszügen, der Zwang zum Besuch der drei ungebotenen Dinge, an 
deren Stelle später gewöhnlich die drei Vogtdinge rückten, sind unter 
die öffentlichen Lasten zu rechnen. 

Über die Hufengrösse gilt das oben Gesagte* 38 ). Als abhängige 
Hufen kommen in dem schriftlichen Quellenmaterial des Niederrheins 
nur I.aten- und Hörigenhufen (mansi letiles und serviles) vor. Schon 
der Neubearbeiter des Prümer Urbars. der Exabt Caesarius, der im 
Jahr 1222 schrieb, äussert die Ansicht, dass mansi ingenuales, denen 
er die Grösse von 1GÜ Morgen gibt und die er den Königshufen gleich¬ 
setzt. nur im Westen seiner Abtei, im Ardennerlaml. gebräuchlich 
seien” 9 ). Indessen hat es am Niederrhein in alter Zeit auch besser 
gestellte Hufen gegeben, die jedoch schon früh aus dem Hofesverband 
vielfach ausgeschieden zu sein scheinen. Als im Jahr 863 Pfalzgraf 
Ansfried seinen Hof Geizefurt an der Niers an das Kloster Lorsch 
schenkte, nahm er von dieser Schenkung 3 Hufen aus, die vor den 
übrigen Hufen den Vorzug hatten, dass sie die doppelte Anzahl von 
Schweinen zur Mast in den Wald treiben durften 240 ). Den Unterschied 
zwischen Latenhufen und Ilörigenhufen kennzeichnet Caesarius von Prlim 
dahin, dass die ersteren weniger Dienste zu leisten hätten, als die 
letzteren, was man vielfach nicht ganz zutreffend dahin ausgelegt hat. 
dass die Latenhufen zu gemessenen, die Ilörigenhufen zu ungemessenen 
Diensten verpflichtet gewesen seien. Das ist der Zustand, auf dem 
das abhängige Hufengut bei seinem Entwicklungsgang bereits im 1». Jahr¬ 
hundert angelangt ist, wie wir aus der Verfassung eines Hofes des 
Erzstifts Köln bei Brüssel noch ersehen werden. 

Unverkennbar haben die Bezeichnungen Hörigenhufen und Laten¬ 
hufen ursprünglich die Bedeutung gehabt, dass damit auch ein Unter¬ 
schied in der Standesqualität der Inhaber der betreffenden Hufen zum 
Ausdruck kam. Die Laten sowohl wie die Servi waren beide Hof¬ 
hörige, aber den ersteren als Minderfreien standen die Servi als Eigen- 
hörige gegenüber. Auf den Nachlass der Eigenhörigen hatten ihre Herren 
einen weitgehenden Anspruch, wohingegen der Late des Hofesverbandes 

S. oben S. 56 f. 

13 *l Beyer, MRbein. UB. I S. 144 Anm. 1. 

*“) S. diese Zeitschrift XXIX, 26. 

We»td. Zeitschr. f. Geich. u. Kunst. XXXII, I'II. g 
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im Todesfall nur zur Kurmede verpflichtet war. Dem Laten stand 
wohl auch von jeher die Möglichkeit offen, jeder Zeit aus dem Hofes¬ 
verband auszutreten, wenn auch unter Verzicht auf bestimmtes Guts¬ 
inventar. Der Eigenhörige bedurfte zur einspruchsfreien Abwanderung 
der vorherigen Freilassung. Dass man die Begriffe eigenhörig und 
hofhörig nicht immer scharf auseinander gehalten hat. wurde vielfach 
Anlass zu irrigen Vorstellungen. Unsere schriftliche Überlieferung 
trägt daran freilich auch einen Teil der Schuld, weil sie mit dem Aus¬ 
druck ‘•servientes’ Persönlichkeiten verschiedenen Standes in dienender 
Stellung bezeichnet hat. Auch die Ministerialen der späteren Zeit 
werden nicht selten mit diesem "Wort bedacht. 

Das Nebeueinanderbestelien der Laten und Hörigen und deren 
ähnliche wirtschaftliche Lage innerhalb der Holesorganisation scheint 
nun im Laufe der Zeit eine Angleichung unter den beiden Kategorien 
herbeigeführt zu haben, so dass die eigenhörigen Hufeninhaber auch in 
ihren Rechten den Laten sich näherten. Das wird zunächst vielfach 
auf dem Wege erfolgt sein, dass die Eigenhörigen den Laten in Bezug 
auf die Frondienste gleichgestellt wurden. Auch die Ansprüche der 
Hofesherren auf den Nachlass der Eigenhörigen scheinen häutig herab¬ 
gesetzt worden zu sein 241 ). 

Ein analoger Vorgang spielt sich bei den Eigenhörigen der Kirchen 
ab, die kein Hufenland besassen und die ihren Herrn, weil sie die 
Ackerfronden mit eigenem Zugvieh nicht leisten konnten, zu Kopfzins 
verpflichtet waren. Der Betrag ihres Kopfzinses wird namentlich seit 
dem 11. Jahrhundert vielfach auf den Satz der Wachszinsigen der 
Kirchen erniedrigt. Die Wachszinsigen sind ja ursprünglich zum Teil 
Freie gewesen, die auch dadurch, dass sie sich in den Schutz einer 
Kirche begaben, nicht Eigenhörige wurden 242 ). 

Die Annäherung der verschiedenen Angehörigen insbesondere der 
Kirchen ihren Leistungen nach dürfte von selbst, ohne dass ein Rechts- 

24 ') S. das Recht der Essener Hofeshörigen im Salland in Holland 
von 1277 (Verslagen en mededeelingen der vereeniging tot uitgave der 
bronnen van het oude vaderl. recht 1 18 ff.) Hier werden die lati als solche 
bezeichnet, qui pleno jure et proprietate corporis debent . . . curtibus. Die 
Erben bekommen die Hälfte des Nachlasses eines verstorbenen Laten. Servi 
gibt es auf diesen Höfen nicht mehr. 

,4i ) Noch im Jahre 1215 kauften sich zwei Schwestern in Mehlem 
a jugo servitutis, durch das sie den Rittern von Strife verbunden waren, 
frei und wurden Wachszinsige der Abtei Heisterbach; Schmitz, Heister¬ 
bacher UB. 34. 
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akt der Befreiung dazu trat, eine Verwischung der Standesverhältnisse 
herbeigeführt haben. Auf jeden Fall haben sich in den Gebieten der 
Fürstentümer Köln, Jülich und Berg, also etwa die beiden Ufer des 
Rheins entlang von Remagen bis Kaiserswerth, im 14. Jahrhundert die 
Unterschiede zwischen Eigenhörigen, Wachszinsigen und Baten mehr 
und mehr ausgeglichen. Im Geldernschen und Klevischen blieben sie 
jedoch bis tief in das lt>. Jahrhundert hinein wirksam, und in West¬ 
falen haben sie sich sogar bis zur Zeit der Franzosenherrschaft hier 
und da erhalten. Der Ausdruck Baten gut bleibt zwar am Niederrhein 
bestehen, aber er hat offenbar im Laufe der Zeit auch auf trübere 
Hörigenhufen Anwendung gefunden. Dahingegen wird von Duisburg 
rheinaufwärts an Stelle der Latenlmfe die Bezeichnung Lehenhufe mit 
einigen ergänzenden Attributen, die wir noch besprechen werden, seit 
dem 13. Jahrhundert gebräuchlich. Wohl kennt man auch im 15. Jahr¬ 
hundert im Erzstift Köln noch „anhörige Leute“ 243 ). und man unter¬ 
scheidet auch bei ihnen, oh sie „erblich“ in dieses Verhältnis getreten 
sind oder ob sie sich erst persönlich dahinein begeben haben, aber 
gleichzeitig werden sie unter dem Titel „angehörige freie Dienstleute“ 
zusammengefasst. Das ist ja überhaupt der Stand, der in Kleve, was 
von mir an anderer Stelle betont worden ist 2 ' u ). den breiten Stand der freien 
Untertanen begründet hat. Es scheint, dass sich von Kleve rheinauf¬ 
wärts die Entwicklung in ähnlichen Bahnen bewegt hat und hier etwas 
früher zum Abschluss gelangt ist als im Klevischen. 

Wie verbreitet die Hufen als abhängige Güter am Mittel- und 
Niederrhein seit der Karolingerzeit gewesen sind, darüber belehren uns 
die ältesten Urkunden und Einkünfteverzeiehuisse in ausgiebigem Masse. 
Regelmässig waren sie im frühen Mittelalter einem Hofe angegliedert 
derart, «lass sie auf dessen Fronhof nicht nur den jährlichen Zins in 
Naturalien, landw irtschaftlichen oder gewerblichen Erzeugnissen und 
Geld liefern, sondern auch entsprechende Frondienste zur Bestellung 
des Herrenlandes und zur Wirtschaftsführung des Fronhofes leisten 
mussten. Wenn der Fronhof als Eigenwirtschaft einging, sei es dass 
er allein verpachtet, zu Lehen gegeben oder veräussert und zersplittert 
wurde, so führte man als Ersatz für die Frondienste einen Geldzins 
ein. Deren Ablösung scheint aber seit der Karolingerzeit schon zum 
Teil in das Belieben der Hüfener gestellt gewesen zu sein. 

**■) S. ein Meckenheimer Weistum von ca. 1450 im St.A. Düsseldorf, 
Bonn-Cassius, Akten Nr. 34a u. Msc, B3 fol. 78. 

i4i ) Mitteilungen der l’reuss. Archivverwaltung 14, 27 tf. 

6 * 
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Wir werden noch hören, dass die Hufengüter des Hofes Leeuw- 
Saint-Pierre hei Brüssel dem Hofesherrn bei jeder Heerfahrt nach 
Italien 12 Denare zahlen mussten. Den Heerschilling* 45 ), der in West¬ 
falen auf den Hufen lastete, dürfen wir wohl in gleicher Weise be¬ 
werten. Dafür scheint später ziemlich allgemein die Bezeichnung Bede 
eingeführt zu sein, wenigstens bildete es am Niederrhein vom 12. Jahr¬ 
hundert ab die Hegel, dass Hufengüter zu Mai- und Herbstbede ver¬ 
pflichtet waren, womit freilich auch die Vogteiabgaben verbunden worden 
sind. Mai- und Herbstbede bezogen später allgemein die Vögte der 
kirchlichen Fronhöfe. Die Erben der Herren von Tomberg bei Khein- 
bach, die Vögte der Höfe verschiedener Klöster in der Umgegend, in 
Odendorf. Ludendorf, Essig. Palmersheim u. a. 0. waren, erhielten 
noch am Ausgang des 16. Jahrhunderts Mai- und Herbst-Schatz, wie 
es hier heisst, aus den genannten Orten. Tomberg aber war kölnisches 
Lehen, Leliensträger im 16. Jahrhundert die Familie Ouadt zu Lands¬ 
krone und Tomberg, die als Teilerben der Tombergs, wie uns Rech¬ 
nungen von 1596f. 21C ) belehren, ihren Anteil an Mai- und Herbst¬ 
schatz bekamen. In diesem Falle sind Mai- und Herbsfschatz ganz 
gewiss nicht als Landessteuern einzuschätzen. 

Weil die abhängigen Hufen der Fronhöfe der Kirche ebenso wie 
die des Reichs und der Kaiser Vögten unterstanden, hiessen sie auch an 
vielen Orten Vogthufen oder Vogteigüter** 7 ). Pfandschuldige Güter 
wurden sie im 14. Jahrhundert im Belgischen genannt* 18 ), da der 
Hofesherr durch seinen Schultheissen und den Fronboten des Hofes 
sofort ohne gerichtliches Verfahren zur Pfändung schreiten durfte, wenn 
der Zins nicht zum festgesetzten Termin bezahlt wurde oder Brächten 
einzutreiben waren. 

Im Klevischen und Märkischen, desgleichen an verschiedenen 
Stellen im Bergischen hat sich für die Latenhufen auch die Benennung 
Bebandigungsgüter oder Behandigungslehen eingebürgert. Sie rührte 
daher, dass in der Regel am einzelnen Gut zwei oder drei Persönlich- 

34a ) Kötzschke, Zur Geschichte der Heersteuern in karolingischer Zeit 
in der Histor. Vierteljahrsschrift 2, 231 ff. 

* 4 *) St.A. Düsseldorf, Kurköln, Leliensachen 169i. Vgl. auch diese 
Zeitschrift XXIX, 19. 

>17 ) Vgl. G. von Below, Berg. Zeitsehr. 26, 5 Anm. 4a; s. auch La- 
comblet, UB. IV, 671, Urkunde von 1269 (1270), 

us ) S. die Deskription des Hofes des Stiftes Kaiserswerth zu Ob- 
schwarzbach bei Mettmann von 1387; St.-A. Düsseldorf, Kaiserswerth Akten 
Nr. 20b. 
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keiten behandigt wurden, von denen die erste Hand, die sogenannte 
empfangende Hand, diejenige war, die das Gut bewirtschaftete oder die 
für die richtige Leistung der Verpflichtungen gegenüber dem Hofesherrn 
und der Hofesgenossenschaft aufzukommen hatte. Eine empfangende männ¬ 
liche Hand wurde vielfach ausdrücklich bestellt, wenn eine Frau, die 
übrigens regelmässig an der zweiten Stelle der Behandigung steht, die 
Hufenwirtschaft führte. Schon hieraus ergibt sich, dass die Hände im 
Erledigungsfalle einander nachfolgten im Besitz der Hufe. Die Hufen, 
deren Inhaber als Hofesgeschworene oder „hyen“ fungierten, zeichneten 
sich in Kleve und Mark vor den übrigen dadurch aus, dass sie als 
besonderen Zins ein Schwein zu liefern hatten. Vermutlich werden 
sie dementsprechend in der Waldnutzung bevorrechtet gewesen sein. 

Das Gebiet von Kleve rhoinaufwärts kannte zwar bei den Hofes¬ 
gütern die empfangende Hand, die hier auch unter dem Namen „Vor¬ 
gänger“ auftritt, ebenfalls; sie* galt als die zeitige nominelle Besitzerin 
der Hufe. Dahingegen wurde hier keine Anwartschaft in Gestalt einer 
zweiten und dritten Hand gewährt. War eine empfangende Hand 
abgestorben, so musste eine neue präsentiert und gewonnen werden, 
die. wo solche vorhanden waren, die Erben stellten. Im Jülichschen 
sowenig wie im Kölnischen Gebiet gibt es daher Bebandigungsgüter. 
Die ehemaligen Hufen im Hofesverband treten unter dem Titel von 
Lehen** a ) auf. Weil im Erledigungsfalle die Kurnied, das beste Pferd* 50 ) 
etc., aus ihnen dem Hofesherrn gegeben werden musste, hiessen sie 
auch Kurmedsgüter oder -Lehen. Diese Umbenennung trägt die Schuld 
daran, dass man über ihre Zugehörigkeit zu einem Hofesverband viel¬ 
fach hinweggesehen und sie höher gewertet hat, als sie es verdienen. 
Ganz unverkennbar haben wir es auch bei ihnen zumeist mit früheren 

m ) Bass aber diese Leben nichts anderes sind, als abhängige Ilofes- 
güter, ergibt sich mit aller Deutlichkeit aus der Urkunde von 1269 (1270) 
März 24 bei Lacomblet, UB. IV, 671. Die Lehenslente fuhren hier zugleich 
den Titel „Vogtleute“. 

,B0 ) Im 13. Jahrhundert wird die Kurmed auch direkt als „hergewede“ 
bezeichnet, so im Bereich des Muffendorfer llofes. S.«Uik. von 1254 Abtei 
Siegburg im St.A. Düsseldorf. Vgl. auch das angeführte Essener Holesrecbt 
von 1277. Falls sich ein Pferd oder eine Kuh nicht auf dem abgestorbenen 
„vollen hovenleben“ befand, so war statt dessen ein silberner l’flug zu stellen, 
der mit 5 Mark abgelöst werden konnte. Ausserdem war ein Fuder Wein 
und der doppelte Jahreszins zu leisten. Der Hof erhielt ferner einen Bonner 
Eimer Weins, der zwischen dem Hofherrn und den Ilofesgeschwornen ge¬ 
teilt wurde. 
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Latenliufen zu tun, wenn nicht, was mir sicher erscheint, sogar eine 
grössere Zahl von Hörigenhufen ebenfalls im Laufe der Zeit in die 
Klasse der Hofeslehen aufgerückt ist. Ein Unterschied zwischen den 
einzelnen Lehenhufen eines Hofes besteht auch im Kölnischen Gebiet 
darin, dass nur an einem Teil derselben die Verpflichtung haftete, einen 
Ilofesgeschworenen 251 ) zu stellen. Hierin tritt also die Analogie der 
Hofeslehen zu den Behandigungsgütern im Klevischen aufs deutlichste 
hervor. Besondere Rechte einzelner Lehenhufen wurden durch ent¬ 
sprechende Mehrleistungen ausgeglichen. Auf dem Endenicher Hofe 
durften die vier „stadelhostarte“ 30 Schafe und einen Widder halten, 
wogegen sie jedoch gehalten waren, auf ihrer Lehenhufe Stallung für 
zwei Pferde und Unterkunft für einen Knecht und zwei Hunde jeder 
Zeit für den Hofesherrn bereit zu stellen 254 ). Ob diese „stadelhostarte“ 
vielleicht mit den sogenannten „Sattelhöfen“, die im Bergiscken häufiger 
Vorkommen und eine bevorzugtere Klasse von abhängigen Gütern bilden, 
auf «lie gleiche Stufe zu stellen sind, habe ich noch -nicht festzustellen 
vermocht. 

Die Erblichkeit war am Niederrhein bei allen Hufengütern, die 
in einem Hofesverband standen, anerkannt und wurde in manchen Gegenden 
auch grundsätzlich durchgeführt. Das System der Bekandigung mit 
drei Händen im Klevischen jedoch erlaubte die Nachfolge sogar für 
nicht erbberechtigte Persönlichkeiten festzulegen. Die Möglichkeit der 
Vererbung hat dem Hufengut weiterhin die Bezeichnung „Erbe“, „Erb¬ 
gut“, „freies Erbe“ 2j3 ) eingetragen. Das hinderte freilich nicht, dass 
der Hofesherr den Hüfener auch seines Besitzes entheben konnte, wenn 
dieser ihn sträflich vernachlässigte oder den Zins davon nicht zahlte. 
Man nannte das „fronen“ oder „verfronen“, das hiess, dass der Hofes¬ 
herr zunächst zeitweilig das Verfügungsrecht über die Hufe zurück¬ 
erhielt. Binnen Jahr und Tag kam sie dann nach Ilofesrecht gewöhn¬ 
lich zur Neubesetzung, in welchem Falle das Erbrecht der Angehörigen 
des früheren Inhabers in der Regel wieder auflebte für den Fall, dass 
diese Anspruch darauf erhoben und die rückständigen Zinsen aufbrachten. 
Andernfalls traten zunächst die Ansprüche der Hofesgenossen auf das 
erledigte Ilofesgut in Geltung 251 ), oder aber der Hofesherr konnte es 
zu Eigen gegen Abfindung der Ilofesgenossen zurückerwerben. 

2S1 ) Auch in der Bonner Gestern! kommt dafür gelegentlich die Be¬ 
zeichnung ,,byen“ vor; so für die Geschworenen des Endenicher Hofes, Urk. 
von 1266 (67) bei Lacomblet, t.'B. II, 569. 

232 ) Lacomblet, Archiv 6, 323. — S5S ) Vgl. Lacomblet, Archiv 3, 234. 

2M ) Wegen des sogenannten ,,Beschüddrechtes“ vgl. Gothein, Agrarpol. 
Wanderungen S. 248 ff. 
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Mit der Frage der Erblichkeit der abhängigen Hufen steht deren 
Teilbarkeit im engsten Zusammenhang. Es kann keinem Zweifel unter¬ 
liegen, »lass sie selbst hei den Hufen der Fronhofsverbände schon in 
sehr früher Zeit eingesetzt hat. Ilnfenteilen bis herab zu */« Teilen 
begegnen wir bereits in den Urkunden des 8. Jahrhunderts* 55 ). Ver¬ 
schiedene Zeugnisse deuten darauf hin. dass in den Gegenden der Ithein¬ 
lande, in denen die Hufe nicht mehr als 30 Morgen umfasste, seitens 
der Uofesherrn im Laufe der Jahrhunderte dahin gestrebt wurde, zu 
verhüten, dass eine Hufe oder Lehen nicht mehr als zweimal geteilt 
wurde. Das Viertel leben wurde allgemein im Hofesverband als das 
unterste zulässige Teilstück verkündet. Aber mau hatte auch nichts 
dagegen, wie uns Aufzeichnungen über die Meckenheimer Lehenhöfe 
aus dem 18. Jahrhundert berichten, dass die Kinder eines armen Mannes, 
der im Besitz eines Viertellehens gewesen war. bei dessen Tode dieses 
unter sich weiter teilten 25<t ). Die Bedingung dafür war nur. dass unter 
den Kindern eine empfangende Hand oder ein Vorgänger bestellt wurde, 
der für die richtige Zahlung des Zinses und der sonstigen Leistungen 
vom Lehen haftete. 

Neben der Hufenteilung geht aber die Afterverleihung der Hufen¬ 
äcker her. Dies Verfahren hat man. soviel ich sehe, bisher nicht 
bearlitet. Die Güterbeschreibungen des 1(5. und 17. Jahrhunderts zeigen 
uns. dass namentlich im Jülichschen und im Kölnischen das Hufenland 
eines einzelnen Lehens unter Umständen von 30 und mehr Leuten 
bebaut wurde. Belege hierfür sind in stattlicher Fülle vorhanden. 
So war zum Beispiel um 1(500 eine Lehenhufe des Gymnieher Hofes, 
dessen Hofesherr Siegburg war. in 8 Teile geteilt, die Äcker jedoch 
bis zu 1 4 Morgen Grösse hatten die Hufenteilinhaber weiter unter- 
verpachtet, so dass diese in den Händen von 30 verschiedenen Leuten 
sich befanden 257 ). Dass man dazu erst am Ausgang des Mittelalters 
übergegangen sein sollte, darf man wohl kaum voraussetzen. Die 
Repräsentativverfassung ist der abhängigen Hufe wohl seit alters mehr 
oder weniger eigen gewesen. Obzwar es durch das Ilofesiecht verboten 
war. von dem Hufenbesitz ohne Genehmigung des Hofesherrn und des 

*'*) S. die Urk. von 797 bei Lacomblet UB. 1, 9, wobei wir freilich 
zu berücksichtigen haben, dass es sich wahrscheinlich um Teile einer Gross¬ 
hufe handelt. 

1M ) Vgl. auch Gothein, Agrarpol. Wanderungen 251 fl’, u. 277. Gothein 
nimmt an, dass die Erben zu ungeteilter Hand in einer Hausgemeinschaft 
sitzen geblieben seien. 

* 47 ) St.A. Düsseldorf, Abtei Siegburg, Akten 149 u. 150. 
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Hofesverbandes Stücke zu veräussern, zu verpfänden oder sonstwie in 
andere Hände zu bringen, darum, wie das Ackerland bewirtschaftet 
wurde, haben sich die Hofesherrn nicht weiter bekümmert. Für sie 
kam es in erster Linie darauf an, dass ihnen der Zins richtig gezahlt 
wurde. Wir haben oben den Fall von Wasserbillig aus dem 11. Jahr¬ 
hundert angeführt, dass es dem Stift Trier-Maximin als Grundherrn 
gleichgültig war, wieviel Leute auf einer ihrer Hofstätten daseihst 
sassen, die gegen festen Zins in Erbleihe gegeben waren. Dass man 
bei der Hofesleihe, für die ebenfalls feste Abgaben galten, rigoroser 
gewesen sei, erscheint von vornherein zweifelhaft. 

Für diese Frage wird man die Bevölkerungsdichtigkeit in den 
verschiedenen Gegenden und den Umfang des anbaufähigen Landes, das 
dafür zur Verfügung stand, in Anschlag bringen müssen. Dass die 
Uferstriche am Rhein und an der Mosel, an denen der Weinbau schon 
früh im Mittelalter festen Fuss gefasst hatte, ein weit zahlreicheres 
Menschenmaterial erforderten, als die Gegenden, in denen die reine 
Landwirtschaft mit Körnerfrucht und Viehhaltung gepHegt wurde, liegt 
auf der Hand. Auf diese Weise wurde der Parzellierung des Grund¬ 
besitzes Vorschub geleistet, die zwar nicht eine förmliche Besitzauf¬ 
teilung zur Folge hatte, die aber doch bewirkte, dass an der Bewirt¬ 
schaftung des Landes einer Hufe eine Mehrzahl von kleinen Acker¬ 
bauern teilnahm. Das Weinland erscheint seit alter Zeit in kleine 
Stücke aufgeteilt und bat früher in weit höherem Masse als heutzutage 
in der Flur mit dem Ackerland wechselweise zusammen gelegen. 

Von diesem Gesichtspunkt aus gewinnt daher die vielumstrittene 
Frage nach der ursprünglichen Form der Hufe eine andere Beleuchtung. 
Für die Bonner Gegend, die man dem Bereich der alten Dorfsiedlung 
zuschreibt, trifft auf jeden Fall die Voraussetzung nicht zu, dass die 
Bestandteile des Hufengutes ganz allgemein im Gemenge gelegen hätten 
und immer auf verschiedene Gewanne verteilt gewesen wären 25s ). Es 
Avurden schon zwei Belege aus den Jahren 787 und 804 angezogen 259 ), 
die bezeugen, dass eine Hufe in Lessenich und eine bei Bonn, deren 
Ortslage nicht näher bestimmt ist. geschlossene Besitzungen darstellten. 
Das muss man auch für die Hufe in Plittersdorf voraussetzen, die 875 
das Stift Bonn-Cassius in Tausch gab und von der es heisst, dass sie 
30 Morgen hielt, die mit der Rute gemessen waren. In der Gegen- 

iM ) Vgl. auch H. Pirenne, Libertö et proprRtd en Flandre (Bulletin 
de l’Acadtfmie royale de Belgique 1911) S. 504 ff. 

«») S. oben S. 56. 
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urkunde wird sie mit eurtis bezeichnet, deren Nachbarn Engelbert und 
Meinhard waren 260 ). Es scheint freilich, dass es sich hei diesen drei 
Belegen um Eigengut handelte, dem man auch nach der landläufigen 
Annahme den geschlossenen Charakter nicht abspricht. Eine hofhörige 
Hufe war aber die Hufe in Hersei im Kreise Bonn, die 1149 zudem 
dem Bonner Cassiusstift übertragenen Oratorium daselbst geschlagen 
wurde, denn die Hofesfamilie erhielt als Zengengebühr beim Übertrag 
2 Schillinge, und die Hufe trug mansualia jura. Da ihre Lage mit 
den Worten mansus unus eidem ville conterminus angegeben ist, 
muss man sie als geschlossen ansehen. Der Graf von Saffenberg hatte 
sie zwar als erzbischöfliches Lehen innegehabt, was jedoch nur be¬ 
deutete. dass dieser den Hufenzins als Lehensertrag empfing. Bei der 
Überweisung an die Kirche wurde die Hufe abgabenfrei gemacht, 
Vogteiabgaben. Herbergslasten und die Vorheuer brauchte sie fernerhin 
nicht zu leisten 261 ). 

Für den Westerwald in Dinspel bei Schöneberg im Kreise 
Neuwied erkennt selbst Lamprecht 262 ) das Vorhandensein geschlossener 
abhängiger Hufengüter an, weil dafür in einer Urkunde von 88(5 
der Ausdruck mansa composita gebraucht ist. Er meint auch, 
es sei dies das älteste bezeugte Beispiel für geschlossenen Hufenbesitz 
am Rhein und an der Mosel. Dass er darin irrt, haben die vor¬ 
stehenden Bemerkungen schon gezeigt. In der nämlichen Urkunde von 
886 ist aber auch von dem Prümer Hof in Villip südlich von Bonn 
die Rede, von dem es heisst: pertinet ad eundem inter composita mansa 
et absa 6 et 7. Hier ist also mansus compositus einfach im Gegen¬ 
satz zu mansus absus (= unbesetzte Hufe) 263 ) verwendet, und es erhellt 
daraus unzweideutig, dass die Komposithufe im Sinne von Lamprecht 
gar nicht existiert hat. Lamprecht liefert auf Grund der neueren 
Katasterkarten auch ein Bild von der heutigen Besitzverteilung in der 
Umgegend von Dinspelt, das die gleiche Zersplitterung aufweist, die 
ihm sonst nur für die Gebiete alter Volkssiedlung charakteristisch er¬ 
scheint. Er weiss sich hier damit zu helfen, dass er ohne jeden Beleg 

Cod. trad. Bonn-Cassius Nr. 4 u. 8. S. oben S. 28. 

,M ) Günther, Cod. dipl. Rbeno-Mosell. I, 149, vgl. auch 227. 

2<1 ) Wirtschaftsgeschichte I, 354. Die Urkunde ist zum Jahr 882 hei 
Beyer, MRhein. UB. I, 120 gedruckt; vgl. Lamprecht Bd. 2, 99 ff., der hier 
gerade den Passus über Villip nach dem Liber aureus wiederholt. 

*•*) Sonst wird dem mansus absus der mansus insessus gegenüber- 
gestellt; s. Lamprecht I, 750. 
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diese Komposithufen für Rotthufen erklärt, welche durch Gewannausbau 
zu Weilern mit einer Flurverfassung in Gemengelage erweitert wären. 

Aus der Bonner Gegend habe ich wohl an die 100 und mehr 
Einzelbeschreibungen von Hufengütern aus der Zeit vom Beginn des 
14. Jahrhunderts ab bis in das 1(5. Jahrhundert hinein vor Augen 
gehabt, in denen auch nicht bei einer einzigen vermerkt ist, dass das 
zugehörige Ackerland auf bestimmte Gewanne verteilt gewesen sei. 
Ich führe hier ein Beispiel von 1349 an 204 ), das sich auf eine Hufe 
in Friesheim, im Kreis Euskirchen, bezieht, die zum dortigen Hof des 
Domstifts Köln gehörte: nimm mansum nostrum situm in campis et 
continiis ville de Vrisheym, cuius 44 jurnales in terris arabilibus et 
1 (i jurnales in silvis consistunt, dependentem ex curte dominicali maioris 
eccl. Col. in villa Vr. Die campi stellen hier einfach das Ackerland 
im Gegensatz zu den silvae dar, und die continia sind an Stelle des 
früher gebräuchlichen Ausdrucks marca getreten. 

Gewannbezeichnungen liefern uns in älterer Zeit nur die Fron¬ 
hofsdeskriptionen. Dabei können wir dann wenigstens vom 14. Jahr¬ 
hundert ab feststellen, dass das Salland innerhalb der einzelnen Gewanne 
unter Umständen in ähnlicher Weise in .Morgenteile zersplittert umher¬ 
lag, wie das auch bei den Hufengütern der Fall ist 205 ). Erst die 
Gesamtbeschreibungen von ganzen Dorffluren aus dem 16. Jahrhundert 
nehmen die Gewanne allgemeiner zur Grundlage, die meist als Korn-, 
Hafer- und Brachgewann unterschieden werden. Aber auch dann ist 
nicht von einem strengen Flurzwang die Rede. Und keineswegs 
bildete die Dreiteilung bei den einzelnen Dorffluren die Regel. Die 
Lechenicber Flur war einer Zehentdeskription von 1357 26 °) zufolge 
vielmehr in etwa 10 grosse Felder geteilt, deren Grösse zwischen 500 
und 1000 Morgen schwankt. Jedes dieser Felder zerfiel in einen be¬ 
sonderen Weizen-, Roggen- und Haferkamp. Unverkennbar beruht diese 
Aufteilung darauf, dass je nach der Terrainbeschaffenheit und Boden¬ 
ertragsfähigkeit Kämpe grösseren oder kleineren Umfanges zusammen¬ 
gefasst waren. Die ursprüngliche Lage des ältesten Kulturlandes und 
die im Laufe der Zeit hinzugekommeneu Rodungen werden dafür eben¬ 
falls mitbestimmend gewesen sein. Es scheint daher doch, dass die 
Anschauung Knapps 267 ), der die Gewannteilung für unreflektierte und 

Mi ) St.A. Düsseldorf, Urk. Siegburg von 1349 Februar 10. 

*“) S. die Hofesbeschreibungen in den Kopiaren von Köln - Kunibert 
und Köln-Severin im St.A. Düsseldorf und oben S. 63. 

2 *') St.A. Düsseldorf, Köln-Aposteln, Kopiar a fol. 320 ff. 

2a7 ) Vgl. Conrads Jb. 83 (1904) S. 464. 
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ganz natürliche Erweiterung des Anbaus durch Einbeziehung immer 
weiterer Teile des bisherigen Weide- und Waldgebietes in die Ackerfiur 
hält, in den Uheinlanden sicheren Boden findet. 

Die Friesheimer Hufe, die in dem Gebiet liegt, wo die Grösse der 
Hufe von 60 Morgen üblich war, umfasste 44 Morgen Ackerland und 
16 Morgen Wald. Wie ich schon bei Meckenheim dargelegt habe, war 
den dortigen Hofeslehen von 30 Morgen Ackerland ebenfalls regelmässig 
eine Waldparzelle von 12 Morgen beigegeben. Dass es sich hier nicht 
um Zuschläge aus dem Gemeinwald handelt, beweisen die Lagebe- 
zeichnnngen. Von den drei Morgen Busch eines Viertellehens heisst 
es 1362: de schyssen up Kottenvorst. Bei einem anderen Lehen von 
gleicher Grösse aus dem nämlichen Jahr lautet die Beschreibung, von 
den 3 Morgen Busch: gelegen bi buschs Wyllems Kykart ,6S ). Die 
Landaufnahme des Amtes Bonn von 1449 269 ) lässt uns erkennen, dass 
selbst damals noch fast zu jedem Besitztum von mehreren Morgen 
Land einige Morgen Wald oder Busch hinzukamen. Dieser Zustand 5 * 70 ) 
deutet darauf hin, dass für diese Besitzungen vor Zeiten einmal eine 
grössere Geschlossenheit bestanden hat, so dass bei ihnen, soweit natür¬ 
lich die Terrainbeschaffenheit und der Kulturzustand das zuliessen, 
Ackerland. Wiesen und Wald zwar nicht unmittelbar beieinander, aber 
doch in grösserer Nähe zueinander gelegen waren. Dagegen spricht 
auch nicht, dass das Ackerland der Hufen schon im 14. Jahrhundert 
so stark zersplittert ist. Daran haben, abgesehen davon, dass Hufen 
sehr häufig verlassen wurden und wüst liegen blieben, wodurch eine 
starke Unsicherheit in die Besitzverhältnisse einer Gegend hineinge¬ 
tragen wurde, vor allem die llufenteilungen und Alterverleihungen schuld. 

Auch der Austausch von Land wird schon in früheren Jahr¬ 
hunderten nicht selten vorgekommen sein. Teile, die in verschiedene 
Höfe gehörten, waren im 14. Jahrhundert zu einem Besitztum zu¬ 
sammengefasst. Ein Hofeslehen des Stiftes Jülich zu Froitzheim bei 
Zülpich bestand 1353 aus Stücken, die von dem Siegburger Hof zu 
Uwenheym, von dem Hof der Markgrafen von Jülich zu Frangenheim 
und dem Propsteihof des Stifts Kellinghausen in Froitzheim abhängig 
waren ,71 ). 

m ) St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Urkunden. 

**•) Ebenda Kurköln, Amt Bonn, Geistl. Sachen V*. 

* 7# ) Die Parzellenwirtschaft in den Forsten in der Umgegend von Bonn 
im 19. Jalirh. (vgl. Gothein, Agrarpol. Wanderungen 271 fl'.j geht erst auf 
die Gemeinheitsteilungen seit der französischen Periode zurück. 

ni ) St.A. Düsseldorf, Stift Jülich, Urkunde vom 13. November 1353. 
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Bei der Zersplitterung der Hufengüter hat vor allen Dingen die 
mangelhafte Aufsicht mitgewirkt, die namentlich bei vielen Höfen der 
Geistlichkeit geradezu vollkommen versagt haben muss. Allgemein be¬ 
stand die Vorschrift, dass beim Wechsel im Besitz einer Hufe eine 
Beschreibung der Pertinenzstücke vorzulegen sei. Aber sie wurde, wie 
wir schon aus den Klagen des Abtes Caesarius von Prüm im Anfang 
des 13. Jahrhunderts entnehmen können, einfach nicht befolgt. Von 
Bauern, die nicht schreiben und lesen konnten, war das freilich auch 
zu viel verlangt. Im Jahre 1549 stellte der Kämmerer von Bonn- 
Cassius an die Geschworenen der Höfe das Ansinnen, dass die Hüfener 
Deskriptionen der einzelnen Lehen einreichen sollten. Diese weigerten 
sich dessen zwar nicht, sie verlangten jedoch vom Stift, dass ihnen 
zunächst dessen Register aufgetan würden, weil sie offenbar nicht 
wussten, was eigentlich von den in ihrem Besitz befindlichen Äckern 
Hofesland des Stifts war 272 ). Zu dem Siegburger Ilof zu Muffendorf 
gehörte ein sogenanntes Bucheislehen, das 31 Morgen halten sollte; 
im Anfang des 17. Jahrhunderts Hessen sich davon nur 2 Morgen 
Land und 4 Morgen Busch ermitteln 273 ). 

Indem die Fronhöfe dazu übergegangen waren, neben dein Hufen¬ 
land Neubrüche zu kultivieren, die den Hüfenern ursprünglich insge¬ 
samt 2 * 4 ) zu Nutzung oder einzeln gegen Morgenzins überlassen wurden, 
hat deren Verwaltung, natürlich ohne es zu wollen, dazu mitgeholfen, 
die Mannigfaltigkeit in der Besitzverteilung zu vergrössern. Die 
Einzeläcker aus den Gemeinkämpen werden mit der Zeit ja auch in 
feste Hände gekommen sein, zumal seitdem man regelmässige Dünger¬ 
perioden eingeführt hatte. Im Gebiet von Jülich trugen derartige 
Kämpe im Anfang des 13. Jahrhunderts die Bezeichnung vuerlende 275 ), 
im Bergischen die von overlende 276 ). Dass die Besitzrechte der Hofes¬ 
herrn daran anderer Natur waren als an dem alten abhängigen Hufen¬ 
gut, machte dabei nichts aus. Bei fehlender Kontrolle werden sie 
vielfach verwischt worden sein. 

272 ) St.A. Düsseldorf, Bonn-Cassius, Akten 46a. 

273 ) Ebenda, Siegburg, Akten 247. 

* 74 ) S. die Urk. von ca. 1220 bei Beyer, MRhein. UB. II, S. 395 und 
Rieh. Schröder, Forschungen zur deutschen Geschichte 19, 151 ff. 

S7S ) S. das Urbar von Köln-Maria im Kapitol von ca. 1230 im Pfarr- 
archiv dieser Kirche in Köln. Darin heisst es zum Hofe Wollersheim bei 
Zülpich: Denarii qui dantur de agro, qui dicitur vfterlende, erunt abbatisse 
duobus annis, tercio anno villici. Item denarii, qui dantur de agro, qui 
sterquilionatur, de hiemali fructu pertinent abbatisse et estivali villico. 

27# ) Kelleter, Kaiserswerther UB. 141. 
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In der Hauptsache wird man darunter das sogenannte Zinsland 
(terra censualis und tributaria) zu verstehen haben, dessen häufiges Vor¬ 
kommen schon in der Karolingerzeit Dopsch * 77 ) neuerdings erwiesen 
hat. Wurde es an unfreie Leute, wie es die im Hufesverband lebenden 
in starker Zahl waren, ausgetan, so bezeichnete man es als terra 
tributaria, während bei der terra censualis die freiere Leihe (precaria) 
statt hatte. Die Scheidung scheint jedoch nicht streng aufrecht erhalten zu 
sein; bisher ist mir am Niederrhein nur die Bezeichnung terra censualis 
begegnet* 7 *). Wahrscheinlich wurde das Gemeinland der Salhöfe, das 
sonst zur Weide für den Hofesverband gedient batte, hier und da in 
gleicher Weise behandelt, wenn es zeitweise in Ackerland umgewandelt 
und den Hüfenern morgenweise zur Bebauung überlassen ward* 79 ). 

Von der Berechtigung der dienenden Hufen in der Mark ist schon 
die Hede gewesen. Ich glaube, man darf mit einiger Sicherheit be¬ 
haupten, dass deren Inhaber am Niederrhein in alter Zeit niemals als 
wirkliche Mitherren in einer Waldmark Vorkommen; es fehlte ihnen 
das Hecht der dominatio in silva. Das Latten auch die Lehenshüfener 
des Stifts Köln-Mariengraden im Flamersheimer Wald nicht, trotzdem 
ihre Holzgerechtsame an die von Mitherren heranreichten. Desgleichen 
stand ihnen die comprehensio in silva, das Rodungsrecht, nicht zu, das 
man eben als einen wesentlichen Teil der dominatio in silva wird ein¬ 
schätzen müssen. 

Das oben angeführte Lehen des Stiftes Jülich von 1353 280 ), das 
sich aus Stücken zusammensetzte, die von drei verschiedenen Salhöfen 
abhängig waren, bildet einen kennzeichnenden Beleg dafür, bis zu 
welcher Beweglichkeit es selbst die Hofeshufe im 14. Jahrhundert ge¬ 
bracht hatte. Wurde in diesem Falle die Verbindung der verschiedenen 
Hufenteile mit den Fronhofen, denen sie zugehörten, noch aufrecht er¬ 
halten, so erfahren wir schon aus karolingischer Zeit, dass beim Über¬ 
gang von Salhöfen mit Hufengütern aus einer Hand in die andere ein 
Teil der letzteren gelegentlich vom bisherigen Besitzer zurückgehalten 
worden ist* 81 ). Auf solche aus dem Hofesverband losgelösten Hufen 
werden vielfach die Sattellehen und die Klüppel- oder Kausenlehen, 
die im späteren Herzogtum Jülich verbreitet waren, zurückgehen. Die 
ersteren haben meist eine Grösse von ca. 60, die letzteren eine solche 

S77 j S. I. 172 ff. 

,78 j Urk. von 1247 in Lacomblets Archiv 6, 337. 

,7 ®) S. diese Zeitschrift XXIX, 16. 

SM ) S. oben S. 91. 

***) Vgl. diese Zeitschr. XXIX, 26; s. auch S. 20f. ebenda. 
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von ca. 30 Morgen, so dass sie also entsprechend dem Ortshufenmass 
ehemalige ganze oder halbe Hufen darstellen. Sie sind im 15. Jahr¬ 
hundert den Mannkammern der einzelnen Ämter unterstellt 282 ). 

Ferner kam auch unberechtigte Entfremdung von Hufen aus 
ihrem ursprünglichen Verband schon zu den Zeiten Karls des Grossen 
vor* 83 ). 

Wir haben schon oben bemerkt, dass am Ausgang des 9. Jahr¬ 
hunderts die Abtei Prüm in Meckenheim zwei Hufen besass, ohne dass 
sie über einen Salhof am Orte verfügte. Wir vermuteten, dass diese 
Hufen dem nahe bei Meckenheim gelegenen PrOmer Salhof Mönch¬ 
hausen angegliedert waren. Beispiele, dass namentlich die Klöster 
dienende Hufen an den verschiedensten stärker besiedelten Orten ge¬ 
schenkt erhalten hatten, für die wir ein nahegelegenes Wirtschafts¬ 
zentrum in ihrem Besitz nicht nachweisen können, lassen sich aus den 
Urkunden und Urbaren vom 9. Jahrhundert ab in stattlicher Zahl 
beibringen. Haben diese Hufen in ihrer Isoliertheit schon vorher be¬ 
standen oder waren sie ursprünglich einem anderen nahen Hofesverband 
angeschlossen V Um die letztere Frage mit voller Sicherheit zu beantworten, 
fehlen uns zwar bestimmte Belege in grosserer Zahl, die das direkt 
bezeugen. Ein Einblick aber in den ursprünglichen Zustand der 
Hofesorganisationen und die grosse Verbreitung, welche sie ursprünglich 
am Niederrhein gehabt haben, dürfte die Vermutung dafür unter Berück¬ 
sichtigung der oben geschilderten Veränderungen, welche der Hufen¬ 
bestand erfuhr, bestätigen. Gab es doch auch kleine Höfe mit nur 
wenigen angegliederten dienenden Hufen, die im Besitz von Freien 
und Edlen gewesen sind 284 ). So gut diese ihr Eigengut veräussert 
haben, ebenso weiden sie sich gelegentlich auch veranlasst gesehen 
haben, die Fronhufen aus den Händen zu geben. Und wüste und 
unbesetzte Hufen begegnen uns in den Urbaren und Urkunden aus 
allen Zeiten des Mittelalters. Man wird also gern zu jedem Mittel 
gegriffen haben, um solche neu zu besetzen. Fand sich kein Hüfener 
des Hofes, der sie übernehmen wollte, so stand der Weg offen, sie in 
jeder beliebigen Weise nutzbar zu machen, d. h. auch zu veräussern 
und aus dem Hofes verband zu lösen. Unter diesem Gesichtspunkt 
hat man die spätere Isolierung der dienenden Hufengüter zu würdigen. 
Sie hat es auch bewirkt, dass die Fronhöfe, die ursprünglich in der 

- M ) St.A. Düsseldorf, Lehen des Herzogtums Jülich, Mannkammer. 

■ M ) S. das Diplom vom 20. Januar 806, MG Dipl. I. 203. 

SM ) S. diese Zeitschr. 29, 35 ff. 
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Mehrzahl einheitliche und lokalhegrenzte Wirtschaftszentren gewesen 
sein dürften, im Laufe der Zeit vielfach zu Hebestellen für die Gefälle 
zerstreut gelegener Ilnfengüter und sonstiger kleinerer Besitzteile um¬ 
gewandelt wurden. 


viii. Die Sal- oder Fronhöfe und deren Bedeutung für 
das Siedlungswesen am Niederrhein. 

Zu den Zeiten Erzbischof Hildebalds (784—8*29) hat die Edle 
Engela in Brabant dem hl. Petrus in Köln, also der Domkirche, ihr 
Allod Lewa (Leeuw-Saint-Pierre südwestlich von Brüssel) tradiert 885 ). 
Es umfasste 7 Meilen in der Länge und 1 Meile in der Breite, in 
welchem Gebiet eine Kirche lag, die Mutterkirche von 9 Tochterkirchen 
war. Die Schenkung erstreckte sich auf das Allod mit dem Salland 
und die zugehörigen Leute beiderlei Geschlechts, die von den Hufen, 
die sie inne hatten, Zins an Geld und Naturalien zahlten, und zwar 
von der Hufe 5 Schillinge und einen Scheffel Hafer. Für den Holz¬ 
bezug aus der Mark musste ein Huhn und 7 Eier erlegt werden; die 
halbe Hufe lieferte nur 3 1 /* Eier, war aber dafür verpflichtet 8 Fuhren 
Reisholz zur Einzäunung der Saatfelder des Hofesherrn anzufahren. 
Ausserdem hatten die Hüfener jährlich zwei Fronfuhren mit Weizen, 
Roggen oder Hafer an die Sennebrücke in Brüssel zu leisten und den 
Brückenzoll dort zu bezahlen. Die Frucht wurde von der Brücke auf 
Schiffe verladen. Die Feldfronden zum Pflügen der Äcker des Sal- 
landes umfassten 9 Tage, je drei im Herbst, im Frühjahr und im 
Sommer, wofür eine Ermässigung des Geldzinses eintrat. Wer die 9 

i8S ) Abgedr. bei Kindlinger, Münsterische Beiträge 2 , l'rk. Nr. 1 und 
Lacomblet, Archiv 2, 291 ff. Lacomblets Abdruck liegt eine Niederschrift 
ans dem Ende des 15. Jahrhunderts zu Grunde (St.A. Düsseldorf, Köln-Dom- 
stift). Kindlinger behauptet in seiner Mannskriptensainmlung (St.-A.Münster 
II 52 fol. 39), in der sich eine Abschrift des Stückes findet: Descriptum ex 
scripto pergameno saec. XII vel XI. Wenn Kindlinger tatsächlich eine an¬ 
dere als die jetzt noch vorhandene Niederschrift Vorgelegen hat, so ist die 
letztere offenbar eine Abschrift davon. Die Varianten in den Drucken von 
Kindlinger und Lacomblet sind meistens als Lesefehler des ersteren auf¬ 
zufassen, bis auf die Korrektur Lacomblets, der für das Unverständliche 
„i]uando molaribus ire namur“ eingesetzt hat „pro molaribus ire Namur“. 

Die örtlichen Erläuterungen liefert A. Wauters, Ilistoire des environs 
de Bruxelles I, 76 ff., woselbst S. 77 Anm. 1 die Traditionsurkunde nach 
Kindlinger neu abgedruckt ist. Der Besitz muss der Kölnischen Kirche be¬ 
reits vor der zweiten Hälfte des 12. Jahrhs. entfremdet sein. 
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Ackerfronden nicht leistete, musste 1 Tag in der Ernte Frucht schnei¬ 
den und wenigstens 1 Tag ptiügen. Fand eine Reichsheerfahrt nach 
Italien statt, so empfing der Hofesherr von jeder Hufe 12 Denare. Die 
sieben Hörigenhufen des Hofes — die Zahl der freier gestellten Hufen 
ist leider ebensowenig wie die Bezeichnung, die sie im Gegensatz zu 
den mansi serviles trugen, im Dokument vermerkt — mussten in 
diesem Falle noch einen Ochsen stellen, dazu einen Mann mit Treib¬ 
stecken. Der Mann wurde, wenn er am Zuge teilnahm, vom Herrn 
equipiert. Den Hörigenhufen war auch noch, wie es scheint, das Her¬ 
beischaffen der Mühlsteine von Namur her auferlegt. Die Einspännigen 
(solivagi), die vom Herrn kein Hufenland in Nutzung hatten, zahlten 
Kopfzins. 

Die Hüfener waren nur zum Besuch der drei ungehotenen Dinge 
verpflichtet, es sei denn, dass Fälle von Zweikampf, Diebstahl oder 
Plünderung, die sich innerhalb der Hofesfamilie zugetragen hatten, 
Veranlassung zu gebotenen Gerichtstagen gaben. 

Für den Holzschlag zu beliebigem Gebrauch und die Schweine¬ 
mast stand den Hofesgenossen ein Gemeinwald Sonia genannt (la foret 
de Soigne südöstlich von Brüssel) zur Verfügung, den sie abgesehen 
von den bereits erwähnten Abgaben frei nutzen durften, ln dem im 
Hofesbezirk gelegenen Herrensundern war es ihnen jedoch nur gestattet, 
Unterholz zu schlagen. Gab es volle Eichel- oder Eckernernte im 
Herrenwald, und wollten die Hüfener an ihr teil haben, so war ein 
Zins dafür zu erlegen; bei beschränkter Mast jedoch nicht. 

Mit der Traditionsnotiz ist ein Zinsregister über Land, das nach 
„bunre“ (je 2 Morgen) zu Nutzung ausgetan war. verbunden. Es 
stammt sichtlich erst aus späterer Zeit, in der der Hofesherr Wald- 
und Brachland mehr und mehr urbar gemacht und jochweise zu Erb¬ 
zins ausgeliehen hatte. Eines Schultheissen des Fronhofes geschieht in 
der Hofesweisung (lex traditionis et constitutionis ad misericordiam 
familie ist das Schriftstück benannt) keine Erwähnung. Ebensowenig 
ist von einem Vogte die Rede, der die ungebotenen Dinge abgehalten 
hätte. Demnach war also der Fronhof noch nicht aus dem Grafschafts¬ 
verband gelöst. Der für den Romzug bestimmte Zugochse wurde vor 
dem Ausmarsch den Richtern (judices) vorgeführt, damit sie, wenn das 
Tier unterwegs einging, nachher die Höbe des Schadenersatzes für die 
Bauern bestimmen konnten. Die Richter setzten auch die Abgabe fest, 
welche für die Mast im Ilerrenwald zu zahlen war. Das Auftreten 
von Richtern und die Bestimmungen über die Leistungen für die Züge 
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nach Italien deuten daraufhin, dass wir es mit einem Weistum zu tun 
haben, dessen Entstehung der Zeit der Tradition des Hofes an das 
Kölner Domstift nicht fern liegen kann. Aus diesem Grunde haben 
wir seinen Inhalt hier etwas ausführlicher wiedergegeben, obwohl es 
dem Niederrhein seiner Lage nach nicht angehört. Das Dokument 
dürfte aber zugleich als eine der ältesten Weisungen eines Hofes, der 
ursprünglich im Privatbesitz gewesen ist, anzusehen sein. Dazu kommt, 
dass wir aus ihm über die Natur einzelner Hufenabgaben näher unter¬ 
richtet werden, so dass wir daraus ihren Ursprung erkennen. Das 
Fastnachthuhn und Eier wurden als Entgelt für die Holzgewalt ge¬ 
liefert. Die 12 Denare für den Romzug dürfen wir sicherlich dem 
Ileerschilling gleichstellen, der uns durch die Werdener Urbare für das 
westfälische Gebiet überliefert ist. Wir lernen auch aus diesem Weis¬ 
tum, dass die Eigenhörigen, wenn sie Hufen inne hatten, keinen Kopf¬ 
zins zahlten, der bestand nur für die „enlopigen“, die keine eigne 
Wirtschaft führten und kein Hufenland zur Bebauung hatten. Dass 
im übrigen dieser in karolingischer Zeit in den Besitz des Kölner 
Domstifts übergegangene Hof in seiner Verfassung die typischen Züge 
trägt, die wir am Niederrhein ebenfalls festzustellen vermögen, bedarf 
keiner ausführlichen Begründung. 

Cher die örtliche Lage der Hufen im einzelnen in dem Gebiet, 
das sich in einem 7 Meilen langen Streifen im Süden von Brüssel hin 
erstreckte, schweigt sich leider das Traditionsdokument völlig ans. 
Ebensowenig sind der Umfang und die sonstigen Verhältnisse des Sal- 
hofs darin beschrieben. Für den Niederrhein besitzen wir, soweit zur 
Zeit meine Kenntnis reicht, überhaupt keine ausführliche Hofesdeskription 
aus älterer Zeit — vom 14. Jahrhundert ab steht uns eine ziemliche 
Anzahl zur Verfügung —, aus der mit einiger Sicherheit geschlossen 
werden könnte, in welcher Weise die Hufengüter ursprünglich dem 
Ilaupthof gegenüber, von dem sie abhingen, angesetzt waren. Unter 
diesen Umständen lässt es sich wohl rechtfertigen, wenn ich auch ein¬ 
mal etwas nach Osten über den Niederrhein hinausgreife und dem Hof 
des Stiftes Xanten in Dorsten in Westfalen, das übrigens unmittelbar 
an der Grenze des Niederrheins liegt, eine kurze Betrachtung widme. 
Sie setzt uns zugleich in den Stand zu verfolgen, wie sich im Laufe 
der Zpit ein alter Fronhofsbetrieh nebst abhängigen Hufen mit ursprünglich 
selbständiger Gutswirtscbaft zu einem Fronhof entwickelt hat, der im wesent¬ 
lichen nur Hebestelle für die in ziemlich weiter Ausdehnung umhergelegenen 
später bloss noch zu Zins verpflichteten Klostergüter geworden ist. 

Wtstd. Zeitschr. f. Gesch u. Kunst. XXXII, MI. 7 
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Wenngleich unsere Nachrichten über die 8 1 /a Reichshöfe des 
sogenannten Vestes Recklinghausen 286 ) erst aus verhältnismässig später 
Zeit stammen, so wird man deren erste Ansetzung doch in das frühe 
Mittelalter zurückdatieren dürfen. Vermutlich hängt sie mit der Er¬ 
oberung und Kolonisation Westfalens durch Karl den Grossen zusammen. 
Die obige Zahlenangabe offenbart uns, dass man hier mit ganzen und 
halben Höfen als einem feststehenden Begriffe rechnete, ein Punkt, der 
uns später noch eingehender beschäftigen soll. Unter diesen 8*/a Reichs¬ 
höfen befand sich auch der Hof Dorsten, den wir im 12. Jahrhundert 
im Besitz des Stiftes Xanten sehen. Die Überlieferung über den Er¬ 
werb durch das Stift ist unsicher. Vom Beginn des 13. Jahrhunderts 
jedoch fliessen unsere Quellen an Urkunden, Urbaren und Weistümern 
über diesen Hof so reichlich 287 ), dass wir uns von dessen Organisation 
und zum Teil auch von seiner inneren Entwicklung ein Bild machen 
können. Diesem Hof legt noch ein Weistum des Jahres 1401 die 
Bezeichnung „dimidia curtis“ hei 288 ), und wir erfahren ferner aus ihm. 
dass 6 jurati. hyen oder haifslavener, wie sie auch im 16. Jahrhundert 
genannt werden, die Rechte von Schöffen ausübten. Den Titel „halber 
Hof u kann Dorsten nicht erst im Laufe der Jahrhunderte erworben 
haben, denn im 13. Jahrhundert wurden, trotzdem der Hof inzwischen 
für die Gründung der Stadt Dorsten (1251) beträchtliches Areal bei¬ 
gesteuert hatte — der Salhof ist vollständig in der Stadt Dorsten auf¬ 
gegangen — nicht weniger als ca. 370 Einzelbesitzungen dazu gezählt, 
von denen uns eine grosse Zahl noch mit dem Ausdruck „mansus“ so 
und so vorgeführt wird. 

Diese Hufen lagen vornehmlich südlich der Lippe und erstreckten 
sich in weitem Halbbogen um die spätere Stadt Dorsten herum. Die 
Register vom 13. Jahrhundert ah, in denen sie nach Kirchspielen zu- 
sammengefasst sind, veranschaulichen auch durch die darin getroffene 
Anordnung die Lage der damals zum Hofe gezählten Liegenschaften. 
Sie beginnen im Osten mit Olde an der Lippe und Frentrop im Kirch¬ 
spiel Marl. Daran schliessen sich weiter nach Osten die im Umkreis 
von Recklinghausen in Hamm, Bossendorf, Flaesheim, Lenkerbeck, 

288 ) Itüliel, Karl, Reichsböfe im Lippe-, Ruhr- und Diemel - Gebiete, 
Beitrage zur Geschichte Dortmunds 10, -ffi ff. 

287 ) Strotkötter, G., Der Iteichshof Dorsten in der Zeitschrift für Orts¬ 
und Heimatkunde im Veste Recklinghausen 8 (1898), 8 — 140. Str. hat das 
Material des St.A. Düsseldorf nicht benutzt. 

:88 ) Strotkötter S. 127. 
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Bürste, Speckhorn. Langenbockum, Ebbelich? (Erabelinckem) und Wester¬ 
bolt gelegenen Güter an. Gross war der Bestand an geschlossenen 
Hufen im Kirchspiel Buer, in Herten, Resse und namentlich in Scholven ; 
auch in Polsum nördlich von Buer gehörten Güter zum Hofe. Die 
Hufen und Kotten im Kirchspiel Gladbeck waren auf dessen nördliche 
Bauerschaften Wolvelinctorpe (heute Rentfort und Zweckel) und Averen- 
brachtbeyc, dessen Name noch im Hause Brabeck fortlebt, verteilt. 
Gegen Südwesten umfasste das Kirchspiel Kirchhellen das von Dorsten, 
in dessen verschiedenen Bauerschaften Feldhausen, Overhagen, Har¬ 
dinghausen, Ekel-Nothelle, Dorstener Hofesgüter zerstreut lagen. Den 
Schluss für die Besitzungen südlich der Lippe machen die in den Bauer¬ 
schaften Altendorf und llulseler (Ulfcaten) (der Name Hulseler ist heute 
verschwunden) des Kirchspiels Dorsten selbst gelegenen. Darauf sollten 
eigentlich in einem der Einkünfteverzeichnisse* 8> ) die Posten der Er¬ 
träge aus dem an Stadtbewohner in Dorsten aufgeteilten Salland des 
Hofes Dorsten folgen, aber es sind jetzt die des Hofes Raesfeld nebst 

der zu ihm gehörigen Hufen dazwischen geschoben, die im 13. Jahr¬ 

hundert ebenfalls zum Hof Dorsten gerechnet wurden. 

Wie wir aber nun aus weiter uns erhaltenem Quellenmaterial er¬ 
sehen, hat von den mehr als viertlialbhundert Einzelbesitzungen, welche 
die Register des 13. und 14. Jahrhunderts aufzählen, nur ein kleiner 
Teil derselben direkt etwas mit der eigentlichen Organisation des Hofes 
Dorsten zu tun. Es existieren nämlich auch aus der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts Listen, in denen die speziell zum Hofe Dorsten ge¬ 
hörigen Hufen gleichfalls verzeichnet sind. Diese Listen sind zugleich 
von klevischer und xantischer Seite aufgestellt, und es verfolgt die erstere 
Redaktion 289 ") den Zweck, den Betrag an Yogtbede zu fixieren, der den 
Grafen von Kleve als Vögten des Hofes von den Inhabern von Hufen 

gezahlt werden musste. Die Dorstener Vogtei haben die genannten 

Grafen schon vor 1251, ehe der Ort zur Stadt erhoben wurde, er¬ 
worben. Die klevische Liste führt 36 Hufen mit Namen auf. Es 
lässt sich aber nun feststellen, dass dazu gehören die 21 Hufen, die 
in den Einkünfteverzeichnissen vom 16. Jahrhundert ab meist mit dem 
Titel curtiale Xantense ausgezeichnet sind, ferner die 7 Hufen, die un¬ 
mittelbar vor der Stadt Dorsten gelegen waren, und endlich die 8 oder 

J89 ) St.A. Düsseldorf, Stift Xanten, Akten Nr. 24, Heberegister 14. Jhs. 
fol. 15: Hic sequitur de agris haveslant et cetera post pecuniam. 

* 89a ) St.A. Düsseldorf, Kopiar Kleve 14. Jhs. fol. 78—79 und Stift 
Xanten, Rep. u. Hs. Nr. 6. 

7* 
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9 Hufen, aus denen die 6 iurati oder hyen gewählt wurden. Weiter 
ergibt sich die bemerkenswerte Tatsache, dass von den 7 abgesehen 
die übrigen 29 Hufen ebenfalls nicht in der weiten Zersplitterung um 
Dorsten verstreut waren, wie wir das oben von den zu den Besitzungen 
des Hofes überhaupt zählenden Stücken dargelegt haben. Mit Aus¬ 
nahme von zwei Hufen im Kirchspiel Marl, einer im Kirchspiel Reck¬ 
linghausen, lagen die übrigen 26 in den im Süden und Südwesten un¬ 
mittelbar an die Dorstener Feldmark angrenzenden Bauerschaften 
Altendorf, Hulseler, Ulfkotten, Scholven, Rentfort, Zweckel, Brabeck, 
Feldhausen, Overhagen. Hardinghausen und Ekel. Nur 24 von den 
36 Hufen waren auch, wie uns ferner ein Xantener Einkünfteverzeichnis 
des 14. Jahrhunderts 290 ) berichtet, zur Zahlung des Karrenweizens ver¬ 
pflichtet, der jährlich zwischen dem 1. und 24. August dem Stift Xanten 
eingeliefert werden musste, und wiederum ausschliesslich die 36 Hufen 
des klevischen Registers sind es, von denen jährlich 6 Zugpferde am 
Margaretentag auf die Burg Dinslaken zu stellen waren, mit deren 
Hilfe die angesammelte Zehntfrucht der Grafen von Kleve abgefahren 
wurde. 

Hieraus erhellt nun zweifellos, dass der Güterbestand des Xantener 
Hofes Dorsten, wie er uns in den Registern des 13./14. Jahrhunderts 
entgegentritt, erst im Laufe der Zeit aus den verschiedensten Komplexen 
zusammengewachsen ist. Das Stift Xanten hat offenbar einen grossen 
Teil seiner Besitzungen in Westfalen, die es nach und nach erworben 
hatte, dem organisierten Hofesbezirk Dorsten angeschlossen. Denn 
nur so ist es zu begreifen, dass die zahlreichen Güter und Hufen in Marl, 
Recklinghausen (Flaesheim) und Buer, sowie dass der jenseits der Lippe 
ziemlich weit abgelegene Salhof Raesfeld mit den mindestens 8 ange¬ 
gliederten Hufen an den Gerechtsamen des Hofes Dorsten und seines 
Gerichts gar keinen Anteil hatten und deshalb auch nicht zu den Vogt¬ 
abgaben beizusteuern brauchten. 

Das Hofesgericht Dorsten, das uns im 12. und 13. Jahrhundert 
als Schultheissengericht entgegentritt, wurde, wie schon angedeutet ist, 
mit 6 Urteilsfindern besetzt, die im Lateinischen „jurati“ zu deutsch 
„hyen“ oder „haefslavener“ genannt werden. Hofesgeschworene konnten 
indessen nur die Inhaber von ganz bestimmten Hufengütern werden. 
Das Weistum von 1401 291 ) zählt 9 Besitzungen auf, die mit diesem 
Vorrecht ausgestattet waren; um 1300 erfreuten sich jedoch nur 8 

s ®°) St.-A. Düsseldorf, Stift Xanten Rep. u. Hs. 6. 

m ) Strotkötter a. a. 0. S. 121. 
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Hufen desselben. In den Einnahmeregistern von Xanten 29 *) aus dieser 
Zeit findet sich nämlich auch ein Posten von 8 Schweinen, die jährlich 
auf Lambertitag fällig wurden. Diejenigen, die sie liefern mussten, 
sind darin namentlich aufgeführt. Am Schluss einer der Namenslisten 
ist aber der Zusatz gemacht: Ili sunt mansi curtis de Durstene. Zum 
bessern Verständnis müssen wir ergänzend hinzufügen mansi „jnrati“. 
Unmittelbar darauf folgt nämlich der Eintrag: Hi sunt arietes, als 
deren Lieferanten ebenfalls 26 Hufenbesitzer aufgeführt werden, unter 
denen wir auch den 8 Schweinezinsern wieder begegnen. Die widder- 
pHichtigen Güter lassen sich mit denen der klevischen Hufenliste und 
den später als curtialia Xanctensia bezeichneten Hufen identifizieren. 

Also das Amt der Dorstener Hofesgeschwornen haftete — und 
das offenbar seit alter Zeit — nur an einer kleinen Zahl von Hufen, 
deren Inhaber zu einem besonderen Schweinezins verpflichtet waren. 
Darf man aus dem Umstand, dass um 1300 deren Zahl 8 betrug, 
von denen 4 je ein grosses und 4 je ein kleines Schwein zu liefern 
hatten, vielleicht vermuten, dass die Gerechtigkeit ursprünglich über¬ 
haupt nur an 6 Hufen klebte, von denen 2 im Laufe der Zeit geteilt 
wurden, so dass man die Abgabepfiicht von den geteilten Gütern eben¬ 
falls halbiert hatte? Die weitere Erhöhung auf die Zahl 9 der Be¬ 
rechtigten, die wir im Jahr 1401 vollzogen sehen, würde sich bei dieser 
Annahme ebenfalls am ungezwungensten erklären. Die Bezeichnung 
der 8 Güter in dem Kellnereiregister des 13./14. Jahrhunderts als 
„mansi“ darf uns nicht irre machen; dieser Titel bleibt auch geteilten 
Hufen erhalten. 

Die 6 Geschwornen waren die Urteiler im Schultheissengericht 
des Hofes Dorsten. Sehultheissen sind am Ausgang des 12. Jahrhunderts 
die Ritter von Dorsten 29;, ) 1 die zu den kölnischen Ministerialen des 
Vestes Recklinghausen gehörten. Ritterbürtige verwalteten das Amt 
auch noch im 14. Jahrhundert 294 ). 

Das Schultheissengericht des Hofes in Dorsten aber erfreute sich, 
wie uns verschiedene Zeugen im Jahr 1228 bekunden, der vollen Ge¬ 
richtsbarkeit, ausgenommen Straffälle, auf denen die Todesstrafe stand, 
und solche Freveltaten, welche durch den Waffenschrei offenbar und 
anhängig gemacht wurden. Für sie war das Landgericht, hier im west- 

s#a ) St.A. Düsseldorf, Stift Xanten, Rep. u. Hs. 6 fol. 32. 

3M ) S. die Erkundigung über das Schulthcissengericbt von 1228 im 
Westf. UB. VII, 307. 

2M ) S. Urkunde von 1338 Mai 2 (St.A. Düsseldorf, Urkk. Kleve-Mark). 
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fäliscben Gebiet das Gogericht zuständig. Diebe aber, die im Dorstener 
Hofesbezirk auf handhafter Tat ertappt waren, hatten die Schultheissen 
des Gerichts um 1200 herum auf Grund eignen Erkenntnisses hängen 
lassen. 

Das Schaltheissengericht ist darauf teilweise durch das Gericht 
der Stadt Dorsten, welche im Jahre 1251 neu gegründet wurde, ersetzt 
worden, indem Fälle öffentlicher Rechtspflege, die es im Laufe der 
Jahrhunderte durch Usurpation an sich gezogen hatte, nicht mehr vor 
sein Forum kamen. Es fiel wieder in den Zustand eines blossen 
Hofesgerichts zurück. 

Ob jemals ein zweiter halber Dorstener Hof bestanden hat, da¬ 
rüber lassen uns die schriftliche Überlieferung wie die Ortsangaben 
völlig im Stich. Wie wir gleich hören werden, zwingt aber die 
Existenz eines halben Ilofes mit bestimmtem Namen gar nicht dazu, 
daraus das Vorhandensein eines zweiten halben Hofes des gleichen 
Namens zu folgern. Aufzeichnungen aus dem 13. Jahrhundert, die 
aus der Moselgegend stammen, geben uns über diesen Punkt lehrreiche 
Aufschlüsse. Gleichzeitig bezeugen sie uns. dass nach den Anschauungen 
jener Zeit ein wesentlicher Unterschied zwischen einem Hofesbezirk und 
einem Dorfbezirk gar nicht gemacht wurde. Die im Laufe der Jahr¬ 
hunderte zu Dorfsiedlungen zusammengeschlossenen ursprünglichen An¬ 
lagen führten altem Gebrauch gemäss den Titel von Höfen noch ruhig 
weiter. Anders kann man die gleich mitzuteilenden Worte des Kellners 
des Kastorstiftes in Koblenz kaum verstehen, der um das Jahr 1200 
eine Aufnahme des Güterbesitzes des Stiftes besorgt hat 29f '). Er schreibt: 
Habet . . ecclesia s. Castoris villas 5 cum appendiciis suis, tjuas usua- 
litercurias appellare solemus, videlicet Weidenhagen cum omni appendente 
sibi predio Oumeze (Urmitz), Wallersheim cum Bria. Cuttiche (= Kettig. 
Werle. Dass an diesen nördlich von Koblenz am Rhein gelegenen 
Orten nach der Ansicht des Koblenzer Stiftskellners Höfe die Grund¬ 
lage der Dorfansiedlung gewesen waren, geht aus diesen Worten deut¬ 
lich hervor. Viel instruktiver für uns jedoch ist die Rücknotiz, die 
von einer Hand des 13. Jahrhunderts* 96 ) auf eine Urkunde Erzbischof 
Eberhards von Trier angeblich aus dem Jahr 10 5 9 297 ) für die Abtei 
St. Matheis in Trier über deren Besitzungen in Polch bei Mayen 

Beyer, MRhein. UB. II S. 356. 

m ) Mitgetcilt von W. Ewald, Siegclmissbrauch und Siegelfälschung 
im Mittelalter in dieser Zeitschrift XXX, 97 Anni. 21. 

3 ® 7 ) Beyer, MRhein. UB. I, 352. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Wirtscliaftsverfassung am Xiederrbein im Mittelalter. 103 

aufgetragen ist. Sciendnm est, quod dominus Everhardus arebiepi- 
scopus (1047—1066) contulit monasterio s. Eucliarii villam totam 
Poliche, sicut continetur in privilegio presenti; sed quod postea dicit 
in eodetn privilegio: „tradimus auteiu eandem curtem“, curtem voluit 
intelligi villam Poliche predictam totam. quia omnis villa babens 
<|uatuordeci ru scabinos dicitur curtis, et non solum curtis 
sed etiam integra curtis, quia quelibet villa babens septem 
scabinos dicitur etiam dimidia curtis; et liec est regula com¬ 
munis de omnibus villis. Wir können diese Nachricht nicht als 
belanglos zur Seite schieben. Der Matbeiser Urkundenregistrator des 
13. .Jahrhunderts bringt sie ganz gelegentlich vor, ohne dass sie für 
eine erweiterte Auslegung des Inhalts der Urkunde von 1059, auf die 
sie gesetzt ist. etwa in tendenziöser Absicht herangezogen sein könnte. 
Es sollte damit nur bezeugt werden, dass sich die Schenkung Erz¬ 
bischof Eberhards von Trier an das Kloster auf ganz Polch bezog. 
Was der Mönch aber über das Verhältnis von curtis und villa und 
deren Einrichtung bemerkt, das sind Auslassungen, welche den Inhalt 
der Schenkung nicht zu vergrössern vermochten. 

Im 13. Jahrhundert bildete an der Mosel die Dorfsiedlung die 
Hegel. Aber diese Dörfer waren, das ist die damalige Auffassung, 
regelmässig aus Hofesbezirken hervorgegangen. Hatte das Terrain dazu 
ausgereicht, um urbares Land für eine grössere Zahl von Ansiedlern 
abzugeben, so war, wenn zugleich die entsprechende Zahl von abhängigen 
Leuten vorhanden war. an der Stelle ein Vollhof (integra curtis) etabliert 
worden, im anderen Falle war man dazu geschritten, nur einen halben 
Hof einzuriebten. Dass diese Angaben nicht eitel Phantasie des Ur- 
kunden-Registrators im Matheiser Kloster waren, beweisen die zahl¬ 
reichen curtes oder villae in der Moselgegend und in den Kheinlanden, 
in denen zum Teil 7, zum Teil 14 Schöffen in den Ortsdingen auftreten. 

Mit den Vierzehenschöffengerichten an der Mosel hat sich ja 
Lampreeht * 9 *) eingehender beschäftigt. Indem er aber die Bezirke, in denen 
sie auftreten, vielfach zu alten Hochgerichtsbezirken, die er den Hundert¬ 
schaften gleichstellt, gestempelt hat, und indem die Zendereien. in die 
sie zerfielen, von ihm für autonome Gemeinden erklärt werden, hat er 
meines Erachtens eine Verwirrung angerichtet, wie sie schlimmer kaum 
gedacht werden kann. Die Quellen, auf die er seine Ausführungen 
stützt, stammen frühestens aus dem 13. Jahrhundert. In dieser Zeit 
haben sich an der Mosel und in den Rheinlanden überall schon Orts- 

”*) Wirtschaftsgeschichte 1, 169 ff. 
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gerichte entwickelt, die zwar an verschiedenartige ältere Verhältnisse 
anknüpfen, die aber zum grossen Teil doch als Neubildungen anzusehen 
sind. Dass in den frühmittelalterlichen Hochgerichten die bäuerlichen 
Schöffen, die abhängige Leute waren, nicht ursprünglich die Urteils¬ 
finder oder -Einbringer gewesen sind, wird man wohl zugeben. Lainp- 
recht macht sie aber ohne weiteres dazu. Der Beweis, dass zahlreiche 
Vogtgerichte einfach als alte Ilundertsehaftsgerichte eingeschätzt werden 
könnten, muss doch erst noch erbracht werden. Weil den späteren 
Zendereiweistümern zufolge diejenigen, die Erbe und Eigen im Umfang 
einer Zenderei besassen, den dingpflichtigen Umstand stellten, bildeten 
nach Lamprecht diese Zendereien auf genossenschaftlicher Grundlage 
aufgebaute Gemeinden. Er ist sich über die Bedeutung von Erbe 
und Eigen eben nicht klar geworden. Mit diesen Ausdrücken werden 
auch die bäuerlichen Hofeslehen und Erbzinsgüter im späteren Mittel- 
alter bezeichnet. Von den 14 Schöffen in Neumagen wurden 7 aus 
dem S. Petershof des Erzstifts Trier daselbst und 7 aus dem S. 
Mauritiushof der Abtei Tholey in Dhron gestellt. Von diesen Höfen 
hat ganz sicher das Neumagener Gericht seinen Ausgangspunkt ge¬ 
nommen. Da jedoch im 14. Jahrhundert die Gesamtheit der beiden 
Höfe den Zender wählt, fliesst dieser aus Lamprechts 2 ") Feder sofort 
als autonomer Gemeindebeamter heraus. Das Hochgericht Detzem, das 
später dem Kloster Trier-Maximin gehörte, umfasste die Orte Detzem, 
Pölich, Naurath, Büdlich, Breit, Schönberg und Neunkirchen, die in 
die Zendereien Detzem, Pölich, Büdlich und Schönberg zerfielen 300 ). 
Jede dieser Zendereien hatte ein Meiergericht mit 7 Schöffen; im Ge¬ 
samtgericht sassen jedocli immer nur je 14 Schöffin, die in zweijährigem 
Turnus wechselten. Das Hochgeding, das dreimal jährlich stattfand, 
hielt als Vertreter des Maximiner Abtes ein Vogtrichter. Hier gibt 
Lamprecht zwar zu, dass sich „unter dem Einfluss absoluter Grund- 
herrlichkeit die einfachsten Verhältnisse des kombinierten Zenderei- 
hochgerichtes bis in die spätere Zeit unberührt erhalten hätten“. Dass 
jedoch dieses Zendereihochgericht offenbar aus der curia regalis in 
Detzem 301 ) hervorgegangen ist, davon bekommt man bei dieser Ge¬ 
legenheit kein Wort zu hören. Wenn es in den Weistümern ausdrück¬ 
lich heisst, dass Vögte im Hochgericht nichts zu schallen hätten, und 
dass statt ihrer ein vom Abt bestellter Vogtrichter dieses versah, so 

2# ®) Wirtsebaftsgescb. I, 173. 

soo) Wirtschaftsgesch. I, 233 f. 

3m ) Beyer, MRhein. UB. I, 3. 
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darf man wohl sicher vermuten, dass dieser Zustand durch die Im- 
munitätsprivilegien, die sich das Kloster Maximin so reichlich zu ver¬ 
schaffen gewusst hatte, herbeigeführt ist. 

Das Fronhofsgeding auf dem Hofe der Abtei Siegburg in Güls 
bei Winningen im Kreise Koblenz 302 ) war mit 14 Schöffen besetzt. 
Bereits in einer Urkunde von 12 2 7 303 ), welche die Vogtei betrifft, 
werden 13 scabini ville namentlich aufgeführt. Im Jahre 1340 304 ) 
hält man das Ding ab in curia, que dicitur dominicalis, in Gegenwart 
von Vogt, Schultheiss, einigen ritterbürtigen Getreuen von Siegburg, 
14 scabinorum necnon potiorum et maiornm . . ville Gulse nomine 
universitatis ibidem. Auf dem Etzbacher Hof zu Widdig nördlich von 
Bonn war das Hofesgericht ebenfalls mit 14 Geschworenen besetzt 305 ). 
Der Hof, welcher das Asylrecht besass, gehörte im 15. Jahrhundert 
dem Stift Rellinghausen bei Essen 806 ). Mit den 14 Schöffen in Mecken¬ 
heim haben wir uns ja oben bereits beschäftigt. Wie wir gesehen 
haben, existierten dort in historisch nachweisbarer Zeit zwei Lehen¬ 
höfe mit je 7 Schöffen. Die Lelienhufenzahl war hei beiden die gleiche, 
nämlich 21. Während jedoch mit dem Lehenhof von Bonn-Cassius von 
altersher ein Salliof verbunden war, ist dem von Köln-Mariengraden 
erst im späteren Mittelalter ein solcher angeschlossen worden. Danach 
erscheint wohl die Vermutung begründet, dass die später getrennten 
Lehenhöfe ursprünglich eine Einheit ausgemacht haben. Man vermag 
dagegen nicht einzuwenden, dass der Lehenhof Köln-Mariengraden im 
Kottenforst berechtigt war, der von Bonn-Cassius nicht. Diese Ge¬ 
rechtsame wird dem Mariengradener Hof erst durch den Hofesherrn 
neu hinzu erworben sein. Die Zahl der Hufenlehen des Gesamtliofes 
Meckenheim scheint demnach im Laufe der Zeit in zwei Hälften 
geteilt zu sein, so dass auf diese Weise zwei selbständige Lehenhöfe 
entstanden. 

ln gleicher Weise dürfte sich die Entwicklung in Kuchenheim 
nördlicli von Münstereifel vollzogen haben. Hier besassen um 1500 

Mi ) Loersch, Die Weistümer der Rheinprovinz (Publ. der Rheinischen 
Gesellschaft XVIII) 1 1, S. 257 ff. 

303 j Ebenda S. 262. 

9H ) Ebenda S. 271. 

* 05 ) S. das Weistum des 17. Jhdts. bei Uacomblet, Archiv 6, 330 ff. 
Damals gab es auf dem Ilof aber nur noch 11 empfangende Hände; also 
ein Teil der Lehen war dem Hof entfremdet. 

*°®) St.-A. Düsseldorf, Urkk. Stift Rellinghausen 1412 Novbr. 11 und 
1455 Febr. 25. 
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die Erzbischöfe von Köln und die Herzoge von Jülich je ein Scliult- 
heissengericht mit 7 Schöffen 307 ). Der Kölnische Anteil scheint durch 
die Herren von Ahr an das Erzstift gefallen zu sein so8 ), während die 
dortigen 13 Hofstätten (areae), die wir als Hofeslehen einschätzen 
dürfen, aus dem Besitz der Herren von Falkenberg an Jülich gekom¬ 
men sind 30 '*). Die Kirchspielskirche, über welche das Kloster Reich¬ 
stein seit 1258 das Patronat hatte 310 ), lag anf Kölnischem Gebiet, 
auf Jülichschein stand nur eine Kapelle, dem hl. Lambert geweiht. 
Schon daraus kann man schliessen, dass das Kölnische Schultheissen- 
amt aus dem Haupthof hervorgegangen war. Köln ist auch der Ter¬ 
ritorialherr, alle Dienste werden der Burg Hardt, dem Kölnischen 
Amtssitz gleichen Namens, geleistet. Ihm sind die Jülichschon Leute 
von ihrem Gewinn und Gewerb zu Steuern verpflichtet, aber sie zahlen 
keinen Schatz. Der Weidgang ist für die Untertanen beider Herren 
gemeinsam. Ferner existierte in Antweiler im Amte Hardt je ein 
Fronhof des Stiftes Bonn-Dietkirchen und der Abtei Deutz mit Schult¬ 
heissengerichten, die mit 7 Schöffen besetzt waren. Der Dietkirchener 
Hof war Sitz der Gerichtsbarkeit in Antweiler, soweit sie für beide 
Ilöfe gemeinsam war 311 ), ln Junkersdorf westlich von Köln hatte der 
später im Besitz des Kölner Antoniushauses befindliche Fronhof die 
Führung in allen gemeinsamen Angelegenheiten, während der des Stifts 
Köln-Gereon daneben mit einem besonderen Sclmltheissengericht, in 
dem ebenfalls 7 Schoflen urteilten, ausgestattet war 3 '*). Da die 
Lehenhufen in Meckenheim sowohl wie in Kucbenheim und an den 
anderen genannten Orten vermutlich alle in einem engeren Bezirk zu¬ 
sammenlagen, hat an diesen Orten für die einzelnen Lehenhöfe die 
gleiche Benennung weitergelebt. Dass in Xanten der Stiftshof und 
ein Hof der Erzbischöfe von Köln, der sogenannte Bischofshof, beides 
grosse Fronhöfe mit zugehörigen Latenhufen, unmittelbar nebeneinander¬ 
lagen und Areal für die spätere Stadt abgegeben haben, ist von mir 
bereits in einem früheren Aufsatz dieser Zeitschrift 3|3 ) dargelegt. Hier 

307 ) St.A. Düsseldorf, Kurköln, Amt Hardt Akten, Hoheitssachen Nr. 10 
und Lacomblets Archiv 3, 372. 

S08 ) S. die Urkunde von 125!) bei Laeomblet, UB. II 482. 

30 ®) Urkunde von 1354 Dez. 12 bei Laeomblet, Archiv 6, 294. 

3, °) Laeomblet, UB. II 456. 

311 ) Laeomblet, Archiv 5, 418; vgl. ebenda S. 274. 

S1J ) Dünn, Joh., Geschichte der ehemaligen Herrlichkeit Junkersdorf 
S. 20 ff. 

3l3 j Bd. 29, 59 ff. 
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kommt dem Bischofshof die Superiorität zu. Ähnliche Verhältnisse 
bestanden in Neuss, wo ebenfalls der Bischofshof und der Hof des 
Quirinsstiftes in unmittelbarer Nachbarschaft angesetzt waren. Ver¬ 
mutlich leitet sich die Zahl der 14 Schöffen der Stadt Neuss noch 
daher, dass damit an die früheren Hofesverliältnisse angeknüpft wurde 314 ). 

An anderen Stellen dürfte sich gelegentlich infolge der Teilung 
eines alten Hofes in zwei Höfe eine Namenstrennung vollzogen haben. 
Wir haben bereits dargelegt, dass die Bischöfe von Köln im 7. Jahr¬ 
hundert einen Hof in Bonn besassen, aus dem den Lupusbrüdern am 
Dom zu Köln Einkünfte geschenkt wurden. Sie lasten noch in spä¬ 
teren Jahrhunderten auf den Höfen des Erzstifts, dem Merliauser Hof 
in Bonn und dem Kessenicher Hof. Die ehemalige enge Verbindung 
dieser beiden Höfe scheint auch noch dadurch zum Ausdruck zu kommen, 
dass die zum Merhauser Hof gehörige Remigiuskirche und die Martins¬ 
kirche für die Kessenicher Insassen in unmittelbarster Nachbarschaft 
in Bonn lagen und auf dem Areal des erzbischöflichen Salhofes er¬ 
richtet waren. Dass ein Teil von Kessenich zum Bonner Bann gerech¬ 
net wurde, ist ebenfalls schon hervorgelioben. Die Wahrscheinlichkeit 
spricht dafür, dass diese zwar spärlichen Spuren eines gewissen Zu¬ 
sammenhanges dahin auszulegen sind, dass der Kessenicher Hof und 
der Merhauser Hof ursprünglich im Bonner Hof vereinigt waren. 

Wie die engen Beziehungen der Latenbänke von Born und Bracht 
im Jülichschen Amt Brüggen, die zum Teil im Besitz des Stiftes Köln- 
Pantaleon waren, untereinander und die zeitweilige Vereinigung des 
Schultbeissenamtes von Süchteln und Bracht zu erklären sind, kann 
erst eine genauere Untersuchung feststellen 313 ). 

Die Einsicht in die ursprüngliche Aidage der Höfe am Nieder¬ 
rhein erschwert der Umstand, dass sich hier sehr früh schon Nachbar¬ 
verbände (viciniae) gebildet haben 816 ), die neben der Hofesgemeinschatt 

314 ) Vgl. Tücking, Geschichte der kirchlichen Plinriehtungen in Neuss 
S. 12 und Lau, Quellen zur Rechts- und Wirtschaftsgesch. der Rhein. Städte, 
Kurkölniscbe Städte I, Einl. 2. Dass die Einrichtung von 12 Schöffen, wie 
sie die gefälschte Urkunde von 1074 schildert, jemals bestanden habe, dafür 
findet sich kein Beleg. S. Lau S. 36 und Einl. S. 179 ff. S. demgegenüber 
die Urk. Erzbischof Heinrichs II. von 1310, Lau S. 50. 

*>*) Vgl. Hilliger, Rhein. Urbare I S. ILff. und S. LXXV1II ff. Bil¬ 
liger hat nur das Material, welches das Stift Köln-Pantaleon hot, benutzt. 

*'•) Das Kirchspiel Anrath im Kreise Krefeld zerfiel 1211 in 6 viciniae, 
<lue vulgo geburscaf vocantur; St.A, Düsseldorf, Abtei Deutz. Rep. u. Hs. 1 
fol. 32 a. 
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und dem Kirchspiel sowie dem Dorf liergehen. Im Herzogtum Jülich 
und dem Nachbargebiet führen sie sowohl den Titel Iiauerscliaften wie 
Honnschaften, im Herzogtum Berg heissen sie meistens Honnschaften 317 ). 
Es ist aber meines Erachtens ein Irrtum, die Bauerschaft oder Honn- 
schaft als organisierte Ortsgemeinde einzuschützen, sie stellen nur einen 
Verband mit beschrankten gemeinsamen lokalen Nutzungseinrichtungen 
dar. Sie sind nicht als die Urform des Dorfes anzusehen. Verwirrung 
ist dadurch enstanden, dass der Ausdruck Honnschaft später auch ge¬ 
legentlich auf Dorf und Kirchspiel angewendet wird. Dem Stift 
Kaiserswerth ist im Jahr 904 durch König Ludwig das Kind ein Hof 
nebst Hufen „in Angeron“ geschenkt worden 318 ). Dieser Hof tritt im 
13. und 14. Jahrhundert unter der Bezeichnung „kaiserliche hove to 
Upschwaspe zu Mettman“ auf. wahrend ihm im 16. Jahrhundert die 
„zum Hof“ beigelegt ist 319 ). Im Jahre 1387 gehörten dazu 29 pfand¬ 
schuldige Güter, in der Grösse von halben Hufen, die ganze Hufe zu 
(iO Morgen gerechnet, von denen in Obschwarzbach 11, Niederschwarz¬ 
bach und Herbeck 10 und an der Anger, einem nahe bei diesen Orten 
gelegenen Flüsschen, 8 gelegen waren. Dazu kam dann noch eine 
Reihe von besser gestellten Lehengütern, zum Teil ebenfalls an den 
genannten Orten, zum Teil in entfernteren Honnschaften. Obschwarz¬ 
bach und Niederschwarzbach bilden schon früh besondere Honnschaften. 
Mit Hilfe des Verzeichnisses von 1387 und der Lagerbücher des 
Amtes Mettmann aus dem 17. Jahrhundert vermögen wir nun festzu¬ 
stellen, dass selbst im 17. Jahrhundert die Insassen von Ob- und Nieder- 
schwarzbach fast ausschliesslich Hofeshörige von Kaiserswerth gewesen 
sind. Also diese Honnschaften stellen Teilverbünde dar, die erst im 
Laufe der Zeit unter den Ilofesgenossen des kaiserlichen Hofes auf der 
Anger eingerichtet sind. Die Gegend ist stark hügelig und von den 
Bächen Schwarzbach und Anger durchzogen, was die Veranlassung 
wurde, dass die Hufen truppweise an den Stellen angesiedelt wurden, 
wo die breitere Talsohle grösseren Raum bot. Diese Trupps, die 

Sl7 ) Vgl. Schütze, Herrn., Bezirk und Organisation der niederrhein. 
Ortsgemeinde mit besonderer Rücksicht auf das alte Herzogtum Berg; Jl>. 
des Düsseldorfer Geschichts-Vereins 15, 182 ff. S. dazu diese Zeitschr. XXIX 
45 Anm. 225a. 

3 ' 8 ) Lacomblet, UB. I 83. 

SlB ) S. Kaiscrswerther UB. Register u. St.A. Düsseldorf, Stift Kaisers¬ 
werth, Akten Nr. 2Ub, Deskription des Hofes von 1387. In der Bergiscben 
Gerichtserkundigung von 1555 (Berg. Zeitschr. 20, 199) heisst er: Zum Hof; 
damals war er an Jost von Eller verpachtet. 
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jedoch nicht in geschlossener Wohnart angelegt waren und deshalb 
keine Dörfer bildeten, haben sich dann zu Wasser- und Weidegenossen- 
schaften verbunden und als solche den Titel Nachbarschaften oder 
Honnschaften und Bauerschaften erhalten. Höchstens übten sie noch 
die Aufsicht über Weg und Steg in ihrem Bezirk* 20 ). Es kommt ja 
schon in den Urkunden des 9. Jahrhunderts nicht selten vor, dass die 
Hufengüter eines Hofes an verschiedenen Orten gelegen aufgeführt 
werden; das ist aber noch kein Beweis dagegen, wie man aus diesem 
Beleg ersieht, dass sie ursprünglich sämtlich in Nachbarschaft bei¬ 
sammen angesetzt waren. 

Ausgeschlossen war natürlich nicht, dass innerhalb des Gesamt¬ 
gebietes eines Hofesrayons auch fremder Besitz Platz gefunden hätte. 
War er von einiger Bedeutung, so sind für ihn wohl in den meisten 
Fällen selbständige wirtschaftliche Einrichtungen getroffen, die ihn von 
einem Nachbarverband unabhängig machten. Das können wir z. B. 
von einigen Rittergütern des Kirchspiels Mettmann selbst und in dessen 
näherer Umgebung bestimmt nachweisen. Warum sollten aber auch 
nicht zwischen benachbarten Fronhöfen und grossen davon unabhängigen 
Einzelhofen Abmachungen über die Benutzung gemeinsamer Weiden 
getroffen sein? Der Anteil an einer nahegelegenen Mark musste von 
selbst unter Umständen zu einer derartigen Regelung führen. Daraus 
ist aber noch nicht zu folgern, dass die ganze Gegend einmal in wohl 
organisiertem Gemeinbesitz gewesen sein müsste. 

Für die Lage der Salhöfe in ihrer ältesten Verfassung kann 
meines Erachtens der Zustand vieler schon in karolingischer Zeit nicht 
mehr massgebend sein, denn nicht nur vom Salland sind Stücke zu 
freierer Leihe ausgegeben, sondern auch abhängige Hufengüter hat man 
mindestens bereits im 9. Jahrhundert gelegentlich aus dem Hofesver¬ 
band gelöst. Auch mit der im Laufe der verschiedenen Jahrhunderte 
stetig fortschreitenden Kultivierung des Bodens und der Ansetzung 
neuer, unter Umständen freier, Wohnsitze innerhalb eines Hofesbereiches 
werden wir rechnen müssen. Einen Fronhof aber, dem mit Acker¬ 
frondiensten belastete Hufen angegliedert waren, vermögen wir uns nur 
als ein einigermassen zusammenhängendes Areal zu denken. Der Ma- 
theisser Urkundenregistrator des 13. Jahrhunderts deutet an, dass das 
in der Moselgegend ehedem die Regel gewesen sei, und das dürfte sich 
vielleicht selbst hier noch an vielen Orten klarstellen lassen, wenn man 
in anderer Weise, als es Lamprecht getan hat, die Geschichte ein- 

»*«) Vgl- diese Zeitschr. XXIX 48 f. u. 53. 
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zelner alter Salhöfe verfolgt und das dafür noch in den Archiven 
schlummernde Quellenraaterial sorgfältig zusammenträgt. 

Am Niederrhein gibt es, soviel kann man, glaube icb, dreist 
behaupten, keine Stadt, kein Dorf, in denen nicht ein oder mehrere 
alte Salhöfe mit zugehörigen Hufen die frühesten Wirtschaftsgemein¬ 
schaften am Orte darstellten 3n ), die zugleich gewisse gemeinsame Einrich¬ 
tungen für die spätere kommunale Organisation geliefert haben, ln 
Bonn, Düren, Neuss, Duisburg, Uheinberg, Kempen, Xanten. Wesel 
und Rees, um nur die ältesten Städte zu nennen, begegnen uns als 
früheste fränkische Niederlassungen ausgedehnte Salhöfe. deren Sonder¬ 
dasein zum Teil fortbestand, als die erst langsam bevölkerten und meist 
nicht vor dem 12. Jahrhundert enger zusammengeschlossenen Ortsnieder¬ 
lassungen mit Befestigungen umgeben und zu Städten erhoben wurden. 

Wie kommt es denn, dass im frühen Mittelalter selbst der Be¬ 
sitz der Kaiser, der Fürsten, seien sie weltlichen oder geistlichen 
Standes, fast niemals nach Dörfern aufgezäblt wird, trotzdem zweifellos 
schon früh dorfartige Niederlassungen existiert haben, die in der Ge¬ 
samtheit einem Grundherrn unterstanden? Immer werden curtes ge¬ 
nannt, die als Sal- oder Fronhöfe die Mittelpunkte für eine Reihe von 
zugeschlagenen Hufengütern bildeten. Der Vogt der Kölner Kirche im 
12. Jahrhundert hatte nicht einen Besitzstand von Dörfern unter sich, 
sondern er übte die Gerichtsbarkeit über 12 Höfe zu Elberfeld, Hilden, 
Zons, Niehl, Deutz, „Merreche“ bei Brühl, Pingsdorf, Longerich, Beck¬ 
stein, Blatzheim, Merzenich und „Rudinsbeim“ aus 322 ). Von diesen 
lagen aber die letzten 9 sämtlich im Gebiet der sogenannten Dorf¬ 
siedlung. Auch das Temporalienedikt Kaiser Friedrichs I. für die 
Kölner Kirche vom 31. Mai 116fi 323 ) befasst sich vornehmlich mit den 
redditus episcopales et servitia, que de curtibus proveniunt. Und 
noch das Inventar der Einkünfte des Erzstifts, das im 15. Jahrhundert 
aufgestellt ist, basiert im wesentlichen auf der Hofeseinteilung. Das 
Gleiche gilt von dem Liber annalium jurium der Erzbischöfe von Trier, 
der in der Gestalt auf uns gekommen ist, die er im Beginn des 13. 
Jahrhunderts erhalten hat 324 ). Und wo wir ausgedehnteren Besitz 

821 ) Das gleiche Resultat hat jetzt doch auch wieder, und zwar schon für 
die Zeit des 7. Jahrhunderts Pirenne für Flandern gewonnen (Libertd et pro- 
pridtö en Flandre S. 504), das man ja freilich den Gegenden des Hofsystems 
zuweist. 

3ii ) Mitteil, aus dem Stadtarchiv von Köln 2, 6 u. 29. 

*«) Lacomblet, ÜB. I 417. 

SM ) Lennarz, A., Der Territorialstaat des Erzbischofs von Trier um 
1220 in den NRhein. Annalen 69, 1 ff.; s. besonders S. 7. 
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weltlicher Grossen in frühere Jahrhunderte zurück verfolgen können, be¬ 
steht er aus Herrenhufen, um die sich gegebenen Falles auch dienende 
Hufen gruppieren. 

Die Hofesverfassung, die auf der Hufeneinteilung beruht 3 * 5 ), be¬ 
herrscht so sehr das frühmittelalterliche Wirtschaftsleben am Nieder¬ 
rhein, dass wir sie geradezu als typisch für die Gegend bezeichnen 
müssen. Man sehe sich doch nur die Erkundigungen über die Ilofes- 
gerichte und Latenbänke im Fürstentum Jülich 3 * 6 ) und im Herzogtum 
Berg 927 ) aus den Jahren 1554 und 1555 näher an. Trotzdem diese 
nur noch die Reste ehemaliger Hofesverbände ausweisen, nehmen sie 
in den einzelnen Ämtern einen breiten Umfang ein. Die richtige Er¬ 
kenntnis aber wird dem erst aufgehen, der sich daran begibt, das auch 
in den Klosterarchiven noch unbenutzt liegende Material für die ein¬ 
zelnen Hofe aufzuarbeiten und daraus Besitztabellen für verschiedene 
Gegenden herzustellen. Überall tritt uns die Hufe entgegen, meist in 
der Kombination von Herrenhufen und Laten- und Hörigenhufen, die 
dann zu einem Fronhof zusammengefasst sind. Das sind freilich keine 
Grossgrundherrschaften im Umfang von mehreren Quadratkilometern 
und in ununterbrochen zusammenhängender Ortslage, aber sie machen 
ursprünglich Wirtschaftseinheiten aus, an deren Geschlossenheit selbst 
die geistlichen Institute nach Möglichkeit bis in das 14. Jahrhundert 
hinein festzuhalten versucht haben. Die Dienstmannslehen werden zum 
grössten Teil aus ehemaligen Hufengütern hervorgegangen sein. Wenn 
man der Entstehung der Unterherrschaften oder Herrlichkeiten am 
Niederrliein sorgfältiger, als es bisher geschehen ist, nachgeht, wild 
man zu dem Resultat gelangen, dass sie neben der erweiterten Juris¬ 
diktionsgewalt, welche die Unterherren über ihre abhängigen Leute, 
Hörige, Dienstmannen und Lehensleute ausübten, vornehmlich auf den 
Besitz von Herrenland und abhängigem Ilufengut zurückzuführen ist. 

Ganz allgemein bilden am Niederrhein die Höfe mit den zuge¬ 
hörigen Hufen die ursprünglichste Niederlassung, Dörfer haben sich 
meistens erst im Anschluss an die Salhöfe entwickelt, und zwar nicht 
nur im anerkannten Gebiet der sogenannten Einzelsiedlung von Neuss 

S25 ) Wenn G. v. Below einmal äussert (Berg. Zeitschr. 26, 30): „Die 
Hufe spielt auch sonst in unserm Territorium (Jülich-Berg), wie in den 
rheinischen Gegenden überhaupt, kaum eine Rolle“, so schiebt er eine der 
Grundlagen der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Gegend durch einen ein¬ 
fachen Machtspruch zur Seite. 

S!8 ) Gedr. in Lacomblets Archiv 3, 300 ff. 

8 * 7 ) Gedr. in der Bergischen Zeitschrift 20, 181 ff. 
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rheinabwärts, sondern ebensowohl von da ab südlich an beiden Ufern 
des Rheins. Auf die Relege, die uns die Städte liefern, habe ich be¬ 
reits hingewiesen. An anderer Stelle 318 ) ist von mir Paffrath im Kreise 
Mülheim a. Rh. als Beispiel dafür angezogen, wie sich das Dorf erst 
ganz allmählich um Fronhof und Kirche angesetzt hat, während die 
Hufengüter des Hofes mit ihren Wohnstätten ursprünglich in einem 
Halbkreis von zwei Kilometern Ausdehnung um diesen zerstreut lagen. 
Von Oekoven im Kreise Grevenbroich berichtet uns tine Urkunde von 
1301 329 ) ausdrücklich, dass von der curtis principalis seu major dicta 
vroynhove daselbst dominium totius ville Odinchoven dependet. Der 
Besitzer des Fronhofes, das Stift Köln-Gereon, war auch der Patronats¬ 
herr der Kirche. Dass bei Meckenheim der Entwicklungsgang den 
gleichen Weg genommen bat, wird man wohl nicht in Zweifel ziehen 
können. So wenig wie im Bereich des späteren Herzogtums Kleve 
gibt es in Jülich, in Berg, im Erzstift Köln einen Ort alten Ursprungs, 
an dem uns nicht bei den frühesten Erwähnungen ein Salliof und ab¬ 
hängige Hufengüter genannt würden. 

In der Organisation der Fronhöfe lassen sich kleine Verschieden¬ 
heiten wahrnehmen, die Nomenklatur namentlich bei den Hufengütern 
wechselt in den einzelnen Territorien, aber diese kleinen Züge ver¬ 
mögen den einheitlichen Gesamtcharakter in der wirtschaftlichen Struktur 
am Niederrhein nicht zu verwischen. Der bleibt auch, trotzdem im 
späteren Mittelalter der engere Zusammenhang zwischen Salhof und 
Hufengütern vielfach aufgehoben ist und das Ackerland der Hufengüter 
in dem einen Landstrich in stärker zersplitterter Form auftritt als in 
dem anderen. 

Den vollen Einblick in diese Verhältnisse hat man sich durch 
die Theorien vom Ureigentu ui und von der urgermanischen Siedlungs¬ 
weise verbaut. Ist der schroffe Gegensatz zwischen Dorf- und Einzel- 
ansiedlung, den man konstruiert, überhaupt berechtigt, soweit man ihn 
als Kennzeichen der frühesten Besiedlung für grosse Gebiete festzulegen 
versucht hat? Im Rechtssinne ist es zweifellos die Hofesverfassung, 
welche der Dorfverfassung gegenübersteht. Die letztere hat die erstere 
erst allmählich im Laufe der Jahrhunderte verdrängt. Sollte die Ent¬ 
wicklung sich tatsächlich zeitweise in so rückschrittlichen Bahnen be¬ 
wegt haben, dass sie wohl erprobte Einrichtungen beiseite schob, um 
sie nach Jahrhunderten aufs neue wieder hervorzuholen ? Man gibt 

as8 ) Diese Zeitschr. XXIX, 46 f. 

SM ) Lacomblet, UB. IV 679. 
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allgemein zu, dass die curtes mit dem Salland selbst in der frühesten 
Zeit, in der wir sie ermitteln können, nicht in dem Gemeinland auf- 
gegangen seien. Aber auch bei den Ilufengütern stellt es sich heraus, 
dass sie mindestens seit der Karolingerzeit Sonderbesitz darstellen, bei 
dem von einem regelmässigen Wechsel des damit verbundenen Acker¬ 
landes in der Feldflur nicht mehr die Rede sein kann. Dieser Zu¬ 
stand wird eingetreten sein, sobald dauernde Niederlassungen gegründet 
waren. Für die verschiedenen Formen, in denen sie stattgefunden 
haben, gibt uns die Bodenbeschaffenheit mannigfache Erklärungsversuche 
an die Hand. Die Oro-, Hydro- und Hylographie müssen hier zu 
Worte kommen. 

Am flachen N'iederrbein war die Einzelbofsiedlnng an den Stellen 
beliebt, die im Überschwemmungsgebiet lagen und an denen, ehe der 
Deichschutz im grösseren Umfang durchgeführt war, regelmässiger 
Ackerbau nur auf den nicht sehr grossen Eilanden, den Werdern, dau¬ 
ernd erfolgreich blieb. Hier standen nicht überall breite, ausgedehnte 
Ackerflächen zu Gebote, die man teilen und abgrenzen musste, damit 
der einzelne sein Besitztum herausfand. Der Kulturboden hatte viel¬ 
fach in sich schon enge natürliche Grenzen. Mit dem Ackerland 
wechselte im späteren klevischen Gebiet Bruchland noch sehr stark, 
dessen Entwässerung erst einer fortgeschritteneren Technik Vorbehalten 
blieb. Die niederen Höhen, die sieb hier besonders auf der linken 
Rheinseite hinziehen, waren bis zur Hochzeit des Mittelalters noch stark 
mit Wald bedeckt. So treten hier im frühen Mittelalter nicht bloss 
die Salhöfe meist als geschlossene Einzelhöfe auf, auch die damit ver¬ 
bundenen abhängigen Hufen bildeten mit dem Garten- und Ackerland 
und den kleinen Waldparzellen arrondierte Gütchen. Weil diese Wolin- 
art durch das Terrain an die Hand gegeben war, weil keine neuen 
Anregungen gesteigerten Wirtschaftsbetriebes oder Notstandslagen zu 
Änderungen in der Besitzverteilung und zum Zusammenschluss der 
Wohnungen führten, haben sich diese Besitzungen bis in die Neuzeit 
hinein in ihrer isolierten Lage erhalten. Auch Beschränkungen in der 
Zulässigkeit der Vererbung mögen der grösseren Zersplitterung hier 
gesteuert haben. Übrigens tauchen selbst in dieser Gegend seit dem 
13. Jahrhundert häufiger dorfartige Siedlungen auf, die sich neben den 
von den Grafen von Kleve künstlich geschaffenen Freidörfern langsam 
ausdehnen. Hingegen um Xanten 330 ), nördlich des Römerlagers Castra 
Vetera, zeigt bereits im 12. Jahrhundert die Bevölkerung eine grössere 

930 ; S. diese Zeitschrift XXIX, 8 f. 

Weitd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XX XII, I II. g 
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Dichte und daher ist die Zersplitterung des Grundbesitzes hier schon 
in dieser Zeit eine weit stärkere als im übrigen klevischen Land. 
Wie man denn überhaupt die Beobachtung gemacht hat, dass die Ge¬ 
biete am Niederrhein, welche schon in der Römerzeit in Kultur ge¬ 
nommen waren, auch im frühen Mittelalter die intensivste Besiedelung 
aufweisen. An diesen Stellen fanden die eindringenden Germanen den 
von den Römern bereiteten Ackerboden vor, den sie für ihre Nieder¬ 
lassungen in erster Linie benutzt haben. Mögen auch die meisten 
römischen Städte und Lager bei der germanischen Eroberung voll¬ 
ständig zerstört worden sein, die Spuren des Ackerbaus, welchen die 
Römer in deren Umgebung getrieben hatten, verschwanden damit nicht. 
Sie werden gewöhnlich die nächste Veranlassung geworden sein, dass 
die Franken an diesen Orten sesshaft wurden, wie es ja eine ganze 
Reihe von altüberlieferten Wohnplätzen gibt, die auf oder neben ehe¬ 
maligen römischen Niederlassungen errichtet sind. 

Ähnliche Resultate wie im Rheinüberschwemmungsgebiet dürfte 
die genauere Erforschung der Siedlungsverhältnisse im Gebirgsland, 
das ja hier überall mit Wald bedeckt war, liefern. Selbst Lamprecht 
erkennt für den Westerwald in Dinspel das Vorhandensein geschlossener 
Hufengüter während des 9. Jahrhunderts an. Im ganzen Bergischen 
Hügelland haben sich bis in die Neuzeit hinein die geschlossenen kleinen 
Güter von ca. 30 Morgen, Teilen oder dem mehrfachen dieser Zahl 
erhalten, was sich aus den Lagerbüchern des 17. und 18. Jahrhunderts 
auf den ersten Blick ergibt. Im Siegerlande und im Jdfelgebiet sind 
die Zustande ehemals offenbar die gleichen gewesen. Konnten wir doch 
in unmittelbarer Nähe von Bonn, in Lessenich, in Plittersdorf und in 
Hersei im frühen Mittelalter Hufen namhaft machen, deren Ackerland 
eine einheitliche Fläche bildete. In jener Zeit gab es in unmittel¬ 
barster Nähe von Bonn noch zahlreiche sumpfige Strecken; die Flur- 
bezeichmingen, die mit dem Worte „Maar“ zusammengesetzt, sind, 
kehren hier in den mittelalterlichen Quellenzeugnissen sehr häutig wieder. 
Dazu kamen noch zusammenhängende Waldgebiete. In den erzstiftischen 
Bonner Hof Merhausen gehörte das Bischofsholz, von dem 1220 331 ) 
Erzbischof Engelbert I. von Köln 4 Hufen als Ilofeslehen gegen Frucht¬ 
zins und Kurruede im Erledigungsfalle der Abtei Heisterbach über- 
liess. Das Hischofsholz muss in unmittelbarer Nähe von Bonn gestanden 
haben. Dass den Hofeslehen der Bonner Gegend ziemlich regelmässig 

* M ) Lacomblet, Archiv 2, 306 ff., Sclmaitz, Hcisturbacber UB. zu 1220. 
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ein Stück Wald von gewöhnlich 12 Morgen zugeteilt war, ist schon 
oben bemerkt worden. 

Endlich aber war hier das Weinland in grossen Blöcken zwischen 
die Ackertlur eingestreut. Dass es von jeher meist in kleine Parzellen 
zerlegt war. braucht nicht ausdrücklich erwähnt zu werden. Und weil 
in Gegenden, in denen intensiver Weinbau betrieben wurde, die Einzel- 
siedlnug naturgemäss seltener war, haben sich hier schon früh Dörfer 
entwickelt. Wasserbillig, das wir oben angezogen haben, wird man 
doch geradezu als ein Weinbauerkolonistendorf einschätzen müssen. 
I)a die Weinabgabe, welche die Leute dort zu entrichten hatten, unter 
dem Titel Pippins-Ohm gellt 33 *), darf man die Entstehung des Dorfes 
wohl in frühkarolingische Zeit zurückrücken. Solcher Weinbauerdörfer 
lässt sich auch am Niederrhein eine ganze Iteihe aufzählen, ich nenne 
nur Erpel. Unkel. Königswinter und Mehlem. In Mehlem hatte, wie 
wir sahen, im Jahr Hl2 die Abtei Werden eine Hofstatt angekauft, 
die sichtlich nur als Weinniederlage dienen sollte. Mehlem war der 
Sitz der Herren von Molenarken. Ihr grosser Fronhof daselbst mit 
zugehörigen Hofeslehen ist später in die Hände der Erzbischöfe von 
Köln gelangt. 

Auf parzelliertem Herrenland, das verkauft oder zu Erbzins und 
in sonstiger freierer Leihe ausgetan wurde, sind zumeist die ältesten 
geselllossenen Ansiedlungen entstanden, aus denen sich Dorf und Stadt 
entwickelt haben. Darauf habe ich in kurzen Andeutungen schon bei 
Xanten und Werden aufmerksam gemacht 333 ). Für Bonn liegt vom 
13. Jahrhundert ah ein reiches Quellenmaterial vor, das uns diese 
Entwicklung noch deutlicher zu veranschaulichen vermag. Die Dorf¬ 
verfassung ist ebensowenig wie die Stadt Verfassung aus dem Hofrecht 
hervorgegangen. Dorf und Stadt sind nur auf Areal, das einstmals zu 
grossen Salhöfen gehört hat, emporgewachsen. Unter diesen Umständen 
begreift es sich, dass Dorf und Stadt Einrichtungen wie die gemein¬ 
same Weide gelegentlich aus dem früheren Verbände übernommen haben. 
Das ergab sich von selbst, wenn, wie es tatsächlich öfters geschehen 
ist, die Mehrzahl auch der Hüfener des Salhofes ebenfalls in die neu¬ 
gebildete geschlossene Ortsniederlassung übersiedelte, was sich wiederum 
bei Bonn mannigfach belegen lässt. Deshalb bleiben aber auch in den 
Städten für die Bewohner der einzelnen Stadtteile noch vielfach geson- 

Mi ) Beyer, MRhein. UB. I, 332. Die Aufsitzer der curtilia hatten 
jährlich auch amam vini, que diritur Pippini, zu liefern. 

M3 ) S. diese Zeitschrift XXIX, 64 ff. 
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derte Weidebezirke bestehen. Auf dem gleichen Wege sind Dörfler 
und Städter meistens auch in den Genuss der gemeinen Mark getreten. 
Wir erhalten aber dadurch zugleich eine Erklärung für den den Städte¬ 
forschern bisher rätselhaften Umstand, dass eine Stadt wie Köln weder 
eine Allmende von einiger Bedeutung besessen hat, noch auch in irgend 
einer Waldmark ursprünglich berechtigt gewesen ist. Auch die Stadt 
Bonn hatte weder Anteil am Kottenforst noch an der Yille, trotzdem 
beide Waldmarken nicht weit vom Stadtgebiet entfernt lagen, weil eben 
der Merhauser Hof und die übrigen Höfe, die in die Stadt aufgegangen 
sind, ursprünglich ihre „Sündern“ zur Verfügung gehabt hatten. Wie 
unbedeutend die Bonner Allmende war. haben wir oben gesehen. 

Soweit unsere schriftliche Überlieferung dafür Anhaltspunkte 
liefert, war am Niederrhein im frühen Mittelalter nicht die Dorfsied¬ 
lung das Ursprüngliche, sondern die Besitzungen waren in Einzelhöfen 
mit zugeteilten Hufen über die Gegenden ausgestreut. Dieser Zustand 
bedeutet freilich nicht, dass alles Land einer vi 11a oder marca überall 
zu einer grossen Grundherrschaft zusammengefasst war. Im Bereich 
eines solchen Bezirkes konnten sehr wohl eine lieihe von freien Höfen 
unabhängig nebeneinander bestehen. Wir müssen uns doch immer vor 
Augen halten, dass uns schriftliche Zeugnisse über den freien Besitz 
privater Eigentümer aus alter Zeit nicht erhalten sind, weil diese 
Kreise ihre Besitztitel nicht mit der gleichen Sorgfalt gehütet haben, 
wie das von Kirchen und Klöstern geschehen ist. Und so lange Yer- 
äusserungen vom Besitz der Familien nicht stattfanden, bot sich über¬ 
haupt für diese kein Anlass, die Besitztitel schriftlich aufzuzeichnen, 
wenigstens nicht in massig begüterten Familien. Anders lag die Sache, 
wenn der Güterbestand ins Grosse gewachsen war und sich über ein 
weites Gebiet und verschiedene Grafschaften erstreckte, wie wir das 
hei dem westfälischen Geschlecht der Herren oder Grafen von Dale" 34 ) 
am Ausgang des 12. Jahrhunderts beobachten können. 

Soviel darf man daher wohl behaupten, dass die abhängigen 
Güter, die dienenden Hufen, die mit Herrenhufen verbunden waren, 
ursprünglich meist in grösserer Nachbarschaft zu diesen gelegen haben. 
Denn dass die mansi serviles und letiles in alter Zeit regelmässig zur 
Bebauung der Herrenhufen mit herangezogen worden sind, muss als der 
Normalzustand angesehen werden. Darauf beruht das Wesen der älteren 

m ) Pkilippi und Bannier, Das Güterverzeichnis Graf Heinrichs von 
Dale (1188), in den Bijdragen en mededeelingen van bet Hist. Genootsch. 
25, f>5 ff. 
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Hofesorganisation. Wenn die llöfe in späterer Zeit aus Wirtschafts- 
zentren Zentralhebestellen für den weitzerstreuten Grundbesitz eines 
Grundherrn geworden sind, so bedeutet das erst ein späteres Stadium 
der Entwicklung, das die Folge der Mobilisierung des Grundbesitzes 
war. Die Heobaclitung, dass sich diese erst allmählich vollzogen hat 
und dass die freieren Leiheformen für abhängige Güter in nachkaro¬ 
lingischer Zeit nur langsam grössere Bedeutung gewonnen haben, muss 
ebenfalls als Beweis dafür gelten, dass in der voraufgegangenen Periode 
die Gebundenheit des Besitzes eine viel straffere war. Diese gebundene 
Form war die Hofesverfassung, der die Hufenteilung zu Grunde lag. 

Ob die abhängigen Hufengüter selbst ursprünglich in grösserer 
Geschlossenheit über die Flur angesetzt waren, das dürfte vor allen 
Dingen durch das Gelände, die Bodenbeschaffenheit und den Grund 
des Urbarzustandes der Gegend bedingt gewesen sein. Das schriftliche 
Material, das uns zu Gebote steht, reicht nicht aus. um die Siedlungs¬ 
art in vorkarolingischer Zeit für eine Gegend des Niederrheins mit 
Bestimmtheit festzulegen. Die Zersplitterung des Grundbesitzes ist in 
den späteren Jahrhunderten des Mittelalters ebensowohl in Gebieten 
der sogenannten Einzelsiedlung wie in denen, die man der urgermani- 
sehen Volkssiedlung zuschreibt, nachweisbar. Und in den letzteren 
konnten wir am Niederrhein vom Jahrhundert ab ebenfalls geschlos¬ 
sene Hufengüter aufzeigen. Für die Bupponierte urgerraanische Flur¬ 
verfassung gibt es hingegen am Niederrhein kein älteres Zeugnis, die 
Gewannteilung tritt uns hier erst spät und zunächst im Rahmen der 
1 lofesverfassung entgegen. 

Das Mass für die abhängige Hufe nicht nur. sondern ebenso für 
den grösseren Sonderbesitz war ein einheitliches, das jedoch verschiedene 
Ortsgrössen aufweist. Wenn also früher, wie die allgemeine Annahme 
ist. wirklich einmal der Grund und Boden im Gemeinbesitz gewesen 
ist, so muss bei der vollständigen Aufteilung in vorkarolingischer Zeit 
die Hufe als Normalmass zu Grunde gelegt sein, vielleicht die 
120 Morgenhufe. Dieser Zustand kann nicht erst im Reiche Karls 
des Grossen durchgefülirt worden sein, weil unter ihm schon überall eine 
grössere Zersplitterung im Grundbesitz zu beobachten ist. Die Ver¬ 
pflichtung des freien Mannes zum persönlichen Kriegsdienst regelte 
sich nach der Zahl der Hufen, die er an freiem Eigen besass. Inwie¬ 
weit die abhängigen Hufen, die er in seiner Verfügungsgewalt hatte, 
dabei in Anschlag gebracht wurden, entzieht sich bei dem Fehlen der 
Überlieferung unserer genaueren Kenntnis. Da diese Hufen schon um 
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800 zu einer Kriegssteuer herangezogen wurden, darf man wohl ver¬ 
muten, dass sie im allgemeinen vom Aussendienst befreit waren, und 
dass die Erträge der Steuer dazu verwandt wurden, bevorzugtere 
Dienstmannen daraus für den Kriegszug auszurüsten. Von der Kriegs¬ 
last waren aber in alter Zeit die allodialen Güter der Geistlichkeit 
auch nicht befreit, auf jeden Fall dann nicht, wenn diese aus welt¬ 
lichem Besitz in deren llände gelangt waren. Die Erinnerung an diese 
Heerdienstordnungen lebt noch im späteren Mittelalter fort. Wir können 
eine ganze Reihe von alten Fronhöfen der Geistlichkeit namhaft machen, 
auf denen auch während der Territorialverfassung noch die Verpflich¬ 
tung lastete, im Kriegsfälle einen reisigen Heerwagen zu stellen. Und 
dass das Dreihufengut, mochte es freies Eigen geblieben oder in den 
Lehensverband eingetreten sein, in der zweiten Hälfte des Mittelalters als 
Grundlage für den Reiterdienst des ursprünglich freien Mannes noch 
fort lebte, das habe ich schon oben wahrscheinlich zu machen versucht. 
Die Dienstpflicht der ritterbürtigen Ministerialen dürfte ebenfalls unter 
ähnlichen Normen eingerichtet worden sein. Natürlich sind diese 
Normen mit der Zeit nach Massgabe der Zersplitterung des Grund¬ 
besitzes in stärker besiedelten Gegenden erweitert worden. 

Nach der Hufenzahl an freiem Eigenbesitz wurde der Anteil in 
der Waldmark bemessen. Dass die Marknutzung schon zu der Zeit 
der Lex Salica in irgend einer Weise geregelt war. darüber lassen die 
17 und 18 des Titels XXVII keinen Zweifel. Aber ist damit die 
Existenz nur grossräumiger Volksmarken so ohne weiteres erwiesen? 
Sobald festere und stärkere Besiedlung in einer Gegend erfolgt war, 
ergab sich eine Begrenzung in der Ausnutzung der umliegenden Wälder 
schon von selbst. Anteil an einer weit ausgedehnten Mark hätte doch 
auch für viele der Eingesessenen oder Anlieger derselben infolge der 
mangelnden Verkehrswege ein etwas zweifelhaftes Nutzungsrecht bedeutet. 
Die Überlieferung über die „silva aliena“ in $ 17 des obigen Titels 
ist zwar nicht ganz sicher 335 ), aber allgemeine Erwägungen führen 
dazu, dass Abmarkungen der Waldgebiete und deren Zuweisung an 
bestimmte Eigentümer oder Nutzniesser bereits damals stattgehabt 
haben müssen. Auf jeden Fall aber ist es der bisherigen Forschung 
am Niederrhein noch nicht gelungen, eine grosse ehemalige Volksmark 
mit voller Bestimmtheit aufzuzeigen. Wo wir hier auf weiträumigere 
Marken stossen. scheinen sie in Vorzeiten meist einmal fiskalisch ge¬ 
wesen zu sein. Daraus erhellt dann weiter, dass diese Marken auch 

3,Ä ) Vgl. Geffcken, Lex Salica S. 139 f. 
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ursprünglich nicht mit der Gerichtsorganisation, mit der Gauverfassung 
im Zusammenhang gestanden haben. Die Dorfmark oder Kirchspiels¬ 
mark, überhaupt ein Gemeinwald in dem Sinne, dass die im Hereiche 
eines abgegrenzten Wohnbezirkes Ansässigen in gleicher Weise in 
einem solchen Gebiet berechtigt gewesen wären, lässt sich für das frühe 
Mittelalter am Niederrhein urkundlich nicht belegen. Den Massstab 
für die volle Berechtigung in der abgegrenzten Mark gab der Besitz 
an freiem Eigen ab, abhängige Güter hatten keine Herrenrechte darin, 
sondern nur mehr oder weniger beschränkte Nutzungsrechte. Deshalb 
erscheint auch die Markenorganisation häufig in vollständiger Unabhän¬ 
gigkeit von den nächstgelegenen Ortsverbänden. 

Wenn die frühmittelalterliche Dorfgemeinde, der man ja freilich 
eine feste Organisation überhaupt nicht zuschreibt, wirklich ein Über¬ 
bleibsel urgermauischer Einrichtungen darstellt, wie kommt es denn, 
dass im ganzen Mittelalter der freie Mann, der Besitzer von frei¬ 
eigenem Gut, der in späterer Zeit als Ritterbürtiger und Adliger, 
wenngleich mit einigen Modifikationen, fortlebt, in dieser niemals als 
führende Persönlichkeit eine Bolle spielt V Wohl begegnen wir seit dem 

12. Jahrhundert Ritterbürtigen als Inhabern der Schultheissengerichte, 
aber an der kommunalen Verfassung des Dorfes beteiligen sie sich nicht. 
Ohne leugnen zu wollen, dass in anderen Gegenden vielleicht auch im 
frühen Mittelalter schon freie Dorfgemeinden existiert haben, so möchte 
ich doch behaupten, dass es schwer fallen wird, am Niederrhein — 
die Freidörfer im Klevischen sind erst eine Einrichtung des ausgehenden 

13. Jahrhunderts und deren Bewohner erfreuten sich ja ebenfalls nur 
einer beschränkten Freiheit — ein Dorf zu benennen, dessen Insassen 
in der Mehrzahl insofern unabhängig gewesen wären, als der Grund und 
Boden, auf dem sie ihre Wohnstatt hatten, und das Land, das sie be¬ 
bauten, ihr freies Eigen war 338 ). Sie hatten es meist von grösseren 
Grundherren zu Nutzung, und sie zahlten davon Pacht und sonstige 
Abgaben in den verschiedensten Formen. Wir besitzen, wie schon 
kurz bemerkt wurde, eine Güterbeschreibung von den Dörfern des Amtes 
Bonn aus dem Jahr 1449 337 >, die offenbar zu Besteuerungszwecken im 
Auftrag Erzbischof Dietrichs von Köln angelegt ist. Leider fehlt der 

3M ) Das gibt selbst Ileinr. Schöningh, Der Einfluss der Gerichtsherr¬ 
schaft auf die Gestaltung der ländlichen Verhältnisse in den niederrheinischen 
Territorien Jülich und Köln im 14. und 15. Jahrh., in den NRhein. Ann. 
79, 119 zu, trotzdem seine Abhandlung auf der Anschauung von der freien 
germanischen Gerichtsgemeinde aufgebaut ist. 

3S7 ) St.A. Düsseldorf, Kurköln: Amt Bonn, Geistliche Sachen 1/2. 
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Steueransatz darin. Diese Deskription zeichnet sich jedoch dadurch 
aus, dass hierin auch die freien Güter nach der Grösse nebst den 
Pächtern und Ilalbwinnern und die Zahl der von ihnen beschäftigten 
Knechte und Mägde aufgeführt sind, weil diese Personen von ihrem 
Gewinn und Erwerb besteuert wurden. Es sind ausschliesslich Ilöfe 
der Geistlichkeit, der Adligen und von Kölner und Bonner Bürgern. 
Bei den übrigen Besitzungen findet sich nicht nur die Grösse an Acker¬ 
land, Weinbergen, Wald etc. angegeben, sondern es sind auch die 
Zinsen, Natural- wie Geldzinsen, vermerkt, die daraus an andere Stellen 
geliefert werden mussten. Am Kopf der Aufnahme von Kessenich hei 
Bonn steht nun die Nota: „so wat guts paicht gilt, dat is allet ge- 
lenet utub ander lüde zu jairtzalen lang und kortz“. Das sind wohl 
in sämtlichen beschriebenen Dörfern nahezu ä /r, aller einzeln notierten 
Haushaltungen. Mit Hilfe des sonst vorhandenen archivalischen Ma¬ 
terials vermögen wir aber festzustellen, dass hierunter die ehemaligen 
Eehenhufen der Höfe der Erzbischöfe von Köln, der Bonner und Kölner 
Klöster, der Abteien Heisterbach, Siegburg und der in weltlichem Be¬ 
sitz gebliebenen oder gelangten Fronhöfe in den einzelnen Dörfern vor¬ 
nehmlich zu verstehen sind. Nur wenige der aufgeführten Besitztümer 
haben jedoch 1449 noch die Grösse von 30 Morgen Land und 12 
Morgen Wald, die für die Lehen in dieser Gegend ursprünglich ein¬ 
gehalten war. es sind vielmehr gewöhnlich nur ein paar Morgen Land 
und Busch, die der Einzelne bewirtschaftet. 

Die Gründe, welche zum Zerschlagen der Lehenhufen geführt 
haben, sind bereits oben erörtert. Aus der verhältnismässig grossen 
Zahl von Lehenherren, an die selbst aus den kleinsten Besitztümern 
Pacht und Zins zu liefern war, offenbart sich uns aber erst der Um¬ 
fang der Zersplitterung, den das Grundeigentum sowohl wie die Nutz¬ 
ungsrechte daran im Laufe der Jahrhunderte erfahren hatten. Sie 
hat sich den entgegenstchenden Bestimmungen der llofesrechte zum 
Trotz immer weiter ausgebreitet. Dass in dieser Hinsicht zwischen den 
einzelnen Strichen am Niederrhein heim Ausgang des Mittelalters be¬ 
deutendere Unterschiede vorhanden waren, daran hat neben der Boden- 
gestaltung und -Beschaffenheit sicherlich der grössere oder geringere 
Grad der Erwerbsmöglichkeit für die Bewohner der betreffenden Gegenden 
seinen Anteil. Dadurch ist die Dichte der Bevölkerung doch in erster 
Linie bedingt worden. 

Wenn neben Pacht und Zinsen von Ackerland, Weinbergen etc. 
und neben der öffentlichen Steuer in Dörfern wie in Kessenich 1449 
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noch von jeder Hofstatt die gleichmässige Abgabe von 4 Albus und 2 
Hühnern an den Erzbischof von Köln und das Cassiusstift in Bonn 
gezahlt werden musste, so ist doch das ein weiterer Beleg für den 
grundherrlichen Charakter solcher Niederlassungen. Mit dem Ilofe der 
Erzbischöfe von Köln in Kessenich steht diese Abgabe freilich nur in¬ 
sofern im Zusammenhang, als die Hofstätten auf dem Salland jenes 
Hofes errichtet waren und daher die Einkünfte auch in den Hof Hossen. 
Natürlich konnten die Hofstättenbesitzer auch zugleich Lehensträger des 
erzbischöflichen Hofes sein, was zumal im späteren Mittelalter, als die 
Wohnart in Dörfern üblicher geworden war, die ltegel gebildet haben 
dürfte. Aber es haben darin auch Lehensträger anderer Höfe und 
Leute, die in keinen Hofesverband gehörten, Wohnung genommen. 
Solche Leute standen selbst im 15. Jahrhundert noch gelegentlich 
ausserhalb der engeren Gemeinschaft des Gerichtsverbandes oder des 
Dorfes. So waren einem Weistum von 1413 zufolge die Schmiede 
und Kämmerlinge in Hoven (Hoven-Floren im Kreise Euskirchen), die 
zu Zins sassen, am dortigen Schöffengericht nicht dingpflichtig. Die 
sieben Schöffen dieses Hovener Gerichts wurden aus den Inhabern der 
Kurmedsgüter des Hofes des Stiftes Münstereifel daselbst bestellt, trotz¬ 
dem auch noch Lehengüter des Jülicher Marschalls im Gerichtsbann 
lagen. Mit Ausnahme der genannten Schmiede und Kämmerlinge, die 
offenbar zur weiteren Familie des nahegelegenen Stifts Münstereifel zu 
rechnen sind, mussten jedoch alle Kirchspielseingesessenen („alman“ 
heisst es im Weistum) die drei ungebotenen Dinge des Schöffengerichts 
besuchen. Da vermutlich keine freien Güter ausser dem .Münstereifeler 
Salliof, dessen Grenzen im Weistum beschrieben werden, in Hoven vor¬ 
handen gewesen sind, ist von der Exemption solcher vom Schöffenge¬ 
richt des Dorfes nicht weiter die Rede. Diese wird sonst in den 
Weistümern nicht selten direkt ausgesprochen 339 ). 

Der Vorgang aber, den wir in Hoven, wie schon vorher in 
Dorsten und in Meckenheim, beobachtet haben, dass der Ortsdingstuhl 
sieb aus einem Hofesgericht entwickelt hatte, wiederholt sich am Nieder¬ 
rhein aller Orten. Das Kurkölnische Amt Hardt, welches nabe bei 
dem eben erwähnten Münstereifel lag. zerfiel im späteren Mittelalter 
in 6 Dingstühle Arloff. Kuchenheim, Mudscheid, Weyer, Stotzheim und 
Zingsheim. Es scheint, dass bei mehreren dieser Orte an Stelle der 

33 *) Lacomblet, Archiv 3, 356. 

’ 39 ) So im Kuchenheimer Weistum des 15./16. Jahrlis. St.-A. Düssel¬ 
dorf, Kurköln, Amt Hardt, Hoheitssachen Nr. 10. 
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Dingstühle früher einmal blosse Hofesgerichte bestanden haben. Sicher 
war das bei Arloff der Fall. Die hohe Dank daselbst, wie sie in 
den Weistümern des 16. Jahrhunderts genannt wird, erstreckte sich 
über die Orte Arloff. Kirspenich, Weingarten und Rheder; die 7 
Schöffen des Gerichts aber stellte allein der Fronhof des Stifts Münster¬ 
eifel in Weingarten, der auch den Boten zu unterhalten batte, während 
bis 1406 der Eidstaber von dem freien Hof desselben Stifts in Kirs¬ 
penich präsentiert wurde 840 ). Der Fronhof in Weingarten hat sich 
aller Wahrscheinlichkeit nach aus den 10 Hufen entwickelt, welche die 
Abtei Prüm, das Mutterkloster von Münstereifel, dereinst an diesem 
Orte besessen hatte 841 ). 

Damit sind wir wieder in das Dickicht der mittelalterlichen Ge¬ 
richtsverfassung hineingeraten, das wir zwar schon einige Male schüchtern 
betreten haben, das jedoch erst ganz anders gelichtet werden muss, 
ehe man sich darin zurecht finden kann 84 *). Nur möchte ich noch 
kurz auf die deutlichen Analogien aufmerksam machen, die sich zwischen 
den Schultheissengerichten der Pfleghaften des Sachsenspiegels und 
einzelnen niederrheinischen Hofesgerichten heraussteilen. Das Dorstcner 
Gericht, trotzdem es nur das Gericht eines halben Hofes war, hatte 
sich um 1200 durch Usurpation zu einem Hochgericht erweitert, an 
dem Diebe zum Tod durch den Strang verurteilt wurden. Diese Kom¬ 
petenzen sind nachher vom Stadtgericht Dorsten übernommen worden. 
Vor ihm wurde auch „Grunderbe“ von 14 Tagen zu 14 Tagen auf 6 
Wochen hin aufgeboten, d. h. das dreimalige Aufgebot erfolgte inner¬ 
halb 6 Wochen, und 14 Tage nach dem letzten Aufgebotstermin fand 


3<u ) S. die in dqr vorstehenden Anmerkung angeführten Akten. Vgl. 
auch Stift Münstereifel, Urk. von 1406 Mai 16 und das Arloffer Weistum 
von 1508 bei Lacomblet, Archiv 6, 296ff. 

341 ) Beyer, MRhein. ÜB. I S. 176. 

34a ) Die schon angeführte Arbeit von Schüningh (s. oben S. 119 Anm. H36), 
die eine recht Üeissige Durcharbeitung des gedruckten Materials liefert, geht 
von den Zustunden des 16. Jahrhunderts und der neueren Zeit aus und be¬ 
fasst sich nicht mit der Entstehung der Gerichtsbezirke, die ja auch ausser¬ 
halb des Rahmens des Themas lag. Dass jedoch die landesherrlichen Orts¬ 
gerichte meist keine ursprüngliche Einrichtung sind, sondern sich erst vom 
Laufe des 12. Jahrhunderts ah gebildet haben, das hätte Schöningh doch 
etwas breiter ausführen müssen. Auf diese Weise ist ihm auch der Zusam¬ 
menhang vieler Ortsgerichte mit früheren Hofesgerichten entgangen. Solche 
Arbeiten können freilich auch nur unter Zuhilfenahme von archivalischem 
Material erfolgreich durchgeführt werden. 
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dann der gerichtliche Verkauf statt 343 ). Die „hyen“ des Dorstener 
Schulteissengerichts waren auch zugleich wirkliche „Biergelden“, denn 
in ihrer Eigenschaft als jurati des Hofes hatten sie einen besonderen 
Schweinezins zu leisten 344 ). Dass wir am eigentlichen Niederrhein, in 
Xanten, auf ähnliche Einrichtungen stossen, ist von mir schon an anderer 
Stelle bemerkt worden 34 ’’). Wie viele der Dingstühle am Niederrhein 
auf Schultheissengerichte von Fronhöfen zurückgehen, das vermag erst 
durch eingehende örtliche Untersuchungen ermittelt zu werden. Selbst 
städtische Schultheissengerichte haben sich aus solchen bescheidenen 
Anfängen entwickelt. 

Mit den Vogteien, soweit sie exiinierte Gerichtsbezirke mit all¬ 
gemeiner Kompetenz waren, dürfte der Sachverhalt ähnlich liegen. 
Nur wird man da vor allem zwischen Vögten ehemals kaiserlicher und 
geistlicher Grundherrschaften zu unterscheiden haben. Die Vogtei als 
Schutzherrschaft über Klöster scheint aber in den meisten Fällen eben¬ 
falls an die Hochgerichtsbarkeit über einen oder mehrere Fronhöfe 
derselben anzuschliessen 346 ). Die Grafen von Kleve als Vögte und 
Schutzherren von Xanten bezogen die Vogtabgabe nur aus bestimmten 
Hufengütern des Stifts 317 ). 

Hier nur noch einige kurze Bemerkungen über die Exemption der 
e.urtis und des Sallandes kirchlicher Fronhöfe von der Vogtgerichts¬ 
barkeit. Weil man sie nicht überall in Rechnung gestellt hat, haben 
sich in die Erörterungen über die kirchliche Immunität vielfach arge 
Missverständnisse eingeschlichen. Ein Weistum von 124 7 über die 
Rechte des Vogtes des Flerzheimer Hofes 348 ), der der Abtei Heister¬ 
bach gehörte, klärt uns darüber in vortrefflicher Weise auf. Die 
Vogtgerichtsbarkeit ruhte oder erstreckte sich nicht über den Salböl 
und öffentliche Wege bei Flerzheim. Nur für den Fall, dass der 
Scbultheiss des Hofes eine darauf bezügliche Klage beim Vogte an brachte, 
hatte dieser darüber zu richten. Von den Rrüchten. die von Lehens¬ 
trägern von Stücken des Salhofes selbst oder von den Zinsleuten (homines 
censuales), also denen, die Salland zu Erbzins hatten, eingezogen wurden. 

3,s ) S. Willküren der Stadt Dorsten (Westfäl. Zeitscbr. 7, 204); vgl. 
Sachsenspiegel. 

3U ) S. oben S. 101. 

31S ) Diese Zeitschrift XXIX, 14, Anm. 62. 

Ma ) Anders urteilt v. Below in Sybels Zeitscbr. 63, 300 f. 

3 * 7 ) St. A. Düsseldorf, Stift Xanten, Rep. u. IIs. 3, Registruin prae- 
positurae fol. 48b ff'. 

M8 ) Lacomblet, Archiv 6, 336 f., vgl. auch Schmitz, Heisterbacher 
UB. 108. 
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erhielt der Vogt keinen ratierlichen Anteil, wie an den Brüchten der 
Fronhofslehen, den ehemaligen mansi serviles oder letiles. Bei Streitig¬ 
keiten über Äcker-, Weide- und Waldgrenzen hatte der Hofeshonne 
(officiatus curie) die Geschworenen zur Grenzberichtigung nur über das 
Gebiet der Hofesgenossen zu führen; sobald man an Salland kam, nahm 
der Schultheiss die Weisung der Grenzen vor. 

Damit hängen dann auch die sogenannten Budinge zusammen. 
Klöster, die über eine Reihe von Fron- oder Salhöfen verfügten, hielten 
gewöhnlich einmal im Jahr ein gemeinsames Buding für sämtliche 
Allodialhöfe am Sitz des Klosters ab. Für entfernter gelegene Be¬ 
sitzungen eines Klosters fand das Buding am Haupthof daselbst statt. 
Hierbei präsidierte der Abt, die Äbtissin oder wer sonst als Stifts¬ 
oder Klostervorsteher galt. Natürlich konnte auch ein Bevollmächtigter 
zum Buding delegiert werden. Dazu erschienen die Schultheissen jener 
Höfe oder die Halbwinner derselben, die dann gelegentlich auch den 
Titel von Schöffen führen. Hingegen hatten die hofeshörigen Schöffen, 
die Inhaber der Hufen, Hofeslehen etc. auf dem Buding nichts zu 
suchen. Mögen auch die Privilegien des Klosters Trier-Maximin 349 ). 
welche die Rechte der Vögte den Salhöfen des Klosters gegenüber ab¬ 
grenzen, zum Teil gefälscht sein, dass das Buding die Geltung, wie sie 
in jenen Urkunden geschildert ist, gehabt hat, darüber kann kein 
Zweifel obwalten. Auf den Besitzungen der Abtei Brauweiler in Klotten 
an der Mosel bestand ebenfalls die Einrichtung des Budings 350 ). Von 
dem Klottener Buding wurden die Leute der Abtei Brauweiler, die das 
Salland des Hofes Kaifenheim zu Lehen trugen, laut Urkunde von 1149 
befreit 351 ). Einem Gerresheimer Vogtweistum des 14. Jahrhunderts 
zufolge richtete die Äbtissin von Gerresheim in Sachen, welche die ab- 
teilichen Lehen und die Höfe betrafen, ohne Zuziehung der Vögte, der 
Grafen von Berg. Nur wenn ein Fall von Gewalttat vorlag und der 
Geschädigte Klage erhob, kam er vor das Gericht der Grafen 352 ). 

31 ») Beyer, MRhein. l'B. I, 281, 345, 346, 362, 423, 434; vgl. dazu 
diese Zeitschrift 5, 50 ff. Von Schleich a. d. Mosel heisst es auch im Pri¬ 
vileg Erzbischofs Dietrich von Trier von 976 (a. a. 0. 1, 249) bannus (mo- 
lendinoruin) cum terra salica atqtie theloneo ad ruriain pertinent. Vgl. auch 
die Rechte der Hüte des Erzstiftes Trier in Münstermaifeld hei Beyer, 
MRhein. 1 B. II S. 426. 

3ä0 ) A.a. 0. I, 335 u. 343. Urkk. von 1051 u. 1056. 

351 ) Lacomblet, UB. I, 367. 

35 *) St.A. Düsseldorf, Gerresheim, Rep. u. Hs. 2 fol. 1. Domina ab- 
batissa cum suis fidelibus dehet super suam camenatam de bonis feudalibus 
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Man muss sich eben beständig vor Augen halten, dass durch das 
ganze Mittelalter hindurch die Ausdrücke curia ebenso wie curtis in 
dem Doppelsinne gebraucht werden, dass sie sowohl den Allodialhof 
mit dem Salland allein wie auch diesen mitsamt den zugehörigen ab¬ 
hängigen Ilufengütern oder Lehen bedeuten können 35 '*). Welche Aus¬ 
legung jeweils Platz zu greifen hat, ist im Einzelfall erst festzustellen. 

Die von den Vogtgerichten eximierten Herrenhöfe mit dem Sal¬ 
land sind die Stellen, auf denen sich zumeist die Dörfer angesetzt 
haben. Hier erhielten zunächst vornehmlich Leute ihre Wohnung, die 
kein Hufengut zur Bewirtschaftung übernahmen. Das waren zum Teil 
die „enlopigen“ am Niederrhein, die Kötter 354 ), Söhne und Töchter von 
eigenbörigen Hafenern, für die kein Erbe an Hufengut vorhanden war 
oder die nicht zu selbständiger Bewirtschaftung eines Gutes befähigt 
erschienen. Auch konnte der Betrieb eines Handwerks für sie die 
Veranlassung sein, dass sie sich nicht der Landwirtschaft widmeten. 
Das wird auch bei Leuten, die von auswärts zuwanderten, bei den 
accolae, den mercenarii und conducticii nicht selten der Fall gewesen 
sein. Indem nun die Kötter und die Zuzügler von aussen Anteil an 
Wasser und Weide bekamen, traten sie in den Genuss der gemeinsamen 
Nutzungen, die für den Hofesverband bestanden, ein. Im Walde durften 
sie lieseholz für ihren Bedarf sammeln. Auf diese Weise haben sich 
am Niederrliein die Dorfallmenden und die Gesamtnutzungsrei hte der 
Dörfler in der Waldmark ausgebildet. Waren in einem Orte ursprüng¬ 
lich mehrere selbständige Höfe mit abhängigen Ilufengütern vorhanden, 
für die gesonderte Allmendebezirke bestanden, so haben diese unter 
Umstände» weiter existiert, auch nachdem ein grösserer Zusammen¬ 
schluss der Ortseingesessenen bewirkt war. Die These des Matheiser 
Urkundenregistrators des 13. Jahrhunderts von den ganzen und halben 
Höfen und die wahrscheinlich häufiger erfolgte Trennung ganzer Ilöfe 
in zwei verschiedene Ortsniederlassungen vermag uns aber zu erklären, 

et curtibus ad eam spectantibus extra com item judicare, nisi alicui in- 
iuria fuerit illata, quam violentiam nominamus; et si lesus talis conqueri 
voluerit, comes judicabit. Vgl. auch die Bestimmung über die Einsetzung 
der Gerresheiiner Schultheissen aus dem 13. Jh, bei Lacomblet, Archiv 6, 118. 

3M) Vgl. diese Zeitschrift XXIX, 12 Anm. 68. 

3M ) Die Definition, welche G. v. Below, Zur Sozial- und Wirtschafts¬ 
geschichte des Niederrheins im 16. Jh., S. 7 von den Köttern gibt, basiert 
auf der Annahme von der urgermanischen Siedlung. Deren Land habe nicht 
auf der Flur gelegen, sondern es seien ihnen Wurthen auf früherem Ge¬ 
meindeland zugewiesen. 
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wie es kommt, dass im Mittelalter ancli bisweilen verschiedene Dörfer 
Wasser und Weide gemeinsam benutzten. 

Meine Darlegungen haben im Rahmen einer Studie natürlich nicht 
eine breitere Begründung durch umfangreiches Quellenmaterial finden 
können. Mir schien es aber im Hinblick auf Dopschs überaus ver¬ 
dienstvolles Werk vor allem notwendig, durch Einzelbelege zu zeigen, 
dass für den Niederrhein der kritische Standpunkt, den Dopscli einge¬ 
nommen hat. nicht weit genug zurückverlegt ist. So lange daran fest¬ 
gehalten wird, dass zu der Zeit der Lex Salica das Sondereigentum 
nocli nicht existiert habe 355 ), solange für diese Periode in bestimmten 
Gegenden die Dorfverfassung mit Feldgemeinschaft als der Normalzu¬ 
stand angesehen wird, der zufolge die unzweifelhaft vorhanden gewesenen 
grösseren und kleineren Hauswirtschaften nicht durch die Erbfolge in 
der Familie eine dauerhaftere Begründung erfahren hätten, sondern 
einem weitgehenden Nachbarerbrecht unterworfen gewesen wären, bleibt 
es ganz unmöglich, das Zeitalter der Karolinger an die doch gar nicht 
soweit zurückliegenden Zustände zur Zeit der Volksrechte und der ältesten 
Kapitularien und Edikte anzuschliessen. Ich bilde mir nicht ein. dass 
meine kurzen Bemerkungen über das Vicinenerbrecht, über die Be¬ 
deutung von Alodis in der Lex Salica die bisherige allgemeine Auf¬ 
fassung mit einem Schlage über den Haufen zu werfen vermöchten. 
Dass unter dem Allod auch das Salland mitbegriffen werden muss, das 
ist doch eine Ansicht, die von anderer Seite ebenfalls schon betont 
wurde und die durch die Zusätze in den späteren Handschriften der 
Lex Salica bekräftigt wird. Und wie viel Verputz ist bereits von der 
stilvollen Fassade der urgermanischen Siedlung abgebröckelt, die nur 
ein Gesamteigentum in den Händen der Volksgenossen noch im 6. und 
7. Jahrhundert gelten lassen wollte. Von der Feldgemeinschaft sind 
schliesslich die Gewannteilnng und der Flurzwang allein übrig geblieben. 
Ob die Gewannteilung, die doch eine sichere Einschätzung des Bodens 
nach seiner Ertragsfähigkeit voraussetzt, wirklich dem frühen Mittel- 
alter zugesprochen werden darf? Auf jeden Fall lässt sich aus älteren 
urkundlichen Quellen in den Rheinlanden dafür kein Beleg beibringen. 
Ebenso aber steht es mit dem Flurzwang unter den Dorfgenossen. 

Von rechtshistorischer Seite ist neuerdings eine eingehende Unter- 

?SB ) Das tut freilich Dopscli auch keineswegs mehr in dem Umfang, als 
es hei der bisherigen Lehre üblich war. Teil 2, 91 erklärt er ausdrücklich: 
„Schon in karolingischer Zeit hatte sich eine gewisse Grundherrlichkeit 
ausgebildet. Ihre Entstehung ist so alt als das Grundeigentum selbst.“ 
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sachung über Geltungsgebiet und Geltungsdauer der fränkischen Volks¬ 
rechteunter Heranziehung der späteren Urkunden in Angriff genommen 366 ). 
Wenn erst einmal das Quellenmaterial unter allgemeineren Gesichts¬ 
punkten, als sie bisher bei den institutioneilen Urkundenbücliern üblich 
gewesen sind, stärker aufgearbeitet ist, wird die Zeit gekommen sein, 
auch die Interpretation der Kapitel der Volksrechte, die sich mit den 
wirtschaftlichen Zuständen beschäftigen, einer umfassenden Nachprüfung 
zu unterziehen. 

Der Gegensatz zwischen Ilerrenland und abhängigem Land, das 
in einem Hofesverband zusammengefasst und an dienende Leute ver¬ 
schiedenen Standes und dem entsprechend gegen Leistungen und Dienste 
von grösserem oder geringerem Umfang ausgetan war, bestimmt das 
gesamte Wirtschaftsleben am Niederrhein von der karolingischen Periode 
ab. Der Begriff des dominium ist bereits damals in der schärfsten 
Weise ausgeprägt, und besonders hat er als privates Eigentum an un¬ 
beweglichem Besitz Geltung gewonnen. Das kommt in der beständigen 
Gegenüberstellung von terra dorainicalis und terra servilis deutlich ge¬ 
nug zum Ausdruck. Neben dem Verfügungsrecht über das freie Sonder¬ 
eigen, wofür am Niederrhein noch im 12. und 13. Jahrhundert der 
Ausdruck „sala“ gebraucht wird, geht das dominium der Herren über 
die terra servilis und das Hofesgat überhaupt her. An dem Hofesgut 
hatten sowohl die Herren wie die Dienenden Eigentumsrechte 357 ), die 
sich auch auf das vom Hofesverband in gemeinsame Nutzung genommene 
Areal erstreckten. Ist dieses Gemeineigentum ein Best urcermanisclien 

3M j Mayer-IIomberg, Edwin, Die fränkischen Volksrechte im Mittel- 
alter. I. Bd. Weimar 1912. Dieser bis jetzt erschienene Teil befasst sich 
mit dem Straf-, Prozess-, Familien- und Erbrecht. Mayer-Homberg S. 43 
erkennt zwar an, dass die von Schröder beigebrachten Belege für Feld¬ 
gemeinschaft sich nicht auf altes Kulturland beziehen, er ist jedoch der 
Meinung, dass durch die Lex Salica die Feldgemeinschaft sicher bezeugt sei. 
Wenn Mayer a. a. 0. Anm. 128 selbst ein Beispiel für strenge Feldgemein¬ 
schaft an altem Kulturland in der Stiftung der Propstei Apollinarisberg durch 
die Bewohner von Remagen 1117 (Lacomhlet UB. I, 284) sieht, insofern als 
hier in gemeinschaftlichem Besitz befindlicher Wald, Weinberge und Acker 
für die Klostergründung geschenkt werden, so bedarf doch auch dieser Be¬ 
leg — in Remagen waren die Abteien Deutz, Siegburg, Stablo-Malmedv ctc. 
begütert — erst einer eingehenden Untersuchung, worauf diese Gemeinschaft 
zurückgeht. 

* 57 ) Sie werden mindestens seit dem 16. Jahrhundert nach römisch¬ 
rechtlicher Theorie auch als dominium directum und dominium utile unter¬ 
schieden. 
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Gesamteigentums'? Diese Vorfrage, wie sie G. von Below 388 ) einmal 
in seiner scharfsinnigen Formulierung gestellt hat, muss doch erst in 
den einzelnen Fällen klar und deutlich beantwortet werden, bevor man 
mit Begriffen wie Feldgemeinschaft, autonome Gemeinden, Dorfallmenden, 
Mark- und Walderbengenossenscbaften für das frühe Mittelalter über¬ 
haupt mit Erfolg operieren kann. Dazu fehlen aber für den Nieder- 
rhein, wie meine obigen Darlegungen wohl gezeigt haben werden, noch 
die notwendigsten Vorarbeiten. 

Wenn die Stadtgemeinde Bonn selbst in der Mitte des 16. Jahr¬ 
hunderts die Autonomie über das Stadtgebiet, über den Bonner Bann 
noch nicht erlangt hatte, sondern die Verfügung darüber noch in den 
Händen der ältesten Hofesorganisation am Orte ruhte, so kann nicht 
davon die Rede sein, dass hier im frühen Mittelalter einmal eine Ge¬ 
meinde mit Selbstbestimmungsrecht existiert habe, an die sich die 
spätere Stadt angeschlossen habe Was für Bonn gilt, trifft auf den 
Niederrhein überhaupt und insbesondere auch auf die Dorfgemeinden 
zu. Dopseh hat, wie bereits erwähnt ist 359 ), für Niederösterreich das 
Resultat gewonnen, dass Beispiele genossenschaftlicher freier Dorf¬ 
gründung dort bis jetzt nicht nachgewiesen seien. Er erklärt das da¬ 
mit, dass es sich um ein junges Kolonisationsgebiet handle. Nun, im 
sogenannten alten Volksland, im deutschen Westen, waren die Zustände 
in karolingischer Zeit nicht viel andere, trotzdem man nicht behaupten 
wird, dass die Bonner Gegend erst damals neu besiedelt worden sei. 
Auch hier verdanken die im engeren Ortsverband geschaffenen älteren 
Organisationen zumeist den grundherrlichen Gewalten ihren Ursprung. 
Dass sie am Niederrhein im 12. Jahrhundert davon viele Züge abge¬ 
streift haben, das ist erst auf die mehrhundertjährige Entwicklung, 
die sie durchgemacht haben, zurückzuführen. 

Der bisherige Betrieb der Wirtschafts-, Rechts- und Verfassungs¬ 
geschichte, w r onach man auf Grund aprioristischer Theorien versprengte 
Nachrichten zu Gesamtbildern zusammenfasst und diese dann auf jede 
beliebige Gegend umlegt, ist für die Einzelforschung zumal auf dem 
Gebiete des späteren Mittelalters von den verhängnisvollsten Folgen 
gewesen. Meine Darlegungen haben gezeigt, dass in den Archiven 
noch genug unerschlossenes Material ruht, das unsere Erkenntnis zu 
fördern und zu erweitern vermag. Selbst Zeugnisse aus späteren Jahr- 

,M ) Die Theorie vom Ureigentuni im Korrespondenzbl. des Gesamt¬ 
vereins der deutschen Geschichtsvereine (1Ü03) 51, 34. 

• 69 ) S. oben S. 14. 
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hunderten liefern uns vielfach so bestimmte Angaben über die früheren, 
Jahrhunderte weit zurückliegenden Zustände, dass wir sie getrost zu 
deren Klarstellung verwerten dürfen. Notwendig aber ist es vor allem, 
dass wir zunächst davon absehen, den Einzelinstitutionen nachzugehen, 
so lange nicht umfangreichere Forschungen dafür die unerlässlichsten 
Grundlagen geschaffen haben. Dazu gehört für den Niederrhein vor 
allem die Aufgabe, dass endlich einmal die Gerichtsorganisation der 
Territorien unter Heranziehung der archivalischen Quellen mindestens 
bis in das 17. Jahrhundert hinein bearbeitet wird. Natürlich sind die 
territorialen Grafschaften nicht direkt und ausschliesslich aus Grund¬ 
herrschaften hervorgegangen; aber wie viele Teilberechtigungen sie diesen 
zu verdanken haben, das dürfte eine Geschichte schon der kirchlichen 
Vogteien in den einzelnen Territorien mit aller Deutlichkeit lehren. 
Dabei wird sich dann ergeben, welche Rolle für den Gerichtsstand das 
Grundeigentum gespielt hat. Die mannigfaltige Differenzierung, die das 
Grundeigentum, namentlich das zu freierer Leihe ausgetane, im Laufe 
der Jahrhunderte erfahren hat, spiegelt sich auch in der Gerichts¬ 
organisation wieder. Dass die Dorfgerichtsbarkeit häufig direkt auf 
grundherrlichem Boden erwachsen ist, kann keinem Zweifel unterliegen. 
Zahlreiche Dorfgerichte lehnen sich direkt an alte Hofesgerichte an. 
Aber es sind auch Dörfer auf grundherrlichem Boden entstanden, die 
von vorneherein aus dem Hofesverband vollständig losgelöst waren, und 
auch sie haben es zu selbständigen Ortsgerichten gebracht. Und das 
sind nicht erst die Kultnrdörfer des 13. Jahrhunderts. Auch Fälle, 
dass alte Hundertschaftsgerichte zu Dorf- und Stadtgerichten umge¬ 
wandelt sind, werden sich herausstellen. Diese verschiedenen Ursprungs- 
möglichkeiten der Ortsgerichte müssen aber erst aufs sorgfältigste unter¬ 
sucht werden, ehe man aus ihrer späteren Organisation, in der sie 
untereinander angeglichen sind, weitergehende Schlüsse ableitet. Dann 
wird auch Umfang und Bedeutung der Grundherrliehkeit und des 
Grundeigentums von den Zeiten des Mittelalters ab, mit denen unsere 
schriftliche Überlieferung einsetzt, deutlicher zur Erscheinung kommen. 

Die Mannigfaltigkeit der Formen der Grundherrlichkeit und vor 
allem die verschiedene Art, auf die sich Grundeigentümer ihrer Ilerren- 
recbte an Grund und Boden teilweise begehen haben, bedürfen noch 
sorgfältiger Untersuchungen. Aach die Frage, inwieweit das Reichs¬ 
oberhaupt ein allgemeines Verfügungsrecht über nicht kultiviertes Land, 
das Bodenregal, in Anspruch genommen bat, kann erst auf Grund ein¬ 
gehender Prüfung der ältesten Zustände der Marken und des Ödlandes 
Westd. Zeitschr. f. Oescb. o. Konst. XXXII, I. II. u 
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grösserer Gebiete mit einiger Sicherheit gelost werden. Wie es scheint, 
haben freie Volksmarken am Niederrhein überhaupt nicht oder wenigstens 
seit der karolingischen Periode nicht mehr bestanden. Die Mehrzahl 
der grossen Markenwaldungen war hier in dieser Zeit fiskalisch; andere 
sind unter Grundherren aufgeteilt, die den von ihnen abhängigen Leuten 
die Nutzung darin eingeräumt haben. Wir haben aber auch gesehen, 
dass es in der Bonner Gegend Dörfer im Mittelalter gab, die weder 
feste Dorfallmenden noch Markennutzungsrechte besessen haben. Hier 
haben die Germanen vermutlich das römische Kulturland im fortge¬ 
schritteneren Urbarzustand einfach übernommen. Auf jeden Fall bat 
dann aber doch in der fränkischen Zeit die Grundherrschaft die Formen 
der neuen Siedlung bestimmt. Die Anlage von ganzen Höfen nach 
dem Schema des Matheiser Urkundenregistrators muss weit hinter die 
Zeit Karls des Grossen zurückreichen. Neben die Bonner Ansied¬ 
lungen dieser Art, welche schon in die erste Hälfte des 7. Jahrhunderts 
zurückgehen, treten ausser denen in Xanten, die ebenfalls vor die Er¬ 
richtung des Stiftes daselbst fallen müssen, die zu Kaiserswerth, wo 
Stift, Burgenbau und Stadt auf dem Gebiet des Hofes Rinthusen ange¬ 
setzt sind 360 ). Die Berechtigung des Stifts in den nahegelegenen 
Marken Zeppenheim und Überanger beruhte auf dem Besitz dieses 
Hofes Rinthusen oder Werithe, wie er in der Urkunde von 904 eben¬ 
falls heisst. 

Der Besitz der kölnischen Kirche in Soe.»t in Westfalen wird auf 
die Erwerbungen Erzbischof Kuniberts im 7. Jahrhundert zurückge¬ 
führt 361 ). Seine Grundlage bildete unverkennbar die grosse und kleine 
Westhove, denn auf ihrem Areal war die Peterskirche, die älteste Kirche 
am Orte, erbaut. Bei der Peterskirche hatte man auch die erzbischöf¬ 
liche Pfalz errichtet. Also auch hier begegnen wir wieder einer Teilung 
der ersten Hofes-Anlage, die vorgenommen sein wird, als die Ansiedlung 
im Laufe der Zeit mehr und mehr gewachsen war. Da auch eine 
Nord-, Süd- und Osthove vorhanden gewesen sind, hat man es in Soest 
offenbar mit einer der frühesten Verpflanzungen fränkischer Einrichtungen 
auf westfälischen Boden zu tun. Wie eng das Soester Vogtgericht mit 
der Vogtei über die erzbischöflichen Höfe daselbst Zusammenhänge be¬ 
weist am schlagendsten der § 12 der alten Schrae 36 *), demzufolge der 
Vogt keine anderen Emolumente bezog, als 4 Mark aus den erzbischöf¬ 
lichen Höfen in Soest. 

34 ') Kelleter, Kaiserswerther UB., Register unter Rinthusen etc. 

3#l ) Chroniken der deutschen Städte 24, Einl. S. 14 ff. 

34i ) A. a. 0. Einl. S. 130. 
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Die erzbischöflichen Höfe in der Nähe von Soest, in Hattrop, 
Gelmen u. a. a. 0. bieten ferner die bemerkenswerte Erscheinung, dass 
man am Ausgang des 12. Jahrhunderts bestrebt ist, freie Leute zum 
Eintritt in den Hofesverband und damit in den Stand der Liten zu 
bewegen. Zu diesem Zweck wurde das Erbrecht der Liten gebessert. 
Und gleichzeitig garantierte man den übergetretenen Freien, die Eigen¬ 
gut oder Hörige (predia vel mancipia) besassen. für diese ihren bis¬ 
herigen Gerichtsstand; sie gingen damit ohne Mundmann ans Freige¬ 
richt 363 ). 

Die sichere Unterscheidung von Herren- und bofhörigem Land, 
die Erkenntnis, dass das Herrenland, das freie Eigengut, mindestens 
seit der karolingischen Periode der Träger der Mobilisierung des Grund¬ 
besitzes gewesen ist, werden uns die meisten Erscheinungen des Wirt¬ 
schaftslebens vom frühen Mittelalter ab verständlicher machen. Durch 
sie vermag man aber auch in einer Reihe von verfassungsrechtlichen 
Fragen erst die richtige Einsicht zu gewinnen. Nicht nur die Standes¬ 
verhältnisse hängen vielfach aufs engste mit der Qualität des Besitzes 
zusammen, dieser ist auch für den Gerichtsstand des Besitzers mass¬ 
gebend. Freies Eigen gehörte vor das Grafengericht. Für freies Eigen, 
das zu Leihe ausgetan war, entstanden wie in Westfalen neue Gerichts¬ 
stellen oder, wo es vor schon vorhandene Gerichte verwiesen wurde, 
erhielt deren Umstand, wie bei Deutz, die Zusammensetzung, dass 
Gleichberechtigte dazu erscheinen mussten 304 ). Neben die in den 
Territorien allgemein zentralisierten Lehenshöfe für die Mannlehen, zu 
deren Übernahme in älterer Zeit Ritterbürtigkeit ein notwendiges Er¬ 
fordernis war, treten im Herzogtum Jülich besondere Mannkammern, 
von denen die Dienstlelien, die Sattel- und Klüppellehen verliehen 
wurden 365 ). Die Mannkammern schliessen sich der Amtseinteilung des 
Herzogtums an. Vorsteher derselben waren die Amtmänner. Die 
Institution besteht in den anderen niederrheinischen Territorien nicht 
in dieser besonderen Ausbildung, aber die Dienstmannslehen werden 
auch hier sonst am Ausgang des Mittelalters allgemein durch die Amt¬ 
leute oder Drosten vergeben 366 ). Die Erbzinsgüter hatten im Klevischen 

3,3 j S. die Bestätigung der Rechte dieser Hofe durch die Urkunde 
Erzbischof Philipps von Heinsberg vom 19. Juli 118<>, Seibertz, Westfäl. 
UB. I, 90. 

3M j S. oben S. 79. 

*« s ) S. oben S. 93 f. 

3#Ä ) So auch im Herzogtum Kleve; s. einen Erlass Herzog Johanns 
von Kleve vom 8. Januar 1477. Reg. Cliv. XVIII fol. 65v. 

y* 
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ihren besonderen Gerichtsstand bis in das 16. Jahrhundei t hinein be¬ 
wahrt 367 ), ebenso wie für die Hufenlehen oder Latengüter das alte 
Hofesgericht weiterlebte, wenn es gleich als Lehen- oder Latenbank 
etwas modernisiert und in der Kompetenz gegen früher stark beschnitten 
war. Ob nicht doch auch die Stellung des Kölner Schöffenschreines 
gegenüber den Schreinen der Sondergemeinden darauf zurUckzuführen 
ist, dass jener in alter Zeit die Auflassung von freiem Eigengut und 
Hörigen innerhalb des Gerichtsgebietes für sich allein in Anspruch ge¬ 
nommen hat? Daraus würde sich seine räumlich ausgedehntere Kom¬ 
petenz ohne weiteres erklären 368 ). Das Anschreinen der in verschiedenen 
Formen zu Leihe oder Zins gegebenen Güter wäre demnach von alters 
Sache der Sonderschreine gewesen. Eine Zuständigkeitsverwischung 
konnte um so leichter im Laufe der Zeit erfolgen, als auch Teile von 
freiem Eigen aller Orten zu Zinsgut herabgesunken waren. 

Überall aber macht sich in alter Zeit die Grundherrlichkeit als 
der rechtbestimmende Faktor geltend. Man muss nur seine mannig¬ 
fachen Wirkungen richtig zu erfassen suchen. Dopsch 369 ) selbst hat 
gelegentlich vor der Unterschätzung der Grundherrschalt gewarnt. Sie 
hat nicht bloss umbildenden Einfluss auf die Rechtszustände gehabt, 
sie hat auch, was Dopsch einstweilen nicht zugeben will, wenigstens im 
Westen und Nordwesten Deutschlands neue Rechtsformen und Ver- 
fassungsverhältnisse geschaffen. 

S97 ) S, Kapitel 20 der Klevischen Gerichtsordnung von 1Ö76, In der 
Klevischen Giiterordnnng von 14dl sind sie den Schlütern oder örtlichen 
Rentmeistern unterstellt, sie gehörten nicht vor die Ortsgerichte; s. St.A. 
Düsseldorf, Kleve-Mark, Akten X 58. 

* 68 ) Lau, Das Schöffenkollegiura zu Köln in Beiträge zur Geschichte 
Kölns S. 120 und Entwicklung der kom. Verfassung und Verwaltung der Stadt 
Köln 171. Die ältesten Akte in den Schreinsaufzeichnungen des Schöffen¬ 
stuhls (Schreinsurkunden II, 1 S. 292) betreffen praedia sivc allodia und 
tnancipia. Der Ausdruck Allod kommt ja auch vereinzelt in den Notizen 
der andern Schreine vor (s. Register 5 in Bd. II), aber man wird unter¬ 
suchen müssen, ob es sich hier nicht bloss um den aus allodialem Gut 
iliessenden Zins bandelt. 

3 «») MIÖG. 26, 354. 
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König Friedrich Wilhelm IV. und das liberale 
Märzministerium der Rheinländer Camphausen 
und Hansemann im Jahre 1848 *). 

Von Joseph Hansen. 

Als Friedrich Wilhelm IV. in der zweiten Hälfte des März 1848 
sich genötigt sah, seine Minister zu wechseln, war der König, dessen 
'Lieblingsgedanke von Kindesbeinen an die deutsche Einheit war' — 
so hat er selbst sich ein halbes Jahr später ausgedrückt*), — in eine 
deutsche Politik eingelenkt, die ihren ersten öffentlichen Ausdruck im 
Patent vom 18. März erhielt. Dieses Patent, das am Morgen des 18. 
März gedruckt und um die Mittagsstunde des verhängnisvollen Tages 
in den Strassen von Berlin verteilt wurde, trug die Unterschriften des 
Königs, des Prinzen von Preussen und der sämtlichen elf damals im 
Amt befindlichen Minister 3 ). Deutschland soll danach aus einem Staaten- 
bund in einen Bundesstaat verwandelt werden. 'Die dazu erforderliche 
Reorganisation der Bundesverfassung — so heisst es weiter — kann 
nur im Verein der Fürsten mit dem Volke ausgeführt weiden. Eine 
vorläufige Bundesrepräsentation aus den Ständen aller deutschen Länder 
muss demnaih gebildet und unverzüglich berufen werden. Eine solche 
Bundesrepräsentation aber erheischt notwendig eine konstitutionelle Ver¬ 
fassung aller deutschen Länder, damit die Mitglieder jener Repräsentation 
ebenbürtig nebeneinander sitzen.’ l T m die hiernach für die preussische 
Verfassung nötigen Vorschläge möglichst bald entwickeln zu können, 
beruft der König auf den 2 . April nach Berlin den Vereinigten Land¬ 
tag, die Versammlung der acht Provinziallandtage, der er bei ihrem 
erstmaligen Zusammentreten vor einem Jahre das Recht des Beirates 
in den inneren Angelegenheiten des Staates verliehen hatte. 

Beim Erlass des Patents war vorausgesetzt, dass in der kurzen 
Zeitspanne bis zur Eröffnung des Vereinigten Landtages die Vorlagen 

*) Vortrag auf der 13. Versammlung deutscher Historiker in Wien am 
17, September 1913 (für den Druck in Einzelheiten ergänzt und erweitert). 

2 ) Gegenüber Hermann von Beckerath im September 1848, vgl. unten 
Beilage IV. 

3 ) Es waren die Minister Miihler, v. Rother, Eichhorn, v. Thilo, v.Savigny, 
v. Bodelschwingb. Graf zu Stolberg, Uhden, Freiherr v. Canitz, v. Düesherg, 
v. Rohr. Das Patent ist u. a. gedruckt in der Auswahl wichtiger Akten¬ 
stücke zur Geschichte des 19. Jahrhunderts, brsg. von Jäger und Molden¬ 
hauer (1893) S. 211. 
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für einen ruhigen Übergang Preussens zum konstitutionellen Verfassungs¬ 
staat ausgearbeitet werden könnten, ln Wirklichkeit wurden diese 
beiden Wochen aber die stürmischste Zeit, die der preussische Staat 
durchlebt hat. llei ihrem Abschluss war an Stelle des Ministeriums 
vom 18. März ein anderes, das bürgerlich-liberale Ministerium der 
Rheinländer Camphausen und Hansemann, am Ruder, das der König am 
2b. März berief. An die Stelle des konservativen Beamtenministeriums 
war ein liberales Ministerium getreten, das seine Signatur durch die 
Führer der Opposition auf dem ersten Vereinigten Landtag empfing. 
Der verfassungsmässige Charakter dieses Ministeriums, einer der auf¬ 
fälligsten Erscheinungen in der preussischen Geschichte des 19. Jahr¬ 
hunderts, und sein Verhältnis zum König soll hier bestimmter, als es 
bisher geschehen, dargelegt werden, und zwar, nach Lage der bisher 
zugänglichen gedruckten und handschriftlichen (Quellen, im wesentlichen 
auf Grund seiner Entstehung 4 ). 

Im April 1847. bei der Eröffnung des Ersten Vereinigten Land¬ 
tags, hatte der König mit feierlichstem Nachdruck erklärt, er werde 
dem modernen Konstitutionalismus in Preussen keinerlei Zugeständnis 
machen, weil dieser nicht auf geschichtlicher Entwicklung beruhe und 
dem deutschen Wesen nicht entspreche. Keiner Macht dm- Erde solle 
es je gelingen, ihn zu bewegen, das natürliche, grade in Preussen durch 
seine innere Wahrheit so mächtig machende Verhältnis zwischen Fürst 
und Volk in ein konventionelles, konstitutionelles zu wandeln. Alter 
dieser Vereinigte Landtag selbst hat auf die dem Herzen des Königs 
so nahestehende Frage der deutschen Einheit belebenden Einfluss geübt 
und auf diesem Umwege dem Übergang Preussens zum Konstitutionalis¬ 
mus stark vorgearbeitet. Der eindrucksvolle Verlauf der Verhandlungen 
brachte dem deutschen Volke das Gefühl seiner Gemeinsamkeit und 
zugleich des politischen Schwerpunkts der ganzen Nation in Berlin zum 
Bewusstsein. Preussen wurde so in engere Verbindung mit dem volks¬ 
tümlichen Streben nach der Einheit Deutschlands gebracht, das sich 
seit der gewaltsamen Unterdrückung durch die Regierungen im Zeit¬ 
alter der Karlsbader Beschlüsse zunächst in Süddeutschland vom 

4 ) Au handschriftlichen Quellen waren mir die Akten des Ministeriums 
des Innern im Konigl. Geheimen Staatsarchiv zu Berlin, die Akten des 
Oberpräsidiums der Rheinprovinz im Königl. Staatsarchiv zu Koblenz, sowie 
die handschriftlichen Nachlässe von Camphausen, Hansemann, Beckerath und 
Mevissen zugänglich. 
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Jahre 1830 ab wieder stärker.zu regen begonnen batte. Schon vor dem 
Jahre 1847 baute der süddeutsche bürgerliche Liberalismus in Hessen 
und Baden bei seinen deutschen Hoffnungen auf eine preussische Führung. 
Preussen. die im wesentlichen aus deutschen Elementen bestehende 
Grossmacht, werde, so erwartete man, bald Verfassungsstaat werden, 
wie es die süddeutschen Staaten bereits waren. Ohne die habsburgische 
Monarchie aus dem geplanten engern deutschen Bundesstaat ganz aus- 
schliessen zu wollen, gab man Preussen doch den Vorzug vor Österreich, 
dessen Politik keinerlei Hoffnungen auf innere Reformen erweckte, dessen 
national gemischte Zusammensetzung der Lösung der deutschen Frage 
grosse Schwierigkeiten bereitete, und das infolgedessen viel von seiner 
früheren Popularität eingebüsst hatte. Im Frühjahr 1847, bei den 
Vorbereitungen zur Gründung der Heidelberger •Deutschen Zeitung’, 
des Pressorgans der süddeutschen liberalen und nationalen Gruppe, das 
am 1. Juli 1847 ins Leben trat, standen die Träger des Unternehmens: 
Gervinus, Mathy, Häusser. Bassermann, schon mit den rheinpreussischen 
liberalen Deputierten Hansemann, Beckerath und Mevissen in Ver¬ 
bindung. In der Rheinprovinz war der nationale Gedanke durch die Gefahr 
eines französischen Angriffs im Jahre 1840 wieder lebendig geworden. 
Er gehörte seitdem zu den treibenden Kräften des rheinischen Libera¬ 
lismus. Der General von Radowitz, damals preussischer Gesandter am 
badischen Hofe in Karlsruhe, machte seine Regierung bereits im Februar 
und Mai 1847 auf die Bedenklichkeit der projektierten ‘Deutschen 
Zeitung’ für die Regierungen aufmerksam. Als das ‘Symbol einer 
Gemeinschaft der radikalen Fraktion in Baden mit dem liberalen Ge¬ 
lehrtentum’ und als Vertretung des ‘vulgären’ Konstitutionalismus 5 ) er¬ 
schien sie gefährlich, weil sie den populären, den Regierungen noch 
immer verdächtigen deutschen Gedanken in den Mittelpunkt stellte. 
Nach dem Schlüsse des Vereinigten Landtages, von dein man in Süd¬ 
deutschland hoffte, er werde in der Geschichte des deutschen Vater¬ 
landes einst denselben Wendepunkt für die innere Wiedergeburt bezeichnen, 
den die Erhebung Preussens im Jahre 1813 für die äussere gebildet 
hatte 6 ), unternahm Hansemann eine Reise durch Süddeutschland, auf 
der er in München am 2. Oktober 1847 im Kreise der liberalen Mit¬ 
glieder der Zweiten Kammer als echt deutscher Mann gefeiert wurde 

s ) Schreiben vom 6. Februar und 21. Mai an den Minister des Aus¬ 
wärtigen, Freiherrn v. Canitz (Geheimes Staatsarchiv in Berlin). 

') Hansen, G. v. Mevissen I (1906), 494. — Vgl. auch Kulenkampff, 
Per erste Vereinigte Landtag 1847 und die öffentliche Meinung Süddeutsch¬ 
es (1912), S. 36 ff. 
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und seinerseits offen das Programm der •Deutschen Zeitung' anerkannte,, 
Deutschland müsse aus einem losen Staatenbund in einen Bundesstaat ver¬ 
wandelt werden 7 ). Am 10. Oktober war Hansemann in Heppenheim, 
bei einer näheren Besprechung von achtzehn süddeutschen und preus- 
sischen Ständedeputierten über die Bundesreform und die Einrichtung 
einer nationalen Volksvertretung, eine der am stärksten treibenden 
Kräfte, und Mevissen spann die Verbindung mit den liberalen Partei¬ 
führern in Baden, Hessen und der Pfalz weiter 8 ). Badowitz, selbst 
grundsätzlicher Gegner des modernen Konstitutionalismus, unter dessen 
Augen sich diese Vorgänge abspielten, erkannte, dass die Kraft des 
nationalen Gedankens in den Köpfen des gebildeten Bürgertums zu einer 
politischen Macht anwuchs, die durch selbständiges Handeln den Be¬ 
gierungen der Bundesstaaten gefährlich werden, ihnen die Zügel viel¬ 
leicht aus der Hand winden konnte. ‘Die Sehnsucht nach einem an 
innerer Gemeinschaft wachsenden Deutschland, nach aussen mächtig 
und geehrt, nach innen erhaben und einträchtig', war in der Tat 
der stärkste und populärste Gedanke der Nation geworden; er durfte 
also nach der Meinung von Badowitz nicht ferner ein« 1 Waffe in den 
Händen der Opposition bleiben, weil diese sonst mit seiner Hilfe die 
Begierungen der Einzelstaaten überflügeln, ihnen den Volkswillen auf¬ 
drängen werde. So legte er seinem königlichen, für die deutsche Sache 
begeisterten Freunde Friedrich Wilhelm IV., der im Stillen seit seinem 
Begierungsantritt im Jahre IS 10 wiederholt mit dem Fürsten Metternich 
zum Zwecke einer Bundesreform in Verbindung getreten war. ohne 
Erfolge zu erzielen, in einer Denkschrift vom 20. November 1H47 nahe, 
dass die preussische Regierung sich endlich des deutschen Gedankens 
bemächtigen, die Initiative ergreifen. Österreich und die übrigen Bun¬ 
desstaaten in die Bahn der Bundesreform hineinziehen müsse 0 ). Der 
Gedanke fiel auf fruchtbaren Boden. Der König selbst war sofort 
dafür gewonnen, aber unter den Ministern waren Widerstände zu über¬ 
winden, die einen dreimonatigen Aufschub bewirkten. 

7 ) Stadt Aachener Zeitung 1S47 Okt. 10 (Nr. 283). Vgl. auch Ilanseinanns 
Brief an Gervinus vom 19. Januar 1847 (Deutsche Revue XXXIV 2 (1909), 
216). Das gedruckte Programm der Deutschen Zeitung vom 8. Mai 1847 
vgl. hei L. Matliy, Aus dem Nachlass von Karl Mathv (1S98) S. 32. 

8 ) Über Heppenheim vgl. neuerdings Bergsträsser, in der Zeitschrift 
für Politik VI (1913), 597. 

•j Die Denkschrift ist gedruckt von Radowitz, a.a.O. III, 319 ff. — 
Vgl. Rachfahl, Deutschland, König Friedrich Wilhelm IV. und die Berliner 
Märzrevolution (1901) S. 37 ff.; Hassel, J. v. Radowitz I (1905), 118 ff. 
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' Am 21. Februar 1848 liess dann der König die Minister die 
Frage durchberaten, und er verpflichtete sie nun auf das Programm 
einer Bundesreform ,0 ). Am 28. Februar 1848 aber, als unter dem 
ersten Eindruck der Pariser Revolution vom 24. Februar die Möglich¬ 
keit eines französischen Angriffskrieges in Berlin im Kronrat erwogen 
wurde, führte der König aus, für Deutschland sei jetzt der Augenblick 
gekommen, um die schweren Versäumnisse der letzten dreiunddreissig 
Jahre einzubringen und die Nation selbst zum aufrichtigen Verbündeten 
zu gewinnen 11 ). Was “die Nation’ wollte, hatte soeben erst der Basser- 
mannsche Antrag vom 5./12. Februar 1848 in der badischen Kammer 
deutlich gezeigt, der den Grossherzog von Baden mahnte, dahin zu 
wirken, 'dass durch Vertretung der deutschen Ständekammern am 
Bundestage ein sicheres Mittel zur Erzielung gemeinsamer Gesetzgebung 
und einheitlicher National - Einrichtungen geschaffen werde*. Fs war 
das alte Programm, für das in den Jahren 1814/15 Arndt und Gürres. 
in den folgenden Jahren die Burschenschaft, 1831 Welcher und Schulz 
gewirkt hatten 1 *). Wie in Preussen den Verheissungen Friedrich 
Wilhelms 111. vom Jahre 1815 gemäss die allgemeine Volksvertretung auf 
der Vertretung der Provinzen, so sollte sich im Reich die nationale Ver¬ 
tretung auf den Vertretungen der Einzelstaaten auf hauen. Die “Nation* 
aber war im wesentlichen verkörpert in dem bürgerlichen Liberalismus, 
der sich in den süddeutschen Verfassnngsstaaten, insbesondere in dem 
Gagenischen Kreise, schon parteimässig organisiert hatte, und der in 
I’reussen unter Führung rheinischer Liberalen nach Verbindung mit 
Süddeutschland drängte. Er verlangte also jetzt ausdrücklich nach einer 
aus Vertretern der Abgeordnetenkammern der Einzelstaaten bestehenden 
deutschen Volksvertretung am Bundestage. Eine solche Konzession an die 
liberale, volksmässige Staatsauffassung lag indessen dem preussischen 
König am 28. Februar noch ganz ferne. Er wie Radowitz gedachten 
wohl die Nation zum Verbündeten zu gewinnen, im Geiste der Nation 
den mächtigsten Verbündeten aufzusuchen, jedoch so. dass fortan die 
Kegicrungen ihrerseits die drängenden nationalen Wünsche, ohne jede 
selbständige Mitwirkung der Nation, erfüllten. 

10 ) Meinecke, Radowitz und die deutsche Revolution (1913) 8. 58, GO. 

n ) Koser, Friedrich Wilhelm IV. am Vorabend der Märzrevolulion, 
Histor. Zeitschrift 83 (1899) S. 52. 

,f ) Deutsche Zeitung, Beilage zu Nr. 45 vom 14. Februar 1848: K. Wild, 
Karl Theodor Welcker, ein Vorkämpfer des altern Liberalismus (1913) 
S. 113 ff 
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In der Sache selbst aber war jetzt keine Zeit mehr zu verlieren, 
da die deutsche Nation sich unter dem Eindruck der Revolution in 
Paris zu selbständigem Handeln anschickte. In Frankreich hatte soeben 
das Volk gesiegt, die Monarchie gestürzt und sich eine Regierung nach 
seinem Willen geschaffen. Die Republik auf der Basis des allgemeinen 
gleichen Stimmrechts war am 27. Februar ausgerufen und sofort von 
der Armee anerkannt worden. Dieses grosse Ereignis und insbesondere 
die Sorge vor einem Angriff von seiten Frankreichs, die es hervorrief, 
setzte in Süddeutschland die nationalen Ideen unversehens in stürmische 
Bewegung und gab ihnen eine breitere Basis. Konstitutionelle und 
radikale Forderungen verbanden sich miteinander. Die unverzügliche 
Berufung eines allgemeinen deutschen Parlaments war die Parole, die 
in zahlreichen erregten Volksversammlungen in Baden, Hessen, 
Württemberg, Nassau vom 27. Februar an zündete. Dieses Parlament 
sollte eine vorübergehende Einrichtung sein. Die künftige Verfassung 
Deutschlands und demgemäss auch die endgültige deutsche Volksvertre¬ 
tung sollte erst aus seinen Beratungen hervorgehen. Es war als eine 
konstituierende Versammlung gedacht, die vor allem schnelle Hilfe gegen 
die kraftlose Vereinzelung der deutschen Bundesstaaten bieten sollte. 
Deutschland, so war die Meinung, dürfe nicht länger vom Auslande 
verachtet werden. Zweiunddreissig Jahre habe das deutsche Volk 
fruchtlos auf die Regierungen gehofft, jetzt müsse es seine Sache selber 
in die Hand nehmen. Der nationale Enthusiasmus nahm also jetzt mit 
revolutionärer Ungeduld eine Wendung zur Selbständigkeit des Volkes 
gegenüber den Regierungen und dein Bundestag, die durch ihr bisheriges 
Verhalten das Vertrauen eingebüsst hatten. Dieses Verlangen beschränkte 
sich nicht auf die radikalen Volksversammlungen. Auf Grund von 
Verhandlungen zwischen badischen, württcmbergischen und rhein¬ 
pfälzischen liberalen Kammermitgliedern traten am 5. März in Heidel¬ 
berg ohne jedes Mandat von seiten der Regierungen öl "bewährte 
Vaterlandsfreunde’ zusammen. Ausser liberalen Kammermitgliedern aus 
Baden, Württemberg, Hessen und der Pfalz waren auch drei liberale 
Mitglieder des Landtags der Rheinprovinz, unter ihnen Hansemann. 
anwesend 18 ). Sie wollten "in diesem Augenblick der Entscheidung über 
die dringendsten Massregeln für das Vaterland beraten’. Auch sie 

,s j Von süddeutschen namhaften Kaimncrmitgliedern und Politikern 
Bassermann, Buhl, Heinr. v. Gagern, Gervinus, Häusser, Hecker, Itzstein, 
Jucho, Mathy, Römer, Soiron, Struve, Welcker. Von Mitgliedern des rhei¬ 
nischen Provinziallandtags waren Hansemann, Raff&uf und Stedmann anwesend. 
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\ertraten verschiedene Nuancen des Liberalismus, waren aber eins in 
der nationalen Idee. Ihre Überzeugung war, ‘dass die Herstellung und 
Verteidigung der Freiheit. Einheit. Selbständigkeit und Ehre der deutschen 
Nation, ihre höchsten Güter, im Zusammenwirken aller deutschen Volks¬ 
stämme mit ihren Regierungen erstrebt werden müsse, so lange auf 
diesem Wege Rettung noch möglich sei'. Auch sie beanspruchten also 
für das Volk im Hinblick auf das mangelnde Vertrauen schon jetzt eine 
selbständige und verantwortliche Mitarbeit bei der Vorbereitung der 
Nationalvertretung. Auch sie eröffneten von Volkes wegen die Kon¬ 
kurrenz zu den neuen Plänen des preussischen Königs, noch ehe diese 
bestimmt formuliert und öffentlich kundgegeben waren. Die in der 
•Deutschen Zeitung' am 7. März veröffentlichten Beschlüsse der Heidel¬ 
berger Versammlung besagten u ), sie habe, ‘um zur schleunigen und 
möglichst vollständigen Vertretung der Nation das Ihrige beantragen, 
beschlossen, einerseits 

die Regierungen auf das dringendste anzugehen, so bald und so 
vollständig als nur immer möglich das gesamte deutsche Vaterland und 
die Throne mit diesem kräftigen Schutzwalle zu umgeben, anderseits 

dahin zu wirken, dass baldmöglichst eine vollständige Versamm¬ 
lung von Männern des Vertrauens aller deutschen Volksstämme zusam¬ 
mentrete, um diese wichtige Angelegenheit weiterzuberaten und dem 
Vaterlande wie den Regierungen ihre Mitwirkung anzubieten’. Die 
Versammlung ersuchte sieben von ihren Mitgliedern, Vorschläge hin¬ 
sichtlich der Wald und der Einrichtungen einer angemessenen National¬ 
vertretung vorzubereiten und die Einladung zu einer Versammlung 
deutscher Männer schleunigst zu besorgen. Die volksmässigen Bestre¬ 
bungen erklärten sich also sofort in Permanenz, indem sie sich eine 
dauernde Vertretung, wenigstens durch einen Ausschuss, schufen lo ). 

W as aber die Zusammensetzung der improvisierten Volksvertretung 
anging, so erklärte die mandatlose Versammlung ‘eine in allen deut¬ 
schen Landen nach der Volkszahl gewählte Nationalvertretung' für un¬ 
aufschiebbar. Die Wendung war wohl absichtlich etwas dunkel ge- 

14 ) Deutsche Zeitung 1848 März 7 (Nr. 67); L. Mathy, Aus dem Nach¬ 
lass von Karl Mathy (1868) S. 122. — Für die Heidelberger Versammlung 
vgl. die Darlegungen von K. Wild a. a. ü. S. 224 ff.; J. Philippson, Über den 
Ursprung und die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts in Deutsch¬ 
land (1913) S. 29 ff. 

1B ) Die sieben Vertrauensmänner waren Hinding (Frankfurt), Heinrich 
v. Gagern, Welcker, Itzstein, Willich, Römer, Stedmann. Stedmann (der ein¬ 
zige Preussej war Mitglied des rheinischen Provinziallandtags (vgl. Anm. 13). 
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halten. Verstanden wurde sie von Anfang an als eine Abweichung 
von dem Basserniamischen Antrag in dem Sinne, dass nach dem Vor¬ 
schlag der Heidelberger in freier, nicht an die Einzelstaaten und ihre 
Ständekammern gebundener Form ein deutsches Parlament durch all¬ 
gemeine Volkswahlen in ganz Deutschland entstehen sollte. Als ein 
Mittel gegen den einzelstaatlichen, territorial beschränkten Egoismus 
war dieses direkte Wahlsystem für die allgemeine deutsche Volks¬ 
vertretung schon wiederholt, besonders seit der Julirevolution, empfohlen 
worden. Es war ein Symbol nationaler Autonomie, aber eine Gefahr 
für die geschichtliche Eigenart und Selbstbestimmung der Einzel Staaten. 
Zudem hot es dem Republikanismus eine Stütze, und selbst Radowitz 
war der Meinung, dass in diesem Augenblik eine deutsche Republik 
nicht unausführbar sei 16 *). Die Wiedererweckung der deutschen Nation 
kam aber auf diesem Wege, zumal wenn gleichzeitig der erste Sieg des allge¬ 
meinen Wahlrechts auf deutschem Roden erfochten wurde, viel energischer 
und viel volksmässiger zur Geltung als durch eine Kombination von 
Ausschüssen der einzelstaatlichen Kammern. Der demokratische und 
unitarische Zug. der diesem Walilprogramm anhaftete, entsprach also 
in diesem Augenblick dem erregten nationalen Hochgefühl der Massen; 
die Idee des deutschen Parlaments zündete in dieser radikalen Form in 
den nächsten Tagen überall mit Sturmeseile. 

Inzwischen hatte Friedrich Wilhelm IV. am 2. März Radowitz 
nach Wien gesandt, um Österreich für eine Rundesreform in seinem 
Sinne zu gewinnen. Sollte jetzt ernsthaft über ein einheitliches Regi¬ 
ment in Deutschland beraten werden, das bestimmt war, an die Stelle 
des losen Verbandes der Deutschen Rundesakte zu treten, so war das 
Zusammengehen Preussens mit der andern Grossmacht um so erwünschter, 
als der Aushau der Rundesverfassung schon wiederholt mit Metternich 
erörtert worden war und nur die Grossmächte in diesem Augenblick 
im Stande waren, den gefährdeten europäischen Frieden zu sichern. 
Ein deutscher Fürsten- und Ministerkongress ohne alle Beteiligung des 
Volkes sollte*, das war am 10. März das Ergebnis der Verhandlungen 
zwischen Radowitz und Metternich, am 25. Mürz in Dresden zur Bera¬ 
tung und allgemeinen Beschlussfassung über die deutsche Frage zu¬ 
sammentreten 16 ). Als aber diese Abmachung zwischen den beiden Gross- 

1S| ) Quellen und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft II, 
82; W. Schulz, Deutschlands Einheit durch Nationalrepräsentation (1832) S. 210; 
Hassel a. a. 0. 1, 577 (Schreiben von Radowitz vom 28. März 1848). 

l# ) Rachfahl a. a. 0. S. 67 ft'. Vgl. auch den Brief des Königs an Bunsen 
vom 9. März 1848 (Banke, Sämtliche Werke 49 50 S. 457). 
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machten getroffen wurde, waren die süddeutschen mittelstaatlichen 
Fürsten schon selbständig einen andern Weg gegangen. Sie hielten es 
für angezeigt, in der Frage der Bundesreform den neuen, radikalen 
Forderungen des Volkes, denen sie am härtesten ausgesetzt waren, ent¬ 
gegenzuwirken, indem sie den älteren, gemässigten Forderungen des 
Liberalismus Konzessionen machten. 

In den ersten Tagen nach der Heidelberger Versammlung, am 
f>.— 9. März, erklärten demgemäss die Könige von Bayern und Würt¬ 
temberg sowie die Grossherzoge von Hessen und Baden die Einrich¬ 
tung einer Xationalvertretung für erforderlich. Sie dachten dabei an 
die in der Bassermannschen Motion vorgeschlagene Form, nicht an 
das Heidelberger Programm. Und wie sie gleichzeitig den Konstitu¬ 
tionellen in ihren eigenen Staaten den Eintritt in ihre Ministerien 
gewährten, so traten sie auch sonst in wichtigen Punkten zu ihnen 
hinüber. Auf Anregung seines Legationsrates Max von Gagern ergriff 
am 7. März der Herzog Adolf von Nassau die Initiative, um die 
süddeutschen Fürsten zu einer engeren Vereinigung unter einem 
konstitutionellen, also mit der von ihnen in Aussicht genommenen 
Nationalvertretung regierenden. Fürsten zu bestimmen 1 '). Dieser Fürst 
aber war der König von Preussen; es war also das Programm der 
Deutschen Zeitung, das jetzt von Begierungsseite aufgegriffen wurde. 
Nur Preussen, nicht Österreich könne, so urteilten die süddeutschen 
Begierungen, Deutschland jetzt vor Überfall von aussen und Umsturz 
im Innern sichern. Gagern trat sofort von Wiesbaden aus eine Reise 
an die Höfe von Hessen, Baden, Württemberg und Bayern an, um 
die Fürsten auf dieses Programm zu vereinigen und dem Könige 
Friedrich Wilhelm IV. ein entsprechendes Angebot zu machen. Die 
Nationalvertretung, das deutsche Parlament, wollten die Fürsten 
gemeinsam in die Wege leiten und auf vertraulichem Wege versuchen, 
die Siebener-Kommission der Heidelberger von ihrem selbständigen Vor¬ 
gehen abzubringen. 

Über diese Vorgänge war der preussische König von Anfang 
an durch den preussischen Gesandten am Bundestag in Frankfurt, den 
Grafen Heinrich Dönhoff, unterrichtet, der ihm den süddeutschen Plan 
empfahl und schon am (>. März schrieb, das konstitutionelle System 
sei jetzt die einzige wirksame Waffe gegen die revolutionäre Idee 18 ). 

}7 ) Pastor, Leben des Freiherrn Max v. Gagern (1912) S. 185 ff. 

'*) Koser, Mistor. Zeitschrift 83, S. 59 ff. 
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Am 9. März teilte Max v. Gagern seihst auf Grund seiner inzwischen 
geführten Verhandlungen dem preussischen Minister des Auswärtigen, 
dem Freiherrn v. Canitz, mit, die vier süddeutschen Fürsten würben 
um die preussische Führung in der Voraussetzung, dass ein deutsches 
Parlament zur Mitarbeit bei der Lösung der nationalen Frage berufen 
werde“'). Der König, bisher nur mit seinem Projekte des Fürsten¬ 
kongresses beschäftigt, war damals noch nicht dieser Meinung. Kr 
schrieb am lt). März an Radowitz über seine Absicht, mit Militär¬ 
macht gegen die Revolution vorzugehen, ‘jedes Antasten der Souveränetat 
des Deutschen Rundes als Hochverrat an demselben zu proklamieren 
und demzufolge die Heidelberger Teutschparlamenter und die C hefs der 
Badischen, Darmstädter, Xassauischen etc. Bewegung in die Reichs- 
Oberacht zu erklären' 20 ). Dass aber die süddeutsche Fürstenpolitik doch 
schon damals nicht ganz ohne Eindruck auf ihn geblieben war, beweist 
die Frage, die er weiter dem Freund vorlegte. ‘Halten Sie dafür, 
dass es eine mögliche Form gibt, aus dem Dilemma herauszukommen, 
in welches so viele Fürsten das Versprechen „auf ihr Wirken zu einem 
teutschen Parlament (!!!)“ versetzt hat V Ist's denkbar, dass etwa vier 
Stände-C’urien, dem souveränen Bunde gegenüber, von Zeit zu Zeit in 
Wirksamkeit träten? Sagen Sie mir Ihres Nachdenkens Frucht 21 ). 
Sollte irgend etwas Dahinzielendes gedacht werden können, so ist der 
Dresdener Congress nicht in der Lage und der Zeit, darüber etwas 
auszuarbeiten. Dann könnte er die Erwägung auf einen deinuächstigen 
verschieben und versprechen. Doch glauben Sie und Fürst Metternich 
ja nicht, dass ich darauf jetzt besondern Wert lege! Aber Truppen 
sammeln! um bald mit der teutschen Revoluzion aus dem Bass zu 
sprechen. Und gerüstet sein, in Dresden mit einer festen Sprache und 
vereinten Entschlüssen resp. Vorschlägen aufzutreten'. Dieses Schwanken 
tritt auch noch am 11. März in einem Schreiben des Ministers Canitz 
an Badowitz in die Erscheinung 22 ). Von da an wird aber ein Um¬ 
schwung deutlich. Der König trat auf die Seite der süddeutschen 
Fürsten, die eine deutsche Volksvertretung für nötig hielten, und er, der 
grundsätzliche Gegner des Konstitutionalismus, zog daraus auch, allen 
früheren Gelöbnissen zum Trotz, die Konsequenz für Preussen. I m 

**) Pastor, a. a. 0. S. 202. 

20 ) Hassel a. a. 0. I, 492. 

Jl ) Vgl. die Antwort von Radowitz vom 13. März. (Rachfahl, Ilistor. 
Vierteljabrsscbrift VI (1003) S. 528). 

n ) Ivoser a. a. O. S. 67; Rachiahl a. a.O. S. 524. 
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in einem konstitutionellen Deutschland eine Rolle spielen zu können, 
musste Preussen auch zu llause dem Konstitutionalismus Zugeständnisse 
machen. Entscheidend für die veränderte politische Haltung des Königs 
war das gleiche Motiv, das die süddeutschen Fürsten damals bestimmte. 
Es handelte sich darum, ‘die Welt wieder in ihre Fugen einzurichten, 
aus denen ein ungeheurer Stoss sie herauszuschleudern drohte' * 3 ). Sollte 
in diesem schicksalschweren Augenblick der revolutionären, demokra¬ 
tischen Usurpation die unvermeidliche Neuordnung Deutschlands und 
damit der massgebende Einfluss auf die zukünftige Gestaltung auch der 
Einzelstaaten überlassen werden, oder sollte die legitime Gewalt der 
Fürsten sich am Ruder des Ganzen und seiner Teile behaupten ? Wie die 
süddeutschen Fürsten, so überzeugte sich auch der König von Preussen, 
dass das letztere nur noch durch Zugeständnisse an den vom gemässigten 
Liberalismus verlangten Konstitutionalismus möglich war. 

Am 12. März, offenbar auf Grund der Gagernschen Nachricht 
vom 9. März, die Canitz am Morgen des 12. März empfing 84 ), erörterte 
Bodelsclnvingh k mit dem König die neue Bahn, die Preussen jetzt not¬ 
wendig gehen müsse, wenn es sich selbst erhalten und Deutschland 
zum Stützpunkt werden solle' 2:> ). Und an demselben Tage erwiderte 
der Minister von Canitz auf Max v. Gagerns Brief vom 9. März, 
Fürstenkongress und deutsches Parlament schlössen sich nicht aus 8 *). 
Man war jetzt in Berlin bereit, das deutsche Parlament zuzugestehen, 
aber unter der Voraussetzung, dass der Fürstenkongress voraufging und 
die Grundlinien der zukünftigen deutschen Verfassung festlegte, um sie 
dem Parlament als Vorlagen zu unterbreiten. 

Wie aber sollte das deutsche Parlament sich zusammensetzen V 
Das war für die Rückwirkung der deutschen Frage auf das innere 
Verfassungsleben in Preussen entscheidend. Max v. Gagern bildete 
sich darüber die Meinung, die Wahl der deutschen Abgeordneten, von 
denen etwa einer auf 100000 Einwohner kommen sollte, sollte in 
denjenigen Staaten, die bereits wirkliche Volksvertretungen besassen, 
durch diese erfolgen; in den anderen aber, wo solche noch nicht 

**) So schrieb Canitz am 11. März an Radowitz (Koser a.a. 0. S. 68). 

**) Pastor a. a. 0. S. 458. 

,5 ) Vgl. sein Schreiben an den König vom 15. März (G. v. Diest, 
Meine Erlebnisse im Jahre 1848 und die Stellung des Staatsministers 
y. Bodelschwingh vor und an dem 18. März 1848 (1898) S. 50). 

*•) Pastor a. a. 0. S. 459; vgl. S. 203. — Vgl. Koser a.a. 0.83 S.70 
Anm. Das Schreiben von Canitz ist vom 12., nicht vom 11. März (RacbfahR 
in der Histor. Vierteljahrsschrift VI (1903) S. 506). 
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bestanden. — also insbesondere in Preussen und Österreich — sollten 
die Abgeordneten aus der Gesamtheit der Staatsbürger gewählt werden 27 ). 
Da aber wies der König von Württemberg für Preussen einen andern 
Ausweg. Er war von den süddeutschen Fürsten derjenige, der sich 
damals am unbedingtesten dafür aussprach, dass Preussen die Führung 
in dem Kampf gegen die innere Revolution und gegen den äusseren 
Feind übernehme. Briefliche Äusserungen von ihm hatten noch vor 
wenigen Tagen den preassischen König in den militärischen Plänen 
gestärkt, von denen sein Schreiben an Radowitz vom 10. März sprach 28 ). 
Er aber erklärte jetzt am 11. März, es sei die Überzeugung der ver¬ 
einigten süddeutschen Höfe, ‘dass die Leitung Preussens nur dann 
möglich, die öffentliche Stimmung und Unterstützung von ganz Deutsch¬ 
land nur unter der Bedingung dafür zu gewinnen sein dürfte, wenn 
Preussen seinem Volke im wesentlichen dieselben Rechte und Freiheiten 
gewähre, die die süd- und westdeutschen Stämme bereits besassen*. 
Noch an demselben Tage teilte Max v. Gagern dem Freiherrn Heinrich 
von Arnim-Suckow, dem bisherigen preussischen Gesandten in Paris, 
der sich seit dem 11. März in Berlin aufhielt und grossen Einfluss 
auf den König in der deutschen Sache gewann, mit, dass die vereinigten 
süddeutschen Höfe sich nur unter dieser Voraussetzung einen Erfolg 
ihres Vorgehens versprechen könnten 20 ). Das hiess also, Preussen 
müsse, wenn es von den Regierungen der süddeutschen Staaten als die 
führende Macht anerkannt werden sollte, eine Konstitution von der 
Art annehmen, wie sie diese Staaten damals besassen. 

Die Furcht vor einer französischen Invasion war schon damals 
nicht mehr dringend; die junge Republik dachte nicht an Krieg. Um 
so stärker gewachsen war aber die innere Gefahr. Die Heidelberger 
Siebener-Kommission dankte keineswegs zu Gunsten der Regierungen ab. 
Zwar meinte Canitz am 13. März, den Beschluss einer ganz willkürlich 
in Heidelberg formierten Versammlung könne Deutschland unmöglich 
als Gesetz annehmen 30 ). Aber die Übermacht der erregten öffentlichen 
Meinung schuf der Idee des deutschen Parlaments im Sinne der Heidel¬ 
berger eine ungeahnte werbende Kraft. Der Plan eines selbständigen 
deutschen Volksparlaments wuchs zum leitenden Gedanken der grossen 

27 ) Pastor a.a.O. S. 460. 

28 j Vgl. Hassel a.a.O. I, 492. 

2# ) Denkwürdigkeiten aus dem Lehen Leopold von Gerlachs I, 130; 
Pastor a. a. 0. S. 205 ff. 

M ) Rachfahl, in der Histor. Vierteljahrsscbrift VI (1903), 510. 
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politischen Bewegung heran, dem auch die bürgerlichen Ordnungs¬ 
parteien sich mit leidenschaftlicher Warme Hingaben. Am 12. März 
erliess die Siebener-Kommission eine Einladung ‘an alle früheren oder 
gegenwärtigen Ständemitglieder und Teilnehmer an gesetzgebenden 
Versammlungen in allen deutschen Landen sowie an eine Anzahl anderer 
durch das Vertrauen des deutschen Volkes ausgezeichneten Männer, 
die bisher nicht Ständemitglieder waren’, auf den 30. März nach Frank¬ 
furt. Dort sollte eine selbständige, von keiner Legierung autorisierte, 
aber auch von keiner Regierung gehinderte ‘vorbereitende National¬ 
versammlung’ statttinden — es war die unter dem Namen Vorparlament 
bekannt gewordene Versammlung, aus der das Frankfurter Parlament 
unmittelbar hervorgegangen ist. 

Diese süddeutschen Vorgänge haben den Umschwung in der 
Haltung Friedrich Wilhelms IV. gegenüber dem modernen Konstitutiona- 
lismus zum Abschluss gebracht. Am 2. März, bei der Entsendung von 
Radowitz nach Wien 31 ), bewegte er sich noch ganz in seiner eigenen, 
selbstgewählten Bahn. Am 6. März, beim Abschluss der Verhandlungen 
der Vereinigten Ausschüsse in Berlin, gewährte er dem Vereinigten 
Landtage die im Jahre 1847 hartnäckig verweigerte Periodizität® a ). 
Ohne die Garantie regelmässiger Wiederberufung der Volksvertretung 
ist eine Verfassung im modernen Sinne undenkbar. Indem der König 
in Aussicht stellte, den Landtag fortan alle vier Jahre zu berufen, legte 
er der Krongewalt in Preussen die erste dauernde und grundsätzliche 
Beschränkung auf. Aber er tat das an diesem Tage noch nicht zu 
Gunsten einer modernen, repräsentativen Volksvertretung. Am 8. März 
machte Leopold v. Gerlach gelegentlich eines Besuchs beim König die 
Beobachtung, dass ‘die schwere Zeit wohl schon auf ihm lastete, be¬ 
sonders das Gefühl des Unterliegens unter dem von ihm verabscheuten 
Konstitutionalismus’ 33 ). Sein Schwanken in den nächsten Tagen haben 
wir geschildert. Es war nicht nur der süddeutsche EinHuss, der auf 
den König wirkte. Sein Minister Bodelschwingh hielt schon seit längerer 
Zeit auch aus Gründen der inneren preussischen Politik den Übergang 
des preussischen Staates zum Konstitutionalismus für erforderlich 34 ), 
der nun von Süddeutschland aus nationalen Erwägungen förmlich ver- 


*') Vgl. oben S. 140. 

**) WolflT, Berliner Revolutionschronik I, 11. 

,s ) L. v. Gerlach a. a. 0. I, 127. 

34 ) Koser a. a. 0. S. 65 f.; Rachfahl, Deutschland usw. S. 85 ff. 
Westd. Zeitschr. f. Gesch u. Kunst. XXXII, I/Il. 10 
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langt wurde und der sich objektiv als der nächstliegende Weg empfahl, 
um die Teilnahme Preussens an der beabsichtigten allgemeinen Volks¬ 
vertretung beim Bunde im Sinne des Bassermannschen Antrages zu be¬ 
wirken. Unter diesen Umständen sprach zwar noch das Patent des 
Königs vom 14. März 35 ) ausdrücklich nur von dem Fürstenkongress 
in Dresden, der für den 25. März bestimmt in Aussicht gestellt wurde; 
erst am 27. April sollte der Vereinigte Landtag für Preussen mit der 
Situation befasst werden, wie sie für Deutschland durch diesen Kongress 
geschaffen wurde. Der König sprach indessen auch schon seinen Ent¬ 
schluss aus, auf dem Kongress mit allen Kräften dahin zu wirken, dass 
das im regenerirten Deutschen Bunde ‘wahrhaft vereinigte, durch freie 
Institutionen gekräftigte. nicht minder aber auch gegen die Gefahren 
des Umsturzes und der Anarchie geschützte deutsche Volk die alte 
Grösse wiedergewinne, damit Deutschland den ihm gebührenden Kang 
in Europa einnehme’. Und wir wissen von Bodelschwingh, dass an 
diesem 14. März tatsächlich der entscheidende Beschluss schon gefasst 
war, Preussen eine Konstitution, und zwar im wesentlichen im Sinne 
der süddeutschen Staaten, zu geben 33 ). Diese wichtigste Konsequenz, 
welche sich aus der geplanten nationalen Volksvertretung in Deutsch¬ 
land für die besonderen preussiscken Verhältnisse ergab, war also grund¬ 
sätzlich bereits zugestanden. Die neue preussische Verfassung sollte 
am 27. April gleichfalls auf dem Vereinigten Landtag vorbereitet 
werden. Noch an demselben 14. März erwiderte der König einer De¬ 
putation der Stadt Berlin, die in einer Adresse vom 11. März die 
Vollendung des preussischen Verfassungswerks durch die Gewährung 
einer angemessenen volkstümlichen Vertretung mit beschliessendem 
Votum bei einfacher Stimmenmehrheit erbat, der Vereinigte Landtag 
sei allein berufen, diese Angelegenheit zusammen mit der Regierung 
zu erledigen 3 '). Seit dem 11. März hielt er die Einberufung dieses 
Landtags für nötig, weil er den von der Revolution erfassten süddeut¬ 
schen Staaten wie der öffentlichen Meinung gegenüber nicht glaubte, 
sich ohne ihn halten zu können 98 ). Bodelschwingh aber berief gleich¬ 
falls am 14. März zwei Oppositionsführer vom ersten Vereinigten Land¬ 
tag, G. v. Vincke und Ludolf Camphausen, eiligst zu vertraulicher 
Rücksprache nach Berlin. Die Ereignisse, so schrieb er, drängten in 

3# ) Wolff, Berliner Revolutionschronik I, 67. 

8# ) Vgl. unten S. 152. 

37 )- Wolff, Revolutionschronik I, 35. 65. 

,8 ) L. v. Gerlach a. a. 0. 1, 130. 
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unglaublicher Weise. Der Vereinigte Landtag werde vielleicht über 
das Schicksal Deutschlands zu entscheiden haben und möglicherweise 
schon auf den 10. April anberaumt werden müssen Es sei notwendig, 
durchgreifende Massregeln zu treffen, grosse Reformen in den preussischen 
Zuständen vorzunehmen, um die Sympathien Deutschlands insoweit zu 
gewinnen, als es erforderlich erscheine, um dessen Auflösung zu verhüten. 
Er wolle mit ihnen besprechen, wie weit er gehen müsse und dürfe 39 ). 

Dass die österreichische Regierung, mit der bisher von Preussen nur 
über den Plan des Fürstenkongresses vom 25. März verhandelt worden 
und die in der süddeutschen Anregung völlig ausgeschaltet war, eben 
damals, am 13. und 14. März, durch die Revolution in Wien zusam¬ 
menbrach. wusste man in Berlin in diesem Augenblicke noch nicht. 
Als am 15. März die ersten unvollständigen Nachrichten einliefen, 
teilte Canitz dem noch in Wien anwesenden General v. Radowitz mit, 
die von den süddeutschen Regierungen inzwischen auch beim Bundes¬ 
tage eingebrachten Anträge auf Bildung eines deutschen Parlaments 
könnten nicht mehr einfach zurückgewiesen werden, da der Bundestag 
im Drange der Ereignisse bereits entgegenkommende Beschlüsse gefasst 
habe 40 ). Die Wiener Katastrophe, die in vollem Umfange am 16. März 
in Berlin bekannt wurde, hatte dann das natürliche Ergebnis, dass 
Friedrich Wilhelm IV. den Zeitpunkt für gekommen hielt, schnell und 
selbständig mit den Süddeutschen vorzugehen, um die weitere Entwick¬ 
lung der deutschen Frage in geregelten und gesetzlichen Bahnen zu 
halten. Das Patent vom 18. März brachte seine Absicht, die 

Reorganisation der Bundesverfassung unverzüglich gemeinsam durch 
Fürsten und Volk zu bewirken, öffentlich zum Ausdruck. Um die 

erforderliche Ebenbürtigkeit der aus den Ständen aller deutschen 
Länder zu bildenden vorläufigen Bundesrepräsentation zu erzielen, war 
eine Verfassungsänderung in Preussen unvermeidlich, zu deren Vor¬ 
bereitung der Vereinigte Landtag nun, statt auf den 25. April, schon 
auf den 2. April, acht Tage nach dem Fürstenkongress vom 25. März, 
einberufen wurde. 

'Um Deutschlands willen’ gestand der König den ihm wider¬ 
wärtigen Konstitutionalismus für Preussen zu. Das hat er wiederholt 

'*) Diest a. a. 0. S. 28, 48. — Brandenburg, Briefwechsel Friedrich 
Wilhelms IV. mit Ludolf Campbausen (1906) S. 221. (Das Original des Briefes 
bat das Datum: März 14). 

*°) Das war am 10. März tatsächlich geschehen (Koser a.a. O. S. 70; 
Rachfabl in der Histor, Vierteljahrsschrift VII (1904), 197). 
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seinem Vertrauten Leopold v. Gerladi erklärt 41 ), der selbst dein mo¬ 
dernen Verfassungswesen ebenso grundsätzlich widerstrebte, aber den 
Umschwung des Königs nicht mitmacbte. Der König wollte jetzt seinem 
Staate eine Konstitution gewähren, nicht, weil er sich durch die Ver¬ 
sprechungen seines Vaters vom Jahre 1815 gebunden fühlte; auch nicht, 
weil er die rheinisch-liberale Auffassung billigte, wonach einerseits das 
preussische Volk eine Stufe der Bildung erstiegen hatte, die seine po¬ 
litischen Ansprüche den unter freien Verfassungsformen lebenden Völkern 
gleichstellte, wonach anderseits die Wohlfahrt des Staates selbst einer 
mitwirkenden, auf garantierten Rechtsverhältnissen beruhenden Volks¬ 
tätigkeit bedurfte. Nur der äussere, dem süddeutschen wie dein rheinischen 
Liberalismus gleichfalls vertraute und jetzt auch ton den süddeutschen 
Fürsten übernommene Gesichtspunkt, dassPreussen Verfassungsstaat werden 
müsse, um die drängende deutsche Bundesreform in gesetzlichen Bahnen 
voranzubringen, bestimmte den König, die Überleitung seines Staates in 
moderne, konstitutionelle Formen in die Hand zu nehmen. Grundsätzlich 
machte also auch er dem modernen System keine Zugeständnisse. Sein 
Zugeständnis war nur widerwillig, aber es war im Hinblick auf seinen 
deutschen Endzweck aufrichtig. ‘Er wolle aufrichtig die Konstitution 
— äusserte er noch im September zu Beckerath, als er diesem die 
Neubildung des Ministeriums übertragen wollte —, denn wenn es gälte, 
einen Brand zu löschen, und es sei nur unreines Wasser zur lland, 
so müsse mau auch zu diesem greifen. Deutschland stehe aber in 
Flammen und sei, wie er wohl einsehe, nur durch den Konstitutiona- 
lisinus zu retten’ 42 ). Lag es aber in der Natur der ihn bestimmenden 
deutschen Absichten, dass er nur einen dem süddeutschen verwandten 
Konstitutionalismus im Auge haben konnte, so muss die Antwort auf 
die Frage, welches bestimmte System dem König im Patent vom 
18. März unter der schillernden Bezeichnung ‘konstitutionelle Verfassung' 
vorschwebte, aus dem Wesen der süddeutschen Verfassungen entnommen 
werden. Bei dem fliessenden Charakter, der in der vormärziidien 
Epoche den politischen Begriffen in Deutschland noch durchweg eigen 
war, kann Klarheit besser durch die Betrachtung der wirklichen Zu¬ 
stände, als aus der doktrinären oder populären Terminologie gewonnen 
werden 43 ). 

4I ) Zuerst am 13. April 1848 (Denkwürdigkeiten I, 134, 151). 

4 *) Vgl. unten Beilage IV. 

4S ) Über die verschiedene Deutung des Begriffs in der Zeit von 1830 
bis 1848 vgl. Koser, Zur Charakteristik des Vereinigten Landtags von 1847 
(Beiträge zur brandenburgischcn und preussisrlien Geschichte, 1908, S. 287 ff.). 
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So verschieden die süddeutschen Konstitutionen, die bayrische 
und badische von 1818, die württembergisohe von 1819, die grossherzog- 
lich hessische von 1820 untereinander waren, so waren sie doch sämtlich 
durch die Unterschrift, und das feierliche Versprechen des Fürsten gar.an- 
tierte Verfassungen, die eine wirkliche Volksvertretung festsetzten 44 ). 
Sie beruhten auf der Existenz eines homogenen Staatsbürgertums, das 
gleich vor dem Gesetz war. nach gleichmässigen Normen zu den Steuern 
und Lasten des Staates beitrug und seine Abgeordneten als die Reprä¬ 
sentanten des ganzen im Staate vereinigten Volkes wählte. Das Volk als 
Ganzes war also ein vom Fürsten anerkanntes öffentliches Rechtssubjekt. 
Das Wahlrecht war zwar sehr verschiedenartig gestaltet, aber auch da, wo 
die Wahlen zum Teil nach Geburts- und Berufsständen erfolgten 4J ), 
vertraten die Gewählten doch den Gemeinwillen, nicht ihren Stand. 
Die beiden Kammern übten zusammen mit den Fürsten die gesetzgebende 
Gewalt einschliesslich der Steuergesetzgebung aus. Die periodische 
Einberufung der Kammern alle zwei oder drei Jahre war verfassungs¬ 
mässig garantiert. Die Stellung der Fürsten entsprach allerdings nicht 
dem ‘vulgären’ Konstitutionalismus 4 *), d. h. der konstitutionellen Doktrin, 
wie sie aus dem englischen Verfassungsleben abgeleitet wurde und in 
den französischen Konstitutionen von 1791 und 1830, sowie in der 
belgischen Konstitution von 1831 zur Geltung kam 47 ). Sie hatten eben 
nicht in Revolutionen ihren Ursprung, in denen die alten fürstlichen 
Gewalten durch die Volkssouveränetilt beseitigt wurden und konsti¬ 
tuierende Versammlungen eine neue Verfassung beschlossen. Dort lag 
der Schwerpunkt der politischen Macht naturgemäss bei der Volksver¬ 
tretung; die Verfassung verkörperte das pari am ent arisch-kon¬ 
stitutionelle Prinzip. Die süddeutschen Konstitutionen waren 
dagegen sämtlich vom legitimen Fürsten verliehene, oktroyierte Verfas¬ 
sungen. Die Monarchie war hier nicht neu auf eine ihr zeitlich vorauf- 

**) Die Verfassungen sind hei Pölitz, Die europäischen Verfassungen 
seit dem Jahre 1789 I.i S. 134, 461, 434, 677 (neuerdings auch hei Altmann, 
Ausgewählte Urkunden der deutschen Verfassungsgeschichte seit 1806) ab- 
gedrmkt. — Vgl. G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre* (1905) S. 455 ff,, 
511 ff.; Jellinek, Regierung und Parlament in Deutschland (1909) S. 5 ft'. 

48 ) Am stärksten war das in Bayern der Fall; aber auch liier wählte 
man 'zum allgemeinen Besten des Landes (vgl. Pölitz a. a. (>. I, 1 S. 161). 

*’) Wie ihn Radowitz nannte (oben S. 135 Anm. 5). 

47 ) Die ausländischen Verfassungen sind ebenfalls von rülitz a. a. 0. 
II und IFI sowie von Altmann. Ausgewählte Urkunden zur ausserdeutseben 
Verfassiingsgeschichte seit 1776 (*1913) allgedruckt. 
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gehende Verfassung gegründet, sondern die historische Monarchie war 
nur durch eine nachträglich verliehene Verfassung beschränkt worden. 
Die Verfassungen ruhten im wesentlichen auf demselben monarchisch- 
konstitutionellen Prinzip wie die ‘Charte constitutionelle’ Ludwigs 
XVIII. von Frankreich vom Jahre 1814, die dieser gelegentlich der 
bourbonischen Restauration oktroyierte und die bis 1830 in Geltung war 48 ). 
Danach blieb der Fürst das souveräne Oberhaupt des Staats, er verkörperte 
alle Rechte der Staatsgewalt in sich, übte sie indessen nur unter den 
durch die Verfassung festgesetzten Bestimmungen aus. Die verfassungs¬ 
mässigen Rechte waren zwischen Fürst und Volksvertretung tatsächlich 
so verteilt, dass die Fürsten die Übermacht bisher hatten behaupten 
können. Sie konnten durch die Kammern nicht wider ihren Willen 
gezwungen werden. Ihre Freiheit in der Auswahl der Minister war 
wirklich vorhanden. Auch in den anderen Konstitutionen ist dem 
Fürsten zwar das formelle Recht zugestanden, seine Minister frei zu 
wählen und zu entlassen 49 ). Aber die übrigen Bestimmungen über die 
verfassungsmässigen Kroniechte und die parlamentarischen liechte sind 
hier so gegeneinander abgewogen, die inneren Garantien, namentlich 
in Bezug auf die Bewilligung und die Erhebung der Steuern, sind so 
verteilt, und die öffentliche Meinung ist so willensstark, dass der Fürst 
nur dann regieren kann, wenn seine Minister mit der Majorität der 
Volksvertretung übereinstimmen, ihr entnommen oder wenigstens genehm 
sind. In den deutschen Konstitutionen waren die Minister zwar auch 
als ‘verantwortlich’ bezeichnet. Das Wort ‘responsable’ steht schon in 
der französischen Verfassung von 1791. Während aber noch die 
Charte von 1814 (Art. 54, 55) der Zweiten Kammer ausdrücklich das 
Recht zusprach, die Minister anzuklagen, wobei dann die Erste Kammer 
den Gerichtshof bildete, und während sie betonte, dass die Minister 
Mitglieder der Ersten und Zweiten Kammer sein konnten, sagten die 
deutschen Verfassungen hierüber nichts; sie bestimmten nicht, wem die 
Minister verantwortlich seien, deuteten aber durch die Zusammenstellung 
der Ministerverantwortlichkeit mit der allgemeinen Verantwortlichkeit 
der Beamten an, dass sie die spezifisch konstitutionelle Verantwortlich- 

18 j Wir bedienen uns im folgenden der abgekürzten Wendungen 
'monarchisches Prinzip’ und parlamentarisches Prinzip’. 

* 9 ) Es genügt, auf die französische Verfassung von 1791 Art. 105 ( Au 
roi seul appartiennent le choix et la revocation des ministres’) und auf die 
belgische Verfassung von 1831 Art. 65 ( Le roi nomine et revoijue ses mi¬ 
nistres’) hinzuweisen. 
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keit abzuschwächen suchten. In diesem Punkte blieben sie also hinter 
der Charte von 1814 zurück, ebenso wie in den Festsetzungen über 
das Budgetrecht der Kammern. Die süddeutschen Minister wurden 
denn auch regelmässig dem Beamtentum, nicht den Volksvertretungen 
entnommen. Sie kontrasignierten die fürstlichen Erlasse, aber die 
Kammern hatten keine Gewalt über sie. Die Ministerien blieben auch 
ohne und gegen Kammermajoritäten ruhig weiter im Amt. 

Trotzdem aber bedeutete der Übergang zu diesem System für 
den über allen Staatseinrichtungen selbständig dastehenden, überall 
selbsttätig eingreifenden preussischen Monarchen, in dessen Händen 
alle Zweige der Staatsgewalt sich vereinigten, eine starke Einbusse an 
Macht. Grundsätzlich erkannte Friedrich Wilhelm IV., das zeigte seine 
eigenste Schöpfung, der Vereinigte Landtag von 1847, das Volk als 
einheitliches staatsrechtliches Subjekt überhaupt nicht an. Er gab nicht 
zu, dass die Verheissungen seines Vaters aus dem Jahre 1815 eigene 
Itechte des ‘Volkes' begründet hätten. Das preussische Volk als Ganzes 
konnte nach seiner Auffassung ihm gegenüber nicht repräsentiert werden. 
Eigene, autonome Rechte gestand er nur den drei grundbesitzenden 
Ständen (der Ritterschaft und den Vertretern der Stadt- und Land¬ 
gemeinden) zu, und zwar nur im Rahmen der einzelnen Provinzen, 
denen der König in dieser Hinsicht die Stellung der Einzelterritorien 
des preussischen Staats vor dem Jahre 1806 anwies. Diese Rechte 
waren seines Erachtens im Jahre 1823 durch die neue Provinzialverfas¬ 
sung zutreffend zum Ausdruck gebracht woiden; die Provinzialverfas¬ 
sung coditizierte, was den Ständen ‘zur Handhabung ihres Eignen’ zu- 
stand 50 ). Von den gewählten Deputierten dieser Provinzialstände 
vertrat aber jeder einzelne nur den eigenen Stand, nicht die Bevölkerung 
der ganzen Provinz. Aus den Provinzialständen konnten demgemäss 
nicht etwa durch Wahlen allgemeine Stände mit dem Anspruch auf 
periodische Einberufung, und erst recht nicht mit „dem Gelüste einer 
Volksrepräsentation“, hervorgehen 51 ). Der König selbst behielt sich 
vielmehr 1847 als Träger der gesamten staatlichen Rechte vor. nach freiem 
Ermessen die acht Provinziallandtage bei Gelegenheit — wenn es ihm 
erwünscht war, keineswegs in garantierten Zwischenräumen, — zu 
gemeinsamer Beratung als Vereinigten Landtag nach Berlin zu berufen. 

®°) Vgl. die Darlegung des Königs vom 31. März 1848 (Ilassel, Itado- 
witi 1, 579). 

SI ) Allgemeine Stände hatte es in Preussen auch vor 1806 nicht 
gegeben. 
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Politische, den ganzen Staat berührende Rechte besass diese Versammlung 
folgerichtig nur durch freiwillige königliche Übertragung; sie trug keine 
Spur von autonomen Befugnissen dieser Art in sich 5 *). Der König hatte 
ihr im Jahre 184 7 das Recht des Beirats und der Begutachtung in 
den inneren Angelegenheiten des Landes, sowie die Genehmigung von 
Staatsanleihen in Friedenszeiten und von neuen direkten Steuern 
zugewiesen; diese Kompetenzen traten wieder in Kraft, so oft der König 
den Vereinigten Landtag von neuem berief. Das sollte, so versprach 
er jetzt am 6. März 1848, fortan alle vier Jahre geschehen. 

Von hier war also noch ein weiter Weg bis zu dem für alle Zukunft 
garantierten Zugeständnis einer aus Wahlen hervorgehenden und perio¬ 
disch zusamraentretenden repräsentativen Volksvertretung, einer grund¬ 
sätzlichen Teilung der gesetzgebenden Gewalt und des Besteuerungs- 
rechtes zwischen Krone und Volksvertretung, eines irgendwem ausser 
dem Könige selbst ‘verantwortlichen’ Ministeriums — also bis zu dem 
süddeutschen System. Der Beschluss, dem preussischen Staate eine 
Konstitution zu geben, war nach Bodelschwirighs schon angedeuteter 
Erklärung aus dem November 1848 am 14. März gefasst 5S ). Es sollte 
danach eine Verfassung sein, ..nach welcher die Gesetzgebungsgewalt 
und das Besteuerungsrecht zwischen dem Könige und den Ständen 
geteilt ist, die Regierung (Vollziehungsgewalt) aber dem Könige unter 
der Verpflichtung verbleibt, ein der Krone und den Ständen für die 
Handhabung der Gesetze verantwortliches Ministerium anzustellen. 
Innerhalb dieser Grenzen lag natürlich ein weites Feld“ 54 ). Diese 
Definition beweist, dass es sich nun in der Tat um eine Verfassung nach 
dem Muster der süddeutschen handeln sollte. Selbst das Substrat für 
dieses System war indessen in Preussen noch nicht vorhanden. Nur 
in Rheinland-Westfalen existierte seit der Zeit der französischen 
Fremdherrschaft ein homogenes Staatsbürgertum, wie es der Rheinbund 
in Süddeutschland geschaffen hatte, also ein Staatsbürgertum, in dem 
die historisch geschiedenen Stände gleichberechtigt aufgingen. Dem¬ 
gemäss war im Rheinland die Auffassung, dass die Repräsentation des 
Volkes eine und dieselbe für den ganzen Staat sein müsse, am stärksten 
vertreten. In den alten Provinzen, den preussischen Kernlanden, war 
der Landadel, der mit dem Aufstieg der preussischen Grossmacht 

5 *j In seiner Eröffnungsrede vom 11. April 1847 fasste der Königseine 
Vorstellung von den Rechten der Stände zusammen. 

“) Vgl. oben S. 146. 

M ) G. v. Diest a. a. 0. S. 28. 
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geschichtlich aufs engste verbunden war und traditionell in Zivil und 
Armee die entscheidenden Stellen im Staate innehatte, gegenüber den 
Stadtbürgern und Bauern im Grundsteuerwesen eximiert und privile¬ 
giert. und er besass noch polizeiliche und gerichtliche Herrenrechte 
über die Bauern. Ohne eine neue einheitliche Steuergesetzgebung und 
ohne die Beseitigung von Adelsprivilegien war also eine Verfassung 
nach süddeutscher Art für Preussen unmöglich. 

Ein gewichtiges Bedenken war ferner mit dem süddeutschen 
System verbunden. Das Übergewicht des monarchischen über den 
parlamentarischen Faktor schloss erfahrungsgemäss häufige und heftige 
innere Kämpfe, bis zu gewaltsamen Staatsstreichen, nicht aus. Seit 
1840 hatte sich in Baden wieder ein mehrjähriger Konflikt über die 
Verantwortlichkeit der Minister abgespielt 55 ). Regierung und Volk 
stellten also nach diesem System nicht eine von Vertrauen erfüllte 
Einheit dar, sondern sie standen sich oft als erbitterte Gegner gegen¬ 
über. Die ‘Deutsche Zeitung' in Heidelberg, die eine systematische 
Propaganda für das konstitutionelle System machte, weil sie ‘in der 
Gleichartigkeit der Verfassung oder des Verfassungsprinzips aller deut¬ 
schen Staaten das stärkste Gegengewicht gegen die innere Zerklüftung 
Deutschlands’ erblickte, verfocht ‘das Prinzip der konstitutionellen 
Monarchie in einem freien Sinne, in allen seinen Konsequenzen und 
für alle Teile des Vaterlandes, wo es zu behaupten, wo es zu läutern, 
«o es herzustellen und wo es zu verringern ist’ 56 ). Sie vertrat in 
diesem süddeutschen Gegensatz zwischen Regierung und Volksvertretung 
die Forderung nach Ministern, die vor der Majorität verantwortlich 
"aren, also das parlamentarische Prinzip. Auf diesem Wege wollte sie 
das Einvernehmen zwischen Regierung und Volksvertretung herstellen 5 ‘). 
So erklärt es sich, dass die konservative preussische Regierung diese 
Zeitung als Gegnerin empfand, so hingebend sie auf eine preussische 
Hegemonie in Deutschland hinarbeitete. Sie war eben dem historischen 
Wesen des preussischen Staates entgegengesetzt und suchte auf publi¬ 
zistischem Wege Preussen aus seiner bisherigen innern Verfassung 
herauszudrängen. Von Anfang an. so urteilte der preussische Kultus- 


M ) L. Müller, Die politische Sturm- und Drangperiode Badens I (1905) 
S- 3ff.; Ruckstuhl, Der badische Liberalismus und die Verfassungskämpfe 
1841/43 (1911) S. 27 ff. 

M ) Vgl. das Programm vom 8. Mai 1847 (Mathy a. a.O. S. 32). 

”) Das beachtete man in Preussen wohl (Koser, Vereinigter Landtag 
a a.O. S. 292 Anm.l; vgl. auch Kulenkampff a. a. 0. S. 52). 
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minister Eichhorn am fi. Februar 1848, habe die Deutsche Zeitung 
nicht aufgehört, die Verhältnisse Preussens mit allen Mitteln einer 
entsittlichten politischen Sophistik zu entstellen und als unvereinbar 
mit den Interessen des deutschen Volkes erscheinen zu lassen. Dem 
grossen Einfluss solcher Blätter auf die öffentliche Meinung aber 
könne es wohl gelingen, eine solche Masse von Überzeugungen für 
sich zu gewinnen, dass es der Regierung unmöglich werde, den 
historischen Boden ihres Rechts und ihrer Wahrheit ferner zu behaupten 58 ). 
Nicht auf dem Wege der ‘Deutschen Zeitung’ gedachte der König der 
im monarchischen Prinzip nach den bisherigen Erfahrungen beruhenden 
Gefahr für Preussen vorzubeugen. Das Patent vom 18. März 1848 
erklärte vielmehr: ‘Wir verlangen ein deutsches Bundesgericht zur 
Schlichtung aller Streitigkeiten staatsrechtlichen Ursprungs zwischen 
den Fürsten und den Ständen, wie auch zwischen den verschiedenen 
Regierungen’. Seine nähere Erklärung findet dieser wichtige Satz in 
der erwähnten Denkschrift von Radowitz vom 20. November 1847. 
Das schon 1815 auf dem Wiener Kongress erörterte höchste Bundes¬ 
gericht spielt in dieser programmatischen Schrift eine bedeutsame und 
eigenartige Rolle. Es sollte verhüten, dass der Fürst in die Lage komme, 
mit seinem Beamtenministerium auf die Dauer gegen die Kammern zu 
regieren. ‘Die ausgebildete Repräsentativverfassung — so führt Ra¬ 
dowitz aus 59 ) —, die auf der absoluten Herrschaft der Majoritäten 
beruht, schlichtet die Konflikte zwischen Regierungen und Volksvertretern 
durch den Wechsel der Personen (Minister) und des Systems. Staaten 
hingegen, welche, wie alle deutschen, dem Prinzip der Volkssouveränetät 
nicht Raum geben, bedürfen schlechterdings eines rechtlichen Austrags 
solcher Streitigkeiten, in welchen die vorläufige Entscheidung der Re¬ 
gierung immer nur ein Provisorium zu konstituieren vermag’. Radowitz 
erwies mit dieser Deduktion die “allerdringendste’ Notwendigkeit eines 
höchsten Bundesgerichts. 

Demnach rechnete die im Patent vom 18. März vom König in 
Aussicht gestellte preussische Konstitution auf die Eingliederung Preussens 
in einen deutschen Bundesstaat mit einem Bundesgericht, das die im Wesen 
der neuen prenssischen Verfassung begründeten zukünftigen Streitigkeiten 
zwischen Krone und Volk letzten Endes zu entscheiden, über die Grenze 
zwischen Krongewalt und Volksrechten in Preussen als höchste Instanz 

M ) Gemeinsamer Bericht der Minister Bodelschwingh, Eichhorn und 
Düesberg an den König, vom 6. Februar 1848 (Geh. Staatsarchiv in Berlin). 

M ) Gesammelte Schriften III, 323. 
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zu bestimmen batte. Der König war, das entsprach seiner politischen 
Grundanschauung, bereit, das egoistische Interesse seines preussischen 
Staates hinter seine Beziehungen zu dein historisch geweihten deutschen 
Staatsverband und der europäischen Staatengemeinschaft zm ücktreten 
zu lassen 60 ). Die altpreussische Umgebung des Königs aber, der seine 
früheren Verfassungsexperimente schon ebenso gefährlich für die in sich 
ruhende historische Kraft des Staates wie für das Interesse der ihn 
bisher tragenden adligen Schicht erschienen waren, war weder für die 
nationalen noch für die konstitutionellen Ideen des Monarchen durch ein 
System zu gewinnen, wonach in Zukunft von Bundesstaats wegen ersetzt 
werden sollte, was der preussischen Konstitution an innerem Gleich¬ 
gewicht fehlte. — wodurch also die Souveränetät Preussens an einem 
wesentlichen Punkte dauernd in Frage gestellt wurde. 

Bodelschwingb hatte den Wortlaut des Patents vom 18. März 
seit dem 14. März vorbereitet. Niedergeschrieben hat er ihn in der 
Nacht vom 17.—18. März, und zwar nachdem er eine von der Stadt 
Köln entsandte Deputation hei sich empfangen hatte, die nach Berlin 
gekommen war, um dem König über die drohende Lage der Rhein¬ 
provinz zu berichten. Der Abfall der Provinz, die damals ein Sechstel 
der Gesamtbevölkerung Preussens umfasste und einen noch grossem 
Bruchteil der Steuerkraft des Staates darstellte 61 ), wurde befürchtet. 
Preussen batte in der 1815 gewonnenen Rheinprovinz nur im bürger¬ 
lichen Liberalismus wirklich Wurzel gefasst, und zwar seit den 
ersten Erfolgen der preussischen Handelspolitik im Zollverein von 
1834 62 ). Die rheinischen Liberalen waren seitdem mit Nachdruck da¬ 
für eingetreten, dass vermittels einer wirklichen Verfassung und . einer 
homogenen Volksvertretung die innere Verschmelzung der kulturell noch 
so verschiedenen preussischen Provinzen zu einem einheitlichen Staats¬ 
ganzen angebalint werde, ähnlich wie es in dem 1815 aus mancherlei 
Staatssplittern zusammengefügten Grossherzogtum Baden vortrefflich ge¬ 
lungen war. Nur die Weigerung der Regierung, darauf einzugelien, 
setzte sie in Opposition zu dieser 63 ). Der Liberalismus hafte seinen 

Ä0 ) Meinecke, Radowitz und die deutsche Revolution (1913) S. 51. 

6l ) Der rheinische Oberpräsident Eichmann schrieb am 13. Januar 
1847 in einem Bericht an den Finanzminister Düesberg: 'Die Rheinprovinz 
umfasst mehr als V» der Gesamtbevölkerung des Staats und trägt in noch 
höherm Masse zu den Steuereinnahmen bei’ (Staatsarchiv in Coblenz). 

• J ) Hansen, a. a. 0. I, 199—234. 

•*) Vgl. im einzelnen Koser, Vereinigter Landtag a, a. 0. S. 312 ff. 
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Mittelpunkt in Köln, seine Stützpunkte überall in den grösseren Städten, 
deren Gemeinderäte ihm angehörten, und in den gelesensten Organen 
der rheinischen Presse. Aber die Massen zählten nicht zu ihm. Sie 
waren teils von sozialistischen Ideen unpolitischer Art, teils von demo¬ 
kratischen und republikanischen Agitatoren beeinflusst, zum grössten 
Teil aber seit den Tagen des Kölner Kirchenstreits von 1837 von den 
neuanflebenden kirchenpolitischen Ideen des Katholizismus stärker als 
von Verfassungswünschen bestimmt. Sie befanden sich in einer Art 
Defensivstellung gegen die alles bevormundende preussische Beamten¬ 
regierung. und ihr provinzieller Partikularismus äusserte sich nun in 
lebhaften Wünschen nach einer gründlichen Umgestaltung ihres Verhält¬ 
nisses zu dieser Regierung. In zahlreichen Volksversammlungen, die 
am 3. März — mehrere Tage früher als in Berlin ■— ihren Anfang 
nahmen, wurden in den Städten der Rheinprovinz die süddeutschen 
Forderungen übernommen: Deutsches Parlament, Pressfreiheit, Ver¬ 
sammlungsfreiheit, Verminderung des stehenden Heeres, Volksbewaffnung 
mit freier Wahl der Offiziere und Vereidigung des Militärs auf die 
Verfassung. Damit verband sich der Ruf nach einer repräsentativen 
Verfassung und nach Ministerverantwortlichkeit in Preussen; selbst die 
Forderung des allgemeinen Wahlrechts wurde an einzelnen Stellen so¬ 
fort erhoben 64 ). Ein Erlass Bodelschwinghs an den rheinischen Ober¬ 
präsidenten vom 28. Februar hatte zwar erklärt, es sei der entschiedene 
Wille des Königs, dass allen Versuchen, die Massen zu Demonstrationen 
aufzuregen, um Konzessionen irgend einer Art zu erzwingen, mit der 
grössten Festigkeit und Entschiedenheit entgegen getreten werde 65 ). Die 
Durchführung von Gewaltraassregeln erwies sich aber gegenüber der 
Massenhaftigkeit und der elementaren Kraft dieser stürmischen Ver¬ 
sammlungen sofort als unmöglich. Der vom Volke usurpirten Ver- 
sammlungs- und Pressfreiheit gegenüber versagte die öffentliche Gewalt 
um so vollständiger 06 ), als zwischen dem Ministerium und dem rheinischen 
Oberpräsidium seit mehr als einem Jahre keine Übereinstimmung über 
die Behandlung der Arbeitslosigkeit herrschte, die in der Rheinprovinz 
in einzelnen Industriegebieten durch die Zollpolitik der Regierung akut 

**) Für das einzelne muss auf die rheinische Presse aus diesen Tagen 
verwiesen werden. 

° 8 ) Akten des Oberpräsidiums (Staatsarchiv zu Koblenz). — Vgl. die 
Anregung des Königs vom 21. Februar zu einem allgemeinen Bundeserlass 
dieser Art (Koser a. a. 0. S. 51). 

M ) Einzelne Zusammcnstüsse mit dem Militär (wie in Trier am 19. März) 
kamen allerdings vor. 
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geworden war und zu grade jetzt sehr bedenklichen Arbeiterentlassungen 
geführt hatte 67 ). 

Wie schwach und hilflos sich die Regierung in Berlin gegenüber 
der plötzlich und radikal einsetzenden revolutionären Strömung schon 
nach wenigen Tagen fühlte, zeigt ihr Appell an die Hilfe der kirch¬ 
lichen Organe, insbesondere an die Bischöfe der katholischen Kirche. 
Sie sollten nach dem Wunsche der Regierung beruhigend auf die Massen 
wirken. Die Anordnung besonderer Gebete um Aufrechterhaltung des 
innern und äussern Friedens, welche der Kölner Erzbischof Geissei am 
15. und 18. März erliess, sein Hirtenbrief vom 22. März und die 
Hirtenbriefe, welche die übrigen Bischöfe in den nächsten Tagen ver¬ 
öffentlichten, um die kirchliche und die bürgerliche Ordnung und Ge¬ 
setzlichkeit zu befördern, waren keine spontanen Kundgebungen, wie 
man bisher geglaubt hat 68 ), sondern sie gingen auf eine Anregung des 
Ministeriums, und zwar des Kultusministers Eichhorn, vom 11. März 
zurück 62 ). Auch die lokalen Regierungsinstanzen am Rhein suchten 
von sich aus die Hilfe der katholischen Kirche nach. Schon am 3. 
März versicherte sich der Aachener Regierungspräsident v. Wedell ‘in 
aller Stille der vorsichtigen Einwirkung der katholischen Geistlichkeit 
zur Aufrechterbaltung der Ordnung' 70 ); am 15. März bat der Kölner 
Regierungspräsident v. Raumer den Erzbischof, schleunigst noch in der 
Nacht einen hohem Geistlichen ins bergische Land zu entsenden, damit 
er dort durch ‘glückliche Einwirkung’ die Zerstörung der alten Cister- 
zienserabteikirche in Altenberg verhindere 71 ), ln diesem jähen Zu¬ 
sammenbruch der öffentlichen Gewalt traten die städtischen Gemeinde¬ 
behörden an die Stelle der Regierungsbehörden. Radikale Meinungen, 
wie sie in den Gemeinderäten, insbesondere auch in Köln 72 ), vereinzelt 

* T ) Hansen a, a. 0. 1, 504; seit Ende 1846 hatte der Oberpräsident 
Eichmann den Ministern Bodelschvringh und Düesberg eingehend motivierte 
Vorschläge unterbreitet, aber nur mangelhaftes Verständnis für die Lage ge¬ 
funden (Akten des Oberpräsidiums a. a. 0.). 

M j So zuletzt noch Schnabel, Der Zusammenschluss des politischen 
Katholizismus in Deutschland im Jahre 1848 (1910) 7 ff“.; vgl. 1\ Reichens- 
perger, Erlebnisse eines alten Parlamentariers im Revolutionsjahre 1848 
(1882) S. 23. 

Der Erlass Eichhorns wendete sich nicht nur an die katholischen 
Bischöfe sondern auch an die evangelischen Superintendenten (Akten des 
Oberpräsidiums, Staatsarchiv zu Coblenz). 

70 ) Ebenda. 

71 ) Pfülf, Der Kardinal von Geissei I (1895), 516. 

7 *) Wo die Demokraten Dr. d’Ester und Raveaux Mitglieder des Ge¬ 
meinderates waren. 
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schon am 3. März Geltung zu gewinnen suchten, stiessen auf einen 
geschlossenen Widerspruch der bürgerlich-liberalen Majoritäten. Die Ge¬ 
meindebehörden suchten mit Erfolg die Massen zu dämpfen, wendeten 
sich aber zugleich mit beweglichen Adressen, einem am 3. März ein¬ 
setzenden kommunalen Petitionssturm, an den König. Jetzt, wo wiederum 
der Krieg von Frankreich her drohe, sei es an der Zeit, die am 
stärksten der Gefahr ausgesetzte Provinz an der Westgrenze fest an 
Deutschland und Preussen zu knüpfen durch eine Volksvertretung beim 
Bundestag, durch die Gewährung der Pressfreiheit und durch Um¬ 
wandlung des Vereinigten Landtags in eine repräsentative Volksver¬ 
tretung mit bescliliessender Stimme und auf umfassender Grundlage. 

Die im Kreise der liberalen Deputirten der Provinz vom ersten 
Augenblicke der revolutionären Bewegung an herrschende Auffassung 
brachte Beckerath zum Ausdruck, als er am 27. Februar an Mevissen 
schrieb: ‘Wie würde Preussen. wenn es sich an die Spitze Deutsch¬ 
lands als dessen grösster, freier Staat stellen wollte, Österreich über¬ 
flügeln. Russland trotzen, Frankreich Achtung gebieten können!’ 7S ) 
Von diesen Vorkämpfern des liberalen Bürgertums war zunächst Ilanse- 
mann handelnd zur Stelle, «1er Präsident der Aachener Handelskammer 
und Deputierte der Stadt Aachen. Unter den konstitutionellen Rhein¬ 
ländern war er der entschlossenste Eiferer für das Prinzip der staats¬ 
bürgerlichen Gleichheit. Seit 1830 war er unermüdlich im litterarischen 
und politischen Kampf gegen die Privilegien des Adels der östlichen 
Provinzen auf dem Gebiet der Steuern, des Gerichtswesens und der 
Polizei. Seit dem Vereinigten Landtag 1847 leitete er die schroffere 
Opposition in der Rheinprovinz. Noch am 25. Januar 1848 hatte er 
den Aachener Gemeinderat zu veranlassen gesucht, die Inkompetenz 
der vom König zur Beratung des neuen Strafgesetzbuches nach Berlin 
berufenen Vereinigten Ausschüsse zu erklären 74 ). In diesem ernsten 
Augenblick aber wendete sich sein Auge sofort dem Könige zu. Schon 
am 1. März richtete er eine eingehende Denkschrift an Bodelschwingh, 
worin er verlangte, Preussen müsse jetzt, wo noch Ruhe herrsche, die 
Führung in Deutschland übernehmen, der König sich wie 1813 mit 
einem Aufruf an sein Volk wenden. Leitende Idee müsse sein: eine 
einige deutsche Nation mit deutschem Parlament in der Form des 
Bundesstaats — also das Ziel, auf das auch die Bassermannsche Motion 

Hansen a. a. 0. II, 333. 

u ) Geheimes Staatsarchiv in Berlin. Bodelschwingh hatte darüber in 
den Tagen vom 2.—15. Februar 1848 korrespondiert. 
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soeben hingewiesen hatte, — in Preussen sofortige Berufung des Ver¬ 
einigten Landtags, um die organischen Gesetze zu beraten, die die 
Grundlage für eine wirkliche Verfassung bilden könnten 75 ). Eine 
Antwort auf seine Denkschrift hat Hansemann nicht erhalten. Viel 
Hoffnung auf einen Erfolg seiner Anregung hatte er, der wie die 
Öffentlichkeit, überhaupt von den damaligen deutschen Absichten des 
Königs noch nichts wusste, indessen anscheinend nicht. Denn er nahm 
am 5. März auf Einladung der süddeutschen liberalen Freunde nicht nur 
an der Heidelberger Versammlung teil, sondern er unterschrieb auch ihre 
Beschlüsse, war also damit einverstanden, dass die deutsche Frage auch 
von der Seite des Volkes selbständig in Bewegung gesetzt wurde 76 ). 

Ganz anderer Meinung war in dieser Hinsicht Camphausen, der 
Präsident der Kölner Handelskammer und Deputierte der Stadt Köln. 
Am 8. März kehrte er aus Berlin an den Rhein zurück. Camphausen, 
seit dem Jahre 1845 der Mittelpunkt und beredte Anwalt des rheinischen 
Verlangens nach Reichsständen, war massvoller in seiner oppositionellen 
Haltung als Hansemann und hatte seit Januar auf Ersuchen der Re¬ 
gierung an den Verhandlungen der Vereinigten Ausschüsse in Berlin 
mitgewirkt, an denen die Gruppe llansemann-Mevissen aus grundsätz¬ 
lichen Erwägungen die Teilnahme verweigerte 77 ), ln eben denselben 
Tagen, wo der Bassermannsche Antrag die öffentliche Meinung lebhaft 
beschäftigte, am 8. Februar 1848, hatte Campbausen dort warmherzige 
Worte über die Notwendigkeit gesprochen, dass das deutsche Volk ge¬ 
meinsam mit dem unzulänglichen Deutschen Bund seine nationale Frage 
lösen müsse 78 ). Er fand bei der Rückkehr aus der Landeshauptstadt 
die Provinz in viel stärkerer Erregung als er erwartet hatte, und die 
Verbindung, die durch Hansemann mit der stürmischen süddeutschen 
Volksbewegung angeknüpft worden war, schien ihm besonders bedenk¬ 
lich, ‘nicht viel weniger als die deutsche Republik’ in Aussicht stellend. 
Eine allgemeine Versammlung der liberalen Deputierten, die auf Me- 

75 ) Die Denkschrift ist abgedruckt von Hansemann, Das preussische 
und das deutsche Verfassungswerk (1850) S. 78ff. Vgl. auch Bergengrün, 
David Ilansemann (1901) S. 411. 

n ) Hansen a. a. 0. I, 517, 521. — Wie Canitz das Verhalten der rhei¬ 
nischen Deputierten in Heidelberg beurteilte, schrieb er am 12. März an 
Max v. Gagern (Pastor a. a. 0. S. 459); vgl. das Urteil des Königs selbst über 
die Heidelberger vom 10. März oben S. 142. 

71 ) Caspary, Ludolf Campbausens Lehen (1902) S. 138 ff.; Hansen 
a. a. O. I, 480, 504. 

,8 ) Caspary a. a. 0. S. 163 f. 
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vissens Anregung am 11. März in Bonn stattfand, richtete eine Adresse 
an den König, bei deren Abfassung Campliausen aus allen Kräften, bis 
an die Grenzen des Bruches gehend, zur Mässigung gemahnt hatte 79 ). 
Sie betonte den hohen Beruf Preussens und seines Königs in diesem 
Augenblick der Gefahr. Deren einzige Abwehr liege in der innigen 
Verschmelzung des Königtums mit der Volksfreiheit. Der König — 
das war, trotz Hansemanns Unterschrift unter den Heidelberger 
Beschlüssen, die Meinung der Versammlung, — müsse sich für die von 
allen deutschen Stämmen verlangte Vertretung des Volkes beim Deutschen 
Bunde einsetzen. Der nationalen Einheit werde aber die Lebens¬ 
bedingung fehlen, wenn nicht die preussische Verfassung mit den freien 
Verfassungen anderer Bundesstaaten in Übereinstimmung gebracht werde. 
Dazu sei eine Reform des Vereinigten Landtages erforderlich — eine 
zeitgemässe Umgestaltung der Herrenkurie und eine Abänderung des 
Wahlsystems für die Drei-Ständekurie in der Art, dass die verschiedenen 
Volksklassen in richtigem Verhältnis vertreten seien. Dem so zu einer 
modernen Volksvertretung mit zwei Kammern umgestalteten Vereinigten 
Landtage müsse beschliessende Mitwirkung in der gesamten Gesetz¬ 
gebung und im Staatshaushalt mit einfacher Majorität zugebilligt werden. 

Unter den zahllosen Dokumenten dieser Art aus den bewegten 
Märzwochen zeichnet sich diese Adresse, die den Standpunkt der 
rheinischen Liberalen unmittelbar vor dem Berliner Barrikaden¬ 
kampf wiedergibt, durch ihre politische Reife vorteilhaft aus. Sie 
blieb indessen gleichfalls ohne Antwort, und auch sonst gelangte von 
Berlin keinerlei brauchbare Parole für den jetzt einzuschlagenden Kurs 
in die Provinz. So nahm die Unruhe der Massen von Tag zu Tag 
zu, weil ihre Demonstrationen verpufften, während die süddeutschen 
Regierungen bereitwillig den Volkswünschen das zugestanden, was sie 
den Kammern bisher verweigert hatten. Der erfolgreichem süddeut¬ 
schen Entwicklung, die zunächst am 12. März in der Berufung des 
deutschen Vorparlaments auf den 30. März nach Frankfurt gipfelte so ), 
wandten sich die Sympathieen der rheinischen Bevölkerung in einem 
Maße zu. dass Campliausen sich gedrungen fühlte, am 14. März Bodel- 
schwingh schriftlich auf die Gefahr separatistischer Tendenzen in der 
Rheinprovinz aufmerksam zu machen 81 ). Die Anarchie nehme zu, in 

7 *) Die Adresse vom 11. März ist abgedruckt in der Deutschen Zei¬ 
tung vom 16. März 1848 (Nr. 76). Vgl. dazu Hansen a. a. 0. I, 522. 

*°) Vgl. oben S. 145. 

8I ) Das Schreiben (vom 14. März, nicht vom 13. März) ist abgedruckt 
von Brandenburg, Briefwechsel zwischen Friedrich Wilhelm IV. und Camp¬ 
hausen (1908) S. 219. 
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Süddeutschland aber drohe sich ein Sonderbund der Verfassungsstaaten 
zu entwickeln, dem die Rheinprovinz sich ohne Zweifel zuwenden werde, 
wenn er wirklich zu Stande komme. Die tatsächlich vorhandene Ge¬ 
fahr. dass ein süddeutscher Sonderbund den Deutschen Bund sprengte 
und jede Bundesreform unmöglich machte, wurde in demselben Augen¬ 
blick auch in Berlin erkannt und gewürdigt 82 ). Der König, in dessen 
Hand das Schicksal Deutschlands liege, müsse, so legte Camphausen 
dar, hervortreten und sofort einen Fürstenkongress nach Frankfurt 
berufen, um den Deutschen Bund zu reorganisieren. Diesem Fürsten¬ 
kongress aber müssten kurz nach seinem Zusammentritt Volksvertreter 
beigesellt werden, und zwar nachdem vorher beruhigende Erklärungen 
über die Annäherung der innern Verfassung Preussens an die der 
süddeutschen Staaten gegeben worden. Für Preussen und sein könig¬ 
liches Haus sei die Bahn zu Ruhm und Grösse erschlossen; die Teilung 
einiger Regierungsrechte in Preussen erscheine daneben unerheblich. 
Denselben Gedanken, dass die preussische Verfassungsfrage mit 
der Lösung der nationalen Frage gleichen Schritt halten müsse, und 
dass ein sofortiges verbeissungsvolles Wort des Königs unbedingt er¬ 
forderlich sei, variierte die von Campbausen verfasste Adresse des 
Kölner Gemeinderats vom 15. März, die durch eine besondere Depu¬ 
tation nach Berlin überbracht wurde. Der König müsse, so wurde 
hier ausgeführt, die nationale Volksvertretung in die Wege leiten, um 
nicht von der süddeutschen Volksbewegung überflügelt zu werden. Bei 
einem fortgesetzten Widerstande der Regierung gegen die nationalen 
Wünsche werde die Bewegung in Süddeutschland zui Auflösung des 
Deutschen Bundes und damit zur Isolierung und Abtrennung der 
Rheinprovinz führen 83 ). Am 17. März abends war die kölner Deputation 
bei Bodelschwingh, am 18. vormittags hatte sie Audienz beim König 84 ). 
Ans ihren Darlegungen entnahm der König zwar die sehr bedenkliche 
Lage der Provinz. Aber er konnte sich zugleich überzeugen, dass 
der bürgerliche Liberalismus am Rhein nach Kräften bemüht war, ihr 
entgegen zu wirken, und dass zwischen diesem und seiner eignen, in 
den letzten Tagen der süddeutschen Bewegung angepassten Auffassung 
vom Deutschen Bundesstaat, von der deutschen Volksrepräsentation 
und der preussischen Konstitution, sowie von der in gesetzlichen 

**J Rachfahl a. a. 0. VI (1903), S. 512, 516: VII (1904), S. 200, 216. 

**) Hansen a. a. 0. II, S. 341. 

M ) Vgl. den Bericht von Raveaux in der Deutschen Monatsschrift hrsg. 
von A. Kolatschek I (1850), 403 ff. (Hansen a.a. 0. 1,526). 
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Bahnen vorzunehmenden Überleitung zu beiden eine weitgehende Über¬ 
einstimmung herrschte. Durch die Veröffentlichung des Patents in 
diesem Augenblick durfte er hoffen, nicht nur der wachsenden Unruhe 
im eigenen Staate entgegenzuwirken, sondern insbesondere auch eine 
aussichtsvolle, dem Heidelberger Programm zuvorkommende deutsche 
Keformpolitik zu inaugurieren. Die süddeutschen Liberalen begrüssten 
in der Tat das Patent mit heller Freude. Das sei nun das Programm, 
schrieb die Deutsche Zeitung, das sie von jeher bekannt, das die Nation 
schon längst als das ihrige aufgestellt, das man aber von Preussen her so 
oft verspottet und bedroht habe. Der Tag, der grosse Tag, auf den 
man im Süden Jahrzehnte gewartet, sei mit diesem Patente für Preussen, 
für Deutschland erschienen * 5 ). 

Friedrich Wilhelm IV. hatte am 15. März auf die ersten Nach¬ 
richten von dem Ausbruch revolutionärer Unruhen in Wien, die zeit¬ 
lich mit Andeutungen zusammentrafen, dass der mit Österreich verein¬ 
barte Fürstenkongress in Dresden wenig willkommen sei. an Radowitz 
mitteilen lassen, der Kongress könne passender Weise nach Potsdam 
verlegt werden 8K ). Nach dem Zusammenbruch der österreichischen 
Regierung und der Flucht Metternichs am IG. März entstanden aber in 
Wien zunächst unklare, von revolutionären Kräften bestimmte Verhält¬ 
nisse, denen gegenüber sieb Zurückhaltung empfahl. So ging der 
König jetzt in der deutschen Sache zwar im Einvernehmen mit den 
süddeutschen Fürsten, aber ohne Verabredung mit Österreich vor. 
Dass die bevorstehende Bundesreform auch das Verhältnis der beiden 
Grossmächte neu ordnen müsse, lag zu Tage. Das Patent vom 18. März 
stellte in Aussicht, dass Preussen den Deutschen Bund fortan durch 
Einverleibung seiner beiden bisher nicht zum Bunde gehörigen Provinzen 
Preussen und Posen verstärken werde. Preussen wollte also nicht mehr 
eine ausserdeutsche, europäische Großmacht bleiben, die dem Deutschen 
Bunde nur auf die grössere Hälfte seiner Provinzen Einfluss gestattete, 
sondern es wollte seine Zukunft ganz mit der des Deutschen Bundes 
verknüpfen, welchem von der habsburgischen Monarchie nur etwa ein 
Drittel angehörte. Die geplante Bundesrefoim aber musste, indem sie 
den Bund konzentrierte und seine Aktivität zu steigern suchte, notwendig 
eine Schwächung der Souveränetät der einzelnen Bundesstaaten herbei¬ 
führen. Treussen konnte daher nur eine Reform wünschen, die ihm 
selbst für seine Einbusse an Souveränetät einen verstärkten Einfluss- 

84 ) Deutsche Zeitung 1848 März 24 (S. 666, 674). 

8 ") Radifahl, in der Histor. Vierteljahrsschrift VII (1904), 196 ff. 
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auf die gesteigerte Macht und Exekutive des Hundes sicherte. Friedrich 
Wilhelm IV. gedachte zwar Österreichs unverlierbare Hecht e für die Zukunft, 
den Ehrenvorrang des Hauses Habsburg in Deutschland und seinen An¬ 
spruch auf das erbliche Kaisertum, nicht anzutasten. Sein Wunsch ging 
indessen daliin, dass der preussische König Reichserzfeldherr werde und 
unter Schonung der mittelstaatlichen Ansprüche die militärische Leitung 
ausserhalb Österreichs erhalte 87 ). Aber zunächst musste sich nun 
zeigen, wie Österreich selbst im Innern mit den Mächten der Revolution 
fertig wurde. Mehr als jemals erschien es also in diesem Augenblick 
für Preussen notwendig, die Initiative zur deutschen Reform zu ergreifen 
und vor allem den geplanten Fürstenkongress zu verwirklichen, ‘damit 
nicht die Projekte zu einem deutschen Parlament, auf revolutionärem 
Wege vorgebracht, den Beratungen der Regierungen voraneilten’ 88 ). 

Den Umschwung seiner Politik gedachte der König ursprünglich 
mit allen seinen bisherigen Ministern durchzuführen. Es kam ihm, der 
die Minister als willenlose Werkzeuge betrachtete, zunächst gar nicht 
in den Sinn, dass seine neue Richtung einen Ministerwechsel bedingen 
werde. Das Ausharren der alten Kräfte war ihm besonders erwünscht, 
weil er schon seit .Jahren nur schwer im alten preussischen Beamten¬ 
kreise Minister für seine aus der Bahn seines Vorgängers hinaus¬ 
strebenden zentralständischen Pläne fand, Staatsmänner für ein anderes 
System in Preussen aber nicht vorgebildet waren. Der vertraute 
Berater des Königs. Radowitz, kam ans verschiedenen Gründen für 
einen Ministerposten nicht in Frage. Nicht nur seine notorische anti¬ 
konstitutionelle Haltung war dafür entscheidend, sondern insbesondere 
auch die Tatsache, dass der König in diesem Augenblick ohne Fühlung 
mit ihm einen Weg eingeschlagen hatte, der nicht im Einklang mit 
den ihm für die Verhandlung in Wien erteilten Aufträgen war. Der 
Konstitutionalismus, dem der König sich jetzt zuwendete, nötigte ihn 
zwar, die alten Minister ‘verantwortlich’ zu machen. Wie wenig das 
aber im süddeutschen Verfassungssystem bis dahin bedeutete, wissen 
wir, und die Mehrzahl der bisherigen Minister war bereit, die Wendung 
mitzumachen. Sie alle unterschrieben ja auch das Patent vom 18. März, 
wenn sie auch gleichzeitig formell ihre Entlassung anboten und vom 
König freigegeben wurden, da mehrere von ihnen den Inhalt des Patents 

87 ) Rachfahl, Deutschlandusw. S. 37 tf. 292tf.; Meinecke,RadowitzS.86ff. 

® 8 ) Canitz an Radowitz am 16. März (Mistor. Vierteljahrsschrift VII 
(1904) S. 200). 
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nicht völlig billigten. Aber der wichtigste von ihnen, Bodelschwingh, 
versagte sich schon vorher. Er hatte sich auf dein Vereinigten 
Landtag im Jahre 1847 besonders schroff und überzeugt gegen 
Konstitution und Ministerverantwortlichkeit ausgesprochen; er hielt sich 
demnach nicht für geeignet, den Systemwechsel vor der Öffentlichkeit zu 
vertreten. Schon am 12. März äusserte er sich dem Könige gegenüber in 
diesem Sinne; am 15./17. März bat er ihn schriftlich, einen andern Mann 
an die Spitze des Ministeriums zu berufen 89 ). In diesem Augenblicke 
befand sich aber im süddeutschen Verfassungsleben das monarchische 
Prinzip schon stark im Gedränge. Die erregte öffentliche Meinung hatte 
in Süddeutschland vom 3. März ab die Fürsten einen nach dem andern 
gezwungen, populäre Minister, in der Kegel Mitglieder der bisherigen 
Kammeropposition, an die Stelle der Keamtenminister zu setzen. Die 
revolutionäre Bewegung hatte hier also die Wendung vom monarchischen 
zum parlamentarischen Verfassungsprinzip eingeleitet, allerdings ohne 
dass das im Drange dieser Wochen schon zu Änderungen der Verfas- 
sungsstruktur führte. Bodelschwingh schriebdem König am 15./17. März, 
um solchem Zwang zu entgehen, müsse er einen andern Mann an seine 
Stelle berufen, der die öffentliche Meinung nicht, wie er, in der Ver- 
fassungssache gegen sich habe. Diesen müsse er schleunigst suchen, 
berufen, an die Spitze des Ministeriums stellen und mit ihm die weiter 
nötigen Personalveränderungen vornehmen 90 ). Erst jetzt, am 16./17. März, 
entschloss sich der König, Bodelschwingh freizugeben. Wie weit er aber 
davon entfernt war, in Pieussen in dieser Frage populäre Zugeständ¬ 
nisse nach süddeutschem Muster zu machen, bewies er nun, indem er 
auf Leopold v. Gerlachs Empfehlung und entgegen Bodelschwinglis 
Wunsch zunächst mit dem Grafen Alvensleben-Erxleben verhandelte 91 ), 
um diesem statt Bodelschwingh den Vorsitz in dem Ministerium zu 
übertragen, das fortan in konstitutioneller Weise als kollegiale Behörde, 
als Ministerrat unter einem Vorsitzenden, eingerichtet werden sollte. 
Alvensleben, der 1836—1842 bereits Finanzminister gewesen war, 
gehörte zu den politischen Gesinnungsgenossen der Gerlach. stand also 
zu den Verfassungs- und deutschen Plänen des Königs in prinzipiellem 
Gegensatz 92 ). Die Verhandlung mit ihm stellt sich als ein letzter 

8w j G. v. Diest a.a. O. 8. 50. Nach S. 16, 17 hat sich Bodelschwingh 
schon am 8 März in diesem Sinne geäussert (ivoser a. a. 0. 83 S. 66). 

90 ) Vgl. die oben S. 156 erwähnten Erlasse vom 21. und 28 Februar 
gegen die Erzwingung von Konzessionen. 

• l ) L. v. Gerlach a.a. 0.1, 131; Diest a. a. o. S. 18. 

•*) v. Petersdorft', in der Mistor. Zeitschrift 100 (1907) S. 287; Mei¬ 
necke, Radowitz S. 177; G. v. Diest a. a. 0. S. 18; Wolff a. a. 0. I, 116. 
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Versuch des Königs dar. die altpreussische Adelspartei für den Um¬ 
schwung der preussischen Politik in seinem Sinne zu gewinnen. Der 
Versuch blieb erfolglos. Alvensleben lehnte am 17. März den Ruf ab 
— das spezifische Preussentum versagte sich in dieser Schicksalsstunde 
definitiv den preussischen Verfassung»- und deutschen Reformplänen, an 
denen der König jetzt mit ganzer Seele hing. Wenn dieser dann am Morgen 
des 18. März den Grafen Arnim-Boytzenbarg ersuchte, die Bildung eines 
neuen Ministeriums und den Vorsitz in ihm zu übernehmen, so bewies 
diese Wahl, dass er auch in diesem Augenblick die Volkstümlichkeit 
der Minister noch keineswegs zur Richtschnur zti nehmen gedachte. 
Die öffentliche Meinung sprach sich in Berlin schon am Mittag des 
18. März laut für Männer wie Auerswald. Schwerin. Camphau-en und 
Beckerath aus 98 ). Graf Arnim, aus einem alten märkischen Adels¬ 
geschlecht, war 184 2—15 Minister des Innern gewesen. Er war 
damals ausgeschieden, weil er im Gegensatz zu dem Vereinigten Eand- 
tagsprojekte des Königs und seinen vier Kurien für ein auf ständischer 
Grundlage beruhendes Zweikammersystem eintrat. Die Öffentlichkeit 
wusste das zwar nicht, aber es ist verständlich, dass Bodelschwingh 
am Abend des 17. März den König auf ihn als den geeigneten Nach¬ 
folger hinwies 94 ). Es sprach in der Tat manches für seine Wahl — 
nur nicht die öffentliche Meinung. Bodelschwingh übersah, dass der 
geschickte und geschmeidige Mann aus der Zeit seines Ministeriums 
als ein nach aussen den Polizeistaat sehrofl' vertretender Büreaukrat 
in übler Erinnerung war, vor allem aber, dass er in Suddeutschland 
und in den liberalen Kreisen Preussens int .Jahre 1845 einen Sturm der 
Entrüstung hervorgerufen hatte, als er die liberalen badischen Depu¬ 
tierten Itzstein und Hecker polizeilich mit ausgesuchter Rücksichts¬ 
losigkeit aus Berlin ausweisen liess. Das hatte damals nicht nur im 
Süden, sondern auch in der Rheinprovinz eine lebhafte Protestbewegung 
veranlasst, wo man den Grafen Arnim näher ans den Jahren 1832—37 
kannte 96 ), und die Erinnerung daran war. wie sich jetzt zeigte, noch 
überall lebendig. Graf Arnim erklärte sich zwar noch am Morgen des 
18. März mit dem Inhalt des Patents einverstanden, bat aber wegen 
der Übernahme des Auftrags, das neue Ministerium zu bilden, um 
kurze Bedenkzeit. 

So vertrat der König also noch das ungebrochene monarchisch¬ 
konstitutionelle Prinzip und sein charakteristisches Attribut, das System 

**) Kölnische Zeitung 1848 März 22 (Nr. 82); Wolff a.a.O. I, 94. 

9t ) Diest a. a. O. S. 18; vgl. auch Koser a. a. U. 83 S. 71 Anm. 1. 

* 5 ) Er war damals Regierungspräsident in Aachen gewesen. 
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der Beawtenminister, als am Nachmittag des 18. März, unmittelbar 
nach der Veröffentlichung des Patentes, der Berliner Strassenkampf 
ausbrach, die gereizte Auseinandersetzung zwischen der Berliner Be¬ 
völkerung und dem Militär, das in der Landeshauptstadt seit mehreren 
Tagen mit blutiger Schärfe gegen Volksdemonstrationen wirklich einge¬ 
schritten war, so wie es die Regierung auch am Rheine geplant aber 
nicht durchgeführt hatte. Das Militär blieb siegreich. Aber der 
König zog am nächsten Morgen die Truppen zurück. In der verhäng¬ 
nisvollen Nacht und in seinen persönlichen Verhandlungen mit den 
Bürgern von Berlin am Morgen des 15». März ,J '’’) kam er offenbar zu 
der Überzeugung, dass der Weg militärischer Gewalt zwar an Ort und 
Stelle zum Siege führen, aber bei der nun einmal vorhandenen Span¬ 
nung zwischen dem Militär und dem Bürgertum den allgemeinen Ab¬ 
fall derjenigen bürgerlich-liberalen Bevölkerungskreise von ihm bewirken 
werde, mit denen er für seine deutschen Pläne verbunden bleiben wollte 
und musste. Erst während des Kampfes hatte der König einen Brief 
von Railowitz erhalten, der als Augenzeuge der Revolution in Wien 
und unbekannt mit der Verbindung, die der König seit seiner Trennung 
von ihm mit den gemässigten Elementen der nationalen Volksbewegung 
eingegangen war, ihm am 16. März von dort aus riet, sieb für den 
Fall eines Aufruhrs in Berlin vor allem Blutvergiessen die Frage ge¬ 
wissenhaft vorzulegen, ob er den Kampf ohne einen allgemeinen Abfall 
durchführen könne 97 ). Radowitz dachte dabei an Aufruhr und Abfall 
aus innerstaatlichen, preussischen Motiven; sein Schreiben erörtert die 
Lage nur vom preussischen, nicht vom deutschen Standpunkte aus. Im 
Bejahungsfälle müsse der König den Weg der Gewalt bis zum bitteren Ende 
beschreiten, im Verneinungsfalle aber solle er ihn überhaupt vermeiden 
und freiwillige Konzessionen machen. Nur das ganz Freiwillige rette 
in diesem Falle die Monarchie und trage vielleicht den Keim einer 
rechtlichen Entwicklung in sich. Diesen Rat des Freundes glaubte der 
König nun auch noch am Morgen nach dem Kampfe auf die Lage an¬ 
wenden zu können, wie er sie abweichend von seiner Vereinbarung mit 
Radowitz geschaffen hatte. Er versteifte sich auf das Moment der 
Freiwilligkeit, das sfdnem Entschlüsse, die siegreichen Truppen ztirück- 
zuzielien, zweifellos auch in diesem Augenblick noch innewohnte. Schon 
seine in der Nacht zum 19. März verfasste Proklamation ‘An meine 
lieben Berliner' zeigt die Tendenz, den Kampf vergessen zu machen 

•*) Vgl. dazu llachf&hl, in den Preuss. Jahrbüchern 110 (15)02), 410 ff. 

#T ) Hassel a. a (>. 1, 572. 
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*utn der grossen Zukunft willen, die unter dem Kriedenssegen Gottes 
für Preussen und durch Preussen für Deutschland anbrechen wird’ 98 ). 
Durch den Abzug des Militärs und die kopflose Art, wie er im Laufe 
des 19. März durchgeführt wurde, kam dann die Stadt Berlin einschliesslich 
des königlichen Schlosses in die Hand des bewaffneten Bürgertums. 
Nicht nur für seine deutsche Politik, sondern auch für seinen persön¬ 
lichen Schutz war der König während der folgenden Tage von diesem 
abhängig. Der Amnestieerlass vom 20. März erfolgte, weil der König 
‘die neu anbrechende grosse Zukunft unsers Vaterlandes nicht durch 
schmerzliche Rückblicke getrübt wissen’ wollte 99 ). Der König warb 
gradezu mit der Beteuerung der Freiwilligkeit seiner Zugeständnisse 
um die Anhänglichkeit des deutschen Bürgertunis, des Vertreters der 
nationalen Idee. Er hoffte, dass die Herzen der Fürsten ihm weiter 
entgegenschlagen, und dass der gesunde Wille des Volkes ihn wirksam 
unterstützen würde. Alle Welt aber deutete seinen Entschluss vom 
19. März als Rückzug vor der Revolution, die er vorher durch den 
mörderischen Strassenkampf gereizt hatte. Die süddeutschen Fürsten, 
die im Begriffe waren, sich seiner Führung in der deutschen Frage 
anzuvertrauen, deuteten ihn so und zogen sich bald zurück: ebenso 
deutete ihn die öffentliche Meinung, vor allem im ausserpreussischen 
Deutschland. An beiden Stellen wurde der König als Führer der 
deutschen Bewegung für den Augenblick unmöglich 100 ). Österreich 
aber protestierte gegen das einseitige Vorgehen Preussens sofort und vom 
24. März an wiederholt mit nachdrücklicher Bestimmtheit 101 ). Alles das 
aber vollzog sich in eben den drangvollen Tagen, wo der König selbst, 
auf die Freiwilligkeit seiner Zugeständnisse pochend, von der Basis 
des Patents vom 18. März weiterschritt zu den aufsehenerregenden 
Akten vom 21. März. Friedrich Wilhelm IV. stellte sich nun förm¬ 
lich an die Spitze der deutschen Bewegung, indem er die Leitung der 
deutschen Fürsten und Völker für die Tage der Gefahr zu übernehmen 
versprach, und zwar mit der pathetischen und vieldeutigen Versicherung, 
Preussen gehe fortan in Deutschland auf — was er selbst übrigens 
nach seiner ausdrücklichen Erklärung nur so gemeint hat, dass alle 

••) Allgemeine l’reussische Zeitung März 20 (Nr. 80). 

B ») Ebd. März 21 (Nr. 81). 

It)0 ) Eine Ausnahme machte nur Heinrich v. Gagern in Hessen (vgl. 
seine Rede vom 24. März, VVentzke, Zur Geschichte Heinrichs von Gagern, 
Quellen und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft 1 (1910), 183). 

I01 ) Koser a. a. 0. 83 S. 83; Rachfahl, Deutschland usw. S. 283 ff. und 
a. a. O. VII (1904), 210. 
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preussischen Landesteile, auch die bisher ausgeschlossenen Provinzen 
Preussen und Posen, fortan dem Deutschen Bundesgebiet angeboren 
sollten, wie es schon im Patent vom 18. März in Aussicht gestellt worden 
war ,0!i ). Und an demselben Tage veranstaltete er den theatralischen Umzug 
in den deutschen Farben durch die Strassen von Berlin, wodurch er per¬ 
sönlich vor den Fürsten und Völkern Deutschlands zum Ausdruck 
bringen wollte, dass der mit dem besseren Geiste der Nation verbun¬ 
dene preussische König für die Zeit der Gefahr auch noch nach den Er¬ 
eignissen vom 18./19. März an der Spitze der deutschen Bewegung bleiben 
und die Führung nicht den populären Elementen überlassen werde, die 
die Fürsten zu überflügeln und die alte Staatsordnung zu stören trach¬ 
teten, und die sich eben jetzt zu weittragenden Schritten rüsteten 103 ). 

Erst nach der definitiven Absage seitens der altprenssischen 
Adelspartei und unter den verwirrenden und demütigenden Eindrücken 
herbster Enttäuschung, die nun in den nächsten Tagen mit steigender 
Wucht auf den König einstürmten, ist die Umgestaltung auch des 
preussischen Ministeriums erfolgt in einem Geiste, der nicht nur tat¬ 
sächlich Schritt vor Schritt vom monarchischen zum parlamentarischen 
System hinüberglitt, sondern dieses System am 28. März sogar als das 
jetzt für Preussen richtige mit feierlichem Nachdruck proklamierte. 

Zu den sofortigen freiwilligen Zugeständnissen, die Badowitz dem 
König am 16. März für den zweiten Fall seiner Alternative aus rein 
preussischen Gesichtspunkten empfahl 104 ), gehörte einerseits die ‘so¬ 
fortige Entlassung einiger der öffentlichen Meinung missliebigen Minister, 
anderseits ‘die Ernennung einiger dem konstitutionellen System ange- 
hörigen Minister aus der Zahl solcher Personen, die wie der pommersche 
Graf Schwerin — ein gemässigter Führer der liberalen Opposition auf 

,0 *) Vgl. unten Beilage IV. 

i°3) Für den Sinn der Proklamation und des Umzugs vom 21. März 
vgl. die Ausführungen des Königs vom 23. März (Pastor, Max v. Gagern 
S. 232 ff.). Auf die Deutung, die Max v. Gagern der Wendung: 'Preussen 
geht in Deutschland auf’ im Sinne der von ihm erstrebten Auflösung Preussens 
in seine Provinzen gab (vgl. Meinecke, Weltbürgertum und Nationalstaat 
S. 341 ff. und Pastor a. a. 0. S. 91 ff.), werde ich in anderem Zusammen¬ 
hang zurückkomnien. Gegen die Missdeutung des Umzugs, zu dem die neuen 
Minister den König drängten (v. Petersdorff, Friedrich Wilhelm IV. S. 96)» 
wandte sich der König am 23. März (Pastor a. a. 0. S. 232), am 26. März 
(Brandenburg a. a. 0. S. 20) und später noch öfter (Friedjung, Österreich von 
1848—1860 I (1908), 500). 

l04 ) Hassel a. a. 0. I, 572. 
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dem Vereinigten Landtag 184 7 — dabei rechtschaffene Männer und 
Patrioten waren’. Es erschien Radowitz für den Fall des Nach¬ 
bebens an der Zeit, wirklich in die konstitutionelle Rahn einzulenken 
■im Sinne des Repräsentativ-Systems, also Volksvertretung, verantwortliche 
Minister und Budgetverhandlung etc.', d. h. also in das parlamentarisch- 
konstitutionelle System ,05 ). Wenn der König auch hier dem Rat des 
Freundes gemäss handelte, so entsprach das nicht nur der inner- 
politischen Lage, wie sie sich in Preussen durch den 18./19. März 
gestaltet hatte, sondern es bedeutete auch im Sinne seiner deutschen Politik 
eine erste Anpassung an die Konzessionen, welche die süddeutschen 
Regierungen seit dem Beginn der revolutionären Bewegung hatten machen 
müssen. Am Grafen Arnim als Vorsitzenden des neuen Ministeriums 
hielt der König zwar fest; seine amtliche Ernennung erfolgte erst jetzt, 
am Mittag des 19. März 106 ). Aber der König gewährte gleichzeitig den 
anderen Ministern die Entlassung, und noch am selben Tage folgte die Er¬ 
nennung des Grafen Schwerin zum Minister des Kultus, des ostpreussischen 
liberalen Deputierten Alfred v. Auerswald zum Minister des Innern 107 ). 
Graf Alvensleben-Erxleben, den Graf Arnim am 19. März nocli einmal 
für das Ministerium zu gewinnen suchte, lehnte wiederum ab. Das 
war nun, nach dem Erlass des Patents vom 18. März, des ‘unseligen 
Edikts’ im Sinne der Gerlacbschen Auffassung, erst recht begreiflich 108 ). 
Das Justizministerium erhielt am 20. März ein liberaler Jurist. Dr. 
Bornemann, vorher Vorsitzender des Obei Zensurgerichts; das Portefeuille 
der auswärtigen Angelegenheiten am 21. März der bisherige Gesandte 
in Paris, Freiherr v. Arnim-Suckow, der eigentlich treibende Berater 
des Königs in der deutschen Frage während dieser entscheidenden 
Tage, der sich von einem Freunde der Gerlacbschen Gruppe zu einem 
Anhänger des Liberalismus umgewandelt hatte. Ihm, nicht dem Minister 
des Innern, wurden auch die preussiscben Verfassungsangelegenheiten 
übertragen, und zwar, wie es in der Kabinetsordre liiess, ‘wegen ihres 
notwendigen Zusammenhangs mit den allgemeinen deutschen Verfassungs¬ 
angelegenheiten’ t0 °). In seinem Aufruf von demselben Tage stellte 

10i ) 1847 hatte er es als den vulgären Konstitutionalismus’, die 'aus¬ 
gebildete Repräsentativverfassung’ bezeichnet (vgl. oben S. 135. 154). 

10 *) Um 2 Uhr erschien die Bekanntmachung in Berlin, vgl. Allgemeine 
preussische Zeitung 1848 März 20 (Nr. 80), 

,97 ) Für ihre Auffassung vom Konstitutionalismus vgl. Koser, Verei¬ 
nigter Landtag a. a. 0. S. 311. 

108 ) E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen I, 621; L. v. Gerlach a. a. (). 1,129. 

,0 ®) Allgemeine preussische Zeitung 1848 März 22 (Nr. 82). 
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der König die allgemeine Einführung .wahrer* konstitutioneller Ver¬ 
fassungen mit Verantwortlichkeit der Minister in allen Einzelstaaten in 
Aussicht, und er versprach dazu noch öffentliche und mündliche Rechts¬ 
pflege, Geschworenengerichte, gleiche politische und bürgerliche Rechte 
für alle religiösen Glaubensbekenntnisse und eine wahrhaft volkstümliche, 
freisinnige Verwaltung. In das Ministerium sollte endlich auch der 
bürgerlich-liberale Rheinländer Campbausen eintreten. dessen spontanes 
Wirken am Rhein während der letzten Wochen sich so nahe mit den 
Intentionen des Königs berührt hatte. Der am 20. März aus Berlin 
nach Köln zurückkehrende Oberpräsident Eichmann überbrachte Camp¬ 
hausen den Ruf als Finanzminister, und die Berufung wurde noch an 
demselben Tage in der Presse publiziert, um auf die öffentliche Meinung 
zu wirken, beruhigend in konstitutionellem Sinne, wie im Sinne der 
Verbindung der deutschen Politik des Königs mit dem ‘nationalen 
Geiste* des bürgerlichen Liberalismus. Hier aber entstand eine uner¬ 
wartete Stockung, und sie traf mit einer für die Politik des Königs 
sehr bedenklichen Verwicklung an anderer Stelle zusammen, mit einem 
Vorstoss gegen den Vereinigten Landtag. 

Gleichzeitig mit dem Berliner Strassenkampfe hatte in Schlesien, 
wo die Aufregung schon vorher nicht minder gross als in der Rhein¬ 
provinz gewesen war, die Autorität der Regierung sich in völlige Ohn¬ 
macht aufgelöst; der Oberpräsident war sogar aus Breslau geflohen, 
der Polizeipräsident batte sein Amt niedergelegt 110 ). Auch hier hielten 
sich zwar die Gemeindebehörden besser als die staatlichen, aber in den 
grösseren Städten unterlagen sie schneller als am Rheine dem de¬ 
mokratischen Ansturm. Liberalismus und Radikalismus flössen hier 
stärker ineinander über als am Rhein, wo ein kommunistischer Krawall, 
der in Köln am 3. März stattfand 111 ), den Gegensatz zwischen dem 
gemässigten Liberalismus und den aufgeregten Massen sofort scharf aus¬ 
geprägt hatte. Der schlesische bürgerliche Liberalismus war auch schon 
1847 radikaler aufgetreten als der rheinische. Der frühere Stadtge¬ 
richtsrat Heinrich Simon, einer der Breslauer Führer, hatte im Februar 
1847 in seiner Flugschrift: ‘Annehmen oder Ablehnen'? die schroffe 
Ablehnung des Vereinigten Landtagsprojekts des Königs bei seiner 

I10 ) Über die Vorgänge in Schlesien vgl. Schlesische Zeitung vom 20. 
bis 22. März (1848 S. 710, 720, 729); Mahl, Die Überleitung Preussens in 
das konstitutionelle System durch den Zweiten Vereinigten Landtag (1909) 
S. 31 ff. 

in ) Kölnische Zeitung 1848 März 5 (Nr. 65). 
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ersten Bekanntgabe gefordert, und zwar wegen seiner Inkongruenz mit 
den königlichen Verheissungen aus den Jahren 1815 und 1820. Gegenüber 
diesem negativen Standpunkte hatten im April 1847 die Rheinländer 
Camphausen, Beckerath und Mevissen den Grundsatz gemeinsamer 
Mitar beit und ruhiger Weiterentwicklung durchgefochten. Nur dadurch 
war die Tagung des ersten Vereinigten Landtags möglich geworden 11 *). 
Dieser Gegensatz lebte jetzt wieder auf. als das Patent vom 18. März 
die Berufung des zweiten Vereinigten Landtags auf den 2. April ver¬ 
fügte, um möglichst bald die Vorschläge des Königs für die neue Ver¬ 
fassung vorlegen zu können. 

Das in Aussicht stehende Verfahren war folgendes. Eine Oktroyierung 
der neuen Verfassung, wie sie in den Jahren 1818—1820 in Süd¬ 
deutschland erfolgt war, kam für den König zunächst nicht in Frage. 
Er hatte dem Vereinigten Landtag im Jahre 1847 das Recht des Bei¬ 
rats in den inneren Angelegenheiten des Staates übertragen. Der ge¬ 
setzliche Weg, den der König unbedingt einhalten wollte, erforderte 
also, dass zunächst der Landtag über die neue Verfassung gehört wurde. 
“Die Änderung der Verfassung musste nach den bestehenden Gesetzen 
mit dem Vereinigten Landtage beraten werden’ U3 ). Erst nachher war 
der König in seinen Entschliessungen unabhängig. Der voraussichtliche 
Gang der Entwicklung war demnach so, dass aus der provinzialständischen 
Gesamtvertretung, dem Vereinigten Landtag, der nur noch dieses eine 
Mal zusammentrat, anf dem gesetzlichen Wege, d. h. auf Vorschlag 
des Königs und begutachtet durch den Landtag, eine wirkliche Volks¬ 
vertretung in zwei Kammern —: wie in Süddeutschland — hervorging. 
Dazu war aber erforderlich, dass dem Landtage ein neues Wahlgesetz 
vorgelegt und dieses demnächst vom König erlassen wurde. Mit der aus 
diesem Wahlgesetz hervorgehenden konstitutionellen, d. h. repräsentativen 
Volksvertretung wollte der König dann die neue preussische Verfassung 
auf dem im konstitutionellen System für die Gesetzgebung vorgeschriebenen 
Wege, also durch Vereinbarung zwischen der Krone und den beiden 
Kammern, als Verfassungsgesetz, schaffen. Das Primäre war demgemäss 
das neue Wahlgesetz, lind dieses war auch zeitlich das dringlichste vom 
Standpunkt der deutschen Frage. Denn es schuf erst die preussische 
Volksvertretung, die im Stande war, im Sinne des Patents vom 18. 
März eine Ebenbürtige' Mitwirkung Preussens an der vorläufigen Bundes¬ 
repräsentation ins Leben zu rufen. Welche Gestalt aber sollte dieses 
Wahlgesetz haben? 

*'*) Hansen a. a. 0. I, 452 ff. 

,13 ) So erklärte Bodelscbwingh im November 1848 (Diest a. a. 0. S. 28). 
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In Baden galt schon seit dem Jahr 1818 für die Volkskammer 
das gleiche aktive und passive Wahlrecht aller selbständigen 25 Jahre 
alten Bürger; es wurde indirekt ausgeübt lu ). Die übrigen deutschen 
Verfassungen aber enthielten Beschränkungen des Wahlrechts verschiedener, 
z. T. ständischer Art. Auch die Zusammensetzung der Ersten Kammer 
variierte sehr. Die Schwierigkeit in Preussen, sowohl wegen des 
Fehlens eines homogenen Staatsbürgertums als wegen der Vorliebe des 
Königs für Stände und ein adliges Oberhaus, lag zu Tage. Nach 
Äusserungen des Königs vom 14. März war anzunehmen, dass er das 
Wahlrecht zur zweiten Kammer ständisch, also etwa in dem Sinne ge¬ 
staltet zu sehen wünschte, wie es F. J. Stahl seit dem Jahre 1845 
wissenschaftlich zu begründen und als durchaus verträglich mit dem 
monarchischen Prinzip zu erweisen suchte 115 ). Die Kammer war danach 
eine zwar ständisch gegliederte, aber nicht den ständischen Partikula¬ 
rismus sondern die Volkseinheit repräsentierende Vertretung, die es 
gestattete, dem Wahlrecht eine breite Grundlage zu geben. Dass neben 
den oberen Schichten des Bürgertums den handarbeitenden Klassen eine 
stärkere Einwirkung auf die Gesetzgebung, insbesondere auf die Finanz- 
gesetzgebung, nicht versagt weiden dürfe, dass also das neue Wahlge¬ 
setz eine breitere Basis erhalten müsse, als sie in den meisten kon¬ 
stitutionellen Staaten bisher existierte, hatte auch der aller ständischen 
Gliederung widerstrebende Hansemann schon am 1. März Bodelschwingb 
gegenüber in seiner Denkschrift betont. Es war die Lehre, welche die 
Pariser Revolution, das Werk des Vierten Standes, in diesem Augenblicke 
nachdrücklich predigte. War anzunehmen, dass der Vereinigte Landtag 
in seiner Zusammensetzung aus Grundbesitzern allein und mit seinem 
Überwiegen der adligen Elemente dieser mannigfachen Schwierigkeiten 
Herr werde? Durfte man ihm grundsätzlich eine solche Kompetenz zu¬ 
erkennen? Die Adresse der rheinischen Liberalen vom 11. März batte 
beides bejaht. Sie hatte den König um Vorlage eines abgeänderten Wahl¬ 
gesetzes an den Vereinigten Landtag gebeten, das die Volksklassen ‘in 
richtigem Verhältnis 1 zur Vertretung bringe. Inzwischen hatte aber das 
allgemeine gleiche Wahlrecht seinen Siegeszug in der öffentlichen Meinung 

114 ) Pölitz a. a. 0. I 1 S. 465 (§ 3(5). Vgl. Andreas, Geschichte der 
badischen Verwaltungsorganisation und Verfassung 1802—1818, I (1913), 481. 

u5 ) Stahl, Das monarchische Prinzip (1845), Vorrede; Stahl, Rechts¬ 
und Staatslehre auf der Grundlage christlicher Weltanschauung *11 (1846), 
314 ff. — Die Äusserungen des Königs vom 14. März tielen gegenüber einer 
Deputation der Stadt Berlin (Wolff, Revolutionschronik I, 66). Vgl auch 
Bodelscliwinghs oben S. 152 erwähnte Definition. 
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angetreten, und die süddeutsche Volksbewegung einschliesslich des bürger¬ 
lichen Liberalismus schickte sich soeben an, das Deutsche Parlament 
selbständig nach der Volkszahl, nach dem demokratischen Stimmrecht 
zn schaffen. Am 30. März sollte schon das Vorparlament in Frank¬ 
furt zusammentreten. Von Tag zu Tag machte die unwiderstehliche 
Kraft der populären Strömung Fortschritte. In der badischen Zweiten 
Kammer wurde am 24./26. März unter Führung von Welcker und 
unter Zustimmung von Bassermann selbst das Heidelberger Programm 
allgemeiner Volkswahlen an Stelle des frühem Bassermannschen Vor¬ 
schlags akzeptiert. Die Wahl der Nationalrepräsentation durch die 
Bürger, nicht durch die Ständekammern, sei eine unmittelbare Folge 
der wesentlichsten Natur und Aufgabe eines wahrhaft nationalen Bundes. 
Als nationaler Freiheitsverein müsse der Bund die Freiheit aller Bürger 
durch sie selbst vertreten lassen. Eine Wahl durch die Stände begründe, 
da die Stände mehr oder minder mit dem Regierungssystem zusammen¬ 
hingen, eine doppelte Regierungsrepräsentation ,16 ). Das war also die 
Überflügelung der Regierungen durch den nationalen Volksgedanken, die 
Friedrich Wilhelm IV. verhindern wollte. Den Fürsteilkongress, den 
er anfangs als das alleinige Organ für die Bundesreform, dann als die 
Vorstufe der unumgänglich gewordenen Nationalvertretung mit allem 
Eifer betrieben hatte, musste er eben jetzt notgedrungen preisgeben. Die 
süddeutschen Fürsten, die diesem Kongress von Anfang an wenig Sym¬ 
pathie gezeigt hatten, erklärten ihn jetzt für inopportun; das wusste 
der König seit dem 20. März“ 7 ). Der völligen Autonomie der National¬ 
vertretung konnte er nun höchstens dann noch ausweichen, wenn diese 
Vertretung so schnell wie irgend möglich nicht durch direkte Volkswahlen, 
sondern seinem Plane gemäss aus den Delegierten der Einzellandtage 
gebildet wurde. Das bedeutete aber für ihn: unbedingtes Festhalten 
an dem diese Abgeordneten für Preussen erst ermöglichenden Vereinigten 
Landtag. Um in diesen drangvollen Tagen Zeit zu gewinnen, wollte 
der König dem Landtag sogar eine noch höhere Rolle zuweisen. Die 
Schaffung einer provisorischen Rundesrepräsentation auf diesem Wege 
erforderte immerhin für Preussen Zeit. Viel schneller konnte nach der 
Meinung des Freiherrn von Arnim-Suckow das Deutsche Parlament ins 
Leben treten, wenn auf Einladung des Königs Deputationen der kon¬ 
stitutionellen deutschen Einzelkammern, vielleicht auch die Fürsten selbst,zu 

,1# ) Deutsche Zeitung 1848 März 25 nr. 85, Zweite Beilage; März 28 
nr. 88 S. 701. — Vgl. Wild a.a.O. S. 227; Bergstiässer a. a. O. S. 613. 

u1 ) Durch Dönhoff in Frankfurt (Rachfahl a. a. 0. VII (1904) S. 226). 
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gemeinsamer Beratung mit dem bereits auf den 2. April einberufenen 
preussischen Vereinigten Landtag zusammentraten. Sollte Preussen sich 
zu Deutschland erweitern, so konnte sein Landtag sich zum deutschen 
Parlament erfüllen und erheben 118 ). Das fand jetzt den Beifall Friedrich 
Wilhelms IV. In seiner Proklamation vom 21. März an das preussische 
Volk und an die deutsche Nation erklärte der König, er gedenke den 
Fürsten und Ständen Deutschlands die Gelegenheit zu eröffnen, mit 
Organen des Vereinigten Landtags in einer unverzüglich näher zu er¬ 
wägenden Form am 2. April zu einer gemeinschaftlichen Versammlung 
zusammenzutreten. "Die auf diese Weise zeitweilig sich bildende deutsche 
Ständeversannnlung wird in gemeinsamer freier Beratung das Erforder¬ 
liche in der gemeinsamen innern und aussern Gefahr ohne Verzug Vor¬ 
kehren’. Der König, dessen Patent vom 18. März in der konstitutionellen 
Verfassung aller deutschen Länder, also auch Preussens, die unerläss¬ 
liche Vorbedingung der vorläufigen Bundesrepräsentation sah. um die 
Ebenbürtigkeit ihrer Mitglieder zu ermöglichen, gedachte also nach dem 
Aufruhr vom 18./19. März, den Vereinigten Landtat; trotz seines un¬ 
konstitutionellen Charakters gradezu als Kristallisationskern einer pro¬ 
visorischen allgemeinen deutschen Volksvertretung zu verwenden und damit, 
wenn möglich, den Fürstenkongress doch noch zu verbinden. Um nicht 
von der deutschen Revolution überrannt zu werden, wollte er. wie Graf 
Schwerin am 21. März der Berliner Studentenschaft darlegte, selbst 
die schleunige Bildung eines Deutschen Parlamentes anbalinen und sich 
auch hier an die Spitze des Fortschritts stellen 119 ). 

Eben in diesem Augenblicke aber, wo für den König der 
Vereinigte Landtag im Zenith seiner Bedeutung stand, erfolgte ein wohl¬ 
gezielter Vorstoss gegen ihn von seiten der schlesischen Liberalen. Unter 
der Führung von Heinrich Simon kam am 21. März eine Adresse der 
Städte Breslau und Liegnitz zu Stande, die den Vereinigten Landtag 
für die Weiterentwicklung in Preussen kurzer Iland ausschalten und 
beseitigen wollte. Die Adresse, überweiche die Breslauer Deputation nocham 
selben Abend in Berlin mit dein Ministerpräsidenten Grafen Arnim verhan¬ 
delte,verlangte an erster Stelle, der König möge selbständig und unverzüg¬ 
lich, ohne den Vereinigten Landtag, ein Wahlgesetz erlassen, kraft 
dessen eine auf Urwahlen gegründete Volksvertretung berufen werde, 

,18 ) (Arnim), Die politische Denkschrift vom 17. März 1848 über die 
französische Februar-Revolution und ihre Folgen, gedruckt am 20. März 1848 
(Berlin 1848) S. 18. 

“*) Allgemeine preussische Zeitung 1848 März 2ö, Nr. 8ö. 
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um mit dem Könige die neue Verfassung zu vereinbaren. Wiederum 
sollte, wie Heinrich Simon es im Februar 184 7 verlangt hatte, ‘die 
Sorge für die weitere Entwicklung der Staatsform in die TIände der 
Krone zurückverlegt werden, die soeben erst ihrerseits einen Versuch 
zur Erledigung der Frage gemacht hatte 11 * 0 ). Eine Anzahl von Einzel¬ 
wünschen schloss sich an m ). 

Das mehrdeutige Wort ‘Erwählen’ sollte in diesem Zusammenhang 
vor allem den besondere Charakter der aus diesen Wahlen hervor¬ 
gehenden Volksvertretung scharf und bestimmt betonen 1 * 2 ). Es war 
nicht eine Constituante, wie sie sich in Frankreich 1781) gebildet hatte, 
um ganz selbständig, von Volkssouveränetäts wegen, eine Verfassung zu 
schaffen. Ihr Charakter deckte sich auch nicht völlig mit der für 
Frankfurt geplanten allgemeinen deutschen Nationalversammlung; denn 
dieser wurde die einseitige Initiative in der Verfassungssacbe zuerkannt, 
weil ihr infolge der Reformbedürftigkeit des Bundestags keine gleich¬ 
berechtigte Regierungsinstanz gegenüberstand. Die preussische National¬ 
versammlung sollte vielmehr dem König rein koordiniert gegenüber¬ 
stehen. Aber sie sollte nur bei der Verfassung initwirken, also 
vorübergehenden, lediglich verfassungschaffenden Charakter haben. 
Was sie mit dem König vereinbarte, war also nicht ein Gesetz, gehörte 
nicht zur gesetzgebenden Tätigkeit im konstitutionellen Sinne, sondern 
es stand vor und über dem Gesetz. Es war kein Verfassungsgesetz, 
sondern eine Verfassungsurkunde, die Grundlage eines auf revolutio¬ 
närem Wege neu konstituierten prenssischen Staates. Aus diesem 
Charakter aber ergab sich nach der Meinung der Antragsteller von 
selbst, dass für die Wahlen zu dieser Urversammlmig. ebenso wie es 
seit der Heidelberger Tagung für die Wahlen zu der deutschen 
Nationalversammlung beabsichtigt war, auf alle Bürger zurückgegriffen 
wurde, dass jeder Abgeordnete eine gleiche Zahl von Bürgern vertrat, 
und dass die Versammlung nur eine Kammer hatte. Man wollte eine 
einheitliche‘Vertretung des ganzen preussischen Volkes, auch derjenigen 
Klasse, die bei keinem, auch nicht bei dem geringsten Wahlzensus, 
vertreten werden kann, eine auf Urwablen gestützte Repräsentation, 


120 ) So charakterisierte Mevisscn im J. 1847 das damalige Verlangen 
Simons (Hansen a. a. 0. 11, 232). 

lJI ) Schlesische Zeitung 1848 März 24 Nr. 71, S. 740; Jacoby, Hein¬ 
rich Simon II (1866) S. 4 ff.; Mähl a. a.O. S. 31 ff. 

in ) Über die verschiedenen Bedeutungen vgl. G. A. Stenzei in der 
Schlesischen Zeitung 1848 Mürz 29 Nr. 75 (2. Beilage). 
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dergemäss jeder grossjährige Inländer ohne Unterschied der Geburt, 
des Besitzes und des Glaubensbekenntnisses zugleich Wähler und wählbar 
ist’. Das die Gesellschaft erfüllende Misstrauen sollte auf diese Weise 
beseitigt und eine ruhige und sichere Weiterentwicklung des Staates 
angebahnt werden. Die Berufung dieser Urversammlung endlich sojlte 
gleichfalls auf aussergesetzlichem Wege, durch einfachen königlichen 
Erlass des Wahlgesetzes erfolgen, ohne Mitwirkung des Vereinigten 
Landtages. Dieser sei zwar das gesetzliche Organ des Landes, aber das 
Volk habe kein Vertrauen zu ihm, könne demnach seiner Beratung nicht 
ein Gesetz überlassen, welches über seine Zukunft entscheiden solle. 
Zur Besänftigung der Gemüter müsse der König selbst das Wahlgesetz 
geben, welches volle Gewähr der bürgerlichen Freiheit leiste 123 ). 

Das hiess also: Preisgabe der Weiterentwicklung der preussischen 
Verfassung auf dem gesetzlichen Wege, Anerkennung der Revolution 
durch Übernahme der Diktatur von seiten der Krone, Aufbau einer 
neuen Verfassung auf dem Wege der Vereinbarung zwischen der 
Demokratie und der von ihren historischen Verbindungen gänzlich 
losgetrennten Krone. l Wir müssen vor allem darauf bestehen, da*s 
der Vereinigte Landtag gar nicht mehr Zusammentritt, dass der König 
das Wahlgesetz sofort erlässt und schleunigst Urwablen eingeleitet 
werden’ 124 ). Das war die Meinung von Heinrich Simon, die also nach 
der Lage der Dinge für die preussische wie für die deutsche Entwick¬ 
lung den graden Gegensatz zu den Plänen des Königs darstellte. 

In der geschickt formulierten Antwort, die der König am 22. März 
im Einverständnis mit dem Grafen Arnim erteilte 125 ), lag naturgemäss 
der Nachdruck auf dem Vereinigten Landtag und dem Wahlgesetz. 
Bezüglich der sonstigen Einzelwünsche gab sie in vorsichtiger Form 
beruhigende Versprechungen. Es handelte sich da um die Sicherstellung 
der persönlichen Freiheit, freies Versammlungsrecht, allgemeine Bürger- 
wehrverfassnng, Verantwortlichkeit der Minister, Schwurgerichte, Unab¬ 
hängigkeit des Richterstandes, Aufhebung der Gerichtsbarkeit und 

,as ) Schlesische Zeitung 1848 März 25 S. 740, 758. Die eingehenden 
Erörterungen von Mahl a. a. 0. S. 33 ff. treffen in. E. nicht den Kern der 
Sache. — Für das Verhältnis zu den Vorgängen in Frankreich vgl. jetzt 
Redsloh, Die Staatstheorien der französischen Nationalversammlung von 178!* 
(1912) S. 157 ff. 

m ) Jacobv a. a. 0. S. 7. 

1!5 ) Arnim-Boytzenburg, Die Verheissungen des 22. März und die Ver¬ 
fassung vom 5. Dezember (1849) S. 12 ff.; Extrablatt zur Allgemeinen preus- 
sischen Zeitung 1848 März 22; Kölnische Zeitung 1848 Miirz 26 Nr. 86. 
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Polizeigewalt der Gutsherren über die Bauern. Der König versprach 
endlich mit aller Bestimmtheit, nach süddeutschem und sächsischem 
Beispiele, er werde wunschgemäss demnächst das stehende Heer auf 
die neue Verfassung vereidigen lassen 126 ). Er wollte damit zum Aus¬ 
druck bringen, dass auch das preussische Heer wirklich zum Volke 
gehöre, nicht nur ein Werkzeug der Krone sei. Das war die erste 
Gruppe der sogenannten Märzverheissungen. Das neue volkstümliche 
Wahlgesetz aber, die Voraussetzung einer konstitutionellen Verfassung 
auf breitester Grundlage 127 ), solle — so hiess es weiter — gewiss so 
beschaffen sein, dass aus ihm eine auf Urwahlen gegründete, alle 
Interessen des Volks ohne Unterschied der religiösen Glaubensbekennt¬ 
nisseumfassende Volksvertretung hervorgehe. Der König werde das Gesetz 
indessen, ehe er es erlasse, dem Vereinigten Landtage zur Begutachtung 
vorlegen, dessen schleunige Berufung er nach allen ihm bisher zuge¬ 
gangenen Äusserungen für den allgemeinen Wunsch des Volkes halten 
müsse. ‘Diesem bisher kundgegebenen Wunsche de§ Landes würde ich 
entschieden zuwider handeln, wenn ich, nach Ihrem Anträge, das neue 
Wahlgesetz ohne ständischen Beirat erlassen wollte. Sie werden daher, 
wie ich zu Ihrer Loyalität vertraue, sich selbst überzeugen und Ihre 
Committenten davon zu überzeugen wissen, dass ich auf Ihren gedachten 
Antrag für jetzt und so lange nicht der allgemeine Wunsch des Landes 
sich dem Ihrigen anschliesst, nicht eingehen kann’. 

Mit einer populären Motivierung wurde also hier der schlesische Vor - 
stoss gegen den Vereinigten Landtag abgewiesen; die Urversammlung aber 
wurde durch eine ergänzende Interpretation des Wortes ‘Urwahlen' 
ihres bedenklichen Charakters geschickt entkleidet. Sie wurde iden¬ 
tifiziert mit der durch Vermittlung des Vereinigten Landtags zu schaf¬ 
fenden endgültigen Volksvertretung ‘auf breitester Grundlage’. Diese 
sollte aber — das wissen wir durch den Grafen Arnim selbst 128 ) — 

Dass das Berliner Militär vor seiner Rückkehr in die Stadt auf 
die deutsche Verfassung vereidigt werden solle, hatte der König dem 
Berliner Magistrat schon am 21. März zugesagt (Wolff, Berliner Revolutions¬ 
chronik 1, 308). 

m ) 'Wie er sie verbeissen habe’. Die breiteste Grundlage’ erscheint 
seit Anfang März in manchen Adressen von Volksversammlungen. Der König 
selbst hatte aber, so viel ich sehe, gerade diese Wendung bis dahin nicht 
gebraucht. 

,M ) Vgl. den vorläufigen Entwurf mit Abänderungsvorschlägen, den 
Arnim in seiner Schrift Die Verheissungen des 22. März (1849) S. 27 ff. ver¬ 
öffentlicht hat. 

We*t<l. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, MI. J2 
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zwei Kammern umfassen. Die Erste Kammer sollte teils aus Privilegierten 
der Geburt, teils aus Ernannten des Königs, teils aus Abgeordneten 
von Körperschaften, Städten und Grundbesitzern bestehen; für die Zweite 
Kammer stand ein im einzelnen noch nicht feststehendes, abgestuftes 
■Wahlrecht in Aussicht, durch welches, wenn möglich, auch den untersten 
Steuerklassen ein Anteil — ‘nach dem Maße ihres Interesses an den 
öffentlichen Zuständen’ — zugebilligt wurde. Aus dem allgemeinen 
gleichen Wahlrecht für eine revolutionäre Urversammlung war demnach 
ein allgemeines abgestuftes Wahlrecht für die zweite Kammer einer 
regulären Volksvertretung geworden. Mit dieser aber sollte die Ver¬ 
fassung als normales Gesetz durch die drei gesetzgebenden Faktoren 
(Krone und beide Kammern) vereinbart werden. Schon am 23. März 
berief Graf Schwerin im Einverständnis mit dem Grafen Arnim den 
Professor Dahlmann aus Bonn nach Berlin, ‘um die Regierung mit 
seinem Rat bei der Bearbeitung des Wahlgesetzes für die Volksvertretung 
zu unterstützen, das auf breiter Grundlage ruhen wird, sowie demnächst 
auch bei dem Entwurf der mit den Vertretern des Volks zu verein¬ 
barenden Verfassung’ 129 ). Die Schlesier haben zwar sofort eine lebhafte 
Pressagitation gegen die geschickt verklausulierte Ablehnung ihres 
Antrags entfaltet. Am 23. März forderten Magistrat und Stadt¬ 
verordnete von Breslau ‘das ganze Land’ dringend auf, durch schleunige 
Erklärungen den Beitritt zu dem schlesischen Anträge auszusprechen 130 ). 
Es zeigte sich indessen, dass zwar auf radikaler Seite die Abneigung 
gegen ein letztes Zusammentreten des Vereinigten Landtages allgemein, 
dass aber im bürgerlich-liberalen Kreise, auch in Schlesien selbst, die 
Meinungen noch geteilt waren. 

Unter den Äusserungen zu Gunsten des Vereinigten Landtags, 
auf die der König und Graf Arnim sich beriefen, waren die wichtigsten 
die rheinischen. Vom Rheine her habe man die schleunigste Einberufung 
des Vereinigten Landtags erbeten, erklärte Graf Arnim am Morgen 
des 22. März den Breslauer Deputierten. Auch am Rhein hatte die 
Nachricht von dem Barrikadenkämpfe in Berlin die anfängliche günstige 
Aufnahme des Patents vom 18. März in das Gegenteil verwandelt und 
nicht nur die Ansprüche der liberalen Partei gesteigert, sondern auch 
die Unruhe in den erregten unteren Klassen stark vermehrt. An der 
Person des Königs für die Lösung der deutschen Frage hielt zwar der 

,29 ) Vgl. die Notiz in der amtlichen Allgemeinen preussischen Zeitung 
vom 24. März 1848, Nr. 84. 

,3 °) Schlesische Zeitung vom 24. März 1848 S. 742 (Beilage zu Nr. 71). 
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rheinische Liberalismus, abweichend von der grossen Mehrzahl seiner 
süddeutschen Freunde, auch jetzt noch fest. Aber er hoffte auf stärkere 
Konzessionen im Innern. ‘Mit einzelnen Zugeständnissen ist in Preussen 
nichts mehr getan, schrieb Mevissen am 21. März an Hansemann. 
Wir müssen jetzt den Augenblick ergreifen und eine Konstitution mit 
der Krone vereinbaren, worin alle Freiheiten des Volkes Garantie 
finden' 1S1 ). Die liberale Partei war in der Tat entschlossen, jetzt über die 
Forderungen ihrer Adresse vom 11. März hinauszugehen. Dass der 
Vereinigte Landtag beseitigt werde, dass der König selbständig eine 
preussische Nationalversammlung auf breiter Grundlage berufen und 
mit dieser über die neue Verfassung sich einigen möge, wurde auch in 
der Rheinprovinz vom 20. März ab nicht nur in zahlreichen Volksver¬ 
sammlungen gewünscht, — in denen die breite Grundlage vielfach als 
allgemeines gleiches Wahlrecht aller Preussen im Alter von 21 Jahren 
interpretiert wurde —, auch Mitglieder von Gemeinderäten, in Köln wie 
in dem stark erregten Süden der Provinz, vertraten jetzt diese Meinung I3 *). 
Aber hier lagen nicht die Wünsche der bürgerlich liberalen Partei; sie 
bewahrte vielmehr auch jetzt noch dem Vereinigten Landtag ihren alten 
zustimmenden Standpunkt, und eben das wurde nun für die Weiterentwick¬ 
lung der inneren Politik des preussischen Staates von ausschlaggebender 
Bedeutung. Auf Veranlassung des Gemeinderates von Trier fand am 23. 
und 24. März eine Versammlung von Deputierten der Gemeinderäte der 
18 bedeutenderen Städte der Rheinprovinz in Köln statt, an der auch die 
auf Mevissens Einladung gleichzeitig eingetroffenen liberalen Landtags¬ 
deputierten teilnahmen. Das Ergebnis war wiederum eine Adresse an 
den König ,ss ). Sie führte aus: Trotz der unhaltbaren Zusammensetzung 
des Vereinigten Landtages habe man nichts gegen die Beratung des 
neuen Wahlgesetzes durch ihn einzuwenden, wenn nur der König vor¬ 
her eine Anzahl von konstitutionellen Grundsätzen — die wesentlichen 
Bestandteile einer zeitgemässen Verfassung — bestimmt zusichere, 
also durch eine Art von konstitutioneller Rechtsverwahrung die Ver¬ 
handlungen des Landtages vorbereite. Die Wünsche in dieser Hinsicht 
deckten sich der Mehrzahl nach mit dem. was der König den Schlesiern 

lS1 ) Hansen a. a. 0. II, 348. 

,M ) Kölnische Zeitung 1848 März 21 (Nr. 81). Die dort abgedruckte 
Adresse vom 20. März wurde auch in anderen Städten unterschrieben. 

,M ) Abgedruckt in der Kölnischen Zeitung 1848 Nr. 85 und in der 
Allgemeinen preussißeben Zeitung 1848 Nr. 90 (vgl. auch Hansemann a. a. 0. 
S. 90). Die Einladung seitens der Stadt Trier war schon am 17. März erfolgt. 

12 * 
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am 22. März schon zugesichert hatte. Die Versammlung trat auch 
nicht auf den Boden des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Für das 
aktive Wahlrecht blieb sie bei der Forderung eines, allerdings möglichst 
niedrigen, Zensus stehen; nur die passive Wahlfähigkeit sollte, nach 
belgischer Weise, nicht an einen Zensus gebunden sein. Diese Adresse 
enthielt aber zwei Bitten, die offenbarten, worauf es dem rheinischen 
Liberalismus jetzt vor allem ankam. Sie wiederholte einen bisher 
noch unerledigten Antrag der liberalen Adresse vom 11. März über 
die Rechte der neuen Volksvertretung: ihr müsse beschliessende Mit¬ 
wirkung in der gesamten Gesetzgebung und im Staatshaushalt ohne 
Ausnahme mit einfacher Majorität zustehen. Und sie bat den König, 
die Grafen Arnim und Schwerin aus dem Ministerium zu entlassen; 
‘es herrsche ein Misstrauen gegen beide, welches die Hoffnung einer 
sicheren Zukunft zerstöre’. Diese zweite Bitte fasste die Proteste zu¬ 
sammen, welche am Rhein seit der Ernennung des Grafen Arnim nicht 
zur Ruhe gekommen waren. ‘Abermals hat der Berg eine Maus 
gehören. Arnim Premierminister in einem Augenblicke, wo Preussen 
sich an die Spitze Deutschlands stellen will und muss! Arnim, der 
Ausweiser Itzsteins und Heckers! Zu dem Mann soll Süddeutschland 
Vertrauen fassen. Ich denke, unsere Kollegen, die ich sämtlich auf 
den 23. März hierher eingeladen habe, werden sofort sich über die 
Unhaltbarkeit des neuen Ministeriums der Krone gegenüber aussprechen.’ 
So hatte Mevissen am 21. März an Hansemann geschrieben, und an 
demselben Tage hatte die Kölnische Zeitung die ‘Vertretung der Krone 
durch ganze Volksmänner’ verlangt; der Graf Arnim sei nicht der 
Mann des Augenblicks, sein Ministerium nicht eine Quelle des Ver¬ 
trauens zwischen Fürst und Volk, sondern gradezu, wenigstens am Rhein, 
eine Quelle des entschiedensten Misstrauens 134 ). — Hier war aber auch 
die Klippe, die bisher in Berlin Camphauseiis Eintritt ins Ministerium 
verhindert hatte. 

Dem Grafen Arnim war es nicht gelungen, sein Ministerium zu 
ergänzen. Camphausen, am 24. März in Berlin eingetroffen, verweigerte 
den Eintritt noch am Abend dieses Tages, also an demselben Tage, 
an dem die Kölner Versammlung ihren Beschluss fasste. Und als Graf 
Arnim in seiner Verlegenheit am 27 . März das Finanzministerium sogar 
Hansemann anbot, der allerdings seit dem Erlass des Patents vom 
18. März loyaler Weise die Verbindung mit der süddeutschen Bewegung 

1M ) Hansen a. a. 0. II, 347; Kölnische Zeitung 1848 März 22 (Nr. 82). 
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abgebrochen batte 185 ) und am Nachmittag des 26. März aus eigenem 
Antrieb in Berlin eintraf 138 ), um bei den Vorbereitungen zum Vereinigten 
Landtag anwesend za sein, lehnte auch dieser ab. Der Grund war für 
beide, dass der Präsident des Ministeriums kein volkstümlicher Minister 
war 137 ). Sein Ministerium erschien ihnen als eine halbe, und somit 
unwirksame Massregel, mit der sie nichts gemein haben wollten Sie 
handelten dabei ‘der Ansicht aller ihrer politischen Freunde am Rhein 
gemäss' ,3 *). Der rheinische Liberalismus verlangte jetzt, nach dem 
18./19. März, ein durchweg volkstümliches Ministerium, nicht nur einige 
volkstümliche Minister; er stellte sich, so unbedingt und überzeugt er 
an der historischen Monarchie für Preusseu wie für Deutschland fest hielt, 
doch für die Verfassung jetzt ganz auf den Boden des parlamentarischen 
Prinzips. Er forderte die Weiterbildung des preussisclien Verfassungs¬ 
lebens in dem Sinne, wie es sich in den süddeutschen Verfassungsstaaten 
seit den ersten Tagen des März zu gestalten begonnen hatte. Die Adresse 
der Städtedeputierten zeigte dem Könige, dass darüber allgemeines Ein¬ 
verständnis herrschte, ln diesem Augenblick war das nicht überraschend, 
da eben das Prinzip in Süddeutschland gesiegt hatte und auch in 
Preussen von weiten Kreisen gefordert wurde. Als Postulat war aber 
das parlamentarische Prinzip im rheinischen Liberalismus auch vorher 
schon weit vorgebildet gewesen. Ein eigentliches Programm hatten die 
Rheinländer zwar bisher noch nicht aufgestellt, aber Hansemann hatte 
schon 1830 das parlamentarische Regierungssystem empfohlen 139 ), und der 

,ss ) Ebenso wie der rheinische Deputierte Stedmann, der zu dem 
Siebener-Ausschuss der Heidelberger Versammlung gehörte. Er hatte an dem 
Beschluss der Siebener vorn 12. März nicht teilgenommen, weil er am 11. Marz 
bei der Versammlung in Bonn anwesend war. Er und Hansemann schrieben 
am 20. März den Süddeutschen, dass sie nicht am Vorparlament, sondern 
am Vereinigten Landtag in Berlin teilnebmen würden (Berlin, Geb. Staats¬ 
archiv, Nachlass Hansemann 11,2 fol. 128, 133). Von den Verhandlungen in 
Heidelberg 'hatte Hansemann übrigens am 6. März in Frankfurt auch dem 
preussischen Gesandten Grafen Dönhoff mündlich Mitteilung gemacht (Hansen 
a.a. 0. I, 521). 

lä,, ) Zusammen mit den Deputierten der rheinischen Städte (Brief von 
Otto Camphausen vom 26. März). — An demselben Tage berief ihn Graf 
Arnim, der ihn noch am Rhein vermutete, auf Befehl des Königs nach Berlin 
zu einer Beratung (Bergengrün a. a. O. S. 42). 

13, j Die eingehend und umständlich motivierte Ablehnung Camphausens 
in seinem Briefe vom 25. März vgl. hei Brandenburg a. a. 0. S. 223. Für 
Hansemann vgl. Wolff, Revolutionschronik I, 468. 

,M ) Schreiben von Otto Camphausen vom 26. März 1848. 

1M ) Bergengrün a.a. O. S.114. 
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rheinische Liberalismus insgemein hatte sich stets gegen das bureau- 
kratische, dem modernen Staatsgedanken abgewandte System gewendet, 
weil es die Trennung von Regierung und Volk und dadurch eine 
Schwächung des Staates bedeute. Vertrauen und Eintracht zwischen 
dem Geiste der Regierung und dem Geiste des besonnenen und unab¬ 
hängigen Volksteiles müssten begründet werden — so hatte er immer 
wieder gefordert; durch dieses Vertrauen zwischen Regierung und Volk 
werde die Kraft des Staats erst wahrhaft erhöht und alle verderbliche 
Zwietracht vermieden werden. Andeutungen, welche Hansemann und 
Mevissen in der Richtung auf Ministerverantwortlichkeit und die Ent¬ 
nahme einzeln -r Minister aus der Volksvertretung schon 1847 auf dem 
Ersten Vereinigten Landtag gemacht hatten, waren damals durch 
Bodelschwingh in gereiztem Tone zurückgewiesen, und das monarchische 
Prinzip war von ihm mit aller Entschiedenheit behauptet worden uo ). 
Verzichtete der preussische König jetzt auf das persönliche Regiment, 
übte er fortan die vollziehende Gewalt durch ein dem Parlament verantwort¬ 
liches Ministerium aus in der Absicht, mit der Majorität der Kammer 
und in ihrem Sinne zu regieren, und beschränkte er sich in der Gesetz¬ 
gebung auf die Anwendung der regulierenden und zurückdäinmenden 
Mittel, die ihm die parlamentarische Verfassungsform gestattete, so 
war die Einigkeit zwischen Volk und Regierung, das Rewusstsein ihrer 
übereinstimmenden Staatsinteressen durchgeführt und gewahrt; der 
bedenkliche Ausweg des Rundesgerichts, den soeben eine preussische 
Zirkularnote vom 25. März noch einmal für den monarchischen Kon- 
stitutionalismus empfohlen hatte 141 ), konnte dann fortfallen. 

Das Unerwartete geschah. Als der König am 28. März der 
rheinischen Städtedeputation erwiderte, äusserte er sich zunächst entgegen¬ 
kommend bezüglich ihrer sonstigen Wünsche, also der sofortigen Zu¬ 
sicherung einer Anzahl von konstitutionellen Grundrechten. Das war die 
zweite Reihe der sogenannten Märzverbeissungen. Dann aber-fuhr seine, 
in der ‘Allgemeinen pteussischen Zeitung’ sofort amtlich veröffentlichte 
Erklärung fort: ‘Je bestimmter mein Entschluss, je fester meine Über¬ 
zeugung von der unerlässlichen Notwendigkeit ist, mich nur mit Räten 


14 °) Verhandlungen des Vereinigten Landtags, hrsg. von Bleich (1847) 
II, 1143, 1308, 1355 (Sitzung vom 31. Mai, 2. und 4. .luni); vgl. auch Hansen, 
a. a. 0. I, 473; Hemmerle, Die Rheinländer und die preussische Verfassungs¬ 
frage auf dem Ersten Vereinigten Landtag (1912) S. 139, 190. 

14 ‘) Aktenstücke zur neuesten Geschichte Deutschlands mit besonderer 
Beziehung auf Hannover (Hannover, 1848) S. 94 ff. 
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zu umgeben, welche, vor der Volksvertretung verantwortlich, das volle 
Vertrauen derselben gemessen, desto mehr liegt es mir ob, auch hierüber 
die Stimme der gesetzlichen Organe entscheiden zu lassen, welche in 
kürzester Frist, zunächst noch auf dem Vereinigten Landtage, sodann 
aber unverkennbar durch die neu zu bildende Volksvertretung zu ver¬ 
nehmen sein wird’ u2 ). Der König bekannte sich also grundsätzlich 
rückhaltlos zu dem parlamentarischen Prinzip, der Entscheidung der 
Kammern über die Auswahl und Entlassung seiner Minister. 

Auch hier aber springt sein eigentliches Ziel klar in die Augen: 
die Sicherung des Vereinigten Landtages. Der weitausgreifende Plan 
des Königs vom 21. Mürz hatte sich zwar als undurchführbarerwiesen. 
Die Deputation der süddeutschen Fürsten unter der Führung von Max 
von Gagern war am 21. und 22. März in Berlin eingetroffen. Am 
23. Marz hatte sie Audienz beim Könige. Anwesend waren die Ver¬ 
treter von Nassau, Hessen und Württemberg. Die Deputation sprach 
es unumwunden aus, dass das. was der König in den letzten Tagen 
für die Rettung Deutschlands aus äusserer und innerer Gefahr getan 
und gesprochen hatte, vor dem 18. März alle vereinigt haben würde, 
dass die Auffassung der süddeutschen Regierungen jetzt aber eine 
andere sei. Ebenso deutlich gaben die Deputierten zu erkennen, dass 
ihre Regierungen sich nicht zu der vom König in Aussicht genommenen 
Beschickung des Vereinigten Landtages verstehen würden. So liess der 
König auch diesen Plan fallen, der nach seinem Wunsche einen schnellen 
Notbehelf für die Bildung eines zeitweiligen Deutschen Parlaments hatte 
bilden sollen. Er habe geglaubt, so erklärte er, dass die Interessen 
Deutschlands auf diese Weise hätten gewahrt werden können, er ge¬ 
lange indessen jetzt zu der Überzeugung, dass dem nicht so sei ,43 ). 
Aber der Vereinigte Landtag wurde dadurch keineswegs entbehrlich 
im Rahmen der deutschen Mission, die der König übernommen hatte. 
Hatte schon am 12. März der damalige Minister des Auswärtigen, 
Freiherr von Canitz, an Radewitz geschrieben: ‘Wir brauchen den 
Vereinigten Landtag für Deutschland als Gegengewicht gegen republi- 

,4 *) Allgemeine preussisebe Zeitung 1848 März 30 (Nr. 90). Die Er¬ 
klärung ist nur vom König, nicht wie die vom 22. Mürz auch vom Minister¬ 
präsidenten Grafen Arnim und den übrigen Ministern unterzeichnet. — Vgl. 
auch Wolff, Berliner Revolutionschronik I, 446, 450: Kölnische Zeitung 1848 
März 31 (Nr. 91). 

1W ) Pastor a.a. O. S. 225, 231 ff. — Ara 25. März protestierten die 
Schlesier unter Führung von H. Simon noch einmal umständlich gegen den 
Plan des Königs (Schlesische Zeitung 1848 März 26 Nr. 73 ). 
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kanischen Unfug und gegen das Deutsche Parlament' 144 ), so war das 
seit der erzwungenen Preisgabe des Fürstenkongresses 144 *) und seit 
dem Anwachsen der revolutionären deutschen Volksbewegung nach dem 
19. März erst recht der Fall. Für den König, der Deutschland jetzt 
in voller Auflösung begritfen sali l4j ), war vielmehr das Zusammentreten 
des Deutschen Parlaments auf gesetzlichem, nicht auf revolutionärem Wege 
nun der letzte Hoffnungsanker geworden. Im Einvernehmen mit dem Könige 
traf daher Freiherr v. Arnim-Suckow am Abend des 23. Mäi z ein Abkommen 
mit den Bevollmächtigten von Württemberg, Hessen und Nassau, wonach 
die Wahlen zu dem unvermeidlich gewordenen Deutschen Parlament 
nach wie vor durch die ständischen Kammern der einzelnen deutschen 
Staaten, also nicht direkt vom Volk, sondern vom preussischen Ver¬ 
einigten Landtag ebenso wie von den Landtagen der süddeutschen 
Staaten vorgenommen werden sollten, und zwar in der Weise, dass 
der Vereinigte Landtag ohne an seine ständische Einteilung und an 
den Kreis seiner Mitglieder gebunden zu sein die Abgeordneten für 
Frankfurt wählte 146 ). Die deutschen wie die preussischen Pläne des 
Königs trafen also noch immer in dem Vereinigten Landtag, als ihrem 
Brennpunkte, zusammen. Zu seinem Landtagskommissar ernannte der 
König am 25. März den Grafen Arnim 147 ). Als die wichtigste Stütze 
des Landtags aber offenbarten sich eben jetzt die rheinischen Liberalen. 

Die revolutionäre Erhitzung in der letzten Märzwoche, der immer 
stürmischere Drang der Volksversammlungen hatte sich inzwischen von 
Tag zu Tag schroffer gegen den Vereinigten Landtag gewendet. Nicht 
nur in Schlesien und in Berlin breitete sich der demokratische Ge¬ 
danke der Urversammlung mit allgemeinem gleichen Stimmrecht und 
das Verlangen nach Beseitigung des Vereinigten Landtags aus, auch 
am Rhein gewann er die Übermacht. Gleichzeitig mit der Versamm¬ 
lung der Städtedeputierten am 24. März hatte in Köln eine grosse 
Volksversammlung stattgefunden; ihr Beschluss besagte mit aller Schärfe, 
der Vereinigte Landtag als eine nicht mehr rechtsbeständige Korpo- 

I44 ) Koser a. a. 0. 83 S. 67. 

144a ) Der Verzicht Preussens auf den Fürstenkongress wurde am 26. März 
in der amtlichen Allgemeinen preussischen Zeitung (Nr. 87) publiziert. Als 
Grund wurde angegeben, dass der Drang der Umstände den deutschen Bun- 
desfür6teu die Ptlicht auferlege, iu der Mitte ihrer Völker zu bleiben. 

M# ) Vgl. seine Äusserung vom 23. März bei Pastor a. a. 0. S. 234. 

14# ) Vgl. das Schreiben des Königs vom 30. März 1848 an Camphausen 
(Brandenburg a. a. 0. S. 24); dazu Pastor a. a. 0. S. 237. 

147 ) Allgemeine preussische Zeitung 1848 März 26, Nr. 86. 
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ration dürfe nicht mehr zusammentreten, es könne sich nur noch um 
allgemeines Stimmrecht und Urwahlen handeln 148 ). Die Gemeinde¬ 
behörden fingen an, dem Drucke nachzugeben. Noch am 24. März 
Abends trat der Kölner Gemeinderat mit 22 : 1 Stimmen auf die Seite 
der Volksversammlung. Der Gemeinderat tat, wie ein Mitglied sagte, 
dem "peuple souverain' seinen Willen 149 ). Ara 25. März brachte das 
Hauptorgan der liberalen Partei, die Kölnische Zeitung, einen Leit¬ 
artikel zu gunsten des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Die neu 
zu bildende Volksvertretung müsse aus dem allgemeinen Stimmrecht 
hervorgehen; nur dann werde sie die Macht haben, Ordnung, Frieden, 
Gesetzlichkeit herzustellen, und über alle Kräfte der Nation frei ver¬ 
fügen dürfen, um im Innern Gerechtigkeit für alle, nach aussen Sieg 
und Grösse des Vaterlandes zu begründen. Die Lage dulde keine 
ungleiche Berechtigung nach Ständen und Klassen; so sei denn die 
Losung: Gleiche politische Rechte für alle! ‘Der Landtag wird förm¬ 
lich ekrasiert durch die vielen gegen ihn gerichteten Anträge, scluieb 
Mevissen an demselben Tage. Wenn die älteren Provinzen sich aus- 
sprechen wie die Volksversammlungen der Rheinprovinz, so wird der 
ruhige Staatsmann sich genötigt sehen, wie ungern auch, das allge¬ 
meine Stimmrecht zu bewilligen' l5 °). 

Den Zustand der Rheinprovinz in diesen Tagen schilderte der Kölner 
Regierungspräsident v. Raumer — es ist der spätere reaktionäre 
Kultusminister (1850—1858) — dem Minister des Innern v. Auers¬ 
wald in einem Bericht vom 27. März: ‘Hier schwankt alles; alle Ver¬ 
hältnisse, der Zusammenhang der Provinz mit Preussen sind nahe daran, 
sich aufzulösen. Ein Ministerium, das die Grafen Arnim und Schwerin 
in sich schliesst, kann hier keinen Boden finden. Dagegen muss not¬ 
wendig Camphausen oder Hansemann, am besten beiden, im Ministerium 
ein Platz angewiesen werden. Ohne Camphausen ist das Ministerium 
für die Rheinprovinz unmöglich. Die Änderung des Ministeriums tut 
dringend not, noch vor dem Landtage, sonst ist hier alles zu fürchten. 
Die Republik, die Trennung steht vor der Tür’ ,5 ‘). Dieser Brief 
wurde für Auerswald wie für den König entscheidend. Auch in Berlin 
fanden Tag für Tag Volksversammlungen statt, in denen laut gegen 

118 ) Kölnische Zeitung 1848 März 25 (Nr. 86, Zweite Ausgabe). 

,4# ) Handschriftliche Protokolle des Gemeinderats im Archiv der Stadt. 
— Vgl. auch unteu S. 202. 

,60 j Hansen a. a. 0. II, S. 351. 

’ 51 ) Hansen a. a. 0. II, S. 363. 
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den Vereinigten Landtag geeifert wurde. Der Wiederausbruch von 
Unruhen in der von Militär entblössten Stadt war zu befürchten ,5 *). 
Auch sonst stiegen im Lande die Wogen der Volksbewegung immer 
höher. Es war klar, der Landtag konnte höchstens dann noch in 
Ruhe und mit Erfolg durchgeführt werden, wenn der unpopuläre Graf 
Arnim vorher geopfert wurde, und wenn die populären Rheinländer 
dem Ministerium seine Signatur gaben. Es genügte nicht mehr, dass das 
Ministerium nur ein paar populäre Namen enthielt. An der preussischen 
und monarchischen Gesinnung der rheinischen Liberalen war kein Zweifel, 
und wie der König selbst hielten sie auch jetzt noch unbedingt am 
Vereinigten Landtage fest; sie wollten Reform, nicht Revolution. 
Insbesondere hatte Camphausen alles getan, um das ungestüme Verlangen 
des Volkes in gesetzliche Bahnen zu weisen. Mit der grössten Furcht 
erfüllte auch ihn die Berufung des Vorparlaments auf den 30. März 
nach Frankfurt 158 ). Diese Versammlung, so meinte er, müsse durch 
eine legitime gesprengt werden. Geschehe das nicht, so befürchte er 
von ihr die Proklamation der deutschen Republik. k Aus der bestehenden 
Verfassung heraus wollten die Rheinländer — so hat Camphausen es 
später einmal formuliert — mit den gesetzlichen Mitteln, die sie dar¬ 
bot, in die neue Verfassung übergehen, ohne das Band zu zerschneiden, 
welches das Alte an das Neue knüpfte' 154 ). Jetzt wie vor Jahresfrist 
retteten also die Rheinländer dem König den Vereinigten Landtag. Sie 
waren es, die es dem Könige ersparten, in Preussen vor der radikalen 
Volksbewegung zu kapitulieren, und die ihm zugleich noch die Hoffnung 
erhielten, das Deutsche Parlament könne in Wahlen seitens der deutschen 
Einzellandtage seinen Ursprung finden. So erfolgte denn am 29. März 
mittags die Entlassung des Grafen Arnim. Das Präsidium wünschte der 
König zunächst in der Iland Alfreds v. Auerswald zu sehen, des ostpreus- 
sischen Adligen, der zugleich sein Jugendfreund war und am 23. März 
das Ministerium der Innern übernommen hatte. Da dieser sich aber 
die Kraft nicht zutraute 155 ), übertrug der König am Nachmittag des 
29. März das Präsidium Camphausen, während Ilansemann das Poite- 
feuille der Finanzen übernahm. Die übrigen Minister blieben; für das 
Verbleiben des Grafen Schwerin, dessen Ausscheiden schon als fest- 

m j Wolff, Berliner Revolutionschronik I, 441 f., 468. 

I#s ) An Bodelschwingh am 16. März (Brandenburg a. a. 0. S. 222). 

'**) An seinen Bruder Otto am. 17. März 1848; Verhandlungen der Ver¬ 
sammlung zur Vereinbarung der Verfassung I, 52 (Mai 30). 

,M ) Mahl a. a. 0. S. 103 Anm. 2. — Vgl. auch Hansemann a. a.O. S. 91 
und Hausen a. a. 0. II, 357. 
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stehend angenommen wurde, trat Camphausen persönlich ein ,68 ). So hatte 
Prenssennun am 29. März 1848 ein Ministerium der öffentlichen Meinung, 
die hier das noch fehlende Parlament vorderhand ersetzen musste. Es war 
aus eigner Überzeugung entschlossen und es war zugleich populär genug, 
den vom König berufenen unpopulären Vereinigten Landtag gegen die 
erregte öffentliche Meinung durchzuführen. Diese, dem König im 
Augenblick unentbehrliche Eigenschaft war es, die das parlamentarische 
Prinzip in Preussen schon am Tage nach seiner grundsätzlichen Pro¬ 
klamation auch tatsächlich zum Siege brachte. In dem revolutionären 
Drange weniger Tage glitten in der Tat die Zügel der Regierung aus 
der Hand des Königs in die von Führern des rheinischen bürgerlichen 
Liberalismus hinüber, die Vertrauensmänner der öffentlichen Meinung 
waren und sich als solche fühlten. Camphausen, der die Geschäfte 
nicht leichten Herzens übernahm und von Anfang an nicht auf eine 
lange Ministerlaufhahn rechnete, gedachte die Überleitung des Staates 
bis zu dem Punkte zu führen, wo eine konstitutionelle Volksvertretung 
vorhanden sein würde, nach deren Wünschen ein neues Ministerium 
gebildet werden könne 157 ). Er und Hanseniann haben in den nächsten 
Wochen noch wiederholt deutlich ausgesprochen, sie verträten das System 
der öffentlichen Meinung, des geläuterten Volkswillens; es sei die kon¬ 
stitutionelle Pflicht ihres Ministeriums, abzudanken, wenn es nicht die 
Majorität der Volksvertretung besitze 158 ). 

Das Ministerium hat seine nächste Aufgabe gut gelöst. Am 30. 
März veröffentlichte es einen Erlass, wonach es sich ‘aus eignem An¬ 
trieb für alle seine Handlungen der künftigen Volksvertretung und den 
dieserhalb zu erlassenden Gesetzen verantwortlich erklärte’. [Graf 
Arnim und Mitglieder seines Ministeriums hatten sich zwar auch wieder¬ 
holt als ‘verantwortliche Minister’ bezeichnet, aber erst jetzt war die 
Rechtslage völlig klar, und die öffentliche Meinung bis in die Kreise 
der Radikalen hinein beruhigte sich sofort. Der am 2. April eröffnete 
Vereinigte Landtag, auf welchem nun Camphausen an Stelle des 
Grafen Arnim als königlicher Landtagskommissar fungierte, sprach mit 
überwältigender Majorität dem Ministerium sein Vertrauen aus. All- 

,s# ) Vgl. das Schreiben von G. Beseler d. d. Berlin 1848 April 3 
(Deutsche RevueXXXVII*(1912) 113); E. L. v. Gerlacb, Aufzeichnungen 1,521. 

,S7 ) Caspary a. a. 0. S. 189. 

1M ) Verhandlungen des zweiten Vereinigten Landtags, hrsg. von Bleich 
(1848) S. 56, 146 (April 4, 10); Verhandlungen der Versammlung zur Verein¬ 
barung der preussi8chen Verfassung I, 68 f. (Mai 31). 
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gemein war die Überzeugung, dass es den letzten festen Wall gegen 
die Anarchie darstellte. Das Misstrauen, das die öffentliche Meinung 
in den Vereinigten Landtag setzte, erwies sich als verfehlt; unter der 
Wucht der Märzereignisse war die Neigung auch der konservativen 
Mitglieder zum Widerspruch erloschen 159 ). Das Ministerium hat dem 
Landtage bei seiner Eröffnung am 2. April im Sinne der Adresse der 
rheinischen Städtedeputation vom 24. März eine Anzahl konstitutioneller 
Grundrechte als bindend für die Zukunft vorgelegt und diese noch 
am 4. April beschliessen lassen 160 ). Es hat seinen Einfluss ferner 
benutzt, tim mit der so heftig angefeindeten Körperschaft eine Reihe 
wichtiger Gesetze zu schaffen, die zur Beruhigung in diesen erregten 
Wochen vortrefflich gewirkt haben. In der deutschen Angelegenheit 
Hess das Ministerium dem Wunsche des Königs und seiner Vereinbarung 
mit den süddeutschen Regierungen gemäss am <5. April durch den Landtag 
die Wahlen <lcr preussischen Deputierten für Frankfuit vornehmen. 
Es unterwarf damit seine Popularität einer starken Kraftprobe 16 '). 
Dazu war cs allerdings zu spät: Die Volksbewegung hatte in der 
deutschen Frage endgültig den Vorsprung gewonnen. Wenn der Bundestag 
am 30. März die einzelnen Bundesregierungen zur Anordnung von Wahlen 
für die National Vertretung aufforderte, deren Aufgabe es sei, zwischen 
den Regierungen und dem Volke das deutsche Verfassungswerk zustande 
zu bringen, so erklärte das Vorparlament am folgenden Tage, die Beschluss- 
naltmo über die künftige Verfassung Deutschlands sei einzig und allein der 
vom Volke zu erwählenden konstituierenden Nationalversammlung zu über¬ 
lassen. Am 2. April fügte es den Beschluss hinzu, dass überall allgemeine 
und direkte Wahlen statttinden sollten, wobei auf je 50 000 Einwohner 
ein Abgeordneter entfallen müsse. Der Bundestag nahm darauf am 7. 
April seinen eignen Beschluss zurück und bestimmte für ganz Deutsch¬ 
land die vom Vorparlamente verlangte Ausschreibung von Urwahlen. 
Die Wahlen des Vereinigten Landtags mussten daher in Preussen kassiert, 
und Volkswahlen mussten statt ihrer vorgenonmien werden. Der König 
vermochte also an diesem so hartnäckig verteidigten Punkte nicht, der 
nationalen Bewegung eine geordnete Bahn anzuweisen. Allen seinen 
Bemühungen zum Trotz siegte die Diktatur des revolutionären deutschen 
Volkswillens; ihm blieb nichts übrig, als hier ei ne abwartende Stellung einzn- 

,S9 ) G. Kaufmann, Der Vereinigte Landtag in der Bewegung von 1848 
(Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1906 Nr. *25, 26); Mahl a.a.O. S. 130fi. 

,M ) Bleich, a. a. 0. S. 7. 

,M ) Hansen a. a. 0. I, 540. 
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nehmen. Ein Jahr später, als man sich von Frankfurt aus erdreistete, 
ihm die deutsche Kaiserkrone anzubieten, konnte er mit den ‘Toll¬ 
heiten’ der volksmässigen Konkurrenz abrecbnen, die ihm jetzt durch 
ihre Usurpation seine deutschen Kreise so empfindlich störte 162 ). 

In der preussischen Verfassungsfrage gelang es dem Ministerium 
dagegen, den Entwicklungsgang wirklich in gesetzmässigen Hahnen zu 
halten. Allerdings mussten noch Konzessionen gemacht werden. Der 
König hatte am 22. März Urwahlen auf der breitesten Grundlage ver- 
heissen, und die öffentliche Meinung Hess sich durch die Verklausulierung 
dieser Verheissung nicht beirren; sie verlangte in Preussen so wie in 
Deutschland eine Urver$ammlung auf Grund des gleichen Stimmrechts. 
Das Ministerium Camphausen setzte sich aus grundsätzlichen Gegnern 
dieses Stimmrechts zusammen, aber es verschloss sich nicht der Erkenntnis, 
dass jetzt in der Tat bis auf dieses allgemeine Stimmrecht zurück¬ 
gegriffen werden musste, um überhaupt einen Boden zum Kampfe gegen 
die drohende Anarchie zu finden. Seit Camphausens Abreise von Köln 
nach Berlin am 22. März hatte die liberale Partei am Rhein diese 
Überzeugung gewonnen, und der Vertraute Camphausens in Köln, 
H. Claessen, hatte sie diesem gegenüber am 24. März eingehend schrift¬ 
lich begründet 163 ). Beckerath und Mevissen brachten sie persönlich 
am 28. März nach Berlin, als sie zur Vorbereitung des Vereinigten 
Landtages dort eintrafen. Nach langen und reiflichen Beratungen, 
an denen auch Beckerath und Mevissen teilnahmen, entschloss sich das 
Ministerium noch am späten Abend des 29. März, das allgemeine 
Stimmrecht zuzugestehen. Welche Erwägungen dafür massgebend waren, 
ergibt sich aus den Worten, womit der am stärksten widerstrebende 
Camphausen im Mai 1849 dem König diese Vorgänge in die Erinne¬ 
rung rief: ‘Die Forderung des Augenblicks war, gegen bessere Über¬ 
zeugung das allgemeine Stimmrecht zu befürworten, damit die damalige 
Popularität meiner Persönlichkeit die heulenden Wölfe von Schlimmerem 
abhalte’ ,64 ). Um aber der ebenso unvermeidlich gewordenen Urver- 
sammluDg den revolutionären Charakter zu nehmen, fand das neue 
Ministerium einen andern Ausweg als Graf Arnim am 22. März. Es 
Hess diese Urversammlung selbst als vorübergehende, im wesentlichen 

'•*) Vgl. dazu neuerdings Friedjung a. a. 0. I, 502; unten Beilage IV’. 

'**) Vgl. das Schreiben vom 24. März, unten S. 198; Hansen a. a. 0. 
H, S. 351, 357, 368. Der zweite Abschnitt des Briefes Nr. 51 stammt, wie 
Mäbl a. a. 0. S. 111 richtig erkannt hat, vom 30. März. 

Mähl a. a. 0. S. 107 ff.; Caspary a. a. 0. S. 215, 321. 
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verfassungschaffende Volksvertretung auf dem gesetzlichen Wege, also 
unter Mitwirkung des Vereinigten Landtags, entstehen, das allgemeine 
Stimmrecht demnach durch den Landtag nur für diese Urversammlung 
beschliessen. Carophausen und Hansemann setzten diese Lösung gegen 
den Widerstand von Auerswald und Schwerin durch, die hartnäckig 
daran festhalten wollten, dass der Landtag unmittelbar das Wahlgesetz für 
die definitive, aus zwei Kammern bestehendeVolksvertretung bescbliesse 164s ). 
Dass dieser darauf einging und dabei das allgemeine gleiche Stimmrecht 
nicht nur guthiess, sondern über die Vorlage der Regierung hinaus auf 
die dienenden Klassen ausdehnte, beweist, wie unausweichlich dieses 
Stimmrecht in diesem Augenblick geworden war 16 *’). Um eine mög¬ 
lichst konservative Wirkung zu erzielen, wurde indessen das indirekte 
Wahlsystem, also das badische Muster, durchgeführt 166 ). Die auf 
diesem Wege entstandene ‘Versammlung zur Vereinbarung der preussi- 
schen Staats-Verfassung’ wurde aber trotz ihresCharakters als provisorische 
Volksvertretung von der Regierung auch mit anderen Vorlagen befasst, 
und der Verfassungsentwurf vom 20. Mai, den ihr die Regierung am 
22. Mai vorlegte, war als Verfassungsgesetz, nicht als Verfassungs¬ 
urkunde charakterisiert 167 ). So war trotz des Zugeständnisses der 
Urversammlung der formale Rechtsboden behauptet, die Revolution in 
Preussen nicht anerkannt. Die Beschränkung dieser Versammlung auf 
eine Kammer endlich wurde zugestanden, da man eine ähnlich mässigende 
Wirkung davon erhotfte. Erörterungen über eine Erste Kammer 
konnten wegen der unzeitgemässen Wünsche des Königs bezüglich einer 
Ilerrenkurie in diesem Augenblick nur aufregend und Misstrauen 
erweckend auf die Bevölkerung wirken. Eine Erste Kammer musste 
ferner der Zweiten grade jetzt wichtige Kräfte entziehen, da die Wähler 
darauf hingeleitet wurden, in die zweite als Gegengewicht nur demo¬ 
kratische Elemente zu bringen. So wurde das Einkammersystem über¬ 
nommen in der Hoffnung, die Urversammlung werde sich in einer Weise 
zusammensetzen, dass der Aufbau einer auf das Zweikammersystem 

m ») Hansen a. a. 0. II, 358. Wenn Mevissen hier (und unten S. 203) 
die rrversammlung als 'Constituante' bezeichnet, so ist das in dem weitern, 
oben S. 175 angegcgebenen Sinne gemeint (besondere Versammlung zur 
Vereinbarung der Verfassung). 

,M ) Mahl a. a. 0. S. 168 ff. 

,M ) Das war am Rhein schon am 25. März geplant (vgl. Mevissens 
Brief von diesem Tage, unten S. 200 Anm. 7). 

,#T ) Verhandlungen der Versammlung zur Vereinbarung der preussischen 
Staatsverfassung I (1848) S. 1 ff. 
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gegründeten definitiven Verfassung möglich blieb, an der der König wie 
das Ministerium und die liberale Partei unentwegt festhielten. In dieser 
Hoffnung hat man sich denn auch nicht getauscht 168 ). — 

Der König hat diese Schritte des Ministeriums mitgemacht. In 
einer Kabinetsordre vom 30. März hat er ausserdem auf Wunsch des 
Ministeriums erklärt, von jetzt an alle in Verfassungsangelegenheiten 
an ihn selbst gelangenden Anträge direkt an das Staatsministeriura 
verweisen und diesem die Antwort auf solche Anträge überlassen zu 
wollen 169 ). War er aber wirklich zum parlamentarischen Prinzip 
übergegangen? Sein Freund Radowitz, den der König auch jetzt wieder 
um seine Meinung frug 170 ), hatte diesen Umschwung tatsächlich voll¬ 
zogen. Das monarchische Prinzip sei in Preussen besiegt, schrieb er 
dem König am 28. März. Für die Verfassung könne nur noch die 
Rede sein von einem Verhältnis der königlichen Gewalt zu der ‘Volks¬ 
gewalt’. Auf ein Mehr oder Minder in einzelnen konstitutionellen 
Bestimmungen der neuen Charte komme es bei der jetzigen Lage der 
Dinge durchaus nicht mehr an, es sei sogar höchst gefährlich, darin 
zu markten. Seit dem Zurückweichen des Königs vor dem Berliner 
Aufruhr erkannte Radowitz nicht nur das parlamentarische Prinzip für 
Preussen an, sondern er war sogar geneigt, der Theorie von der Volks- 
souveränetät Konzessionen zu machen, die der aus den ausländischen 
Zuständen abgeleiteten Doktrin zwar als die notwendige Grundlage des 
parlamentarischen Systems erschien, vom liberalen Märzministerium, dem 
Vertreter des Vereinbarungsgedankens auf der Basis der Gleichberech¬ 
tigung von Krone und Volksvertretung, allerdings unbedingt abgelehnt 
wurde 171 ). In Bezug auf die Verheissungen des Königs vertrat Radowitz in 
seinem Schreiben an diesen den Standpunkt, ‘sie gehörten der Geschichte 
und dem Recht an und müssten streng nach dem Sinne erfüllt werden, 
unter welchem die Jetztwelt sie gefordert und der König sie zugestanden 
habe’. Gewissen, Ehre und Notwendigkeit erheischten das 172 ). Die 
Einzelverheissungen vom 22. und 28. März in Verbindung mit den 
allgemeinen Erklärungen der Patente vom 18. und 21. März enthielten aber in 
ihrer Summe zweifellos den Konstitutionalismus mit parlamentarischem 
Charakter, das Zugeständnis des Königs, dass er nur im Einklang mit 

1W ) Vgl. die Darlegungen von Beckerath und Mevissen unten S. 203. 

,TO ) Allgemeine preussische Zeitung 1848 April 1 (Nr. 92). 

,7 °) Hassel a. a. 0. I, 526, 574 ff. 

,?1 ) Meinecke, Radowitz S. 106; Camphausens und Hansemanns Erklä¬ 
rungen vom 8. Juni 1848 (Verhandlungen a. a. 0. 1,158, 160). 

175 Hassel a. a. 0. I, 576. 
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dem Willen der Majorität der Volksvertretung regieren und seine Minister 
wählen wolle. Das Ministerium Camphausen hat diesen Verheissnngen 
vertraut, und der Vereinigte Landtag hat sie vertrauensvoll in einer 
Adresse an den König zu sam men gefasst 17 *). In der Vereinbarung der 
Verfassung und in der Übereinstimmung der Minister des Königs mit 
der Majorität der Volksvertretung erblickten beide den zutreffenden Aus¬ 
druck der damaligen Rechtslage in Preussen, wo die historische Monarchie 
zwar nach dem Kampfe vom 18. März bestehen blieb, sich aber selbst 
durch eine Kette von Verheissungen gebunden hatte. Dem Redner der 
altpreussischen Adelsgruppe, Otto v. Rismarck, pressten die letzteren 
allerdings bei diesem Anlass die verzweifelnden Worte aus, keine 
menschliche Macht sei im Stande, die Vergangenheit wieder zu erwecken, 
nachdem die Krone selbst die Erde auf ihren Sarg geworfen habe 174 ). 

Die Tatsachen ergeben indessen ein anderes Bild. In eben den¬ 
selben Tagen, wo der König die ersten Konzessionen an die Volks¬ 
tümlichkeit des Ministeriums machte, begann er mit dem Wiederaufbau 
des monarchischen Prinzips. Er erkannte also nicht, wie Radowitz 
es wollte und wie Bismarck es fürchtete, an, dass dieses Prinzip in 
Preussen aufgegeben sei und aufgegeben bleiben müsse. Am 25. März 
stellte er in seiner denkwürdigen Verhandlung mit dem Offizierkorps 
der Garde im Potsdamer Schloss das alte Verhältnis zur Armee wieder 
her, das durch die Vorgänge vom 18./19. März eine Trübung erfahren 
hatte. Er fasste wieder festen Fuss an der Stelle, die nach seinem 
spätem Ausspruch das Lebenselement der preussischen Krone enthält, 
ihr Hort und höchster Schatz ist 175 ). Er hatte bis zu diesem Tage der 
Disziplin der Armee harte Proben auferlegt. Die politische Ansicht der 
adligen Militärpartei deckte sich im wesentlichen mit der Leopolds von Ger- 
lach. Sie wollte keine moderne Verfassung, und ihr preussisches Selbst¬ 
bewusstsein sträubte sich gegen die Preisgabe der historischen Stellung 
des preussischen Staates als einer selbständigen, ausserdeutschen Gross¬ 
macht, wie sie die deutsche Politik des Königs voraussetzte: das Aufgehen 
I’reussens in Deutschland, der Eintritt Preussens mit allen seinen Provinzen 
in einen entern deutschen Verband. Der demütigende Abzug der Truppen 
aus Berlin am 19. März nach dem siegreichen Kampfe, die Zuweisung 

”*) Bleich a. a.O. S. 12 ff. 

174 ) Bismarcks politische Reden I, 45, Vgl. seine ebenso bittere Äus¬ 
serung vom 26. März: 'Wer kann das Gebäude halten, dessen Eckstein 
morsches Holz ist’? (E. L. v. Gerlach a. a.O. I, 518). 

,7 ‘) Brandenburg a. a. 0. S. 140 (Juni 2): vgl. S. 46 (April 25). 
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der deutschen Kokarde und die Verheissung des Eides der Armee auf 
die deutsche Verfassung am 21. März, die gleiche Verheissung bezüglich 
der preussischen Verfassung am 22. März, das prunklose, vom König 
unbeachtete Begräbnis der in Berlin gefallenen Soldaten am 24. März 176 ) 
— alles das lag zwischen dem Monarchen und seiner Armee, als er 
Generale und Offiziere am 25. März im Schloss zu Potsdam versammelte, 
um sie zu beruhigen, für seine deutsche Politik zu gewinnen und 
das alte Verhältnis zur Armee wiederherzustellen. Als er auch hier 
noch das unvorsichtige Wort brauchte, er werde das Militär nur dann 
nach Berlin zurückrufen, wenn die Bürger von Berlin den Wunsch 
äusserten, zeigte ihm ‘eine hörbar klirrende Bewegung des Erstaunens 
der Offiziere’, dass er zu weit gegangen war. Er lenkte ein, und 
das Ergebnis war eine volle Verständigung; auch für die deutsche 
Politik stellte sich das Öffizierkorps jetzt dem Könige zur Verfügung. 
Die Armee, deren Umgestaltung in volksmüssigem Geiste zu den Pro¬ 
grammpunkten des Liberalismus überhaupt und zu den dringenden 
Forderungen des Jahres 1848 zählte, verharrte trotz allem, was seit 
dem 18. März vorgefallen war, in Preussen unbedingt in dem über¬ 
lieferten Gehorsamsverhältnis zum Monarchen 177 ). 

Die Gegenbewegung des Königs wider die Märzereignisse konnte also 
hier ihr zuverlässiges Fundament finden. In erster Linie von der Armee 
aus ist das monarchische Prinzip in Preussen wiederhergestellt worden. 
Der kommandierende General Graf Brandenburg war der Präsident 
des Ministeriums ‘der rettenden Tat’ vom 2. November 1848. Am 
30. März aber, dem ersten Tage nach der Ernennung des Ministe¬ 
riums Camphausen, verlegte der König seine Residenz nach Potsdam, 
während das Ministerium in Berlin blieb. In Potsdam schuf sich der 

17S ) Vgl. dazu E. L. v. Gerlach a. a. 0. I, 517. 

m ) Über diese Zusammenkunft vgl. Bismarck, Gedankeu und Erinne¬ 
rungen f, 26; Prittwitz, bei Rachfahl in den Preussischen Jahrbüchern 110 
(1902), 459; Denkwürdigkeiten aus dem Leben des Grafen v. ltoon I (1892), 
134 ff.; Hohenlohe-Ingeltingen, Aus meinem Leben I (1897), (57 ff.; v. Peters¬ 
dorff a. a. 0. S. 98; Leopold v. Gerlach a. a. 0. I, 148; E. Ludwig v. Gerlach 
a. a. 0.1,519; Pastor a. a. O. S. 239; Allg. preussische Zeitung März 26 Nr. 
86; Kölnische Zeitung März 29, Nr. 89; Schlesische Zeitung März 28, Nr. 74. 
Die Berichte stimmen zwar in Einzelheiten nicht ganz überein; das Resultat 
ist indessen sicher. Es dauerte allerdings noch einige Zeit, ehe die alte 
Unbefangenheit zwischen dem König und der Armee wiederhergestellt war. 
(Vgl. E. L. v. Gerlach a. a. 0. I, 520 über die Mittagstafel beim König in 
Potsdam am 28. März, zu der alle Gardegenerale geladen waren: Der König 
war sehr gedrückt und mit mir verlegen.' Vgl. auch Hansen a. a. 0.1, 568, 584). 

We8td. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, l/II. •< o 
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König noch eine neue Rückendeckung in dem täglichen Verkehr und der 
regelmässigen Beratung mit Leopold von Gerlach und seinen Gesin¬ 
nungsgenossen. Gerlach war am 29. März, als der König das volks¬ 
tümliche Ministerium gebildet hatte, in dumpfer Verzweiflung nach 
Hause gegangen und am andern Morgen mit gebrochenem Herzen auf¬ 
gewacht 17s ). Es schien ihm jetzt erwiesen, dass die Regierung ‘Steuer und 
Ruder und alles weggeworfen habe, um sich ganz dem Winde und Strome 
der Revolution zu überlassen' 179 ). Aber er verzagte nicht, sondern 
er bildete mit seinen Freunden das ‘Ministere occulte’. Die Camarilla, 
schon vor der Revolution mächtig, definierte sich nun selbst als eine 
‘notwendige und im Staatsrecht anzuerkennende Institution; Rat¬ 
geber des Königs, während er seine Minister loswerden will, aber 
noch nicht kann" 18ü ). Sein intimes Vertrauen schenkte der König fortan 
nicht seinen liberalen Ministern, sondern trotz «1er Divergenz in der 
preussisclien Verfassungspolitik und in der deutschen Politik den un¬ 
entwegten Gegnern des Konstitutionalismus, den konservativen adligen 
Kräften, deren VerbindungmitderMonarchie dem preussisclien Staat bisher 
den Stempel aufgedrückt hatte. Er gab seine von der reaktionären 
Gruppe des militärischen Altpreussentums abweichende Politik zwar nicht 
auf, aber er hörte fortan auf ihre Gegengründe, bevor er einen 
selbständigen Schritt unternahm. 

Schon die nächsten Wochen zeigten, dass Friedrich Wilhelm IV. 
zwar volkstümliche und verantwortliche Minister haben, ihnen aber 
seinen Willen aufzwingen wollte ,K1 ). Mit staatsrechtlich unhaltbaren 
Ausführungen und unter ebenso nachdrücklicher als irrtümlicher Be¬ 
rufung auf ausländische Verfassungseinrichtungen schaltete er die 
Armeeangelegenheiten ganz aus der Kompetenz des Ministeriums aus 18 *). 
Auch auf die Ernennung des Kriegsministers gestand er dem Gesamt- 

’ 78 ) Leopold v. Gerlach a. a. 0. I, 149. 

,7# ) Ernst Ludwig v. Gerlach a. a. 0. 1,521. 

IW ) Ebenda II, 20. 

19 ') Er hätte gerne gesehen, dass sie ihren Amtssitz auch in Potsdam 
nahmen (30. März, vgl. Brandenburg a. a. 0. S. 26; v. Petersdorff a. a. 0. 
S. 102). Sie hätten dadurch nicht nur ihren Rückhalt in der öffentlichen 
Meinung sofort eingebüsst, sondern auch ihre Selbständigkeit. Am 2. April 
schrieb Camphausens Bruder Otto: 'Der König fühlt sich unter dem Schutze 
seiner Garden in Potsdam viel behaglicher als in Berlin und hat wieder ein 
Gefühl der Sicherheit erlangt, das bald herabgestimmt werdeD muss’(Caspary 
a. a. 0. S. 192; die Stelle steht in dem Briefe vom 2. April). 

18S ) Brandenburg a. a.O. S. 45 ff., 53, 83 f., 140, 144. 
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ministerium keinen Einfluss zu ,83 ). Die auswärtigen Angelegenheiten 
beanspruchte er ebenso für sich; nicht mit dem Ministerrat, nnr mit 
dem Minister des Auswärtigen allein wollte er sie verhandeln ,84 ). Dem 
Ministerium bestritt er ferner rundweg das Recht, ihm gegenüber als 
Einheit aufzutreten; er wollte im Conseil mit den Ministern nur als 
Einzelpersonen beraten und besobliessen ,85 ). Und auf die Dauer dachte 
er nicht daran, die Minister nach der Volkstümlichkeit zu wählen. 
‘Vergessen Sie nie, teuerster Camphausen, schrieb er am 16. Juni, 
dass ich nach diesem Ministerium nicht links, sondern rechts greifen 
werde’ ,88 ). Das war zu einer Zeit, wo sich die Majorität der Berliner 
Nationalversammlung nach links entwickelte. 

Der König fühlte sich also, das beweisen diese charakteristischen 
Einzelzüge, im Gewissen keineswegs an das parlamentarische Prinzip 
gebunden. Er dachte nicht daran, sein persönliches Regiment aufzu¬ 
geben, weil er ein volkstümliches Ministerium ernannt und das 
parlamentarische Prinzip proklamiert hatte. Es war nur eine rhetorische 
Wendung, wenn er im September äusserte, er habe seit sechs Monaten 
seine Souveränetät den Ministern in Kommission gegeben, das solle nun 
anders werden 187 ). Er hat vielmehr das parlamentarische Prinzip am 
28. März lediglich als taktische Anpassung an den Zwang der Not¬ 
wendigkeit proklamiert und" am folgenden Tage benutzt. Er hat 
mit diesem Zugeständnis die gesetzliche Fortentwicklung in Preussen und 
in Deutschland durch den Vereinigten Landtag et kaufen wollen und erkauft. 
So erklärt es sich, dass das im allgemeinen dem Könige gegenüber sehr 
nachgiebige liberale Ministerium schon bald nach inneren, verfassungs¬ 
mässigen Garantieen für die Aufrecliterbaltung seines Prinzips suchte. 
Als Vorbild für die Form der neuen preussischen Verfassung wählte es 
im Mai die belgische Konstitution von 1831, den klarsten Typus des 
parlamentarischen Systems, nicht die süddeutschen Verfassungen, wie 
es beim Beginn seiner Tätigkeit, am 2. April, im Vertrauen auf die 
Verheissungen des Königs noch für möglich gehalten hatte. Nur wenn 
der Übergang der Krone zum parlamentarischen System in voller Auf¬ 
richtigkeit vollzogen wurde, genügte der Typus der süddeutschen Ver¬ 
fassungen den konstitutionellen Ansprüchen des Liberalismus, wie sie 

lM ) Ebenda S. 46. 

184 ) Nippold, Chr. C. J. v. Bunsen II (1869), 453. 

,8# ) Brandenburg a. a. 0, 8. 105. 

,M ) Ebenda S. 174 (am 16. Juni 1848). 

187 ) Vgl. unten Beilage IV. 

13* 
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jetzt das Ministerium Campbausen verkörperte. Denn dieser Typus 
brachte, wie wir dargelegt haben, die Prärogative der Krone so stark 
zur Geltung, dass sie verfassungsmässig nicht gezwungen werden konnte, 
das Gouvernement in die Hand von Vertrauensmännern der öffentlichen 
Meinung zu legen 188 ). 

Es bedarf indessen keiner Einzelbeweise dafür, dass der König 
nicht einen Tag daran gedacht hat, die Tarteien- oder Ministerial- 
Tyrannei* anzuerkennen, von der er im November 1847 geschrieben 
hatte: ‘In Deutschland hält nur die Existenz des Hundes, Österreichs 
und Preussens das wilde Tier grinsend im Käfig’ 1K9 ). Nur ‘um Deutsch¬ 
lands willen' hatte der König den Konstitutionalismns in Preussen zu¬ 
gestanden, d h. nach unserer Interpretation in erster Linie, um zu 
verhindern, dass das deutsche Volk mit den Kräften der nationalen 
Idee ihn und die anderen Fürsten überwältige. Seine deutsche Politik 
zielte also grade dahin, die Entwicklung im ganzen und in den Teilen 
in der Sphäre des monarchischen Prinzips zu halten. Der Konstitutio- 
nalismus, dem er in Preussen aufrichtige Zugeständnisse machte, 
musste also selbstverständlich vor dieser Grenze einhalten. Nur so 
weit konnte und wollte Friedrich Wilhelm IV. ‘um Deutschlands willen’ 
gehen. Das war denn auch sein Programm vom 18. März. Er hat 
an diesem Tage das von Bodelschwingh verfasste Patent unterschrieben, 
aber erst nach einigem Widerstreben wegen des darin enthaltenen 
Wortes ‘konstitutionell’ 190 ). Wenn er in früheren Jahren auf die tiefe 
und unüberbrückbare Kluft zwischen sich und dem modernen Konstitu- 
tionalismus hinwies, so hatte er diesen 'in dem jetzt geläufigen Sinne’ 


,88 ) Das I’ropositionsdekrct vom 2, April 1848 erklärte ausdrücklich, 
die neue Verfassung solle sich 'ihrer Form nach der überwiegenden Mehr¬ 
zahl der konstitutionellen Verfassungen Deutschlands ansehliessen’. Den 
für die veränderte Haltung des Ministeriums entscheidenden Grund haben 
Smend, Die preussisehe Vcrfässungsurkunde im Vergleich mit der belgischen 
(1904), S. 5 ff.; V. Ludwig, Friedrich Wilhelms IV. Stellung zur preussischen 
Verfassungstreue (1907) S. 35 ff., und Seit/, Entstehung und Entwicklung der 
preussischen Verfassungsurkunde im Jahre 1848 (15-09) S. 10 ff. nicht erkannt. 

l8# ) An den Prinzen Allieit von England (Deutsche Revue XXII* 
(1897) S. 185). Vgl. Valentin, Fürst Karl Leiningen und das deutsche Ein- 
heitsproblem (1910) S. 49. 

,#0 ) 'Eine solche Rundesrepräsentation erheischt notwendig eine kon¬ 
stitutionelle Verfassung aller deutschen Länder, damit die Mitglieder jener 
Repräsentation ebenbürtig nebeneinander sitzen.’ Vgl. dazu Bodelschwingh 
hei Diest a. a ü. S.20: Rachfahl, Deutschland nsw. S. 113 Anin. 1. 
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als das französisch-parlamentarische System interpretiert 191 ). Gegen diesen 
Konstitutionalismus waren gewiss auch seine pathetischen Worte bei der 
Eröffnung des Ersten Vereinigten Landtags am 11. April 1847 gerichtet. 
Friedrich Wilhelm IV. war vor 1848 nicht gewöhnt, jede Monarchie, 
bei welcher der Monarch durch ein Staatsgi undgesetz in Bezug auf 
die wichtigsten Staatsakte an die Mitwirkung einer Volksrepräsentation 
gebunden ist, als konstitutionelle Monarchie anzuseben und zu bezeichnen. 
So zweifelte er am 18. März einen Augenblick, ob es richtig sei, 
das süddeutsche System, dem er sich jetzt anpassen wollte und das 
gewiss begrifflich dem Konstitutionalismus angehörte, als konstitutionell 
ausdrücklich zu charakterisieren. Aber er gab seinem Minister Bodel- 
scbwingh nach, dem das Wort in diesem Augenblicke mit Recht 
unentbehrlich und wohl grade wegen der Unbestimmtheit des Sprach¬ 
gebrauchs empfehlenswert erschien 191 *). Soweit die nach dem 18. März 
erfolgten Verheissungen des Königs Schwächungen des monarchischen 
Prinzips enthielten, verstiessen sie direkt gegen den Kern seiner Politik; 
sie waren nur durch die Revolution erzwungen, so sehr er selbst sich 
bemühte, sein Handeln in diesen sturmbewegten Tagen als freiwillig zu 
kennzeichnen. So war denn auch das bürgerlich - liberale Ministerium 
Camphausen-Hansemann zwar ein im Geiste des parlamentarischen Ver¬ 
fassungsprinzips auf Grund von öffentlichen Zusicherungen des Königs 
berufenes Ministerium. Aber der König trat in Wirklichkeit keines¬ 
wegs auf den Boden des Prinzips, dem das Ministerium seinen Ursprung 
verdankte. Vom ersten Tage an stand es vielmehr im Kampfe mit 
dem König um das monarchische Prinzip. Seines wirksamsten Kampf¬ 
mittels hat sich das Ministerium in diesem Ringen nicht bedient; es hat 
die Geschäfte nicht ostentativ niedergelegt. Der König war sich völlig 
klar — er hat es am 30. März Leopold von Gerlach zugestanden —, 
dass er dann für seine Politik keine Minister mehr finden werde 193 ). 
Es war die monarchische Gesinnung der liberalen Märzminister, die 
verhinderte, dass es in Preussen damals über das monarchische Prinzip 
zum Bruche, und damit voraussichtlich zum Bürgerkriege kam. 

,#l ) Am deutlichsten Deutsche Revue a. a. 0. — Es ist der vulgäre 
Konstitutionalismus im Sinne von Radowitz (oben S. 135, 160). Vgl. O. Hintze, 
in den Preussischen Jahrbüchern 144 (1911). 389. 

,M ) Weil er ein weites Feld’ für die'weitere Entwicklung wünschte. 
Vgl. oben S. 152. Für die Terminologie vgl. M. v. Seydel, Staatsrechtliche 
und politische Abhandlungen (1893) S. 12 1 ff. 

,#3 ) Denkwürdigkeiten a. a. 0. I, 150. 
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Beilagen. 

i. 


Dr. H. Claessen') an Ludolf Camphausen in Berlin. 

Orig, im handschriftlichen Nachlass C'amphauscns. 

Über die politische Lage in Köln und am Rhein, insbesondere über 
das allgemeine (gleiche) Stimmrecht. 

Köln, 24. März 1848. 

Mein lieber Freund! 


1. Die Versammlung*) ist mit ihren Beschlüssen fertig geworden, und ich 
werde Ihnen darüber, wie Sie es wünschten, berichten. Vertreten waren 
18 Städte. Nicht viele Landtagsdeputierte waren zugegen, teils als Mitglieder 
von Gemeinderäten, teils ipso iure. Die Abstimmung geschah nach Städten; 
jede Stadt für eine Stimme zählend. Schon daraus, und noch mehr aus den 
Reden aller, ging hervor, wie sehr die bestehende Verfassung heute in den 
Hintergrund tritt. Audi die Beschlüsse sprechen cs aus. Die Stimmung war 
im allgemeinen gemässigt. Möchte man nur darauf auf die Stimmung der 
Provinz schliessen dürfen; man kann cs aber nach meiner Überzeugung durch¬ 
aus nicht, und ebensowenig darf man danach die Grösse der Gefahr be¬ 
messen wollen. 


Erlauben Sie mir zuerst eine Bemerkung, einen Vorschlag, den ich seit 
unserer letzten Zusammenkunft reiflich erwogen habe. Sie wissen, dass nie¬ 
manden mehr als mir der Gedanke ein Greuel war, von dem gegebenen 
Entwicklungsgänge aus abstrakten Gründen abzuweiehen. Die bestellende 
Verfassung ist nun aber einmal gestürzt durch die Schuld derer, die sie zu 
entwickeln berufen waren; nunmehr würde es ein grosser Fehler sein, von 
dem Zerstörten noch Bruchteile retten zu wollen. Wir sind in der Lage, 
alles von vorne an beginnen zu müssen. Die einzige Frage ist, wo der 
Punkt zu finden, der uns festen Fuss gewinnen lässt. Diese Frage muss 


’) Über Dr. Heinrich Claessen, einen nicht praktizierenden Mediziner in 
Köln, der Mitglied des Kölner Gemeinderats war, vgl. Hansen, G. v. Mevissen, 
Register s. v Er war der nächste politische Vertraute Ludolf Camphausens 
in Köln, zugleich naher Freund von Ludolfs Bruder, Otto Camphausen, der 
damals Geheimer Finanzrat im Finanzministerium war und später (18G9—78) 
Handelsrninister warde. Als Mitglied der Kölner Gemeindedeputation war er 
am 17.—19. März in Berlin gewesen und hatte an der Audienz beim König 
am 18. März vormittags teilgeuommen (vgl. Raveaux in der Deutschen Monats¬ 
schrift für Politik usw., lirsg. von Kolatschek I (18 >0) S. 404, 412; Wolff, 
Revolutionschronik I, 251). — Das obige Schreiben geht von der Voraus¬ 
setzung aus, dass Camphausen bereits in das Ministerium eingetreten sei 
fvgl. oben S. 170, ISO). Das geschah indessen erst am 29. März. 

*) Von Vertretern der Gemcindcräte von 18 grösseren rheinischen Städten; 
sie fand am 23. und 24. März statt (vgl. oben S. 179). 


Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Friedrich Wilhelm IV. u. das liberale Märzministerium i. J. 1848. 199 


beantwortet werden ohne Vorliebe t'tir das Dagewesene. Nach meiner Über¬ 
zeugung ist uns noch ein Augenblick vergönnt, um festen Boden zu ge¬ 
winnen ; es ist uns noch e i n Mittel gegeben, das zwar viele erschrecken 
wird, an und für sich aber und unter unseren gegebenen Verhältnissen mir nicht 
die geringste Besorgnis einflösst. Ich meine nämlich gänzliche Aufgebung 
der ständischen Gliederung und allgemeines Stimmrecht. Schlägt auch dieses 
Mittel nicht an, so gibt es überhaupt keines mehr. In seinen Wirkungen 
fürchte ich das allgemeine Stimmrecht durchaus nicht. Die Zusammensetzung 
wird noch hinlänglich fest und besonnen sein, ja vielleicht dürfte sic etwas 
mehr aristokratisch ausfallen, als zu wünschen. Die Hauptsache ist nur, dass 
auch jedem Bürger die Möglichkeit, ja Leichtigkeit gewährt werde, von seinem 
Rechte Gebrauch zu machen, nicht etwa Wahlen in den Hauptorten des 
Wahlbezirks, sondern Abstimmung in jeder Gemeinde. Darauf kommt es 
ganz allein an. Kann jeder Bauer an seinem Wohnorte ganz gemächlich seine 
Stimme abgeben, so ist der Intelligenz und dem Besitze ein unermesslicher 
Vorteil gesichert. Man bedenke, dass die Landbevölkerung in unserem Staate 
4—5 mal die Städte aufwiegt. Mit einem solchen Trumpfe schlägt man alles 
aus dem Feld, und es ist die Möglichkeit gegeben, sogar eine Erste Kammer 
zu erhalten, wenn man nämlich das amerikanische System, das ich schon 
vor Jahren selbst für unsere damaligen Verhältnisse als das einzig brauch¬ 
bare angesehen, adoptiert, und die Erste Kammer durch indirekte Wahlen 
bilden lässt. Die Hauptsache bleibt natürlich, mit dem allgemeinen Stimm¬ 
recht den Leuten einen Trumpf aufzuspielen, der seiner völlig unschuldigen 
Natur ungeachtet imstande ist, alle zum Stillstehen zu bringen. Glücklicher¬ 
weise kann bei unserer Verfassung das Gesetz am 2. April vorgelegt, am 
3. vom Landtage verworfen, am 4. als Gesetz publiziert werden. Ich bin von 
der Möglichkeit, auf diesem Wege uns zu retten, tief durchdrungen. Es ist 
mir gelungen, Bürgers*), Brüggemann 4 ) usw. davon zu überzeugen. Jedenfalls 
wird ein leitender Artikel erst in der Kölnischen Zeitung vom 25. d. M. diese 
Idee vortragen 8 ). Möchten Sie sich dazu entschliessen, und es durchsetzen, 
dass ein Gesetzvorschlag in diesem Sinne vorgelegt werde. Höchstens könnte 
man als Termin der Grossjährigkeit das 25. Lebensjahr zugeben, obschon 
ich die englische Bestimmung von 21 Jahren auch nicht scheue. 

Hansemann war heute hier. Er ist sehr matt und in seinen Ideen 
lahm. Folgendes sind die Beschlüsse der Versammlung: 

1) Festhalten an der konstitutionellen Monarchie (einstimmig); 

2) Die Zusicherung der Hauptpunkte der Verfassung schon vor Einberufung 
des Landtags und sobald als möglich zu verlangen (einstimmig, aber 
Nonsens); 

3) Beschränkung der Wirksamkeit des Landtags auf die Beratung des 
Wahlgesetzes (10 Städte gegen 8j; 

4) Für den Fall, dass aus der neuen Vertretung die ordnungsmässige 
Deputation für das Deutsche Parlament noch nicht hervorgehen kann, 

*) Ignaz Bürgers, gleichfalls naher politischer Freund von Camphausen. 

*) K. II. Brüggemann, seit 1845 leitender Redakteur der Kölnischen Zeitung. 
Kölnische Zeitung Nr. 85 (25. März), vgl. Nr. 91 (31. März). 
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so soll der Vereinigte Landtag zu der Beschickung desselben, sei es 
aus seiner Mitte sei es aus dem Volke, zwar berechtigt sein, jedoch 
mit der Einschränkung, dass eine nach dem neuen Wahlgesetze 
schleunigst zu bildende Deputation die Abgeordneten des Landtages 
am Deutschen Parlamente ersetze (17 gegen 1). 

Merkwürdigerweise hat die Versammlung über den eigentlichen Inhalt 
des Wahlgesetzes gar nichts gesagt. D’Ester®) sprach für allgemeines Stimm¬ 
recht, aber ohne Anklang zu linden. Mevissens Ansicht kennen Sie. Hanse¬ 
mann bemühte sich zu retten, was er konnte. Sie fürchten das allgemeine 
Stimmrecht wie ein Gespenst. Übrigens ist der jetzt im vierten Stande 
geltende Zensus von 3 Taler Grundsteuer wahrlich von diesem Gespenste 
nicht sehr verschieden. So viel ist gewiss, es gibt gar kein anderes Mittel 
mehr, den Sturm zu beschwören. Setzen Sie es durch, so bedürfen sie 
wahrhaftig weder von Vincke noch Hansemann. Überdies ist in allen 
preussischen Institutionen ein Hang zur Demokratie immer hemerklich ge¬ 
wesen. Es wäre prächtig, wenn Sie als Programm des Kabinetts aufstellten: 
Dem Vereinigten Landtag wird ein Wahlgesetz vorgelegt auf Grundlage des 
allgemeinen Stimmrechts und der direkten Wahl 7 ); nach dessen Beratung 
ist er geschlossen, wenn er nicht selbst anderweitige Gegenstände petitions¬ 
weise behandeln will. 

Schliesslich muss ich um Entschuldigung bitten, einer Exzellenz so rund¬ 
weg eine Meinung von so radikaler Beschaffenheit vorgetragen zu haben. 
Ich bin aber von der Richtigkeit derselben aufs tiefste durchdrungen, was 
mir um so angenehmer auffällt, als ich in diesen bösen Tagen mit meiner 
Meinung etwas hin und her geschwankt habe. 

P. S. In der eben ausgegebenen Kölnischen Zeitung ersehe ich, dass die 
Versammlung von Stollwerck 8 ) auf ihrem rapiden Gange heute auch bei dem 
allgemeinen Stimmrechte angelangt ist und eine Deputation an den König 
schicken will. Jedenfalls kommt mein Brief früher an. Die Leutchen würden 
sich über die Wirkungen wundern, wenn die Sache nach meinem Vorschläge 
ausgeführt würde. 

II. Ich schliesse Ihnen die Beschlüsse bei, welche heute von den Abge¬ 
ordneten der Städte gefasst worden 9 ). Dieselben weichen noch einigermassen 
von den Stollwerckschen Resolutionen ab 10 ). Dieser Gegensatz hat denn 
dazu geführt, heute eine Volksversammlung auf dem Gürzenich zu lialteu 


®) Dr. d’Ester, ein Führer der Demokratie im Kölner Gemeinderat. 

7 ) Am 25. März sprach sich auch Mevissen für das allgemeine Stimm¬ 
recht aus, aber für das indirekte Verfahren: „Selbst das allgemeine Stimm¬ 
recht ist nicht gefährlich, sobald die Wahlen durch Wahlmänner und in 
jeder Gemeinde abgesondert vollzogen werden.“ (Hansen a. a. 0. II, 351). — 
Vgl. oben S. 185. 

8 ) Eine Volksversammlung im sog. Stollwerckschen Saale, die gleich¬ 
zeitig mit den Deputierten der Gemeinderätc tagte. 

9 ) Sie sind in der Kölnischen Zeitnng vom 25. März (Nr. 85) gedruckt. 

10 ) Die von der Stollwerckschen Volksversammlung beschlossene Adresse 
ist gedruckt in der Kölnischen Zeitung Nr. 93 (2. April 1848). 
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die noch nicht beendet ist. Vermutlich bleibt es bei den Beschlüssen, wie 
sie in Nr. 84 der Köln. Zeitung enthalten sind. Am Schlüsse werde ich wohl 
das nähere definitiv raitteilen können. So viel stellt schon jetzt fest: Der 
Städtetag und die Volksversammlung sind nicht weit voneinander entfernt. 
„Allgemeines Wahlrecht“ oder „möglichst niedriger Census“ — da ist kein 
grosser Unterschied. Ich meinesteils entscheide mich für das erstere, weil 
es noch am meisten geeignet ist, uns, wenn es überhaupt möglich, über die 
Kri se hinüber zu bringen. Zudem steht nichts im Wege, wenn es später 
gewünscht wird, davon abzugehen. Jedenfalls habe ich aber gar keine Be¬ 
sorgnis vor den Resultaten dieses Wahlgesetzes. 

Der Städtetag sowohl wie die Volksversammlung werden morgen eine 
Deputation nach Berlin entsenden, die Sie also das Vergnügen haben werden, 
zu sehen. Hören Sie dieselben nur mit etwas Geduld an, wenn sie auch 
deraisonnieren. Das Schlimmste ist, dass die Aufregung sichtlich Fortschritte 
macht. Jeder Tag und gewöhnlich jeder halbe Tag bringt eine neue Volks¬ 
versammlung, und jede Versammlung bringt einen neuen Einfall. Wenn man 
die Leute so rasch als möglich an die Wahlen setzen könnte, so wären sie 
beschäftigt. Es gibt jetzt keine Autorität mehr, sogar die Gemeinde¬ 
behörden haben allen Einfluss eingebüsst. Gelingt es nicht, eine neue Autorität 
zu schaffen, so sind wir verloren. Nur frisch an die Wahlen, damit nur irgend 
etwas da ist! Wenn Sie der Deputation antworten könnten, die Regierung 
wird dem Vereinigten Landtag das allgemeine Wahlrecht vorschlagen, die 
Wahlen werden sofort beginnen, — vielleicht käme ein Stillstand in diese 
grässliche Bewegung. Ich täusche mich darüber nicht, dass Köln der aller' 
schlimmste Ort ist, dass in Berlin, in den alten Provinzen mit geringeren 
Konzessionen durchzukommen sein möchte, dass seihst Breslau und Königs¬ 
berg nicht so weit gehen werden. Leider steht aber die Sache so, dass die 
Feuersbrunst, wenn sie an einem Orte ausbricht, das Ganze ergreifen kann, 
und überhaupt ist die bewegungslose Majorität einer exaltierten Minorität, 
wie das immer der Fall gewesen, nicht gewachsen. Ich halte aber auch das 
allgemeine Stimmrecht für positiv wünschenswert. Der Hauptfehler der 
ständischen Verfassung war die Ausschliessung aller Klassen, die auf die 
öffentliche Meinung den wesentlichsten Einfluss ausüben. Deshalb hat es 
heute so wenig Freunde und Verteidiger. Die Verfassung muss jedem, 
wer es auch sei, gestatten, seine Kräfte an den öffentlichen Angelegenheiten 
zu versuchen. Ich fürchte von solchen Versuchen nichts. Der rabiateste 
Querkopf wird gewöhnlich ganz vernünftig, sobald er den Dingen näher tritt. 
Für eine grosse Anzahl wird das Wahlrecht keinen Wert haben, höchstens 
trat zum Verkaufen. Es ist aber zu bemerken, dass nicht viel dafür geboten 
werden kann, eben weil die Ware in zu grosser Profusion am Markte ist. 
Ern Korruptionssystem, wie das weiland französische, fürchte ich nicht daraus 
hervorgehen zu sehen. Der Ungebildete wird mit seinem Wahlrechte nichts 
zu machen wissen. Nur wer Intelligenz genug hat, um es zu schätzen, wird 
davon Gebrauch machen. Es werden Demagogen auf die Massen wirken, 
aber die rechtschaffenen Bürger werden sich auch veranlasst sehen, für die 
Bildung der Massen besser zu sorgen. Lassen Sie am 15. April die Wahlen 
im ganzen Lande beginnen, und es wird wahrscheinlich eine Kammer daraus 
hervorgehen, die den Umständen gewachsen ist. — 
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Die Volksversammlung auf dem Gürzenich ist beendet. Sie ist, wie 
•oben gemeldet, bei den Beschlüssen von gestern stehen geblieben, und ihre 
Deputation reist morgen nach Berlin. Da sie in den Beschlüssen der Ab¬ 
geordneten der Städte eine Differenz mit den ihrigen fand, so stellte sie das 
Begehren, der Stadtrat von Köln solle ihrem Votum beitreten. Der Ober¬ 
bürgermeister versammelte gegen 7 Uhr den Stadtrat. Viele waren der 
Meinung, der Stadtrat werde durch Willfahrung des Ansuchens in Wider¬ 
spruch mit sich seihst treten. Man wagte aber auch nicht, aus Besorgnis 
vor Ruhestörungen, sich zu weigern, und da einige Juristen bei der Hand 
waren, um der Sache die gewünschte Interpretation zu geben, so tat der 
Stadtrat dem peuplc souverain seinen Willen. Wenn es nur etwas nützt! — 
Ich bemerke nur, dass allen Wünschen genügt wird, wenn das dem Landtag 
vorzulegende Wahlgesetz das allgemeine Stimmrecht enthält. Aus allem 
werden Sie wenigstens entnehmen, dass die Anfrcgung, die Furcht vor Ruhe¬ 
störungen noch immer im Wachsen ist. 


II. 


G. Mevissen an den Finanzminister D. Hansemann. 

Orig, im Hansemannschen Nachlass. 


Berlin, 30. März 1848. 

Lieber Freund! 

Anliegend ein von Kühlwetter verfasster Gesetzentwurf betreffend die 
Herstellung der rheinischen Rechtsgleichheit. Ich glaube, dass die sofortige 
Promulgation desselben sehr gut wirken wird. Das Volk verlangt Taten 
statt Worte n ). 

") Der von dem späteren Minister des Innern Kühlwetter verfasste 
Entwurf hat folgenden Wortlaut: 

In Betracht, dass die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetze dem Wesen 
eines konstitutionellen Staates entspricht und die gemeinrechtliche Bestimmung 
hervorruft, dass Niemand seinem natürlichen Richter entzogen werden kann, 

Verordnen wir, wie folgt: 

§ 1 . 

Die Verordnung, die autonomische Successionsbcfugnis der Rheinischen 
Ritterschaft und das darüber statttindende schiedsrichterliche Verfahren be¬ 
treffend, vom 21. Januar 1837, wird hiermit aufgehoben. 

§ 2 . 

Ebenso tritt ausser Kraft die [Ivabinetsordre vom 25. April 1835, be¬ 
treffend die Bestellung des Kammergerichts zum ausschliesslichen Gerichts¬ 
höfe der Monarchie wegen aller und jeder Verbrechen und Vergehungen 
wider die Verfassung, die öffentliche Ordnung und die Ruhe sowohl der sämt¬ 
lichen Staaten des Königreichs als auch der übrigen Staaten des Deutschen 
Bundes. 

Ein die Aufhebung des Militärgerichtsstandes für gemeine Verbrechen 
und Vergehen bezweckendes Gesetz soll der jetzt zu bildenden Volksvertretung 
vorgelcgt werden. 

Berlin, den. 
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Nach längerer reiflicher Erwägung sind von Beckerath und ich zu der 
Überzeugung gelangt, dass eine Constituante in zwei Kammern nicht berufen 
werden kann ohne die grösste Gefahr. Die Erste Kammer einer Constitu¬ 
ante hat der Zweiten gegenüber gar keine Bedeutung, entzieht jedoch dieser 
die besten Kräfte, indem die Wähler darauf hingeleitet werden, nur 
demokratische Elemente im Gegensatz zu den besitzenden Klassen der 
Ersten Kammer zu wählen. Die Angriffe auf eine zweigliedrige Constituante 
wird das neue Ministerium sehr schwer aushalten können. Alles erwogen, 
erscheint es uns besser, auf jede Gefahr hin bei einer Kammer zu verharren. 

III. 

77. von Beckerath an den Ministerpräsidenten L. Camphausen. 

Orig, im Nachlass Camphausens. 

Berlin, 30. März 1K48. 

Verehrter Freund! 

Das Zweikammersystem jetzt zu proklamieren, halte ich nach Lage der 
Verhältnisse für überaus gefährlich, und diese Ansicht hat sich durch gründliche 
Erörterungen zwischen Mevissen und mir so befestigt, dass wir uns gedrunge n 
fühlen, mittelst einiger Zeilen von mir an Sie, von Mevissen an Ilansemann 
geschrieben, entschieden von jenem Projekte abzuraten. Hoffentlich 
macht die Zusammensetzung der konstituierenden Versammlung den Aufbau 
einer auf das Zweikammersystem gegründeten Verfassung möglich; wollte 
man jetzt eine Erste Kammer als Postulat hinstellen, so würde neues und 
unheilbares Misstrauen im Volke eintreten, vielleicht zum Aussersten führen 
und so durch jene Massregel gerade das, was sie erhalten soll, auf immer 
vernichtet werden. 


IV. 

Aufzeichnung H. von Beckeraths über Äusserungen des Königs 
in seiner Besprechung mit ihm am 76.177. September 7848 . 13 1 

Orig, im Nachlass Beckeraths. 

Äusserungen des Königs. 

„Preusscn geht in Deutschland auf“, habe er so gemeint, dass alle 
preussischen Landesteile dem deutschen Bundesgebiet angehören sollten. 

Er habe seit 6 Monaten seine Souvcränetät den Ministern in Kommission 
gegeben, das solle nun anders werden. 

Er wolle aufrichtig die Konstitution; denn wenn es gelte, einen Brand 
zu löschen, und es sei nur unreines Wasser zur Iland, so müsse man auch 
zu diesem greifen; Deutschland stehe aber in Flammen und sei, wie er 
wohl einsehe, nur durch den Konstitutionalismus zu retten. 

'*) Der König hatte Beckerath nach Berlin berufen, um mit ihm über 
die Bildung eines neuen Ministeriums zu verhandeln (Kopstadt, II. v. Beckerath 
8. 94 ff.; Hansen a. a. 0. I, 586). 
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Die deutsche Einheit sei von Kindesbeinen an sein Lieblingsgedanke ; 
er habe im Jahre 1815 die Wiener Kongressakte mit Unversöhnliehkeit be- 
griisst; was aber in Frankfurt seit 3 Monaten zu jenem Zwecke geschehe, 
seien nichts als Tollheiten. 

Er wolle der Welt zeigen, dass noch ein König von Gottes Gnaden und 
zwar ein König von Preussen lebe! Das habe etwas anderes zu bedeuten, 
als ein König von Frankreich oder von England; dort seien kompakte Nationen, 
die fortbeständen, auch wenn der König zu Grunde gehe; Preussen aber, 
das nicht eine ganze Nation, sondern nur einen Teil der deutschen Nation 
darstelle, werde nur durch seine Könige, durch den Glanz ihres ruhmreichen 
Geschlechts, durch die Glorie, die sich um ihre Krone webt, zusammengehalten ; 
daher müsse und wolle er von jetzt an mehr hervortreten, sich an sein 
Volk wenden. 

Millionen Preussen würden die Verkündigung des Absolutismus mit 
wahnsinniger Freude begriissen. 

- 

Recensionen. 

W. Fabricius, Erläuterungen zuin geschichtlichen Atlas der 
Rheinprovinz. Fünfter Band: Diebeiden Karten der kirchlichen 
Organisation, 1450 und 1610. Erste Hälfte: Die Kölner Kirchen¬ 
provinz. Bonn, II. Behrendt 1909. XXXII, 441 S. (a u. d. T.: 
Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde XII, 
5, 1). Zweite Hälfte: Die Trierer und Mainzer Kirchenprovinz. 
Die Entwicklung der kirchlichen Verbände seit der Reformations¬ 
zeit. Bonn, H. Behrendt 1913. XXVII, 673 S. (a. u. d. T.: 
Publikationen usw. XII, 5, 2). — Register. Bonn, II. Behrendt 
1913. 415 S. (a. u. d. T.: Publikationen usw. XII, 5, 3). 

W. Fabricius, Kirchliche Organisation und Verteilung der 
Konfessionen im Bereich der heutigen Rheinprovinz 
um das Jahr 16 10. 4 Blätter, Massstab 1: 250000. Bonn, 

H. Behrendt 1903 (a. u. d. T.: Publikationen der Gesellschaft für 
Rheinische Geschichtskunde XII, 6). 

W. Fabricius, Kirchliche Organisation im Bereich der heu¬ 
tigen Rheinprovinz am Ende des Mittelalters um 1450. 
1 Blatt, Massstab 1: 500000. Bonn, II. Behrendt 1909 (a. u. d. 
T.: Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 
XII. 7). — Angezeigt von Prof. Dr. Albert Werminghoff in Halle. 

Soweit uns bekannt, ist die Gesellschaft für Rheinische Geschichte¬ 
kunde die erste und bisher einzige Vereinigung unter den deutschen Publi- 
kationsinstituten, die für kartenmässige Veranschaulichung der kirchlichen 
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Organisation und ihrer Entwicklung Sorge getragen hat. Dank ihrer Initiative 
liegen jetzt zwei Karten vor, die den Stand der kirchlichen Einteilung der 
Rheinprovinz ums Jahr 1450 und nebst der Verteilung der Konfessionen 
ums Jahr 1610 vergegenwärtigen, fernerhin ein erster Band von Erläute¬ 
rungen, der die Kölner Kirchenprovinz umfasst und demnach noch durch 
Ausführungen über die Metropolitansprengel von Trier und Mainz ergänzt 
werden muss'). Kartenblätter und Erläuterungen sind unzertrennlich als 
die Formen, in denen ein weit ausschauender Plan verwirklicht worden ist: 
beide sind das Werk von W. Fabricius, der in ihnen und durch sie 
seinen Verdiensten um die rheinische Geschichtsforschung ein neues hinzu¬ 
gefügt hat. Wenn unsere Anzeige Bild und Schrift, d. h. hier Karten und 
Erläuterungen, voneinander trennt, so geschieht es, um auf solchem Wege 
die Eigenart eines jeden dieser Werkteile beurteilen zu können 

Wir beginnen mit dem Erläuterungsband, dessen Benutzung stets 
ein Doppeltes voraussetzt, zunächst die räumliche Begrenzung des Karten¬ 
werks, dem er dienen will, sodann die Rücksicht auf den zeitlichen Rahmen, 
dem jene Blätter gelten. Erstere schliesst eine Beschreibung der gesamten 
Kölner Kirchenprovinz aus, da sie nur diejenigen ihrer Teile aufzunehmen 
gestattete, die den Umfang der heutigen Rheinprovinz ausmachen, von ihm 
also umfasst werden oder in ihn hinübergreifen*). Zeitlich hingegen war mit 
dem Ende des 18. Jahrhunderts deshalb ein — natürlich nur annähernder 
— Abschluss gegeben, weil, wie F. S. XXVII ausführt, gleich nach der 
Besitzergreifung durch die Franzosen die republikanischen Dekrete über 
die Aufhebung der Klöster, Einziehung des Kirchenvermögens und Ablösung 
des Zehnten auf dem linken Rheinufer verfügt und auf Grund des Konkor¬ 
dats vom 15. Juli 1801 am 8. April 1802 die „Organischen Artikel“ erlassen 
wurden, die ein völlig neues Kirchensystem schufen; auf dem rechten 
Rheinufer hielten sich die Reste der älteren kirchlichen Institute noch 
etwas länger, wurden aber ebenfalls durch Säkularisationen sowie durch 
Aufhebung der Klöster betroffen und durch die Bulle „De salute animarum“ 
vom 16. Juli 1821 gänzlich aufgelöst. In diesen Worten des Verfassers, 
die wir nur leise modelten, um sie unseren Betrachtungen einfügen zu 
können, liegt ein wertvoller Hinweis auf die zähe Lebensdauer der aus dem 
Mittelalter stammenden kirchlichen Gliederung des Landes; sie gemahnen 
an das eigenartige Wesen des Kirchenrechts, aus dem jene Gliederungen 
entstammen, das die Wandlungen des Staatsrechts, also auch dessen Glie¬ 
derungen überdauert, gleichwie dieses nach einem Worte von G. Radbruch 


') S. den Nachtrag zu dieser Anzeige, unten S. 214. 

Der Aufsatz von W. Fabricius: Beiträge zur kircbengeschichtlicben 
Geographie von Hessen (Archiv für hessische Geschichte und Altertumskunde 
1910. Ergänzungsband IV, 3; war ans nicht zugänglich. Nach der Inhalts¬ 
angabe in der Historischen Zeitschrift 105, S. 463 behandelt er die Erz¬ 
diözese Mainz, das Archidiakonat des Mainzer Dompropstes, die Stadt Mainz 
und das dortige Archipresbyterat; seine Ausführungen gelten dem zur alten 
Mainzer Diözese gehörigen Teil von Rheinhessen und dem östlichen Teil von 
Oberhessen. 
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den wandelbaren Überbau darstellt gegenüber dem schwerbeweglichen 
Fundament des Privatrechts (Einführung in die Rechtswissenschaft, Leipzig 
1910, S. 33). Die angezogenen "NVorte von Fabricius verraten andererseits^ 
dass die Reformation für jene Gliederungen von weit geringerer Bedeutung 
gewesen ist, als man von vornherein annehmen möchte; zeigte es sich doch, 
„dass in den meisten Fällen durch den Glaubenswechsel an der topogra¬ 
phischen Zusammensetzung der Kirchspiele und an den Rechtsverhältnissen 
der Collatur und des Zehnten nichts oder wenig geändert wurde“ (S. XXYII). 
Mit allem ist der Aufbau des Erläuterungsbandes begründet. Seine Einzel¬ 
zelle sozusagen ist das Kirchspiel oder die Pfarrei, deren Geschichte von 
den ersten Zeiten ihres Auftretens bis zur französischen Revolution und 
ihren Folgewirkungen zu Beginn des 19. Jahrhunderts ausgebreitet wird. 
Mehr oder weniger Pfarreien fügen sich zn Dekanaten (Landkapiteln, Archi- 
presbyteraten) zusammen und jeweils mehrere Dekanate zu Archidiakonaten 
als den Sprengeln iurisdiktioneller Verwaltungstätigkeit innerhalb der ein¬ 
zelnen Diözesen Köln, Lüttich, Utrecht und Münster, von denen, wie bereits 
angedeutet, die drei letzterwähnten nur mit je einem Teile ihrer Verwaltungs¬ 
und Seelsorgebezirke berücksichtigt zu werden brauchten. Unser Versuch 
der Veranschaulichung leidet naturgemäss unter dem Zwang, das, was F. 
ausbreiten konnte, in möglichst knappe Sätze zusammenzupressen, nicht 
minder dadurch, dass er nur der katholischen Organisation gerecht wird, 
nicht aber auch der evangelischen nach Kirchspielen, Superintendenturen, 
Synoden und Klassen der protestantischen Landeskirchen 3 ). Bis zu einem 
gewissen Grade mag die von F. befolgte Methode uns entschuldigen. Sein 
Erläuterungsband fasst beide Karten zu gleicher Zeit ins Auge, und wer 
seine oben erwähnten Ausführungen billigt, wird ihm Recht geben. Immer¬ 
hin wird zu erwägen sein, ob es sich nicht empfohlen hätte, jede Karte, 
selbst auf die Gefahr von unvermeidlichen Wiederholungen hin, gesondert 
zu erläutern und die Texte dieser Beschreibungen alsdann durch gemeinsame 
Register wiederum zu verbinden. Irre ich nicht, so kommt jetzt die katho¬ 
lische Organisation zu schärferer Verdeutlichung als die evangelische, die ältere 
und durchlaufende demnach mehr als die jüngere, sich einschiebende, wenn 
sie gleich im letzten Grunde auf jener ihrer Vorläuferin und auf ihren 
Kinzelzelleu, um dies Wort beizubehaltcn, sich aufbaut; die Glicderuüg z, B. 
der Kölnischen Erzdiözese veranschaulicht das Kartenbild und der Text S. 3 ff., die 
Lagerungaber der lutherischen Superintendenturen oder der reformierten Syno¬ 
den vergegenwärtigt nur die zweite der Karten, während der Text für sie keine 
zusammenfassende Beschreibung darbietet. Kurz, was in den Kartenbildern 
getrennt werden musste, hätte wohl auch in den Erläuterungen eine Scheidung 
erfahren müssen: der Geograph in F. hat über den Historiker in ihm den 
Sieg davon getragen, der freilich eine lehrreiche kirchenrechtsgeschichtliche 
Erkenntnis nur zu festigen und zu bestätigen erlaubte 3 ). Die Beschreibung 
nun jedes einzelnen Kirchspiels tut dar, ein wie reiflich durchdachter Plan 
der auf die zerstreutesten Quellen sich stützenden Arbeit zn Grunde gelegt 
ist. Den Namen des Kirchspielortes begleitet zunächst ein Hinweis auf die 


s ) Vgl. jetzt aber den Nachtrag, unten S. 214. 
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Stelle, an der er sich auf den Karten findet, z. B. bei Adenau auf G 16. 
Es folgen Angaben des Heiligenpatrociniums der Kirche 4 ), der heutigen 
Zugehörigkeit der Pfarrgemeinde zu einem Kreise innerhalb des staatlichen 
Regierungsbezirkes, zu einem Bistum bezw. Dekanat innerhalb der katho¬ 
lischen, zu einer Superintendentur bezw. Synode innerhalb der evangelischen 
oder reformierten Kirche. An diese stichwortartig gegebenen Hinweise 
8cblicssen sich solche auf die Umgrenzungen des Kirchspiels und seiner 
Zubehörungen, den Collatur- und Zehntberechtigten, etwaige Kapellen und 
Filialen, deren gänzliche Abtrennung zur Errichtung von Tochterpfarreien 
führte, auf den Wechsel im Sitz der Pfarrei, auf Klöster, Hospitäler, Leprosen- 
bäuser innerhalb des Pfarreibezirkes, auf den Übergang der Pfarrei zu einer 
anderen Konfession oder die Bildung andersgläubiger Gemeinden im Bezirk 
der alten, auf Zahlen von Einwohnern oder Kommunikanten, soweit diese 
für bestimmte Jahre auffindbar waren; zuletzt bringt jeder Artikel noch 
Fingerzeige auf entscheidende Quellenzeugnisse oder auf speziellere Literatur 
zur Orts- bezw. Pfarreigeschichte. Jeder einzelne der hier aufgezählten 
Bestandteile — nicht überall können sie nach der Natur der Überlieferung 
sich insgesamt finden — steht an seinem Platz, und aus jedem schöpft der 
Benutzer reiche Belehrung. Vor seinen Augen ersteht das Bild vom Rechts¬ 
leben des einzelnen Kirchspiels in seinen mannigfachen Beziehungen zum 
Collator, Zehntberechtigten, zum Dekan, Archidiakon und Bischof bezw. zu 
den Ordnungen der evangelischen Kirchen, sodass es lockt, auf dem hier 
gelegten Grunde weiterzubauen, sei es um etwa die Geschichte der Laien¬ 
patronate innerhalb der Rheinprovinz zu verfolgen, sei es um dem Ein¬ 
dringen, Fortgang, Stillstand oder Rückschritt der evangelischen Bewegung 
nachzugehen. Es liegt auf der Hand, dass wir hier nur ganz wenige Richt¬ 
linien der von F. gegebenen Anregungen aufzudecken im Stande sind; taten 
wir es, so geschah es aus der Absicht heraus, einer Meinung entgegen¬ 
zutreten, die etwa wähnen möchte, F. selbst habe bereits das Material 
ausgeschöpft. Seine Aufgabe war eine andere, die nämlich der Ausbreitung 

4 ) Die Zweckbestimmung der Heiligenangabe deutet F. S. XXVII an, 
indem er hervorhebt, dass „aus den Patrocinien allerlei geschichtliche Schlüsse 
auf sonst nicht überlieferte Tatsachen, die mit den Zwecken der Karte in 
Verbindung stehen, gegeben werden können, so auf das Alter der betreffenden 
Kirche oder auf ihren ersten Gründer. Auch dienen die Patrocinien zur 
Unterscheidung von mehreren Kirchen an demselben Ort oder an gleich¬ 
namigen Orten“; vgl. nun auch das überaus dankenswerte alphabetische 
Patrocinienverzeicbnis im Registerbande S. 296 332. Weitere Aufgaben der 
Heiligengeographie deutet der anregende Aufsatz von E. A. Stückelberg im 
Archiv für Kulturgeschichte VIII (1910), S. 42ff. an. Seine Forderung: „Eine 
ideale hagiographische Ortsbeschreibung müsste umfassen: die erhaltenen 
und die überlieferten Titel der Gotteshäuser und Altäre, die Patrocinien der 
Bruderschaften, Zünfte, Stände usw., die Reliquien, die Bilder, die herrschen¬ 
den Taufnamen“ hätte aber von F. zu viel verlangt: sie mag von Benutzern 
der „Erläuterungen“ nachträglich erfüllt werden, nachdem F. wenigstens die 
erste Grundlage geschaffen hat. 
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des Quellenstotfes, und er hat sie gelöst mit der Liebe zum Gegenstand, 
mit der entsagungsvollen Selbstbeschränkung, die ihm den Dank aller Benutzer 
seines Werkes sichern werden, in erster Linie also derer, denen das Detail 
lebendig wird im Reichtum der Gesamterscbeinnngen, in deien Mitte es steht 
und die es wiederum in Verbindung mit seinesgleichen vergegenwärtigt. 
F. wird der letzte sein zu verlangen, dass jemand seine Erläuterungen uno 
tenore läse — in erster Linie sind sie zum Nachschlagen und zur Vereini¬ 
gung durch den Benutzer bestimmt —, wir möchten jedoch nicht unter¬ 
lassen hervorzuheben, wie viele gute Dienste eine zusammenhängende Lektüre 
der Beschreibung des Archidiakonates des Propstes von St. Victor in Xanten 
leistete (S. 244 ff.), zumal sie für die des Buches von J. Löhr (Die Verwal¬ 
tung des Kölnischen Grossarchidiakonates Xanten am Ausgange des Mittel¬ 
alters. Stuttgart 1910, a. u. d. T.: Kirchenrechtliche Abhandlungen, heraus¬ 
gegeben von U. Stutz. Heft 59 u. 60) trefflich vorbereitete. Wenn es ge¬ 
stattet ist, einen Wunsch zu äussern — vielleicht erfüllt ihn der zweite 
Band ohnehin —, so ist es der nach einem Ortsregister und vornehmlich 
nach statistischen Tabellen über die Zahlen der Pfarreien, Dekanate usw. 
für die Perioden, an deren ungefähre Endjahre die beiden Karten sich 
anscbliessen. Um so weniger sei dies Verlangen unterdrückt, als seine 
Erfüllung wohl hier und da angestrebt, aber nicht erreicht ist; gerade hier 
gilt das Wort von der Statistik als einer Wissenschaft, deren Ergebnisse 
durch das Auge vermittelt und erfasst werden. 

Eben für das Auge sind nun die Karten bestimmt, deren Wert im 
folgenden abzuschätzen ist. 

Die erste Karte, im Masstab von 1 : 500000 gehalten, veranschau¬ 
licht die kirchliche Organisation der heutigen Rheinprovinz am Ende des 
Mittelalters um das Jahr 1450. Dass auf dem Boden des jetzt einheitlichen 
politischen Verwaltungskörpers im Mittelalter in kirchlicher Beziehung drei 
Metropolitanprovinzen zu grösseren oder minderen Teilen sich ausbreiteten, 
wurde bereits angedeutet. Daraus aber ergab sich zugleich die Schwierig¬ 
keit, den Umfang dieser drei Metropolitansprengel und überdies den ihrer 
gleichartigen Unterabteilungen (Diözesen, Archidiakonate usw.) zu verdeut¬ 
lichen, und sie konnte nur gehoben werden durch die eindrucksvolle Ver¬ 
schiedenheit der für die einzelnen Abgrenzungen gewählten Farben¬ 
schattierungen, während die grosse Zahl der Pfarreien und der einmal 
angenommene Masstab der Karte es verhinderte, auch die Grenzen der 
Kirchspiele noch einzutragen (vgl. Erläuterungen S. XXVIII). Ein gewisser 
Ersatz immerhin ist dadurch angestrebt, dass F. den Ortsnamen von Mutter- 
uud Tochterkirchen, aber auch von Kapellen, von Burgen mit und ohne 
Kapellen usw. unterscheidende Zeichen beifügte, die das Kartenbild in 
keiner Weise stören. F. hat die Wahl des ungefähren Jahres, dem seine 
Karte dienen soll, in den Erläuterungen zu rechtfertigen unternommen. 
Mag man seine Gründe billigen, so bleibt doch die Tatsache bestehen, dass 
keine Karte ohne einen gewissen Zwang zugleich mit dem Zuständlichen 
auch den Gang der Entwicklung aufzeigen kann. Mit anderen Worten: 
eine einzige Karte genügt nicht, um das Werden der kirchlichen Organisation 
bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts zu vergegenwärtigen; es wäre vielleicht 
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besser gewesen, der Karte von 1450, wie ich sie fortan kurz nennen will, 
zwei oder selbst drei für die Zeit um die Jahre 800, 1000 und 1200 voraus¬ 
zuschicken. F. wird einwenden, diese Karten würden z. T. ebensoviele weisse 
Flecken aufweisen müssen wie in unserer Jugend die Karten von Afrika 
oder Mittelasien; sie würden wohl dieselben Diözesangreuzen erkennen 
lassen, aber zum wenigsten die Karten von 800 und 1000 würden die Ein¬ 
tragung von Archidiakonats- und Dekanatsgrenzen nicht gestatten. Wir 
glauben an unserem Wunsche festhalten zu sollen. Geschichtliche Karten 
werden dann erst brauchbar, wenn man mehrere desselben Masstabs für 
dasselbe Gebiet miteinander zu vergleichen in der Lage ist, jetzt aber ist 
solche Vergleichung unmöglich. Nicht als ob wir irgendwie die Wahl gerade 
der Mitte des 15. Jahrhunderts für die vorliegende Karte als unzweckmässig 
antasteten, eben ihr Einzeldasein jedoch verschuldet, dass wir die Entwicklung 
der kirchlichen Organisation nicht verfolgen können, nur ein Bild ihrer Ge¬ 
staltung ums Jahr 1450 gewinnen. Für diese freilich ist das von F. Gebotene 
reichhaltig und belehrend, ohne dass hier auf Einzelbeobachtungen hin¬ 
gewiesen zu werden braucht, die sich aus seinem Studium ergeben. Trotzdem 
gewährt die Karte eines nicht, obwohl es vielleicht durch besonders markante 
Farben hätte angedeutet werden können, eine Einsicht nämlich in die Ver¬ 
teilung des weltlichen Besitzes von kirchlichen Einzelanstalten und von laikalen 
Familien des Reichsfürstenstandes und des Adels im Rahmen des von der 
kirchlichen Organisation umspannten Gebietes. Bei Vorlesungen über Staat 
und Kirche im Mittelalter machte ich stets die Beobachtung, wie schwierig 
es sei, den Hörern klarzulegen, dass kirchliche und weltliche Verwaltungs¬ 
bezirke sich keineswegs immer deckten, dass z. B. im Rheinland Orte wie 
Andernach, Linz und Rhense den Erzbischof von Köln als Inhaber der — 
von Haus aus — weltlichen Landesherrlichkeit, den Erzbischof von Trier 
dagegen als den Inhaber der geistlichen Jurisdiktion in der Erzdiözese Trier (sie 
ist ja nur ein Teil der Trierer Kirchenprovinz) über sich hatten. So möchte 
ich meinen, dass es nicht schwer gewesen wäre, durch Flächenkolorit, etwa 
blau und rot, auf der Karte von 1450 zum Ausdruck zu bringen, in welchem 
Bezirke etwa der Erzbischof von Köln, der Abt von Prüm usw,, in welchem 
anderen der Herzog von Jülich, der Pfalzgraf bei Rhein usw. Landesherr 
war. Gewiss, F. wird ein werfen, dass solches Verlangen weit über sein Ziel 
hinausreiche, das ihm allein die Veranschaulichung der kirchlichen Organisation 
zur Pflicht mache, dass es ferner bei der territorialen Zersplitterung gerade 
des Rheingebietes undurchführbar sei, deren Bild sich kaleidoskopartig 
— oder muss ich jetzt sagen: nach Art eines Kinematographen? — ver¬ 
schoben habe, dass endlich die Masse der Farben unerträglich werden 
würde. Man erlaube, auf diese ja nur vorgestellten Einwände zu antworten. 
Zunächst: ich gebe zu erwägen, ob es sich nicht lohnen möchte, mit den 
Hilfsmitteln neuerer historischer Geographie den Beziehungen zwischen 
kirchlicher Organisation und weltlichem Besitz nachzugehen. Beide. Organi¬ 
sation der Verwaltung kirchlicher Art und der Boden landesherrlicher 
Betätigung, decken sich im allgemeinen nicht. Wird aber ein Bischof nicht 
geneigt sein, den weltlichen Besitz seiner Kirche in dem Gebiete auszu¬ 
dehnen, das von dem Netz derjenigen kirchlichen Verwaltungsbezirke umfasst 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, I/II- 14 
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wird, an deren Spitze er selbst als Ordinarius gestellt ist? Wird es nicht 
lehrreich sein, auf einer Karte dargestellt zu sehen, wie die kirchliche 
Gliederung etwa der Erzdiözese Trier geich dem weltlichen Besitz der Abtei 
Prüm auch Teile des weltlichen Besitzes der Kölner Kirche überzieht, 
wie die kirchliche Gliederung etwa der Kölner Kirchenprovinz, also auch 
die ihrer Suffragandiözesen, den weltlichen Besitz der Kölner Kirche, den 
ihrer Suffraganbischöfe und den von Laiengrossen, wie immer sie heissen 
mögen, mit ihrer strengen Folgerichtigkeit in Archidiakonate, Dekanate, 
Pfarreien verteilt? Die Wahl des Jahres 1450 gleichsam als des Zentrums 
der Karte schliesst die Einsicht aus, wie die Einteilung der kirchlichen 
Verwaltung entstand und sich entfaltete — bei diesem Prozess gilt eben das 
Gesetz von der Starrheit der kirchlichen Verwaltungsgrenzen nicht, da sie 
nicht juris divini sind 5 ) —, wenn jene Wahl aber sich als glücklich erwies 
für die Festlegung der kirchlichen Bezirke, so möchte sie, wenn anders wir 


5 ) Die Verschiebungen im Umfang der Kirchenprovinzen und der 
Diözesen sind während des früheren Mittelalters häufiger gewesen, als man 
im allgemeinen anzunehmen geneigt scheint. Von der Kölner Kirchenprovinz 
wurde abgetrennt die Diözese Bremen, die mit Hamburg vereinigt und za 
einem neuen Metropolitansprengel umgestaltet wurde. Von der Mainzer 
Kirchenprovinz wurden im Jahre 968 die Diözesen Brandenburg und Havel¬ 
berg getrennt, um zur Magdeburger Kirchenprovinz geschlagen zu werden, 
im Jahre 1344 die Diözesen Olmütz und Prag derart, dass Prag Sitz eines 
Erzbischofs wurde, der uuter sich Olmütz und seit dem Jahre 1365 auch 
Meissen (bis dahin unter Magdeburg, seit 1398 exemt) als Suffragandiözesen 
hatte. Hinsichtlich der Diözesen denke man nicht so sehr an den Untergang 
der von Bonifaz errichteten Bistümer Buraburg und Erfurt, an die zahlreichen 
Verlegungen der Bischofssitze (z. B. Zeitz-Naumburg, Oldenburg-Lübeck), als 
vielmehr an die Gründung, Aufhebung und Wiedererrichtung von Merseburg 
(968, 981, 1004), an die langwierigen Verhandlungen bei der Gründung von 
Bamberg (1007), an den Streit des Erzbischofs Willigis von Mainz mit den 
Bischöfen von Hildesheim uin den Besitz von Gandersheim u. a. m.; vgl. 
meine Bemerkungen in Meisters Grundriss der Geschichtswissenschaft 11,6* 
(Leipzig und Berlin 1913), S. 121 f. — Wesentlich strenger dachte im 19. 
Jahrhundert Bischof Ketteier von Mainz (f 1877), von dem G. von Diest, der 
erste preussische Regierungspräsident in Wiesbaden, folgendes erzählt: ,,Auf 
eine Anfrage, ob nicht das Dorf Oberursel unweit Homburg, durch welches 
die Grenze zweier Bistümer so geführt sei, dass die eine Hälfte des Dorfes 
zuin Bistum Mainz, die andere zum Bistum Limburg gehöre, einem oder dem 
anderen Bistum ganz zugeschlagen werden könnte, antwortete er (Bischof 
Ketteier) mir, dass die Grenzen der Bistümer ewige und nicht so abänder- 
liehe seien wie die der weltlichen Herrschaften; denn die Seelen der be¬ 
treffenden Dorfeinwohner seien ihm, dem Bischof, für alle Zeiten anvertraut, 
sodass er, der Bischof, beim jüngsten Gericht verantwortlich sei und dass 
er darum unmöglich in eine Abänderung der Grenzen seines Bistums ein¬ 
willigen könne“ (G. von Diest, Aus dem Leben eines Glücklichen. Erinne¬ 
rungen eines alten Beamten, Berlin 1904, S. 344). 
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nicht sehr irreD, auch fähig sein, auf einer solchen Karte den Umfang welt¬ 
lichen Besitzes im Rheingebiet festzuhalten. Mag immerhin solche Abgren¬ 
zung des weltlichen Besitzes in vielen Fällen eine allgemeine sein, ich möchte 
sie für nötig erachten gleich der Eintragung von Terrainangaben in die 
historischen Grundkarten, über die so viel debattiert worden ist. Zweitens 
aber : ich verlange nicht die individualisierende Verdeutlichung der Gebiete, 
die dem Erzbischof von Köln, dem Abt von Prüm, dem Herzog von Jülich 
usw. gehörten, sondern nur eine Unterscheidung der Gebiete, die den welt¬ 
lichen Besitz der geistlichen Territorien und kirchlichen Anstalten bildeten, 
und solcher, die weltlichen Reichsfürsten usw. untergeben waren, init anderen 
Worten: der weltliche Besitz der toten Hand sollte sich abheben von dem 
der laikalen Grossen, welche Namen immer die kirchlichen Anstalten, die 
Adelsfamilien tragen. Die Schwierigkeiten, hier klare Vorstellungen zu 
vermitteln, sind gross, doch nicht unüberwindlich; wären sie aber behoben, 
so ergäbe sich zugleich, um im Kreise der durch unsere Karte angeregten 
Anschauung zu bleiben, unmittelbar folgendes: wir sähen z. B„ wie das 
Territorium der Herzöge von Jülich nach den Grundsätzen einer kirchlichen 
Organisation gegliedert wäre, die letzthin dem Erzbischof von Köln eine 
fühlbare Einwirkung auf die innere Lage des Jülicher Landgebietes ermög¬ 
lichte; wir schlössen daraus unmittelbar auf eine Bevorzugung des Kölner 
Erzbischofs vor dem Jülicher Landesherrn, die ihm auf Grund seiner 
Stellung innerhalb der kirchlichen Hierarchie eignete, wahrend der Jülicher 
seit dem Jahre 1336 gleich dem Kölner Erzbischof Reicbsfürst war, ohne 
damit in die zweite Heerscbildstufe einzurücken (vgl. J. Ficker, Vom 
Reichsfürstenstande I, S. 118. 122); wir würden endlich durch die Karte 
selbst nicht unwesentlich über die Anlässe jener landesherrlichen Kirchen¬ 
politik aufgeklärt werden, die J. Hansen und 0. R. Redlich in ihren be¬ 
kannten Werken (Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert. Leipzig 
1888 ff., besonders in der Einleitung zum ersten Band; Jülich-Bergische 
Kirchenpolitik am Ausgange des Mittelalters und in der Reformationszeit 1. 
Bonn 1907) an der Hand des urkundlichen Materials geschildert haben. 
Alles dies behebt den dritten jener Einwände: dem Kartenbild von 1450 
hätten nur zwei Farben hinzugefügt werden müssen, und sie hatten es 
sicherlich nicht zu beeinträchtigen vermocht*). Man mag unsere Forderung 
billigen oder nicht, keinesfalls soll sie die Anerkennung mindern, die F. ob 
der neuen Probe seines kartographischen Könnens verdient, und diese wie¬ 
derum darf um so mehr des Dankes sicher sein, als F. auf der Hauptkarte 
noch drei kleinere Nebenkarten untergebracht hat, die erste zur Veranschau¬ 
lichung von Trier und seiner Umgebung im Massstab von 1 : 50000, die 

9 j Auf der Karte 34/35 des Handatlasses von G. Droysen sind die 
geistlichen Gebiete auf dem Boden des deutschen Reiches im 15. Jahrhundert 
durch Lila im Flächenkolorit kenntlich gemacht. Hier aber fehlt die Ein¬ 
tragung der kirchlichen Diözesan- und Provinzgrenzen, wodurch eine Ein¬ 
sicht in die Ausdehnung der bischöflichen Einflußsphären über weltliche 
Gebiete unmöglich wird. Der Massstab endlich von 1 :3400000 ist zu klein 
gewählt. 

14* 
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zweite für die Grenze der l'farrei Nachtsheim im Jahre 843 (1:200000) 
und die letzte für die Grenzbeschreihung des Kirchspiels Haiger im Jahre 
1048 (1:200000). Die Karte als Ganzes ist gross genug (40 cm breit und 
65 cm hoch), um durch diese Beigaben nicht in ihrer Gesamtwirkung 
gestört zu werden; eine gewisse Unbequemlichkeit der Benutzung wird 
freilich stets in Kauf genommen werden müssen. 

Die zweite Karte, im Massstab von 1:250000 gehalten, zerfällt in 
vier Blätter, derart dass die Vereinigung jeweils der grössten Flächen auf 
ihnen allen ein Bild der kirchlichen Organisation der Rheinlande um das 
Jahr 1610 gewährt. Auf den Blättern II— IV sind überdies grössere und 
kleinere Flächen ausgespart worden, die wiederum zur Eintragung anderer 
Kartenbilder verwandt werden konnten, auf Blatt II je einer Übersicht der 
katholischen und lutherischen Diözesen im Massstab von 1 :1000000, auf 
Blatt III eine Übersicht über die Kölner Kirchen, Klöster und Hospitäler 
ums Jahr 1610 im Massstal) von ungefähr 1:18000, auf Blatt IV einer 
solchen über die Trierer Kirchen usw. im Massstab von 1:1200.) (warum 
aber nicht im Massstab 1 : 50000 wie auf der Nebenkarte der Karte von 
1450V), endlich einer Karte der reformierten Synoden auf dem rechten 
Rheinufer von Holland bis ins Lahngebiet und für die auf dem linken 
Rheinufer im Gebiet der Nahe und der Pfalz bis zur Saar (1: 1U00000;. 
Man sieht leicht, welche Arbeitsfülle diese Blätter schuf, dass fernerhin nur 
ein intensives Studium ihren Gehalt ausschöpfen kann. Sicherlich nicht 
ohne reifliche Überlegung hat F. zur Verteilung des Kartenbildes der Rhein¬ 
provinz auf vier Blätter sich entschlossen; hätte er aber nicht besser getan, 
die Nebenkarten auf den Blattern II —IV von diesen fernzuhalteu und auf 
anderen Blättern zu vereinigen V Auch die Karten der preussischen Landes¬ 
aufnahme durch den Generalstab weisen unausgefüllte Flächen auf, zumal 
solche, die Gebieten an der Grenze oder am Meere gelten. Abgesehen von 
Blatt I bringen die drei übrigen unserem Empfinden nach zu viel, und auf 
Blatt IV musste die Übersicht über die reformierten Synoden gar in zwei 
Hälften zerlegt werden, derart dass beide nebeneinandergerückt sind, der 
südliche Teil des Synodengebiets nicht unmittelbar unter den nördlichen, 
sondern zu seiner Linken angebracht ist. Um Missverständnisse auszu- 
schliessen, sei gleich hier betont, dass F. auf den Nebenkarten mit Recht 
nur gleichartiges zur Anschauung brachte: sie gelten — sieht inan von 
denen für Köln und Trier ab (III,* und IV, 2 ) — den katholischen, den 
lutherischen Diözesen und den reformierten Synoden (II,* II,s IV,s\ sodass 
hier wenigstens das krause Wirrwarr der Abgrenzungen verschiedener 
Kirchen glücklich vermieden ist. Anlage und Inhalt aber der Karten for¬ 
dern zum Vergleiche der Eintragungen untereinander auf, und dieser wäre 
jedenfalls erleichtert worden, hätte F. allüberall den gleichen Massstab 
wählen können, wie für den Ilauptteil der Einzelblätter, nämlich: 1 :250000. 
Jetzt sind die katholischen, die lutherischen Diözesen und die reformierten 
Synoden (II* II,a und IV,*) nur untereinander im gleichen Massstab, näm¬ 
lich 1:1000000. behandelt. Schon hieraus ergibt sich der Wunsch, die 
Zahl der Blätter möchte grösser sein. Es folgt zudem aus noch anderen 
Beobachtungen: einmal nämlich wäre es besser gewesen, die Kartenbilder 
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II , 2 , 11,3 und IV ,3 auf gesonderten Blättern unterzubringen; zweitens hätten 
die Übersichten von Köln und Trier um ihres annähernd gleichen Mass¬ 
stabes willen (III,s weist den von ungefähr 1 : 18000 auf, IV ,2 den von 
1 : 12 000) auf einem weiteren Blatte vereinigt werden können, wenn nicht 
zusammen noch mit der Nebenkarte zur Karte von 1450, die freilich für 
Trier den Massstab von 1:500000 gewählt hat. Mit allem wäre die Zahl 
der Blätter natürlich gestiegen, ein Moment, das in Ansehung des Kosten¬ 
punktes gegen uns spricht, aber dartut, dass auch für den Inhalt der Neben¬ 
karten Parität mit dem der Hauptkarten willkommen gewesen wäre. Noch 
ein Weiteres soll betont sein. Man erinnert sich, dass für die kirchliche 
Organisation der Rheinprovinz um das Jahr 1450 ein einziges Blatt erfor¬ 
derlich war, für die Organisation um 1610 aber erwiesen sich vfer Blätter 
als notwendig. Schuld an dieser Vermehrung war der Wechsel des Mass¬ 
stabes; dort war der 1 -.500000, hier ist der von 1 :2500<K) gewählt worden. 
Unleugbar verband sich hiermit der Vorteil, dass auf der Karte von 1610 
auch die Pfarreigrenzen Platz fanden, die auf der von 1450 fehlen ; F. glaubt 
daher, dass die jüngere Karte auch für die mittelalterlichen Verhältnisse 
aushilfsweise herangezogen werden könnte, da es bei jenen Grenzen sich 
im allgemeinen um stabile Zustände handle (Erläuterungsband S. XXIX). 
Ich bekenne, ihm hierin nicht ganz folgen zu können, sondern möchte daran 
festhalten, dass auf historischen Karten das Gleichartige nur bei Anwendung 
des gleichen Massstabes klargestellt zu werden vermag (vgl. Pommersche 
Jahrbücher VI, 1005, S. 116 ff ). Dabei bin ich der Konsequenzen meiner 
Ansicht mir wohl bewusst. Die Wahl des Massstabes von 1 : 250000 für 
die Karte von 1450 hätte dahin geführt, diese auf vier Blätter zu ver¬ 
teilen, die Wahl des Massstabes von 1 :500000 für die Karte von 1610 ihre 
Reduzierung auf ein Blatt ermöglicht. Allerdings andere Übelstände 
wären dann nicht ausgeblieben. Überschaut man jetzt die Blätter I, II ,1 

III, i und IV ,1 der Karte von 1610, so fällt der Blick zunächst auf die durch¬ 
gängig gleichlautende Erklärung über die Grundlagen der Karte, über die 
dem Jahre 1610 voraufgehenden und folgenden Änderungen, über die Be¬ 
deutung der Farben des Flächenkolorits, der Grenzlinien, der unter den 
Ortsnamen stehenden Linien, der kleineren Zeichen und Punkte: in die 
Hauptkarte also ist eine Fülle von Beziehungen und Charakteristiken ein¬ 
getragen, die fast verwirrend wirkt. Sie sollen insgesamt die Gliederungen 
der katholischen, der lutherischen und der reformierten Kirchen veranschau¬ 
lichen, und weil überdies die Andeutungen vor und nach 1610 berücksichtigt 
wurden, sollen, wie F. betont, die vier Hauptkarten zusammen eine Karte 
der ganzen konfessionellen Geschichte der Rheinprovinz bis zum Anfang 
der neuesten Zeit darstellen, in der die frühere territoriale Gebundenheit 
der Konfessionsverteilung allmählich überwunden wurde (vgl. den Erläute¬ 
rungsband S. XXVIII). Demgegenüber sei bemerkt, dass dank aller dieser 
Umstände F. seine Karte von 1610 allzusehr belastet hat, vielleicht hat 
belasten müssen, da möglicherweise ihm die Rheinische Gesellschaft und 
der Rheinische Provinzialverband starke Beschränkung der Blattzahlen auf¬ 
erlegt haben. Um so mehr muss dies ausgesprochen werden, als die Be* 
mühungen von F., trotz allem und allem das Kartenbild übersichtlich zu 
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erhalten und voneinander genügend abhebende Farben zu wählen, jegliche 
Anerkennung verdienen: wie die Erläuterungen, so stützen sich seine Karten - 
bilder auf mühevolle Vorarbeiten und planvollste Sichtung des Materials 
wie der Mittel, es zu veranschaulichen. Gleichwie jene aber das Bedenken 
weckten, dass ihre Vereinigung nicht ganz der Verdeutlichung historischer 
Prozesse gerecht würde, so führte eine Betrachtung der Karte von 1610 
und ihres Inhalts zu dem Wunsche, dass die Zahl der Blätter hätte ver- 
vermehrt, das einzelne Blatt demnach entlastet werden mögen. Vielleicht 
ist es F. vergönnt, eine Karte allein der katholischen Organisation der 
RheinproviDz um 1610 im Massstab 1:500 000 ohne Pfarrgrenzen nachzu¬ 
liefern, in ihr also für die grösseren Verwaltungsbezirke wie Dekanat usw. 
ein Mittel der Vergleichung mit der Karte von 1450 zu schaffen. Des wei¬ 
teren wird ins Auge zu fassen sein, ob nicht auch eine Karte allein der 
evangelischen Organisation um 1610 im Massstab von 1:500000 hergestellt 
werden könnte. Unsere Wünsche erscheinen unbescheiden, misst man sie 
an der Leistung, die F. geboten hat, und sie werden dem Tadel ausgesetzt 
sein, dass ihre Erfüllung den geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz allzu¬ 
sehr mit kirchlicher Geographie zu beschweren droht. Wir sprachen sie 
aus, weil das Vorbild der Rheinlande sicherlich anderwärts Nacheiferung 
wecken wird, weil bei ihm als dem ersten grösseren Versuche einer kirch¬ 
lichen Organisationskarte geschichtlicher Art grundsätzliche Bedenken und 
abweichende Meinungen am Platze dünken. Sie wollen uod sollen nichts 
anderes sein als Zeichen des Dankes für die wertvolle Arbeit, an die sie 
anknüpften. Dem Erläuterungsbande und den Karten von W. Fabricius bleibt 
ihre Bedeutung für die lokale und allgemeine Geschichte, der unsere Be¬ 
merkungen keinen Abbruch tun können; schränkt F. selbst aber unsere 
Ausstellungen auf ein bescheidenes Mass ein, so werden wir die ersten sein, 
seiner besseren Einsicht uns zu beugen. Wir wissen uns frei von jener 
Rechthaberei, die nichts lernen will, und von jener kleinlichen Sucht zu 
mäkeln, da unser Blick in erster Linie auf all das Gute gerichtet ist, das 
Fabricius ums geschenkt hat. 

Nachtrag. Die Redaktion der Westdeutschen Zeitschrift hat ge¬ 
stattet, die bereits im Jahre 1910 niedergeschriebene Anzeige des Werkes 
von Fabricius unverändert zum Abdruck zu bringen, auch nachdem der 
Verfasser selbst seine „Erläuterungen“ in zwei weiteren Bänden zum Ab¬ 
schluss gebracht bat. Das ursprüngliche Referat jetzt umgestalten, hätte 
infolge meines Eintritts in einen Kreis neuer Pflichten jedenfalls bedeutet, 
seine Veröffentlichung in eine weite Ferne hinauszuschieben. Um so will¬ 
kommener dünkt daher der Ausweg, in einem Nachtrag auch den vor wenigen 
Wochen erschienenen Bänden das Geleite geben zu dürfen. 

Den Inhalt der zweiten Hälfte der „Erläuterungen“ mag eine kurze 
Aufzählung der Materien verdeutlichen, die sie in ihre sorgsame Pflege ge¬ 
nommen hat. Sie gliedert sich in drei Teile: ihr erster liefert eine Be¬ 
schreibung der Erzdiözese Trier (S. 1 — 291) und der Diözese Metz (S. 292 
bis 329), zweier Bestandteile also der Kirchenprovinz Trier, soweit diese 
bis zur französischen Revolution über das Gebiet der heutigen Rheinprovinz 
sich ausgebreitet hat; der zweite gilt der Erzdiözese Mainz in ihrer Er- 
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Streckung über die nämliche Landschaft (S. 330—462); der dritte verfolgt 
die Entwicklung der kirchlichen Verbände des Rheinlandes von der Refor¬ 
mationszeit bis zum Ende des 18. Jahrhunderts, derart dass er zunächst 
den evangelischen Kirchen sich zukehrt, um sowohl die Entstehung und 
Entfaltung der evangelischen Landes- und Freikirchen als auch ihre innere 
Einteilung und Zusammensetzung zu verfolgen (S. 465—633), dass er schliess¬ 
lich die Änderungen bucht, welchen die katholischen Bistümer, welcher 
Kirchenprovinz immer sie angehörten, durch die Reformation und Gegen¬ 
reformation ausgesetzt waren (S. 634—673). Dem in jedem Einzelabschnitt 
wiederum mannigfach gegliederten Stoff wird freilich eine solch kurze Über¬ 
sicht in keiner Weise gerecht, wir würden aber das Mass einer Anzeige 
überschreiten, wollten wir versuchen, ihn bis in seine feinsten Verästelungen 
hinein zu veranschaulichen. Wie dem immer sei, wir erhalten durch F. 
eine Geographie und zugleich eine Geschichte wie auch Statistik der katho¬ 
lischen und der evangelischen Kirchenorganisationen, deren wechselseitige 
Bedingtheit, deren Werden und Lagerung auf gleichem Raume klar vor 
Augen treten. Bei den Abschnitten über Trier, Metz und Mainz überwiegt, 
dank der schematischen Gliederung der einzelnen Diözesen, ganz naturgemäss 
die Beschreibung jedes Archidiakonats und seiner Unterabteilungen bis herab 
zum einzelnen Pfarrsprengel, der Abschnitt hingegen über die evangelischen 
Kirchen erscheint in seiner» überaus geschickten, territorial bedingten Stoff- 
verteilung als eine Musterleistung, die im Leser nirgends auch nur ein leises 
Gefühl der Unsicherheit aufkommen lässt; alle Darlegungen insgesamt aber 
erzeugen ein Bild von der inneren Geschlossenheit katholischen Kirchen¬ 
wesens im Gegensatz zu den vielgestaltigen evangelischen Bildungen mit 
ihrem gleichförmiger Schabionisierung abholden Tasten und Schaffen. Aus 
besonderem Anlass heraus las ich die Paragraphen über den Dekanatsbezirk 
Boppard (S. 136 ff.), das Archiprcsbyterat Hombach (S. 320 ff.) und die Stadt 
Mainz (S. 335 ff.), weiterhin die Ausführungen über die Lande der Grafen 
und Fürsten von Nassau aus der Walrainiscben und aus der Ottonischen 
Linie (S. 483 ff., 494 ft.) — nach der ganzen Natur des Werkes sind ja 
Stichproben zulässig — und nicht ich allein möchte dem Bearbeiter für 
reiche Belehrung zu Dank verpflichtet sein. Die Einzelangaben sind mit 
wohlüberlegter Knappheit und doch ausreichender Gegenständlichkeit an¬ 
einandergereiht, Quellen- und Literaturnachweise mit sorgfältiger Über¬ 
windung ihrer lokalen Differenzierung angemerkt, sodass gerade auf solche 
Weise in die Vielgestaltigkeit der jemals vorhandenen Gliederungen klarste 
Einsicht vermittelt wird. Ausdrücklich muss hervorgehoben werden, dass 
der zweite Teil dieses Bandes die oben S. 206 geäusserten Bedenken hin¬ 
sichtlich der Anordnung innerhalb der Einzelbeschreibungen vollständig 
„ zerstreut hat. Alles greift in einander über und alles schmiedet Kartenwerk 
und Erläuterungen zu einer Einheit zusammen, die erst jetzt, nach Vollen¬ 
dung eben der Erläuterungen, als planmässig gewollt und, was mehr sagen 
will, als natürlich and notwendig erscheinen lässt: F. hat uns nunmehr ganz 
auf seine Seite gezogen. 

Ihren Abschluss erhalten die beiden Erläuterungsbände in dem um¬ 
fangreichen Register, dessen Verdienst um so lieber anerkannt sei, als 
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derartige Leistungen trotz ihrer entsagungsvollen Mühsal selten genug nach 
Gebühr gewürdigt werden. Orts- und Personennamen sind mit Recht ver¬ 
einigt, die begreiflich monotone Reibe aber wird durchbrochen von Zusammen¬ 
fassungen, wie z. B. der Collatoren (S. 37—105; hier und stets in zwei 
Columnen auf jede Seite), der Decimatoren (S. 109 -135), der Hospitäler 
(S. 196 — 198), der Klöster und Stifter (S. 215 —229), der Heiligenpatrocinien 
(S. 296—332; vgl. oben S. 207 Anm. 4). F. meint mit gutem Grunde, sie 
möchten für manche Zwecke und Forschungen erwünscht sein —, uns bleibt 
die Pflicht, diese seine Worte zu unterstreichen, um auf Untersuchungen 
aufmerksam zu machen, die gerade durch die „Erläuterungen“ möglich 
gemacht werden, nicht allein solche rein statistischer Natur wie z. B. über 
die Zahl der Klöster je eines Ordens innerhalb eines räumlich messbaren 
Gebietes und innerhalb bestimmter Zeiträume (vgl. dazu Meisters Grundriss 
II, 6 2 S. 181), sondern auch solche zur Geschichte des Zehntwesens, die 
noch immer zahlreicher Vorarbeiten bedarf, ehe über sie und das kirchliche 
Abgabenwesen überhaupt eine genügende Vorstellung wird gewonnen werden 
können (vgl. ebenda II, 6 2 S. 143 Anm. 1 und S. 165 Anm. 6). Es wäre zu 
bedauern, würde die rheinische Geschichtsforschung es unterlassen, die 
Vollendung des Werkes von F. anders zu begrüssen als durch eifrige 
Benutzung dessen, was in ihm mit staunenswertem Fleisse zusammengetragen 
und ausgebreitet ist. Sie in erster Linie hat die Aufgabe, nach Überwin¬ 
dung des Details mittels Vereinigung des Gleichartigen zu trachten, damit 
der neuen Publikation der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 
nicht in ihrem Vorhandensein an sich die Grenze ihrer Wirksamkeit gezogen 
sei. Die Geschichte der Rheinprovinz hat ein Hülfsmittel erhalten, um das 
jede andere deutsche Landschaft sie beneiden kann: es enthält Bausteine 
zu mehr als einem Bau, nicht zuletzt zu einer neuen Kirchengeschichte der 
Rheinprovinz in Mittelalter und Neuzeit, für deren Gestaltung gerade das 
geographische Substrat in seiner Zurüstnng durch W. Fabricius eine aus¬ 
gezeichnete Grundlage abgeben kann. Wir hoffen, den Spuren der „Erläu¬ 
terungen“ und der beiden Karten noch oft zu begegnen, zumal sie jede Art 
kirchenhistorischer Forschung, nicht zuletzt die kirchenrechtshistorische zu 
Händen katholischer und protestantischer Gelehrter in ihren Bannkreis zu 
ziehen geeignet sind. 

Otto R. Redlich, Jülich -Bergische Kirchenpolitik am Aus¬ 
gange des Mittelalters und in der Reformationszeit. 

Zweiter Band: Visitationsprotokolle und Berichte. Erster Teil: 

Jülich (1533—1589). Mit urkundlichen Beilagen von 1424—1559. 

Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde XXVIII, * 

2, 1911. XXVIII, 948S. — Angezeigt von Dr. K. Hahn in Duisburg. 

Es ist eine umfangreiche und mühselige Arbeit, die 0. R. Redlich 
mit der Herausgabe der geistlichen Erkundigungsbücher des 16. Jahrhunderts 
d. h. der Protokolle über die von den Herzögen Johann III. und Wilhelm IV. 
von Jülich-Cleve-Berg veranstalteten Kircbenvisitationen in Jülich und Berg 
in Angrift' genommen und nun zum guten Teil durchgeführt hat. Um diesen 
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Berichten die gesicherte historische Grundlage zu verschaffen, hat er zu¬ 
nächst alles urkundliche Material gesammelt, das über die jülich-bergische 
Kirchenpolitik überhaupt Aufschluss geben kann und 1907 in einem mit einer 
vorzüglich orientierenden Einleitung versehenen Bande herausgegeben *). Das 
war durchaus nötig. Denn will man die Berichte des zweiten Bandes richtig 
würdigen, so müssen, wie Hashagen in seiner Rezension des ersten Bandes 
ausführt*), zwei Fragen ihre Antwort gefunden haben: eine kirchenrechtlich¬ 
kirchenpolitische, die Frage nach den rechtlichen Grundlagen solch welt¬ 
licher Visitationen und die andere, „zustandsgeschichtliche“, die Aufschluss 
haben möchte über die allgemeinen, geistigen, sittlichen und religiösen Ver¬ 
hältnisse in Klerus und im Volk und über die Beziehungen zwischen Geist¬ 
lichkeit und Laienschaft. 

Diesem eigentlich nur als Einleitung anzusehenden stattlichen ersten 
Band ist dann 1911 die Edition der Visitationsprotokolle gefolgt. Der vorliegende 
Band enthält aber nur die Jülicher Protokolle. Ihr grosser Umfang bat die 
Herausgabe der bergischen Erkundigungen in einem dritten Band, der bald 
erscheinen soll, notwendig gemacht. Eine Einleitung hat Redlich diesem 
zweiten Band nicht vorausgeschickt; er verspricht für den dritten eine Über¬ 
sicht über das ganze Visitationswerk. 

Die ganze Art der Publikation der Akten ist mustergültig. Ge¬ 
legentlich hätte m. E. noch etwas mehr die Regestenform angewandt werden 
können, besonders in -den detaillierten Angaben über das Einkommen der 
Pfarrer, der Kirchen, Altäre usw. Man kann allerdings gegen diesen Vor¬ 
schlag einwenden, dass diese Notizen vor allem doch den sehr ins Einzelne 
gehenden Lokalforschern besonders willkommen sein werden. Mit grosser 
Akribie ist die mühselige Widergabe der Texte erfolgt nach den im ersten 
Band schon beobachteten und bewährten Belowschen Grundsätzen. Viel¬ 
leicht Hesse sich noch etwas radikaler die Schreibung von Doppelkonso¬ 
nanten vermeiden. 

Auch die technische Ausführung ist nahezu vollkommen, was bei der 
Kompliziertheit dieses Werkes eine noch grössere Anerkennung bedeutet 
als bei dem ersten Band. 

Die meisten Herausgeber von Visitationsakten haben sich ihre Arbeit 
nicht allzu sauer werden lassen. Sie sehen sie mit dem Abdruck der Pro¬ 
tokolle als getan an. Nicht so Redlich. Zahllos sind die ergänzenden, be¬ 
stätigenden, berichtigenden Anmerkungen. Sie sind anderem Aktenmaterial 
und besonders einer gedruckten, zum Teit entlegenen Literatur entnommen, 
über die der Herausgeber den vollen Überblick hat. Dass die Brauchbar¬ 
keit derartiger Werke ohne ein die Orientierung erst ermöglichendes Register 
stark vermindert wird, haben leider noch nicht alle Editoren eingesehen. 
Bas von Redlich beigefügte Orts- und Personenregister ist praktisch, 
vollständig und genau. Auch hat er sich die Mühe nicht verdriessen lassen, 
am Schluss ein Verzeichnis der Bücher, die sich den Berichten nach in den 


*) 0. R. Redlich, Jülich-Bergische Kirchenpolitik usw. Erster Band: 
Urkunden und Akten 1400—1553. Publikationen usw. XXVIII, 1. 1907. 

*) Westdeutsche Zeitschrift Jahrgang XXVI S. 250 ff. 
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Bibliotheken der Geistlichen befanden, nebst Angaben über die Verfasser bei¬ 
zufügen. Eine Arbeit entsagungsvollen deutschen Gelehrtenfleisses ist es, 
die R. hier geleistet hat. 

Die Visitationen fanden in den Jahren 1533, 1550, 1559/60 und 
1582/83 statt. Im Jahre 1533 sind Erkundigungen allerdings nur in etwa 
der Hälfte von sämtlichen Ämtern eingezogen worden, im Amt Neuenahr 
auch 1559/60 keine; in Euskirchen und Münstereifel begannen die Visita¬ 
tionen im August 1536, und im Amt Brüggen wurde die Beantwortung der 
im Jahr 1582 hinausgegebenen Fragestücke erst 1589 den Räten in Düsseldorf 
übersandt. Die Verzögerung wurde mit dem Hinweis auf die gefährlichen 
Zeiten, vor allem die Kriegsnöte entschuldigt. R. legt uns die 3 bis 4 Pro¬ 
tokolle über jeden einzelnen Ort nach den verschiedenen Ämtern (im ganzen 
24) eingeteilt, nacheinander vor: eine verständige Anordnung, denn dadurch 
gewinnt man vor allem einen raschen Überblick über etwaige Folgen der 
vorausgegangenen Visitationen und überhaupt über eine auch durch andere 
Massnahmen erreichte Änderung in den kirchlichen und sonstigen Zuständen 
der Gemeinden. Auch auf die sogenannten Unterherrschaften wollte 
die jülichsche Regierung die Visitationen ausgedehnt wissen. Aber viele von 
ihnen wiesen diesen Versuch als einen Eingriff in ihre Ilobeitsrechte zurück : 
betrachteten sie sich doch, im Besitze eigener Gerichtsbarkeit und gewöhn¬ 
lich auch des Kirchenpatronats, fast als Landesherren und machten wie diese 
von dem ius reformandi Gebrauch. Die Erkundigungen, die in diesen Ge¬ 
bieten stattfanden, teilt R, zuletzt mit. Es ist schade, dass wir über die 
kirchlichen Zustände in diesen Teilen des Landes so wenig erfahren; denn 
gerade sie waren zum Teil Herde reformatoriscber und allerlei sektiererischer 
Bewegungen. 

Über den Zweck der Erkundigungen lässt sich nach den verschie¬ 
denen Instruktionen für die Visitatoren zusammenfassend etwa Folgendes 
sagen. Festgestellt werden sollten die Zustande in der Klerisei des Landes: 
Leben, Lehre und Amtsführung der Geistlichen. Die Verhöre, die mit ihnen 
angestellt werden mussten, sollten Auskunft gehen über ihre Herkunft, ihr 
Studium, die Dauer der bisherigen Dienstzeit, über Ordination und Präsen¬ 
tation. den Inhalt ihrer Bibliothek, ihre Stellung zu bestimmten Glaubens¬ 
sätzen, besonders zu den Sakramenten. Sittlichen Verfehlungen und Ab¬ 
weichungen von der vorgeschriebenen Lehre sollten die Visitatoren mit 
Warnungen und Strafen entgegentreten. Vor allem wollte die Regierung 
auch einen Einblick in die Einkommensverbältnisse der Pfarrer, Vikare, 
Offermänner und anderer Kirchendiener gewinnen. Die Erkundigung von 
1582 diente allein dem Zweck, den Unterhalt der Geistlichen und die geist¬ 
lichen Güter festzustellen. Wo es ihnen nötig erschien, sollten die Kom¬ 
missare auf Mittel und Wege bedacht sein, die Kompetenz der Pfarrer zu 
erhöhen. Auch über die Klöster und Stifter, die äusseren Verhältnisse und 
das Leben und Treiben ihrer Insassen suchte man sich zu unterrichten. Das 
Einkommen und die Güter der Kirchen, Spitäler, Bruderschaften und die Art 
ihrer Verwaltung sollte festgestellt werden, ebenso die geistlichen Lehen, 
ihre Verleiher einst und jetzt. Auch nach den Schulen, ihrer Verseilung 
und Unterhaltung hatten die herzoglichen Visitatoren zu schauen. Selbst- 
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•verständlich lag ihnen auch ob, nach Ketzern, besonders Wiedertäufern und 
Sakramentariern Heissig sich zu erkundigen. 

Ihr Vorgehen im einzelnen gestaltete sich etwa folgendermassen: 
.Nach der Instruktion für die Erkundigung von 1533 sollten „die Räte und 
Visitatoren“ den Amtmann, etliche von der Ritterschaft, Schultheissen, 
Richter, Schöffen, auch Kirchmeister aus den verschiedenen Kirchspielen und 
Orten jedes Amtes vorfordern, den Zweck der Visitation ihnen ankünden 
und die festgesetzten Fragen zur Beantwortung vorlegen. Nun hat aber die 
Visitation eines ganzen Amtes nur wenig Zeit in Anspruch genommen: am 
25, Juni 1533 z. B. begann die Visitation des Amtes Born in Sittard, am 
28. Juni wurde mit ihr im Amt Boslar angefangen, nachdem die Kommission am 
27. Juni das Amt Geilenkirchen visitiert hatte. Auf das einzelne Amt wurde 
also gewöhnlich nicht mehr als ein Tag verwandt. Ähnlich war das Ver¬ 
fahren bei der Visitation von 1559 60. Hier waren in der Kommission die 
Geistlichen etwas zahlreicher vertreten. Aber auch sie war in höchstens 
einigen Tagen mit einem Amt fertig; lang ist es schon, wenn sie in Wassen¬ 
berg vom 13. bis 19. Januar 15G0 verweilte. Auch der jülich’sche Landschreiber 
Wilhelm Adami, den der Herzog 1550 mit einer Erkundigung beauftragt 
hatte, nahm an einem Tag die Protokolle über eine ganze Anzahl von Ge¬ 
meinden auf, und zwar meistens im Beisein des Landdrosten und des Vogtes. 
Die Erkundigung von 1582 stellte die Antworten der Geistlichen auf Fragen 
dar, die ihnen von den Amtleuten vorgelegt wurden, und die sich auf ihren 
Unterhalt und ihre geistlichen Güter bezogen. Sie wurden an die Räte nach 
Düsseldorf eingeschickt. Gelegentlich wurden den Kommissaren auch schrift¬ 
liche Beschwerden von Gemeinden und kirchlichen Korporationen überreicht. 

Es ist also gar nicht daran zu denken, dass die „Visitatoren“ von 
Ort zu Ort gezogen sind und als Augenzeugen sich selbst Kenntnis von den 
Verhältnissen verschafft haben. Gewöhnlich werden sie nur in dem Haupt¬ 
ort eines Amtes sich aufgehalten haben, in den die Pfarrer und die 
Geraeindevertreter vorbeschiedcn waien, und wo dann die Protokolle auf¬ 
genommen wurden. Eine Kontrollierung der Angaben durch die Kommission 
wird nur selten möglich gewesen, wohl auch meistens gar nicht versucht 
worden sein. Von der Persönlichkeit und dem Bildungsgrad der Geistlichen 
haben die Visitatoren allerdings persönlich ein Bild gewonnen; denn mit 
ihnen mussten sie, vor allem in der Erkundigung von 1559/GO, ein Examen 
anstellen. Übrigens wurde den Kommissaren von vornherein zur Pflicht 
gemacht, über alles, was sie in Erfahrung bringen würden, dritten Personen 
gegenüber Stillschweigen zu beobachten. 

Im grossen und ganzen wird man die Glaubwürdigkeit der Pro¬ 
tokolle nicht anzweifeln dürfen. Die Aussagen wurden unter Eid gemacht. 
Hie und da mag Zuneigung oder Hass die Angaben der betreffenden Ge¬ 
meindeglieder über ihren Pfarrer etwas gefärbt haben, und namentlich 
Angaben über ketzerische Bewegungen in einzelnen Gemeinden wird man, 
wie wir später noch sehen werden, mit einem gewissen Misstrauen begegnen 
müssen. Eine Einschätzung aber, wie sie Norrenberg in seiner „Geschichte 
der Pfarreien des Dekanats München-Gladbach“ kundtut, der in diesen 
Akten, in allerdings unverkennbarer Absicht „eine unnobele Zusammen- 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



220 


Rezensionen. 


Stellung von beglaubigten und unbeglaubigten Skandalgeschichten“ sehe» 
will und den Befragten trotz ihres Eides ohne weiteres unterstellt, dass sie 
eben das aussagten, was die Visitatoren gern hören wollten, hat schon 
Rembert mit Recht als ein ungehöriges Gerede zurückgewiesen 3 ). 

Während in andern Territorien solche Visitationen, auch wenn sie 
von den geistlichen Behörden vorgenommen wurden, auf lebhaften Wider¬ 
spruch stiessen 4 ), ist von einem Widerstand der Geistlichkeit in Jülich 
nichts zu spüren. 

Biese landesherrlichen Visitationen bedeuteten selbstverständlich einen 
starken Eingriff in das Recht der Kirche, sind aber nur ein allerdings 
ganz besonders bezeichnendes Merkmal der territorialen Kirchenpolitik, 
welche die Herzoge von Kleve und Jülich schon lange getrieben haben, 
und über die R. in seiner Einleitung zum I. Band und J. Hashagen in seiner 
erwähnten Besprechung sehr bemerkenswerte Ausführungen machen. Auf den 

4. Januar 1532 hatte der Herzog sämtliche Räte der 4 Landschaften nach 
Düsseldorf zu einer Besprechung berufen. In dieser Versammlung wurde 
die Beseitigung der Missstände im kirchlichen Leben für eine Pflicht der her¬ 
zoglichen Regierung erklärt und das Recht zu diesem Vorgehen aus dem 
Versagen der geistlichen Obrigkeit hergeleitet. 

Wir wollen nun im folgenden auf Grund der Visitationsprotokolle 
einen kurzen Überblick über die kirchlichen Zustände in Jülich zur 
Reformationszeit geben. Dabei kann es sich natürlich nur um ein in groben 
Linien gezeichnetes Bild handeln, dessen Rahmen im wesentlichen schon 
Redlich in seiner Einleitung zum ersten Band aufgestellt hat. 

Die Zustände im Klerus, die uns zunächst interessieren, bieten für 
den, der sich in den Jahrzehnten um die Mitte des 16. Jahrhunderts etwas 
genauer auskennt, keinen ungewohnten Anblick. Viel Unzulänglichkeit jeder 
Art bei der Geistlichkeit wie in der Kirchenverwaltung, tiefe Schäden, die 
den Bestand der alten Kirche gefährdeten, tun unsere Berichte in ähnlicher 
Weise für Jülich kund, wie es andere Veröffentlichungen dieser Art für 
sonstige Gebiete Deutschlands getan haben. Die Geistlichen, die die Haupt- 
träger des kirchlichen Lebens sein sollten, waren auch hier nur zum geringen 
Teil ihrer hohen Aufgabe gewachsen. Von einem Krebsschaden, der sich 
in der Kirche schon seit einigen Jahrhunderten festgesetzt hatte, ist auf 
manchen Blättern der Protokolle die Rede: Das geistliche Amt galt vielfach 
bloss noch als eine Pfründe. Der eigentliche Inhaber der Pfarrei weilte 
oft fern von ihr; mehr als die Hälfte der Stellen wurde von Kaplänen, 
„Mietlingen“, „mercenarii“ verwaltet, die jämmerlich schlecht vom „verus 
pastor“, der etwa als Kanonikus in irgend einem Stift ein behagliches Lehen 
führte, bezahlt wurden. 

Aber auch bei vielen ständig angestellten Pastoren ist Schmalhans 
Küchenmeister und zwingt sie zu einer ärmlichen Lebensführung. Vom 

3 ) Rembert, K., Die Wiedertäufer im Herzogtum Jülich. Berlin 189t), 

5. 56 ff. 

4 ) Vgl. z. B. die von mir herausgegebenen „Visitationen und Visitations¬ 
berichte aus dem Bistum Strassburg in der zweiten Hälfte des 16. Jahr¬ 
hunderts.“ Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins. N. F. Bd. 26 (1911). 
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Pastor zu Fischenich im Amt Bergheim z. B. heisst es: „Dieser armer gesell 
bedarf wol besserang seines gehalts, dan er nit schein hier, wir geschwaigen 
beir, zu drinken hait.“ In dieser trinkfrohen Zeit nicht einmal ein Glas 
Dünnbier sich leisten können, das ist gewiss ein Zeichen allerbitterster Not. 

Einen Teil des pfarrherrlichen Einkommens bildeten die Zehnten 
und die Opfer aller Art. Aber da mussten nun die Geistlichen den Visi¬ 
tatoren klagen, dass diese Einnahmen sehr mangelhaft oder gar nicht eiu- 
gehen. Dabei lastete auf diesem Klerus auch noch der kirchliche Steuer¬ 
druck. Der Pastor von Aldenhoven klagte, dass er hundert Radermark 
zur Palliumsteuer zahlen müsse, eine Summe, die seinem ganzen Jahres¬ 
einkommen entsprach 5 ). 

Man kann es unter solchen Umstunden dem Klerus nicht allzusehr 
verargen, wenn er ein wenig Simonie trieb, für die Spendung der Sakra- 
mente und anderer kirchlichen Handlangen seinerseits von den Gläubigen 
eine Steuer erhob. Zwar hat die herzogliche Regierung gegen diese 
Unsitte, die auch den heftigen Unwillen des Volkes erregte, strenge Edikte 
erlassen 4 ), aber wie die Protokolle zeigen, ohne viel Erfolg. 

Man muss es der herzoglichen Regierung lassen, dass es ihr ernst¬ 
lich um die Erhöhung des Einkommens der Geistlichen zu tun 
war. Durch Inkorporation von Yikarien, durch Zuschüsse aus der Kasse 
von Bruderschaften, durch Erhebuug einer besonderen Gemeindesteuer und 
ähnliche Vorschläge suchte sie dies Ziel zu erreichen; die Visitatoren be¬ 
kamen in dieser Beziehung besondere Anweisungen 7 ); aber viel Erfolg scheint 
sie doch auch damit nicht gehabt zu haben. 

Die ärmliche Lebensführung, zu welcher der grösste Teil der Geist¬ 
lichkeit im Jülich’schen Lande gezwungen war, hätte noch viel nieder- 
drückender auf diese Kreise wirken müssen, wenn es sich um lauter gebildete 
und geistig höherstehende Männer gehandelt hätte. Aber das war nicht der 
Fall. Der durchschnittliche Bildungsstand der Geistlichen war 
erstaunlich niedrig. Der grösste Teil von ihnen hatte kein regelrechtes 
and abgeschlossenes Studium hinter sich. Die Zeit ihrer Ausbildung in den 
Schulen zu Köln, Düsseldorf, Emmerich, Wesel, Deventer, Nymwegen, Lüttich 
und andern Orten (einige waren auch in Wittenberg gewesen) war gewöhn¬ 
lich ziemlich kurz. Manchem Kaplan und Pfarrer schreiben die Visitatoren 
ins Zeugnis: „plane rudis inventus“; sei gar ungelehrt, w f olle aber weiter 
studieren oder mehr Bücher lesen. Von einem Kaplan zu Teveren im Amt 
Geilenkirchen, der nur drei Jahr zu Neuss und sonst nirgends studiert hatte, 
wird festgestellt: „ist gar ungelehrt, kau nit ein wort lateinisch“ 8 ), ln den 
Lehren ihrer Kirche wie in der heiligen Schrift kennen sich viele ganz und 
gar nicht aus, und besonders die Fragen der Visitatoren über die 
Sakramente finden oft die verblüffendsten Antworten. Und doch sind ge- 
radeTaufe und Abendmahl der Zankapfel der verschiedenen Konfessionen ge¬ 
worden, und auch in der religiösen Gedankenwelt des Volkes in Jülich spielten 
sie, wie wir später noch sehen werden, eine entscheidende Rolle, Aus der 
Fülle von Beispielen nur einige: Ein Pastor zu Breyell im Amt Brüggen ist 

6 ) S. 336. - •) S. z. B. Bd. I nr. 227. — 7 ) S. 17 § 7. — 8 ) S. 259. 
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über die Taufe sehr schlecht orientiert: ..gefragt, was er von der dauf dem 
gemeinen man zu predigen pflege, weiss nit eigentlich daruf zu antworten“ 9 ). 
„Wist nit, warumb das sacrament (das Abendmahl) nutz wer, oucb nit die 
beduidung“ wird von einem Pastor zu Dahlen berichtet 10 ). Ihm gegenüber 
ist schon ein guter Theologe der Dülkener Kaplan, der wusste: „sacra inentum 
si sacrificium pro vivis et defunctis und si nit allein memoria; es si viaticum 
dergienen, die sterven, es spist die sele. Gefragt, wie aver? er wist nit 
davun. Wist geinen bericht van der douf“ n ). Ein allerdings ziemlich alter 
Geistlicher in Bergstein scheint wenigstens gewusst zu haben, dass die Lehre 
über die Sakramente ein überaus heikles Thema war. „Wie er gefragt, wie 
vil sacra menten weren, hat er geantwortet: noli me tangere“ 12 ). Ja, es lässt 
sich annehmen, dass auch sonst der eine oder andere Pfarrer, der wusste, 
dass mit diesen Fragen über das Sakrament ihm auch wegen seiner dogma¬ 
tischen Stellung auf den Zahn gefühlt werden sollte, bei ihrer Beantwortung 
etwas zurückhaltend gewesen ist oder sogar sich etwas unwissender gestellt 
hat, als er tatsächlich war, urn dem Verdacht der Ketzerei in diesem Punkt 
zu entgehen. 

Eine Anzahl Pfarreien war von Mönchen besetzt, die mit oder ohne 
Wissen und Genehmigung ihrer Ordensobern das Leben im Kloster mit dem 
im Pfarrhaus vertauscht hatten. Gerade sie stellten die unwissendsten und 
unfähigsten Elemente im Klerus dar, eine Wahrnehmung, die mau auch für 
andere Territorien machen kann. 

Dass aber auch einer Anzahl von Geistlichen ansreichende und gute 
Bekanntschaft mit den kirchlichen Lehren wie überhaupt eine genügende 
wissenschaftliche Bildung von den Visitatoren testiert wurde, soll nicht ver¬ 
schwiegen werden. Namentlich kommen hiebei die von Erasmus beeinflussten 
Pastoren in Betracht, die sich auch im allgemeinen, wie wir noch sehen 
werden, in ihrem Lebenswandel vorteilhaft von ihren anderen Amtsbrüdern 
abheben. 

I ber das zahlreiche Vorkommen von nicht investierten, prä¬ 
sentierten und proklamierten Pfarrern, auf die besonders die Visi¬ 
tatoren von 1559 zu achten hatten 13 ;, wird sich niemand wundern, dem die 
kirchlichen Zustände jener Zeit im allgemeinen bekannt sind. 

Man wird bei der eben geschilderten Geistlichkeit von vornherein 
kein hohes Niveau des sittlichen Lebens voraussetzen. In der Tat sab 
es hier nach den Protokollen traurig genug aus. Allerlei Excesse werden 
von einzelnen Pfarrern berichtet und mit unverkennbarer Missachtung 
sprechen sich gelegentlich die Gemeindevertreter über ihre Seelenhirten aus. 
Allgemein verbreitet war der Konkubinat, das „Laster“, dis den Geistlichen 
die Achtung des Volkes vor allem entzogen und manchen von ihnen immer 
tiefer in den sittlichen Sumpf heruntergezogen hat. Seine weite Verbreitung 
mag zum Teil wohl mit der schlechten materiellen Lage des Klerus im Zu¬ 
sammenhang gestanden haben. Es ist eine sehr grosse Ausnahme, wenn 
einmal von einem Geistlichen gesagt ist, er lebe ohne Konkubine, ohne „das 


®) S. 151. — >°) S. 155. — n ) S. 1B4; z. B. auch S. 565; 548 u. 8onstoft. 
«) S. 598. — 1S ) Vgl. die Instruktion S. 8 § 1 ff. 
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commune malum“ l4 ). Pfarrer, Ka pläne und Yikare, Ordens- und Welt¬ 
geistlichkeit waren gleicherweise damit befleckt. Schon vor der Zeit 
der Reformation — es war ja ein sehr altes I'bei — hat die weltliche Obrig¬ 
keit, allerdings vergeblich, gegen den Konkubinat angekämpft. In einer Ver¬ 
ordnung von 1478 bestimmte Herzog Wilhelm IV. von Jülich-Ilerg-CIeve die 
Ausweisung und eventuelle Verhaftung der „paffenmede“. Im Jahr 1511 er- 
liess er einen weiteren Befehl an seine Amtleute, gegen die Frauenspersonen 
der Geistlichkeit vorzugehen ,s j und auch unsere Visitatoren erhielten An¬ 
weisungen, welche die Konkubinarier betrafen. 

Manchem dieser Geistlichen bezeugte übrigens die Gemeinde ausdrück¬ 
lich ihre Zufriedenheit und testierte ihm, dass er mit der „Magd“ und den 
Kindern ohne weiteres Ärgernis zusammenlebe. Von solchen Klerikern ist 
es auch zu verstehen, dass sie das Verlangen hatten, das Verhältnis, dessen 
Gesetzlosigkeit sie selbst wohl innerlich drückte, zu einem legitimen zu 
machen. Wer wollte diesen Pfarrern mit dem geängstigten Gewissen sitt¬ 
liches Empfinden absprechen? Es war gar kein so absonderlicher Gedanke, 
wenn Herzog Wilhelm V. daran dachte, in seinem Land den Priester¬ 
konkubinat zur Ehe umwandeln zu können. Auf einer Zusammen¬ 
kunft in Neuss 1535 wollten die herzoglichen Räte mit den kurkölnischen 
über das Verlangen mancher Priester, in die Ehe treten zu dürfen, ver¬ 
handeln 1 ®). Jedenfalls stehen die eben genannten Geistlichen turmhoch über 
solchen „Priestern“, wie etwa der Vicekurat zu Steinkirchen einer war, der 
eine unzüchtige Haushaltung mit zwei Weibspersonen führte, die sich gegen¬ 
seitig mit schändlichen und unzüchtigen Worten schmähten und schalten 17 ), 
über den zu Ehebrechern gewordenen Pfarrern, deren Zahl nicht klein 18 ) 
war oder über den „Seelsorgern“, die den Weibern und Mädchen ihrer Ge¬ 
meinde nachstellten. Dass es solcher Pfarrer genug gab, zeigten auch die 
Aussagen der Schöffen und Kirchmeister von Freialdenhoven über den 
dortigen Pastor und die Vikare: „sie slaeffen nit gern allein, haven ire megde. 
Aver sunst halden si sich allenthalven wail; sie tasten nit umb bi ire naher“ '•). 
Es ist ja auch sonst bekannt, wie Bürger und Bauern ganz gern ihren 
Pfarrern die Konkubinen Hessen, wenn dadurch ihre eigenen Frauen und 
Töchter vor deren Nachstellungen sicher waren. 

Es wird uns nicht sehr befremden, wenn wir unter dieser Geistlich¬ 
keit viele linden, die zu ihrem Beruf nicht mehr das richtige Ver- 


“) S. 272. (Gierath.) 

l5 j J. Ilashagen, Anfänge des landesherrlichen Kirchenregiments am 
Niederrhein. Monatshefte für rheinische Kirchengescliichte. 2. Jahrgang, 
Heft 1, S. 12. 

,# ) Bd. I nro. 262,ss. 

17 ) S. 757. Noch andere Kleriker, die sich nicht mit einer Konkubine 
begnügten, werden genannt. Von einem Vikar wird ausdrücklich hervorge¬ 
hoben „hat eine magd und damit lässt er sich begnügen“. S. 328. 

,8 ) Vgl. z B. den Vikar Wilhelm (S. 111), der ein öffentlicher Ehebrecher 
genannt wird; den Vikar zu Hasselsweiler (S. 365). 

"») S. 354. 
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hältnis hatten, die ihn nur als geistliche Tagelöhner, als religiöse Tech¬ 
niker ausübten. Die Vertreter der Gemeinden äussern viel Unzufriedenheit 
mit der Amtsführung der Kleriker den Visitatoren gegenüber. Über mangel¬ 
hafte Versebung oder gänzliche Vernachlässigung der Predigt und Seelsorge 
wird Klage geführt; von manchen Pastoren könnte man nur mit Mühe die 
Spendung der Sakramente erlangen, wobei, wie gesagt, die von ihnen dafür 
geforderten Gebühren für sie die Hauptsache waren. Die Stellung zu den 
Sakramenten war überhaupt, wie wir später noch zeigen werden, bei vielen 
unter ihnen sehr kritisch. 

Daneben gab es selbstverständlich eine Anzahl von Klerikern, denen 
die Gemeiudeangehörigen vor der herzoglichen Kommission ihre Zufrieden¬ 
heit mit ihrer Amtsführung nachdrücklich bezeugen. Dabei lässt sich fest¬ 
stellen, dass es die der Erasmianischen Richtung angehörigen 
Geistlichen waren, die durchschnittlich nicht bloss nach dem Grad ihrer 
Bildung und in ihrer Lebensführung, sondern auch in ihrer Amtsverwaltung 
über die andern hervorragen. Es ist ja bekannt, dass der grosse Rotter- 
damer am klevischen Ilof einen starken Einfluss hatte, und dass man von 
dort aus seine Anschauungen unter dem Klerus des Landes zu verbreiten 
suchte. Neben Ambrosius und Theophylakt* 0 ) wurde den Geistlichen von 
den Visitatoren Erasmus zur Lektüre empfohlen und zwar besonders sein 
Katechismus und sein Enchiridion militis christiani *'). Aus dem bei der 
Visitation von 1559/60 aufgenommenen Verzeichnis der Bücher, welche sich 
in den Händen der Pfarrer befanden, darf man im allgemeinen doch wohl 
einen Schluss ziehen auf die theologische und kirchliche Richtung ihrer 
Besitzer. Es fällt nun auf, dass die von Erasmus und dem ihm theologisch 
und kirchenpolitiscb nahestehenden Wizel beeinflussten Geistlichen — etliche 
von ihnen befanden sich auch im Besitz von Brenzschen und Melanchthonscheu 
Schriften — bei der Prüfung vor den Visitatoren wie im Urteil der Gemeinde 
im allgemeinen gut abschnitten. Ohne Zweifel ist dieses erfreuliche Resultat 
zum guten Teil dem Einfluss des stillen Gelehrten zu verdanken, der vor 
allem auf ein einfaches, in Selbstzucht und im sittlichen Geiste des Evan¬ 
geliums geführtes Leben drang. 

Über den Regular- und Ordensklerus in Jülich bringen die Be¬ 
richte nicht viel und namentlich wenig ins Einzelne gehende Material 
Wenn man sich nicht hüten müsste, aus so dürftigem Stoff allgemeingültige 
Schlüsse zu ziehen, so könnte man aus den vorliegenden Berichten das 
Ergebnis ableiten, dass die Zustände in den Klöstern und Stiftern im 
Jülichschen Land trotz mancherlei Schäden in dieser Zeit nicht so verkommen 
gewesen sind, wie in manchen andern Gegenden Deutschlands**). Dieses 

*°j Theophylakt, Erzbischof von Achrida in Bulgarien, hat insofern 
eine gewisse Ähnlichkeit mit Erasmus, als er sich auch vor allem als Exeget 
auszeichnet und durch eine unbefangene Stellung der Antike wie manchen 
Dogmen, besonders der Lehre vom Abendmahl, gegenüber. 

*') Vgl. S. 355. 

**) Vgl. z. B. die von mir herausgegebeneu oben S. 220 erwähnten Visi¬ 
tationen und 8. z. B. meine Schrift: Die kirchlichen Reformbestrebungen des 
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Resultat wäre aber viel weniger dem wachsamen Eifer der obersten kirch¬ 
lichen Behörden als Verdienst zuzuschreiben als den Bemühungen der 
weltlichen Obrigkeit, die schon im 15. Jahrhundert, allerdings ziemlich 
eigenmächtig, in die Verhältnisse im Ordenswesen eingegriffen hat. 

Besonders in den Frauenklöstern scheinen die Zustände nicht 
gerade musterhaft gewesen zu sein. Auf sehr bedenkliche Verhältnisse lässt 
der Vorschlag schliessen, der für die Visitation von 1532 gemacht wurde: 
„zu gedenken dergienen, die gewilte und begeven personen us den cloestern 
nemen und sich damit verheiraten ader sunst bi inen sitzen“ 2 *). Aus dem 
Franziskanessenkloster Linnich, das 24 Insassen zählte, waren 3 Beginen, 
die schon Profess getan hatten, entwichen und lebten mit Männern zusam¬ 
men 24 ). Klage geführt wird besonders auch über die Stiftsvikare, ihre 
Unfähigkeit und ihr ärgerliches Treiben. Wenige unter den Vikaren, deren 
Lebensführung stark getadelt wurde, seien zum Pastorenamt geschickt, 
klagt das Kapitel zu Heinsberg 25 ). Die dortigen Schöffen und der Bürger¬ 
meister geben folgendes etwas schelmische Urteil über sie ab „sin gude 
gesellen van vicarien, haben megde wie die canonichen“ **). Von den Vi¬ 
karen zu Güsten heisst es: „sie hetten die frauenleut lieb, doch es ging 
mit massen hin“ **). Die Kanoniker gaben ihnen allerdings im allgemeinen 
kein gutes Beispiel. Das ganze Kapitel zu Sittard z. B. musste ernstlich 
ermahnt werden, von seinem schlimmen Leben und Wandel abzulassen, da¬ 
mit den Laien kein so böses Exempel und Ärgernis gegeben werde* 8 ). Das 
war bei der Visitation von 1559. Schon 1533 aber lautete der Bericht über 
die Kanoniker und die Vikare: „sie mögen irc 2 of 3 sin, die haven megde, 
doch einer hait eins erbern burgers kint under die foess bracht, da sult 
wail wider gezenk us sin komen“**). Von den Kanonikern zu Süsteren 
zapften etliche Wein und trieben einen schwunghaften Handel damit: 
„ist inen gesagt, wann inen seifs win west, das mögen si verzappen und 
verkouffen und sust nit“ 50 ). Dass solche irgend ein Gewerbe treibende 
Geistliche keine Seltenheit waren, zeigt die in einer Instruktion vorkommende 
Bestimmung „das gein geistlichen Wirtschaft gebruichen ader koufmanscbaft 
driven, noch sich der geding annemen“ 31 ). 

Die herzogliche Regierung hat sich nun nicht gescheut, Reform¬ 
massnahmen zu ergreifen, die in die äusseren Verhältnisse der Geistlichen 
ebenso wie in das innerkircbliche Leben eingriffen. In der Stifts-und Kloster¬ 
welt gerade bat sie in tcmporalibus wie in spiritnalibus zu reformieren ver¬ 
sucht. Sie drang nicht etwa bloss auf eine bessere Verwaltung und ordent¬ 
liche Rechnungführung in diesen Gotteshäusern, sondern verbot z. B. auch, 
auf inkorporierte Pfarreien Mönche zu verordnen, ferner jemand Profess 
ablegen zu lassen, bevor er nicht ein Alter erreicht habe, in dem man selb- 


Strassburger Bischofs Johann von Manderscheid (1569—1592) in den Quellen 
und Darstellungen zur Kultur- und Kirchengeschicbte Eisass-Lothringens. 
Strassburg 1912. 

* J ) S. 7 § 26. — * 4 ) S. 477. - * 5 ) S. 317. - S4 ) S. 316. — «) S. 361. 
*•) S. 89. — S. 85. - ») S. 92. — 81 ) S. 6 § 8. 

Weatd. ZelUchr. f. Geacb. u. Kunst. XXXII, I/II. 
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ständig solch wichtige Entscheidungen treffen könne**). Nur mit Zulassung 
der Pastoren sollten Klosterpersonen in einer Gemeinde die Sakramente 
administrieren. Sie drang weiter darauf, dass in den Klöstern wieder Prä¬ 
zeptoren und Prädikanten angestellt 4 *), die kirchlichen Funktionen der Regel 
und Stiftung gemäss erfüllt würden, dass die Insassen überhaupt wieder zu 
einem priesterlichen Lehen zurückkehren 34 ). Gerade diese inneren Reform- 
Versuche im Klosterwesen sind aber für die jülicb-bergische Landesregierung 
schon für das 15. Jahrhundert, wie wir angedeutet haben, etwas charakte¬ 
ristisches. Herzog Wilhelm IV. erscheint als ein planmässiger Klosterrefor- 
mator, der den Konventen der Benediktiner, Prümonstratenser und Cister- 
zienser wie den Frauenklöstern seine besondere Fürsorge gewidmet bat. 

Auch unter der Weltgeistlichkeit suchte die Landesregierung das 
sittliche und kirchliche Leben zu heben. Sie lies» es an Ermahnungen und 
Warnungen nicht fehlen, sperrte manchmal den Pastoren wegen schlechter 
Amtsführung ihre Einkünfte, drohte in besonders schlimmen Fällen mit Ab¬ 
setzung und führte gelegentlich die Drohung auch aus. Jüngere Geistliche 
liess sie durch ältere würdige Amtsbrüder zurechtweisen, belehren und prüfen. 

Über das kirchliche Leben im Volk lässt sich nach den vorlie¬ 
genden Berichten jedenfalls soviel sagen, dass es nicht den Anblick eines 
so völligen Verfalles bietet wie in anderen Territorien. Äusserungen so 
abgrundtiefer Verachtung dem Klerus gegenüber, wie wir sie aus andern 
Dokumenten jener Zeit kennen, finden wir hier kaum. Die Beteiligung am 
kirchlichen Leben war an vielen Orten noch stark. Der sonntägliche 
Kirchenbesuch scheint, abgesehen von den Gemeinden, wo die neuen Lehren 
schon mehr verbreitet waren, ein ziemlich regelmässiger gewesen zu sein. 
Klagen über mangelhafte Heiligung von Feiertagen und Vernachlässigung 
der Fasttage wird man nicht als ein charakteristisches Zeichen des Refor¬ 
mationszeitalters ansehen dürfen. Die Zeremonien wurden, wie oft hervor¬ 
gehoben wird, gehalten wie von alters her. Obwohl manchenorts über das 
Zurückgeben der Zahl der Abendmahlsbesucher geklagt wird, wird doch 
häufig eine recht stattliche Ziffer von Kommunikanten angegeben. Auch 
Bruderschaften bestehen noch an den meisten Orten. 

Nun hat die Regierung auch eine Aufsicht, ja unter Umständen 
eine Reform des Kultus als ihr Hecht für sich in Anspruch genommen. So 
ordnete sie z. B. die Feier von besonderen Bitt-, Dank- und Trauergottes¬ 
diensten an, regelte das Abhalten von Prozessionen, das Halten von Feier¬ 
tagen, den Gebrauch von Bildern, ja auch, wie wir später sehen werden, 
die Art der Spendung des heiligen Abendmahls. Dabei ist zu betonen, dass 
sie mit derlei Anordnungen vom Boden der alten Kirche sich nicht entfernen 
wollte. Es waren Reformen im Geiste des Erasmus. Dass es darüber aber 
doch zu Reibereien init den geistlichen Behörden kam, ist nicht verwunder- 

,s ) Es kamen hierin, wie es scheint, allerlei Missbräuche vor. S. Bd. I 
nr. 262,S3. 

*») So z. B. S. 164. 316. 

**) Vgl. Bd. I, Einleitung S. 88 ff.; die Verordnung von 1525 Bd. I 
nr. 227; Bd. II S. 6 § 13. 
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lieb. So hatte Herzog Wilhelm 1546 eine Verordnung gegen das Bilder¬ 
tragen und die Feldprozessionen ergehen lassen unter Hinweis auf 
einen ähnlichen Erlass des Herzogs Johann. Das Bildertragen, das Um¬ 
laufen um das Korn und das Mitführen von Tieren bei diesen Prozessionen 
soltte darnach verboten sein“). In ihrer Instruktion bekamen 1550 die 
Visitatoren auch die Anweisung, darauf zu achten, „ob auch gepotten werde, 
die bilder zu dragen, daran der gemein man sehr geergert“. Es sollte bei 
Kreuz und Fahne sein Bewenden haben“). Die herzoglichen Kommissare 
konnten feststellen, dass in vielen Orten diese Vorschrift befolgt wurde, ob¬ 
wohl die Geistlichen auf einer Synode gegenteilige Weisungen empfangen 
batten* 7 ), in andern Gemeinden hatte man aber von dem altgewohnten Brauch 
nicht lassen wollen, und die Visitatoren mussten auf die Einhaltung der 
fürstlichen Ordnung dringen. In Birkesdorf z, B, wurde das Bild der Maria 
und der heiligen Katharina, welches die Frau des Junkers Schlossberg „ge¬ 
ziert und darbracht hatte“, umhergetragen® 8 ), ebenso in Euskirchen das 
Bild der Mutter Gottes und des heiligen Martin trotz des Verbotes des 
Kaplans“), ln Orten, die dem kurkölnischen Gebiet benachbart waren, Hess 
sich dieser Brauch noch weniger abschaffen 10 ) 

Ähnlich war es mit den Feiertagen. Auch hier suchte die Regie¬ 
rung durch Einschränkung ihrer übergrossen Zahl zu reformieren 11 ), aber 
auch da stiess sie auf den Widerstand der geistlichen Behörden. Die erste 
Kölner Reform bewegte sich zwar in ähnlichen Bahnen, aber die zweite 
führte die (17) abgeschafften Feiertage wieder ein, Unklarkeit und Verwir¬ 
rung dadurch namentlich beim niederen Volk schaffend. 

Von einer grossen Anzahl Gemeinden wird übrigens berichtet, dass 
sie die Feiertage überhaupt nicht ordentlich halten. 

Cher die sittlichen Zustände unter dem Volk kann man aus 
den Erkundigungen allein kein deutliches Bild gewinnen. Neben gelegent¬ 
lichen Berichten über Schlägereien, sittliche Verfehlungen, Hang zum Wahr¬ 
sagen und „Wiehelieren“, Teufelsbeschwörungen, bei denen oft die Geist¬ 
lichkeit mitwirkte 1 *), finden sich zu wenig Hinweise, um ein bestimmtes 

“) Vgl. Bd. I nr. .289. — “) Bd. II S. 11 §§ 12 f. 

”) Vgl. z. B. S. 53, Oberaussem: „haben geine bilder gedragen, wie- 
wol dem mercenario in synodo gebotten worden“. 

38 j S. 196; 8. auch Berg (S. 66), Münstergelecn (S. 83), Urmond (S. 106), 
Wehr (S. 108), Breyell (S. 151), Kaldenkirchen (S. 170) usw. 

“) S. 228. 

10 ) Vgl. S. 631: Niederberg: sie haben wegen der kurkölnischen Nach¬ 
barschaft das Marienbild getragen, sollen es künftig unterlassen. S. auch 
S. 683 den Streit der Einwohner von Wissersheim mit den Pingsheimern 
bei einer Prozession. 

41 ) Vgl. die Kirchenordnung des Herzogs Johann vom 8. April 1633, 
Bd. I nr. 249,io. Die Verhandlungen der jüliebschen Räte mit den kur¬ 
kölnischen im Jahr 1535: Bd. I nr. 262- 268. 

12 ) Von einem Augustiner z. B. heisst es, er gäbe mit Weihwasser 
Rat in Düren (S. 203). Der Rektor von Saeffeln bekannte, dass er hiebevor 

15 * 
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Urteil abgeben zu können. Auf bedenkliche aber weiter nicht auffällige 
Zustände in der Dienstbotenwelt weist eine Bemerkung in den Aufzeich¬ 
nungen für die Visitatoren (1532), „das die niegde mit den knechten zu hier 
und wein gain und drinken sich drunken und machen kinder, wissen dan 
nit, wem die zugehoeren“’*). Die Bestrafung der Ehebrecher zählte die 
Regierung zu den Aufgaben der weltlichen Obrigkeit. Die Visitatoren von 
1559 sollten darauf achten, dass die Pastoren die Leute in den heiligen 
Ehestand nicht Zusammengehen ohne vorhergehende Dimission und Prokla¬ 
mation 44 ). Nach der Instruktion von 1550 sollten Ehesachen vor den Land¬ 
dechanten gebracht werden 45 ); in ihrem zweiten Teil steht aber für die 
Kommissare die Anweisung, aufzumerken, ob nicht die Untertanen, wenn 6ie 
in Ehesachen vor dem geistlichen Richter erscheinen, nach erlangter Abso¬ 
lution in anderen Sachen arrestiert werden 46 ). 

Bei dem Einfluss, den der Humanist Erasmus am Hof gebäht hat 
wird es uns besonders interessieren, zu erfahren, oh er sich nicht auch auf 
dem Gebiet der Schule geltend gcn\aclit hat. In der Tat hat sich die her¬ 
zogliche Regierung angelegentlich des Schulwesens angenommen. Die Kom¬ 
missare mussten den Schulen aller Art ihre Aufmerksamkeit schenken und 
ihre Forderung im Auge behalten. Besonders sollten sie für hinreichende 
Kompetenz der Lehrer sorgen. Wenn wir aus den Protokollen den Eindruck 
bekommen, dass von einem völligen Verfall der Schulen, wie er anderswo 
in diesen Zeiten eingetreten ist, in .lülich gar nicht die Rede sein kann, so 
hat zu diesem erfreulichen Resultat wesentlich die Tätigkeit der Regierung 
beigetragen 47 ). Wohl wird hie und da über den Niedergang von Schulen 
an einzelnen Orten geklagt; auch waren die meisten Klosterschulen ein¬ 
gegangen, aber in zahlreichen, auch kleineren Gemeinden bestanden noch 
„gemeine“ oder Partikular (Trivial-) schulen. Ihre Scliülerzahl ist allerdings 
meistens ziemlich klein. Au ausgebildeten Lehrpersonen war auch im 
Jiilicher Land ein ziemlicher Mangel. Neben dein Küster oder Offermann 
versehen öfters Pfarrer und Vikare das Schulamt. Dass allerlei un¬ 
geeignete* und untüchtige Elemente unter den Schulmeistern waren, findet 
teilweise in diesem Mangel seine Erklärung. „Er kann siner lauten nit“ heisst 
es von dem zu Sittard 4 *). Man kann es unter diesen Umständen verstehen, 
wenn etwa die Gemeinde zu Süchteln einen Schulmeister zunächst eine Zeit 
lang nur auf Probe anstellt. Daneben bekommen einzelne ausdrücklich das 
Prädikat, dass sie geschickt und wohl gelehrt sind 40 ). Das sehr geringe 
Einkommen, das im allgemeinen diese Pädagogen bezogen, konnte allerdings 

die Kunst der Wahrsagung gebraucht habe (S. 517). Viel Superstition 
wurde mit dem (Ahendmahls)wein getrieben. Zum Wichelieren wurden ge¬ 
weihte Kräuter, Kerzen, Wasser, Salz u. dgl. gebraucht (Bd. I nr. 262). 

4S ) S. 7 § 24. — 44 ) S. 13 § 14. — 4S ) S. 9 § 24. — «•) S. 11 § 17. 

47 j In Betracht kommen hier z. B. noch die Jülich - Bergische Polizei¬ 
verordnung von 1554; die Reformationsordnung von 1567, die ein eigenes 
Kapitel von den Schulen enthält. S. auch Bd. 1, Einleitung S. 114. 

“) S. 85. 

40 ) Düren (S. 211), Heinsberg (S. 315). 
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tüchtige Menschen zum Eintritt in dieses Amt nicht sehr verlocken. „Hat 
nit viel" heisst es öfters von ihnen* 0 ); mancher muss von dem leben, was 
die Schulkinder ihm mitbringen 51 ). Erklärlich ist es, wenn diese Jugend¬ 
erzieher durch allerlei Nebenbeschäftigung ihr Einkommen zu vergrössern 
suchten. Eifrig waren die Visitatoren bemüht, auch hier bessere Verhältnisse 
zu schaffen. Sie machten Vorschläge und trafen selbst Massnahmen, um 
die Kompetenz der Schulmeister zu erhöhen. Renten von Kirchen und 
Bruderschaften, Stiftungszinsen von Altären, die nicht mehr bedient wurden, 
sollten dazu dienen. Sie fanden damit im allgemeinen auch Entgegenkom¬ 
men, mehr zwar bei den Gemeinden als bei kirchlichen Korporationen. Von 
jenen äusserten manche den dringenden Wunsch, eine Schule zu bekommen 
oder die eingegangene wieder neu erstehen zu sehen. 

In Heinsberg, wo auch das Kapitel die Schule zu unterhalten hatte, 
wünschten die fortschrittlich gesinnten Stadtväter sogar die Errichtung einer 
Mädchenschule: „Mochten wol erleiden und gehetten haben, das sie ein 
frauensbild gehaben mochten, die die jungen megdergen lehrete“. Auf das 
Zureden der Visitatoren hin sprach das Kapitel schliesslich seine Bereit¬ 
willigkeit aus, eine „Megdeschul“ aufzuriebten, zu deren Kosten auch die 
Stadt einen Beitrag zu geben versprach M ). Erwähnenswert ist schliesslich 
noch die Tatsache, dass gerade unter den Schullehrern unruhige und für 
religiöse Neuerungen empfängliche Personen besonders zahlreich waren. 

Damit sind wir auf eine Frage gestossen, für die man aus den Pro¬ 
tokollen vor allem eine Antwort zu finden hoffen wird: Wie stand es mit der 
Verbreitung der reformatorischen Bewegungen im Jülicher 
Land? Man muss, wie wir schon angedeutet haben, gerade den Aussagen, 
die vor den Visitatoren über das Vorkommen von Ketzern in den einzelnen 
Orten gemacht worden sind, hie und da etliches Misstrauen entgegen¬ 
bringen. Deutlich sicht man gelegentlich, wie zurückhaltend vor allem 
manche Gemeindevertreter in diesem Tunkt bei ihren Aussagen sind, wie 
manches verschwiegen wird, wie öfters die Angaben in den Protokollen mit 
den tatsächlichen Verhältnissen, wie wir sie aus andern Quellen kennen, 
nicht übereinstimmeD. Dabei kann man ja immerhin noch annehmen, dass 
nicht selten diesen Gemeindevertretern wie den Pfarrern das Dasein von 
Ketzern entgangen sein mag. Die Erkundigung von 1559 ist hierin be¬ 
sonders unzuverlässig. Darauf hat Redlich selbst schon aufmerksam gemacht. 
Von Linnich z. B. heisst es „keine Wiedertäufer", und doch waren schon 
von’1548 ab allerlei Massnahmen gegen Anhänger dieser Bewegung dort er- 
ergriffen worden, 1550/61 war sogar Thoenis van Hastenraedc verbrannt 
worden“). Nach einem von Rembert benützten „Bericht eines Ungenannten 
aus Aachen an den Herzog Wilhelm“ traten in Montjoie um 1555 die Wieder¬ 
täufer immer häutiger auf 54 ), in der Erkundigung von 1559 lautet da¬ 
gegen die Nachricht „wissen von keinen widerteuffern noch verdächtigen 
personen zu sagen" “), Ähnlich ist es in Sittard“). Selbst von Wassen- 

“) S. z. B. Glimbach (S. 120). — «) S. z. B. Sittard (S. 85). 

5 *) S. 321, — «) S. 479. — •*) Rembert a. a. 0. S. 479. 

“) S. 530. - «•) S. 87. 
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berg, das ein Hauptsitz der Ketzerei war”), wird 1550 berichtet, „ist in das 
gemein nichtz irrichs“ 58 ), ebenso noch 1560 „haben keine widerteuffer in 
irer stat, daneben auch keine sakramentierer“ 58 ). 

Auch über die Art der verschiedenen „ketzerischen“ Beweg¬ 
ungen informieren die Protokolle vielfach sehr ungenau. „Fremde“, „ent¬ 
wichene“, „uswendige“, „verjagte“, „verdächtige“, „halten heimliche bikompst 
oder zänkische disputationen“, „laufen hin und wieder“, „sind nicht zum 
Sakrament gegangen“, „gehen auswärts zum Sakrament“, „unkirchliche“, 
„einer fremden sekte angehörig“, „Sektierer“, „sind dieses neuen wesens“, 
„sakramentierer“, „lässt sich auf die lutersche manier vernehmen“: mit 
diesen und ähnlichen Ausdrücken, die nicht immer klar erkennen lassen, 
welche Ketzerei damit gemeint ist, werden die von der alten Kirche sich 
Absondernden bezeichnet. Es kommt vor, dass eine und dieselbe Richtung 
mehrere Namen erhält. Die Sakramentarier, die meistens von den Wieder¬ 
täufern unterschieden sind, werden doch wiederum nicht selten mit ihnen 
zusammengeworfen. Um also hier sichere Resultate zu gewinnen, muss der 
Benutzer dieser Angaben sehr vorsichtig und kritisch Vorgehen. Auf alle 
Fälle beweisen die Protokolle die weite Verbreitung akatholisc her 
Bewegungen in Jülich. Schon die Visitation von 1533 tat diese unange¬ 
nehme Tatsache der darob sehr erstaunten Regierung kund. Zur Ver¬ 
wunderung war aber eigentlich nicht so viel Grund vorhanden, wenn man 
die geschilderten Zustände namentlich in der Geistlichkeit und den Umstand 
bedenkt, dass das Land an häretisch durchseuchte Territorien grenzte. Um 
die Mitte des 16. Jahrhunderts etwa war kaum ein Amt rein von Ketzern, 
in manchen ist ihre Zahl ziemlich gross: in den Ämtern Born, Brüggen, 
Millen, Heinsberg, Wassenberg mag kaum eine Gemeinde gewesen 
sein, die nicht eine mehr oder weniger starke Gemeinschaft von Anhängern 
neuer Lehren aufzuweisen hatte. Neben den Wiedertäufern waren auch die 
Reformierten so stark verbreitet, dass die Behauptung Remberts, bis auf 
wenige Einzelheiten falle die Geschichte der Wiedertäufer am Niederrhein 
in den Jahren 1530 — 1555 mit der Geschichte der Reformation überhaupt 
zusammen, übertrieben erscheint 80 ). 

Welche Wünsche kirchlicher und religiöser Art sind es denn gewesen, 
die unter dem Volk in Jülich erhoben worden sind, und welche Lehren haben 
unter ihm einen besonderen Beifall gefunden? 

Der Wirksamkeit fremder Prädikanten ist es hauptsächlich zu ver¬ 
danken, dass die Bibel und die Schriften der Reformatoren im Volk 
bekannt wurden. Von letzteren kamen in Betracht die norddeutschen wie 
die süddeutschen und die Schweizer: Luther, Melanchthon und der radikale 
Karlstadt, dessen Bücher, wie Rembert meint 81 ), durch Gerhard Westerburg 
verbreitet worden sind und nach denen die Visitatoren eifrig fahndeten 8 *), 
Campanus 83 ), Brenz, Zwingli, Oecolampadius und Bucer. Durch die Lektüre 
ihrer Schriften zusammen mit der Vertiefung in die heilige Schrift musste 


”) S. Rembert a. a. 0. S. 431 u. 436. - M ) S 764. — 5# > S. 765 f. 
*°) S. Rembert a. a. 0. S. 4. — 81 ) Rembert a. a. 0. S. 33. 

8l ) Protokolle S. 508. - 88 ) S. S. 608 
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in vielen Herzen der Zweifel an der Richtigkeit mancher Lehren und Ein¬ 
richtungen der alten Kirche erwachsen. Man wollte vor allem das Wort 
Gottes lauter und rein in der Kirche hören. Nach dem Grund ihres 
Abfalls gefragt, gaben oft die Verhörten an: „der Pastor predige das Wort 
Gottes nicht lauter“, „nicht klar und verständlich“, „er habe gegen das 
Evangelium gepredigt“. Deswegen, so erklärten einige im Amt MilleD, 
kommen sie zu gewissen Zeiten zusammen, „lesen und handelen das evan- 
gelium und episteln, sovil einem Gott gibt und weiter nit“ M ). Auch das 
ärgerliche Leben ihrer Geistlichen wurde von manchen als Grund ihrer 
Entfremdung von der alten Kirche angeführt ® 5 J. 

Dass auch im Jülicher Land die Stellung zum Sakrament der 
Eucharistie eine kritische bei einem Teil der Gläubigen geworden ist, 
kann in dieser Zeit nicht auffallen. Der offizielle Abendmahlbesuch 
Hess an etlichen Orten stark nach. Man verlangte vor allem den Empfang 
des Abendmahls unter beiderlei Gestalt. Eine nicht geringe Zahl 
von Geistlichen kam dieser Forderung ihrer Gemeindeglieder auch bereit¬ 
willig entgegen. Der Pfarrer zu Waldfeucht hörte 1550 der Gemeinde die 
Beichte ößentlich ab, gab ihr die Absolution und Hess sie also zum Abend¬ 
mahl gehen. Gegen das Versprechen, solchen Brauch künftighin zu unter¬ 
lassen, erlangte er am Hof Verzeihung für sein Tun, 1559 aber wird von 
ihm bekannt, dass er an manchen Sonntagen dem Volk in der Kirche den 
Katechismus Luthers vorliest® 6 ). Die Regierung stand dem Verlangen 
nach der communio sub utraque gar nicht unfreundlich gegenüber. Der 
Herzog Wilhelm, der dem Luthertum ein gewisses Mass von Sympathie ent¬ 
gegenbrachte, schrieb dem Kaiser in einem Brief vom 12. Januar 1559, wenn 
er jenem Verlangen entsprochen habe, so sei es aus christlicher, treuer 
Meinung geschehen, um die Verirrten wieder zu ihren Pastoren zurück¬ 
zuführen. Denn die Verweigerung des Abendmahls unter beiderlei Gestalt 
habe viele den Sektirern in die Arme getrieben. Er wolle nicht, dass ihm 
einstens nachgesagt würde, er habe in seinem Leben seinen Untertanen das 
entzogen, was ihnen der Herr Christus zu ihrer Seligkeit zugelassen habe® 7 ). 
So bekamen denn auch die Visitatoren von 1559 in ihrer Instruktion die 
Anweisung: „Und im fall sich auf einichem ort zutragen wurde, das etliche 
ans einein christlichen eitler und mit beständiger anzcigung ires gewissens 
das hochwürdig sacrament under beiderlei gestalt begeren wurden, den- 
selbigen solichs nit zu verweigeren“® 8 ). Schon 1545 wurde in einem Gut¬ 
achten der herzoglichen Räte und Gelehrten über einen vom Herzog Wilhelm 
vorgelegten Entwurf einer christlichen Reformation der Gedanke erwogen, 
eventuell die communio sub utraque einzelnen Untertanen zu gestatten®*), 

®*) S. 520. 

®*j Bei dem Verhör der Unkirchlichen in Beeck erklärte der Meister 
l’eter Weber, dass sein Pastor plus aequo bibit, deswegen habe er sich von 
4er Kirche abgesondert (S. 718). Adam Kuchcnbecker in Grevenbroich geht 
nicht zur Kirche, weil die Kleriker unordentlich leben (S. 279). 

•®) S. 522 f. 

* 7 ) Keller, Gegenreformation in Westfalen und am Niederrhein I, 5. 

**) S. 13 § 15. — •») S. Bd. I nr. 28(5. 
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und in einer Denkschrift für den Kanzler GhogrefF über dieselbe Frage 
findet sich auch eine Anweisung an die Pastoren, alle, die das Sakrament 
in dieser Art geniessen, zu ermahnen, die andern, die es unter einer Gestalt 
empfangen, nicht zu schelten und umgekehrt 70 ). Die herzoglichen Kom¬ 
missare sind auch 1559 nach diesen Weisungen verfahren. In Hückelhoven 
z. B. wiesen sie den Pfarrer an, da sie merkten, „das das folk seiner ptarren 
fast heftig tringt uf die niessuog des hochw. sacraments under beider gestalt, 
das folk zwar us christlicher Schrift derhalb zu underrichten und so das- 
selbig je nit dahin zu berichten were, inen alsdan es under beider gestalt 
zu reichen, wie gleichsfals solchs auch dem pastorn zu Ratheim zu tbun 
vermeldet 7, ). u 

Wo die Geistlichen zur Spendung des Abendmahls in beiderlei Gestalt 
nicht bereit waren, da suchten die mit der alten Sitte Unzufriedenen eben 
an anderen Orten es zu empfangen, was ihnen im allgemeinen nicht schwer 
gefallen ist. So gab es dann oft ein grosses „Hin- und Widerlaufen“. 

Diese „Unkirchlichen“ sind zwar von den eigentlichen „Sakramen¬ 
tariern“ zu unterscheiden, aber es lasst sich denken, dass viele von ihnen 
schliesslich richtige „Ketzer“ geworden sind. Es ist auch zutreffend, was 
der Herzog Johann in dem schon erwähnten Brief an den Kaiser schrieb, 
dass viele von denen, welchen das Abendmahl sub utraque verweigert wor¬ 
den ist, es bei den Sektariern genossen und schliesslich selbst Sakramentarier, 
Kalvinisten oder Wiedertäufer geworden sind. 

Die Sakramentarier nun verwarfen überhaupt die dogmatische Lehre 
der Kirche über das Abendmahl, sprachen ihm auch den Charakter als 
Sakrament ah. Wir könnten sie auch mit dem Sammelwort „Reformierte“ 
bezeichnen; ihre Anschauungen waren vor allem von Zwinglis Gedanken 
beeinflusst. „Sie könnten nicht gut in ihren verstand führen, dass da wäre 
leibhaftig leib und blut Christi.“ „Es könnte die göttliche natur nicht sein 
in dem Sakrament“ 72 ). Die Transsubstantiation also, in solche und ähn¬ 
liche Formeln gefasst, ist der starke Anstoss so manchen Untertans in Jülich 
gewesen. Es war bei den meisten keine frivole Verachtung einer alten 
ehrwürdigen Einrichtung, kein leichtes Sichhinwegsetzen über eine geheiligte 
Lehre. Die meistens so dürftigen und dürren Worte der Akten lassen uns 
doch gelegentlich einen überraschenden Einblick in viel innere Seelennot 
tun. In seinen Verstand wolle diese Lehre von der Verwandlung nicht 
eingehen, jammert einer, und Meister Peter Weber in Beeck, der sein 
Bekenntnis dartun soll, ob er glaube, „das der wäre leib Christi sei under 
der gestalt des brots“, erklärte, er könne diesmal sein Gewissen nicht er¬ 
öffnen, „er were nu schier in die 20 jar diesserhalb bekümmert ge¬ 
wesen und kunte es noch nit begreiffen“ ,a ). Einige Male allerdings tritt 
uns ein geradezu fanatischer Hass gegen das Altarsakrament der alten 
Kirche entgegen, das den einen und andern in seinen religiösen Empfin¬ 
dungen ain meisten verletzt zu haben scheint. In Ratheim erklärte einer 
beim Anblick des zum Sterbenden gehenden Pfarrers, der Pastor trage 
nicht den Schöpfer, sondern den Teufel. Er verfocht seine Meinung unter 

70 ) Ebenda nr. 292. - 71 ) S. 737. — 7 ») S. S. 564. — 7, j S. 718. 
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Hinweis auf ein Pauluswort 74 ) mit dem Ausspruch „das man Gott nit ge¬ 
tragen noch mit den Henden traktieren konnte“. 

Folgerichtig verwarfen diese Kreise auch die Messe. Die Einwen¬ 
dungen, welche die Reformatoren, besonders Luther gegen sie erhoben 
haben, kehren zum Teil auch in den Aussagen der verhörten „Unkirchlichen“ 
wieder. In Grevenbroich z. B. erklärte einer, Christus habe sich einmal iür 
uns geopfert 75 ). So wird denn über den mangelhaften Besuch gerade der 
Messe öfters Klage geführt. In Bergstein z. B. zeigte 1569 der Pastor an, 
sobald er das Wort Gottes verkündet habe, laufen die Kirchenbesucher wie 
„ein Kad“ Feldhühner aus der Kirche und wollen die Messe nicht er¬ 
warten 7# ). Viele gaben ihrer Geringschätzung dieses Gottesdienstes dadurch 
Ausdruck, dass sie, so lange er dauerte, auf den Kirchhof „gan vagieren“. 
Ja, die Messe trieb überhaupt manche aus der alten Kirche. 

Einzelne Pfarrer kamen ihren Gemeinden dadurch entgegen, dass sie 
während der Messe deutsche Psalmen singen Hessen. 

Die Stellung vieler Pfarrer zur Messe war aber noch viel radi¬ 
kaler und ablehnender. „Acht nit vil von der messen, dweil das wortlin mess nit 
in der heiliger schrift begründet“, heisst es von dem Priester zu Wurm, 
die Messe sei ein Greuel, erklärte ein anderer; der Pfarrer von Otzenrath 
feierte die Messe überhaupt nicht mehr; rejicit plane missam tanquam rem 
abhorrendam 

Eine stattliche Anzahl von Klerikern verwarf überhaupt ganz die 
Abendmalilslehre ihrer Kirche, sind selbst Sakramentarier geworden Der 
eben genannte Priester äusserte auch über das Abendmahl und die Taufe 
ketzerische Ansichten, leugnete besonders die leibhaftige Gegenwart Christi 
in der Eucharistie und fasste die ganze Handlung in rein geistiger Weise 
als Gleichnis auf. 

Die Ausführungen Remberts über das Auftreten der Wiedertäufer 

in Jülich lassen sich in mancher Beziehung durch die nun vollständig vor¬ 

liegenden Erkundigungsberichte ergänzen, wie denn m. E. diesem an und 
für sich dankenswerten Buche für die Darstellung der wiedertäuferiBcben 
Bewegung gerade in Jülich ein strafferer Zusammenhang zu wünschen wäre. 
Jedenfalls war diese religiöse Gemeinschaft im Lande stark verbreitet. 

Nach einer Liste von 1554 belief sich in Simmerath allein die Zahl 

der entwichenen Täufer auf etwa 100. Zahlreich sind die Orte, in denen 

hei den Visitationen einzelne Täufer festgestellt wurden. Eifrig wurden 
.Disputationen“ oder „heimlichen bikompsten“ in Scheunen und Wäldern 
ahgehalten; weit sind die Bücher und Schriften der „Sekte“ verbreitet. 
Die fremden Prediger, deren Namen genannt und deien Witksamkeit ge¬ 
schildert wird, hatten allenthalben einen grossen Zulauf. Wenn neue Prä¬ 
dikanten ankamen, heisst es in dem Bericht über Ilöngen, so lief man ihnen 
zu „glich wie bien na dem kare“ (Bienenkorb) 78 ). 

Ihre Anhänger fanden diese sämtlichen akirchlichen Gemeinschaften 
unter allen Schichten der Bevölkerung: Herrschaften wie Dienstboten, 
Männer wie Frauen werden aufgezählt. Letztere stehen sogar, wie auch 

74 ) Gemeint ist Acta Kap. 17, 24. — S. 279. — ,4 ) S. 598. 

”) S. 294. — 78 ) S. 505. 
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sonst bei religiösen Bewegungen, öfters im Vordergrund; eifrig erheben sie 
ihre Forderungen und zeigen sich im allgemeinen auch standhaft und über¬ 
zeugungstreu. Unter den Männern finden wir neben Angehörigen des Kauf- 
mannstaudes vor allem Gewerbetreibende jeder Art: zahlreich die Weber 
(Gladbach), dann Schmiede, Bäcker, Kupferschläger, Holzschneider, Küfer, 
Gärtner, Wirte, in deren Häusern viel über religiöse und kirchliche Dinge 
disputiert wurde, einmal auch einen Wundarzt; in Holzweilcr wird ein 
Arbeiter „am bau Jülich“ genannt 7# >; in Barmen war es der Schultheiss 
selbst, der sich von der Kirche etwas fern hielt, verdächtige Bücher las und 
mit andern zu einem Prädikanten nach Rurdorf lief 80 ). Auch der Adel 
brachte diesen neuen Bewegungen viel Sympathie entgegen. Unter Barmen 
heisst es 1550: Clais von Rade, der Burggraf des Herrn von Wickrath und seiiie 
Gemahlin kommen weder zur Kirche noch zum Sakrament 81 ). Unter den in 
Jüchen 1560 Aufgezählten, die nicht zur Kirche gehen und in denen wir« 
wie Redlich sagt, den Grundstock der späteren dortigen evangelischen Ge¬ 
meinde zu sehen halten, tindet sich auch ein Junker Ilucking 8 *). Der Pfarrer 
von Eicks bekannte, dass er etlichen vom Adel samt ihren Frauen auf ihr 
Verlangen das Abendmahl sub utraque gereicht habe 88 ). Als hierin der 
Kaplan in Pier ihren Wünschen nicht nachkam. nahmen der Junker Johann 
von Vercken und seine Hausfrau bei einem Prädikanten das Sakrament 8 *). 

Wie stellte sich nun die Regierung zu den „Sekten“? Wenn 
auch Herzog Johann der Reformation eine Zuneigung eDtgegenbrachte, von 
den „Sektarischen“ wollte er nichts wissen. Sie seien ihm dermassen zu¬ 
wider gewesen, schrieb er an den Kaiser, dass er auch ihre Bücher nicht 
gelesen habe. Schon die Ergebnisse der Visitation von 1532 hatte die Re¬ 
gierung zu energischen Missnahmen veranlasst. Besonders auf die „fremden“ 
sei Acht zu geben. Alle Amtleute und Städte sollten nach einem Vor¬ 
schlag von 1532 den Befehl erhalten, ohne Kenntnis ihrer Herkunft und 
ihres Wandels solche nicht mehr anzunehmen 88 ). Am 12. Dezember 1534 
erliess der Herzog zusammen mit dem Erzbischof von Köln ein sehr scharfes 
Edikt, worin Wiedertäufern wie Sakramentariern die Todesstrafe angedroht 
wurde. In der Instruktion von 1559 (§ 11) und einer Beilage dazu 86 ; werden 
im allgemeinen folgende Anweisungen für die Behandlung der Ketzer ge¬ 
geben: Die als solche erkannt und bei denen Verführung durch andere 
anzunehmen sei, sollen durch fromme und gelehrte Prädikanten über ihren 
Irrtum aus der heiligen Schrift belehrt, und falls sie davon abstehen, be¬ 
gnadigt und wieder zur Kirchengemeinschaft zugelassen werden. Die „Auf¬ 
wiegler, Prädikanten und Verführer“ sowie die Halsstarrigen sollen „nach 
des Kaisers und des Reiches Konstitution zu Recht gestellt“, d. h. im all¬ 
gemeinen mit dem Tod bestraft werden. 

") s. 437. — 80 ) S. 341. — 8I ) Ebenda. — 8 *) S. 443. — 8S ) S. 817. 

84 ) S. 411. 

85 ) Aufzeichnung verschiedener Vorschläge und Erwägungen usw. S. 6. 

8# ) J. R. Peters, Vorgehen der jülich - bergischen Regierung gegen 

Evangelische und Sektierer in den Jahren 1550 und 1559. In Beiträge zur 
Geschichte des Niederrheins 13. Bd. S. 294—297. 
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Auch dauernde Landesverweisung wurde den renitenten Ketzern an¬ 
gedroht. Würden sie im Fall einer solchen Bestrafung wieder in das Land 
zurückkehren, sollen sie an Leib und Leben gestraft werden. Den Ent¬ 
wichenen werden ihre Güter konfisziert; die Ilüuser, in denen die Konven- 
tikel abgehalten wurden, sollen niedergerissen werden. 

Rembert zeigt, dass diese Drohungen auch verwirklicht wurden 87 ). 
Der Henker bekam viel zu tun Eine grosse Anzahl von Männern und 
Frauen wurde von 1534 an im Jülicher Land „gerechtfertigt“, d. h. ihres 
Glaubens wegen mit dem Beil oder dem Feuer aus dem Leben geschafft 8 "). 
Aus unseren Akten allerdings erfahrt man darüber fast nichts, Wohl liest 
man da von Ermahnungen, Verhören, Überweisung der Irrgläubigen an her¬ 
vorragende Geistliche zur Belehrung, von Einziehung ketzerischer Bücher, 
besonders der von den Sakramenten handelnden 8 *), auch von Gefängnis und 
Landesverweisung, doch nur ganz gelegentlich, aber kaum von einer Todesstrafe. 

Nicht unerwähnt wollen wir aber noch lassen, dass aus den Proto¬ 
kollen in zahlreichen Fällen ein starker Glaubensmut und ein tapferes 
Festhalten an der neu gewonnenen Überzeugung uns entgegenleuchtet. 
Auch hier sind es wieder die Frauen, die sich selten zum Widerruf be¬ 
wegen lassen, und wenn einige doch schwach geworden sind, werden sie 
meistens bald wieder unter den Rückfälligen aufgezählt. Ehe sie das Sa¬ 
krament nach dem alten Brauch empfangen würden, wollten sie sich eher 
den Kopf abhacken lassen, bekamen die Visitatoren in Wassenberg zu hören. 

Unser kurzer Überblick über kirchliche Zustände in Jülich im Re¬ 
formationzeitalter wird jedenfalls die Fülle des Materials vor Augen gelührt 
haben, das in den Visitationsprotokolleu verborgen liegt Es wäre nur zu 
wünschen, dass die überaus dankenswerte Arbeit Redliclis ihre Heissigen 
Benutzer linden möchte. 
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Köstler Rudolf, Huldentzug als 
Strafe. Eine kirchenrechtliche 
Untersuchung mit Berücksichtigung 
des römischen und des deutschen 
Rechtes. Kirchenrechtliche Ab¬ 
handlungen, lirsg. v. Ulrich Stutz, 
Heft 62. Stuttgart, Ferd. Enke, 
1910. 118 S. 

Der Verfasser ist einem Institute 
des Kirchenrechts nachgegangen und 
dabei auf die Gebiete des römischen 


und deutschen Rechtes geführt wor¬ 
den. Damit ist schon augedeutet, 
dass er für den Huldentzug, den man 
bisher lediglich als fränkischer Ab¬ 
stammung angesehen hat, einen dop¬ 
pelten Ursprung aufweist. Der Cae- 
saropapismus derrömischen Kaiserzeit 
erzeugte diese seit 380 n. Chr. nach¬ 
weisbare Strafe, bei welcher der Kaiser 
als Stellvertreter von Gottes Zorn be¬ 
sonders gegenüber Bischöfen handelt, 


87 ) Rembert a. a. 0. S. 379 ff., 419. 

M ) Vgl. auch M. Göbel, Geschichte des christlichen Lebens in der 
rheinisch-westfälischen evangelischen Kirche I S. 212 ff. 

8 ®) Waldfeucht (S. 521). Die Bücher, die sie gegen das heilige Sa¬ 
krament und die Taufe hätten, sollten sie dem Drosten zustecken. S. auch 
Hongen (S. 508). 
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welche seine Gebote missachten, indem 
er das Ausinass der Strafe sich vor¬ 
behält. So Hiesst sie nach der Auf¬ 
nahme des Imperiums durch Kail d. 
Gr. der deutschen Rechtsquelle zu. 
Denn auch bei den Franken ist der 
Huldentzug als Strafe schon vor 800 
ausgcbildct, aber auf privatrechtlicher 
Grundlage; er fand zuerst nur gegen¬ 
über den königlicheu Beamten An¬ 
wendung, dann auch gegenüber ande¬ 
ren Untertanen, wenn sie Geistliche 
oder Klöster verletzten; und hierbei 
beriefen sich die fränkischen Könige 
gleicherweise auf den Zorn Gottes. 
Die gestärkte Königsmacht kann diese 
Strafe aber auch in anderen Fällen 
verhängen, in denen die Erzürnung 
Gottes nicht mehr so auffällig zu 
Tage tritt. Seit Karl d. Gr. vereinigen 
sich dann die beiden Rechtsinstitute, 
als Inhalt der Strafe erscheint nun: 
Entziehung aller aus Gnaden ver¬ 
liehenen Ämter, Lehen und Geschenke 
und die Macht des Herrschers, darüber 
hinaus nach Willkür zu strafen. 

Hierin und in ihrer weiteren Ge¬ 
schichte ist die Strafe gleichsam eine 
Variation über das Thema von der 
königlichen Gewalt bei den Franken 
und Deutschen. Privatrechtlich in 
ihrem Ursprung und auf den engen 
Verband der persönlich Abhängigen 
beschränkt, wie die Anfänge dieser, 
zieht sie Kraft aus der Verbindung 
mit der katholischen Kirche, stärkt 
sich beider Übernahme des Imperiums 
durch die Rezeption römischrecht¬ 
licher Gedanken (Majestätsbeleidi¬ 
gung) und erweitert ihren Geltungs¬ 
kreis durch Erstreckung auf alle 
lehnsrechtlich Gebundenen. So hat 
auch die königliche Gewalt die Unter¬ 
tanen enger an sich herangezogen. 
Gleich ihr aber verliert auch die aus 
ihr entsprungene Strafe des Huld¬ 
entzuges an Intensität, sie steigt in 
gleicher Weise auf der Leiter des 
Lehnssystems herab zu Herzogen, 
Markgrafen, Grafen und Herren und 
wird ebenso von den Organen der 
genossenschaftlichen Bildungen, von 
Stadträten und Zunftmeistern, und 
von den Grundherren aufgenommen, 
wie jene an diese verloren ging oder 
ihnen weite Gebiete des öffentlichen 
Lebens übcrliess. Endlich wird sic 
in der Kanzleisprache der Neuzeit, 


noch mehr als es jene selbst ge¬ 
worden war, zur leeren Formel. 

Nach dem Beispiel der kaiserlichen 
| Kanzlei hat die päpstliche die An¬ 
drohung des Huldentzuges übernom¬ 
men. Die Kurie gibt ihr aber die 
Exkommunikation zur Folge. Durch 
diese Schärfe und ihre übermässig 
häutige Anwendung stumpft auch sie 
zur Formel ab, erlebt im 17. Jh. 
noch eine kurze Nenbliite für be¬ 
sondere Fälle (die aber so wenig 
bestimmt sind, dass K. für sie keinen 
anderen Namen als den „allgemeiner 
Anordnungen“ linden konnte), und 
erhält sich eben als Formel in den 
päpstlichen Dekretalien bis auf den 
heutigen Tag. 

Düsseldorf. Hermann Au bin. 

Mertens Aloys, Beiträge zur 
Morphologie und Sicdlungs- 
kunde des Ahrgebietes. Bonner 
Diss., Ahrweiler. Druck von P. 
Plachner 1910. 111 S. 

Groebel Mathias, Beiträge zur 
Siedl ungsgeschichte der 
Wied. Bonner Diss., Ahrweiler. 
Druck v. P. Plachner 1911. 79 S. 
Zumbusch A., Siedluugsge- 
schiclite des Kreises Greven¬ 
broich und der näheren Um¬ 
gebung. Menden i. W. W. Riedel 
1910. 66 S. 

Den in dieser Zeitschrift (1910 
S. 500) besprochenen Beiträgen zur 
Siedlungskunde der Nordeifel von .1. 
Hartmann folgen zwei Arbeiten, die 
| ebenfalls mittelrheinischen Gebieten 
gewidmet sind, dem Ahrgebiet und 
dem Wiedgebiet. Hier sei bemerkt, 
dass die Mertenssche Arbeit über das 
Ahrgebiet wohl die bessere ist, frei¬ 
lich auch Schwächen aufweist und an 
Selbständigkeit hinter der Studie von 
Hartmann zurückbleibt. Dass Mertens 
sich in manchen Dingen etwas eng 
an die Ilartmannsche Arbeit an- 
schliesst (z. B. S. 41 Hartmann und 
S. 62 Mertens: Trierscheid und Reiffer¬ 
scheid; S. 21 Hartmann und S. 40 
Mertens, wo von der Herleitung des 
Alters der Orte aus der Erwähnung 
der Ortspatrone die Rede ist), will 
wenig besagen gegenüber der teilweise 
wörtlichen Übereinstimmung der 
Groebcl8chen Arbeit mit der von 
Mertens, z. B. im Abschnitt über die 
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Bevölkerungsverliältnisse u. a. v. a. 0. 
Dabei nennt aber Groebel seine Quelle 
nirgends, auch nicht im Verzeichnis 
„der beider Arbeit benutzten Werke“. 
Lassen sich hei diesen und bei ähn¬ 
lichen Arbeiten überhaupt gewisse 
gemeinsame Grundzüge im Aufbau 
erkennen, so muss man aber der Ar¬ 
beit von Groebel eine selbständige 
Verarbeitung eigener Ideen ganz ab¬ 
sprechen: sie behandelt das Wied¬ 
gebiet nach von anderen Verfassern 
autgestellten Prinzipien. Das Wied¬ 
gebiet ist ohnehin ein räumlich sehr 
beschränkter Bezirk. Der Verf. macht 
sich indes seine Aufgabe noch weit 
einfacher. Er berücksichtigt in seinen 
Ausführungen die Zuflüsse auf der 
rechten Seite überhaupt nicht. Nur 
das Parallelogramm, das von dem 
charakteristischen nach Norden ge¬ 
richteten Bogen der Wied und einer 
von dem Quellgebiet bis zum Unter¬ 
lauf des Flusses gezogenen Linie ge¬ 
bildet wird, ist die Grundlage der 
Arbeit. Nirgends aber eine Er¬ 
klärung, warum die rechten Zuflüsse 
unberücksichtigt geblieben sind. Das 
ist um so unerklärlicher, als doch 
der fast unbewohnte Leuscheidrücken 
eine ausgezeichnete Scheidegrenze 
zwischen dem Wiedgebiet und dem 
Flusstal der Sieg abgibt, ähnlich wie 
der ebenfalls unbesiedelte Nutscheid¬ 
rucken zwischen Sieg und Broel. 

Dort, wo beide Verf. sich auf das 
geschichtliche Gebiet begehen, sind 
die Ausführungen häutig wenig tief¬ 
gehend oder auch unrichtig. Be¬ 
zeichnend ist, dass Mertens die West¬ 
deutsche Zeitschrift mit Picks Monats¬ 
schrift identifiziert Weiter spricht 
Mertens von den Klöstern, die für 
das Ahrgebiet zu einiger Bedeutung 
kamen, wie Blankenheim, Niederehe, 
Adenau (S. öl) und sagt dann „diese 
waren meistens wieder von Mutter¬ 
klöstern abhängig: zu letzteren ge¬ 
hören vorzugsweise die zu Steinfeld, 
Prüm und Klosterrade“. Es war 
doch sehr leicht möglich, sich hier 
etwas bestimmter zu äussern. Ganz 
unzureichend sind bei Groebel ganze 
Kapitel, so das der dritten Siedlungs¬ 
periode (8*>0—1300) gewidmete. Hier 
sagt Groebel, dass Feldkirchen um 
1300 erstmalig erwähnt wird, während 
er in seinem alphabetischen Register 
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aus dem Beyerschen l'rkundenbuch 
das Jahr 1204 nennt. Ohne Zweifel 
ist Feldkirchen eine der ältesten 
Pfarreien des Westerwaldes, ähnlich 
wie Altcnkirchen, für dessen Vor¬ 
handensein sich sicherlich ein früheres 
Datum als 1471 feststellen lässt. S. 
40 sagt Gr selbst, dass Altenkirchen 
schon 1314 Stadtrechte erhalten habe. 
Ob das Christentum erst im 9. Jahr¬ 
hundert im Wiedgebiet Eingang ge¬ 
funden hat, scheint in dieser allge¬ 
meinen Fassung sicherlich fraglich 
zu sein. Wenn Gr. bei der Auf¬ 
nahme der Mährischen Brüder von 
den Resten ehemaliger Hussiten 
spricht, so ist das mindestens unklar: 
den Herrnhuternamen. erwähnt er 
überhaupt nicht. Manche gute Be¬ 
obachtungen tinden sich bei Mertens, 
z. B. hei den Ausführungen über die 
Gerbereien in Adenau. Etwas pessi¬ 
mistisch ist sein Urteil über die 
Waldverwüstungen. Auch vor der 
prcussischen Herrschaft wurde hier 
und da etwas für die Waldkultur 
getan. 

Völlig abweichend von den Ar¬ 
beiten von Mertens und Groebel ist 
die Siedlungsgeschichte des Greven- 
broicher Kreises von Zumbusch, die 
aber über diesen weit hinausgreift iu 
die Nachbarkreise Neuss, Gladbach, 
Bergheim, Köln Land nsw. Die Aus¬ 
führungen sind rein historischer Art 
und verraten gleich einen tüchtigen 
Forscher der Ortsgeschichte, dessen 
Urteil massvoll und vorsichtig ist. 
Der Verf. geht fast überall den ur¬ 
sprünglichen Bezeichnungen der Orts¬ 
namen nach und sucht diese zu er¬ 
klären. Wie abweichend diese von 
den späteren sein können, lehrt das 
Beispiel von Borschemich, das als 
Brismiki im 9. Jahrhundert erwähnt 
wird. Der Anschauung Zumbuschs, 
dass in frühfränkischer Zeit der Wald 
bis an den Rhein herangereicht habe, 
wird man zustimmen können und 
hiermit die Schlütersche Ansicht, die 
die Rheinebene als stets waldlos hin¬ 
stellen möchte, verwerfen. Tatsäch¬ 
lich waren ja auch noch iu französi¬ 
scher Zeit grössere Waldstrecken in 
der Rheinebene vorhanden. Die Zu¬ 
sammenstellung von Zumbusch lehit 
aber auch, wie ausserordentlich weit 
das Waldgebiet geherrscht hat. Wohl 
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zu weit gehend ist die Annahme, 
dass der Gillgau bis in die Gegend 
südlich von Köln gereicht habe. Der 
Ort Stessen findet neben Anstoss im 
Siegerland noch eine nähere Parallele 
in Anstois hei Dreiborn. 

Köln. Walther Tuckermann. 

Frisch Peter, Studien zur Grenze 
des Mosel- und Ilheinfränki- 
schen im Süden des Regie¬ 
rungsbezirks Trier. Diss. 
Bonn 1911. 

Die Arbeit ist nach Inhalt und 
äusserer Anlage unter dem Einfluss 
von Wredes Dialektgeographie ent¬ 
standen. Ihr Gebiet erstreckt sich 
im Süden des Reg.-Bez. Trier durch 
die Kreise St. Wendel, Ottweiler, 
Saarbrücken und Saarlouis, in einem 
Streifen von der Pfalz über St. 
Wendel-Neunkirchen nach der Saar 
zwischen Saarlouis-Saarbrücken; die 
äussersten Orte im Westen sind 
Hargarten und St. Avold. 

Der erste,statistisch-beschreibende 
Teil gibt Grenzlinien zum Konsonantis¬ 
mus, zum Vokalismus und zum Wort¬ 
schatz. Das Kapitel über den Kon¬ 
sonantismus bringt die genaue dat | 
das - Linie, Beobachtungen zur Ver¬ 
teilung von Zäpfchen- und Zungen r, 
zur Entwicklung des intervokalischen 
d (zu r oder einem Zwischenlaut 
zwischen d und r) sowie des inter¬ 
vokalischen s (ebenfalls zu r oder 
einem Zwischenlaut zwischen d und r). 
Ferner behandelt es den Schwund 
von n vor dentaler Spirans, nach r 
und in der Endung en, sowie den 
Schwund des ch in den Verbindungen 
cht und chs. Endlich untersucht es 
die labiale Media im Auslaut, die 
Grenze dir | ir 'ihr’ sowie das Wort 
Markt’. Inwieweit damit die charakte¬ 
ristischen Grenzerscheinungen im 
moselfränk.-rheinfränk. Konsonantis¬ 
mus erschöpft sind, kann ich nicht 
beurteilen. Immerhin könnte man 
wünschen, dass neben den Grenz¬ 
linien ein erschöpfendes Bild von 
dem Lautstande mindestens eines 
Ortes des weiten Gebietes gezeichnet 
wäre. Es ist vielleicht das einzige, 
was auch an Ramischs sonst muster¬ 
gültiger dialektgeographischer Unter¬ 
suchung der niederrheinischen Dia¬ 
lekte von Geldern und Mors auszu- 
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setzen wäre. Die auf Ramisch 
folgenden Arbeiten der Wredeschen 
Sammlung haben den Fehler ver¬ 
mieden, und auch Frisch hätte sich 
diese Erfahrung zu nutze machen 
müssen. Gewiss, man kann die dia¬ 
lektgeographischen Untersuchungen 
nicht hoch genug werten, aber man 
sollte den Wert einer phonetisch sau¬ 
ber durchgearbeiten Ortsgrammatik 
auch nicht unterschätzen. So ent¬ 
behrt denn die ganze Frischsche 
Arbeit eines sicheren phonetischen 
Unterbaus; nicht einmal über die 
1 genaue Qualität der alten Verschluss¬ 
laute kann man sich sicher orientieren. 
Im einzelnen ist die Untersuchung 
der oben angeführten Linien äusserst 
lückenhaft. Bei der dat | das - Linie 
fehlen genauere Angaben über wat | 

, was, et | es. Wie verhält sich Frischs 
Gebiet zu den für Kenn (Thome, Bonner 
Diss. 1908 S. 7) geltendeu dit, geswät, 
gezät? Das Kapitel über intervokali- 
sches d bringt über den Sprachtatlas 
und Wredes Anzeigenbericht hinaus 
kaum etwas Neues; die Nordgrenze 
des r-Gebietes ist gar nicht genauer 
untersucht. Die Untersuchung zum 
Schwund der gutturalen Spirans 
müsste sich auf alle von diesem 
Prozess betroffenen Wörter beziehen. 
Das richtige Problem der auslautenden 
labialen Media ist in seinen dialekt¬ 
geographischen Resultaten und in 
der Darstellung ungenügend. Nament¬ 
lich über das interessante w-Gebiet 
fehlen genauere geographische Be¬ 
obachtungen. 

Das Kapitel über den Vokalismus 
beschäftigt sich mit den mhd. Diph- 
tongen ou, ei, öu, uo, ie, üe, den 
Monophtongen ü, i, iu, dem Vokal 
in roh’, hoch’, 'um’, dem Umlaut in 
der 2. 3. sing. ind. praes., dem Rück¬ 
umlaut bei den sw. verb. I. und den 
Vokalveränderungen unter dem Ein¬ 
fluss eines r. Frisch behauptet, dass 
die uo, ie, üe zu ü, i, ii monophthongiert 
und „diese langen Monophthonge 
wieder diphthongiert worden und mit 
den alten mhd. Monophthongen ü, 1, 
iu, die nhd. zu au, ei, eu wurden, 
zusammengefallen sind“. Das ist 
sicher falsch. Die den mhd. uo, ie, 
üe entsprechenden msfrk. Diphthonge 
sind w'ohl aus alten ö, e, ö zu ent¬ 
wickeln. Das Diphthongierungskapitel 
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zu mhd. ft, i, iu ist unzureichend. 
Die Grenze gegen die alemannischen 
Monophthonge hätte für möglichst 
viele Beispiele unter genauer Notie¬ 
rung aller Vokalqualitäten untersucht 
werden müssen. 

Ich habe damit nur einen geringen 
Teil dessen, was an dem geographisch- 
statistischen Teile auszusetzen wäre, 
angemerkt. Man kann für die Er¬ 
gebnisse immerhin dankbar sein; be¬ 
dauerlich bleibt jedoch, dass die 
dialektgeographischen Untersuch¬ 
ungen ohne genügende Vorstudien 
und die wissenschaftliche Verarbeitung 
ohne sichere Beherrschung der Pro¬ 
bleme unternommen worden sind. 

In dem zweiten, historisch-be¬ 
gründenden Teil sucht Frisch nach 
dem Vorbilde der Marburger Arbeiten 
den Terminus a quo für unsere heu¬ 
tigen Dialektlinien zu gewinnen. Wie¬ 
weit sind alte Stammes- und Gau¬ 
grenzen, wieweit Territorialgrenzen 
oder natürliche Ursachen für die 
Herausbildung des sprachlichen Li¬ 
niennetzes verantwortlich ? Frisch 
sucht die historischen Ursachen nur 
in der Territorialgeschichte „Be- 
trachten wir auf der Gaukarte von 
Spruner-Menke die Grenzen der Gaue, 
so sehen wir auf den ersten Blick, 
dass die Richtung der Gaugrenzen 
fast ausschliesslich von Norden nach 
Süden geht; unsere Sprachgrenzen 
verlaufen jedoch alle von Osten nach 
Westen“. Nun aber sind die Grenz¬ 
führungen bei Spruner-Menke äusserst 
leichtfertig konstruiert. Es wäre also 
Frischs Aufgabe gewesen, die Gan- 
geographie für sein Gebiet von neuem 
zu untersuchen und dann eventuell 
den Nachweis zu führen, dass seine 
Dialektlinien nicht mit alten Gau¬ 
grenzen übereinstimmen. Von der 
Stammesgeographie des Gebietes er¬ 
wähnt Frisch überhaupt nichts. Und 
doch wäre gerade für die moselfränk.- 
rheinfritnkische Grenze eine exakte 
Auseinandersetzung über den Zu¬ 
sammenhang zwischen Stammes-, Gau- 
und Dialektgeographie nötig gewesen. 
Im übrigen gelingt es Frisch, für 
eine Reihe von Linien die Begründung 
in politischen oder konfessionellen 
Verhältnissen der mittelalterlichen 
Territorialgeschichte zu finden. Na¬ 
mentlich für den westlichen Teil von 


| Frischs Gebiet, der sich um die Saar 
konzentriert, ergibt sich entsprechend 
der politischen Vielgestaltigkeit dieses 
Distriktes eine Reihe von Zusammen¬ 
hängen. In dem politisch einheit¬ 
licheren östlichen Teile sind auch die 
Ursachen der dialektischen Grenz¬ 
bildung schwerer erkenntlich. 

Dabei fällt es auf, dass die geo¬ 
graphisch wichtigste Dialektscheide, 
die dat | das - Linie, die Grafschaft 
Saarbrücken-Ottweiler im wesent¬ 
lichen quer durchschneidet. In ihrem 
westlichen Teile folgt sie der Nord¬ 
grenze des Köllerthaler Waldes. Da¬ 
mit wäre also für diesen eigentüm¬ 
lichen Liniengang eine natürliche 
| Ursache festgestellt. Ich glaube nicht, 
dass wir uns mit diesem Resultat 
zufrieden geben dürfen. Wie bei 
Frisch, so zeigt sich in der ganzen 
Rheinprovinz, dass die Sprachlinien 
von Westen nach Osten gehen. Da¬ 
bei gruppieren sich weniger be¬ 
deutende Linien immer um eine 
Hauptlinie, die Normallinie. Neben¬ 
linien und Normallinie bilden ein von 
Westen nach Osten gehendes Linien¬ 
bündel. Das gilt für Ramisch (Gel- 
dern-Mörs), und das gilt auch für 
das Gebiet südlich von Ramisch bis 
zur Lautverschiebungslinie. Und das¬ 
selbe zeigt sich jetzt wieder bei 
Frisch. Darnach glaube ich die 
historisch-dialektgeographischen Pro¬ 
bleme, die Frischs Arbeit aufwirft, 
so formulieren zu können: 1) In der 
westöstlichen Grenzrichtung des dia¬ 
lektischen Linienbündels lebt eine 
historische Linie aus der vorterri¬ 
torialen Zeit weiter. 2) Die mittel¬ 
alterliche Territorialgeschichte hat 
diese historisch und sprachlich ur¬ 
sprünglich einheitliche Linie zer¬ 
stückelt. Die historische Linie schwand 
überhaupt; aus der sprachlichen ent¬ 
wickelte sich ein Linienbündel. 3j Es 
ist möglich, dass die heute schärfste 
dialektische Grenzscheide innerhall» 
des Linienbündels der ehemaligen 
historischen Grenze am nächsten 
i kommt. 

Im Westen von Frischs Gebiet 
; häufen sich die kleinen Territorien; 
hier wurde die alte historisch-sprach¬ 
liche Grenze am schärfsten durch¬ 
brochen; hier ist es also auch am 
einfachsten, für das heutige Linien- 
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bündel in der Territorialgeschichte 
eine Erklärung zu finden. Der Osten 
von Fri9cli8 Gebiet wird von der i 
historisch einheitlichen Grafschaft j 
Saarbrücken - Ottweiler beherrscht. 
Auch hier musste die einheitliche I 
Sprachlinic ins Schwanken geraten; 
aber die Möglichkeit der Angliederung 
an historische Verhältnisse war nicht 
gegeben. Eine Erklärung für den 
östlichen Teil des Linienbündels ist 
also aus der Territorialgeschichte 
nicht zu erkennen. 

Das sind Probleme, die jede 
rheinische Dialektarbeit lösen muss. 
Dann erst wird auch die grosse Auf¬ 
gabe, die die Dialektgeographie im 
Dienste der Geschichte zu leisten 
hat, erfüllt werden, 

Bonn. Theodor Frings. 

Martiny R., Kulturgeographische 
Wanderungen im Koblenzer 
Verkehrsgebiet. (Mit 1 Karte 
u. 3 Textabbildungen; Forschungen 
zur deutschen Landes- und Volks¬ 
kunde, 19. Bd., 3. Heft). Stuttgart, 

J. Engelhorns Nachf. 1911. 165 S. 

Wenn man von der fern gelegenen 
Altenkirchener Gegend, dem abseits 
vom Hauptteil gelegenen Kreis Wetz¬ 
lar und endlich der Nahe-Glanland¬ 
schaft absieht, rechnet Martiny fast 
den ganzen Regierungsbezirk Koblenz 
zum Koblenzer Vcrkehrsgebict. Nach 
seiner Anschauung decken sich also 
nach einigen Abzügen Regierungsbe¬ 
zirk und Verkehrsgebiet. Ja, wenn | 
es sich um eine grosse, volkreiche, 
industrielle und handeltreibende Stadt 
und um ein landschaftlich geschlosse¬ 
nes, dem Verkehr wenig Schwierig¬ 
keiten bietendes Gebiet handeln 
würde, so wäre des Verfassers An¬ 
sicht wohl zu verstehen. Nun aber 
Koblenz, die Beamten-, Militär- und 
Rentnerstadt, die immer noch ein 
ruhiger Platz ist! 1 ) Martiny weiss 
selbst, dass die Umschreibung seines i 
Gebietes angreifbar ist, namentlich 
rheinabwärts, wo er mit einigen Ein¬ 
schränkungen das Koblenzer Yer- 

*) Sehr bemerkenswert ist, dass 
auch die Ur- und Altstadt eine be¬ 
trächtliche Volkszunahme zählt, die 
Stadt also weit entfernt ist von der 
Bildung einer eigentlichen City. 


kehrsgebiet bis zum Siebengebirge 
reichen lassen will. Hier geht er 
ohne Zweifel ebenso zu weit, wie 
wenn er auf der linken Rheinseite das 
Ahrtal in seine Untersuchung einbe¬ 
zieht, wozu ihn doch offenbar nur 
die politische Zugehörigkeit (des 
Kreises Ahrweiler) verleitet. Es wird 
aber keinen Bedenken begegnen, wenn 
wir das Ahrgebiet zum Bonner 
(Kölner) Verkehrsgebiet nehmen. Mau 
wird sich natürlich überhaupt hüten, 
die Begriffe zu vergewaltigen. Ver¬ 
kehrsarme, abgelegene, undicht be¬ 
siedelte Gegenden ordnet man am 
besten überhaupt nicht in ein solches 
Schema ein. Welche Beziehungen 
verknüpfen denn etwa das arme, halm- 
lose Kelberg mit Koblenz? Wenn 
wir hier überhaupt von verkehrs¬ 
politischen Beziehungen reden wollen, 
und diese sind in dem bedürfnis- 
armen, unerschlossenen Gebiet der 
Hohen Eifel sehr gering, so neigen 
sie nach den kleinen Kreisorten Daun 
und dem ehemals durch seine Ger¬ 
bereien und Wollwebereien und heute 
durch seine besuchten Märkte be¬ 
kannten Adenau, die ihrerseits wie¬ 
derum nur geringe Beziehungen zur 
grossen Aussenwelt haben (Adenau 
vielleicht noch grössere nach Bonn 
und Köln als nach Koblenz). Ehe 
man also eine derartige abgelegene 
Gegend einem grösseren Verkehrs¬ 
zentrum, falls man Koblenz überhaupt 
ein solches nennen will, unterorduen 
will, würde man vielleicht noch 
richtiger gehen, ein kleines, eigenes 
Verkehrsgebiet festzustellen. Soweit 
sind die Fangarme der grösseren 
Städte, auch in unserem Westen, 
noch nicht über das abgelegene platte 
Land ausgestreckt! 

Martiny hat seinem vorliegenden 
Band im Jahre 190!) eine Kultnr- 
geographie des Koblenzer Verkehrs- 
gebietes (f>. Heft des 18. Bandes der 
Forschungen) vorausgeben lassen. 
Weder in diesem noch in dem hier 
zur Besprechung stehendem Band 
spricht er, wenn wir von gelegent¬ 
lichen Erwähnungen absehen, etwas 
eingehender von den Hauptmitteln 
eines „Verkelirsgebictes“,den Strassen 
und Eisenbahnen. Und doch lässt 
sich gerade in den kulturgeographi¬ 
schen Wanderungen leicht hier und 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Anzeigen und Mitteilungen. 


241 


da ein Passus über die Verkehrs- | 
wege und ihren Einfluss, auch nach 
der geschichtlichen Seite hin, ein¬ 
flechten. Eine kulturgeographische 
Wanderung zwingt doch zu einem 
etwas näheren Eingehen aut die 
prächtige Panoramabahn Boppard- 
Castellaun. Gewiss erfüllt das Buch 
seinen Zweck, indem es anmutige, 
leicht lesbare Schilderungen der ein¬ 
zelnen Landschaften und recht gute 
Beobachtungen bietet. Beinahe alles, 
was der Verf. sagt, ist richtig: an¬ 
greifbare Stelleu sind im einzelnen 
kaum vorhanden. Wenn wir diesen 
Vorzug kervorheben, so verbinden 
wir hiermit auch eine Schwäche, 
nämlich dass die Schilderungen nicht 
immer tief genug gehen. Sie haften 
zuweilen an der Oberfläche und ent¬ 
fernen sich nicht von der Erwähnung 
allgemeiner gehaltener Tatsachen. 
Die Tatsache, dass die meist grösseren 
Orte des Neuwieder Beckens, „der 
Maifeldspitze“ und der Pcllcnz „un¬ 
gewöhnlich weit auseinanderlicgcn“, 
möchte man aus dem Gesichtspunkt 
heraus erklären, dass das Löss- und 
Bimsplateau ziemlich wasser- und 
niederschlagsarm ist. Wie in der 
spanischen Mescta, in der französi¬ 
schen Beauce, aber auch in ver¬ 
schiedenen Gegenden des Rheingebiets 
(Erftsohle) siedelt sich infolgedessen 
die Bevölkerung in wenigen, aber 
volkreichen Orten an. 

Köln. Walther Tuckermann. 

Fritz Kern, Acta imperii Angliae 
et Franciae ah anno 1276ad an- 
num 1313. Dokumente vornehmlich 
zur Geschichte der auswärtigen Be¬ 
ziehungen Deutschlands in aus¬ 
ländischen Archiven gesammelt und 
mit Unterstützung der Johann- 
Friedrich-Böhmer-Stiftung heraus¬ 
gegeben. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
11 ) 11 . 

Diese reichhaltige Publikation 
gliedert sich in drei Teile: Urkunden, 
Akten und Regesten und Bruchstücke 
aus italienischen Chroniken (Nr. 21)7 
bis 300). Weitere 17 Nummern sind 
in einem Supplement angefügt. ,Das 
Material entstammt hauptsächlich den 
Archiven in Florenz, Mailand, Siena, 
Turin, London, Paris und der Na¬ 
tionalbibliothek daselbst. Eine nach 


sachlichen Gesichtspunkten geordnete 
Übersicht über den Inhalt bietet der 
Herausgeber in einer kurzen Ein¬ 
führung; die Benutzung ist ausser¬ 
dem durch ein chronologisches Ver¬ 
zeichnis und ein Namenregister er¬ 
leichtert. Für die nordniederländische 
Geschichte kommt gleich Nr. 1, «in 
Schreiben der friesischen Gaue 
Ostergo und Wangerland an Kg. 
Philipp III. von Frankreich in Be¬ 
tracht, das aber schon 1000 in der 
Zeitschrift De vrije Fries 4. reeks I 
S. 323 veröffentlicht worden ist. So¬ 
dann einige auf die Ermordung des 
Grafen Florens V. von Holland be¬ 
zügliche Stücke. Zwei Schreiben der 
Städte Dordrecht und Zierikzee, 
welche die Ermordung dem König 
von England mitteilen und um 
schleunige Entsendung des in Eng¬ 
land weilenden jungen Grafen Johann 
bitten (Nr. 111. 112.), stehen wohl 
damit im Zusammenhang, dass das 
Gefolge des Grafen Florens sich gleich 
nach seiner Gefangennahme, die in 
der Nähe von Utrecht erfolgte, nach 
Dordrecht begab (Melis Stoke IV 
153!) ff.). Es bleibt somit fraglich, 
ob der Dordrechter Brief, der das 
Datum von Gefangennahme und Er¬ 
mordung in auffallender Überein¬ 
stimmung mit Melis Stoke angibt, 
eine von diesem unabhängige Quelle 
darstellt. Das unter Nr. 113 mitge¬ 
teilte Schreiben des Grafen Dietrich 
(ob wirklich Thu und nicht vielmehr 
Th. zu lesen ist ?) Luf von Cleve an 
den englischen König ergänzt eine 
durch Rymer (Foedera I S. 841) 
schon bekannte Mitteilung, die der 
Graf in Gemeinschaft mit den hol¬ 
ländischen Grossen nach England ge¬ 
langen liess, durch den pikanten Satz: 
nullius sollario et munere a vestra 
servitute flecti poteram; promisi enim 
cognato meo predicto quondam comiti 
Iloilandie vobis cum trescentis mili- 
tibus et famulis servire, quod adhuc 
facere non recuso. Endlich (Nr. 130. 
131) ein Beschwerdebrief des Grafen 
Johann von Holland an die Stadt 
Herzogenbusch, welche die Mönche 
seines Vaters aufgenommen hatte, 
und ein Schreiben des Herzogs von 
I Brabant, der unter Übersendung dieses 
Briefes den König von England um 
i Schutz gegen die holländische Droh- 


Westd. Zettschr. f. Gescb. n. Kunst. XXXII, I II- 
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ung bittet. Diese Verbindung Bra¬ 
bants mit den Mördern bestätigt die 
1909 von mir vorgetragene Ansicht 
(Studium Lipsiense S. 120), dass von 
Brabant die gewalttätigen Pläne gegen 
Florens ausgegangen sind 

Utrecht. 0. Oppermann. 

Greven,Joseph, Die Anfänge der 
Beginen. Ein Beitrag zur Ge¬ 
schichte der Volksfrömmigkeit und 
des Ordenswesens im Hochmittel¬ 
alter. (Vorreformationsgeschicbt- 
liche Forschungen 8.) Münster i, 
W , Aschendorff 1912. XV, 227 S. 
5,50 Mk. 

Über die Entstehung des Beginen¬ 
wesens, dieses sowohl in religiöser 
wie kultureller Hinsicht für das 
Mittelalter so wichtigen Instituts, ist 
unser "Wissen sehr lückenhaft. Schon 
in der ersten Hälfte des 13. Jahr¬ 
hunderts wusste Matthäus von Paris 
nicht, wer der Stifter war, und was 
der Marne bedeutete. So konnte sich 
bereits im 14. Jahrhundert die Legende 
des Stoffes bemächtigen, die ihn in 
drei verschiedenen Fassungen ver¬ 
arbeitete. Seit Ausgang des 16. Jahr¬ 
hunderts begann die "Wissenschaft 
sich mit der Frage zu beschäftigen, 
und cs entbrannte bald ein heftiger 
Streit darüber, ohne dass eine be¬ 
friedigende Lösung gefunden wurde. 
Auch Mosheim, dessen inhaltsreiches 
Werk hierüber erst ein Menschen¬ 
alter nach seinem Tode veröffentlicht 
wurde, vermochte nicht die Frage 
zu entscheiden. Die meist ver¬ 
breitete Ansicht siebt in Lambert 
le Bcgue in Lüttich den Gründer; 
dieser Auffassung tritt Greven in der 
vorliegenden Arbeit entgegen. Ge¬ 
stützt auf die Chroniken von Afflig- 
hem, Grimberghen, die des Peter von 
Herentals, die Schriften des Thomas 
von Chantimpre, besonders das Bonum 
universale, und die Vita der Maria 
von Oignies des Jakob von Vitry will 
er das Beginentum im Jahre 1207 
in der Stadt Nivelles in Südbrabant 
entstanden sein lassen. Diese genaue 
Fixierung des Jahres 1207 scheint 
mir nicht haltbar; nur durch die drei 
erstgenannten Chroniken ist dieses 
Jahr bezeugt, und eine genaue Ver¬ 
gleichung der Texte ergibt unzweifel¬ 
haft, dass die verlorene Chronik von 


Aftlighem und die des Petrus Phalesius 
von Grimberghen die des Peter von 
Herentals ausgeschrieben haben, die 
erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
verfasst wurde; deren Autorität 
allein scheint mir aber nicht hin¬ 
reichend, um das Jahr 1207 zu be¬ 
stätigen. Durch den Hinweis des 
Peter von Herentals auf die Vita 
der Maria von Oignies veranlasst, hat 
Gr. die übrigen Schriften Jakobs von 
Vitry, des Verfassers der Vita, einer 
genaueren Prüfung unterzogen. Durch 
den Vergleich derselben mit der Vita 
ist es ihm gelungen, den Beweis zu 
erbringen, dass die im Bonum uni¬ 
versale genannten Beginen nnd die 
in der Vita gekennzeichneten frommen 
Frauen, in deren Mitte Maria von 
Oignies steht, identisch sind. Hier¬ 
durch ist das Dunkel, das über den 
. ersten Jahren des Beginenwesens 
lagerte, gelichtet worden. Die Zuge¬ 
hörigkeit zu den Frauen, die Be¬ 
ginen genannt werden, bängt nicht 
ab von dem Eintritt in eine be¬ 
stimmte religiöse Gemeinschaft, son¬ 
dern von einer religiösen Lebens¬ 
führung, und sie schliesst möglicher¬ 
weise die Zugehörigkeit zu einem 
Frauenorden nicht aus (Seite 66). 
tiberzeugend erscheint mir auch die 
Ilerleitung des Namens Beginen. Gr. 
sagt, die Frauen seien deshalb so 
genannt worden, um ihre Recht- 
1 gläubigkeit und Kirchlichkeit in An¬ 
zweiflung zu bringen und sie dadurch 
beim Volke verhasst zu machen. 
Dadurch dass man sie Beginen nannte 
| brachte man sie in Verbindung mit 
den ketzerischen Albigensern, die als 
beggini bezeichnet wurden. Eine 
Deutung des Namens vermag Gr. 
allerdings auch nicht zu geben. Im 
vierten Abschnitt wird die Entwick¬ 
lung des Beginentums zu einer selb¬ 
ständigen Genossenschaft behandelt. 
Zuerst suchten die zu einer religiösen 
Lebensführung entschlossenen Frauen 
Anschluss an den Prämonstratenscr- 
orden, als dieser sic abschüttelte, 
wandten sie sich den Zisterciensern 
zu, die durch sie einen ausserordent¬ 
lichen Aufschwung erlebten. Doch 
auch diese vermochten auf die Dauer 
i dem grossen Andrang nicht zu ge¬ 
nügen, und sie zogen sich ebenfalls 
zurück. Die Beginen waren nun auf 
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sich selbst angewiesen, und sie be¬ 
hielten das bisher geführte Leben 
bei, unabhängig von einem Orden. 
Im 5. Kapitel untersucht Gr. die 
Stellung des Lambert le Btgue zum 
Beginenwesen. Nach genauer Prüfung 
der urkundlichen und berichtenden 
Quellen kommt er zu dem Schluss, 
dass Lambert nicht der Gründer sei. 
Ob hiermit aber endgültig die Frage 
zu Ungunsten Lamberts entschieden 
ist, scheint mir zweifelhaft. G. Kurth 
bleibt in seinem neuesten Aufsatz zu 
dieser Frage*) bei seiner Ansicht, 
dass Lambert das Beginentum in 
Lüttich gegründet habe. Übrigens 
ist die Arbeit sehr lesenswert und 
bedeutet einen wichtigen Beitrag zur 
Frühgeschichte des Beginentums. 

Bonn. Joh. Äsen. 

Urkundenbücher der geistlichen Stif¬ 
tungen des Niederrheins, heraus¬ 
gegeben vom Düsseldorfer Ge¬ 
schichtsverein. III. Urkundenbuch 
der Abtei Altenberg, heransgege- 
geben mit Unterstützung des Alten¬ 
berger Dom-Vereins. Bearbeitet 
von Hans Mosler. Erster Band. 
1138—1400. Bonn, Peter Hanstein, 
Verlagsbuchhandlung. 1912. XXIII 
und 879 S. — 30 M. 

Dass die Sammlung der Urkunden¬ 
bücher geistlicher Stiftungen des 
Niederrbeins einen so rüstigen Fort¬ 
gang nimmt, wird jeder, den die Un¬ 
zulänglichkeit der seinerzeit verdienst¬ 
vollen Edition Lacomblets bei seinen 
Arbeiten gehindert hat und dem die 
Regesten der kölner Erzbischöfe nicht 
genügenden Ersatz bieten, dem Düs¬ 
seldorfer Geschichtsverein zu danken 
wissen. Zwar reicht das Altenberger 
Urkundenbuch nicht in die älteste 
Zeit vor 1100 zurück, für welche 
moderne Urkundenedition am meisten 
Not tut; aber es greift in jene brei¬ 
tere Schicht der Ueberlieferung hinein, 
die im einzelnen wenig, in ihrer mög¬ 
lichsten Vollständigkeit aber alles für 
eine genaue Erkenntnis des mittelalter¬ 
lichen Lebens — soweit Urkunden es 
vermitteln können — bedeutet. Zwei 


*) De l’origine li^geoise des bd- 
guines. (Bulletin de la classe des 
lettres der Acad^mie royale de 
Belgique 1912, S. 437-462.) 
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Kreise sind es, für welche der neue 
Band in gleicher Weise reiches Ma¬ 
terial bringt: der ländliche und der 
städtische Grundbesitz. Die Zisterze 
Altenberg in dem engen, auf Köln 
hin sich öffnenden Dhünntal hat in 
dieser Stadt bedeutenden Hausbesitz 
erworben; dass die Schreinseintragun¬ 
gen, welche sich auf ihn beziehen, 
in mühsamer Weise für das Urkun¬ 
denbuch ausgezogen worden sind, ist 
sehr zu begrüssen Doch müssen wir 
zur Würdigung des Werkes den zwei¬ 
ten Band abwarten, welcher erst die 
Einleitung über den Altenberger 
Grundbesitz bringen wird. Hier sei 
vor der Hand nur auf den reichen 
Inhalt des vorliegenden Bandes hin- 
gewiesen, der etwa llcO Urkunden 
in 1040 Nummern vereinigt. Er hebt 
mit dem Jahre 1138 au und ist bei 
1400 aus äusseren Gründen abge¬ 
schlossenworden. Die Urkunden sind, 
auch die schon gedruckten, zu einem 
grossen Teil in extenso wiedergegeben 
worden, sonst sind die Regesten sehr 
ausführlich und genau abgefasst. An¬ 
schreinungen sind in Regesten gege¬ 
ben. Die Kürzung der Drucke, die 
im folgenden sich von selbst auf¬ 
dringen wird, hätte wohl in stärke¬ 
rem Maße durch Fortlassen von Teilen 
des Formulars schon in diesem Bande 
angestrebt w erden sollen, um ihn nicht 
gar zu sehr anschwellen zu lassen. 
Ein aus den urkundlichen Nai hrichten 
gewonnenes Verzeichnis der Aebte ist 
den Angaben der Abtschronik und des 
Totenbuches gegenübergestellt und 
berichtigt diese beiden für die älteren 
Zeiten ganz wesentlich. Dass der erste 
Band nicht nur durch Erklärung der 
Ortsnamen, sondern auch durch ein 
Personen- und Ortsregister') und ein 
Sachregister schon jetzt der Benützung 
in bester W'eise zugänglich gemacht 
worden ist, muss als ein besonders 
nachahmenswertes Verdienst des ge¬ 
wissenhaften Bearbeiters hervorgeho¬ 
ben werden. 

Düsseldorf. Hermann Au bin. 


*) Zu S. 807, „Franko“, bemerke 
ich, dass er nicht Richter von Sit- 
tard, eines Pachthofes, sondern von 
Kloster Knechtsteden oder dem Land¬ 
gericht Rommerskirchen war, in dem 
der Hof lag. 
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Heinrich Baldes, Die Salier und 
ihre Untergrafen in denGauen 
des Mittelrheins. Marlmrger 
Dissertation 1913. 97 S., 2 Stamm¬ 
tafeln. 

Ein glücklicher Griff, die Verbin¬ 
dung von Urkunden der Klöster Mett¬ 
lach und Hornbach, gestattet B., die 
genealogische Reihe des salischen 
Hauses über die Gründer der letzte¬ 
ren Stiftung bis zu jenem der erste- 
ren, Bischof Leodoin von Trier, in 
den Ausgang des 7. Jakrh. zu ver- i 
folgen. Damit sind auch die Wido- 
nen von Spolcto als Verwandte der 
spateren salischen Könige erwiesen. 
Allen Kombinationen des Verfassers 
wird man freilich nicht zustimmen 
können. Ich möchte als Beispiel be¬ 
ton n (zu S. 62), dass die Grafen 
Hermann und Udo von 963 bei Beyer 
I S. 272 nicht als Btüder bezeichnet 
werden, es auch höchstwahrscheinlich 
nicht gewesen sind, da das sonst in 
der Urkunde (Graf Hermann errich¬ 
tet eiue Stiftung zum Seelenheil 
seiner Mutter!) hatte zum Aus¬ 
druckkommen müssen. Ebensowenig 
kann man weiter die beideu Grafen 
als Salier ansprechen. Denn es ist 
nicht erwiesen, dass das Maifeld 
(dessen Graf nach den Urkunden da¬ 
mals ausserdem nur Udo war; Her- ! 
mann ist vielleicht der erste lothrin- j 
gische Pfalzgraf, so vermutet Witte, j 
Mitteil, des Österr. Inst. Erg -Bd. 5, ! 
S. 33 ) „vorher, sowie nachher sa- | 
liscber Gau war.“ B. macht letztere i 
Tatsache auf S. 35 einzig für das 
Jahr 973, also für „nachher“, sehr | 
wahrscheinlich. Ungenau ist auch 
S. 64 Anm. 3 die Behauptung, dass 
die Walahonen den S iliern als Gau¬ 
grafen am Mitt^lrhcin vorangingen, 
da B. S. 33 doch selbst sagt, dass 
beide Familien „zeitlich gemischt die¬ 
selben Gaue verwalteten“. Schon 
hier aber schliesst er im Sinne der 
späteren Behauptung, dass die Salier 
die Walahonen beerbt hä»ten, wäh¬ 
rend er entsprechend seinen sonst 
richtig angewandten Ansichten diese 
als Untergrafen, jener oder j-ne als 
Untergr-ifeu dieser hätte auffass'-n 
müssen. Als Ergebnis der A'beit ist I 
eine genauere Liste der Gaue fest- 
zustellen, welche die Salier seit dem 
Ausgang des 9. Jahrhunderts besessen 


haben: Worms-, Nahe-, Speier-, El- 
senz-, Kraich- und Maien- mit dem 
Trechirgau. Sie können die Verwal¬ 
tung in diesem ausgedehnten Gebiet 
nicht mehr selber führen. Anfangs 
setzten sie die Untergrafen nach Be¬ 
lieben ein und ab. Im Laufe des 
10. Jahrh. aber bildet sich schon ein 
Erbrecht auch der Untergrafen : Der 
Zeizolf-Wolfram (Worms-, Speier-, 
Elsenz-, Enz- und Kraichgau), der 
Bezelin- Bertold iMaifeld- und Tre¬ 
chirgau) und der Emichonen (Nahe¬ 
gau) aus. Wo diese Häuser längere 
Lebensdauer als die Salier hatten, 
wurden sie zu Landesherren. Ich 
darf bemerken, dass sich derselbe 
Prozess der Konglomeration von Graf¬ 
schaften und ihres Ueberganges an 
Untergrafen als spätere Landesherren 
mit geringer zeitlicher Verschiebung 
auch am niederen Rhein abspielten, 
wo die lothringischen Pfal/grafen die 
Rolle einnahmen, welche am Mittel¬ 
rhein den Saliern zugefallen war. 
Düsseldorf. Hermann An bin. 

Beiträge zur Geschichte des 
w e s t f a 1 i s c h e n B a u e r n s t a n d e s. 
Im Aufträge des Vorstandes und 
des Ausschusses des Westfälischen 
Bauernvereins (in Verbindung mit 
12 Mitarbeitern) herausgegeben von 
Engelbert Frhr. v. Kerckerinck 
zur Borg. Mit 16 Porträts, 366 
Textabbildungen, 2 Tafeln und 5 
Karten. Berlin, Paul Parey, 1912. 
4°. VIII u. 862 S. Preis gebunden 
15 Mk. 

Der Westfälische Bauernverein, 
eine der grössten und erfolgreichsten 
Organisationen der landwirtschaft¬ 
lichen Selbstverwaltung, konnte 1912 
das Jubiläum seines 50jährigen Be¬ 
stehens feiern. Anstelle der sonst 
hei derartigen Gelegenheiten üblichen 
„Autobiographieen“ hat der Bauern¬ 
verein unter Leitung des Freiherrn 
v. Kerckerinck zur Borg und unter 
Mitwirkung zalilreicherGclehrten eine 
umfassende Darstellung der Ge¬ 
schichte und des Wesens des west¬ 
fälischen Bauernstandes in unge¬ 
wöhnlich reicher Ausst attung zu gehen 
vorgezogen; er verdient für diese 
Erweiterung des Programms den 
wärmsten Dank. Das Werk gliedert 
sich in fünf Teile mit mehreren 
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Unterabschnitten; es ist nicht streng 
systematisch anfgebaut, sondern 
augenscheinlich dem angepasst, was 
die Mitarbeiter je nach ihren Inter¬ 
essen und im Zusammenhang ihrer 
bisherigen Studien zu geben ver¬ 
mochten. So sind die einzelnen Teile 
etwas ungleichmassig behandelt; doch 
verdanken wir dem die ausführlichere 
Darstellung einiger Materien, die von 
Wert für den Spezialforscher sind. 

Die ersten drei Teile sind histo¬ 
rischer Art; sie behandeln die recht¬ 
liche und wirtschaftliche Entwicklung 
des westfälischen Bauernstandes bis 
1815, die Entwicklung des bäuer¬ 
lichen Erbrechts in Westfalen von 
1815 bis zur Gegenwart und die 
Entwicklung des bäuerlichen Wirt¬ 
schaftswesens seit 1815. Der erste, 1 
von Oberlehrer Dr. Heinrich Schotte 
in Bocholt verfasste Teil gibt eine 
eindringliche Schilderung der älteren 
Entwicklung auf Grund der umfang¬ 
reichen Literatur, unter besonderer 
Berücksichtigung der Siedlungsver¬ 
hältnisse ; sehr interessant sind einige 
beigegebene Gemarkungskarten, von 
denen eine von 1728 das Beispiel 
einer Vereinigung von Dorf* und 
Bauerschaftssiedelung, eine zweite 
von 1827 ein solches für Gemenge¬ 
lage mit eindringendem Einzelhof¬ 
system gibt. Die darauf folgende 
ausführliche Darstellung der Ent¬ 
wicklung des bäuerlichen Erbrechts 
durch einen hervorragenden Sach¬ 
kenner, den Justitiar des Vereins 
Rechtsanwalt Dr. Reineke, recht¬ 
fertigt sich durch die grosse Be¬ 
deutung, welche diese Frage nicht 
nur für den westfälischen Bauern¬ 
stand überhaupt,sondern insbesondere 
auch für den Verein hat, der ihr 
seine beste Kraft angewandt hat. 

Die Schilderung des 11). Jahr¬ 
hunderts zerfällt in 4 Abschnitte. 
Im Plauderton, untermischt mit zahl¬ 
reichen charakteristischen kleinen 
Einzelzügen, berichtet Generalland¬ 
schaftsdirektor Landesökonomierat 
v. Laer auf Grund eigener lang¬ 
jähriger Erfahrung und augenschein¬ 
lich mancher mündlichen Überliefe¬ 
rung über die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse. Die Rheinländer wird 
interessieren, dass nach diesem Ge¬ 
währsmann in den 40er Jahren in 


Bielefeld drei der reichsten Leute 
zusammen die Kölnische Zeitung 
Hielten und sonst nichts. Dieser 
Abschnitt, der als ein Quellenwerk 
in der Art von Memoiren gelten kann, 
enthält reiches Material für die Ge¬ 
schichte der Entwicklung der land¬ 
wirtschaftlichen Technik wie der 
Wandlung der sozialen Verhältnisse. 
Ausführlich behandelt Steuerrat Eugen 
Klauscr die Steuergesetzgebung gegen¬ 
über dem Grundbesitz; die beige¬ 
gebenen Übersichten über die Ver¬ 
schiebungen der Grund- und Gebäude¬ 
steuer nach den Gebäudesteuer¬ 
revisionen für die einzelnen Kreise 
geben mit ihrer ausserordentlichen 
Steigerung der Gebäudesteuerkopf¬ 
quote auch für das platte Land eben¬ 
falls ein einleuchtendes Bild you der 
Hebung der landwirtschaftlichen 
Technik. Im dritten Abschnitt wird 
die Tätigkeit der Generalkommission 
zu Münster vom Geheimen Regierungs¬ 
rat Max Pfeffer von Saloinon kurz 
skizziert. Der vierte Abschnitt end¬ 
lich dieses Teils ist dem bäuerlichen 
Zusammenschluss gewidmet. Die 
Geschichte des Jubilars, des West¬ 
fälischen Bauernverein selbst, erzählt 
sein Generalsekretär Dr. Kcllermann 
mit wertvollen dokumentarischen Be¬ 
legen, die des ländlichen Genossen¬ 
schaftswesens der Generalsekretär 
des Verbandes ländlicher Genossen¬ 
schaften der Provinz Westfalen, 
Ockonomierat Quabeck, endlich die 
des Vereinswesens und der Land- 
wirtschaftskammer Dr. Crone-Münze- 
brock. 

Der vierte Teil ist dem Verhältnis 
des westfälischen Bauernstandes zum 
allgemeinen Kulturleben gewidmet. 
Prof. Dr. Martin Fassbender und 
Sanitätsrat I)r. Christian P’assbender 
untersuchen zunächst die ländliche 
Lebenshaltung und Lebensführung in 
ihren Beziehungen zu körperlicher 
und geistiger Tüchtigkeit; dieser Ab¬ 
schnitt verfolgt didaktische Zwecke 
ethischer und medizinischer Natur. 
Dagegen ist die Beschreibung west¬ 
fälischer Sitten und Bräuche an den 
einzelnen Tagen und Festen des Jahrs 
von Oberbibliothekar Prof. Dr. Dahl¬ 
mann rein volkskundlich-descriptiv. 

Der fünfte Teil endlich wendet 
sich neben dem Text eindringlich an 
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das Auge des Lesers. Dr. Werner 
Lindner, der die bäuerliche Wohn¬ 
kultur in der Provinz Westfalen und 
ihren nördlichen Grenzgebieten zu 
behandeln hatte, unterstützt seine 
Darstellung durch eine ausserordent¬ 
lich reiche Fülle prachtvoller Ab¬ 
bildungen, welche H&ustypen, Grund¬ 
risse, Einzelheiten der Architektur 
wie des Mobiliars veranschaulichen. 
Der Verfasser verfällt aber nicht in 
den Fehler einseitiger aesthetischer 
Wertung, sondern betont mit Nach¬ 
druck die wirtschaftliche Seite und 
auch die wirtschaftlichen Mängel des 
westfälischen Hauses. 

Mit einer kurzen Ausführung, 
welche die Frage der Erhaltung der 
Höhe energisch in den Mittelpunkt 
rückt, schliesst der Herausgeber das 
inhaltreiche Werk. 

Bonn. W. Wy g o d z i n s k i. 

E. Podlech, ein. Pfarrer, Die wich¬ 
tigeren Stifte, Abteien und 
Kloster in der alten Erzdiö¬ 
zese Köln. Breslau 1912, Goer- 
lich u. Locb (Inh. Fritz Heintze), 
2 Teile. 329 u. 253 S. je Mk. 6,80, 
geb, je Mk, 8.—. 

Einen Beitrag oder eine Vorarbeit 
zu einer wissenschaftlichen Germania 
sacra stellt dieses Werk nicht dar; 
der Verf. hat, wie er ausdrücklich 
erklärt, nicht für Fachgelehrte, son¬ 
dern für seine lieben Conf'ratres und 
andere heimatsgeschichtlich interes¬ 
sierten Landsleute geschrieben. Man 
hätte nur gewünscht,diese Bemerkung 
nicht erst iin Vorwort zum zweiten 
Teil, sondern an recht sichtbarer 
Stelle zu Anfang des ganzen Werkes 
zu linden. Denn für wissenschaftliche 
Zwecke ist es völlig unbrauchbar; es 
bewegt sich in einein verzweifelten 
Durcheinander angelesener Kritik — 
die dem Verf. in den Stimmen aus 
Maria Laach den Vorwurf eingetragen 
hat, er sähe in der L “gendenpoesie 
Fälschungen — und ganz kritikloser 
oder der quellenmässigen Begründung 
auch völlig entbehrender Behaup¬ 
tungen. Ein Musterbeispiel dieser 
pseudokritischen Kritiklosigkeit bietet 
gleich die im ersten Kapitel vor¬ 
getragene älteste Geschichte der Abtei 
St. Martin in Köln. Es werden da 
die „Behauptungen der neueren For¬ 


schung“, deren Vertreter der Verf. 
hier und allenthalben anderwärts, wo 
er ihnen nicht zu widersprechen ver¬ 
mag, in den Schleier der Anonymität 
hüllt, zwar mitgeteilt-, dann aber 
werden doch einige der in Legiponts 
Machwerk aufgetischten Ereignisse 
als möglich oder wahrscheinlich hin¬ 
gestellt. Unter diesen Umständen 
kann nur dringend davor gewarnt 
werden, Angaben des Verf., für welche 
die (Quellen nicht genau bekannt sind, 
hinzunehmen. Natürlich bat er auch 
unechte Urkunden vielfach als echt 
verwertet. Einen Fall will ich hier 
anführen, nicht weil aus ihm dem 
Verf. ein besonderer Vorwurf zu 
machen wäre, sondern weil er eine 
Urkunde betrifft, deren Unechtheit 
noch nicht allgemein anerkannt ist, 
die des hl. Anno für das St. Kunibert¬ 
stift, Laeomblet UB. I nr. 218 (Pod¬ 
lech I 106). In ihr führt Propst Hado 
darüber Klage, dass Erzbischof 
Evergar (f 999) dem Stift u. a. ganze 
Karren voll Bücher (carradas libro- 
rum) entzogen habe. Der echte Text 
der Urkunde (bei Seibertz, Quellen 
der Westfälischen Geschichte II S. 461, 
Original im Staatsarchiv zu Müuster) 
weiss von Eingriffen Evergars in das 
Stiftsvermögen nichts. Das in Düssel¬ 
dorf beruhende angebliche Original, 
auf das Lacomblets Text zurückgeht, 
ist eine im 12. Jahrhundert entstan¬ 
dene Fälschung und kann somit als 
Beweis, dass die Stiftsherren des 
10. .Bis. eifrig dem Studium ergeben 
waren, nicht angeführt werden. 
Utrecht. 0. Oppermann. 

Lahusen, Joh., Die Siegel der 
Grafen von Freiburg. Frei¬ 
burg i. Br., Fr. Wagnersche Uni- 
versitätsbuchhandlung, 1913. 

In einer sorgfältigen, durch aus¬ 
gezeichnete Abbildungen erläuterten 
Darstellung schildert L. die Entwick¬ 
lung der nach dem Aussterben der 
Zähringer Herzoge 1218 über die 
Stadt Freiburg regierenden Grafen 
aus dem Uracher Gesehleehte, welche 
die Herrschaft über die Stadt bis 
1368 behaupteten, seitdem nur die 
Landgrafschaft innehatten und i. J. 
14>7 ausstarben. L. stellt 30 Siegel 
von ihnen fest, als ältestes das Reiter¬ 
siegel Egons I. v. J. 1228. Bis auf 
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ein jetzt verlorenes Siegel sind alle 
abgebildet. Das letzte Reitersiegel 
gehört dem Jahre 1358 an. Ganz 
eigenartig und befremdend wirkt das 
als „BphragistischesUnikum“ bekannte 
Siegel Egons II. v. J. 1316 (Abbildg. 

S. 9; vgl. dazu S. 14). n. 

Sohm, Dr. Walter, Die Schule 
Johann Sturms und die Kirche 
Strassburgsin ihrem gegen¬ 
seitigen Verhältnis 1530—1581 
(Historische Bibliothek, hrsg. von 
der Redaktion der Histor. Zeitscbr. 
Bd. 27). 8°. XIV und 317 Seiten. 
München u. Berlin, R. Oldenbourg, 
1912. Mk. 8.—. 

Die umfangreiche, lleissige Erst¬ 
lingsarbeit von Walter Sohm macht 
es sich zur Aufgabe, das Verhältnis 
von Kirche und Schule im evangeli¬ 
schen Deutschland des 16. Jahrhun- . 
derts an dem Beispiele Strassburgs 
darzustellen. Denn die Kample, die 
hier in den 60er und 70er Jahren 
geführt worden sind, haben mehr als I 
nur lokale Bedeutung, sie sind ein 
Ausschnitt aus der grossen und fol¬ 
genschweren Auseinandersetzung zwi¬ 
schen Reformation und Renaissance 
und Humanismus. Auf der einen Seite 
stehen die Verfechter des erstarrten 
Luthertums, Marbach und Pappus, die j 
allmählich nicht allein die Strass¬ 
burger Kirche, sondern auch die Schule 
und die ganze Stadt unter ihre Herr- I 
Schaft bringen, ihnen gegenüber der 
Rektor Johann Sturm mit seinem 
humanistischen Bildungsideal der 
„sapiens et eloquens pietas“, das er 
in seiner Schule verwirklichen will. 

In dem ersten, etwas breit aus¬ 
gefallenen Teile seines Buches unter¬ 
sucht Sohm den Begriff und die Schule 
der „sapiens et eloquens pietas.“ Kr 
zeigt, dass Stumm Humanismus eine 
Renaissance des ciceronianischen 
Orators darstellt, sein sittliches und i 
wissenschaftliches Ideal ist der „vir 
bonus et doctus“, in dessen Bildung 
Christentum und Antike sich ver- I 
söhnen. Das Wirkungsfeld des Ora¬ 
tors ist nicht mehr wie im alten Rom 
der Staat, aber auch nicht allein die 
Schule, sondern ebenso sehr die 
Religion; Kirche und Schule stehen 
gleichberechtigt nebeneinander, sie ' 
müssen sich gegenseitig in die Hände 1 


arbeiten und sind im Grunde eins. 
Wie Sturm in seiner Religiosität die 
Gegensätze zwischen Luthertum und 
Kalvinismus vereinigt — „egoncutram 
partem reprehendo, faveo utrisque, 
utramque amo“, äussert er 1576 — 
so erwartet er von dem „vir bonus 
et doctus“ die Beilegung der kon¬ 
fessionellen Zwistigkeiten, er ordnet 
ihn den Predigern über. Solange 
Butzers milde Hand die Strassburger 
Kirche leitete, war ein harmonisches 
Zusammenarbeiten von Geistlichkeit, 
Schule und Obrigkeit nach diesen 
Grundsätzen möglich, obwohl sich mit 
der wachsenden Hinneigung zum 
Luthertum die Trennung schon im 
Keime anbahnte. Als nach Butzers 
Weggang (1549) Marbach und Pappus 
die führende Stellung in der Kirche 
einnahmen, wurde der Konflikt unver¬ 
meidlich. Die orthodoxen Lutheraner 
verwarfen den Prüdestinationsglauben 
und das weltfrohe Bildungsideal 
Sturms und rückten das Predigtamt 
und Sakrament in den Mittelpunkt 
des Kirchendienstes, sie suchten den 
Orator aus der Kirche in die philo¬ 
sophische Fakultät zu verweisen und 
untergruben damit das humanistische 
Ideal der universellen Bildung. Kirche 
und Schule standen sich jetzt, wie 
Sohm sagt, mit dem Rufe gegenüber: 
hier Glaube, hier Liebe; „mitten in 
dem entsetzlich spiessbürgerlichen 
Kampf der geistigen Stadthonoratioren 
streiten, wenn auch verstaubt und 
gehemmt, Obrigkeit, Kirche und Schule 
um grundsätzliche Fragen geistigen 
Lehens.“ 20 Jahre währte das von 
Sohm eingehend geschilderte ver¬ 
steckte und offene Ringen, es endete 
mit dem Siege der Kirche und der 
Absetzung Sturms. 

Man könnte die Frage aufwerfen, 
die Sohm leider nicht berührt, ob 
Sturms Bildungsideal damals über¬ 
haupt durchführbar war — die bittere 
Kritik, die Marbach iu einer Streit¬ 
schritt von 1572 daran übt, entbehrt 
doch bei aller Engherzigkeit nicht 
ganz der Berechtigung —, jedenfalls 
hat der Rektor seine Niederlage an 
seinem Teile selbst verschuldet. Er 
war keine Kämpfer-, sondern eine 
Kompromissnatur, wie er stets, auch 
in seiner Schule, die Praxis über der 
Theorie vernachlässigte, so fehlte es 
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ihm an Ausdauer und Energie, vor 
der kleinlichen aber schlau berech¬ 
neten Politik seiner Gegner wich er 
schnell ermattend, Schritt für Schritt 
zurück. Die Mängel und Schwächen 
seines Wesens, seine Oberflächlichkeit, 
Unselbständigkeit und Halbheit treten 
in diesem Kampf immer deutlicher 
hervor. Ein Charakterzug hätte 
meines Erachtens stärker betont 
werden müssen als es bei Sohin ge¬ 
schieht, die Eitelkeit, die sich vor 
allein in Sturms politischer Betätigung 
manifestiert. Denn sein Streben, eine 
politische Rolle zu spielen, entsprang 
nicht so sehr „der Idee des eloquenten 
Kirchendienstes“ als einer gewissen 
Grossmannssucht und dem Wunsche, 
den Fürsten und Machthabern dieser 
Erde zu gefallen. Er hat dabei 
manche Proben von bedenklicher 
Unzuverlässigkeit gegeben. Unter den 
Beispielen, die Sohin hierfür anführt, 
vermisse ich die für Sturm recht 
bezeichnende Beihülfe zu der polni¬ 
schen Königswahl Heinrichs von Anjou 
im Frühjahr 1573. 

Bonn. Walter Platzhoff. 

Bernhard Duhr S. J., Geschichte 
der Jesuiten in den Ländern 
deutscher Zunge. Zweiter Band: 
Geschichte der Jesuiten ... in der 
ersten Hälfte des 17. Jahrhdrts. 
Zwei Teile (XVII und 703 S., X u. 
786 S.). Freiburg i B., Ilerdersche 
Verlagshandlung, 1913. 38 Mk., 
geh. 45 Mk. 

Duhrs Werk, dessen zweiter Band 
auf rund 1500 Seiten Grossoktav die 
Spanne von nur 50 Jahren umfasst, 
allerdings die Glanzzeit der Jesuiten, 
muss als eine auf breitester Basis 
angelegte Apologie der Wirksamkeit 
dieses Ordens im alten deutschen 
Reich angesehen werden. Lässt sich 
so eine gewisse Einseitigkeit der 
Auffassung und der Stoffwahl im 
allgemeinen dem Werke nicht ab¬ 
sprechen, so tritt sie doch mehr in 
den zusammenfassenden Abschnitten, 
z. B. gleich im ersten Kapitel (Po¬ 
litische und religiöse Lage Deutsch¬ 
lands) hervor als in der Einzeldar¬ 
stellung, auf die der Verfasser, wie 
schon der ungewöhnliche Umfang des 
Werkes ersichtlich macht, den Haupt- 
nachdruck gelegt hat. Wenn er auch 


hier noch mit grösserer Vorliebe die 
für seinen Orden günstigen Zeugnisse 
aus den arcbivalischen Quellen und 
der Literatur hervorgeholt hat, so 
scheut er doch auch im einzelnen 
| Falle nicht davor zurück, Verfeh¬ 
lungen von Ordensmitgliedern, meist 
dem Übereifer eines überspannten 
Idealismus entsprungen, einzuge¬ 
stehen oder aus neu von ihm er- 
I schlossenen Quellen zu erweisen und 
■ zu belegen. Den Übereifer von Ordens- 
genossen tadelt er besonders beim 
Rcstitutionsedikt des Jahres 1629 
und den Verhandlungen zum West¬ 
fälischen Frieden. „So berechtigt 
das Restitutionsedikt an sich sein 
mochte, für die Friedensbestrebungen 
muss cs als eine fast tödliche Wunde 
bezeichnet werden“ (I, S. 461). Von 
dem 1648 erschienenen Responsum 
theologicum des Jesuitenpaters 
Wangncreck bemerkt er (I, S. 482), 
1 „welche Verwirrung und welches Un¬ 
heil das Festbalten an mittelalter¬ 
lichen Ansichten in vollständig ge¬ 
änderten Verhältnissen bringen 
musste“. Sind die Aufhellungen über 
die politische Tätigkeit, welche die 
Jesuiten, im besondern die Beicht¬ 
väter der Fürsten, selbst gegen 
Wunsch und Befehl ihres Generals, 
der nicht mit Unrecht Gehässigkeit 
für den Orden befürchtete, ausgeübt 
haben, recht interessant, so nicht 
minder die kulturhistorischen Aus- 
1 führungen über Jugenderziehung, 
Seelsorge, Liebestätigkeit und die 
anderen Mittel, durch welche die 
Jesuiten Einfluss auch auf das Volk 
j gewannen. Was dem Werke einen 
besonderen Wert verleiht, ist die 
Benutzung der bisher verschlossenen 
Geheimarchive des Ordens, wodurch 
eine Fülle unbekannten Materials 
verarbeitet und mitgeteilt werden 
konnte. Aber auch eine grosse An¬ 
zahl staatlicher, städtischer und kirch¬ 
licher Archive ist durclistöbert und 
, mit nicht geringerer Sorgfalt die 
Literatur bis zu den kleinsten Lokal¬ 
schriften berücksichtigt worden. 
Darum verdient der vorliegende Band 
die Beachtung eines jeden, der sich 
mit der Zeit der Gegenreformation 
und des Dreissigjährigen Krieges be¬ 
schäftigt. 

Aachen. Alfons Fritz. 
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Friedrich Maria liiert. Die Ge¬ 
schichte der Wormser Presse, j 
mit kulturhistorischen Frag¬ 
menten. Worms, Verlag von Carl 
Buerchl, 1913. 151 S. 

Als von Forckenbeck vor mehr als 
20 Jahren in Aachen sein Zeitungs¬ 
museum gründete, durfte er wohl 
kaum annehmen, dass sein Aufruf, 
die leicht vergänglichen Erzeugnisse 
der Zeitungspresse als Momentbilder 
des Tages zu sammeln, einmal von 
einem zünftigen Historiker wiederholt 
werden würde und das so bald kultur¬ 
historische Untersuchungen die alten 
Jahrgänge der Zeitungen als Fund¬ 
gruben benutzen würden. In der 
Tat schiessen, nachdem uns Salomon 
bereits eine dreibändige Geschichte 
des deutschen Zeitungswesens (Olden¬ 
burg und Leipzig 1900— 190(5) be- 
scheert hat, die lokalhistorischen 
Untersuchungen so massenhaft aus 
dem Boden, dass die Geschichte der 
Wormser Presse, die nur einen ört¬ 
lichen Einfluss ausgeübt hat, einen 
weiteren Leserkreis kaum interessieren 
dürfte, wenn nicht Illerts Arbeit 
wegen ihrer vorbildlichen Art der 
Behandlung des Themas eine be¬ 
sondere Berücksichtigung verdiente. 
Was besonders angenehm auffällt, ist 
neben der klaren Scheidung des 
Materials (die Wormser Presse, bes. 
die „Wormser Zeitung“, in den ver¬ 
schiedenen Entwicklungsstufen seit 
dem letzten Drittel des 18. Jahr¬ 
hunderts — Anlagen als Sammlungen 
des kulturhistorischen Stoffes) die 
geistvolle Darstellung, die das Ört¬ 
liche trefflich mit dem Allgemeinen 
zu verknüpfen weiss, und die Kunst, 
die Vergangenheit der alten Reichs¬ 
stadt noch einmal zu frischem,warmem 
Leben erstehen zu lassen. Diesem 
letzteren Zwecke dient auch die alt¬ 
deutsche Ausstattung des Buches in 
Typen, Initialen, Vignetten, denen 
sich als weiterer Schmuck zwei Bilder 
aus der Franzosenzeit in Autotypie 
zugesellen. 

Aachen. Alfons Fritz. 

Rödding, Hans, Pufendorf als 
Historiker und Politiker in 
den „Commentarii de rebus 
geBtis Friderici tertii“. (Histo- 
. rische Stadien, herausgegeben von 


R. Fester II.) 8° XII u. 101 S. 
Halle a. S., Niemeyer. 1912. M. 3. 
Es ist eine auffallende Erschei¬ 
nung, dass gegenüber dem vieldurch- 
stöberten Mittelalter die Neuzeit von 
der historischen Quellenforschung so 
sehr vernachlässigt wird. Damm ist 
es mit Freude zu begrüssen, dass in 
der vorliegenden Schrift mit Pufen¬ 
dorf ein Anfang gemacht wird. Frei¬ 
lich nur ein Anfang, denn sie behan¬ 
delt nicht Pufendorfs Hauptwerk zur 
brandenburgisclipn Geschichte, die 
Kommentarien über den Grossen Kur¬ 
fürsten, sondern bloss deren unvol¬ 
lendete Fortsetzung, die bis 1690 
reichenden Kominentarien über die 
Regierung Friedrichs 111., jedoch 
wird an einigen Stellen der „Grosse 
Kurfürst“ zum Vergleich herange¬ 
zogen. 

Erwägt man, dass Pufendorf in 
diesem Fragment im Auftrag des 
Hofes zeitgenössische Geschichte aus 
den Staatsakten schreibt, so drängt 
sich von selbst die Frage auf, ob 
ihn nicht die Rücksicht auf das 
Staatsinteresse gezwungen hat, aus 
dem ihm mit grösster Liberalität zur 
Verfügung gestellten Material eine 
Auswahl zu treffen und das eine oder 
andere zu verschleiern oder zurecht¬ 
zustutzen. Die politische Bedenklich¬ 
keit solcher Publikationen liegt ja 
auf der Hand. Nach dem Sturze 
Danckelmanns ist von dessen Feinden 
dieser Einwand gegen Pufendorfs 
Schriften erhoben worden, ein aus¬ 
führliches von Rödding abgedrucktes 
Gutachten des Geh. Justizrates Sturm 
darüber aus dem Jahre 1699 hat die 
Veröffentlichung des Fragmentes auch 
wirklich verhindert, es ist erst 1784 
durch Hertzberg bekannt geamacht 
worden. Pufendorf selbst war sich, 
wie gelegentliche Aeusserungen be¬ 
weisen, dieser Schwierigkeit wohl be¬ 
wusst. Durch Vergleichung mit dem 
gedruckten und ungedruckten Akten¬ 
material sucht Rödding zu ermitteln, 
ob und inwieweit Pufendorf in seiner 
Darstellung der auswärtigen Politik 
Friedrichs III. den brandenbnrgisflhen 
Sonderinteressen Rechnung getragen 
und Konzessionen gemacht hat. 

In der sonst sehr breit geschil¬ 
derten nordischen Politik werden die 
Pläne Friedrichs, durch eine Allianz 
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mit Dänemark oder durch Machina¬ 
tionen mit der Exkönigin Christine 
von Schweden und deren Erben Vor¬ 
pommern zu erwerben, völlig mit 
Stillschweigen übergangen, zweifellos 
aus politischen Motiven. Noch stärker 
macht sich diese Zurückhaltung bei 
der Darlegung des Verhältnisses zu 
Frankreich bemerkbar. Von den 
Bündnissen des Grossen Kurfürsten 
mit Ludwig XIV. wird nur eins kurz 
erwähnt, die übrigen sind verschwie¬ 
gen und die ihnen vorangehenden 
Verhandlungen ungenau oder falsch 
wiedergegeben. Offensichtlich wollte 
Pufendorf die enge Verbindung Bran¬ 
denburgs mit dem König nicht ent¬ 
hüllen. Um so ausführlicher berich¬ 
tet er von Friedrichs III. Bruch mit 
Frankreich, ein Bekanntwerden der 
Einzelheiten hierüber konnte ja das 
Ansehen der Hohenzollern im Reich 
nicht schädigen, sondern musste es 
im Gegenteil fördern. Aus denselben 
Gründen wird die für Friedrich höchst 
peinliche Schwiebuser Angelegenheit 
mit grösster Schonung und Milde be¬ 
handelt: nur aus „Liebe zum öffent¬ 
lichen Wohl“, d. h. um das Einver¬ 
nehmen mit dem Kaiserhaus wieder¬ 
herzustellen, hat der jugendliche und 
unerfahrene Kurprinz den unbedach¬ 
ten Schritt getan. Sicherlich haben 
also politische und dynastische Rück¬ 
sichten die Geschichtschreibung Pu- 
fendorfs beeindusst, ihnen zuliebe hat 
er wesentliche Züge der brandenbur- 
gischen Politik verwischt oder anders 
dargestellt, als es der historischen 
Wahrheit entsprach. Und noch auf 
ein anderes Moment legt R. nach¬ 
drücklich den Finger: auf das Iler- 
vortreten der Persönlichkeit Pufen- 
dorfs. Er schreibt als Politiker 
Geschichte zur Belehrung der Mit- 
und Nachwelt, deshalb gewährt er 
in dem „Friedrich III.“ der englischen 
Revolution einen so unverhältnis¬ 
mässig grossen Raum. Seine Erzäh¬ 
lung ist nicht so unpersönlich ge¬ 
halten, wie Fueter behauptet, sein lei¬ 
denschaftlicher Franzosenhass kommt 
auch in diesem Fragment offen zum 
Ausdruck. Der Historiker Pufendorf 
verleugnet den Publizisten Pufendorf 
nicht ganz. 

Das sind die Hauptergebnisse von 
Röddings sorgfältiger Untersuchung, 
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sie sind scharf und einleuchtend 
herausgearbeitet. In den Einzelheiten 
lässt es der Verfasser hie und da 
an der wünschenswerten Klarheit 
fehlen, während andere weniger wich¬ 
tige Partien za breit ausgefallen sind. 
Der Wert der Schrift wird aber da¬ 
durch nicht beeinträchtigt. 

Bonn. Walter Platzhoff. 

Erich Klein, Preussen und der 
Utrechter Frieden. Königs¬ 
berger Dissertation. Danzig 11)10, 
116 Seiten. 

Obwohl der Utrechter Frieden in 
den älteren bedeutenden Werken von 
G. Droysen, K. v. Noorden und O. 
Weber bereits ausgiebig behandelt 
worden ist, so verspricht eine be¬ 
sondere Würdigung der preussischen 
Politik am Schlüsse des spanischen 
Erbfolgekrieges unter genauerer Ver¬ 
wertung der betreffenden Akten des 
Geheimen Staatsarchivs in Berlin 
noch einen gewissen Ertrag Der 
Verfasser hat sich der Lösung dieser 
Aufgabe mit Fleiss und Geschick an- 
1 genommen und in das Gewirr der 
diplomatischen Verhandlungen mehr 
Klarheit gebracht. Manch bezeich- 
1 nender neuer Beleg ergibt sich dabei 
u. a, sowohl für die Zweizüngigkeit 
der englischen als auch für die geringe 
Befähigung der preussischen Diplo¬ 
matie. Besonders eingehend werden 
i die Verhandlungen über den diplo¬ 
matischen Hauptstreitgegenstand, das 
östliche Oberquartier Geldern, in 
ihrem wechselvollen Verlaufe dar¬ 
gestellt. Nur mittelst Bestechung 
des leitenden englischen Diplomaten, 
des Grafen Strafford, gelingt Preussen 
schliesslich die Erwerbung dieses 
Stückes von Geldern. Die über diese 
Episode der Geldrischen Geschichte 
bereits vorhandene ältere Lokal¬ 
literatur wird jedoch vom Verfasser 
nicht herangezogen. Wederdas aller¬ 
dings tendenziös-katholische Werk 
Nettesheims, noch die stoffreiche Auf¬ 
satzreihe E. v. Schaumburgs in der 
Zeitschrift für Preussische Geschichte 
I und Landeskunde 15-16 (1878—1879) 
hätten ganz übergangen werden 
sollen. Moderne Ausschnitte aus der 
Geschichte der Diplomatie sollten 
nicht in den Fehler der alten Diplo¬ 
maten verfallen und es verabsäumen, 
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sich von der Bedeutung des diplo¬ 
matischen Streitgegenstandes eine 
anschauliche Vorstellung zu bilden. 
— Zugleich sei verwiesen auf den 
87. Band der Publikationen aus den 
Preussischen Staatsarchiven (1913), 
in dem V. Loewe eine sehr dankens¬ 
werte kritische Sammlung der preuss¬ 
ischen Staatsvertrage aus der Zeit 
Friedrich Wilhelms I. vorlegt; sie 
beginnt mit dem preussisch-öster- 
reichischen Vertrage über Geldern 
vom 2. April 1713 und hat auch 
sonst für die niederrheinische Ge¬ 
schichte Interesse. Hashagcn. 

zur Nieden, H. W., Die religiösen 
Bewegungen im 18. Jahrhun¬ 
dert und die evangelische 
Kirche in Westfalen und am 
Niederrhein. (XII, 156 S.). Gü¬ 
tersloh, C. Bertelsmann, 1910. 2 Mk. 

Die Darstellung beruht im wesent¬ 
lichen für die lutherische Kirche auf 
den von zur Nieden in Hagen auf¬ 
gefundenen Protokollen der märki¬ 
schen lutherischen Synode (1720 bis 
1793), für die reformierte Kirche auf 
einem Protokoll buch der märkischen 
reformierten Synode, welches die 
Jahre 1765 bis 1782 umfasst. An 
der Hand der vielfach wörtlich mit¬ 
geteilten Protokolle schildert z. N. 
die Ausprägung der pietistischen und 
separatistischen Bewegungen inner¬ 
halb seines Gebiets und die Art, wie 
die beiden herrschenden Kirchen sich 
mit diesen Strömungen abfinden. Als 
innerlicher Abschluss der dargestell¬ 
ten Periode wird mit Recht nicht 
etwa der Anbruch der französischen 
Herrschaft, sondern die Ausbildung 
des Unionsgedankens ins Auge ge¬ 
fasst. Ob es freilich angeht, die Ein¬ 
wirkung der französischen Zeit auf 
die rheinisch-westfälische evange¬ 
lische Kirche mit der Bemerkung 
abzutun: „Der Geist, welcher über 
den Rhein her in die Märkischen 
Berge drang, lockerte die alte Zucht 
und Ordnung, und die Behörden taten 
nichts, um dem entgegenzuwirken“ 
(S. 152), wird eine besondere Nach¬ 
prüfung erfordern und dürfte nach 
den Ergebnissen von J. Hashageu 
(Die rheinische Kirche unter franzö- 
sicher Herrschaft. Studium Lipsiense, 
Berlin 1909) zu bezweifeln sein. 


z. N. hat sich durch die Auffin¬ 
dung und Veröffentlichung dieses 
neuen, von Max Goebel so schmerz¬ 
lich vermissten lutherischen Quellen¬ 
materials zweifellos den Dank der 
kirchengeschichtlichen Forschung 
Westfalens erworben. Die Anerken¬ 
nung dieses Verdienstes darf jedoch 
I nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
der Inhalt seiner Schrift nicht ent¬ 
fernt erfüllt, was der Titel dem Leser 
verspricht. Eine kritische Betrach¬ 
tung wird sich namentlich nicht ver¬ 
hehlen, dass Protokolle von General- 
uud Provinzialsynoden, selbst wenn 
wir durchweg eine zuverlässige Be¬ 
richterstattung voraussetzen, die re¬ 
ligiösen Bewegungen nur gebrochen 
und unvollständig widerspiegeln. Sie 
bedürfen dringend der Ergänzung 
und Korrektur durch alles sonst er¬ 
haltene einschlägige Quellenmaterial. 
Sollten die genannten Protokolle nicht 
bloss publiziert, sondern zu einer 
regionalen Darstellung der religiösen 
Bewegungen der evangelischen Kirche 
im 18. Jahrhundert erweitert werden, 
so mussten ihre wertvollen, aber viel¬ 
fach lückenhaften und einseitigen 
Aussagen in einem möglichst breiten 
Rahmen kritisch verarbeitet werden. 
Diese methodischen Forderungen sind 
für die gleiche Periode der württem- 
bergischen Kirchengeschichte in den 
| Arbeiten von Chr. Kolb (Anfänge 
des Pietismus und Separatismus in 
Württemberg, 1902, und: Die Aufklä¬ 
rung in der wiirtt. Kirche, 1908) in 
geradezu mustergültiger Weise ver¬ 
wirklicht worden. Die Schrift von 
z. N. lässt in dieser Richtung viel 
zu wünschen übrig. Macht sich die 
künstliche Quellenbescliränkung schon 
bei der Darstellung einer pietistischen 
Bewegung wie der Hasenkampschen 
Lehrstreitigkeiten (S. 114—121) un¬ 
liebsam bemerkbar, in der man die 
Verarbeitung der Akten des rhei¬ 
nischen Kirchenarchivs sowie der ein¬ 
schlägigen Literatur (Hasenkamps 
Jugendschriften, sogar Fr. Angös 
Monographie über Collenbusch von 
1905) vermisst, um wie viel mehr hat 
sich dies Verfahren bei der Zeich¬ 
nung der Reaktionsströmung, der 
Aufklärung gerächt. Es ist unbe¬ 
streitbar, dass der Geist der „Neo- 
logie“ in den Synodalverhandlungen 
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beider Kirchen verhältnismässig nur 
geringe Wellen schlägt (vgl. S. 63 ff., 
85, 125 ff., 148 ff.). Aber erlaubt 
etwa das Schweigen der I’rotokolle | 
irgend welche Schlüsse über die Ver¬ 
breitung und den Grad derHeteroxo- 
die, so lange die dogmatische Stel¬ 
lung der Geistlichen, die Grundlage 
für jedes eiDigermassen objektive 
Urteil, auch nicht annähernd bestimmt 
ist, so lange über die Geistesgeschichte 
der Universität Duisburg während 
des 18. Jahrhunderts jede ernsthafte 
Vorarbeit fehlt V Es muss einer 
grösseren Publikation Vorbehalten 
bleiben, das reiche Material auf dem 
Gebiet der exegetischen, systema- | 
tischen und praktischen Aufklärungs- 
theologie für den Niederrhein zu 
sammeln. In dem Bilde der Graf¬ 
schaft Ravensberg (S 76—85) wird 
man besonders den jöllenbecker 
Pfarrer Joh. Moritz Schwager, den 
Freund Semlers, vermissen, auf dessen 
Bedeutung die verdienstlichen Spe¬ 
zialuntersuchungen von Rothert und 
Moser (Jb. d. Vereins f. cv. Kg. West¬ 
falens Bd. 2 und 10) bereits hinge¬ 
wiesen haben. Bekundet doch seine 
Persönlichkeit, zumal seine Bekäm¬ 
pfung des Hexenwahns, nicht nur die 
kritische Veranlagung <Jer Aufklä¬ 
rung, sondern lässt auch deren reli¬ 
giösen Herzschlag spüren. Ehe man 
sich demnach mit z. N. entschliesst, 
ein für die Niederbergische Synode 
von Henrici geprägtes Urteil leich¬ 
ten Herzens auf die „ganze rhei¬ 
nisch-westfälische Kirche je¬ 
ner Tage“ zu übertragen (vgl. S. 148), 
dürfte sich zunächst ein allseitiges 
Quellenstudium empfehlen. 

Bonn. G. Beyer haus. 

Emil Heuser, Der Alchimist Stahl 
im Herzogtum Pfalz-Z w ei¬ 
brücken. Ein Stück Kulturge¬ 
schichte aus alten Akten. Zu den 
Veröffentlichungen der Literari¬ 
schen Abteilung des Pfälzerwald- 
Vereins. Mit einem Porträt und 
einer Landkarte des Herzogtums 
Pfalz-Zweibrücken. Neustadt an 
der Haardt, 1911. IV und 80 S. i 
Über Herzog Christian IV. von 
Pfalz-Zweibriicken (1740—76) be- 
sassen wir bisher nur die biographische 
Skizze in der Allg. Deutsch. Biogr. 1 


(IV, 173 f.) von Helgel (1876). Er 
hat seine Darstellung wesentlich im 
Tone des Lobe6 gehalten, in den auch 
Molitor, Vollständige Geschichte von 
Zweibrücken (1885, S. 440 ff.) einge- 
stimmt hat. 

Nun kommt da eine kleine, aber 
aus eingehendem Aktenstudium er¬ 
wachsene Schrift des um die Pfalz 
und die Pfälzer Geschichte wohlver¬ 
dienten Emil Heuser und zeigt uns, 
wie dieser Fürst eigentlich ein Doppel¬ 
leben geführt hat. Vor der Welt 
spielte er den gütigen Landesvater, 
den Freund der Künstler, der den 
Maler von Männlich, den Komponisten 
Gluck und die Dichter Götzund Maler 
Müller begönnerte und in seinem 
Pariser Palais die Philosophen der 
Enzyklopädie am sich sah. Insgeheim 
aber laborierte er zu Hause auf seinen 
Jagdschlössern mit einem ganzen 
Stab von Alchimisten, Arkanisten 
und Projektenmachern aller Art, ver¬ 
pulverte ungezählte Summen und 
iiess sich zwanzig Jahre lang von 
dem einen nach dem andern an der 
Nase heriimzielien. 

Der schlimmste von dieser übelen 
Gesellschaft, den nun Heuser aus 
dem Staube der Akten in hellste Be¬ 
leuchtung gezogen hat, ist ein bisher 
gänzlich dunkler Ehrenmann, von 
dem weder hei Heigel noch bei Mo¬ 
litor eiu Wort steht, die ja überhaupt 
von dieser Schattenseite Serenissimi 
nichts wissen. Joseph Michael Stahl, 
ein herumziehender Doktor, Gold- 
und Projektenmacher, verstand es, 
den Herzog von 1764 bis zu dessen 
Tode 1775 mit immer neuen Gold¬ 
machergeheimnissen, Plänen und 
Gründungen auszubeuteln. Dabei 
stieg dieser obskure Quacksalber 
zum Hofrat, Geheimrat und Berg¬ 
direktor und war schliesslich stimm¬ 
berechtigtes Mitglied des herzog¬ 
lichen Bergkollegiums. Er verwaltete 
einen grossen Teil der Bergwerke 
des Landes, liess sich vom Herzog 
Häuser und Höfe schenken, erwarb 
Kuxe und hauste dabei wie ein Pascha 
unter seinen Bergleuten, Handwerkern 
und Bauern. Schliesslich versetzte 
er durch das Projekt, aus Schwefel¬ 
kies jährlich für über 3 Millionen 
Gulden Gold zu machen, den Herzog 
in eine fieberhafte Aufregung. 
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Da schleuderte 1775 der plötz¬ 
liche Tod Christians IV., den die 
erbitterteVolksstiramung den giftigen 
Vitrioldämpfen des Alchimisten zu¬ 
schrieb, den Günstling in den Ab¬ 
grund. Der neue Herr, Karl II., liess 
ihn alsbald absetzen und auf sein 
Vermögen, das Stahl unvorsichtiger¬ 
weise ganz im Lande selber angelegt 
hatte, Beschlag legen. Die l'nter- 
suchung dauerte acht Jahre, die Ab¬ 
rechnung weitere sieben Jahre. Als 
1790, nach fünfzehn Jahren, der 
Prozess des Goldmachers zu Ende 
war, waren auch seine Häuser, Guts¬ 
höfe und Bergwerksanteile in den 
Händen der Höflinge und Beamten 
des neuen Herrn. 

In dem Dunkel, aus dem er ge¬ 
kommen war, verschwand Stahl wie- j 
der. Es ist dem Scharfsinn und dem 
Fleisse Heusers, der ihm alle seine 
Schliche nachgespürt hat, nicht ge¬ 
langen, weder über des Alchimisten 
Geburt und Herkunft, noch über seine 
letzten Lebensumstände und seinen 
Tod die Daten zu ermitteln 1 ). 

Es ist in der Tat „ein Stück 
Kulturgeschichte aus alten Akten“, 
wie es der Verfasser auf dem Titel¬ 
blatt bezeichnet, und zwar ein sehr 
interessantes aus dein äusserlich so 
pomphaften und sich aufgeklärt ge¬ 
benden Hofleben eines deutschen 
Kleinstaats des 18. Jahrhunderts: an 
der Spitze Serenissimus Bipontinus, 
ein gutmütig-alberner Projektenjäger, 
der auf jeden Schwindel liineinfällt, 
und dem sein Pariser Gesandter ein¬ 
mal schreibt (von Pachelbel 9. Juli 
1775): „Rien n'est plus mortifiant, 
suivant moi, que d'etre dupe“*). 

Mainz-Gonsenheim. 

Christian Waas. 


Köln um die Wende des 18. und I 



') Kopp: Die Alchemie (1886) I, 
142 kennt einen Joh. Georg Stahl 
aus dem Dorfe Bielikheim bei Mon¬ 
tabaur, der 1761 mit Goldmacherei 
in Koblenz auftrat und, mit der 
Tortur bedroht, spurlos verschwand. 

*) Die beigegebene Karte ist nicht 
ganz ausreichend: Fürfeld fehlt, 
Kaiserslautern ist zu weit südlich 
geraten. 
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Geschildert von Zeitge¬ 
nossen. Herausgegeben von Dr. 
Josef Bayer. Köln, Bachem 1912. 

Der Haupttitel des Buches ver- 
heisst viel: ein Lebensbild Kölns in 
seiner kritischsten Zeit. Der Unter¬ 
titel mindert diese Aussicht, aber er 
bringt manchem vielleicht noch mehr: 
eine Auswahl von Urteilen über das 
Leben und Treiben in der alten 
Rheinstadt aus der Feder bedeuten¬ 
der Zeitgenossen. Fünfundzwanzig 
Ausschnitte aus Reisebeschreibungen 
aus der Zeit von 1774 (vorher geht 
der Bericht des Franzosen Misson 
von 1687) bis 1828 werden uns im 
Originalabdruek geboten und geben 
in der Tat in ihrer Gesamtheit ein 
unparteiisches Bild dessen, wasfremde, 
federgewandte Gäste in Köln fanden. 
Nicht mehr aber, und nicht weniger! 
Ob es nötig war, alle Fabeleien und 
unrichtigen Behauptungen, die doch 
wirklich nicht in das Gebiet des 
„Charakteristischen“ fallen, wieder 
und wiederabzudrucken? Jedenfalls 
wünscht der Leser nur zu häufig die 
knappen „Erläuterungen“ des Heraus¬ 
gebers wesentlich reichhaltiger. Vor 
allem müssten eingehendere Mit¬ 
teilungen über die Berichterstatter 
selbst von vornherein den Wert der 
Angaben sicher stellen. 

Düsseldorf. P. Wentzcke. 

Heinrich Lucker, Die Finanzen 
der Stadt Köln seitdem Aus¬ 
gange des achtzehnten Jahr¬ 
hunderts. I: Das französische 
Finanzsystem von 1794—1820. 
Eine finanzwissenschaftliche Studie 
und ein Beitrag zur Lösung des 
kommunalen Finanzproblcms. Er¬ 
langer Dissertation. 1910. 86 S. 

Die interessante und belehrende 
Arbeit Lückers enthält mehr, als man 
nach dem Titel erwartet. Sie gibt 
auch einen umfassenden Überblick 
über das französische System der 
direkten und indirekten Staatssteuero 
Die einzelnen Steuern werden treffend 
gewürdigt und mit einigen Ausnahmen 
vom sozialpolitischen und steuer¬ 
technischen Standpunkte sehr günstig 
beurteilt. Sogar eine Art von Wert¬ 
zuwachssteuer haben die Franzosen 
bereits entwickelt. Gegenüber ab¬ 
weichenden neueren Ansichten (Kii- 
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ding) verdient es besondere Beachtung, 
dass Lückers Untersuchungen im 
allgemeinen zur Bestätigung der be¬ 
kannten Kritik führen, die später 
Hansemann an der ersten preussischen 
Finanzpolitik zu Gunsten der fran¬ 
zösischen geübt hat. Die prenssische 
Finanzreform von 1820 wird von 
Lücker als erheblicher Rückschritt 
gegenüber den französischen Mass¬ 
nahmencharakterisiert. Die von den 
Franzosen neu organisierte indirekte 
städtische Verbrauchssteuer (octroi 
municipal et de bienfaisance) hat auf 1 
die Milderung der städtischen Finanz¬ 
not offenbar günstig gewirkt. Das 
Kapitel über die Ausgaben der Stadt 
Köln gibt dem Verfasser Veranlassung, 
auf verschiedene Seiten der fran¬ 
zösischen Verwaltung näher einzu¬ 
gehen. Das geschieht durchweg mit 
guter Kenntnis der Materie und 
rühmlicher Seihst ändigkeitdes Urteils, 
der Lückers praktische Beamtener¬ 
fahrungen wohl besonders zugute 
kommen. Auch hier würdigt der 
Verfasser neben manchem Missgriffe 
der französischen Verwaltung wie 
besonders der finanziellen Ausbeutung 
der Gemeinden durch den Staat und 
die Militärverwaltung doch besonders 
die Fortschritte. Wenn auch dabei 
bisweilen Übertreibungen mit unter¬ 
laufen, z. B. in dem Abschnitte über 
das Volksschulwesen, so ändert das 
nichts an dem beträchtlichen Werte 
auch dieses Kapitels. Wer sich mit 
der französischen Verwaltung am 
Rheine beschäftigt, darf Lückers 
Studien nicht übersehen. Eine Fort¬ 
setzung für die erste preussische Zeit 
würde höchst willkommen sein. 

Bonn. J. Hashagen. 

Friedrich Janson, Fichtes Reden 
an die deutsche Nation. Eine 
Untersuchung ihres aktuell-politi¬ 
schen Gehaltes. Berlin u. Leipzig. 
Dr. Walther Rothschild. 1911. 
112 S. (Abhandlungen zur mittle¬ 
ren und neueren Geschichte, hrsg. 
von v. Below, Finke, Meinecke. 
Heft 33). Einzelpreis Mk. 3.50. 
Subskriptionspreis Mk. 3.— . 

Der Verfasser dieser anziehenden 
Studie hat sich der dankbaren Auf¬ 
gabe unterzogen, im einzelnen die 
politischen Verhältnisse festzustellen, 


auf die Fichtes Reden an die deutsche 
Nation Bezug nehmen. Da zeigt sich 
denn, dass der scheinbar über den 
Wolken wandelnde Philosoph die tat¬ 
sächliche politische Lage, insbesondere 
die innerpolitischen Zustände des da¬ 
maligen Preussen, durchaus zutreffend 
und sachkundig beurteilte. Die von 
J. vorgetragene Vermutung, dass 
Fichte schon während seines Küeigs- 
berger Aufenthaltes im Winter 1800/ 
1807 die Erziehungsgedanken, die er 
dann in den „Reden“ ausführte, im 
Umgang mit Nicolovius, Süvern, 
Schrütter und andern Freunden der 
Reform erörtert habe, erscheint wohl¬ 
begründet. Die „Reden“ gliedern 
sich damit aufs engste dem preussi¬ 
schen Reformwerk ein; sie erscheinen 
stellenweise geradezu als ein Manifest 
der Anschauungen, von denen dieses 
Werk getragen wurde. Eine Auf¬ 
fassung, die geeignet ist, dem Histo¬ 
riker den hinreissenden Tiefsinn der 
Fichteschen Gedankenwelt von neuem 
nahezubringen. 

Utrecht. 0. Oppermann. 

Anton Chroust, Das Grossher¬ 
zogtum Würzburg (1806—14). 
Ein Vortrag. (Neujahrshlätter der 
Gesellschaft für fränkische Ge¬ 
schichte. 7. Heft.) Würzburg 1913. 
Neben den grundlegenden und 
erschöpfenden Arbeiten Darmstädters 
und Charles Schmidts über die Gross- 
herzogtiimer Frankfurt und Berg er¬ 
scheint der vorliegende Vortrag, der 
die letztjährige Hauptversammlung 
der deutschen Geschichts- und Alter- 
tumsvereine in Würzburg einleitete, 
klein nach Umfang und Inhalt. Eine 
erschöpfende Behandlung war nach 
der Vorbemerkung des Verfassers 
nicht beabsichtigt. Aber auch der 
Stoff an sich bietet in der Tat nichts 
Grosses. Als habsburgische Sekundo- 
genitur und gleichzeitig als Vasallen¬ 
staat Napoleons I. war das main¬ 
fränkische Grossherzogtum wirtscbaft- 
I lieh und politisch von vornherein zur 
Ohnmacht verdammt. Die einzige 
selbständige Lebensäusserung dieser 
Zeit, die Reorganisation der Julius- 
Universität in katholisch-konfessio¬ 
nellem Sinne, ging nicht von der 
traurigen Herrschergestalt, die das 
beigefügte Bild wiedergibt, von Fer- 
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dinand von Toskana aus, sondern von 
dein zielbewussten Bekämpfer der von 
den Bayern gepflegten Aufklärung, 
von dem Weihbischof Zirkel. 

Im Anhang sind einige Staatsver¬ 
träge abgedruckt. Eine Karte zeigt 
den Umfang des Kleinstaates. 
Düsseldorf. P. Wentzcke. 

K. G. Bockenheimer, Mainz im 
Jahre 1812. Mainz, Diemer, 1913. 
129 Seiten. 

Der Verfasser gehört zu den 
besten Kennern der französischen 
Periode der rheinischen Geschichte. 
In der vorliegenden Schrift bringt er 
unter einem freilich zu eng gewählten 
Titel manches Neue und Interessante 
zur Beurteilung der napoleonischen 
Zivil- und Militärverwaltung, sowie 
zur Charakteristik der Einwirkung 
des russischen Feldzuges im Donners¬ 
bergdepartement und besonders in 
Mainz. Vorzüge und Nachteile, 
namentlich die letzteren, werden 
einigermassen gerecht gewürdigt. 
Von den grossen Verdiensten des 
Präfekten Haubon St. Andr£ hätte 
sich nach der vortrefflichen darüber 
vorliegenden neueren französischen 
Literatur ein noch eingehenderes 
Bild zeichnen lassen. Auch die kirch¬ 
lichen Verhältnisse kommen nicht 
ganz zu ihrem Rechte. Dagegen ge¬ 
hören die allgemeinen Erörterungen 
über den russischen Feldzug, die 
immerhin etwa ein Viertel der Arbeit 
ausmachen, kaum zum Thema. 

Hashagen. 

O. Wiltberger, Die deutschen po¬ 
litischen Flüchtlinge in 
Strassburg 1880—1849. Ber¬ 
lin und Leipzig, Dr. W. Rothschild, 
1910. 216 S. (Abhandlungen zur 
mittleren und neueren Geschichte, 
hrsg. von G. v. Below, H. Finke, 
F. Meinecke. Heft 17). Mk. 6.—, 
Subskriptionspreis Mk. 5.20. 

Diese Arbeit legt in höchst ver¬ 
dienstlicher Weise die mannigfachen 
Fäden politischer Propaganda bloss, 
mit denen während der beiden Jahr¬ 
zehnte nach der Julirevolution deut¬ 
sche Flüchtlinge von Strassburg aus 
das südwe8tlche Deutschland zu über¬ 
spinnen gesucht haben. Quellen für 
die Geschichte dieser Bewegung 


bieten einmal die Zeitungen und 
Flugschriften, die, meist in den Strass¬ 
burger Druckereien von Silbermann 
und von Schüler hergestellt und aut 
den Strassburger Bibliotheken noch 
zu finden sind, und sodann, soweit 
i Maßnahmen der französischen Be¬ 
hörden gegenüber Mitgliedern der 
FlüchtliDgsgemeinde in Betracht kom¬ 
men, die Akten des Strassburger 
Bezirksarchives. 

Strassburg bat für die radikale 
Propaganda einen so wichtigen und 
eigenartigen Mittelpunkt gebildet, 
dass die örtliche Begrenzung des 
Themas auch aus Gründen, die in ihm 
selbst liegen, durchaus zu billigen ist. 
Aber freilich sind die einzelnen Per¬ 
sönlichkeiten, indem ihre Tätigkeit 
nur, so weit sie sich in Strassburg 
abspielte, eingehender geschildert 
worden ist, nicht alle völlig zu ihrem 
Rechte gekommen. Dass z. B. Karl 
Heinzen „unter den vielen unsympa¬ 
thischen Gestalten der Revolution 
eine der abstossendsten“ war (S. 45),. 
soll dem Verf. gewiss nicht bestritten 
werden. Allein er sollte sich darüber 
klar sein, dass er, indem er dem 
Leser einen solchen Eindruck über¬ 
mittelt, noch keiner Anforderung wis¬ 
senschaftlicher Geschichtsforschung 
genügt. Für diese kommt es ledig¬ 
lich darauf an, die Menschen der 
Vergangenheit, auch die unsympathi¬ 
schen und abstossenden, aus ihrer 
Zeit und ihren Schicksalen heraus 
verstehen zu lernen. Wer Heinzens 
Buch „Reise nach Batavia“ (Köln 1841) 
aufschlägt, wird über die politischen 
Gedanken, die er damals noch ver¬ 
fochten hat, einigermassen überrascht 
sein. Er meint da, es sei „gewiss 
keine blosse Phantasie, Holland in 
nicht ferner Zukunft dem teutacben 
Bunde einverleiht, dann aber auch 
die Flagge einer teutschen Bundes¬ 
flotte in den holländischen Häfen 
wehen und diese Flotte zum Schutz 
der holländischen wie zur Gründung 
teutscher Kolonieen nach den fernsten 
Meeren auslaufen zu sehen“ (S. 207). 
Er stellt ferner fest, dass der teutsche 
Patriotismus, dessen Entwicklung 
durch die Anhänglichkeit an die Ein¬ 
zelstaaten gehemmt werde, sich schon 
im Kriege gegen den gemeinsamen 
Feind so herrlich dargestellt habe 
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und in neuerer Zeit durch den Zoll¬ 
verein so merklich gefördert worden 
sei. Auch sei gewiss der Umstand 
von grosser Bedeutung, dass bereits 
teutsche Steuern bezahlt würden. 
Durch gemeinsame Förderung teut- 
scher Interessen könne der schwan¬ 
kende teutsche Patriotismus sich be¬ 
festigen (8. 193 f.). Von diesen Hoff¬ 
nungen für die Entwicklung des Deut¬ 
schen Bundes ist Heinzen ein Jahr 
spater aber völlig zurückgekommen. 
Wie die dem Verf. anscheinend un¬ 
bekannt gebliebene freilich nur ruit 
Vorsicht zu benutzende biographische 
Skizze von A. Frey (Charaktere der 
Gegenwart, Mannheim 1849 I, 105 — 
136) mitteilt, ist Heinzen Verfasser 
dos 1845 erschienenen Schriftchens 
„Öffentliche Dankadresse deutscher 
Preussen an die Herren von Itzstein 
und Hecker“. Über die Frage der 
deutschen Einheit äussert er sich 
darin wie folgt: „Mag es hinfort eine 
zweifache deutsche Einheit geben, 
nämlich eine unter denen, die da 
hudeln, und eine unter denen, die 
nicht mehr gehudelt sein wollen.... 
Nur durch wohlverstandene deutsche 
Zwietracht werden wir zu einer wirk¬ 
lichen deutschen Einheit, nämlich 
auf dem Wege der Freiheit gelangen.“ 
Wir kennen die Erfahrungen, die 
Heinzen auf diesen Weg geführt 
haben, genau genug. Er war Mit¬ 
arbeiter der Rheinischen Zeitung 
gewesen, und nachdem sie im März 
1843 unterdrückt worden war, hatte 
er versucht, die öffentliche Erörterung 
der politischen Zustände fortzusetzen, 
indem er am 18. Mai 1843 öffentlich 
ankündigte, dass er eine über 20 Bogen 
starke — also zensurfreie — Schrift 
„Beiträge zur Geschichte und Cha¬ 
rakteristik der preussischen Bureau- 
kratie“ herausgeben werde, und um 
Einsendung von Material bat. Dies 
Buch wurde — durch Kabinetsordre 
vom 15. August — verboten, ehe es 
erschienen war; der Kampf mit der 
Bureaukratie, der sich darüber ent¬ 
spann, hat Heinzens Radikalismus zu 
der unfruchtbaren Überzeugung ge¬ 
führt, dass die herrschenden Schichten 
des deutschen Volkes für das deutsche 
Einheitswerk nicht in Betracht kämeD. 
Gegenüber dieser geschichtlichen Er¬ 
kenntnis ist es, meine ich, ziemlich 
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belanglos, ob Heinzen ein sympathi¬ 
scher oder unsympathischer Mensch 
war. 

Utrecht. 0. Oppermann. 

Vor bald vierzig Jahren hat Fried¬ 
rich von Weech zum ersten Male den 
Versuch unternommen, für den be¬ 
schränkten Raum eines deutschen 
Eiuzelstaates die Aufgabe zu wieder¬ 
holen, die sich die Allgemeine Deut¬ 
sche Biographie für die gesamte 
deutsche Geschichte gestellt hatte: 
Die Sammlung von Lebensbildern be¬ 
deutender Männer in einer allen 
wissenschaftlichen Ansprüchen ge¬ 
nügenden Bearbeitung. Die fünf¬ 
bändige Ausgabe der „Badischen 
Biographien“ zengt heute von dem 
Erfolg des Unternehmens. Freudig 
dürfen wir jetzt ein zweites derartiges 
Werk in seinen Anfängen begrüssen : 
Hessische Biographien, in Ver¬ 
bindung mit Karl Esselborn 
und Georg Lehnert herausgegeben 
von Herman Haupt. Bd. 1. Lief. 1. 
Darmstadt 1912. 

An Stelle des einen Unter¬ 
nehmers der Badischen Biographien 
ist, auch .das ein Zeichen der Zeit, 
die Historische Kommission für das 
Grossherzogtum Hessen getreten. Der 
Leiter, Organisator und Hauptmit- 
arbeiter zugleich, ist ein einzelner 
geblieben, der nach so vielen Seiten 
hin ausserordentlich verdiente Di¬ 
rektor der Giessener Universitäts¬ 
bibliothek, Herman Haupt. Auch 
er hat sich, wie von Weech, aus 
inneren und äusseren Gründen auf 
die Auswahl von Persönlichkeiten 
beschränkt, „die dem Grossherzog¬ 
tum seit seinem Bestehen kürzere 
oder längere Zeit angehört und in 
Kunst, Wissenschaft, Industrie, im 
Staatsdienst, im öffentlichen Leben 
oder sonstwie sich hervorgetan 
haben“. Ganz abgesehen von dem 
richtigen Gedanken, dass die Ge¬ 
schichte des„Grossherzogtums“Hessen 
eben erst mit dem Jahre 1806 be¬ 
ginnt, ergeben sich aus dieser zeit¬ 
lichen Beschränkung zwei ausser¬ 
ordentlich wichtige Vorteile. Es 
konnten und können in den Nach¬ 
lässen der vor verhältnismässig kurzer 
Zeit verstorbenen „Helden“ Quellen 
erschlossen werden, die zum Teil 
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überreichlich fliessen, nach wenigen 
Jahrzehnten aber ohne dies Ein¬ 
greifen wohl rettungslos versandet 
wären. Zum zweiten aber bringt 
die Erinnerung an unlängst vorüber- 
gescbrittene Männer und Frauen 
den breitesten Kreisen des Volkes 
reichen, unmittelbaren Gewinn. Und 
gerade in diesem Versuch, eine leben¬ 
dige Brücke zu schlagen zwischen 
den rein wissenschaftlichen Arbeiten 
der Kommission und dem Empfinden 
und der Wissbegier der „klugen 
Laien“ sehe ich den wertvollsten Ge¬ 
winn des Unternehmens. In der 
Auswahl der Biographien, unter denen 
Volksschullehrer und Gelehrte ersten 
Ranges, Schauspieler und Staats¬ 
männer mit gleicher Liebe, wenn 
auch nicht in gleichem Umfange, be¬ 
handelt werden, sind die Hessischen 
Biographien ein Vorbild für jedes 
derartige Werk. Für das Gebiet 
dieser Zeitschrift merke ich an, dass 
Alfred Herr mann den Grafen Fried¬ 
rich von Solms-Lauba c h, den ersten 
und einzigen Oberpräsidenten der 
Provinz Jülich-Kleve-Berg, in treff¬ 
licher Skizze behandelt. 

Wenn ich zum Schluss einen 
Wunsch äu8sern darf, so ist es der, 
die Lieferungen schneller als geplant 
(jährlich eine Lieferung, d. h alle 
fünf Jahre einen Band!) folgen zu 
lassen. 

Düsseldorf. P. Wentzcke. 

Wilhelm Hopf, August Vilmar, 
Ein Lebens- und Zeitbild. 
Zwei Bande. Marburg, N. G. El- 
wertsche Verlagsbuchhandlung, 
1913. 462 und 476 Seiten. M. 12 , 
geh. M. 14.-. 

Dieses Buch ist nach zwei Rich¬ 
tungen hin lehrreich. Einmal ge¬ 
währt es tiefen Einblick in die Er¬ 
neuerung des kirchlichen Lebens, die 
sich in Kurhessen seit etwa 1830 
vollzog. Ihre hauptsächlichsten Quel¬ 
len sind die Augsburger Konfession, 
die Kircbenordnungen von 1566 und 
1657 und das Alte Testament. Vil¬ 
mar, der noch 1821 als junger Haus¬ 
lehrer seine theologischen Ueberzeu- 
gungen an Lessings Erziehung des 
Menschengeschlechts gefestigt (I 92), 
die Trinität als nicht gelehrt im 
Neuen Testament und vernunftwidrig 


verworfen und sich über Messeplärren 
und lungernde Pfaffen ereifert hatte 
(I 101) und noch 1829 Schleiermacher 
über alles stellte (I 154), beschäftigt 
sich aus Anlass der Jubelfeier von 
1830 näher mit der Augsburger Kon¬ 
fession, die ihn Schleiermacher „auf 
das vollständigste überwinden lässt“. 
Als 1839 in Kassel eine mit 350 Unter¬ 
schriften bedeckte Petition die Ab¬ 
schaffung der Bekenntnisschriften 
forderte, trat Vilmar mit einer Streit¬ 
schrift hervor, deren leitenden Ge¬ 
danken er selbst dahin zusammenfa6st, 
dass die Frage vor allen Dingen eine 
reine Rechtsfrage und erst hinter¬ 
drein eine Glaubcnsfrage ist (I 393). 
Als Merseburger Gymuasialdirektor 
fordert er 1841, dass dem Alten 
Testameut breitester Raum im Reli¬ 
gionsunterricht gewährt wurde. 

Allen, die wünschen, dass Ord¬ 
nung, Gehorsam und Recht im Staate, 
starke Ueberzeugung und lebendiger 
Glaube in der Kirche herrschen, 
wird das Alte Testament ans Herz 
gelegt (I 271). Man erkennt schon 
hier, dass die Stärkung der Autori¬ 
tät und die Erhaltung der herrschen¬ 
den Rechtszustände unter Vilmars 
Zielen ebenso im Vordergründe steht 
wie die Erhaltung und Festigung des 
Glaubens. Daher denn in den poli¬ 
tischen Konflikten von 1848—1850, 
in denen Vilmar wie bekannt mit 
Hassenpöug zu den vertrautesten Be¬ 
ratern des Kurfürsten gehörte, die 
Sache des letzteren aus vollster Ueber¬ 
zeugung mit der Sache Gottes, die 
Revolution mit der Sache des Teufels 
gleicbgesetzt wird „Die Revolution 
als Sünde in ihrer stufenweisen Ent¬ 
wickelung“ nennt sich ein Artikel 
Vilmars aus dem Hessischen Volks¬ 
freund von 1850. 

Aber trotz dieses leidenschaft¬ 
lichen Eintretens für das Bestehende 
gibt es einen Punkt, an dem Vilmar 
die benschende Rechtsordnung zu 
verändern wünscht. Er ersehnt die 
Freiheit der Kirche vom Staate, 
qnd zwischen seinen kräftigen Schelt- 
worten über das revolutionäre Wesen 
taucht von vornherein die Hoffnung 
auf, dass die freie Kirche als Siege¬ 
rin aus demselben emporsteigen werde. 
„Mein Trost“, schreibt er schon am 
3. Marz 1848, „ist immer der alte: 
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der grosse Herr Gott wichst den 
einen Teufel mit dem Schwänze des 
andern weidlich dnrcb, vertragen 
können sie es alle beide. Vielleicht 
haut Er dann auch, der alles kann, 
mitten zwischen die beiden Teufel 
das Haus Seiner Kirche. Unser kur- 
hessisches Stockregiment in kirch¬ 
lichen Dingen ist wahrhaftig nicht 
viel besser als der Zerstörungslärm 
der Radikalen. Frei muss die Kirche 
werden von dem Regiment derer, die 
selbst nichts glaubenund zum Kircben- 
regimente weder göttlichen noch welt¬ 
lichen beruf haben“ (II 4 f,). Und 
bei diesen frommen Wünschen ist 
Vilmar keineswegs stehen geblieben; 
er hat die erste durch den Sieg der 
Revolution sich bietende Gelegenheit 
ergriffen, utn die Kirche zu befreien 
Auf seinen Antrag forderte die am 
14. Februar 1819 in llasberg gehal¬ 
tene Kouferenz von Mitgliedern und 
Freunden der hessischen Kirche die 
Uebertragung der landesherrlichen 
Kirchengewalt an die Superintenden¬ 
ten und Inspektoren, weil der landes¬ 
herrliche Kpibkopat mit dem Artikel 
V der Grundrechte des deutschen 
Volkes, die am 3. Januar 1849 in 
Hessen als Reichsgesetz verkündet 
worden waren, nicht mehr vereinbar 
sei. In Ausführung dieser Beschlüsse 
hat Vilmar durchgesetzt, dass durch 
die kurfürstliche Entschliessune vom 
10. April 1851 die amtlichen Befug¬ 
nisse der Superintendenten in dem 
Umfange, den ihnen die lutherische 
Kirchenordnunw von 1566 zugewiesen 
hatte, hergestellt wurden (II 215). 
Auf Grund dieser Befugnisse hat 
dann Vilmar als stellvertretender 
General Superintendent sein Kirchen¬ 
regiment treu im Geiste des lfi. Jahr¬ 
hunderts geführt. .Die liebe Resi¬ 
denz Kassel“, schreibt er am 1, Fe- | 
bruar 1854, „haben wir in hpftige 
kirchliche Fermentation gesetzt, in¬ 
dem von der Kanzel der grossen Kirche 
für einige Horenwirte der Gemeinde 
zweimal — als Vorbereitung der Ex- 
ko mnunikation — ist gebetet wor¬ 
den“ (11 241). 

Allein mit dieser eifernden Priester- i 
Herrschaft war es alsbald zu Ende, 
naciid'rn die absolutistische Staats¬ 
gewalt sich der ihr auferlegten kon¬ 
stitutionellen Beschränkungen wieder 1 
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entledigt hatte. Hopf selbst hat das 
(II 217f.) mit aller wünschenswerten 
Deutlichkeit dargelegt. Die revidierte 
LandesvertasstiDg vom 13. April 1852 
machte den Genuss der bürgerlichen 
und staatsbürgerlichen Rechte vom 
Glaubensbekenntnis wieder abhängig, 
und damit wurden die 1849 von der 
Konferenz gegen das landesherr¬ 
liche Kirchenregiment erhobenen 
Bedenken hinfällig. Das wiederer¬ 
starkte Selbstgefühl des Kurfürsten 
aber suchte dies Kirchenregiment in 
vollem Umfang zurückzugewinnen; 
er versagte Vilmars Wahl zum Gene- 
ralsuperintendcnlendieGenehmigung, 
was den Rücktritt des zweiten Mi¬ 
nisteriums llassenpdug im Oktober 
1855 zur Folge hatte. Aber Vilmar 
hat au seinem kirchenpolitischen 
System unerschütterlich festgehalten 
und es noch 1861 in Leitsätzen zu¬ 
sammengefasst, die er der von ihm 
ins Leben gerufenen Pastoralkonfe- 
renz beider Hessen vorlegte : die Lehre 
von der Kirche, wie sie in der Augs- 
burgischen Konferenz enthalten ist, 
ist die für den Bereich des luthe¬ 
rischen Bekenntnisses au?schliesslich 
massgebende; ausschliesslicher Re¬ 
gierer der Kirche ist das geistliche 
Amt; es ist ein direkt göttliches 
Institut und ist nur eins: das der 
Hirten, der Pastorat. Dazu kommen 
kraft apostolischer Autorität das Amt 
des Bischofs, das von der Augsbur- 
burgischeu Konfession ausdrücklich 
anerkannt ist, und das Amt des Dia¬ 
konen. Wie man siebt, bat Vil¬ 
mar nicht den kleinsten Stein aus 
dem Bau gebrochen, den die Refor¬ 
matoren des 16. Jahrhunderts auf 
dem Grunde der patristischen Lehre 
errichtet hatten. 

Was aus Vilmars Biographie 
zweitens zu lernen ist, ist ein unbe¬ 
fangenes Urteil über das politische 
Verhalten der kurhessischen Konser¬ 
vativen während der schicksalsvollen 
Jahre 185t)—1866 Nicht als ob sich 
der Historiker Vilmars Standpunkt 
irgendwie zu eigen machen könnte. 
Aus seinen brieflichen Äusserungen 
spricht, auch nachdem der Biograph 
— leider! — die stärksten Ausdrücke 
getilgt hat (II 416), ein fanatischer 
Hass gegen die politischen Mächte 
des liberalen Nationalismus, ein Hass, 
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der sich durch seine naive Ver¬ 
quickung mit alttestamentlichen Vor¬ 
stellungen zu grotesker Wirkung 
steigert. „Sieben“, heisst es in einem 
Brief vom 22. November 1860 (II 326), 
„machen nach dem alten Sprichwort 
einen Galgen voll, und so möchte ich 
denn vor meinem Ende noch Mazzini, 
Garibaldi, den König von Sardinien, 
Cavour, Napoleon, Itussel und Pal¬ 
merston an einem Galgen hängen 
sehen. Doch auf dieser Welt pflegt 
Gott der Herr Gerechtigkeit nur 
selten zu üben. Die grössten Scheu¬ 
sale und Königsmörder von 1793 
haben ein ruhiges Alter von meist 
88 bis 93 Jahren erlebt, wie ich denn 
selbst noch vor sechzehn Jahren eine 
solche, damals 87 Jahre alte Bestie 
gesehen habe, die sich äusserst wohl 
befand.“ Aber solche Ausbrüche der 
Leidenschaft haben doch nicht nur 
den Wert einer historischen Merk¬ 
würdigkeit. Sie kennzeichnen die 
tiefe Abneigung, mit dem das deut¬ 
sche, noch mit allen Fasern im 
Mittelalter wurzelnde Wesen das 
Emporwachsen der neuen staatlichen 
Mächte aus Revolution und aufge¬ 
klärtem Absolutismus verfolgte. Dass 
sich aus diesen beiden Faktoren auch 
die preussische Grossmachtspolitik 
zusammensetzte, das hat Vdmar seit 
1859 mit scharfem Blick erkannt 
(vgl. II 325) und immer wieder mit 
einer Deutlichkeit ausgesprochen, die 
man nur als herzerfrischend bezeich¬ 
nen kann angesichts der Art, in der 
diese Dinge lange Zeit von der klein¬ 
deutschen Publizistik behandelt wor¬ 
den sind. Konnte doch Sybel noch 
1893 über Hassenpflug einen Artikel 
veröffentlichen, der das Walten der 
ewigen Mächte für die kleindeutsche 
Sache ganz ebenso in Anspruch 
nimmt, wie Vilmar den Gott des 
Alten Testamentes fürdiekurbessische 
Souveränität bemüht hatte. „Hassen¬ 
pflug und Vilmar“ sagt Sybel, „unter¬ 
lagen nicht einem siegenden Wieder- 
emporkommen ihrer Gegner: man 
möchte sagen: die Nemesis war hier 
erfinderischer. Sie hatten Kraft und 
Ehre und guten Ruf daran gesetzt, 
um die Macht des Kurfürsten aus 
Österreichs Stellung zu erhöhen: 
wenige Jahre nachher wurde Hassen¬ 
pflugs Streben durch Österreich ge¬ 


lähmt, und dann beide vom Kur¬ 
fürsten aus ihren Ämtern geworfen. 
Und damit die Strafe (!) vollständig 
wurde, erlebten sie noch den Sturz 
der durch Hassenpflug geschaffenen 
Landesverfassung von 1852.“ Gegen¬ 
über solchen Äusserungen ist es 
dienlich, die ergreifenden Worte der 
Vorrede anzuführen, die Vilmar am 
15. Februar 1867 seinem Handbuch« 
lein für Freunde des deutschen Volks¬ 
liedes vorausgeschickt hat (11 424): 
„Arnim gab in der Zeit des tiefsten 
Elends und der tiefsten Erniedrigung 
Deutschlands seine Zeitschrift heraus : 
Trosteinsamkeit, eine Zeitung für Ein¬ 
siedler — für diejenigen bestimmt, 
welche dem Gram und Schmerz über 
das Vaterland auf Augenblicke, sich 
mit der Poesie in die stille Einsam¬ 
keitzurückziehend, entgehen wollten. 
Das entsetzliche Unglück meines an¬ 
gestammten Fürsten und meines 
Vaterlandes liess mich nach einer 
Beschäftigung greifen, in welcher ich 
den Zorn über den ungeheuren Abfall 
von dem Worte Gottes und den Ab¬ 
scheu vor den Abgefallenen wenn 
auch nicht überwinden, doch zeitweise 
vergessen konnte“. So innig war 
dieser harte Zelot mit volkstümlichem 
Wesen verwachsen, und sein zähes 
hessisches Stammesbewusstsein gefiel 
sich sogar in der Erwägung, dass in 
den Adern der preussischen Sieger 
das germanische Blut weniger unver- 
mischt tiiesse. Gegen die Segnungen 
der preussischen Bureaukratie wehrt 
er sich am 1. April 1867 mit folgen¬ 
der Betrachtung (11432): „DerPrcusse 
als ein Mischling, halb Slave, ein 
Drittel Preusse(Littaner), ein Sechstel 
Deutscher, ist von Natur ein Er¬ 
oberer, folglich ein Gleichmacher ... 
er muss unifizieren, kann keine Be¬ 
sonderheit gelten lassen“. 

Der Biograph hat zu seinem Helden 
in nahem verwandtschaftlichem, per¬ 
sönlichem und geistigem Verhältnis 
gestanden und teilt seine politischen 
und kirchlichen Überzeugungen. Da¬ 
mit ist gesagt, dass man die von Hopf 
gebotene Geschichtsdarstellung nur 
mit der nötigen Vorsicht benutzen 
darf. Aber da Vilmar in sehr aus¬ 
gedehntem Masse selbst zu Worte 
kommt, kann man sich allenthalben 
I selbst sein Urteil über ihn bilden. 
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Man wird dann freilich die Dinge 
vielfach in anderem Lichte sehen als 
Hopf, manche von ihm nicht aufge¬ 
worfene Frage beantwortet wissen 
wollen. So fällt es angesichts der 
Sorgfalt, mit der Vilmars geistiger 
Werdegang dargelegt ist, doppelt 
auf, dass man nirgends dem Namen 
Hegels begegnet, der doch auf Vilmars 
Geschichte der deutschen National¬ 
literatur (I 346 tf.) zweifellos sehr 
stark, anscheinend aber auch schon 
auf den merkwürdigen Aufsatz aus 
dem Sommer 1828 „Zeichen der Zeit“ 
(1 148) eingewirkt hat. Hopf hat 
sich ferner Vilmars Überzeugung zu 
eigen gemacht, dass die Revolution 
von 1848 „die dämonischen Züge des 
Reiches der Finsternis“ trug und 
über sie nur „die Kirche Christi, das 
Amt der Kirche, der Glaube der 
Kirche, das Gehet der Kirche“ den 
Sieg gewonnen haben (II 247). Diese 
Auffassung ist mit den tatsächlichen, 
oben von uns gekennzeichneten Ver¬ 
hältnissen nicht vereinbar. Die auf 
der Hasberger Konferenz versam¬ 
melten Vertreter der kurhessischen 
Kirche haben den Sieg des Reiches 
der Finsternis in einem wesentlichen 
Punkte anerkannt, weil er die Aus¬ 
sicht auf Befreiung der Kirche vom 
Staat eröffnete, und das von der be¬ 
freiten Kirche aufgerichtete Reich 
Gottes hat nur so lange gewährt, wie 
die Errungenschaften der Revolution 
zu recht bestanden. Und noch ein 
Drittes sei angeführt. Man hätte ge¬ 
wünscht, doch wenigstens mit ein 
paar Sätzen die Grenzen von Vilmars 
Wesen umschrieben zu finden. Auch 
sie sind oben schon berührt worden: 
sie liegen darin, dass nicht die Re¬ 
ligion, sondern die Kirche, die Orga¬ 
nisation zur Aufrechterhaltung von 
Autorität, Zucht und Ordnung sein 
ganzes Wesen erfüllt. Nicht der wer¬ 
dende, sondern der entartende Pro¬ 
testantismus hat ihm das Gepräge 
gegeben. Darum und nur darum, 
nicht aber weil die Welt immer 
schlechter und gottloser wird, wie 
Vilmar in dickeren escbatologischen 
Betrachtungen es auszumalen liebte, 


hat seine Erscheinung schon heute, 
noch kein halbes Jahrhundert nach 
seinem Tode, etwas so Fremdartiges, 
dass es selbst dem Historiker schwer 
wird, sie ohne ein absprechendes 
Wort zu würdigen. 

Utrecht. O. Oppermann. 

Richard Augst, Bismarck und Leo¬ 
pold v. Gerlach, ihre persön¬ 
lichen Beziehungen und deren 
Zusammenhang mit ihren politischen 
Anschauungen, 1913, Quelle und 
Meyer in Leipzig. 108 Seiten, geh. 
Mk. 3.-, geh. Mk. 3.60. 

Dies hübsch ausgestattete Büch¬ 
lein legt dar, dass Bismarcks real¬ 
politisches, nur durch den staatlichen 
Egoismus bestimmtes Denken von 
Anfang an grundverschieden war von 
i dem antirevolutionären Doktrinarismus 
Leopolds von Gerlach. Nur weil die 
politischen Ziele beider Männer sich 
anfangs im wesentlichen deckten, 
konnten sie sich über diese Verschie¬ 
denheit eine Zeitlang täuschen. Das 
ist nicht gerade neu, und der Verf. 
hätte mit Nutzen die einschlägigen 
Ausführungen in Meineckes Buch 
„Weltbürgertum und Nationalstaat * 
heranziehen können, das auffallender¬ 
weise nirgends erwähnt wird. Gleich¬ 
wohl ist die allen Einzelfragen sorg- 
! faltig nachgehende Darstellung der 
Beziehungen zwischen Bismarck und 
Gerlach verdienstlich. Schade nur, 
dass die Anmerkungen an den Schluss 
des Buches verwiesen und überdies 
für jedes Kapitel besonders numeriert 
sind. Wer eine Qnellenstelle finden 
will, muss also nicht nur nach hinten, 
sondern auch zur letzten Kapitelüber¬ 
schrift zurückblättern, um zunächst 
einmal festzustellen, in welchem Ka¬ 
pitel er sich befindet. Davon abge¬ 
sehen liest sich das Buch recht an¬ 
genehm; in dem Satze auf S. 74 
„Wehe wenn sich die Kleinstaaten 
wagten ... eigenmächtig zu Österreich 
abzuschwenken“ ist freilich ein Pro¬ 
vinzialismus untergelaufen, der über 
die engere Heimat des Verf. keinen 
Zweifel lässt. 

Utrecht. 0. Oppermann. 
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Der Repräsentantencharakter der deutschen 

Landstände. 

Eine rechtshistorische Untersuchung vornehmlich für 

das Mittelalter- 

Von Dr. Wilhelm Schiefer. 

I. 

Die herrschende Ansicht über die Verfassung des ständischen 
Staates, insbesondere über die Landstände als eine Form der Volks- 
oder Landesvertretung hat ihre Begründung und Ausbildung erfahren 
durch G. v. Below und F. Rachfahl. Ersterer hat uns zunächst die 
landständische Verfassung von Jülich-Berg 1 ) erschlossen und dann das 
System des ständischen Siaatsrechtes überhaupt entwickelt in seinem 
Werke: „Territorium und Stadt“, 1900. Rachfalils zusammenfassende 
Arbeiten: „Der dualistische Ständestaat“ (Jahrbuch für Gesetzgebung 
usw., hrsg. von Schmoller, Bd. XXVI, 1903) und „Alte und neue 
Landesvertretung“ (a. a. 0. Bd. XXXIII, 1909) fussen auf seiner Be¬ 
schäftigung mit den ständischen Verhältnissen in den verschiedensten 
Territorien. Nach der Ansicht dieser beiden Forscher ist die alte 
Landschaft ihrer rechtlichen Natur nach ebensogut als eine Volks¬ 
vertretung aufzufassen, wie unsere modernen Parlamente. Der Unter¬ 
schied zwischen beiden Verfassungsinstitutionen würde weniger „als 
eine Frage des Rechtes denn der Zweckmässigkeit“ zu gelten haben. 

Gegen diese, die Literatur beherrschende Ansicht hat sich mit 
ausführlicheren Erörterungen nur Fr. Tezner gewandt in seiner Ab¬ 
handlung „Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staatsrechtes“ *), 

’) G. v. Below, Die landständische Verfassung in Jülich-Berg bis zum 
J. 1511, I, II, III Zeitschrift d. berg. Geschichtsvereins, Bd. 21—22. 

— —, Landtagsakten von Jülich-Berg 1400—1600. Bd. I, 1895, Bd. II, 
1907. (Publik, d. Gesellsch. f. rhein. Geschichte XI.) 

*) Fr. Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staats¬ 
rechtes, in Staats- und sozialwissensch. Forschungen. Hrsg. v. Schmoller, 
Rd. XIX, 1901 

VVestd. Zeitschr. f. Gesch u. Kunst. XXXII, III. 1 < 
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und er spricht den Landständen den Charakter von Volksvertretern ab. 
Jüngst hat dann gelegentlich einer Untersuchung über die preussische 
Herrschaft und die Stände am Niederrhein J. Ilashagen die Frage 
wieder angeschnitten, „ob die Stände rechtlich das Land oder nur sich 
vertreten“ und bemerkt, „dass durch die Ausführungen v. Belows die 
Frage noch nicht entschieden sei“ 8 ). 

Vorliegende Arbeit will der Frage nun, einer Anregung Hasliagens 
folgend, weiter nachgehen. Sie stellt in den Mittelpunkt ihrer Betrach¬ 
tung die Untersuchung der rechtlichen Natur des Verhältnisses der den 
Monarchen des ständischen Staates beschränkenden Gewalten zum Volke. 
Dabei wird sich aber nicht vermeiden lassen, hier und da weiter aus¬ 
zuholen, als es fürs erste erforderlich zu sein scheint, da andere Fragen 
des ständischen Verfassungsrechtes mit der vorliegenden in engster 
Beziehung stehen 3 4 ). Was die Abgrenzung unserer Aufgabe betrifft, so 
sei bemerkt, dass wir vornehmlich die Zeit des ausgehenden Mittel¬ 
alters zu berücksichtigen gedenken, wenngleich wir, diese Schranken 
gelegentlich zu überschreiten, für notwendig erachten. Hinsichtlich der 
Methode sei erwähnt, dass es angebrachter erschien, nicht die Verfas¬ 
sung eines einzelnen Territoriums ganz in den Mittelpunkt zu stellen 
und Angaben über andere zur Ergänzung und Berichtigung heranzuziehen, 
um auf diese Weise ein relativ allgemeingültiges Bild zu gewinnen, 
sondern die verschiedenen Territorien, soweit darüber Material zur 
Verfügung steht, gleiclmiässiger zu berücksichtigen; denn so, scheint es. 
wird vorschnellen Verallgemeinerungen der für ein Territorium gewon¬ 
nenen Resultate eher vorgebeugt. Bei der Natur dieser zum grossen 
Teil mit begrifflichen Erörterungen sich abgeber.den und im übiigen 
zusammenfassenden Untersuchung kann ein Zurückgreifen auf primäre 
Quellen nur insoweit erfolgen, als sie gedruckt vorliegen. Zahlreicher 
und ebenso wichtig wie die Publikationen der Urkunden und Akten 
sind die Bearbeitungen, die das zumeist sehr umfangreiche handschrift¬ 
liche Material über das Ständestaat liebe Verfassungsleben der einzelnen 
Territorien in der für einen solchen Zweck allein benutzbaren Form 
bieten und gewissermassen den Rang von Quellen annehmen. 

3 ) Westdeutsche Zeitschrift, Bd. 28, S. 4, Anm. 25. Es sei mir ge¬ 
stattet, auch an dieser Stelle Herrn I’rivatdozenten Dr. J. Hashagen meinen 
ergebensten Dank auszudrücken für die Anregung zu dieser Arbeit und 
seinen sachkundigen Rat. 

4 ) Vgl. Rachfahl, Alte und neue Landesvertretung in Deutschland, 
S. 90 in Jahrb. f. Gesetzgebung usw., Bd. XXXIII, 1909. 
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Bevor wir an das eigentliche Thema heranschreiten, wird es an¬ 
gebracht sein, einige begriffliche Bestimmungen und einige erläuternde 
Vorbemerkungen über die Natur des ständischen Staates vorauszuschicken. 
Unter Landständen verstehen wir die Gesamtheit derjenigen Personen 
bezw. Körperschaften eines Territoriums, die in Regierungsangelegen¬ 
heiten eine den Landesherrn in seiner Machtbefugnis beschränkende 
Gewalt auszuüben pflegen, wobei wir die Frage nach der rechtlichen 
Grundlage dieser Mitwirkung und damit das Verhältnis dieser Personen 
bezw. Körperschaften zu der Gesamtheit des Volkes noch unent¬ 
schieden gelassen haben. Was sodann die Vorstellung von dem eine 
menschliche Gesellschaft umschliessenden Verbände angeht, den wir 
Staat nennen, so muss man sich zunächst vergegenwärtigen, dass die¬ 
selbe für den ständischen Staat in ungleich höherem Masse einen Ideal¬ 
typus betrifft, als dies beim modernen Staate der Fall ist. Bei der 
Bildung dieses hat die Reflexion, die auf spekulativ-deduktiver Idee 
beruhende Staatskonstruktion, sehr stark eingewirkt, während der 
ständische Staat ohne einen solchen Einfluss der Theorie entstand und 
für ihn allein die historischen Faktoren in ihrer bunten Mannigfaltig¬ 
keit tätig gewesen sind. 

So weisen denn die landständischen Verfassungen der deutschen 
Territorien zahllose Verschiedenheiten auf. und nur wenige für ein 
Territorium gültige Aufstellungen gibt es, denen nicht irgend ein Gegen¬ 
zeugnis entgegengestellt werden könnte. Bei der Form, in der sich 
die landständische Mitwirkung am Landesregiment äussert, dem Umfang 
der ständischen Befugnisse, der Beschränkung der Standschaftsfähigkeit 
auf den einen und anderen Stand usw. sind grosse Unterschiede zu 
bemerken. Aber gewisse Grundzüge ihrer staatsrechtlichen Natur sind 
ihnen allen gemein, und in ihnen unterscheiden sie sich vielfach 
wesentlich von der des modernen Staates 5 ), so dass ein näheres Ein¬ 
gehen auf diese Unterschiede wohl am Plaize ist. 

Ganz geläufig ist unserm heutigen Denken die abstrakte Erfassung 
des Staates als einer Persönlichkeit, welche nicht in den ihr subsistierenden 
Individuen aufgeht, „welche ihre Daseinsbedingungen nach eigenen Gesetzen, 
nicht aber nach dem, wenn auch von noch so idealer Auffassung 
getragenen Willen einzelner Individuen erfüllt“ 6 ). Auf diesen als Ein¬ 
heit gefassten Staat wirken bei unserm konstitutionellen System zwei 

*) Itachfahl, Alte u. neue Landesvertretung, S. 114. 

•) Tezner, Technik usw., S. 8(>. 
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Faktoren ein: die Krone (bezw. Präsidium) und die Volksvertretung; 
beide gehen aber in der einen Persönlichkeit des Staates auf. und ihre 
Kompetenzen unterliegen einer sachlichen Erwägungen folgenden festen 
Aufteilung. Anders im ständischen Staate. Ihm fehlt die Vorstellung 
„einer einheitlichen öffentlichen Staatsgewalt, welche, unabhängig von 
ihren jeweiligen Trägern bestehend, in diesen nur ihre Organe sieht“ ’), 
ihm fehlt der Begritf, der Landesherrn und Stände „als Glieder eines 
und desselben einheitlich zu denkenden Staates umfasst.“ Nach heu¬ 
tigen staatsrechtlichen Begriffen ist der ständische Staat überhaupt 
kein Staat. Vielmehr „bedeutet der ständische Dualismus 8 ) eine nach 
den jeweiligen Machtverhältnissen verschieden ausfallende Zerschneidung 
des Staates in zwei Stücke, von denen eines dem Herrscher, das andere 
den Ständen patrimonial- und individualrechtlich zugehört“ 9 ); es 
existiert kein organisches Band, das beide Teile zu einer Einheit ver¬ 
bindet. Landesherr und Stände sind beide selbständige Rechtssubjekte, 
von denen jedes seine „besonderen Beamten, Gerichte, Kassen, ja selbst 
Heere und Gesandte hat, sodass der ständische Staat in seiner kon¬ 
sequenten Ausbildung als ein Doppelstaat erscheint“ l0 ). Die einzelnen 
unmittelbaren Glieder, aus denen der ständische Staat sich auf baut, 
sind nicht die gleichartigen Atome unserer heutigen Gesellschaftsordnung, 
sondern die unmittelbaren Glieder sind die mit besonderen Herrschafts¬ 
befugnissen und Rechten ausgestatteten Einzelpersonen und genossen¬ 
schaftlichen Verbände. In dem grössten Teile unseres Vaterlandes, so 
besonders in den östlichen Territorien verteilte sich das ganze Gebiet 
restlos unter den Landesherrn und jene Elemente, während andernorts 
— vornehmlich im Westen — versprengte Reste freier Bauern mit 
ihrem Besitz gleichsam die Fugen ausfüllen in dem aus den Besitz- 
komplexen jener Faktoren gebildeten bunten Mosaik. 

Noch über ein Zweites müssen einige erläuternde Worte voran¬ 
geschickt werden. Welches Verhältnis ist staatsrechtlich als Volks¬ 
vertretung zu bezeichnen? Nicht nur die im gelegentlichen Gebrauche 
öfters mangelnde juristische Schärfe bei der Verwendung des Ausdruckes 
Vertretung, der zur bequemen Bezeichnung mannigfacher Verhältnisse 

T ) Hüsing, Das Staatsrecht der Großlierzogtümer Mecklenburg, S. 38, 
in Marquardsen, Handbuch des oft'. Hechtes, III, 2. 

8 ) Vgl. gegen Tezner, a. a. 0., S. 14, die zutreffende Bemerkung Rach¬ 
fahls, Dualist. Ständestaat, S. 20l>—2U8. 

•) Tezner, Technik und Geist. S. 8(i. 

10 ) G. Jelliuek, Das Hecht des modernen Staates. Bd. I. Allg. Staats¬ 
lehre DKM), S. 292. 
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benutzt wird, lässt eine begriffliche Bestimmung an dieser Stelle wohl 
angebracht erscheinen, sondern vornehmlich der Umstand, dass dieselbe 
für unsere Untersuchung von besonderer Tragweite sein muss und die 
verschiedene Beurteilung des von uns zu betrachtenden Rechtsverhält¬ 
nisses leicht aus einer verschiedenen Erfassung des Repräsentations¬ 
begriffes hervorgehen könnte. Naturgemäss kann bei der grossen Zahl 
der im öffentlichen Leben zu Vertretenden nicht jeder Einzelne seinen 
besondern Vertreter haben n ), sondern eine Vertretungsperson kann immer 
nur für viele Vertretene fungieren. Mit dieser Voraussetzung ist nach¬ 
stehende, auch seitens v. Below aufgenommene Definition dieses Rechts¬ 
verhältnisses durch Robert v. Mohl gefasst. Nach letzerem ist 
„Repräsentation oder Vertretung im staatlichen Sinne diejenige Ein¬ 
richtung, vermöge welcher der einem Teile oder der Gesamtheit der 
Untertanen zustehende Einfluss auf Staatsgeschäfte durch eine kleinere 
Anzahl aus der Mitte der Beteiligten in ihrem Namen und verpflichtend 
für sie besorgt wird“ lt ). 

Charakterisieren wir das Repräsentationsverhältnis noch etwas 
ausführlicher. Nach der hier zu Grunde liegenden Anschauung ist die 
mehr oder minder vollständige Gesamtheit der Untertanen zur Aus¬ 
übung ihrer politischen Rechte befugt; wegen technischer Schwierigkeit 
oder Unmöglichkeit der gemeinsamen Handhabung des politischen Mit¬ 
wirkens erfolgt die Übertragung dieses Rechtes auf „eine kleinere 
Anzahl aus der Mitte der Beteiligten“ (und zwar zumeist durch einen 
Willensakt eben dieser). Jene „kleinere Anzahl“ bildet also die Organe, 
durch die der Untertanenverband handelt, deren Wille als Verbands¬ 
wille gilt 13 ). Diese Organe sind aber immer sekundäre Organe 14 ), 

") Die Unmöglichkeit oder Umständlichkeit der Mitwirkung aller 
Berechtigten ist ja das politische Agens für das Werden der Repräsen¬ 
tationsidee. 

,J ) 11. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Bd. 1, S. 8. — 
Wie man aber auch den Begriff Repräsentation bestimmen mag, f'estzuhalten 
ist an dein Vorhandensein des Gedankens, dass der Vertreter ein Recht 
ausübt für einen andern, dem dies im Grunde zusteht. Fehlt dieser Ge¬ 
danke, so kann m. E. von einer Repräsentatividee keine Rede sein. Die 
Rechtsverbindlichkeit der Beschlüsse einer Person für Dritte kann auf einem 
Rechte der Vertretung für diese oder auf einer obrigkeitlichen Stellung über 
diesen fussen. Eine Definition, welche die in Frage stehende Rechtsstellung 
so umschreibt, dass beides hieraus entnommen werden kann, ist zu weit 
gefasst, da jede Bestimmung und Verfügung kraft obrigkeitlicher Gewalt als 
ein Ausfluss einer Vertreterstellung erscheinen könnte. Näheres s. Kap. 3. 

1S ) Jellinek, I, S. 494. - '*) A. a. 0. S. 535. 
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Organe eines anderen primären Organes, eines Reehtssubjektes, das in 
seiner Wesenheit mit jenen nicht identisch ist — eben des mit poli¬ 
tischen Rechten versehenen Teiles (oder Gesamtheit) des Volkes. Dem¬ 
nach kann staatsrechtlich den Repräsentanten die Anteilnahme an der 
staatlichen Herrschaft nur in dem Sinne zustehen, dass sie an Stelle 
„des primär zur Selbstausübung berufenen Volkes“ den diesem zu¬ 
stehenden Anteil an der Bestimmung seiner Geschicke auszuüben und 
die Interessen des Volkes zu wahren haben, nicht aber etwa kraft eines 
originären, nur ihnen zustehenden und ihnen eigenen Rechtes. 

Im Fort sch reiten unserer Untersuchung werden wir nun unser 
Augenmerk darauf zu richten haben, inwiefern das ständische Staats¬ 
recht mit den hier gezeichneten Grundstrichen einer repräsentativen 
Staatsidee übereinstimmt, ob der alte „Landtag den Charakter einer 
repräsentativen Versammlung lä i“ ebensogut trägt wie unsere heutigen 
Parlamente, oder aber, ob die Abweichung der der ständischen Ver¬ 
fassung zu Grunde liegenden Idee von der repräsentativen so funda¬ 
mentaler Art ist. dass es unstatthaft erscheint. Landstände und modernes 
Parlament, beide als Volksvertretung' 6 ) zu bezeichnen, ob nicht viel¬ 
mehr erstere als in einem Obrigkeitsverhältnis zum Volke stehend zu 
betrachten sind. 

II1. 

Zur Beurteilung dieser Frage suchen wir vielleicht zunächst Auf¬ 
schluss bei der zeitgenössischen Rechtstlieorie; eine systematische Be¬ 
handlung der rechtlichen Stellung der Landstände dürfen wir allerdings 
nicht erwarten. Für die auf romanistisch-kanonistischer Lehre sich 
aufhauende Korporationstheorie des ausgehenden Mittelalters ist „eine 
Ausübung der Volksrechte durch Repräsentanten Versammlungen ein ge¬ 
läufiger Gedanke“. Wo ein Recht der Gesamtheit dem Herrscher 
gegenübergestellt wird, erklärt man die Ausübung desselben durch eine 
Versammlung von Vertretern für möglich. Im Staate werden die engeren 
und weiteren ständischen Versammlungen „als zur Ausübung der Volks¬ 
rechte berufene Vertretungen aufgefasst“ l7 ). Aber wie sehr die An¬ 
sichten dieser Theorie der Wirklichkeit abgekehrt sind, zeigt schon 

’•) Rachfahl, Dualist. Ständestaat, S. 192—93. 

u ) Zu den Ausdrücken Volks- oder Landesvertretuug vgl. Rachfahl, 
a. a. 0. und Alte und neue Landesv., S. 105 u. 109, Vertretung des Landes, 
d. h. der Gesamtheit der Untertanen. 

17 ) Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, 18(18—81. Bd. III, 
S. (KU—602. 
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ihre Anschauung von der Stellung des Landesherrn und der Stände 
als sich zu einer Staatseinheit ergänzenden organischen Gliedern, 
während doch die staatlichen Zustände ihrer Zeit das Gegenteil be¬ 
wiesen; sodann 17 ) führt man die repräsentativen Befugnisse der Stände- 
versammlungen „auf einen mindestens ursprünglich (wenn auch viel¬ 
leicht sofort erblich für ein ganzes Geschlecht) durch Wahl erteilten 
Auftrag zurück, welchen die einzelnen Volksabtei langen ihren Vor¬ 
stehern oder Rektoren gegeben haben sollten u . So entwickelt Nikolaus 
von Cues 18 ) zumal für das Reich aus dieser Theorie ein vollendetes 
Yerfassungssystera, demzufolge das Volk seine politischen Rechte ver¬ 
mittels der durch Wahl geschaffenen Repräsentanten zur Ausübung 
bringen soll. Gegen eine solche Auffassung ihrer Stellung und deren 
Begründung würden nicht zuletzt die Stände selbst sich energisch ge¬ 
wandt haben. Die Rechtstheorie, wie sie uns seit dem 16. Jahrhundert 
in den Rechtsgutachten einzelner Rechtslehrer oder der Juristenfakul¬ 
täten über landständische Streitfälle begegnet, lässt sich explicite über 
das Rechtsverhältnis der Stände zu der Gesamtheit der Untertanen 
nicht aus. Die Stellung der Landschaft wird einfach als etwas Ge¬ 
gebenes hingenommen, die Stände als eine eigenberechtigte Korporation 
aufgefasst, soweit die Hindeutungen reichen. So finde ich auch in dem 
von Gierke ia ) erörterten Rechtsgutachten Pruckmanns *°) keinen Anhalts¬ 
punkt. der jenen zu dem Satze „die durch ihre Stände vertretene 
Landschaft usw.“ berechtigte. Nach diesen Worten müsste man Stände 
und Landschaft als zwei gesonderte Subjekte betrachten; dem ist aber 
keineswegs so. Es handelt sich vielmehr um die aus den Akten land- 
ständischer Praxis bekannte gleichwertige oder pleonastische Verwendung 
dieser Ausdrücke**). Die ganzen Ausführungen Pruckmanns bestätigen 
diese Auffassung vollauf. Nicht um einen Prozess, den das Land, 
vertreten durch die Stände, führt, sondern um lites ordinum handelt 
es sich **); die domini Status streiten nicht um das Geld des Landes, 
sondern um ihr Geld, um pecunia ordinum * 3 ). Von einem hinter den 

ll ) Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht. 1868— 81. Bd. III, 
S. 601—602. 

,# ) Nicolaus Cusanus, De coneordantia catholica, III c. 12 und 25. 

’•) Gierke, Bd. III, S. 693, Amn. 18. 

*°) Pruckmann, Consilia sive responsa. Lipsiae 1603. I, cons. 30. 

ll ) Vgl. etwa v. Below, Landtagsakten, I, S. 54 oder die durchaus 
eindeutige Stelle bei Glagau, Hess. Landtagsakten, Bd. I, 1‘JOO, S, 288. 

**) Pruckmann, I, cons. 30, S. 534. 

*•) A. a. O. S. 539. 
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Ständen stehenden llechtssubjekte. dessen Angelegenheiten sich im Rechts¬ 
handel befinden, ist keine Spur. 

Wird man diesen Ausführungen grössere Bedeutung für die Be¬ 
urteilung unserer Frage auch nicht zuschreiben, so dienen sie immerhin 
dazu, gegenteilige, daran anknüpfende Ansichten auf ihr richtiges Mass 
zu beschränken. Dass die Rechtslehre die Geltung des Majoritäts- 
prinzipes für das gesamte ständische Korpus annahm im Gegensatz zur 
Praxis, oder dass sie die Landesherrschaft für berechtigt hielt, occurrente 
necessitate eigenmächtig allgemeine Steuern zu erheben, oder gar grund¬ 
sätzlich die Dienst- und Steuerpflicht aller Landesinsassen verkündete* 4 ), 
zeigt weiterhin, «lass sie in wesentlichen Punkten * 5 ) für ihre Kon¬ 
struktion dem wirklichen stunde-staatlichen Verfassungsleben nicht ent¬ 
sprechende Voraussetzungen machte. 

Fragen wir nun, wie es denn mit der Anschauung über ihr recht¬ 
liches Verhältnis zum Volke im Kreise der Landstände seihst bestellt 
war, wie die Stellung, die sie innehatten, nach ihrer Ansicht begründet 
ward. Wie sich die Stände selbst etwa die Begründung ihrer Rechte 
auf Teilnahme an den Regierungsgeschäften entstanden dachten, bezeugt 
uns eine im Geiste der bergischen Ritterschaft au {‘gezeichnete Rechts¬ 
satzung aus der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 26 ). 

Ihr zufolge sind die Rechte der Landstände (Ritterschaft und 
Städte) in Berg auf folgenden Verfassungsvertrag zurückzuführen. Ritter¬ 
schaft und Städte haben einst einem Grafen von Berg, der bei einge¬ 
tretener Überschuldung des Landes sich weg in ein Kloster begeben 
hatte, das Land wieder freigekauft und ihn dann zurückgerufen. Dafür 
versprach ihnen der Graf, das Land nie zu veräussern und eine Geld- 
bede nur mit Bewilligung der Ritterschaft und der Städte zu erheben. 
Auf die denkbar klarste Weise bekunden die Stände damit, dass sie 
ihre, mit «1er landesherrlichen konkurrierende Machtstellung nicht etwa 
von einem andern Recht,ssubjekte herleiten, sondern durch den Loskauf 
befand sich das Land in ihrem Besitz und Eigentum, sie waren die 
Herren des Landes, und es stand bei ihnen, welchen Anteil am Landes- 
regimente sie fürderhin dem Landesherrn wollten zukommen lassen. 

■*) So schon im 14. Jahrhundert Philippus Leydensis, De cura rei 
publicae ed. Fruin et Molhuisen, 1900. Consilium, 12, 13, 16. 

**) Modcstinus Pistoris, Consilia sive responsa, tom. I—II. Lipsiae 
1596—99. tom. II, cons. 11, S. 71 und cons. 21, S. 260. L. Flachsius bei 
Modestinas, cons. 11, S. 74. 

’ 2t ) Lacomblet, Archiv f. d. Gesell, d. Niederrheines, Bd. I, S. 82; dazu 
v. Below, Landständ. Verfassung, II, S. 14. 
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Lehrreich ist es auch, die Rechtsauffassung eines mitten im 
landständischen Leben stehenden und wirkenden Prälaten des 18. Jahr¬ 
hunderts kennen zu lernen i1 ). Ein Schöpfungsdekret, durch das die 
Landstände von Limburg und den zugehörigen Territorien ihre Stellung 
erhalten haben, ist nicht nachzuweisen, sondern die Untertanen haben 
ihre Rechte auf gewählte Vertreter übertragen. Denn es ist ihm 
augenscheinlich (nihil verosimilius), dass die Untertanen der erwähnten 
Territorien die Notwendigkeit erkannt haben, dass aus jedem der drei 
Stände der Untertanen die Führenden (primores) gewählt würden, 
welche die andern Glieder ihres Standes vertretend, für sie sprechen 
und Beschlüsse fassen sollen, da in den Versammlungen der grossen 
Masse nichts Zweckdienliches zu Wege gebracht, wird 28 ). 

Die drei Stände (ordines seu Status hominum) entsprechen den 
drei verschiedenen Klassen des (Grund)besitzes (tres distinctae massae 
bonorum p. 10*). Aus jedem der drei Stände wurden einige gewählt, 
qui massae et matricnlae bonorum suo ordini propriorum praeessent. 
Unsinnig würde es seines Erachtens sein, wenn einer der drei Stände 
über eines andern Besitz und dessen Steuerlasten bestimmen wollte 29 ). 
Innerhalb der einzelnen Kurien lässt er das Majoritütsprinzip gelten, 
lehnt aber die Übertragung desselben auf das Verhältnis der verschie¬ 
denen Kurien zu einander um so schroffer ab 30 ). Kein Landstand 
steht so zu den nicht seinem Stande angehörigen Landesinsassen in 
irgendwelcher rechtlichen Beziehung. Von einer schlechthin das Land 

* 7 ) Ileycndal, Abt von Itolduc (1712—33), Verfasser der Notitia de 
rebus Statuum provinciae Limburgensis, gedruckt bei (i. Goossens, Etüde sur 
les Etats de Limbourg et des Pays d’Outremeuse pendant lc premier 
tiers du XVIII« siede. Universiti 5 de Louvain. llecueil de Travaux. 
Fase. 26, 1910. 

"*) Heyendal bei Goossens, p. 0*, j». 10*. Porro Consensus Statuum 
tantae est efficaciac, ut illorum resolutio omnes, quos repraesentant, obliget, 
id est Status ecclesiastiei totum patriae clcrum, Status nobilimn omnes 
nobiles et feudatarios, Status tertius omnes plebeios. 

*•) A. a. 0. p. 10*. Absurdissimum enim foret, si delecti ex clero 
praeessent massae et matricnlae bonorum vulgarium vel nobilium, vel ut 
delecti ex nobilitate praeessent matricul&e et massae bonorum vulgarium aut 
ecclesiasticorum, et quantum massae illae ipsis extraneae in oneribus 
publicis ferre possent vel deberont, diiudicareut. 

so ) A. a. 0. p. 19*. Jam dictum est, resolutiones in quolibet corpore 
Statuum capi iuxta pluralitatem votorum, absentium vero vel minori numero 
aliter sententium vota pro nibilo reputari. Verum non est idem si resolu¬ 
tiones particularium corporum inter se comparentur etc. 
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oder Volk vertretenden Eigenschaft der Landstände kann auch hei 

Heyendal keine Kode sein. Und seine Theorie gelangt auch nur dadurch 
dazu, dem einzelnen Landstande eine allgemeine Stellung zu seinen 
gesamten Standesgenossen zuzuweisen, dass sie für den Aufbau des 
landständischen Rechtsbodens zu einer Fiktion greift, die der geschicht¬ 
lichen Wirklichkeit Hohn spricht und ihr Vorbild in der oben geschil¬ 
derten Rechtstheorie hat. 

Im Einklang mit der Ansicht der belgischen Ritterschaft, die 

wir oben anführten, steht die späterhin häufig in den landständischen 
Akten zu findende Anschauung der Stände, wo sie ihre Privilegien als 
mit ihrem Gut und Blut teuer erkaufte Kleinodien bezeichnen. Wie 
sehr die Stände ihre Stellung und ihre Rechte als mit denen des 

Landesherrn auf gleicher Grundlage erwachsen auffassten, ersehen wir 
z. B. daraus, wie während des Konfliktes des Grossen Kurfürsten mit 
den preussischen Ständen die letzteren darlegen, dass „Land“ SI ) und 
Regierung mit einander verbunden sind durch einen Vertrag, dessen 
rechtlicher Niederschlag eben die Verfassungsgesetze seien. Diese 

Privilegien seien „zu anfangs bei Zusammentuung zur Regierung 

beliebt“ 32 ). Ein kurfürstlicher Statthalter in Kleve umschreibt die 

Stellung der Stände dahin, dass „die löblichen Stände gestellt sind, dem 
Lande, dessen Privilegien, den armen Untertanen, Wittiben und Waisen 
gleichsam mit vorzustehen“ 93 ); die Stände bezeichnen sich wohl auch 
als tutores patriae 34 ), „als Landstände und Vormünder . . . der von 
Gott anvertrauten Armen“ 3& ). 

Nun fehlt es nicht an Aussprüchen der Laudstände, wie v. Below 30 ) 
besonders betont, in denen dieselben sich als Vertreter des Landes und 

seiner Interessen bezeichnen. Aber mit. solchen Behauptungen, und 

mögen sie noch so häufig wiederholt sein, ist uns wenig gedient; denn 

3I ) Ein andermal legen die Stände dar, dass das „Land“ sich von 
dein Geltungsbereich der absoluten Herrschaft darin unterscheidet, dass es 
nach Gesetzen „regiert“ werde, „FundamentalVerfassungen habe“. Urkunden 
u. Aktenstücke zur Gesch. des Kurf. Friedrich Wilhelm von Brandenburg. 
XVI, 2, S. 794. G. Kiintzel, Über Ständetum u. Fürstentum, vornehmlich in 
Preussen im 17. Jabrli., in Festschrift zu G. Sclimollers 70. Geburtstage, 
1908, S. 134. 

3S ) Urk. u. Akt. XVI, 1, S. 23; Kiintzel, S. 135. 

iZ ) Urk. u. Akt. 5, S. 964. 

M ) A. a. 0. S. 630. 

3S ; A. a. O. S. 418. 

3Ä ) v. Below, Landtagsakten, I, S. 57, Aura. 6; Territorium, S. 244. 
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wir sind keineswegs verpflichtet noch überhaupt berechtigt, sie unbesehen 
hinzunehmen. Da gilt es jedesmal zu prüfen, was für sie den Hegriff 
des Landes und seiner Interessen ausmacht — eine Frage, die uns 
noch in anderem Zusammenhang zu beschäftigen hat. 

Auch bedarf der v. Belowsche Satz: ,,kein Zweifel, dass man 
damals in den Ständen wirkliche Vertreter des ganzen Landes sah“ 37 ), 
eine bedeutungsvolle Einschränkung schon aus nachstehenden Zeugnissen. 
Es ist nämlich wohl zu bemerken, dass aus der Frühzeit wie aus den 
letzten Tagen ständischen Verfassungslebens Landesinsassen auftreten. 
die den Ständen das Recht bestreiten, in ihrem Namen zu sprechen, 
und die ihre Interessen nicht gewahrt finden 38 ). Dass seitens des¬ 
jenigen Standes, den die ganze Last des ständischen Regimentes in 
immer steigendem Masse drückte, nämlich seitens des Bauernstandes 
keine ähnlichen Beschwerden und Verwahrungen vorgebracht werden, 
nimmt bei seiner ohnmächtigen Lage und in Anbetracht des Umstandes, 
dass es ihm an Organen gebrach, die für ihn das Wort führen konnten, 
nicht Wunder. Was hätte sein Einspruch oder seine Widersetzlichkeit 
gegen die Landstände genützt. 

Die Ansicht, die man auf Seiten der Herrscher etwa hegte, 
beleuchtet eine Äusserung des Herzogs von Jülich-Berg: „Wegen Steuer 
usw. darf man den Hausmann 89 ) nicht befragen, denn der kann sein 
eigen Wohlfahrt nicht bedenken.“ Dem „gemeinen Untertan“ wird 
jede rechtliche Fähigkeit abgesprochen, sich an den Regierungsangelegen¬ 
heiten zu beteiligen 40 ). Eine Vertretung desselben bei der Erledigung 
der Staatsgeschäfte ist daher weder nötig noch möglich. 

112 . 

Sehen wir nunmehr zu, welche Aufschlüsse für unsere Frage 
wir aus der Entstehungsgeschichte der Landstände gewinnen. Wie 

* T ) A. a. 0. S. 244. 

* 8 ) K. Essers, Zur Geschichte der kurkölnischen Landtage im Zeit¬ 
alter der französ. Revolution, S. löd u. Iö8, in Geschieht]. Untersuchungen, 
hrsg. v. Lamprecht, IV, 15X)9. E. Poullet, Memoire sur l'ancienne t'onstitu- 
tion Rrabanfonne, 8. 48, in Mem. Acad, Bruxelles 18t>3. 

s# ) Hausmann = Landmann, Hauer, überhaupt jeder Nicbtprivilegierte. 

40 ) Unter dem Banne dieser Rechtsanschauung vermag man sich 
später selbst dann, wenn der Landesherr gegen die Bedrückung des ge¬ 
meinen Mannes durch die Stände sich zur Einsetzung von Berufungskom¬ 
missionen veranlasst sieht, nicht zu dem Gedanken aufzuraffen, dass aucli 
die wahrhaften Steuerträger seihst in ihnen vertreten sein müssten. Vgl. 
Tezner in Grünhuts Zeitschrift, Bd. 29, S. 686. 
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bei so manchen Verfassungsinstitutionen ist auch bei der landständischen 
ihr Ursprung in Dunkel gehüllt; ständische Akten reichen nicht bis in 
die Zeiten ihrer Anfänge zurück, und Urkunden und spärliche Nach¬ 
richten bei Geschichtsschreibern verbreiten wenig Licht, Man ist wohl 
geneigt, an die Reichsgesetzgebung des Jahres 1231 die Entstehung 
der landständischen Verfassung anzuknüpfen 41 ). Die Reichssentenz 
König Heinrichs (VII.) von 1231, die bestimmte, ut neque principes 
neque alii quilibet constitutiones vel nova jura facere possint. nisi 
meliorum et maiorum terrae consensus primitus babeatur 42 ), „schuf 
damit keine neue Rechtseinrichtung, sondern bestehendes Gewohnheits¬ 
recht, das die Könige gelegentlich schon früher anerkannt hatten, wurde 
als allgemein verbindlich erklärt 414S ); auch in der späteren Reichs¬ 
gesetzgebung finden sich ähnliche Beschlüsse 44 ). Aber von einem Ein¬ 
fluss dieser reich sgesetzlichen Bestimmungen oder auch nur einer 
Bezugnahme auf dieselben durch die interessierten Parteien findet sich 
bis zum Beginn der Neuzeit keine Spur. Erst die Weigerungen der 
Stände, an den von Reichs wegen veranschlagten allgemeinen Sleuein 
mitzutragen, bewirken hierin einen Umschwung. 

Auf das kurz nach dem Jahre 1231 zu konstatierende Auftauchen 
einer Mitbetätigung bei der Steuergesetzgebung seitens der Domkapitel 
von Mainz und Worms weist Stimming 44 ) hin und möchte auch einen 
ursächlichen Zusammenhang nicht ablehnen. Nachweisen lässt sich, 
wie gesagt, eine unmittelbare Wirkung der Reichsgesetzgebung nicht 46 ). 
Hat sich also die neue Verfassung selbständig aus den inneren Verhält¬ 
nissen der deutschen Territorien heraus entwickelt, so gilt es. die 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren blosszulegen, aus 
deren Zusammenspiel jene Verfassungsform entstanden ist. Es wird 

41 ) Raclifahl, Alte und neue Landesvertr, 8. 95. A. Luschin v. Ebcn- 
grcutli, Östreichisclie Reichsgeschichte, 1891), S. lfiO. Vgl. jetzt auch H 
Spangenberg, Vom Lchnstaat zum Ständestaat, Historische Bibliothek, lid' 
29, 1912, S. 14. 

4i ) K. Zeumcr, Quellensammlung zur Gcsch. der deutschen Reichs- 
Verfassung in Mittelalter und Neuzeit, 1904, Nr. 45. Mo. Germ. LL. Const., 
II, Nr. 305, S. 4.0. 

4S ) Luschin v. Ehengreuth in 11. Z. 78, 8. 419 und Reiclisgeschichte, 8.160- 

4< ) Z. B. Zeumer, Quellensammlung, Nr. 100, $5 44. 

48 j M. Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe und Kur¬ 
fürsten von Mainz, Dissert. Gott. 1909, 8. 21. 

4 *j Vgl. auch F. v. Krones, Landesfürst, Behörden und Stände des 
Herzogtums Steiermark von 12N3—1411, in Forschungen zur Verf. u. Ver¬ 
walt.-Gesell. d. Steiermark, Bd. IV, 1!*00, S. 190. 
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zu erörtern sein, ob in der Tat ,,die nämlichen Gründe, welche im 
Reiche dazu geführt hatten, dass die Reichstage nicht als Organe des 
Volkes, sondern als Versammlungen eigenberechtigter Machthaber tätig 
waren, auch in den einzelnen Territorien eine Beschränkung der 
Fürstenmacht nicht durch die Landesgemeinde, sondern durch die 
meliores vel maiores terrae bewirkt haben“ 47 ). 

Wie einst für den Träger der deutschen Reichsgewalt, war es 
späterhin für den werdenden Territorialherrn nur gute Sitte, die eine 
Ratpflegung mit den Grossen seiner Umgehung und seines Landes für 
billig erachtete 48 ). Längst war jener in immer steigendem Masse von 
der Reichsversammlung abhängig geworden, und die Entwicklung in 
den Territorien betrat den gleichen Weg 49 ). 

Der Dualismus zwischen dem Könige und den Reichsfürsten 
wiederholte sich in verjüngtem Massstabe in der Stellung der Territorial¬ 
herren und der Landstände zu einander; ,,die Tendenz auf Absplitterung 
und Verselbständigung lokaler Gewalten, der die Reichsgewalt unterlag, 
drohte sich in den deutschen Landschaften fortzusetzen“ 50 ). 

Manche sind geneigt, die Entstehung und Ausbildung der land¬ 
ständischen Versammlungen an die placita, die ,,Landdinge“, wie sie 
von den Herzögen (auch wohl von Markgrafen) in Nachahmung oder 
an Stelle der vom deutschen Könige berufenen Iloftage, abgehalten 
wurden. An solchen „Landdingen“ nahmen teil vornehmlich die hohe 
Geistlichkeit und die weltlichen Grossen. Es scheint so, als ob 
mancherorts, z. B. in Steiermark, die alten Landdinge zum mindesten 
in der Form und dem äusseren Wesen die Grundlage für die späteren 
Landtage gewesen sind. Auch Spangenberg • ,I ) betont, dass „es zweifel¬ 
haft ist, ob die neuen ständischen Versammlungen, die uns für das 

47 ) Luschin, H. Z., 78, S. 430. 

48 ) Z. B. Levold v. Northof, Chronik der Grafen v. d. Mark. Hrsg, 
v. Tross, 1859. 

i9 ) Man vgl. z. B. die spätere Machtstellung der Domkapitel und der 
Stände überhaupt gegenüber ihrem Landesherrn mit nachstehenden Aus¬ 
führungen bei Spangenberg, Beitr. z. Verf.-Geseh. Osnabrücks, in Mitteil. d. 
bist. Ver. in Osnabrück, Bd. 25, 15)00, S. 25. Der Bischof war „das allein 
berechtigte Subjekt“, er brauchte dem Rat des Presbyteriums nicht zu 
folgen .... und S. 25, Anm. 2, Urk. Bischof Gerhards von 1209 .... convo- 
catis priorissa cum tribus sororibus senioribus et iiuatuor prioribus ecclesie 
nostre preposito, decano, custode, scolastico ad honestatem consulcndi non 
ad facultatem renitendi nostre ordinationi .... 

50 ) Spangenberg in H. Z. 103, S. 475. 

51 ) Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat, S. 39. 
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Ende des 13. Jahrhunderts bereits aus zahlreichen Urkunden bezeugt 
sind, im allgemeinen eine direkte organische Fortbildung der älteren Land¬ 
dinge waren. Jedenfalls bestanden zwischen beiden „in ihrer Zusammen¬ 
setzung, ihrer Stellung im staatlichen Organismus, in den Kompetenzen tief¬ 
greifende Verschiedenheiten;“ jedoch meint er an anderer Stelle 51 ®), 
dass man die ständischen Versammlungen, da sie ,,als verfassungsmässige 
Instanz gewissennassen an die Stelle der älteren Landdinge“ traten, 
„mit einigem Rechte als deren Fortsetzung betrachten kann.“ Aber 
nur für wenige, allerdings die grösseren, Territorien lässt sich diese 
Ansicht überhaupt geltend machen. Zahlreiche Teilnehmer der einstigen 
Landdinge sind selbst Territorialherren geworden, die fürderhin durch 
Landstände beschränkt wurden. Für diese landständischen Corpora 
wie für die meisten andern muss vielmehr von vornherein ein anderer 
Ausgangspunkt gesucht v/erden. Welches dieser, allen deutschen Ter¬ 
ritorien gemeinsame Ausgangspunkt wohl ist. werden wir nunmehr sehen, 

Wohl nie kann ein unbeschränkter Herrscher — und das war 
der deutsche Fürst nach der Rechtsanschauung des Mittelalters nicht 
einmal — ohne Beratung und ohne die Mitwirkung gewisser Personen 
auskommen. Bei den werdenden deutschen Landesherren begegnet uns 
frühzeitig, mindestens seit dem 12. und 13. Jahrhundert, eine Beteiligung 
der Verwandten, der vornehmsten Glieder aus Klerus und Adel und 
mancherorts auch schon bald städtischer Elemente 52 ). Von einer pflicht- 
mässigen Hinzuziehung bestimmter Personen zu dieser Mitwirkung 53 ), 
die noch nicht über die Raterteilung und die Bezeugung der Rechts¬ 
geschäfte hinausgeht, kann keine Rede sein; der sprachliche Ausdruck 
wie die regellos in den Urkunden wechselnden Namen der Beteiligten 
innerhalb kürzester Fristen lassen keinen Raum für diese Annahme 54 ). 

8la ) A.a. 0. S. 44. 

M ) Z. B. Lütticher Bürger schon 1192 (A. Woldwill, Pie Anfänge der 
landständischen Verfassung im Bistum Lüttich 1867, 3. 88); Kölner Bürger 
bereits 1174. Regesten der Erzbischöfe von Köln, (bearbeitet v. Knipping. 
Buhl. d. Oes. f. rh. Gosch. 21.) Bd. II Nr. 1010; i. J. 1176 (a.a. 0. Nr. 1043); 
i .1. 1282 (Nr 1622). 

i3 i Küster, Vcrwaltungsorganisation v. Mecklenburg vom 12.—14. Jahrh. 
in Jahrh. d. Ver. f. meeklenb. Gesell. Bd. 74, S. 32 (auch Biss. Freiburg 
1909). H. Bühlau, Fiskus, landesherrliches und Landesvermögen in Mecklen¬ 
burg-Schwerin 1877, S. 13, 

M ) Küster, 8. 33. Bald wird einer mit den Räten angestellten Be¬ 
ratung und Überlegung, bald ihrer ausdrücklichen Zustimmung und Ein¬ 
willigung zu den fürstlichen Regierungshandlungen gedacht. Vgl. Kunz v. 
Brunn gen. v. Kauffungen, Bas Domkapitel von Meissen. Biss. Leipz. 1902, S. 120. 
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Waren anfangs besonders die durch Lehnsrecht verpflichteten 
Adeligen 55 ) diejenigen Personen gewesen, welche die Ratgeber der 
Fürsten bildeten, so bedienten sich letztere bald als Gegengewicht gegen 
die allzu selbständigen Lehnsleute ihrer Ministerialen 66 ), „die als un¬ 
freie Mannen jederzeit auf Befragen ihren Rat nach bestem Gewissen 
erteilen mussten“. 

Etwa seit der Wende des 12. und 13. Jahrh. ist ein Zurück - 
treten der freiadeligen Elemente zu konstatieren. l)er bis dahin be¬ 
stehende politische EinHuss des freien Adels schwindet zu Gunsten der 
Ministerialen. Die Gründe sind verschiedener Art. Zahlreiche frei- 
adelige Geschlechter sterben aus 67 ), andere treten in die Ministerialitüt 
über, die dadurch eine Steigerung ihrer sozialen und politischen Be¬ 
deutung erlangt. Zuerst war es ein Bemühen der Fürsten gewesen, 
durch Heranziehung der Ministerialen zu Regierungsangelegenheiten die 
Macht des Adels zu mindern. Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts erlangt 
die Ministerialitüt. ursprünglich ein durch Hof- und Dienstmannenrecht 
dem Herrn untertäniger Verband, ausschlaggebende Stellung am landes¬ 
herrlichen Hofe 50 ). Nur in solchen Territorien, in denen Freiadelige 
in grösserer Zahl noch existierten, behielten sie selbständige Bedeutung 
und bildeten alsdann später auch wohl eine besondere landst&ndische 
Kurie 5 u ). 

Freiherrliche Lehnsleute und unfreie Ministerialen verschmolzen 
vielfach zu einer einheitlichen „Gesellschaftsklasse, zur Ritterschaft“ 60 ), 

M ) Luschin, Artikel Landstände, in Österr. Staatswörterbuch. Hrsg, 
v Miscbler u. Ulbrich Bd. III, S. 370 ff., S 372 uml Reichsgeschichte, S. 102. 
0. Rieder, Die pfalzneuburgische Landschaft, S. 19, in Neuburger Kollektaneen- 
blatt 1900. 

5# ) Oder die zu „überragender, ja entscheidender Stellung“ gelangten 
Ministerialen erzwangen ihre Gleichberechtigung. Luschin, Reichsgeschichte, 
S. 1C6 ff. 

a f Vgl. hierzu A. Schulte, Der Adel und die deutsche Kirche iin 
Mittelalter, 1910. Insbesondere S. 47, 205, 334 ff. 

5, i Vgl. Spangenberg, Vom Lehnstaat zuin Ständestaat, S. 16ff; 29ff. 

*•) Spangenberg, a. a 0. S. 39. 

®°) v. Relow, Landst. Verf. I, S. 6 ff. J. Ahrens, Die Ministerialitüt 
io Köln und am Niederrhein. Diss. Leipz. 1908, S. 88. M. Spahn, Ver- 
fassungs- und Wirtschaftsgeschichte d. Herz. Pommern von 1478—1625, S. 
23 (in Staats- u, sozialwiss. Forsch. Hrsg. v. Schmollcr Bd. 14, 1897). In 
der ältesten Zeit waren alle wichtigen Regierungshandlungen an die Zu¬ 
stimmung der principes, der mächtigsten unter dem Adel und vielleicht auch 
nur an sie gebunden, aber immer mehr waren die Dynasten in der Masse 
der Vasallen untergegangen. 
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und auch für die Ministerialen blieb allmählich fast nur das lehns¬ 
rechtliche Band 01 ). 

Wie aber die ganze Entwicklung des Lehnsrechtes dem Lehns¬ 
träger günstiger ist als dem Herrn, so auch in diesem Punkte. Mit 
der Zeit wird aus der Pflicht, auf Geheiss seinen Kat zu gewähren, ein 
Recht, bei der Erledigung von Regierungsgeschäften hinzugezogeu zu 
werden. Diese Doppelseitigkeit des Verhältnisses der Stände zum 
Landesherrn zeigt sich auch späterhin noch recht deutlich 62 ). 

Für die zunehmende Beschränkung der landesherrlichen Macht 
waren verschiedene Gründe massgebend. Äussere politische Verwick¬ 
lungen, Krieg und Fehde, Zerwürfnisseim Herrscherhause, Vormundschaft 
für einen unmündigen Erben, Successionsstreitigkeiten. schiedsrichter¬ 
liche Tätigkeit der Stände im Gefolge solcher Wirren, Dynastiewechsel, 
„das Streben der Landesherren, sich von einer höheren Rechtsordnung 
zu emanzipieren“ 63 ), was gegen den Willen und ohne die Beihilfe der 
mächtigsten Landesinsassen nicht zu erreichen war, wohl auch das 
naturgemässe Verlangen der sozial und wirtschaftlich Einflussreichsten, 

Bl ) II. Z. 103, S. 484. — M. Luther, Die Entwicklung der landst. Verf. 
in den Wettinischcn Landen. Diss. Lcipz. 1895, S. 30. — Spangenberg. 
Vom Lebnstaat z. Ständestaat, S. 33. 

B ') W. Schotte, Fürstentum u. Stände in der Mark Brandenburg unter 
Joachim I., S. 32—33, in VcröfT. d. Ver. f. Gesell, der Mark Brandenb. 1911. 
Indem der Landesherr die Mitarbeit seiner Vasallen auf Grund der Rats- 
pflicht in Anspruch nahm, entstand eine gewohnheitsrechtliche Betätigung 
der Stände in der Verwaltung des Landes, die, wenn die Stände sie in ihrem 
eigenen Interesse wünschten, zu einem rechtlichen Anspruch ihrerseits führte, 
zu den ltegierungsgeschäftcn herangezogen zu werden .... Gerade unter 
Joachim I. findet diese Doppelseitigkeit des Verhältnisses noch ihren Aus¬ 
druck. Joachim I. betont seinerseits stark die Verpflichtung der Stände zur 
Teilnahme an den Landesgeschäften, die das Lehensverhältnis ihnen auflegt. 
Die Teilnahme an den Landtagen wird von ihm in erster Linie als eine 
Pflicht der Stände aufgefasst, und unter ihm beschwert sich anderseits der 
Adel zum erstenmal, dass seine Stimme in den Angelegenheiten des Landes 
nicht gehört werde. Vgl. A. Jegel, Gesell, d. Landstände in den ehemaligen 
Fürstentümern Ansbach-Bayreuth 1500—1533, S 102—03, in Archiv f. Gesell, 
u. Altertumskunde v. Oberfranken, Bd. 24 (1910). Schwind-Dopsch, Aus¬ 
gewählte Urkunden zur Verfassungsgesch. d. dcutsch-östr. Erblandc. 1895, 
>ir. 223 u. 228. F. v. Krones, Verfassung und Verwaltung der Mark und 
des Herzogtums Steier, S. 193, in Forsch, z. Verf. u. Verwaltungsgesch. d. 
Steiermark. Bd. I (1897). 

8S ) So die Grafen von Mark gegenüber Köln. Vgl. Urkunden und 
Akten V, S, 9ii. 
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ihre politischen Rechte mit ihrer übrigen Stellung in Einklang zu bringen, 
vor allem endlich die ökonomische Notlage der Landesherren C4 ). 

Bei den geistlichen Fürstentümern ist für die starke Abhängigkeit 
<ler geistlichen Landesherren (vornehmlich also der Bischöfe) von den 
politisch und sozial führenden Klassen ihrer Territorien, in erster Linie 
von den Domkapiteln, ein besonderer Grund gegeben in dem jeweils 
nach dem Tode des Bischofs eintretenden Interregnum. Da während 
<ler Sedisvakanz die Regierung in die Ilände des Domkapitels überging, 
so hatte es eine Gelegenheit, dem neu zu wählenden Bischof und Landes¬ 
herrn in den Wahlkapitulationen die Bedingungen vorzuschreiben, unter 
•denen es ihm die Herrschaft übertrug. Inwieweit neben dem Dom¬ 
kapitel der übrige Klerus, der Adel und die Städte zu politischer Macht 
gelangten, hing von ebenso vielfältigen Umständen ab als die Tragweite 
der domkapitularischen Stellung selbst 65 ). 

Allgemein lässt sich für die meisten Territorien sagen: den 
wachsenden Staatsaufgaben gegenüber hielt der Ausbau regelmässiger 
fannahmen nicht nur nicht gleichen Schritt, sondern nahm vielfach 
mehr und mehr eine rückläufige Bewegung an. Bis dahin hatte der 
grosse Lehnsbesitz den Fürsten fast kostenlose Reiterdienste, sowie 
Nntzungs-, Heimfall- und andere Rechte gewährt. Bei der zu Ungunsten 

•*) K. Nitzsch, Die Ravensberger Territorialverfassung im M.-A. 
(— 1535). Diss. Halle 1902, S. 77 u. 83. P. J. Blök, Gesch. d. Niederlande 
1902 ff, Bd. II, S. 45 u. 47. Luschin, Reichsgescli. S. 174. Für die (später) 
habsb. Länder: Wechsel der Dynastien. Hauptursaclie des starken Anwachsens 
der ständischen Macht waren die Zerwürfnisse im Ilcrrscherhause. Rosen¬ 
thal, Gesch. d. Gerichtswesens u. d. Verwaltung Baierns, Bd. I (1889), S. 25G. 
Steigende Bedeutung des Rates infolge der Wirren im Herrscherhaus. 
Spangenberg, Vom Lehnstaat z. Ständestaat, S. 46 u. 131. v. Krones, Beitr. 
z. steierm. Gesch. 1899 Nr. 435. Mit den Ständen vereinhart, dass sie dem¬ 
jenigen der herzoglichen Brüder helfen sollen, dem Unrecht geschieht und 
nicht wieder gut gemacht wird. Vgl. auch 461 u. 4G2. A. Jäger, Gesch. d. 
landst. Verfassung Tirols 1882, Bd. II, S.221. Für d. J. 1404: Zerwürfnisse 
zwischen den hahsburgischen Brüdern, sodass die Stünde als Schiedsrichter 
auftreten. G. Herden, Entwicklung der Landstände in Braunschweig. Diss. 
Jena 1888, S. 19, die Ritter häufig zu Schiedsrichtern gewählt. 

**; J. Kremer, Studien z. Gesch. d. Trierer Wahlkapitulationen, S. 29. 
in Ergänz.-Heft f. d. Westdeutsche Zeitschr. 1909 (auch Diss. Bonn 1909). 
G. Weigel, Wahlkapitulationen d Bambergcr Bischöfe. 1338—1693. 1908, 

S. 17, 2G, 124 ff. A. Brackmann, Urkundl. Gesch. d. Halberstädter Dom¬ 
kapitels im M.-A. Diss. Gott. 1898, S. 112 u. 116. 0. Müller, Landeshoheit 
d. Bischöfe v. Hildesheim. Diss. Ereib. 1908, S. 102 ff, 111. Kunz v. Brunn, 
S. 120 ff. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch u. Kunst. XXXII, IH. 18 
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des Lehnsherrn sich vollziehenden Entwicklung blieben von grösserer 
Bedeutung fast nur die Kriegsdienste, und auch diese wurden auf ein 
eng begrenztes Mass hinabgedrüekt bezw. weiterhin doch nur auf 
Kosten des Herrn geleistet: diese Einschränkung gilt für den Adel 
wie für die Städte* 5 *). 

Bei der Wichtigkeit, die das Steuerwesen für die landständische 
Verfassung gewann, ist ein näheres Eingehen auf die landesherrlichen 
Einnahmen erforderlich. Sie setzten sich grösstenteils zusammen aus 
den grundherrlichen, sowie den später im Gegensatz zu den landständisch 
bewilligten Abgaben durchweg unter dem Kamen „regalia“ zusammen¬ 
gefassten öffentlichen Einkünften. Für unsere Zwecke ist besonders 
auf die Bede 67 ) hinzuweisen. 

Sie hatte sich aus den einst bei Notfällen erbetenen Unter¬ 
stützungen im 12. und 13. Jahrli. zu einer regelmässigen, im Herbste 
oder Frühjahr oder beidemal erhobenen Abgabe verfestigt 68 ). Als 
di< ■se Beden so zu regelmässigen Einnahmen von bestimmter Höhe für 

'*) Spangenberg, Hof- u. Zentralverwaltung der Mark Brandenburg 
im M.-A., S. 41)2, in Veröff. d. Yer. f. Gesell, d. Mark Brandenburgs 1908. 
Recueil des Ordonnanccs de la principautc de Liege. H re S^rie 1878, S. 
IS. — G. Müller, Entwicklung d, Landeshoheit in Geldern. Diss. Marburg, 
1889, S. 13. C). Müller, Landesbob. d. B. v. Hildesh. S. 100. Die Hildes¬ 
heimer Bürger haben im 15. .Jahrli. nur folgende Kriegspfficht: I)at wii ome 
denne nicht ptiichtich sin vorder to volgende wen by sunnenschine eines daghes 
uth unser stad undc by sunnenschine des sulven daghes dar wedder in uppe 
des stichtes kost unde aventure. Vgl. bei A. Bartli, Das bischöfl. Beamten¬ 
tum im M.-A. Diss. Gött. 1900, S. 2H. — G. l’lönes, Die direkten Staats¬ 
steuern unter den Grafen und Herzogen von Geldern, S. 53- 54, in Münster. 
Beitr. N. F. 25 (1909). Später lassen sich die Stände bei Heeresbewilligungen 
ausdrücklich solche Rechte bekräftigen. Z. B. v. lvrones, Beiträge II Kr. 
114. 1453 verlangen die Stände von Steiermark: dass uns cwr gnad in der 

not durfft well halden als uns ew. gnaden vordem gehaltenn haben, und 
auch für redliche schcden steen. 

* 7 ) R. Schröder, Deutsche Kechtsgeschichte. 1907, S. 026 ff. — v. 
Belovv, Artikel Bede im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 

A. Brenuecke, Die ordentl. direkten Staatssteuern Mecklenburgs 
im M.-A. Diss. Marburg 1900, S. 22—23. F. Kogler, Das landesfürstliche 
Steuerwesen in Tirol, S. 450 u. 466, in Archiv f. östr. Gesell. Bd. 90 (1901 1 . 
Aus jedem Gerichte und jedem Amte tüesst dem Landesfürsten alljährlich 
eine regelmässige, Jahr für Jahr sich gleichbleibende Steuersumme zu. — 
„Eine Steuer gab es im 12. u. 13. Jahrli. in fast allen Territorien. Die 
geistlichen und weltlichen Fürsten des Reiches erhoben Beden, welche man 
bezeichnenderweise auch : exactiones violcntas ipias precarias vocant (Mittelrb. 
Urk.-B. I, S. 487> nannte“. Spangenberg, Vom Lehnst, z. Ständest, S. 45. 
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den Landesherrn geworden waren, traten für ausserordentliche Bedürf¬ 
nisse auch wieder ausserordentliche Bedeforderungen auf: bei Krieg 
und Fehde, Gefangenschaft des Landesherrn, Schwertleite eines Sohnes, 
Heirat eines Mitgliedes der landesherrlichen Familie, bei Heeresaufgebot 
zum Dienste des Kaisers oder auch bei jeder „zwingenden Not“ M ). 

War es schon misslich, dass die Erträge der ordentlichen Steuern 
im Laufe der Zeit durch die Geldentwertung sanken, so waren die 
landesherrlichen Einnahmen ungünstig beeinflusst durch die Abgaben¬ 
freiheit vieler und gerade der besitzenden Klassen. Eine in fast allen 
Territorien festzustellende Tatsache ist das Schwinden der ordentlichen 
Bede, ihr Hinübergleiten aus den Händen des Landesherrn in die des 
Adels, der Klöster und Städte. „Als die Bede eine jährliche, nicht 
mehr verweigerbare Steuer wurde, erging es ihr wie allen andern Ein¬ 
künften des Landesherrn. Sie wurde mit freigebiger Hand verschenkt 
und verpfändet 70 ).“ 

Allenthalben befand sich ein sehr grosser Teil der besteuerbaren 
Objekte in Händen derer, die sei es durch gewohnheitsrechtlich gewordene, 
sei es durch auf dem Wege der Itechtssatzung gewährte Privilegierung ent¬ 
weder ganz abgabenfrei oder nur zu eng bemessenen Steuerleistungen ver¬ 
pflichtet waren. Dabei ist zu bemerken, dass die Steuerbefreiung zu¬ 
meist. nicht bloss für die direkten Einkünfte und für die im Eigenbau 
bewirtschafteten Güter galt, sondern in weitem Umfange auch für die 

K. Zeumer, Die deutschen Städtesteuern S. 16, in Staats- und 
sozialwiss. Forschungen. Hrsg, von Schmoller Bd. I (1678); Blök, I, S. 329; 
H. Z. 103, S. 7; K. Nitzsch, S. 76; 11. Schöningh, Der Einfluss der Gerichts¬ 
barkeit auf die Gestaltung der ländlichen Verhältnisse in den niederrh. 
Territorien Jülich und Köln im 14. u. 15. Jahrli. Dis?. Leipzig 1905, S. 63. 
Lacomblet, Urkundenb. z. G. d. Niederrheines Bd. III Nr. 451 u. 655; Hegel, 
Gesch. d. mecklenb. Landstände bis 1555. 1856, S. 64; Sclnvind-Dopsch Nr. 
86; G. Herden, Entwicklung der Landstände in Braunschweig. Diss. Jena 
1888, S. 19. Kogler, S. 555; Böhlau, S. 15. 11. B. Meyer, Hof- u. Zentral¬ 
verwaltung der Wettiner, S. 40, in Leipziger Studien Bd. 9 (1902). Brennecke, 
S. 28: „Die Anschauung, dass Vermählung oder Ritterschlag in der fürst¬ 
lichen Familie und Gefangenschaft des Landesherrn das Land zu einem 
ausserordentlichen Beitrage verpflichteten, war damals von allgemeinster 
Verbreitung in fast ganz Europa. Die genannten drei Fälle sind typisch 
für alle romanisch-germanischen Nationen des Mittelalters.“ — Das Gesagte 
gilt eben für das in Staat und Gesellschaft feudalistisch organisierte Europa. 
Sollten diese „typischen Steuerfälle, an denen sich die übrige Steuererhebung 
entwickelte“, nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit den lehnsrechtlichen 
Vcqiflichtungen stehen ? 

70 ) Spahn, S. li. 
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auf Pacht, Zins usw. ausgetanen Besitzungen ‘'). „Die ganze Last der 
ordentlichen Steuer lag auf den Schultern des gemeinen Mannes, des 
Bauern und in den Städten des Bürgers Ti ).“ Die Ititterbürtigen ge¬ 
nossen nicht nur Freiheit vom Grafenschatze 78 ) — eine Vergünstigung, 
für die sie durch ihre Kriegsdienste immerhin Ersatz boten —, sondern 
auch Bedefreiheit 74 ). Was den Klerus betrifft, so verbot zwar das 
kanonische Recht 75 ) jede Besteuerung oder sonstige Belastung ohne die 
Einwilligung des betroffenen Klerus und seiner Vorgesetzten, aber aus 
den Urkunden ersehen wir. dass die Praxis dieser Zeit nicht daran 
dachte, das Prinzip genereller Abgabenfreiheit des Klerus anzuerkennen. 
Die zahlreichen Befreiungen von Schatz und Bede, von Diensten und 
Zollabgaben würden sonst überflüssig gewesen sein. Manche dieser 
Privilegien „vertraten die Stelle einer frommen Stiftung“, für welche 
die Empfänger kirchliche Pflichten zu übernehmen hatten 76 ). Der 
Klerus mag es seinerseits für vorteilhafter und sicherer erachtet haben, 
die von ihm beanspruchte, durch Kirchen- und Staatsgesetze anerkannte 
Steuerfreiheit im konkreten Falle für eigenes, kleines Entgegenkommen 
sich besonders bestätigen zu lassen T7 ). Gar häutig wird die Rechts¬ 
frage eine reine Machtfrage gewesen sein. Mit der Zeit wurden auch 

7I ) Brennccke, S. 52; II. Reuter, Die ordentl. Bede der Grafschaft 
Holstein, S. 198, in Zeitschr. d. Gesellsch für Schlesw -Holst. Gesell., Bd.35, 
1905: F. v. Mensi, Gesch. d direkten Stenern in Steiermark, I. Teil, S. 9 in 
Forschungen zur Verf.* u. Venv.-Gesch. d. Steiermark, Bd. VII, 1910. 

**) Kogler, S. 553 ; vgl. etwa Bittner, Gesch. der direkten Staatssteuern 
in Salzburg, 1904, S. 540; Reuter, S. 211; Plönes, S. 54. 

7, j M. Ritter, Zur Gesell, deutscher Finanzvcivaltung im 16. Jahrh., 
S. 7 u. 13 (Bonner Universitätsprogramm 1884); G. Müller, Landesh. in Gel¬ 
dern, S. 66; Lacomblet, U.-B. IV, 27. 

74 ) v. Below, Artikel Bode, S. 735; Blök, De tinancicn van bet graf- 
schap Holland, S. 49; Plönes, S. 8 u. Anm 1 . . . . schatvry ende bedevry .... 

7B ) Z. B. v, lvrones. Veröffentl. f. Steiermark, Bd. 9, 1899, Nr. 59: 
Papst Bonifaz VIII bedroht mit Bann und Interdikt alle Geistlichen, welche 
an Laien Abgaben zahlen und Laien, welche solche fordern oder erpressen. 

7 «) Lacomblet, U.-B, II, Nr. 22, Nr. 256, III, Nr. 10, Nr. 28; O B. 
Redlich, Jülich-Bergiscbe Kirchenpolitik, Bd. I, Urkunden u. Akten (Publik, 
d. Gesellsch. f. rhein. Gesch. 28), Einleitung, S. 40 ff.; J. K. Abcrt, Die Wahl¬ 
kapitulationen der Würzburger Bischöfe. Diss. Würzburg 1905, S. 104. 

77 ) Kogler, S. 555; v. Mensi, S. 10 ff.; Meyer, S. 66. Man vgl. hierzu 
Rosenthal, I, S. 190: In der Handfeste von 1311 war zwar eine generelle 
Basis für die künftige Entwicklung der Patrimonialgerichtsbarkeit geschaffen, 
aber Spczialverleilmngen resp. Bestätigungen kommen doch auch in der 
Folgezeit vor. Plönes, S. 26—28. 
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die erteilten Privilegien so zahlreich, dass wohl nur wenig geistlicher 
Besitz davon unbetroffen blieb — auf jeden Fall konnte eine einseitig 
vom Landesherrn ausgehende Besteuerung unliebsame Weiterungen für 
ihn im Gefolge haben ,8 ). 

Unter den städtischen Privilegien bildeten die Vergünstigungen 
hinsichtlich Abgaben und Dienstpflichten einen wesentlichen Bestandteil. 
Gleich bei der Begründung als Stadtgemeinde oder in der Folgezeit 
wurde ihnen bald volle Bedefreilieit erteilt, bald die petitio Vorbehalten, 
die exactio erlassen, bald die Bede auf eine bestimmte Summe fixiert 1u ), 
bald Hessen sich die Städte generell dieselbe Freiheit für die Güter 
ihrer Bürger gewähren, „wie solche Freiheit die Bitter auf ihren 
Gütern“ 80 ) besassen. Auch Bedetixierungen für einzelne Landgemeinden 
sind bezeugt 8 *). 

Man sieht, wie sehr dem Landesherrn die Steuerquellen abge¬ 
graben waren — und gar in den Gebieten, wo mit Ausnahme der 
Domanialhintersassen die gesamte Untertanenschaft auf die privilegierten 
Stände und ihre Hintersassen sich verteilte. 

Abgesehen von diesen die Finanzhoheit des Landesherrn beein¬ 
trächtigenden Privilegien reissen die bevorrechteten Stände andere Rechte 
von höchster Wichtigkeit an sich **). Der Geistlichkeit, insbesondere 
den grossen Stiften, gelang es frühzeitig, durch Exemtionsprivilegien 
und Kauf die Eingriffe staatlicher Jurisdiktion von sich fernzuhalten. 
Die Ritterbürtigen bringen öffentliche Befugnisse und nutzbare Herr¬ 
schaftsrechte an sich, neben einzelnen Besitzungen und Einkünften 
kommen ganze Dörfer. Städte und Ämter mitsamt der niederen und 
wohl auch der höheren Gerichtsbarkeit in ihre Hände 83 ). 

”) Kogler, S. 555; Brennecke, S. 47—48: Der Gedanke, dass geist¬ 
liches Gut als Gottesgut nicht besteuert werden dürfe, hatte sich doch so 
allgemeine Geltung verschafft, dass ihn die Fürsten nicht ohne weiteres 
ignorieren konnten. 

7 ®) Z. B. Lacoinblet, U -B. I, Nr. 696, Nr. 802, III, Nr. 86, Nr. 451. 

•°) Lacomblet, U.-B. III, Nr. 103. 

•') A. a. O. II, Nr 063. 

•*) Hegel, S. 29, 66—69; Schotte, S. 22-24; Reuter, S. 197, 199-209; 
Meyer, S. 67—70, 85. „Zahlreiche Familien kamen auf dem Wege der Pfand- 
nahme in den Besitz von Geleit, Zoll, Schultheissenämtern und anderer 
Objekte.“ 

**) Vgl. etwa Spangenberg, Verf. v. Osnabr., S. 60: Die Ministerialen 
besassen die niedere Gerichtsbarkeit über die Hintersassen ihrer Güter. — 
Hers., Lehnstaat, S. 33; Reuter, S. 197: Nur selten wird erwähnt, dass ein 
Ritter nicht die Gerichtsbarkeit auf seinen Besitzungen hat. Hegel, S. 31—33 
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Die Städte bauen ihre Freiheit immer weiter aus. erwerben eigene 
Finanz- und Justizverwaltung und werden zu „in sieh rechtlich abge¬ 
schlossenen, in ihren inneren Angelegenheiten selbständigen genossen¬ 
schaftlichen Gemeinwesen“ 84 ). 

Es ist die Zeit, in der landesherrliche Städte mit reichsunmittel¬ 
baren sich in der Hansa oder anderweitigen Bündnissen zusammen¬ 
finden 85 ); wie ja überhaupt das Einungswesen das konstitutive Prinzip 
des damaligen öffentlichen Lebens bildet. Zunächst finden wir solche 
Einungen unter Genossen gleichen Standes, um gemeinsame Interessen 
und Ansprüche zu fördern, oder Angriffe auf sie abzuwehren; erst 
später kommen Einungen zustande, die verschiedene Stände umfassen. 
Die Einungen werden für die Machtstellung der Stände von hervor¬ 
ragender Bedeutung 86 ). Hinsichtlich der Entstehung der Landschaft 
wird man im allgemeinen v. Below zustimmen, wenn er'bemerkt: „Die 
Stände haben die Einungen benutzt, haben aber in ihnen nicht ihre 
Grundlage“ 87 ). 

In der dargelegten Weise sind die Stände zu „halbstaatlichen 
Gewalten“ geworden, die als „autonome Herren“ über ihre Hintersassen 
bestimmen und dem Landesherrn gegenüberstehen; als „zwei von ein¬ 
ander unabhängige Mächte, von denen keine ihr Recht von der andern 


v. Krones, Vcröffentl. für Steiermark, 1899. Privileg von 1316 bestätigt dem 
Kloster Rem» die Gerichtsbarkeit über seine Hintersassen und gibt ihm das 
Recht bei Landsteuern seine Hintersassen zu besteuern (a colonis et ofti- 
cialibus cxigcrc). 

84 ) Gierke I, S. 310. — Vgl. zu diesem Abschnitt Spangenberg, Hof- 
u. Zentralvenv., S. 24; Iben necke, S. 104; Hegel, S. 38; v. Krones, Landes¬ 
fürst, Behörden etc , S. 76. 

*•) Z. B. Lacomblet, U.-B., III, Nr. 589 u. 595. 

8 *) Luschin, Reichsgeschichte, S. 176; R. Mell, Abhandl. z. Gosch, der 
Landständc imErzh.Salzburg, S 141, in Mitt.d.Gcs.f.SalzburgerLandeskde., 
1904; H. J. Schwarzweber, Die Landstände Vordoröstreichs im 15. Jahrh, 
S. 212, Anm. 2, in Forsch, u. Mitt. z. Gesell. Tirols u Vorarlbergs, Bd. V, 1908; 
Rieder, S. 15 — 16; Fellner, Die fränk. Ritterschaft, in Hist. Studien, Bd. 50, 
1905, S. Hl: Als Mittel zur Förderung politischer Standesinteressen tritt in 
Franken die ritterliche Einung ausgesprochener erst mit dem 15. Jahrh. zu 
Tage. Die damals im J. 1402 von einem sehr grossen Teile der Würzburger 
Ritterschaft auf drei Jahre gelobte Einung will das Verhalten der Mitglieder 
zu einander und zur Aussenwelt im ganzen nach Art der Landfriedens¬ 
einungen regeln und damit vor allem auch einen Druck austiben auf das 
Verhalten des Landcsherru zu ihren Mitgliedern. 

8T ^ v. Below, Landst.-Verf, II, S. 62. 
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ableitet“ 88 ), treten beide, Landesherr und (spätere) Landstände, in die 
landständische Periode ein 89 ). 

Vor allem auf finanziellem Gebiete machte sich dem Landesherrn 
ihre Macht und Selbständigkeit unangenehm fühlbar. Konnte er mit 
dem „Seinen* die Auslagen des Landesregimentes nicht mehr bestreiten, 
so war es ihm doch nicht möglich, eigenmächtig auf den Grundbesitz 
und die Hintersasen der privilegierten Stände Abgaben zu legen 90 ). 

Wandte er sich an die privilegierten Stände, so mochte er bal¬ 
disst die Erfahrung machen, dass diese nicht gewillt waren, umsonst 

® 8 ) Gierkc, I, S. 537. 

**) Vgl. bei R. Mell in der Urkundenbeilage die Absagebriefe der salz¬ 
burgischen Adeligen an den Erzbischof, ihren Landesherrn. Meyer, S. 8; 
Spahn, S. 6; Urk. u. Akt. XV, S. 5; Hegel, S. 56; Fellner, S. -15: Öfters und 
schon früh erscheinen die Ministerialen mächtiger als ihre Herren, schalten 
in den Stiftern nach ihrem Wohlgelallen. — S. 93. Teils als Folge der all¬ 
gemeinen Entwicklung, teils als Wirkung der besonderen Umstände (Einungen, 
Ritter die Hauptgläubiger des Landesherrn) tritt nun die gesamte, Grafen 
und Herren wie Ritter und Knechte umfassende „Ritterschaft“ vielfach ge¬ 
schlossen in einer den Fürsten gegenüber fast .selbständigen und gleich¬ 
berechtigten Stellung auf. — S. 158. Allgemein, auch in Territorien mit 
stärkerer Zentralgewalt, bestand um 1500 zwischen Adel und Fürsten noch 
nicht das Untertanenverhältnis im späteren Sinne. Resonders in allen Streit¬ 
fällen (zwischen Fürsten und Ritter) sah die Ritterschaft das Verhältnis 
noch, gewiss nicht ganz mit Unrecht, lediglich als ein privates, als das der 
Grossen zu den Kleinen an; auch die Auffassung der Fürsten weicht davon 
noch kaum ab. — S. 165, Anin. 99. Aynung der Ritterschaft 1511: Wir von 
Gottes Gnaden N. u. N. gefürstete und andere Grafen und gemeine Ritter¬ 
schaft .... 

40 ) Luschin v. Ebengreuth, Reichsgesch. S. 173: Infolge der Verschul¬ 
dung mussten sicli die Landesfürsten um ausserordentliche Geldhilfe Um¬ 
sehen, die sie nur mit Zustimmung der führenden Klassen in ihren Landen 
aufbringen konnten. Baasch, S. 41: Auf die grössere Unabhängigkeit in 
dem Gange der Bezahlung seitens der Städte scheint mir auch hinzudeuten, 
wenn in dem Rechnungsbuche im Gegensatz zu dem vicedominus imponit 
bei den Ämtern es bei den Städten stets heisst: „civitates dederunt sub- 
scriptas stiuras“. 

Manchmal hatte der Landesherr sich ausserordentliche Steuern aus¬ 
drücklich Vorbehalten (z. B. Kogler, S. 583); aber auch dann konnte er gegen 
den Willen der Privilegierten doch keine Abgaben erbeben. 

Wie schwach und unsicher die Position des Landesherrn manchmal 
war, zeigen die Verhältnisse in Thüringen. „Erst nach langen Mühen war 
die Huldigung des Adels (1249; erfolgt. Unter Anerkennung der Land¬ 
grafenwürde versprachen die Dynasten, insoweit den Landgrafen zu unter¬ 
stützen, als dies nicht gegen ihre Ehre verstosse.“ Vgl. Meyer, S. 8. 
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die verlangte Hilfe zu gewähren. So griff er denn zu einem Mittel, 
das für den Augenblick aus der Not helfen konnte, desto schlimmere 
Folgen aber für die Zukunft bot, d. h. er veräusserte und verpfändete 
Einkünfte, Ämter, Dörfer usw. Da dieselben häutig in die Hände der 
Privilegierten gerieten, so wuchs deren Macht nur noch 91 ). Zumeist 
blieb ihm nichts übrig, als sich in Verhandlungen mit den Privilegierten 
einzulassen. Insbesondere sind es die an bestimmten Angelegenheiten 
Interessierten oder durch die Verschuldung des Landesherrn ihrerseits 
in Mitleidenschaft Gezogenen, an die einzeln der Landesherr sich wendet, 
und so einigt er sich bald mit diesem, bald mit jenem 92 ) über eine 
Bede und erkauft nötigenfalls durch weitere Privilegien, besonders 
durch Einräumung eines Mitbestimmungsrechtes in den Regierungs¬ 
massnahmen ihre Zustimmung 9 *). Und zwar äussert sich diese Mit¬ 
bestimmung in der Form eines bleibenden Rates aus Mitgliedern der 
führenden Kreise 94 ). Nun ist es eine typische Erscheinung, dass dort, 
wo die Ritterschaft die ausschlaggebende Stellung innehat, aus ihr die 
Ratsmitglieder genommen werden, während z. B. in den Niederlanden, 
wo die städtischen Elemente eine überragende wirtschaftliche und 
politische Bedeutung erlangten, von ihnen der dem Landesherrn zur 
Seite stehende Rat gebildet wurde. Wo Ritterschaft und Städte einen 
mehr gleichen Einfluss hatten, ist auch die Zusammensetzung des Rates 
entsprechend 95 ). Charakteristisch ist die Tatsache, dass vielerorts aus 

•') Ein besonders drastisches Beispiel bei Blök, I, S. 329; Spaugen- 
berg, Lehnstaat, S. 84 tf. 

**) Vgl. etwa Herden, S. 41; Meyer, S. 70 ; Hegel, S. 62 u. 107. 

•*) Pirenne, Gesell. Belgiens 1897—1907, Bd. I, S. 355 ; Lacomblet, 
U.-B. III. Nr. 987, IV, Nr. 292; Nitzseh, S. 76; Spangenberg, Hof- u. Zentral- 
verw., S. 377; ders., Lehnstaat, S. 83—84; Urk. u. Akt, XV, S. 8; vgl. 
Luschin, Artikel Landstande, S. 373; ders., Reichsgesch., S. 177; Herden, 
S. 46 (dessen abzuweisende Theorie S. 39); Spahn, S. 23; Schotte, S. 11 bis 
13; Roseuthal, I, S. 253; Meyer, S. 18 fl'.; U. Schrccker, Das landständische 
Beamtentum in Anhalt, S, 67 fl'., in Gierkes Untersuchungen, Bd. 86; F, 
Wintterlin, Gesell, d. Behördenorganisation in Würtemberg, 1902—06, l!d. I, 
S. 12; E. Blumhoff, Beitr. z. Gesell, u. Entw. der westpr. Stände im 15. Jahrli., 
S. 7—8, in Zeitschr. d. Westpreuss. Gesch. ver. 34; Fellner, S. 26, 43 u. 92; 
Spangenberg, Lehnstaat, S. 60 ft'., 70 tf. — Form und äussere Umstände der 
landständischen Versammlungen scheinen sich mancherorts bei ihrer Ent¬ 
stehung angelehnt zu haben an die Gerichtstage der gesamten Landes- 
ministerialität (zumal in den östr. Ländern). Für Steiermark: v. Krones, 
Beiträge, II, S. 36. 

M ) H. Z. 78, S. 441 ff. 

vs ) Schrecker, S. 6—7: Mit dem 15. Jahrli. dringen allmählich auch 
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den Reihen der oberen Stände gerade die Hauptgläubiger des Landes¬ 
herrn es sind, die den ,,Rat“ des Fürsten bilden 96 ). 

Dieser ständische Rat 97 ), der in der Entwicklung der Landstände 
ziemlich allgemein eine Übergangsform gebildet hat 98 ), erfährt nun 
insbesondere bei Steuerbewilligungen eine Erweiterung. Wenn eben die 
von seiten des Landesherrn mit ,,Rat und Wissen“ oder „Rat und 
Zustimmung“ des Rates ergangenen Anfordeiungen bei denen, die auf 
ihre Privilegien sich stützten und die Macht zur Abwehr besassen, 
Widerstand fanden, so musste der Landesherr sich an sie selbst wenden. 
So finden wir denn ein nach den jeweiligen Machtverhältnissen wech¬ 
selndes Verhandeln des Landesherrn mit den einzelnen Privilegierten, 
mit hervorragenden Gliedern derselben, im Rate oder mit allen Pri¬ 
vilegierten auf besonderen Tagungen 99 ). 

Bürgerliche in den Rat ein. Es kann dies nicht wundern, da in Anhalt 
stets die Städte eine bedeutende Rolle gespielt haben. — Herden, S. 46 u. 
53; Spangenberg, Verf. v. Osnabr., S. 113. Vgl. jetzt Spangenberg, Lehn¬ 
staat, S. 62—63. 

M ) Fellner, S. 92. Die Jahrzehnte lang führende Rolle in den Stit'ts- 
angelegenheiten hatte einen wesentlichen Rückhalt in der fortdauernden 
Stellung der Ritterschaft als Hauptgläubiger des tief verschuldeten Stiftes 
Würzburg. 

Meyer, S. 24. Ursprünglich war die Befragung des Rates freier Wille 
des Landesherrn. Ob und wie weit sich allmählich, als die Mitglieder des 
Rates Hauptgläubiger des Fürsten geworden, ein Beratungsrecht entwickelte, 
lässt sich aus dem urkundlichen Material schwer beurteilen. 

Brackmann, S. 96, Anm. 4. Die Bischöfe sind fast allen zahlungs¬ 
fähigen Machthabern der Diözese durch Anleihen verpflichtet gewesen. 

Spangenberg, Verf. v. Osnabr., S. 111. Die Mitgliedschaft im Rate 
lange erblich. — S. 111, Anm. 1. Erheblichen Einfluss auf die Entwicklung 
des geschworenen Rates hat die wirtschaftliche Abhängigkeit gehabt, in 
welche der Bischof als Schuldner seiner Räte zeitweise gelangte. Diese 
zählen z. T. zu den begütertsten Familien des Landes — Die einzelnen 
Mitglieder oder auch der gesamte Rat korporativ konnte als Gläubiger auf- 
treten. So in einer Urkunde von 1335 der „gesamte geschworene Rat als 
Gläubiger genannt“. Spangenberg, a. a. O. 

• 7 ) Vgl. dazu jetzt Spangenberg, Lehnstaat, S. 60—74, 37 u. 189. 

**) H. Z. 78, S. 441; Spangenberg, a. a. 0 , S. 72 ff. 

g ") Luschin, Reichsgeschichte, S. 178; v. Krones, Landesfürstliche Be¬ 
hörden usw , S. 213; Hegel, S. 107. Es scheint, dass es zunächst beim Landes¬ 
herrn gestanden hat, wen er zum Rate berief und dass es vielfach nicht anders 
hei der Berufung zu Landtagen gehalten wurde; in den wettinischen Landen 
scheint es noch später so gewesen zu sein. Vgl. Ernestinische Landtags¬ 
akten, bearb. v. Burckliardt, 1902, Nr. 163. Im J. 1514: Der Kurfürst 
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„Kleist bot die Existenz eines Rates, der nach seiner Zusammen¬ 
setzung auch in weltlichen Territorien mehr und mehr die äussere Form 
eines ständischen Ausschusses annahm, der Landesherrschaft zum wenigsten 
die Möglichkeit, Fühlung mit den ständischen Gruppen zu halten und 
den Rat durch Einberufung solcher ständischen Vertreter, die nicht 
Ratsposten bekleideten, zu allgemeinen Ständeversamralungen zu er¬ 
weitern“ ,0 °). 

Mit diesen Ausführungen haben wir bereits die Rachfahlsche 
Theorie gestreift, die zwischen Vorstadium und eigentlichen Landständen 
eine scharfe Grenze zieht. Haben wir im Vorstehenden das Aufkommen 
der den Landesherrn bei seinen Regierungsmassnahmen beschränkenden 
Gewalten darzulegen versucht, so gilt es nunmehr ihre rechtliche Stel¬ 
lung zum Volke zu beurteilen. Rüden die Landstände eine Volks¬ 
oder Landesvertretung, d. h. eine Vertretung der Gesamtheit der 
Landesinsassen, so ist die Frage zu beantworten: Wie kommen die 
Stände zu diesem Rechte? wer verleiht ihnen dasselbe? 

Merkwürdigerweise stehen die beiden Ilauptvertreter der Theorie 
vom Repräsentanteneharakter der Landstände in dieser wichtigen Frage 
auf entgegengesetztem Standpunkte, ohne dass einer zur Theorie des 
andern Stellung genommen hätte, v. Below erklärt: „Die Stände haben 
ihr Recht vom Lande empfangen“ ,ot ); die Stellung der Landstände 
ist „ihrem Ursprünge nach eine gewolinheitsrechtliche Bildung . . . Das 
Mandat für das Land wird ihnen von dem Lande als dem Reclits- 
subjekt zuerkannt, ohne dass ein besonderes Verfahren stattfindet, 
durch welches es ihnen übertragen wird“ i02 ). Rachfahl hingegen ver¬ 
ficht gerade die Umkehrung dieses v. Belowsclien Satzes und säst: 
Die Landschaft „empfängt ihre Vertretungsmacht nicht vom Lande“ 10S ), 
sondern „die landständische Verfassung ist, was das rechtliche Prinzip 
ihres Ursprunges anbelangt, eine Schöpfung des Landesherrn“ ,04 ). 

Friedrich wählt einzelne aus, verwirft andere, die zum Landtag berufen 
werden sollen. A. a. 0, Ein]., p. IV u. VI: Jeder Landtag bat eine andere 
Physiognomie, die der Landesherr selbst durch seine Wahl veranlasste. 
Oft war dies auch von den schwankenden Besitzverhältnissen des Adels 
abhängig. 

10 °) Spangenberg, Lehnstaat S. 139. 

ltM ) v. Below, Landst.-Verf., II, S. 13. 

10 *) Ders., Territorium und Stadt, S. 247. 

Rachfahl, Duali.'t. Ständestaat, S. 200. 

,M ) Ders., Alte und neue Landesvertretung, S. 100. 
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Setzen wir uns zunächst mit der Ansicht Rachfahls auseinander. 
Für ihn ist der Moment der Entstehung des ständischen Verfassungs¬ 
staates genau bestimmbar : ,,Die landständiscbe Verfassung ist entstanden 
im Zusammenhang mit der Fixierung der Rede, d. h. der Umwandlung 
der alten, ausserordentlichen, vom Landeslierrn einseitig und in beliebiger 
Höhe auferlegten Steuer in eine feste ordentliche und jährliche Abgabe“ 105 ), 
und „wie sich die gesamte staatsrechtliche Stellung der Landstände im 
Anschluss an das ihnen gebührende Recht der Steuerbewilligung ent¬ 
wickelt bat, so auch im speziellen ihre Eigenschaft als rechtlich 
zuständige Vertretung des Landes 14106 ). Insbesondere sind es die öst¬ 
lichen Territorien, aus deren Verfassungsgeschichte Rachfahl den Nach¬ 
weis für seine Theorie zu erbringen sucht. Nach Rachfahl ,07 j waren 
z. B. in älterer Zeit die Herzoge in Schlesien Inhaber einer in keiner 
Weise beschränkten Staatsgewalt; es gebührte ihnen also auch gegen¬ 
über der steuerpflichtigen Bevölkerung ein unbeschränktes Besteuerungs¬ 
recht; auf Beschwerde der Grundherren, die sich ihrer Hintersassen 
annehmen, erlässt Herzog Boleslaus II. im .Jahre 1249 ein Privileg, 
worin er erklärt: collectas sive exacciones generales sive speciales 
super homines et bona ecclesiastica non faciemus nisi justas, que 
fuerint per episcopum et barones pro utilitate terre et necessitate 
approbatae 108 ). 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei der Bedefixierung bezw. dem 
Verkauf der ordentlichen Bede an die Vasallen in der Mark Branden¬ 
burg ,09 ). 

Durch solche Urkunden, erklärt Rachfahl, gewährt der Landes¬ 
herr den Hintersassen der Grundherren ein politisches Recht, nämlich 
das der Steuerfreiheit, und überträgt die Vertretung bei der Ausübung 
dieses Rechtes, d. h. bei der Steuerbewilligung, den Grundherren. 
Konstituent des Rechtes der Landstände, das ganze Land, d. h. die 
Gesamtheit der Untertanen zu vertreten, ist demnach der Landesherr. 

Gehen wir zunächst auf die einzelnen Urkunden ein. Der Wort¬ 
laut der Urkunde für das Bistum Breslau in der Parallelstellung von 

,05 . A a. 0., S. 96. 

,0# ; Rachfahl. Dualist. Ständestaat, S. 195. 

* 07 ) Ders., Alte und neue Landcsvertr., S. 96. 

,08 j Stenzei, Urk. z. Gesell, d. Bist. Breslau, 1815, Nr. VIII, § 3, S.17. 
Uachfahl. Dualist. Ständestaat, S. 195. 

,0 *) Rachfahl, Alte und neue Landcsvertr., S. 96 ff. u. K. 101. Riedel, 
Codex dipl. Brandenburg, Ü II, 1, Nr. 8—9. 
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exacciones super — homines — et bona, lässt die Hintersassen nur 
als eine spezielle Sache neben andern erscheinen, er bezeichnet als 
Empfänger des betreffenden Privilegs ebensowenig die Hintersassen wie 
die bona ecclesiastica, sondern deren Herren; nicht die Hintersassen 
sondern die Grundherren sind die Privilegierten, und nicht als Vertreter 
ihrer Hörigen, sondern als deren, wie ihres übrigen Eigentums Herren 
und Besitzer paktieren sie mit dem Landesherrn. Dass eine Bede- 
befreiung wie die erwähnte nur als eine Privilegierung der Herren 
rechtlich aufzufassen ist, bezeugt aufs unzweideutigste die Tatsache, 
dass Klöster usw. solche Bedebefreiungen doch wegen der kanonischen 
Bestimmung und wegen des geistlichen Standes erhielten. Unter welchem 
Rechtstitel hätten die Hintersassen, also Leute weltlichen Standes, eine 
solche Befreiung heischen können? Und waren doch manche Privilegien 
den Klöstern als den Grundherren gewährt in Bezug auf Leute, die 
später vielleicht sich auf klösterlichem Grunde niederliessen 110 ). Dass 
die privilegierten Stände sich durch eine Besteuerung ihrer Hintersassen 
als selbst betroffen betrachteten, kommt allenthalben zum Ausdruck 111 ). 

110 J Brennecke, S. 45. Von der Steuer blieben verschont sowohl die 
Mönche als auch ihre Bauern, an die sie Land austeilten (. . . . ipsos etiam 
homines quos [fratres] vocaverint et posuerint liberos dimisimus ah omni 
exactione). 

m ) Kogler, S. 557. Dem Kloster Schnals samt seinen Hintersassen 
sichert König Heinrich hei der Gründung 1326 vollständige Steuerfreiheit 
zu; eosdem fratres et homines eorum quos in praesenciam habent vel in 
futurum habebunt absolvimus ab omni exactione ... — S 555. Versprechen 
des Landesherrn keine Steuer mehr zu erheben: weder von den Gottes¬ 
häusern und der Pfaffheit noch von ihrem Gut noch von ihren Leuten, 
mögen sie auf der Pfaffheit oder anderer Herren Eigen sitzen. 

Brennecke, S. 46. Mit dem Ende des 13. Jahrhunderts finden Güterüber- 
tragungen an geistliche Stifter anstatt lihere ah peticionibus, wie bisher, 
häufig sogar cum peticionibus statt. Den geistlichen Grundherren wird die 
Steuerleistung an den Landeslierrn nicht nur erlassen, sondern sie dürfen 
selbst von ihren Hintersassen die Abgaben weitererheben. 

Luschin, Reichsgeschichte, S. 255. Unfreie Bauern galten geradezu als 
Eigentum des Herrn (homines proprii). — Merklinghaus, S. 80. Jedenfalls 
hiessen schon in den Bedeverträgen die Bauern subditi der Ritter und diese 
domini bonorum. — Hegel, Urkundenbeil., Nr. 51. Vom Adel betreffs seiner 
Bauern: der sie tho gliude unde live mechtich. — Schwind-Dopsch, Nr. 173, 
S. 327, Z. 15 ff.; Schwind-Dopsch, Nr. 158, S. 299, Z. 8ff. Landesordnung 
für Tirol (1406) . . . Denn als uns die vorgenanten unsers landesherren 
ritter und knecht zu sundern gevallen von iren zynleuten und aigenleuten 
an hilf und stewr gegunnet haben zu nemen durch der gegenwärtigen leuff 
und krieg willen, die denn uns und sy und unser land und leut rurent und 
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Hatten die Stände doch auch öfters mit ihren Hintersassen, Pächtern 
usw. sich auseinanderzusetzen, welche die zu entrichtenden Steuern auf 
die Eigentümer abzuwälzen bestrebt waren. 

Was die Bedefixierung in Brandenburg angeht, so ist die an 
dieselbe anknüpfende Weiterentwicklung der raarkgräflichen Steuerpolitik 
und des ständischen Lebens eher geeignet, der Raclifahlschen Theorie 
,von dem Aufkommen der ständischen Vertretungsbefugnis im Zusammen¬ 
hang mit der Bedefixierung“ zu widersprechen, denn ihr als Beweis 
zu dienen. Zunächst sind es ja gar nicht die (späteren) Landstände, 
also die zukünftige Landesvertretung nach Rachfahl, die mit den Mark¬ 
grafen den Vertrag tätigen, sondern es ist nur die Ritterschaft. Oder sollen 
sie auch als „Vertreter“ der übrigen Landesinsassen, auch der Bischöfe, 
Prälaten und Städte und deren Untertanen gelten? Sodann erfolgen 
die Steuerbewilligungen, nach Rachfahl das entscheidende Moment für 
die Ausgestaltung des Repräsentationsrechtes, in der Folgezeit nicht 
durch die „so geschaffene Landesvertretung“ sondern in den verschie¬ 
denen Territorien durch die einzelnen politischen Machtfaktoien, deren 
Stellung wir oben darlegten, selbst. Eine allgemeine Bedebewilligung 
auf einer allgemeinen Ständeversammlung für die ganze Mark erfolgte 
1472 11 *) zum ersten Male. Sollten fernerhin die Landstände (und in 
diesem Falle sind es, wie dargetan, nicht die späteren Landstände 
schlechthin) sich bereit gefunden haben, ihrerseits materielle Opfer für 
das Zustandekommen einer Verfassungsbestimmung zu bringen, welche 
der Gesamtheit der Untertanen Steuerfreiheit bringen sollte, für sie 
selbst aber die Aufgabe, die Interessen anderer pflichtgemäss zu wahren 
(denn das ist doch wohl ein Ausfluss der Repräsentantenstellung). 
Aber unstreitig ist die treibende Kraft bei der Fixierung der Bede 
das Interesse des Adels gewesen 113 ), und bezeichnenderweise wird nur 

anligend sind, umb das wellen und sullen wir sy solher hilf und stewr für¬ 
bass uberheben und die nicht begern noch von in nemen, es sey denn mit 
irem gunst und gutem willen ungeverleich. 

Spangenberg, Hof- und Zentralvcrw., S. 38t). Rachfahl, Dualist. 
Ständestaat, S. 101. Vgl. auch hei v. Mülverstedt, S. 195 die Reverse an die 
einzelnen landsässigen Bischöfe und Adeligen. 

“*) In Niederbayern erhalten 1311, als die Herzoge für eine einmalige 
hohe Zahlung auf die regelmässige Bedeerhebung verzichtet, alle (Grafen, 
Freie und Dienstmannen sowie Städte), die die Steuer bewilligen, die niedere 
Gerichtsbarkeit, die Geistlichkeit aber Testierfreiheit, Spangenberg, V. Lehn¬ 
staat z. Ständestaat, S. 50. 

Lacomblet, U. B., I, Nr. 233; Schulze, S. 31. Vgl. dazu folgende Be¬ 
merkung Bölilaus, S. 12. Die Kolonatswirtschaft jener Zeit bedingte es, 
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ihm, den Vasallen, das Recht zum Abfall gewährt, falls der Landes¬ 
herr ausser „gerechter Not“ eine ausserordentliche Steuer fordert n4 ). 

Treten so der Racbfahlschen Theorie m. E. schon an und für 
sich in wesentlicher Hinsicht Schwierigkeiten entgegen, so lässt sie uns 
bei der grössten Zahl der deutschen Territorien überhaupt im Stiche. 
Wir finden sowohl Bedefixierungen, ohne dass damit die Schaffung von 
Landständen Iland in Hand ging, als auch ständische Corpoia in 
Territorien, wo eine L’edefixierung allgemeiner Art unter korporativer 
Beteiligung der nunmehrigen „Landstände“, wie sie die Voraussetzung 
für die Rachfahlsche Theorie bildet, nie stattgefunden hat. Das Urteil 
Bitters 115 ), dass sich die landständische Verfassung in Jülich „ohne 
Zusammenhang mit der Bewilligung allgemeiner Steuern gebildet hat“, 
gilt für zahlreiche andere Territorien gleichfalls 116 ). 

Zwar will ja auch Rachfahl l17 ) die Möglichkeit nicht abweisen, 
„dass schon Vertretungskörperschaften existierten, an die nunmehr auch 
die Handhabung des Steuerbewilligungsrechtes überging;“ da er sich 
aber nicht darauf einlässt, wie und durch wen diese „Vertretungs¬ 
körperschaften“ ihre Eigenschaft und ihr Recht als Veitretung der 
Gesamtheit der Untertanen erlangt haben, bevor sie durch Übertragung 
des Steuerbewilligungsrechtes noch einmal dazu bestimmt werden, so 
erübrigt sich das auch für uns. 

v. Below verficht, wie bemerkt, die Umkehrung der Racbfahlschen 
Theorie; die Stände haben ihr Recht vom Lande empfangen, sagt er. 
Soll nun die Befugnis zur Vertretung des Landes, also der Gesamtheit 
der Untertanen, von dieser selbst stammen, so ist zunächst erforderlich, 
dass sie im Besitze derjenigen politischen Rechte ist, mit deren Ver¬ 
tretung sie andere betraut. Nun sahen wir bereits bei dem Überblick 
über die Entstehungsgeschichte wie bei der Auseinandersetzung mit 

dass die Vertretung der Interessen des eigenen Grundbesitzes wirtschaftlich 
zum guten Teile auf Rechnung der agricolae ging. Eine politische Reprä¬ 
sentation lag hierin mithin nicht und seihst auch nur eine Vertretung der 
Untertanen durch ihre Obrigkeit kann darin kaum gefunden werden. 

IU ) Vgl. Merklinghaus, S. (»7. 

Ui ) Ritter, S. 18. 

"*) .1. Falke, Die Steuerbewilligungen d. Landstände im Kurf. Sachsen. 
S. 395—98. in Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissensch., Bd. 30, 1879; Luther, 
S. 40; R. Schulze, Die Landstände der Grafschaft Mark bis z. J. 1510, in 
Deutschrechtliche Beiträge, herausg. von Beycrle, Bd. I, Heft 4, 1907, S. 30; 
Nitzsch, S. 58. 

U1 ) Raclifahl, Alte u. neue Landesvertr., S. 95. 
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Rach fahl, dass das r Volk u keine politischen Rechte besitzt, auch nicht 
bei der Bedetixierung erhält. „Es gibt im ständischen Staate kein 
über die Stande hinausgehendes, von ihnen verschiedenes Rechtssubjekt, 
dem politische Rechte zustehen.“ Die Nichtstandschaftsberechtigten 
sind vielmehr „von jedun Mitentscheid, jedem Herrschaftsrechte aus¬ 
geschlossen. Das Recht der Landstände kann also nicht von einem 
Übertragungsakte des Volkes abgeleitet werden“ U8 ). Auch von einer 
hei den Ständen existierenden Anschauung, derzufolge sie ihre Stellung 
als eine von einem hinter ihnen stehenden, primär zur Mitbestimmung 
seiner Geschicke berufenen Rechtssubjekte übertragene aufgefasst hätten, 
fehlt jede Spur. Dem gemeinen Manne spricht man vielmehr jegliche 
Fähigkeit zur Teilnahme am politischen Wirken ab 119 ). Wie kann 
nun das „Land“ den Ständen seine Vertretung und damit sein Recht 
auf Teilnahme an der Erledigung der Regierungsgeschäfte übertragen, 
wenn es selbst gar keine Rechte auf solche Mitwirkung besitzt? 

Abschliessend werden wir sagen: nicht als vom Landesherrn 
bestellte, und nicht als vom Lande oder Volke kraft gewohnheits¬ 
rechtlicher Bildung geschaffene Vertreter sondern, wie uns der Über¬ 
blick über die politische Entwicklung gezeigt hat, auf Grund eigenen 
Rechtes, das sich aus ihrer Machtstellung ergibt, teilen sich die Stände 
mit dem Landesherrn in die Regierung des Territoriums. 

Die Ausführungen über die rechtliche Stellung der Landstände, 
die Spangenberg in seinem jüngst erschienenen Buche 1 * 0 ) macht, be¬ 
ruhen im allgemeinen auf der Rachfablschen Beweisführung. Auch für 
ihn hat sich „die rechtliche Stellung der Landstände, nicht bloss ihre 
Vertretungsbefugnis am Steuerwesen ausgebildet“ 121 ). Mit Rachfahl 
erklärt er, dass „die Vertretungskompetenz den Ständen nicht auf 
Grund einer Vollmacht der Vertretenen, nicht durch einen vom Lande 
erteilten Auftrag zugefallen ist: sie geht vielmehr ihrem rechtlichen 

,18 ) Tezner, Technik und Geist, S. 73. 

,19 ) So heisst es in einer Erklärung des Herzogs von Jülich-Berg vom 
Jahre 1539: was der her schleusst mit der ritterschaft und stedcn, das 
[solt] gehalten werden und darumb darf man den haussman nit fragen, dann 
der kan sein eigen wolfart nit bedenken und man muss den zum guten 
zwingen, v. Bclow, Landst. Verf. II, S. 73. Über die Bedeutung des Wortes 
haussman s. oben S. 11, Anm. 39. 

, *°) Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat. 1912, S. 45 ff., 
55ff., 143 ff. — Vorliegende Arbeit war bereits abgeschlossen beim Er¬ 
scheinen dieses Buches, so dass es nur noch nachträglich herangezogen 
werden konnte. — '*') A. a. O., S. 149. 
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Ursprünge nach auf die landesherrliche Gewalt zurück“ ,22 ). Eine Ver¬ 
mittlung zwischen der Kackfahlsehen und der v. Belowschen Ansicht 
scheint Spangenberg zu erstreben, wenn er meint l23 ), dass „das Steuer¬ 
bewilligungsrecht der Stände nicht in Zugeständnissen der Landesherr¬ 
schaft seinen Ursprung hat; es entstand „vielmehr ganz von selbst“ 124 ) 
und „nur für die erwähnten vier Reservatfälle konnten sich die Stände 
auf eine fürstliche Rechtsverleihung berufen; und hier war ihnen zu¬ 
gleich eine Art Vertretungsbefugnis zuerkannt“ 125 ). Bringt Rachfahl 
die Begründung der rechtlichen Stellung der Stände in engen kausalen 
wie zeitlichen Zusammenhang mit den Bedetixierungen I86 ), so sagt 
Spangenberg, „man kann mit Recht sagen, dass sich schon zur Zeit 
der Bedeverträge Ansätze einer ständischen Verfassung bildeten. Aber 
diese Ansätze sind bald wieder verlassen worden“ , * 7 ). Das „Beraten 
des Fürsten in allgemeinen Landesangelegenheiten, die Verpflichtung des 
Landesherrn bei wichtigen Angelegenheiten, wie Landesveräusserung. 
Bündnissen. Kriegen, den Konsens der Stände einzuholen“ ,28 ). kann nach 
Spangenberg nicht als Kriterium für die Existenz einer landständischen 
Verfassung gelten, denn „die Vertretungsbefugnis trat erst in solchen 

>"ß A. a. 0 , S. 14(>. 

>*') A. a. O., S. öö. 

'**) v. Below, Landständ. Verf. v. Jülich-Berg, I, S. 235, Anm. 242. 

■ ?8 j Spangenberg, a. a. 0 , S. 55. 

m ) So ansprechend auf den ersten Blick die Vermutung Spangenbergs 
auch sein mag, dass das ständische Recht der Steucrbewilligung in den be¬ 
kannten Reservatfällen „im Zusammenhang der Entwicklung nicht als eine 
Errungenschaft der Untertanen, sondern vielmehr als eine Konzession zu 
betrachten ist, welche man für den prinzipiellen Verzicht auf Erhebung 
ausserordentlicher Steuern der Landesherrschaft machte (S. 63)“, so hält sie 
m. E. doch nicht stand. Auch nach seiner Ansicht (S. 55) wurde im 
13. Jahrh. das „landesherrliche Besteuerungsrecht ziemlich frei ausgeübt.“ 
Das zeitlich Vorangehende ist die einseitige Erhebung der Steuer durch den 
Landesherrn unter mehr oder minder grosser Berücksichtigung der Rechts¬ 
gewohnheiten und Machtverhältnisse. Dass demgegenüber die Stände am 
liebsten die völlige Beseitigung der landesherrlichen Steuererhebung wünschten, 
ist natürlich. Wenn sie sich nun begnügen mussten, in gewissen Fällen die 
Steuererhebung des Landesherrn auch weiterhin geschehen zu lassen, so 
kann man doch nicht von einer „Konzession der Untertanen“ reden, sondern 
nur von einer Einschränkung ihrer Forderung (auf landesherrlichen Steuer¬ 
verzicht bis auf die Reservatfälle). Eine Errungenschaft bedeutete es weiter¬ 
hin, dass meist Steuererhebungen in diesen Fällen nur mit ihrem Einver¬ 
nehmen erfolgen sollten. 

m ) Spangenberg, a. a. ()., S. 5G. 

>*») A. a. 0., S. 147-48. 
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Fällen klar hervor, wo es sich um Verfügung über Gut und liechte 
des Landes, der Untertanen selbst handelte, d. i. bei Bewilligung von 
Steuern und militärischen Leistungen“ l2 ‘ J ). Auch „die Nachricht, dass 
allgemeine Landessteuern erhoben sind, darf nicht ohne weiteres als 
Anzeichen für die Entstehung einer landsländischen Verfassung ange¬ 
sehen werden“. ..Die Zeit, in der zuerst allgemeine Steuern vom 
Landtage bewilligt sind, deutet uns in der Hegel den Anfangstermin, 
in andern Fällen wenigstens den terminus post quem für die Entstehung 
der landständischen Verfassung an 13ü J. u Von einer solchen „dürfen 
wir vielmehr erst dann reden, wenn das vom Fürstentum zum Zwecke 
der Steuerbewilligung geschaffene Organ, der Landtag, durch häufigere 
oder periodische Einberufung ein ,.«lauerndes Verfassungsinstitut zur 
Vertretung des Landes geworden ist“ 1S1 ). Nach Spangenberg „entstand 
die ständische Verfassung, soweit sich bisher ermitteln lässt, im Laufe 
des 15. und 16. Jahrhunderts“ n *). 

Neue Beweise für die Itachfahlsche Theorie von der Begründung 
der llepräsentantenstellung der Landstände bietet Spangenberg nicht, 
wie wir sehen. Nicht geltend machen für die Erklärung der recht¬ 
lichen Stellung der Stände, insbesondere ihres Verhältnisses zum „Volke“ 
kann Spangenberg die bei der Erörterung über die Iledeverträge ge¬ 
machten Aufstellungen, dass den Ständen „für die Reservatsteuerfälle 
eine Art Vertretungsbefugnis zuerkannt war“ 133 ); denn er betont anderer¬ 
seits, dass „die zur Zeit der Iledeverträge gebildeten Ansätze einer 
ständischen Verfassung bald wieder verlassen worden sind“ 134 ). Audi 
können nach seinen Darlegungen diese Ansätze später nicht wieder auf¬ 
genommen worden sein, denn die spätere Entstehung der landständischen 
Verfassung ist ihm ein landesherrliches Werk und als ein Erfolg des 
Fürstentums 135 ) zu betrachten; die Teilnahme der Stände an den Ilede- 
verträgen ist aber ein Erfolg der ständischen Tendenzen, die „mit 
dem Übergewicht der Stände“ 136 ) und mit „einer Vergewaltigung des 
Fürstentums“ 137 ) endigte — also völlig entgegengesetzte Entwicklungen. 

Die in der Folgezeit durch die Stände ausgeübte Beschränkung 
der landesherrlichen Herrschaftsrechte bei den verschiedensten Gelegen¬ 
heiten fasst auch Spangenberg als eine Mitherrschaft auf 138 ). Ebenso 
spricht er dem einzelnen Ständeglied eine obrigkeitliche Stellung über 

,2# ; Spangenberg, a. a. O., S. 148. — 1S0 ) A. u. 0., S. 160. — ,8 ‘) A. a. 
O., S. 151. - ,s, j A.a.O.,S. 153. — 13S ) A. a. 0., S. 55. — *“) A. a. 0., S. 66. 
— ,s ») A. a. 0., S. 191. — ,s «j A. a. 0., S. 46. — 1S7 t A. a. 0.. S. 56. 

,88 y Spangenberg, S. 148. 

Westd. Zeltschr. f. Gescb. u. Rannt. XXXII, in. U) 
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seine Untertanen zu 139 ). Wodurch werden denn die Stände aus einem 
Verbände eigenberechtigter Mitherren zu rechtlichen Vertretern des 
Volkes oder Landes? Nach Spangenbergs Ausführungen kann es nur 
der durch den Landesherrn bewirkte Zusammenschluss der Stände zu 
allgemeinen Landtagsversammlungen 140 ) sein, eine Änderung in der 
Organisation, womit nach seiner Ansicht die Schaffung einer Zwangs¬ 
genossenschaft der Stände Hand in Hand geht. Wie jedoch für eine 
solche Charakterisierung der Landschaft wesentliche Bedingungen m. E. 
nicht erfüllt sind, werden wir später sehen. Von einer fundamentalen 
Änderung hinsichtlich des Willigungsrechtes der einzelnen Ständeglieder 
ist keine Bede; die Bewilligung auf den Landtagen ist und bleibt eine 
Summe von Einzelakten. Solange den ständischen Rechten eine ständische 
Macht zur Seite steht, behauptet jedes mächtige Ständeglied sein freies 
Entscheidungsrecht. Gerade bei der Steuerbewilligung wird diese Selb¬ 
ständigkeit des einzelnen Standes am schärfsten und längsten allent¬ 
halben erfolgreich betont, also gerade bei dem Rechte, auf welchem 
vornehmlich die rechtliche Stellung 141 ) der Landstände sich aufbauen 
soll. Etwas anderes ist es. wenn es der aufsteigenden Fürstenmacht 
gelingt, einen widerstrebenden Stand durch Ausübung eines Druckes 
gefügig zu machen. Nicht die Begründung, „die Entstehung der land- 
ständischen Verfassung ist ein Erfolg dos Fürstentums gewesen u 142 ), 
sondern die allmähliche Niederwerfung der stärksten individualistischen 
Tendenzen der landständischen Gewalten. 

V. 

Die Zusammensetzung der Landschaft hatten wir bereits gelegent¬ 
lich im vorigen Abschnitt gestreift; nunmehr wenden wir uns einer 
näheren Betrachtung dieser Frage zu. wie auch der nach dem Rechts¬ 
titel für die Zugehörigkeit zur Landschaft bei den einzelnen Kurien 
und Mitgliedern. Namentlich der letztere Punkt wird uns auf viele 
Schwierigkeiten führen; denn eine allgemeine Rechtsnorm gibt es nicht; 
soziale, wirtschaftliche und politische Verhältnisse, ja Zufälligkeiten 

>") A. a. 0., S. 54-55, 80. 

14ü ) S. die Abschnitte über Organisation und über rechtliche Befugnisse 
der Landstände. 

I41 ) Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat, S. 148. Die Vcr- 
tretungshefugnis trat erst in solchen Fällen klar hervor, wo es sich um 
Verfügung über Gut und Rechte des Landes . . . handelte. 

14J ) Ders., a. a. 0., S. 191. 
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spielen eine entscheidende Rolle us ). Unter verschiedenen Verhältnissen 
hat sich eben ein jeweils verschiedener Kreis „politisch allein berech¬ 
tigter Faktoren u ausgestaltet. Warum in der Regel Klerus. Adel und 
Stadtgemeinden dies geworden sind, suchten wir bei dein Überblick 
über das Aufkommen dieser Gewalten zu begreifen. Nun sind ja keines¬ 
wegs überall gerade diese drei privilegierten Stände im landständischen 
Korpus vorhanden. Wir finden, dass der Eintritt des Klerus in die 
Landschaft durchweg erst spat erfolgte bezw. überhaupt nicht stattfand, 
vielmehr der Klerus abseits vom landständischen Korpus, etwa auf 
gesonderten Tagfahrten seine Angelegenheiten mit dem Landesherrn 
regelte, ln diesem Sinne dürfte auch die gewöhnliche Annahme, dass 
der Klerus in den geistlichen Territorien zeitlich als erster, in den 
weltlichen als letzter Stand in das landschaftliche Korpus eingetreten 
sei. einer Revision zu unterziehen sein, wie es wenigstens für den Nord¬ 
westen des Reiehes scheint. In den grossen geistlichen Gebieten, den 
Bistümern, finden wir neben Adel und Städten meist nur das Domkapitel 
im Besitze landständischer Befugnisse. Überall geht die Beteiligung 
des letzteren an den Regierungsgeschäften derjenigen der andern Stände 
voran. Aber dass das Domkapitel nicht als eine die gesamte Geist¬ 
lichkeit schlechthin vertretende Körperschaft zu gelten hat, erweist die 
Tatsache, dass der übrige Klerus entweder zu Sondertagungen etwa 
Zusammentritt (wie in Köln), oder eine selbständige Kurie auf dein 
Landtage ausniacht iso in Trier, wo die Vereinigung des Klerus mit 
den übrigen Ständen auch erst später erfolgte). Trotzdem die geist¬ 
lichen Landesherrn zuerst an ihren Klerus mit Steuerfordeningen 
herantraten 144 ), sehliesst sich der Klerus doch erst zuletzt, ebenso wie 
in den weltlichen Territorien, den übrigen Ständen an oder vollzieht 
diesen Schritt gar nicht (in manchen weltlichen Territorien ebenso), 
sondern handhabt seine Rechte getrennt von den landständischen Ver¬ 
sammlungen. Unkorrekt ist es demnach zu sagen, der Klerus bilde 
in den geistlichen Territorien den ältesten Bestandteil der Landschaft; 
für Köln und Trier ist. dies das Domkapitel, das von dem übrigen 
Klerus scharf getrennt ist und auch nicht als dessen „Vertreter“ gelten 
kann. Auch in weltlichen Territorien kommen, wie schon angedeutet, 
besondere Versammlungen des Klerus vor. Hätten nun die Landstände 
in den Territorien, wo Sondertagungen des Klerus stattfanden 14j ), als 

ll3 j Vgl. Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat S. 144 ff. 

U1 ) Ivnetsch, S. 15 u. 4(i. Lacombt. U.-B. III Nr. 4(1, Nr. 753, IV, Nr. 18. 

'* 5 j So in Jülich, Berg, Kleve, Köln, Münster. 

19* 
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Vertreter der gesamten L ntertanenschaft zu gelten, so schwellte die 
rechtliche Stellung jener Versammlungen des Klerus und seine im 
Vereine mit dem Landesherrn vorgenommenen Regierungsmassnalmien 
(zumeist Stenerausschreihungen auf den geistlichen Besitz; völlig in 
der Luft. 

Auch in solchen Territorien, in denen der Kreis der Landtag¬ 
fähigen sich nicht auf die herkömmlichen Stände beschränkte, sondern 
auch Landgemeinden umfasste UG ), ist keineswegs eine Berechtigung 
aller Gemeinden, eine „Vertretung“ des gesamten platten Landes zu 
konstatieren. Seihst in Tirol, wo es unter der Einwirkung der schwei¬ 
zerischen Zustände und hei den sozialen Verhältnissen Tirols mit einem 
grösseren Bestand an freien Bauern eher zu erwarten gewesen wäre, 
war die Landstandschaft nur einzelnen „Gerichten“ und „Tälern“ zu 
teil geworden. Diese haben wir demnach als minder privilegierte 
Körperschaften im Verhältnis zu den Städten aufztifassen 14 T ). 

Auch in Thüringen 148 ) waren einige Dorfschaften landtagberech¬ 
tigt, wie im Nordwesten ursprünglich mehrere sog. „Märkte“ und 
„Freiheiten,“, von denen gleichfalls das vorstehend Bemerkte gilt. 

Eine gelegentliche Beteiligung „von Männern aus den Ortschaften 
des Hachen Landes“ findet sich in der Frühzeit ständestaatlichen Lebens 
bisweilen. So in Lüttich „hei wichtigen Landtagsverhandlungen, durch 
welche grundlegende Verfassungsordnungen vereinbart wurden“ ,4l *i. 
Für Jülich-Berg kennt man gleichfalls eine Heranziehung der lokalen 
Behörden des platten Landes 1 ’ 0 ), der Amtmänner oder der Landgerichts¬ 
schöffen, „der eigentlichen Vertreter der nicht-ritterlichen Bewohner 
des platten Landes“, wie v. Below 151 ) sie nennt. Auch in Hessen 

,4Ä ) .Spangenberg, Vom Lehnstaat z. Ständestaat, S. 144. 

,47 ; Jäger, II, S. 395. Auf gleiche Weise wie die Städte hatten auch 
die Landgemeinden im Laufe des 14. Jabrh. ihre Entwicklung nicht bloss 
als einzelne für sich bestehende Dorfgemeinden, sondern auch durch die 
Vereinigung mehrerer oder aller einzelnen Gemeinden eines ganzen Tales 
oder grösseren Bezirkes zu politischen Korporationen, die mit dem Titel 
„Thälcr“ oder „Gerichte“ bezeichnet wurden, vollendet. — ders. 1,613 Nicht 
allen „Gerichten“, sondern nur den in der Matrikel einverleibten die Land¬ 
tagsberechtigung zuerkannt. 

14, *i Krnest Landt. akt. Nr. 142 iS. 82). Zu den Ständen 1511 auch 
gezählt einige thüringische Dorfschaften: Frymar, Baidestedt: heimburgen 
und Vormunden im ambt Gotta, Liebengrun, Gost, Vormunden und gemeinde 
im Ambt Arnshang. 

• 4 ») Wohlwill. S. 152. 

,M ) Lacombl. U.-B. III Nr.464 : IV Nr. 105. v. Below, Fandst Verf. II,S.74 

,5, ; A. a. 0. 1, S. 17. 
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zog die Landesregierung zur Zeit der Not die Landgemeinden zu Ver¬ 
handlungen heran 152 ). Mit einer die gesamte Untertanenschaft schlecht¬ 
hin vertretenden Stellung der Landstände stehen diese Zeugnisse wenig 
in Einklang. 

Was die Grundlage der Standschaftsberechtigung betrifft, so 

bestehen im einzelnen zwischen den Verhältnissen in den verschiedenen 

Territorien starke Unterschiede. Die mancherorts vorliegenden Land- 

tagsniatrikeln ermöglichen sichere Aufstellungen nicht einmal für die 

% 

betreffenden Territorien: denn „sie klären nicht das Recht, sondern 
spiegeln nur die jeweilige Macht wieder“ i:,s ). Die Ungewissheit hin¬ 
sichtlich der Kriterien für die Landtagsberechtigung ist am grössten 
bei der Ritterkurie. Grösste Vorsicht hei der Aufstellung bestimmter 
llechtsprinzipien und hei Verallgemeinerungen gebieten uns vor allem 
auch die grossen Differenzen, die wir zwischen den Matrikeln nur 
wenig auseinanderliegender Jahre bemerken l54 ). In vielen Territorien 
ist eine Tendenz zur Verengerung des Kreises der Landtagsberechtigten 
im Laufe der Zeit unverkennbar, in andern bleibt die Zahl der Land- 
schaftsglieder gross. 

Was die Landtagsberechtigung des Klerus angeht, so deuten alle 
Zeugnisse darauf hin. dass sie auf seiner Eigenschaft als Grossgrund¬ 
besitzer und den im allgemeinen damit verbundenen Rechten fusst. 
Durchgängig erscheint nicht der Weltklerus 155 ) auf den Landtagen, 
sondern die Vorsteher der über Grundbesitz verfügenden geistlichen 
Anstalten. Im Osten, wo die Ristümer zum Teil zur Landsässigkeit 
herabgedrückt worden waren, kommen zu den Prälaten der grund¬ 
besitzenden Landklöster noch die Bischöfe und dazu Vertreter der 
Domkapitel infolge der Scheidung von Tafel- und Stiftsgut. wie man 
wohl mit Recht annimmt 156 ). 

15i j O. Ruppersberg, Die Hessische Landsteuer bis z. J. 1567. Diss. 
Marb. 1904, S. 30. 

I53 ) Tezner, Technik und Geist, S. 56. 

IM ) Vgl. Schwarzweber, S. 247; v. Krones, Landesfürst . . ., S. 78. 

In Trier auch Landdet hauten. 

M. Hass, Die landst. Verf. u. Verw. i. d. Kurmark Brandenburg 
usw - Di ss Berlin 1905, S. 17. G. A. Mülverstedt, Die ältere Verfassung d. 
Landstände in der Mark Brandenburg, S. 26 u. 33. Jäger II, 2, S. 515. 
Abte und Prälaten der klösterlichen Stifte sasscn in den Landtagen nicht 
a ls Geistliche, sondern gleich dem Adel als Grossgrundbesitzer und Inhaber 
von Gerichtsbarkeiten. Die Frage, ob die Geistlichkeit im allgemeinen ein 
beeilt auf die Landstaudschaft hatte, muss verneint werden. 

Schwarzweber. S. 254 5. Nicht eine Vertretung des gesamten Klerus; 
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Bei den Städtekurien tritt die Bedeutung der Worte „Macht 
wird Recht“ klar zu Tage. Eine Teilnahme an den Landtilgen seitens 
der gesamten Städte eines Territoriums 157 ) und daneben auch von 
Orten mit geringeren Freiheiten finden wir bis zum ausgehenden Mittel- 
alter 158 ). Aber zu einer dauernden Berechtigung brachten es nur die 
grossen Städte, die hinreichend stark waren, um sich übermässige Vor¬ 
rechte anzueignen 15tf ) und sie zu behaupten. Für die kleinen Städte 
hatte ihre Landtagsberechtigung auch nur einen recht ideellen Wert; 
um den von dem Landesherrn im Vereine mit den grossen Städten 
festgesetzten Bestimmungen sich anzuschliessen und zu folgen, brauchten 
sie keine Deputierten zu unterhalten, und um einen eigenen Willen 
zu haben, waren sie zu schwach. So sehen wir dieselben denn auch 
gelegentlich aus freien Stücken sich eines Rechtes begeben, das ihnen 
doch keinen Nutzen verschaffte 16 °). 

nur die Abteien, Klöster, Stifte, Kommenden besitzen Landstandschaft. 
Nicht auch der Weltklerus, sondern nur die in Genossenschaften mit Grund¬ 
besitz organisierte Geistlichkeit bildete die geistliche Kurie. Die Zusammen¬ 
setzung der geistlichen Kurie lasst wohl eher auf eine Vertretung des in 
geistlicher ITand befindlichen Grundbesitzes schliessen, als auf eine Ver¬ 
tretung des Klerus als solchen. 

l5J ) Solche Städte, welche sich in einem Untertanenverhältnis zu einem 
Adeligen, einer Stadt usw. befänden, sog. Mediatstädte waren immer aus¬ 
geschlossen. 

IM ) v. Below, Landtagsakten, I, S. 1. S. die Einschränkung der Be¬ 
rechtigten in Jülich, Berg, Geldern, Kleve, Mark. 

v. Below, a. a. 0. S. 18 ff. Anfangs scheint die Städtekurie alle 
städtischen Gemeinwesen zu umfassen. Allmählich vollzieht sich eine Be¬ 
schränkung auf eine kleine Zahl, die sog. 4 Hauptstädte (wohl weil sie die 
wohlhabendsten waren). 

S. 21. „wan ritterschaft und heufstede willigten die kleinen stede 
zu folgen plegen.“ Die Vermutung, „dass der Landesherr die geringere 
Zahl leichter zu gewinnen hoffte“, auch nicht allgemein zutreffend, denn in 
andern Territorien spielt der Landesherr die zum Widerstand uufähigen 
kleinen Städte gegen die grossen aus. 

,5# ) Pirenne, II. S. 8(>; Hegel, S. 118. 

'"°t II. Rachel, Der grosse Kurfürst u. die ostpr. Stände, S. 94—95, 
in Staats- u. sozial«-. Forschungen. Bd. XXIV. Urk. u. Akt. II. S. 253. 
Die kleinen Städte wohl zu Beratung aber nicht zu Beschlussfassung über 
Steuerbewilligung herangezogen. Sie betonen aber lebhaft, dass sie keines¬ 
wegs von den Hauptstädten althängig, sondern ihnen „commembriert“, so 
gut Glieder des Corpus Civicum wie die Hauptstädte seien. 

Blumhoff, S. 76. „Den kleinen Städten wurde, ialls sie nicht ein- 
willigten, einfach gesagt: dass das eyne wonheth geweszen von aldich. wo 
eyne gemeyne tagefarth gehalden werdt und was doselbist die beren von den 
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Anderseits finden wir, dass mächtige Städte nicht zum land- 
ständischen Korpus gehören bezw. nur eine beschränkte Tätigkeit ent¬ 
falten, weil an ihre Privilegien (besonders die der Steuerfreiheit) keine 
Anforderungen gestellt wurden. So entsandte Limburg, die bedeutendste 
Stadt des Herzogtums, keine Abgesandten zu den Landtagen, weil es 
sich auch nicht an der Aufbringung von Steuern beteiligte 161 ); in der 
Grafschaft Mark nehmen mehrere Städte eine ähnliche Stellung ein. 
So ist es auch weit verbreiteter Brauch, dass zu Landtagen, die 
anberaumt werden zwecks Ausschreibung von Steuern, nur die Städte¬ 
kurie entboten wird, wenn die übrigen Landstände sich an der Auf¬ 
bringung der Steuern nicht beteiligen. Wir ersehen aus diesen Zeug¬ 
nissen. dass nur derjenige vom Landesherrn um seine Zustimmung angegan¬ 
gen zu werden brauchte, dessen besondere Privilegien betroffen wurden. 

Hinsichtlich der Adelskurie möchte man für die ersten Zeiten 
stände-staatlichen Verfassungslebens der gesamten Ritterschaft die 
Zugehörigkeit zuerkennen; insbesondere auch die Einungen mussten 
in dieser Richtung wirksam sein 162 ). Anders wird die Sachlage in 
vielen Territorien im Laufe der Entwicklung. Im Einklang mit der 
im Rechtsleben des Mittelalters allgemein herrschenden Tendenz zur 
Verdinglichung tritt früh mit dem Personalrechte das dingliche, an 
einen bestimmten Besitz geknüpfte Recht in Konkurrenz, ln späterer 
Zeit ist zumeist „eine Voraussetzung zur Landstandschaft die Ritter- 
bürtigkeit, aber nicht die einzige; denn nicht alle Ritterbürtigen sind 
unter den Landständen. Eine zweite Bedingung ist der Besitz von 
Grund und Boden (keine Burg) entweder zu Eigen — dann durch ihre 
Landsässigkeit. oder zu Lehen — dann kraft ihrer Lehen 163 ). 

landen und grossen stheten vorgenoimnen wart und vor das beste irkandt, 
dorin goben sich oucli die cleynen stete.“ 

Von Einfluss auf die Abhängigkeit bestimmter kleinen Städte von der 
„Hauptstadt“ ihrer „Sprache“ (vgl. in der Oberpfalz „Bezirk“) war im 
Norden die Gliederung der Hansa mit ihrer Unterstellung der kleinen Städte 
unter eine grosse. So „vertreten“ denn die Hauptstädte die ihnen inkorporierten 
kleinen Städte ihrer Sprache. Aber Bewilligung für sie stand ihnen nur zu, 
falls sie kraft Mandats befugt waren d. h. von den kleinen Städten die Ab¬ 
gesandten der grossen Städte auch zu ihren Mandataren gemacht wurden. 
Vgl. für die Oberpfalz, Mühlbauer, S. 11. Für Brandenburg, Hass, S. 56. 

,#1 ) Goossens, S. 24. Schwind-Dopsch Nr. 223 u. 228 für Triest. 

,#1 ) Vgl. z. B. Rathje, Die Behördenorganisation im ehemals kurköln. 
Herzogtum Westfalen. Diss. Heidelb. 1905. 

I#3 ) So für Vorderöstreich Schwarzweber, S. 244. Berufungsschreiben 
an den Adel: by den pflichten dor mit ir dem löblichen hus Osterrich lehns¬ 
halben oder als landsass verwandt seydt. — S. 250. 
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Andernorts, so in Brandenburg, besassen in der Folgezeit „nicht 
nur Witwen und minderjährige Erben von Adeligen auf Grund ihres 
Besitzes die Standschaftsberechtigung. sondern nicht einmal der adelige 
Stand war für die Inhaber eines solchen Besitztums erforderlich. Das 
regulierende Prinzip war hier gegeben in der Lehnsabhängigkeit vom 
Kurfürsten, ln Brandenburg wird nicht nur das Verhältnis der Bitter¬ 
schaft zum Kurfürsten, sondern auch das aller anderen Standschafts¬ 
berechtigten, also auch der Prälaten und Städte lehnsrechtlich gewertet. 
Da nun, w ie Hass ausführt, mit dem Grundbesitz der direkt vom Kur¬ 
fürsten zu Lehen ging, regelmässig die Jurisdiktion und Polizeigewalt 
verbunden war, so stellte die Landschaft die Gesamtheit aller Orts¬ 
obrigkeiten dar 164 ). 

Diese Beispiele betrafen Territorien, in denen der Kreis der 
adeligen Landsassen nicht die starke Einschränkung erfuhr, die ihm 
etwa im Westen zu Teil ward. Als massgebendes Kriterium für die 
Standschaftsberechtigung innerhalb der Adelskurie findet v. Below neben 
der Ritterbürtigkeit den Besitz einer Burg, „eines adeligen seess“ und 
möchte die Bedeutung des Grundbesitzes für die Landtagsberechtigung 
ausgeschaltet wissen; er ist gew illt, diese zunächst für Jülich-Berg 
aufgestellte Theorie zu verallgemeinern. Eine Untersuchung über die 
Stände der Grafschaft Mark ,li-V ) vertritt dieselbe Ansicht, die in der 
Literatur allgemein Eingang findet l68 ). Jüngst linden wir den Gedanken 
in folgender Weise formuliert: Das persönliche Recht der Landstand¬ 
schaft des Ritters auf Grund der Belehnung entwickelt sich zu einem 
dinglichen, geknüpft an den Besitz einer Burg, eines adeligen „Seess“ ’ 6 ‘). 
Demgegenüber ist zu bemerken, dass einer solchen allgemeinen Auf¬ 
stellung die Berechtigung fehlt. So weist Schwarzweher für die 
vorderöstreichischen Landstände nach, dass zahlreiche Adelsgeschlechter, 
deren Glieder auf den Landtagen erscheinen, nie im Besitze einer 
Burg gewesen sind. Ebenso wird für viele andere Territorien bewiesen, 
dass als Grundlage für die Standschaftsberechtigung keineswegs der 


ia4 ; Hass, S. 37-38, 41 und 40. Dazu die Einwände v. Belows in II. 
Z. 100. S. 327 ff. 

Für Oberpfalz vgl. F. Mühlbauer, Die oberpfälz. Landstände; in 
Archiv. Zeitscbr. N. F. 12, S. 9. 

IM ) Schulze, S. 31. Urk. u. Akt. II, S. 246; Für Ravensberg vgl. 
Nitzsch, S. 90. 

,0 ‘b Schröder, D. Rechtsgesch., S. 631. 

I87 j II. Goldsclunidt in H. Z. 105 (1910). S. 627. 
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Besitz einer Burg zu gelten hat 1 ® 8 ). Ebenso für Brandenburg von 
Hass. Ja nach seinen Ausführungen über „Haus“ und „Hittersitz u 
wird man kaum geneigt sein, unter „adeligen seess“ stets eine „Burg“ 
zu verstehen. Auch bei den niederländischen Territorien ist vom Besitz 
einer Burg als Grandlage der Standschaftsberechtigung keine Bede. 
Es scheint, dass hier der adelige Inhaber einer Lehnsherrschaft oder 
einbr Jurisdiktion, sei es der niederen, sei es der gesamten 169 ) land¬ 
tagsberechtigt war. Auch der Widerspruch der Adelskurie in Trier 
gegen die Besteuerung, besonders der in ihren Gerichtsbezirken gesessenen 
Untertanen l7 °) mag darauf hinweisen, wie sie ihre Steuerfreiheit und 
ihre Hechte zur Wahrung derselben begründet dachten. 

Nicht nur in Brandenburg hingen „Grundbesitz und lokale Obrig¬ 
keit. Lehnsuntertanenschaft und Landstandschaft - aufs engste zusammen. 
Im allgemeinen sind alle die zur Landstandschaft berufen, die ihrerseits 
im Besitze gewisser Herrschaftsrechte sind, sodass der Landesherr bei 
Respektierung ihrer Rechte unmittelbar zu ihren Untertanen gar nicht 
in Beziehung treten kann. Im Osten deckt sich die Summe der 
patrimonialen Herrschaftskreise (einschliesslich Domanialhesitz) mit dem 
Gesamtterritorium. Hier wird der Landtag tatsächlich gebildet von 
der Gesamtheit der Ortsobrigkeiten 171 ). 

,M ) So für Trier G. Ivnetsch, Die landst. Verfassung im Kurstaate 
Trier vornehmlich im l<i. Jabrh., S. 52, (in: Ilistor. Studien lid. 75. z. T. 
Diss. Bonn 1909.) „Der weitaus überwiegende Bestandteil der Adelskurie 
war die landständische Ritterschaft. Als Berechtigung zum Besuche des 
Landtages wird stets angegeben Lehnsabhängigkeit und Besitztum im Erz¬ 
stift. S. 51“. 

Für das kurkölnische Westfalen, Ratbje, S. (53: Die ritterschaftliche 
Kurie bestand aus den Besitzern der landtagsfiibigen Güter. 

Für Pfalz-Neuburg: Rieder S. 20 Anm. 1. Nicht eine Burg, sondern 
ein Landsassengut. Dazu Itiezler III, 6(>6. 

Für Oberpfalz: Mühlbauer, S. 9. Landstandschaft der Ititterhürtigen 
abhängig von einein Landsassengut. 

Für Salzburg: R. Mell, S. 172: So können wir nur mit Rückschluss 
aus den in den Landtafeln gegebenen Verhältnissen, wonach die Besitzun¬ 
gen, auf Grund deren die Inhaber in dieselben eingetragen sind, neben 
gewissen persönlichen Voraussetzungen, diesen das Recht verleihen, auf 
dem Landtage Sitz und Stimme zu haben, annehinen, dass auch im früheren 
salzburgischen Territorium der Grundbesitz die leitende Rolle gespielt bat. 

14# ) Poullet, Constitution, S. 142, 167, 169. Goossens, S. 22. Für 
Limburg und Länder jenseits der Maas: Mitglieder der Ritterkurie sind 
Adelige im Besitz eines „adligen Gutes“ (bien noble) mit hoher, mittlerer 
oder niederer Gerichtsbarkeit. — l7 °) Knetseb, S. 83. 

IV1 ) Vgl. Spangenberg, V. Lehnstaat z. Ständestaat, S. 145 Anm. 2. 
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lm Westen fehlt es nicht ganz an einer freien Bevölkerung, die 
in keiner Verbindung mit dem landständischen Korpus steht. Zwischen 
ihr und den Landtagsberechtigten sind keinerlei rechtliche Beziehungen 
vorhanden, aus denen sich die Stande im Verhältnis zu jenen irgend¬ 
welchen „ Repräsentativcharakter“ beilegen können. Wenn man ausserdem 
sieht, wie gerade im Westen innerhalb der sonst landtagsfähigen Stände 
der Kreis der Berechtigten äusserst eng gezogen ist, wenn man ferner 
bedenkt, dass bei aristokratischer Stadtverfassung auch die Mehrzahl 
der Bürger, daneben ja der Bauernstand, gelegentlich auch der Klerus 17i j 
von der Landschaft ausgeschlossen war“, so sieht selbst Bachfahl sich 
zu dem Zugeständnis genötigt: „Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
dass das ständige liecht oft zu einer verfassungsmässig fixierten Mit¬ 
herrschaft einzelner Personen oder bestimmter Korporationen wurde“ 1 ,s ). 

Demgegenüber scheint Spangenberg gerade der umgekehrten An¬ 
sicht wie Rachfahl zu sein. Er meint: „Die Vertretungskompetenz der 
Stände trat dort am deutlichsten hervor, wo die Landtagsfähigkeit sich 
auf einzelne ständische Gruppen oder innerhalb derselben gar nur auf 
einen auserlesenen Kreis beschränkte und die von diesem gefassten 
Beschlüsse trotzdem das ganze Land verpflichteten 17 *).“ Wenn dein 
so wäre, so müsste dort, wo dieser „auserlesene Kreis“ etwa nur 
Mitglieder der Ritterschaft oder (in Bistümern) des Domkapitels um¬ 
fasste, am klarsten das Bild des ständischen Vertretungsrechtes uns 
vorliegen. Damit kommt aber eine andere Aufstellung Spangenbergs 
nicht überein, dass nämlich „ebensowenig als die Ritterschaft das 
Domkapitel vor dem Hinzutritt anderer Stände landständische Befugnisse 
besessen hat“ 1 ' 5 ). 

An anderer Stelle wiederum 178 ) spricht er von den Städten 
Flanderns und "Württembergs, „die fast ausschliesslich den Landtag 

17s ) Vgl. oben S. 295-296. 

m ) Rachfahl, Alte und neue Landesv. S. 108. Auch in andern Zu¬ 
sammenhänge (Dualist. Ständestaat, S. 194) betont er: „Gewiss sind die 
Landstände ein Verband von Mitherren des Landes“. „Die Landstände er¬ 
scheinen nicht nur als Vertreter, sondern auch zugleich als Mitherren des 
Landes. Eben deshalb, weil ihre Vertretungsmacht nicht auf einem Lber- 
tragungsakte seitens der Vertretenen beruht, sondern sich als ein im Rahmen 
der Verfassung unentziehbares und dauerndes Recht darstellt, wird die Ver¬ 
tretung tatsächlich, ohne dass sie doch deshalb diesen ihren rechtlichen 
Charakter einbiisst, zur Mitherrschaft“ (a. a. 0. S. 199). 

174 ) Spangenberg, V. Lehnstaat z. Ständestaat, S. 144. 

I7& ) A. a. 0. S. 95, Anm. 2. 

17 «j A. a. 0. S. 145. 
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beschickten“ und „doch eine wirkliche Landesvertretung gebildet haben“. 
Wodurch ist diese Verschiedenheit in der rechtlichen Stellung der 
Stände bedingt? Soll der Ausschluss eines oder des andern Standes 
entscheidend sein für das Vorhandensein einer landständischen Verfas¬ 
sung. wie besteht eine solche dann in Territorien, in denen der Stand 
der (freien) Bauern und der Prälaten den Landtag nicht beschickten 
oder Sonderversainralungen des Klerus stattfanden? 

Die Untersuchung über die Zusammensetzung der Landschaft zeigt, 
dass „alle zu aktiver politischer Tätigkeit“ Berechtigten in ihr vor¬ 
handen sind 177 ), dass ausser den Privilegierten niemand berufen und 
befähigt ist zur Miterledigung von Herrschaftsangelegenheiten. Es 
ergibt sich, dass die Landschaft als die Gemeinde der politisches 
Staatsbürgerrecht innehabenden Elemente aufzufassen ist. Die Stände 
repräsentieren nicht ein anderes Rechtssubjekt, das Land oder Volk, 
sondern sie „präsentieren“, sie bilden das Volk im politischen Sinne' 78 ). 
Und wenn wir aus der Zusammensetzung der landständischen Korpora 
schliessend, die Landschaft in das Schema der Verfassungsformen ein- 
ordnen wollen, so müssen wir sagen: eine unmittelbare Oligarchie 
beschränkt den Landesherrn 179 ). 


VI. 

Wie die Landschaft ihrer Zusammensetzung nach aus streng 
geschiedenen Ständen hervorgeht, so behält sie auch auf den Landtagen 
den Charakter von schroff auseinanderfallenden Kurien bei. Selbst wo 
die verschiedenen Stände durch mehrfache Einungen sich enger zusam- 
mengeschlossen haben, wo sie die Vereinbarung getroffen, nur gemeinsam 
vorzugehen, zu handeln und zu beschlossen, verbleiben sie auf den 
Landtagen in ihrem isolierten Verhältnis zu einander 180 ). Wenn wir 

177 ) Soweit nicht besondere Teile von ihnen eine andere, z, T. weiter 
exzeptionelle Stellung einnehmen. 

178 j Brackmann, S. 118 Anm. 1, populus = nobiles et rainisteriales.— 
K. Haselbach, Über die Stände Niedcröstreichs im 16. Jahrh. in: Plätter d. 
Ver. für Landeskunde von Ostreich. 1870, S. 82. — v. Krones, Beiträge 
III, S. 07 (Nr. 23). Althairische landständische Freibriefe, Freibrief 1, 2 
und 3. Dazu Roscntal, I, 180. Bezeichnend für die Identifizierung von 
Stände und „Volk“, von Ständeinteressen und Volksinteressen. 

,7t ) Tezner, Technik und Geist, S. 74. 

I9 °) Oder wo sie sich etwa vom Landesherrn die Zusage haben geben 
lassen, sie nur mit „gesarapten willen“ mit „bete oder heischung zu be¬ 
schweren“ (Ernestin. Landtagsakten Nr, 136), handhaben sie das Steuer¬ 
bewilligungsrecht doch wieder bei kurienweiser Trennung (a. a. 0. Nr. 102 . 
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für eine organisch« 1 Vertretung der Landesgetneinde als einer zwangs¬ 
genossenschaftlich die Insassen zusammen fassenden Einheit einen gleichen 
Zusammenschluss zu erwarten hoffen, so suchen wir bei der Landschaft 
vergebens nach diesem Merkmale. Und auch die Schaffung des Gesamt¬ 
willens bei fehlender Einstimmigkeit durch Majoritätsbeschluss, der 
dann für die Gesamtheit, also auch die dissentierende Minderheit 
unbedingte Hechtsverbindlichkeit besitzt, ein wesentliches Merkmal für 
eine solche Genossenschaft, fehlt dem landständischen Korpus durchaus. 
Eine Durchzählung der Stimmen durch sämtliche Kurien hindurch und 
damit die Geltung des Majoritätsprinzipes innerhalb der Gesamtheit der 
Landtagsherechtigten lasst sich wohl überhaupt nicht bemerken. Inner¬ 
halb der einzelnen Kurien setzt sich nach der Meinung vieler das 
Majoritätsverhältnis mit der Zeit durch: aber auch dieser Grundsatz 
findet, wie auch v. Below erwähnt, nicht gerade oft in den Quellen 
einen klaren Ausdruck 181 ». In der Rechtstheorie des ausgehenden 
Mittelalters tritt uns die Korporationslehre zwar schon ausgehihlet 
entgegen, aber die Reaktion dos Individuums gegen dieselbe in der 
ständisch-staatlichen Praxis ist ebenso stark“ ,b2 ). Wo es den Ständen 
für ihre Zwecke förderlich erschien, betonten sie die Einheit des land¬ 
ständischen Korpus, waren die Konsequenzen dieser Auffassung ihnen 
ungünstig, so betonten sie die Freiheit des einzelnen Standes. Kein 
Zweifel, dass diese von den Ständen geförderte Unbestimmtheit ihnen 
in den Zeiten steigender Macht bequeme Wege zur Mehrung derselben 
bot und auch in diesem Sinne benutzt wurde 183 ). Mancherorts nehmen 

IKI ) v. Below, Territorium, S. 218. 

,8i l Tczner, Technik und Geist, S. 7(5. 

,8S ) Vgl. zum Vorstehenden: Luschin, Reichsgeschichte, S. 412 Anm- 
8. Eifersüchtig verteidigen die Steirer in den Jahren 1582 3 ihr Recht, 
dass ein jeder Herr und Landmann „in denen offenen Landtagen mit seiner 
Stitnb frei sein und daruroben von Niemantes ihrne soll eingesprengt werden.“ 
v. Krone*, Beiträge II, S. 84. Nota das kayser Friedrich ein gemeine stewr 
auf die holden aller lantschaft geistlicher und auch weltlicher lierren ge- 
slagen hat . . . und ist bes<heheu mit der lantsrhafft der meisten willen. 

Spahn, S. 107. Sehr unangenehm für die Herzoge (von Pommern) 
war die Notwendigkeit der einstimmigen Annahme jedes Gesetzes durch die 
Landschaft. Sie machten vergebens geltend, dass der Ungehorsam eines 
Standes den Ungehorsam der anderen billigerweise nicht entschuldigen 
könnte. Die Ritterschaft hätte allerdings nachgegeben; aber die Städte be- 
harrteu darauf, dass alle Stände für ein Korpus erachtet winden und nur 
diejenigen Vorlagen Gesetzeskraft erlangten, welche die Zustimmnrg aller 
Stände gefunden hätten. 

I rk. u. Akt. II S. 255. Nach aussen suchten die Stände möglichst 
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hervorragende Glieder der Landschaft eine Sonderstellung ein, auch noch 
in späterer Zeit I84 ). Einzelne Mitglieder bestreiten die Verbindlichkeit 
eines Landtagsabschiedes für sie wirksam aus dem Grunde, dass sie 
denselben nicht zugestimmt hätten ,M ). 

Noch in den Kämpfen der kleve - märkischen Stände mit dem 
Grossen Kurfürsten bestehen die Städte mit Eifer auf ihrem Rechte, 
.deiu Landesherrn eine Steuer bezw. ihren Anteil an derselben zu 
bewilligen oder zu verweigern“ Es wird seitens der klevischen 
Städte heftig Klage darüber geführt, dass man „gegen der Städte 
Privilegien, den bei Steuerbewilligungen der klevischen Stände bisher 
unerhörten modus concludendi per majora vota nicht nur innerhalb der 
beiden Ständekörperschaften einführen, wodurch bereits die Steuerfrei¬ 
heit der Städte gänzlich illusorisch gemacht würde, sondern sogar die 
Überstinimung und damit die Beherrschung der Städte durch die Ritter- 
hurtigen ermöglichen wolle“ ,87 ). Und sie weisen weiter darauf hin, 
dass die „Ritterschaft, wann eine Willigung geschieht, in corpore nichts 
beschliessen wolle“ lt,s ). 

einheitlich zu erscheinen. Ihr Korpus ist indes keine juristische Person. 
Wenn sie Schulden aufnelnnen für das Land oder tür ihre Bedürfnisse, 
verschreiben sie als Pfand dafür durch Einzelunterschrift und unter Ver¬ 
zicht auf alle Exzeptionen ihre Personen und Güter einzeln, „einer für alle, 
alle für einen“. 

IM ) Vgl. o. S. 298. Dazu Urk. u. Akt. V, S 15 A. 11. 

,BS ) Tezner, Technik, S. 58. Poullet, Const. Brab., S. 49. Urk. u. 
Akt. II. S. 264. Noch 1675 meint Wesel, dass eine Stadt, die nicht in eine 
geforderte Steuer gewilligt habe, nicht dafür exekutiert werden dürfe. — 
Mühlbauer, S. 14. Ein Beschluss wenigstens anfangs nur für diejenigen 
verbindlich, welche ihm beigestimmt halten. Dies geht schon daraus her¬ 
vor, dass sich in den Landtagsabschieden ziemlich lange die Bemerkung 
findet, die Beschlüsse sollten auch für die Abwesenden und diejenigen, 
welche keine Vollmacht gesandt hatten, verbindlich sein. So noch 1556. 
S. 15. Noch 1545 weigern sich die Brüder Grossen zu Trogkau die be¬ 
willigte Steuer zu zahlen mit der Begründung, dass weder sie noch ihr 
Vater in diese Steuer gewilligt hätten und sie auch nicht auf den Landtagen 
erschienen wären. 

,M ) Urk. u. Akt. V, S. 82. Urk. u. Akt. V, S. 262. 

187 ) Urk. u. Akt. V, S. 203. 

188 ) A. a. 0. S. 204. Vgl. Miihlbauer, S. 31 und 46. Ernestin. Land¬ 
tagsakten Nr. 80. Kurfürst Friedrich stellt es (i J. 1501) in Zweifel, dass 
es bequem wäre, einen Landtag zu berufen; denn würde die Anlage von 
einem Stande oder mehreren oder von allen einhellig abgeschlagen werden, 
so würde das viel Ungehorsam und Schaden gebären. S. auch Nr. 35. 
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IHe Überstimmung etwa einer Kurie durch zwei andere ist 
selbst in den letzten Zeiten des ständischen Staates kaum irgendwo 
zu konstatieren, vielmehr findet zur Fertigstellung eines Landtags- 
beschlusses eine Verhandlung wie „von Macht zu Macht“ statt 189 ). 

Wenn nun Racbfahl zur Entkräftung dieser, einer Stellung der 
Landstände als organischer Vertreter des ganzen Volkes widersprechenden 
Argumente hinweist „auf unser heutiges Zweikammersystem, bei welchem 
auch Übereinstimmung beider Häuser erforderlich sei“ l9 °), so ist seiner 
Theorie durch diesen Hinweis mit nichten gedient. Mag bisweilen 
z. If. beim preussischen Herrenhause nach der Entstehung, der Zusam¬ 
mensetzung und dem Rechtstitel des einzelnen Mitgliedes eine Annäherung 
an die landständischen Verhältnisse vorliegen und der Charakter einer 

'*•) Nun findet das Majoritätsprinzip ja Überhaupt erst seit dem aus¬ 
gehenden Mittelalter allgemeineren Eingang. Einer zusammenfassenden 
Betrachtung hat diesen Vorgang unterzogen : A. Tecklenburg in der Einleitung 
seines Werkes: Entwicklungdes Wahlrechts in Frankreich. 1911. Seinen stäude- 
staatsgeschichtlichen Voraussetzungen (er fusst z. T. auf Gierkc) wird man 
kaum allgemein heipHichten können (z. B. über die Bedeu'ung des Einungs¬ 
wesens für das Entstehen jeder „Landschaft“). Ebenso verallgemeinert er 
vereinzelte Angaben über die GeltungdesMajoritiitsprinzips im landstündischen 
Verfassungsleben in den verschiedensten Fassungen in einer der Wirklich¬ 
keit keineswegs entsprechenden Weise. 

Der Vorläufer des Majoritätsprinzipes ist das „Einmütigkeitsprinzip“ 
gewesen, bei dem die Erzielung des Gesamtwillens durch „physischen oder 
moralischen Zwang“ auf die Minderheit (sei es der Macht, des Ansehens, 
der Zahl) erfolgte. Das „Einmütigkeitsprinzip“ erkennt unstreitig dem ein¬ 
zelnen Gliede eine grössere Selbständigkeit zu, und diese wird im Vcr- 
fassungsleben des ständischen Staates zur völligen Unabhängigkeit gegen¬ 
über den andern Gliedern, wenn der betreffende Stand die reale Macht 
(vgl. dazu u. den Abschnitt über das tatsächliche Verhalten) besitzt, „physischen 
Zwang“ gegebenenfalls ab wehren zu können. Bei dem Fehlen einer ver- 
fassungsgemässen Schaffung des Gesamtwillens kann von einem Korporations¬ 
charakter der Landschaft nicht die Rede sein, dieselbe zerfällt in eine 
Vielheit von einzelnen Machthabern, deren jeder nur für seine individuelle 
Rechtssphäre zuständig ist und keine rechtlichen Beziehungen zu den übrigen 
Volksteilen oder dem Volksganzen hat. aus denen ein Vertretungsverhältnis 
konstruiert werden könnte, ln dem Fall, dass sich innerhalb der einzelnen 
Kurien eine verfassungsgemüsse Bildung des Gesamtwillens durch Durch¬ 
führung des Majoritätsprinzipes entwickelt, wird die rechtliche Grundlage 
bezüglich des Korporationscharakters der Landschaft nicht verschoben, nur 
dass womöglich eine noch schärfere Zerschneidung der Landschaft in die 
einzelnen Kurieneinheiten erfolgt, die sich unabhängig von einander gegen¬ 
über stehen. 

1#0 ) Rachfahl, Alte u. neue Landcsvertr., S. 107. 
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Volksvertretung nur recht bedingt zu Tage treten, so stellt doch auch 
in diesem Falle zum mindesten die zu Grunde liegende staatsrechtliche 
Idee in einem fundamentalen Gegensatz zum landständischen Prinzip. 
Das einzelne Mitglied, wie das gesamte Herrenhaus ist nach der Rechts- 
tiktion eine Vertretung des gesamten Volkes, und ebenso das Abgeordneten¬ 
haus. Ganz anders im ständischen Staate! Die einzelne Kurie bat 
sich doch nie als Vertreter des ganzen Landes betrachten oder als 
solche gelten können. Eine derartige Auffassung ist wider die eigent¬ 
lichste Natur des ständischen Staates 191 ). Hätte doch ein solcher 
Anspruch zum mindesten an den Privilegien und Rechtsansprüchen der 
andern Stände sein Halt finden müssen; nur um das Bestimmungsrecht 
über die von der Standschaft Ausgeschlossenen können die Stände unter 
einander streiten 19 *). 

Es bleibt dabei: Das Auseinanderfallen der Landschaftsglieder 
in voneinander unabhängige Kurien, das Fehlen einer verfassungs¬ 
mässigen Schaffung des Gesamtwillens sowohl innerhalb der Gesamtheit 
der Ständeglieder wie in dem Verhältnis der Kurien zueinander, und 
sogar in den wichtigsten Fragen, auf denen nach Rachfahl ihr 
Repräsentantencharakter sich gerade aufbaut, innerhalb der einzelnen 
Kurien lässt den Charakter der Landschaft als einer das ganze Land 
vertretenden Körperschaft mehr als fraglich erscheinen. 

Es verlohnt sich noch, auf die landständischen Verfassungen in 
den Territorien der Niederlande gerade unter dem Gesichtspunkte ihrer 
Organisation hinzuweisen. Rachfahl 198 ) bemerkt von den Landständen 
der niederländischen Territorien, „dass sie einer festen kollegialen 
Verfassung entbehrten und ihre Mitglieder doch noch in viel höherem 
Grade als selbständige politische Machtfaktoren oder als die Vertreter 
derjenigen sozialen Verbände erschienen, denen sie angehörten, wie 
etwa als die des Landes“. Ja, er kommt zu dem Schlüsse, dass es 
in den Niederlanden „eine wahre ständische Körperschaft, eine wirkliche 
Repräsentation des Landes“ nicht gab. Es fragt sich, ob die Unter¬ 
schiede zwischen den Verfassungszuständen der niederländischen Terri¬ 
torien und denen der übrigen Länder von so fundamentaler Art sind, 
dass man mit Rachfahl die Stände 1 der letzteren als eine Volksvertretung, 

, * 1 ) Am schärfsten Heyemlal bei Goossens, p. 18*. 

'**) Poullet, Const. Brab. S. 49. Essers, S. 134. Urk. u. Akt V, S. 
27, 170, 361. Goossens, S. 119. 

'•*) Rachfald, Wilh. v. Oranien I, S. 527, 533 ff. Hers., Marg. v. 
Parma, S. 34—36. Hers., Alte u. neue Landesvertr. S. 105—6. 
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oder wie er lieber sagt Landes Vertretung, anzuselien hat, denen der 
ersteren aber dieser Charakter abzusprechen ist. Wenn nun die 
Landstände im übrigen durch die Handhabung des Steuerbewilligungs¬ 
rechtes ihren Kcpräsentantencharakter erlangen, so nehmen die Stände 
der Niederlande keine Sonderstellung ein. Wenn sie gleichwohl „eine 
wirkliche Repräsentation des Landes nicht bilden sollen, so kann das 
nur durch ein sekundäres Moment bedingt sein: den mangelnden kor¬ 
porativen Zusammenschluss, von dem in der Tat nicht die Rede sein 
kann. Vornehmlich in zwei Beziehungen machte sich nach Rachfahl ,M ) 
die mangelnde staatsrechtliche Einheit geltend: die Deputierten der 
Städte auf den Ständeversammlungen waren nicht mit unbedingten 
Vollmachten ausgestattet und es fehlte an einem festen Einheitsprinzip 
sowohl für den ganzen Landtag als auch für die einzelnen Kurien. 
Was diesen Punkt angeht, so sahen wir bereits, dass es in den anderen 
Territorien, und gerade bei den entscheidenden Fragen, nicht andere 
bestellt ist und die niederländischen Verhältnisse nur noch deswegen 
besonders bemerkenswert sind, weil die einzelnen stimmführenden 
„Glieder“ einer Stadt gleichfalls völlig selbständig und unabhängig von 
einander sind. Über den ersten Punkt sei Nachstehendes bemerkt. 
Die Ausfertigung bindender Instruktionen, also das imperative Mandat, 
für Ständedeputierte begegnet uns als eine ganz allgemeine Erscheinung. 
Überall, wo ein persönliches Erscheinen der Berechtigten unmöglich 
oder umständlich erscheint, werden Abgesandte zu den landständischen 
Verhandlungen beordert. Aber eine organische Substitution des Ver¬ 
treters an Stelle der Kommittenten findet nicht statt, der Wille des 
Vertreters wird nicht unmittelbar als Wille der Vertretenen angesehen 185 ), 
vielmehr erhalten die Deputierten nur ein privatrechtlich gestaltetes 
Mandat, „eine Instruktion, an die sie Punkt für Punkt gebunden 
sind“' 96 ). Dies Verfahren 197 ) findet sich nicht nur bei den Städten, 
sondern auch bei der Geistlichkeit, den Domkapiteln und gelegentlich 
auch bei der Ritterschaft. 

Bei irgendwie grösseren Abweichungen mussten die Deputierten 
neue Instruktionen einholen, so dass die eigentlich „entscheidende 

m ) Rachfahl, Wilhelm v. Oranien I, S. 534. 

,M ) Jellinek, I, S. 517. 

'**) v. Relow, Landtagsakten I, S. 22. 

’ 91 ) v. Relow, a. a, 0. Essers, S. 7 u. 15. Knetsch, S. 46. Poullet, 
Constitution, S. 170. Rachel, S. 86. Spahn, S. 105. K. Lohmeyer, Die 
Entwicklung der stand. Verhältnisse in Preussen 1907, S. 293. 
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Beratung und Beschlussfassung nicht auf den Landtagen selber statt¬ 
fand. Schon daraus erhellt, dass sie zunächst und vorwiegend als 
Organe ihrer besonderen Kommittenden und wenn überhaupt, so nur 
indirekt als Organe des ganzen Landes fungierten.“ Letztere Worte 
prägt Kachfalil ,98 ) für die niederländischen Verhältnisse, wie aber 
unsere vorangegangenen Ausführungen zeigen, können wir sie mit der¬ 
selben Berechtigung auch auf die landständische Verfassung der meisten 
übrigen Territorien ausdehnen. 

Nach alldem scheint uns der Unterschied hinsichtlich der Orga¬ 
nisation der niederländischen Stände und der in den übrigen Territorien 
höchstens ein gradueller zu sein und dieselben Gründe, die Kachfahl 
veranlassen, den niederländischen Landständen den Charakter einer 
„wirklichen Repräsentation des Landes“ abzusprechen und sie als 
eigenberechtigte Machthaber zu bezeichnen, scheinen m. E. auch für 
die anderen Territorien massgebend zu sein. 

Beachtung verdient auch die formale Gestaltung der landständischen 
Beschlüsse, zumal die der Steuerbewilligung, also das wichtigste Recht 
betreffende, „die den Eindruck einer Summe von Sonderbewilligungen 
machen“ 1! ' 9 ) und die sich rechtlich in nichts unterscheiden von den 
durch Sonderverhandlungen mit den einzelnen Privilegierten erzielten 
Vereinbarungen. Nur so ist es zu verstehen, wie einzelne Stände sich 
besondere Rechte und Zusicherungen in den Rezessen für ihre Bewil¬ 
ligungen können geben lassen 2 " 0 ;. 

IMS ) Rachfahl, Wilhelm v. Uranien I, S. 584. 

'“*) Tezner, Technik und Geist, S. 58. Ders , Zur östr. Venvaltuugs- 
rechtsptiegc, in Grünhuts Zeitschrift Bd. ‘29, S. 073. Die Wirksamkeit der 
ständischen Bewilligungen insbesondere findet, abgesehen von dein Wider¬ 
stande mächtiger Individuen uml Kreise, auch an der Zulässigkeit von 
Sonderverhandlungen sowohl mit Einzelnen als mit ganzen Kurien eine Schranke. 

200 ) Poullet, Const. Ilrab. S. 49. v. Mülverstedt, S. 195 u. Anm. 12, 
116ff, Ernestin. Landtagsakten, S. 54. Lobmeyer, S, 293. Müblbauer, S. 
40. Bezeichnend für die Haltung der Regierung gegenüber den Landsassen 
(Städte und Märkte) ist folgender Passus einer Antwort an sie — dieselben 
batten sich von den beiden andern Ständen wieder getrennt und unter¬ 
handelten gesondert mit der Regierung; —: und man wollt ihnen gleich an- 
zeigen auf was Mittel man gedacht, nämlich, dass das Ungel 1 fünf Jahr 
lang bewilligt, die ersten vier .Jahr dem Kurfürsten gänzlich gefolgen, und 
das letzte Jahr ihnen zustellen sollt. Mit den andern Ständen wusst man 
vielleicht andre Wege zu finden .... 

Heyendal bei Goossens p. 18*. 

Xullus a multis locus lit sanis rationibus plerique membrorum non 
opinantur ut Status pro bono conimuni prinripis etpopuli, sed ut particulares 
Westd. Zeitschr. f. Gcsch. u. Kunst. XXXII. III. 
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VII. 

Im Folgenden sollen nun noch die rechtlichen Befugnisse der 
Landstände sowie ihr tatsächliches Verhalten einer Betrachtung unter¬ 
zogen werden, um festzustellen, oh und inwiefern sich auch hieraus 
für die Beantwortung unserer Krage etwas ergibt. Da ist nun hin¬ 
sichtlich der landständischen Hechte gleich zu bemerken, dass eine 
systematische Teilung und Abgrenzung der Hechte des Landesherrn und 
der Stände nie stattgefunden hat. Soviel .Macht die Stände in für sie 
günstigen Zeiten erlangen können, reissen sie an sich: «die Erwägung 
politischer Möglichkeit der Behauptung der errungenen Macht, ihre 
Vereinbarkeit mit einem monarchischen Gemeinwesen liegt ihnen 
fern“ 201 1 . Das frühzeitige 202 ; Einsetzen einer Theorie, welche die 
Revisibilität aller nicht guten Privilegien verkündet, vermehrt die 
Unbeständigkeit. Es wird dem subjektiven Ermessen des Landeskerrn 
oder richtiger den jeweiligen Machtverhältnissen desselben und der 
Stände ein weiter Spielraum hinsichtlich der ständischen Beeilte gewährt. 
Nach alldem ist es unmöglich eine scharfe Grenze zu ziehen zwischen 
der rechtlichen Sphäre ständischen Wirkens und dem rein faktischen 
Verhalten. Wie wir aus dem bisherigen Verlauf unserer Untersuchung 
ersahen, haben die verschiedenen Kurien und auch einzelne Glieder 
ihre besonder!! Privilegien: „sie bezeichnen für sie «las Mass und die 
Grenzen der Fürstengewalt“. Sie beschränken diese nur insoweit, als 
sic selber davon betroffen werden und gewähren ihr — vorausgesetzt, 
dass sie sich keiner Übergriffe auf ihren Grund und Boden erlaubt — 


juxta id (juod ipsorum privatim interest. Nec raro contigit, quod illi qui 
resolutionihus eccleciasticorum et nobiliuni tacentes usque ad tinem inter 
fuerunt post illorum resolutiones etsubscriptiones secedant et plures articulos 
in suis subscriptionibus reservent, undc tit, ut recessus non sint uniformes. 
Jam quantum ad valorem et effectuni votorum seu suffragioruin attinet iam 
dictum ist, resolutiones in qaolibet corpore Statuum capi juxta pluralitatem 
votorum, absentium vero vel minori numero aliter senteutium vota pro nihilo 
rejiuturi. Verum non est idem si resolutiones particularium corporuni inter 
se comparentur; nec enim pluralitas XI corporum uniforrni sua resolutione 
obligare potest minorern numerum corporum alitcr senteutium. Quod adeo 
verum eit, ut ctiam Consensus decem corporum in unam sententiam obligare 
non possit nimm solum corpus dissentiens. 

a01 ) Tezncr, Technik u. Geist, S. 4. 

*°*) So schon im 14. Jahrb. Philippus Leydengis, cas. VI u. VII. — 
Ponllet, Constitution, S. UGS). 
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volle Freiheit in die Hechte anderer einen Eingriff zu machen 203 ). 
Auch den Zeitgenossen wäre eine Kodifikation der landständischen 
Kompetenzen unmöglich gewesen. So umschreiben sie denn die Befug¬ 
nisse der Landstände durch eine allgemeine Formel, wie etwa eine 
Erklärung des Grafen von der Mark vom Jahre 1501: Die Stände 
sind zu befragen, wenn die Angelegenheit Land und Leute betrifft, off 
sus merkliche swairhait op sich hebende 20 *). Man kann sagen, dass 
die 'Worte: „in wichtigen Sachen und Verhandlungen, dabei der Stände 
Privilegien und Wohlfahrt interessiert ist u , sei der Landesherr an die 
Mitwirkung der Stände gebunden, im allgemeinen das lamlständiscbe 
Hecht zutreffend charakterisieren. Dass die Stände überall „interessiert" 
waren und dass eine solch vage Umschreibung in der Praxis nach den 
jeweiligen Umständen ihre besondere Auslegung und Handhabung erfuhr, 
ist leicht begreiflich. Auch vor eigenmächtigem Handeln trotz klar 
entgegenstehender Rechte der Stände scheuten die Landesherrn nicht 
zurück, wenn sie die Macht zu haben glaubten, wobei sie denn wohl 
auf den mächtigen Adel etwa Rücksicht nahmen, den andern Privile¬ 
gierten aber einfach mit Gewalt drohten 205 ). Naturgemäss suchte der 
Landesherr der Mitwirkung der Stände zu entraten, wenn nicht ein 

?os ) Pirennc, II, S. 167. Vgl. Laschin, Reichsgesch. S. 340. Ernestin. 
Landt.-Akt.: Einleitung, S. 2. 

Noch die Teilung Sachsens v. J. 1485 erfolgte nur mit Rat und Vor- 
wissen der drei Stände Prälaten, Grafen und Herren und der Ritterschaft 
in „merklicher Zahl“ und hierbei die Städte völlig beiseite gelassen. Hegel, 
Urkundenanhang: Die meisten Urkunden handeln über Renitenz Rostocks 
in Steuerangelegenhciten und zeigen, welche Stellung der einzelne Landstand, 
zumal ein mächtiger, einnehmen konnte. 

SM ) Schulze, S. 102. Uber eine inhaltlich sich hiermit deckende 
Äusserung aus dem 17. Jahrh. vgl. Ivüntzel, S. 135. Nichts Wichtiges, „was 
den Status des Landes ^etreffe“, dürfe ohne Zustimmung der Stände be¬ 
schlossen werden. 

Erncst. Land. Akt. Nr. 331. Vortrag des Kurfürsten Johann und des 
Hrz. Georg (1525): Es sei bekannt, dass nach Herkommen des Landes Nutz, 
Schaden und Verderb stets mit der Landschaft oder den „fürnernbsten von 
prälaten, grafen und den wegersten“ von der Ritterschaft und Städten be¬ 
raten sei. Wahlkapitulation in Trier 1419 . . . mullam arduam causam 
praejudicialein ecclesiae absque consensu capituli aggrediemur. Kremer, S. 49. 

So5 ) Im J. 1510 zwingen die Herzoge von Mecklenburg die Städte und 
Klöster zur Steuer; dem Kloster Doberan drohen sie mit Auspfändung der 
Leute, den Widerspruch des Adels mussten sie sich freilich gefallen lassen. 
Hegel, S. 110—11 und Urkunden Nr. 26. v. Mensi, S. 21 ff. v. Krones, 
Veröffentl. f. d. Steierm. 9 (1899) Nr. 525. 

20 * 
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spezielles Privileg derselben in Mitleidenschaft gezogen wurde. So 
machte Kurfürst Albrecht Achill seinem Sohn, dem Markgrafen Johann, 
als dieser über einen Friedensschluss ständischen Hat einholen wollte, 
den Vorwurf: wie ist er in die fantasey gefallen das er die lantschaft 
fordert so er eynung oder frid will machen, es ist in unser gewalt als 
eins regierenden landesfursten und nicht in ir gewalt, . . . wenn man 
aber kriegen will, so muss man sie darzu besenden. man woll denn 
der landbeth. was daruf geet. zu bezahlen geraten (— entraten). sunst. 
bedarf es sein auch nit“ 200 ). 

Anlässlich der Reformation der Rechtsordnung in Jülich-Berg 
im J. 1544 wünscht der Herzog 407 ) eine Auseinandersetzung mit den 
l.andstünden. da „solche Reformation der Rechte deren Privilegien .. . 
mit thete berühren.“ Die Stände verweigerten den gemachten Vor¬ 
schlägen ihre Zustimmung. Der Herzog entgegnete ihnen, „er sei Herr 
und ihm stehe es zu, Keehtssatzungen zu geben“, worauf die Stände 
sich fügen mit dem Vorbehalt, dass ihre Privilegien mit den neuen 
Satzungen verglichen würden* 08 ). 

Da die Stände, kraft ihrer llerrschaftsbefugnisse über Lamles- 
insassen. bei der Durchführung von Krlassen und Besetzen nicht um¬ 
gangen werden konnten, so ergab sich ihre Hinzuziehung bei der 
Schaffung derselben naturgemäss 201 '). 

Das wichtigste und folgenschwerste Recht der Landstände ist 
ihre Beteiligung an der Steuergesetzgebung, und nicht mit Unrecht wird 
es von den Ständen wohl pupilla oculi et summa privilegiorum patriae* 10 ) 
genannt. Kinmal war es von Bedeutung für die „Regelmässigkeit, die 
Periodizität der Landtage.“ denn „es liegt im Wesen des Steuer- 
bewilligungsrechtcs, dass cs regelmässig ansgcübt wird 411 ). Sodann 
liess es die Stünde dadurch, dass sie Bedingungen an die Erfüllung 

?oa ) Schotte, S. 64 —bö. 

i07 ) Lacomblet, Archiv I, S. 71. 

S(W ) Vgl. Luschin, Reichsgeschichtc, S. 352. Auf dem Mcraner Land¬ 
tage von 1487 erfolgte der erste Antrag auf Abfassung einer Landesordnung 
und 1499 gab König Maximilian „aus fürstlicher Macht auf demütige Bitte 
und.nach zeitigem Rate“ der Landschaft eine Halsgerichtsordnung. 

i09 ) Schotte, S. 34, Auf den Landtagen wurden faktisch oft Beschlüsse 
gefasst, aber ebenso häutig dienten sie dem Kurfürsten nur zur Verkündigung 
einseitig beschlossener Gesetze und Regierungsmassnahnien. — Hegel, P. 143. 

2, °) G. Raumgarten, Der Kampf des Pfalzgrafen Philipp Wilhelm 
mit den jülich-bergischen Ständen von 1669—72, in: Beitr. z. Gesch. d. 
Niederrheins Bd. 18 (1903), S. 91. 
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<ler materiellen Anforderungen des Landesherrn knüpften, immer neue 
Privilegien und die Ausdehnung ihrer Rechte auf fast alle Gebiete 
staatlichen Lebens gewinnen. So brachten die Stände mancherorts die 
Steuererhebung in ihre Hände, führten die Einnahmen einer eigenen 
Kasse zu. und die Verwendung geschah mit völliger Ausscheidung des 
Landesherrn und seiner Beamten, damit nicht die Steuer für einen 
andern Zweck als sie bewilligt war. verwandt wurde. Die Berechtigung 
der Stände bei Verkauf oder Verpfändung einzelner Gebietsteile oder 
Domänen oder sonstiger Einkünfte befragt zu werden, war nur eine 
Schlussfolgerung aus der damaligen Auffassung der Steuer 212 h Die 
Steuer wurde nämlich „nicht als eine Abgabe aufgefasst, sondern als 
eine Gabe, nicht als eine Steuer sondern als eine Beisteuer, als ein 
Zuschuss, der dem Landesherrn gewährt wird, wenn er mit den ilnn 
rechtlich /»stellenden Einkünften nicht auskoramen kann* 13 ). Bei 
einer fortdauernden Verschleuderung des landesherrlichen Besitzes und 
der Einkünfte sahen sich die Stände nun in immer steigendem Masse 
von landesherrlichen Steuertorderungen behelligt und sprachen wohl die 
Befürchtung aus. dass „die Unterhaltung des fürstlichen Staats ihnen 
schliesslich ganz zur Last falle.“ Darum Hessen sie sich schon früh¬ 
zeitig bei Steuerbewilligungen das Zugeständnis machen, dass irgend¬ 
welche Verüusserungen landesherrlichen Besitzes nicht mehr ohne ihre 
Zustimmung geschehe. In diesem Zusammenhänge sei auch einer Tat¬ 
sache gedacht, die nur dann verständlich ist. wenn die rechtliche 
Stellung der Landschaft in unserm Sinne aufgefasst wird, ln Limburg 
nämlich und „den Ländern jenseits der Maas“ war der Landesherr in 
Bezug auf die Veräusserung von Domänen auch beschränkt, — aber 
nicht durch die auch hier vorhandenen Landstände dieses Territoriums, 
sondern durch die Landstände des durch Personalunion* 14 ) verbundenen 
Brabants 215 ), also durch eine Körperschaft, die in keinerlei verfassungs¬ 
rechtlicher Beziehung zu dem Herzogtum Limburg stand. 

*") Hashagen, S. o. 

*'*) Die Stände behaupten „zu keiner Steuer ullo jure veroldigiret zu 
sein“. Urk. u. Akt. V, S. 379. Ritte der Stände von Jülich-Berg, Kleve- 
Mark: Der Kaiser solle den beiden Fürsten (Neuburg und Brandenburg) die 
Verpfändung oder sonstige Entfremdung der Domänen ernstlich inhibieren, 
damit nicht die Unterhaltung des fürstlichen Staats schliesslich den Ständen 
zur Last falle. Urk. u. Akt. V, S. 629. 

9,s ) Tezner, Technik und Geist, S. (52. 

*' 4 ) Wenn man sich dieses Ausdruckes bedienen darf für die Bezeich¬ 
nung der Vereinigung mehrerer Territorien in der Iland eines Landesherrn. 

*'*) Poullet, Constitution, S. 450. 
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Die Ansprüche der Landstande, Seite an Seite neben dem Landes¬ 
herrn die Regierangsgeschäfte zu besorgen, beschränkten sich nicht auf 
das innerpolitische Gebiet. Mancherorts hielten die Stände ebensogut 
ihre diplomatischen Vertreter im Auslande oder beim Kaiser, wie der 
Landesherr selbst. Vielfach sind sie mit Erfolg bestrebt, den Landes¬ 
herrn bei dem Abschluss von Verträgen an ihre vorherige Zustimmung 
zu binden. Dieser Anspruch war die Konsequenz aus dem Mitentschei- 
dungsrecht über Krieg und Fehde, das die Stände fast allenthalben 
besassen. Es ist ein direkt aus der Stellung der Lehnsträger zu ihrem 
Herrn, dem sie nur zu bemessenen Diensten verpflichtet waren, sich 
entwickelndes Hecht. In dem einen Territorium wird nun diese Be¬ 
schränkung der landesherrlichen Gewalt ausgeübt durch die gesamten 
Landstände 8 " 5 ), in anderen nimmt die Ritterschaft hierin eine Sonder¬ 
stellung ein. So besteht in Berg folgender Zustand. „Wenn der 
Landesherr Fehde beginnen will, so ist er verpflichtet, sich vor dem 
Forum seiner Ritterschaft seinem Gegner gegenüber zu Recht zu 
erbieten. 'Wenn der Gegner ihm kein Recht gewährt, ist ihm die 
Ritterschaft zur Heeresfolge verpflichtet, dann aber neben der Ritter¬ 
schaft auch alle Untertanen“ 217 ), v. Below glaubt, diese Sonderstellung 
erklären zu können mit dem Hinweise, „dass die Feststellung des 
Tatbestandes auch durch die Ritterschaft allein erfolgen konnte“. Dies 
Argument ist doch wohl nicht mehr als ein Verlegenheitsausdruck. 
Die Städte, die auch ihrerseits die Lasten des Krieges mittragen 
mussten, hätten als Selbstinteressierte wie als „Landesvertreter“ ein 
zweifaches Interesse daran haben müssen, über solche Fragen mitzu- 

5 ") Spangenberg, Verf. v. Osnabrück, S. 58— 59. Bei Fehden und 
Angriffskriegen, deren Entstehung die Möglichkeit friedlicher Vereinbarung 
oder schiedsrichterlicher Vermittlung zuliess, musste der Bischof, um die 
Hilfe seiner Ministerialen zu gewinnen, auf deren Rat sich dom Gegner zu 
Recht erbieten. Nur wenn er diesen Rechtsweg einschlug und vom Gegner 
keine Genugtuung erhielt, waren die Ministerialen zur Heeresfolge verpflichtet. 
Bei Angriffskriegen, die der Bischof auf seine Verantwortung und ohne den 
Rat der Ministerialen führte, waren diese nicht zu Dienst verpflichtet, ln 
späterer Zeit wurde den Bischöfen die Möglichkeit zu selbständiger Krieps- 
fiihrung durch ein Konsensrecht der Stände beschränkt. Schon Wedekind 
gelohte, 1265 keinen Krieg zu beginnen preter consensuni et consilium dicte 
ecclesie und . . . (später) regelmässig die Bestimmung: Ok en zole wy noch en 
willen . . . mit heren offte anders yemande uns verhynden noch vede maken. 
yt en gesclie na rade un myt vulbort capittels stiebtesmannen und stades 
to Osenbrugge. 

* 17 ) v. Below, Fandst. Verf. II, S. 11. Lacomblet, Archiv 1, S. 79. 
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entscheiden. Es würde in diesem Falle ein Teil der „Landesvertretung“ 
von der Handhabung eines wichtigen Hechtes ausgeschlossen gewesen 
sein. Auch sonst finden wir. dass die einzelnen ständischen Korpora 
einer Landschaft nicht gleiche Rechte besitzen. So spielt der Prälaten¬ 
stand auf den Landtagen in Brabant eine bescheidene Holle und äussert 
sich fast nur bei Gelegenheit der Steuerbewilligungen * 18 ), und es lief 
also auch hier für den Klerus auf dasselbe hinaus, wie bereits oben 
ausgeführt, ob er auf den Landtagen erschien oder sonstwie, etwa auf 
Sonderversauunhingen. Steuerbewilligungen usvv. vornahm. 

Doch gehen wir nun auf die rechtliche Seite etwas näher ein. Nach 
v. Below 219 ) sind die Stände berechtigt, zusammen mit dem Landes- 
lierrn für die gesamten Untertanen rechtsverbindliche Beschlüsse zu 
fassen, und er erblickt hierin ein bedeutsames Argument für die 
Theorie vom Repräsentantencharakter der Landstände. Nach dieser 
Ansicht hätte den Ständen ein Mitgesetzgebungsrecht gebührt, dem¬ 
zufolge für das Zustandekommen einer allgemein verbindlichen Bestim¬ 
mung neben dem Willen des Landesherrn die Zustimmung der Stände 
hätte erfolgen müssen. Nun sahen wir bereits, wie keineswegs ein 
durchgehendes, auf alle legislatorischen Akte sich erstreckendes Mit- 
gesetzgelmngsrecht der Stände existiert und dass für die einzelnen 
Ständeglieder ihre besonderen und verschieden weitreichenden Hechte 
und Privilegien die Grenze der ihnen rechtlich zustehenden politischen 
Befugnisse bedeuten, dass an deren verschieden weitreichenden Privilegien 
auch die landständischen Beschlüsse ihr Halt finden. Weiterhin ist 
der unmittelbare Besitz des Landesherrn der Wirkungskraft land¬ 
ständischer Beschlüsse durchschnittlich verschlossen 220 ). Dass die Stände 
auch nicht vor dem landesherrlichen Domaniuiu immer Halt machten 
mit ihren Ansprüchen, können wir indirekt aus einigen Nachrichten 
erschlossen, denen zufolge die Landesherrn es für nötig fanden, an¬ 
lässlich vertragsmässiger, wenigstens in allgemeinen Zügen versuchter, 
Abgrenzung landständischer und landesherrlicher Rechte sich ihr freies 
Verfügungsrecht innerhalb des Dotnaniuras ausdrücklich vorzubchalten 221 ). 

••' 8 ) Pirenne II, S. 180. 

tnt ) v. Below, Territorium, S. 245. 

22 °) Vgl. auch v. Mensi, S. 182. Ein Bestcuerungsreclit der Land¬ 
schaft wurde für die fraglichen Kategorien von Gütern (Pfandschaften. Urbar¬ 
besitz) seitens der Regierung überhaupt nicht anerkannt. 

2il ) F. W. Unger, Gesch. d. deutschen Landstiinde 1844, II, S. 301-92; 
Herden, S. 60; II. Bastgen, Gesch. des Trierer Domkapitels im M.-A. 1910, 
S. 260. Bracknmnn, S. 126, Anm. 4. 
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Wo die Macht Verhältnisse es gesiatteten, werden die Stände es auch 
gerade hinsichtlich der Steuerbewillignng versucht haben, ihre Befug¬ 
nisse auf die dem Landesherrn unmittelbar unterstehenden Untertanen 
auszudehnen. So lange nämlich die Rechtsanschauung vorwaltete, dass 
der Landesherr von seinem Besitz, seinen Hintersassen und Einkünften 
die Mittel zur Führung des Landesregimentes aufzubringen habe, war 
es naturgemäss, dass die Stände diese in erster Linie bei der Auf¬ 
bringung der Mittel beteiligt wissen wollten. Sie mochten wohl besorgen, 
der Landesherr zielte seine unmittelbaren Untertanen nicht genügend 
heran oder lasse sie gar unbesteuert. Im allgemeinen wird man aber 
sagen dürfen, dass „die Stände auf das schärfste zwei Klassen von 
Untertanen unterscheiden: das Domanium mit den Immediatuntertanen 
und das eigentliche Land. Das Domanium steht dem Landeslierrn mit 
absolutem Regimente zu. Dort kann er tun und lassen, was er will, 
die Immediatuntertanen auch nach Gutdünken besteuern“ * 22 ). 

Ferner gibt es in vielen Territorien weitere Landesinsassen, bei 
denen von einer Verpflichtung, landständischen Beschlüssen nachzukoinmen, 
nicht die Rede sein kann. Z. B. in Jülich-Berg die in den Unter¬ 
herrschaften Gesessenen und dei Klerus. Die Unterherren, die eine 
Zwischenstellung zwischen dem Landeslierrn und den Rittern einnehmen 
und sozial etwa den Gliedern der Grafenkurien gleichstehen, treten zu 
besonderen Tagungen zusammen, auf denen sie im Vereine mit dem 
Landeslierrn die Steuerauflagen auf ihre Untertanen festsetzen. Am 
instruktivsten ist aber die Stellung und das Verhalten der Geistlichkeit. 
In Jülich, Berg, Kleve, Mark, Köln, Ravensberg finden besondere 
Versammlungen des Klerus statt, auf denen die Landesregierung mit 
ihnen über ihre Angelegenheiten, Steuerforderungen zumal, verhandelt. 
Freilich suchten auch hier die Stände ihre Macht weiter auszudehnen 
und den Besitz der Geistlichkeit hinsichtlich der Besteuerung in ihre 
Sphäre einzubeziehen Aber dem Klerus gelingt es, seine Steuerfreiheit 
und das derselben korrespondierende Recht auf selbständige Bewilligung 
geltend zu machen* 23 ), und er erwirkt kaiserliche Mandate, welche 
eine ungewilligte Besteuerung verbieten Dass man auch dort, wo das 
Domkapitel einen Bestandteil der Landschaft bildet, nicht schlechthin 
von einer Vertretung der Geistlichkeit auf den Landtagen, aber auch 
nicht von einer Rechtsverbindlichkeit der dort gefassten Beschlüsse fin¬ 
den Kletus reden kann, zeigen die Verhältnisse in Köln. Auch hier 

***j Küntzel, S. 134. 

'•'* s i K. Nitzsfh, S. IO*“*. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Der Repräsentantencharakter der deutschen Landslände. 


317 


sind Sondertagungen des Klerus 244 ), zumal zwecks Steuerbewilligungen, 
stets gebräuchlich; gegenüber den Versuchen der Stände sieht sich der 
Klerus 154 7 veranlasst, sich seine Rechte ausführlich bestätigen zu 
lassen. Der Kurfürst verspricht ihm: quod in nullis comitiis seu con- 
ventu statuum dioecesis nostrae super aliquo subsidio venerahili clero 
nostro imponendo tractari faciemus, sed ubi et postquam aliquis casus 
petendi subsidii ex aliqua necessaria et justa causa oceurrerit illud 
non aliter quam . . . a venerahili clero nostro . . . ut moris est con- 
vocato charitative petemus 24 *). 

Gegen die v. Delowscbe Anschauung können m. E. noch weitere 
triftige Argumente voigebracht werden. Zwar räumt er ein, dass „in 
manchen Territorien die Steuerbewilligung so erfolgt, dass die Stände 
fast nur für sich bezw. ihre Angehörigen die Steuer zu gewähren 

***) Essers, S. 32. Der clerus secundarius und tertiarius hatte sich 
nur bei ausserordentlichen Anlassen bereit finden lassen, aus seinen reichen 
Mitteln dem Kurfürsten eine Unterstützung, dona gratuita, zu gewähren. 
Diese Gelder Hess er durch eigene Rezeptoren einziehen, sowie direkt an 
den Landesherrn abführen, mit dem er selbstverständlich ohne Landstände 
verhandelte. 

i,s ) Annalen des hist. Ver. f. d. Niederrhein 72, S. 12, Anm. 4. 

*•'*) In diesem Zusammenhänge seien die Ausführungen eines Anhängers 
der v. Belowschen Theorie norh vorgeführt: K. Nitzscb, S. 104—108. Die 
landständischen Steuern waren eine freiwillige Leistung, das wird stets be¬ 
tont. Zunächst aber fragt sieb, wer denn eigentlich bewilligte. Man könnte 
meinen die Stände für das ganze Land, denn sie vertraten dieses ja seit 
1346. (!) Dass dem jedoch nicht so war, zeigt das Steuerreversal von 1423. 
Graf Wilhelm, als Landesherr, bekennt darin, dass „die Burginannen und 
Mannen“ eine Bede „van eren luden und guden“ und die Städte Bielefeld, 
alte und neue, „van syk sulven“ gegönnt haben. Die Stände bewilligen also 
nicht für das ganze Land, nur ein jeder Stand für sich. Dasselbe Verhältnis 
lässt sieh auch schon in dem Steuerreversal von 135!» erkennen: „went de 
herschop van Ravensberg, unse land und ir (die Stände) vor allen“ uns, dem 
Grafen Gerhard, eine Bede gegeben habt, heisst es hier. Also in beiden 
Fällen ist scharf geschieden zwischen Land und Ständen. Diese bewilligten 
lediglich für ihre Hintersassen. Alles, was nicht in diesem Verhältnis zu 
ihnen stand, war in ihre Steuerbewilligung nicht einbezogen. Die nicht- 
ritterlichen freien Grundbesitzer auf dem Lande erkannten den Ständen, 
die doch die Vertretung des ganzen Landes in Anspruch nahmen, darum 
noch nicht zu, ihnen neue Lasten aufzuhiirden. Sie wurden, das geht un¬ 
zweideutig aus dem Reversal von 1423 hervor, vom Landesherrn besonders 
befragt. Freilich bedeutet diese Scheidung nicht viel, denn wenn erst die 
Stände bewilligt hatten, werden sich in keinem Fall die übrigen haben aus- 
schliessen können, Ritterschaft und Städte (Bielefeld) gabe n den Ausschlag. 
Fs spricht sich das in dem „ir vor allen“ des Reversais von 135b und ferner 
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scheinen“, betont aber, dass „jedenfalls in allen Steuerbewilligungen 
des Landtages etwas von Mitbewilligung für andere steckt“** 7 ). Dass 
die Xiclitprivilegierten bei allgemeinen Steuern, wenn der Landesherr 
auch von den Privilegierten eine Beihilfe heischte, nicht verschont 
blieben, ist selbstverständlich. Wie hätte der Landesherr an seine 
durch Freibriefe und Reversale von aller Steuerptiiclit befreiten Stände 
mit Steuerforderungen herantreten können, wenn er diejenigen, welche 
sich nicht solcher Rechte erfreuten, hätte ungeschatzt lassen wollen. 
Ohne dass es zu einer Veränderung der rechtlichen Grundlage, von der 
aus die Steuern auferlegt wurden, kam und zu kommen brauchte, 
legte sich unter den erwähnten Umständen vielfach ein bestimmtes 
Verhältnis fest zwischen den von den Ständen bewilligten Steuern und 
den etwa von den Immediatuntertanen zu tragenden 2 * , ‘). 

Nach dem Aufkommen und der Entwicklung der Steuerbewilligung 
ist, wie wir bei dem Überblick über das Aufkommen der landstän¬ 
dischen Gewalten bemerkten, das Zustandekommen von Landsteuein 
allenthalben so, dass jeder Landstand für sich eine Steuer bewilligt. 
Solche Somlerbewilligungen finden nun auch gerade so gut noch statt 
in der eigentlich ständestaatlichen Periode, bisweilen sprechen politische 
Erwägungen für diesen Weg der Steuerbewilligungen, ein andermal 
wünschen die betreuenden Ständeglieder, gegenseitig Schutz und Deckung 
suchend, die Erledigung auf den gemeinsamen Tagfahl ton ***). 

Einige charakteristische Beispiele seien ausfülnlieber vorgetragen. 
Die Landstände (Ritterschaft und Städte) der Grafschaft Mark haben 
1470 die beantragte Steuer abgelehnt. Wie etwas Selbstverständliches 

darin aus, dass den Ständen in den Iteversalen die Steuern für das Land 
quittiert wurden, so 1359 und 1423. Insofern kann man auch diese ersten 
Landessteuern schon als „landständische“ bezeichnen. Mit der Zeit hat inan 
dann, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend, nur noch die Stände 
allein bewilligen lassen — S. 108. Einen wesentlichen Fortschritt in der 
Entwicklung der landesherrlichen Steuerhoheit bedeutet die Ausdehnung der 
landständischen Steuern auch auf die Geistlichkeit des Landes, auf Stifter 
und Kloster und auf die Pfarrgeistlichcn. Die Heranziehung des Klerus ist 
für die Steuern von 1520, 1532 und 1535 bezeugt. Die geistlichen Steuern 
wurden jedoch nicht von den Ständen, sondern von den Geistlichen selbst 
bewilligt. 

v. Below, Territorium, S. 245. 

-**) Den ganzen Gang einer solchen Entwicklung bis zur automatischen 
Regelung der Steuerlast (1er Immediatuntertanen im Verhältnis zu der von 
den Ständen auf ihre Untertanen angeschlagenen zeigt v. Mensi, S. 1H4—193. 

22# ) .Muhlhauer, S. 11. Schotte, S. 18—19. Meyer, S. 70. 
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belegt der Graf zunächst die Frei- und Domanialbauern mit einer 
Steuer. Von den beiden grossen klösterlichen Anstalten Essen und 
Werden holt er die Einwilligung zur Besteuerung ihrer Hintersassen 
ein; dann bequemen sich auch die Städte zur Bewilligung „eyner 
somme geltz van oerem gemoynen gude“, nur die Ritterschaft behairt 
hei ihrer Weigerung 230 ). Im vorliegenden Falle fallen die sonst zeit¬ 
lich zusammenliegenden Bewilligungen auseinander und die Tatsache 
der Sonderbewilligung, aber auch die Tragweite der jedem Stande 
zustehenden Rechte tritt klar zu Tage, und wir sehen, wie der Landes¬ 
herr unbestritten sein Recht eigenmächtiger Besteuerung aller Nicht¬ 
privilegierten in Anspruch nimmt, und handhabt. Aber auch aus 
späteren Zeiten lassen sich Beispiele für die Sonderbewilligungen der 
einzelnen Stände anführen. So bemerkt Ruppersberg 231 ) in seiner 
Dissertation über die hessische Landsteuer: „Selbst zu einer Zeit, in 
welcher sich die gesamten Landstände als ein Ganzes fühlten, ihre 
Zusammengehörigkeit in jedem Falle betonten und Sonderbewilligungen 
für ungültig erklärten, machte man mit der Landsteuer eine Ausnahme: 
zu Landtagen, auf denen eine Landsteuer zur Beratung stand, wurden 
stets nur die Städte beschrieben.“ Und der Grund? Adel und Klerus 
haben nicht nur für sich selbst und ihren unmittelbar bewirtschafteten 
Besitz, sondern auch für ihre Hintersassen die Besteuerung abzuwehren 
gewusst. Für den kurtrierisohen Landtag des Jahres 1501 wird be¬ 
sonders hervorgehoben, dass diesmal nicht bloss die Geistlichkeit und 
Landschaft (Städte, Märkte) eine Steuer bewilligten, sondern auch die 
Ritterschaft auf ihre Hintersassen 232 ). Das Domkapitel in Trier nimmt 
als „Landstand“ nur dann an einem Landtage teil, wenn es sich auch 
an einer Steuerbewilligung beteiligt, und Steuerforderungen werden 
vielfach vorgelegt auf Sondertagungen der Städte 233 ). Und dieser Brauch 
findet sich in den verschiedensten 234 ) Territorien. 

,30 j Schulze, S. 61. 

* 31 ) Ruppersberg, S. 31 

* 3 -’) Knctscb, S. 43. 

233 ) A. a. 0., S. 41. 

-’ 3 *) Schotte, S. 16. Auf dem Herrentagc von Jakobi 1503 war dem 
Kurfürsten von den Oberständen eine Steuer bewilligt worden. Gleichzeitig 
batten sie beantragt, dass auch die Städte eine „gemeine halft und Steuer 
anlegen“ sollten, S. 19. Um die Verlängerung der Bierziese auf Lebens¬ 
zeit zu erlangen, wandte sich der Kurfürst stets nur an die Städte der ein¬ 
zelnen Landschaften seines Territoriums und vermied dadurch die Berufung 
eines Städtetages mit seinen Gefahren eines einmütigen Widerstandes, zu dem 
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I>ei der Verlegung dieser Bewilligung auf die Landtage blieb die 
rechtliche Lage unverändert; bestenfalls hatte eine Veränderung ja nur 
erfolgen können unter der Einwirkung eines korporativen Zusammen¬ 
schlusses. Aber wie wir oben gesehen habe n, kann von einer auch 
nur halbwegs durchgängigen Existenz des Koi porationsbeschlusses keine 
Rede sein, zumal nicht bei der Steuerbewilligung. Die Handhabung 
des Steuerbewilligungsrechtes auf den Landtagen bedeutet im Grunde 
nichts mehr und nichts weniger, als das Bestreben eines jeden Standes, 
immer nur im Verhältnis zum Steuerschläge des anderen seinen 
Beitrag zu bewilligen. Der Quotient der Steuerverteilung auf die ver¬ 
seil iedenen sozialen Kreise bildet den springenden Punkt der Steuer- 
verhandltingen zwischen den Knrien, und die Einung erfolgt immer 
häufiger derart, dass die Lasten möglichst auf die Nichtstamlschafts- 
bereebtigten abgesclioben werden. Der von uns vorgetragenen Anschau¬ 
ung entspricht der Grundsatz, der noch 1(169 in Kurköln seine 
Bekräftigung erfährt, wonach nämlich ein Stand berechtigt ist, den 
Steuerfuss eigenmächtig aufzubeben, wenn von irgend einer Seite der 
Beitrag ausbleibt* 36 ). 

Auf die Verhältnisse in den Niederlanden, wo selbst die einzelnen 
„Glieder“ einer Stadt berechtigt waren und von diesem Rechte auch 
häufig Gebrauch machten, für sich eine Sieuer zu bewilligen oder 
abzuschlagen, sei nicht wieder eingegangen* 36 ). 

Selbst wenn wir nun trotz all dieser Gegenzeugnisse die v. Belowsche 
Ansicht über die Steuerbewilligung als begründet annälunen, fragte es 

sich die Städte unter der Suggestion ihrer Macht ihres ständischen Zusammen¬ 
schlusses hätten erheben können. 

Ernest. Lindt.-Akt. Nr. 228. Kurf. Friedrich an Hrz. Johann (1518): 
. . . Es wäre besser, den fränkischen Adel bei dem Anträge der Hülfe weg¬ 
zulassen, ebenso Grafen, Herren und Ritterschaft, wenn sie nichts gegeben haben. 

Mühlbauer, S. 11. Auf den Landtagen (von 1538, 1541, 1550, 1556) 
bewilligten die Prälaten: „von wegen ihrer Untertanen“ und die Städte für 
sich und gemeine Landschaft, als Märkte und Gerichtsvolk eine Steuer. 

Hegel, S. 111. In solchen Fällen, wo die geforderte Kriegsleistung 
allein die Mannen (den Adel) anging, finden wir diesen getrennt von den 
andern Ständen, zu besonderen Beratungen versammelt. Die Landräte und 
Statthalter des Hrz. Alhrecht nahmen das . . . Anerbieten der „ganzen 
Landschaft des Adels“ statt der Lehnshiilfe an, indem sie sich vorhehieltcn, 
die Geistlichkeit und die kleinen Städte auf einen anderen Tag einzuberufen, 
um mit diesen gleichfalls zu versuchen, was sie von ihnen erhalten könnten. 

***) Essers, S. 55. 

53Ä ) Vgl. den Abschnitt über Organisation. 
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sieh immer noch, ob damit der Repräsentantencharakter der Landstände 
wahrscheinlich gemacht wäre. Kann doch ebensogut wie der rechtliche 
Vertreter des Volkes auch jede in einem obrigkeitlichen Verhältnisse 
zu demselben stehende Person Beschlüsse fassen, die für dasselbe 
rechtsverbindlich sind; auch als ein Verband von eigen berechtigten 
Mitherren können die Stände auf alle staatlichen Angelegenheiten und 
über die gesamten Landesinsassen ihren Wirkungsbereich ausdehnen, 
ohne dass ihre Stellung, die ihrer Begründung und Entstehung nach 
eine obrigkeitliche ist, sich zu einer repräsentativen verändern müsste. 

Die Anhänger der Repräsentationstheorie erblicken weiterhin in 
dem Eintreten für die gesamte Untertanenschaft eine bedeutsame Stütze 
für ihre Ansicht. 

Man wird nun Interessenwahrung doch nicht schlechtweg als 
staatsrechtlich identisch mit Repräsentation auffassen wollen. W'as 
sodann die eigenen Versicherungen der Stände über die Wahrung der 
Interessen des ganzen Landes angeht, so wird man ihnen mit Vorsicht 
zu begegnen haben. Wir wir bereits auseinandersetzten, ist den Land¬ 
ständen die Identifizierung ihrer selbst mit dem Lande oder Volke in 
politschem Sinne ganz geläufig. Den dort gegebenen Belegen seien 
noch einige charakteristische hinzugefügt. Anlässig des Abschlusses 
einer Einung im J. 142<> erklären die märkische Ritterschaft und 
Städte: Sie können nicht länger des Landes Not gleichgültig mit nn- 
sehen. darum haben sie sich zusaramengetan zur Wahrung ihrer Rechte 
und Freiheiten 237 ). Ganz ähnlich die mecklenburgischen Stände hei 
dem Abschluss der Einung von lf>23: Land und Leuten zu Ehren 
schlossen sie eine „löbliche Vereinigung“ zur Aufrechterhaltung ihrer 
Privilegien 238 ), oder in einer Urkunde bei Schwind-Dopsch* 39 ): so sullen 
die obgenanten gülden und gelt nach rat unseis obgenanten gi ädigen 
herrn und seiner lantschaft angelegt werden, damit die seinen gnaden 
und der obgenanten seiner lantschaft ze nncz und frumen chomen an 
geverd * 40 ). 

237 j Schulze, S. 40. 

Hegel, S. 87. 

■ 39 ) Schwind-Dopsch, S. 348 Z. 40 ff. 

M0 ) Wie wenig den Behauptungen der Stände von der Wahrung der 
Landeswohlfahrt oft Glauben zu schenken ist, ersehen wir auch z. B. aus 
dem Verhalten der mecklenburgischen Seestädte 1549, „die auch in diesem 
Salle wieder am meisten den partibularistischen Standpunkt festhielten, aber 
doch den Schein annalimen, als ob gerade sie am meisten auf Wahrnehmung 
des Landesinteresses bedacht seien.“ Hegel, S, 142 — Auch als die Schüd- 
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Keineswegs soll geleugnet werden, dass die Landstände nament¬ 
lich für die Erhaltung des Territorialbestandes gegen die Ver- 
pfändungs- und Veräusserungslust der Fürsten kräftig eingetreten sind 
und auch sonst die Interessen des ganzen Landes durch ihr Wirken 
wahrgenommen wurden 2 “). Überblicken wir die Tätigkeit der Land¬ 
stände im ganzen, so scheint es uns, dass ihre segensreichste Tätigkeit 
in die Anfangsperiode fällt, in diejenige Zeit, die man nach Rachfahls m ) 
Kriterien noch als Vorstadium ständestaatlichen Verfassungslebens zu 
bezeichnen hat 

Nur wird man allein aus dem Umstande, dass die Stände durch 
ihre Beschlüsse und Handlungen tatsächlich häufig dem Wolde des 
Ganzen gedient haben, ebensowenig ihren rechtlichen Repräsentanten¬ 
charakter ableiten wollen wie etwa aus der Tatsache, dass unsere 
modernen Volksvertretungen Beschlüsse fassen können und fassen, die 
dem Wohle des Ganzen nicht zweckdienlich sind, diesen den Charakter 
von Volksvertretungen absprechen. 

Auch die Domkapitel 213 ) wahrten „in erheblichem Masse die 
Interessen und das Wohl des ganzen Landes“, zumal aber das einzelner 

lichkeit der Wahlkapitulationen bereits allseitig bekämpft wurde und der 
krasseste Eigennutz der I»omkapitel zu Tage trat, nannte das Bamberger 
Domkapitel z. B. die Kapitulation: „tamquam formam normam et regulam 
boni regiminis“. Weigel, S. 112, Anm 596. 

S4 ') v. Krones, Verfassung, S. 193. Es gab eine naturgemässe Ver¬ 
tretung persönlicher Interessen, die zugleich die des Landes waren. — 
Spangenberg, V. Lehnst, z. Ständestaat, S. 75. 

***) Rachfahl, Alte und neue Landesr., S. 92. 

S4S ) Weigel, S. 119—120. Über Stellung und Wirksamkeit der Dom¬ 
kapitel vgl. Weigel, Brarkinann, Kremer, 0. Müller, Landeshoheit der Bisch, 
v. Hildesheim, Spangenberg, Verf. v. Osnabrück, Brunner, Wahlkapit. v. 
Konstanz, Stimming, Knctsch. 

l'ber den Umfang ihres Mitwirkens vgl. Brackmann, S. 127. Es gibt- 
keinen bedeutenden urkundlich bezeugten Regierungsakt des Bischofs seit 
den letzten Jahrzehnten des 14. Jahrb., zu dem das Kapitel nicht seine Zu¬ 
stimmung gegeben hätte, — l'ber das Verhältnis der domkapitnlarischen 
Tätigkeit zum Landesinteresse vgl z. B. Ivnetsch, S. 69. Die Mitbestimmung 
in Lohns- und Verpfändungsfragen, die in den ersten Kapitulationen gefordert 
worden war, um eine schädliche Dezentralisation des Stiftsgutes und somit 
auch eine Beeinträchtigung der erzstiftischen Finanzen zu verhüten, wird 
später immer mehr im Interesse eigennütziger Sonderbestrebungen des 
Kapitels in Anspruch genommen. S. 64. Das Vergabungs-und Veräusserungs- 
recht des Kurfürsten war schon früh durch den Konsens des Domkapitels 
eingeschränkt. Die kapitulare Zustimmung war ein kräftiges Mittel zur Ver- 
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Stande 244 ), des Klerus und der Ritterschaft. Und doch wird die 
Stellung der Domkapitel allgemein als eine obrigkeitliche aufgefasst; 
sie haben diese Mitwirkung bei den Regierungsmassnahmen aus ihrer 
eigenen Stellung heraus vollzogen, es lag ihnen fern, ein Recht des 
gesamten Landes (und das wäre doch nur Vertretung) an dessen Stelle 
ausznüben. Kein Zweifel, dass die Sonderinteressen der Domkapitel 
wie der Stände mit den Interessen der gesamten Untertanenschaft viel¬ 
fach so eng verknüpft waren, dass sie sich von denselben nicht abtrennen 
Messen und dass die Stände mit der Wahrung ihrer eigenen Interessen 
zugleich die der Gesamtheit förderten. Die Interessen Währung für 
andere pflegt so eine zufällige, eine gelegentliche zu sein; eine recht¬ 
liche oder auch nur politische Verpflichtung, die Interessen anderer zu 
vertreten, auch etwa dann, wenn sie mit den eigenen in Widerspruch 
geraten, bestellt nicht. In dem hier dargelegten Sinne lassen sich 
wohl alle Beispiele veistehen, die von einer Vertretung der Interessen 
der Gesamtheit handeln. Zur Klärung des rechtlichen Verhältnisses 
kann inan weiter auf das Verhalten des Landes!» rrn hinweisen. Auch 
er wahrt und vertritt die Interessen seiner Untertanen und betrachtet 
dies als ein aus dem Herrscberaint erwachsendes Recht und eine 
Pflicht 2 ' 5 ), wie sie als solche gelegentlich von den Ständen selbst 
liervorgehoben werden 246 ). 

hiitung von Verschleuderung des erzstiftischen Besitzes und als solches w urde 
sie auch von der kirchlichen Gesetzgebung betrachtet, welche den Konsens 
des Kapitels als berechtigt hinstellte. 8. 89. Von den Bestimmungen der 
Kapitulationen hinsichtlich des Finanzwesens kann man. abgesehen von ein¬ 
zelnen Fallen, wo das Kapitel nur für seinen eigenen Vorteil sorgte, ähnlich 
wie für Mainz (vgl. Stimming, S. 128) sagen, dass sie dem Wolde des Landes 
dienten, indem durch sie das ganze Rechnung«- und Geldwesen der kapitularen 
Kontrolle unterworfen und infolgedessen einer Verschwendung und Ver¬ 
schleuderung der Stiftsejnnahmen von vornherein ein Ziel gesetzt wurde. 
S. 95. (Das Kapitel fand die Klage der Laien gerechtfertigt, die sich da¬ 
rüber beschwerten, dass in weltlichen Sachen der Klerus vom weltlichen 
Gericht eximiert sein sollte, auch wenn er als Kläger auftrat.) Der Artikel 
ist bemerkenswert, weil er zeigt, dass das Kapitel nicht abgeneigt ist, das 
alte Privileg des Klerus aufzulieben und der gewöhnlichen Rerbtspraxis zu 
Gunsten der Laien Geltung zu verschaffen, wie überhaupt nicht zu ver¬ 
kennen ist, dass die Domherren in den Fragen des Gerichtswesens vielfach 
den Wünschen der Bevölkerung ein williges Ohr liehen. 
m ) Vgl. Stimming, S. 39. Knetsch, S. 115—117. 
iii ) Luschin, Reichsgeschichte, S. 269. Der Landesherr nimmt sich 
der „armen und aigen Leut“ der Stände gegen dieselben an und erklärt es 
als seine Pflicht jedem seiner Untertanen seinen Beistand zu leihen. 

*") Urk. u. Akt. V, S. 350. 
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Wenn wir auch aus der rein faktischen Vertretung oder Nicht¬ 
vertretung der Interessen des gesamten Volkes durch die Stände nicht 
letzten Grundes entscheidende Argumente für die rechtliche Stellung 
derselben glauben ableiten zu können, so müssen doch diejenigen, welche 
das Eintreten der Stände für die Interessen anderer als beweiskräftigste 
Zeugnisse für ihre Theorie anführen wollen, gestatten, dass wir diese 
Zeugnisse einer genaueren Untersuchung unterziehen. Nun Hiesst ja 
für die Frühzeit des ständischen Verfassungslebens die Quelle der Über¬ 
lieferung recht schwach, aber immerhin können wir neben Zeugnissen 
aus späterer Zeit, die für den Geist des ständischen Wirkens besonders 
charakteristisch sind, hinreichend Beispiele anführen, die uns zeigen, 
wie es um das Eintreten für die Nichtprivilegierten und das Verhalten 
ihnen gegenüber bestellt war. 

Die Art und Weise, wie die niederländischen Städte, welche die 
Macht in Händen hatten, eine schwer auf dem platten Lande lastende 
Zwangsherrschaft ausübten, zeigt uns. was sie unter der „Vertretung“ 
des ganzen Landes, die sie beanspruchten, verstanden* 47 ). Der wirt¬ 
schaftlichen Knechtung des platten Landes suchten die Städte zu Beginn 
wie zu Ende ihres Einflusses den Stempel der Reclitsgültigkeit auf- 
zndrüeken. Insbesondere hinsichtlich der Steuerverteilung ,48 ) ist zu 
bemerken, dass nicht erst in den späteren Zeiten Kiiterbürtige und 
Städte „um die Wette sich der Lasten zum Schaden der Nichtvertretenen 
zu entledigen suchten “ Ger ade liier, wo es sich um Mein und Dein 
handelte, trat die krasses'e Selbstsucht der Stände hervor. Nachstehend 
seien einige der charakteristischsten Belege vorgetragen. Dass die 
Stände die Steuern möglichst von sich abzuwälzen suchten, auch in 
Fällen, „wo sie aus eigenem Säckel zu zahlen batten“* 49 ) ist allent¬ 
halben zu bemerken, aber sie lifsseti es hierbei nicht einmal bewenden, 
sondern benutzten die Gelegenheit wohl, um sich bedeutend höhere 

ii7 ) Blök,‘II, S. 184. Pirenne, II, S. 89, 91 und 186. Vgl. auch 
Schindlers Jahrbuch 83, S. 919. 

!4 ®) l’lenes, S. 64. — Von Interesse ist es, einen Einblick z. B. in die 
ständischen Verhältnisse eines französischen Territoriums zu tun. So ent¬ 
nehmen wir einer Besprechung von F. Quessette, L'adrninistration financ. 
des Etats de Bretagne 1911, in H. Z. 109 (1912), S. 611: Quessette weist 
besonders nach, dass die Stände durchaus die Interessen der Privilegierten 
wahrnalimen und die Steuerlast, soweit es irgend anging, dem Landvolke 
aufbürdeten. 

,4 ®j v. Mensi, S. 238; Clausnitzer, S. 13 Anin. 5; Haselbach, S. 71; 
Lohmeyer, S, 296. 
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Steuerbeträge von ihren Untertanen entrichten zu lassen, als sie für 
dieselben abzuführen hatten, oder gar nicht bewilligte Steuern sich 

zahlen zu lassen, sodass unter dem Einfluss der Regierung Beschlüsse 
der Stände dagegen zustandekamen, wie der der steiermärkischen Land¬ 
schaft: „dem Untertanen soll nicht mehr als bewilligt angeschlagen 
werden“ 150 ); ein Landtagsrezess von 156b besagt für die Oberpfalz, 
„die Stände sollen „von ihren hindersassen oder Burgern nichts mehr 
fordern noch einnemen, dann sich solche auferlegte gebuer erstrikte“ * 51 ). 
Auf einem Ausschusstage der inneröstreichischen Länder wird die 
Bemerkung gemacht, „dass viele Herren und Landleute von ihren 

Untertanen das doppelte der bewilligten Steuer einheben 2 ’'*), und bis 
zu welchem Grade die Aussaugung der Untertanen durch die Stände 
in den habsburgischen Ländern im 16. Jahrhundert betrieben wurde, 
beleuchtet eine Äusserung der niederösterreichischen Stände 253 ): „die 
Steuer wie bisher nach dem Belieben des Herrn auf die Bauern zu 

,&0 ) Beitr. z. K. steierm. G. IV, S. 34, Nr. 41. 

SS1 ) MUhlbauer, S. 33. Vgl. S. 26: In einem Berichte des pfälzischen 

Protonotars vom 7. Dez. 1676 wird in erster Linie die Gewissenlosigkeit der 
Stände, die bei einer Steueranlage die ganze Last immerauf die schwächeren 
Schultern ihrer Bauern abgewälzt hätten, scharf gerügt. Deshalb hätte sich 
Kurf. Friedrich 1566 entschlossen, dass nimmermehr nützlich noch ratsam 
den Landständen wiedereinzuräumen, die ihrigen noch der Pfalz Untertanen 
weder in Land- oder Reichssteuern zu belegen. 

!5 *J v. Mensi, S. 178 vgl. dazu S. 250 ff; 357. Welche steuertechnischen 
Kniffe die Stände anwandten bei den Steuerreformen in Steiermark im 16. 
Jahrb. zeigt v. Mensi, S. 57 ff. und S. 143. 

* JS ) v. Mensi, S. 242; dazu 245. Mühlbauer, S. 31. Prälaten, Ritterschaft 
und Städte haben „ihre Bürger und Untertanen, wie es ihnen Recht getan 
und gefallen, belegt, also dass solche Untertanen allzeit weit ein Mehreres, 
als die verglichene Summe gewesen, gereicht haben, welchen Überschuss 
farters die Stände zu ihren Privatnutzen gewendet“. Rosenthal, I, S. 212 
Wie schon 1588 wird auch 1612 und später den Hofmarksherren und anderen 
Landständen, die das aktive Besteuerungsrecht besasser, der Vorwuif ge¬ 
macht, dass sic ihre Untertanen hei der Steuerveranlagung zu sehr geschont, 
geradezu unrichtige Angaben über ihr Einkommen gemacht, ja sie sogar 
teilweise ganz steuerfrei gelassen, dafür aber die grundherrlichen Abgaben 
so gesteigert hätten, „dass cs eine augenscheinliche Unmöglichkeit sein will, 
dass, wann solch überpurdten Unterthanen nit unter die armb gegriffen und 
auf eine erschwingliche moderation angetragen werde, sye diese schwere 
grund- und hofinarkische onera neben denen landesfürstlichen Steuern, wan 
selbige auch jetzo nur auf ein billiges erhöhet werden sollten, hinfüran nit 
mehr erhausen noch abstatten könnten, sondern die mehristen hie durch in 
das unmittelbare Verderben getrieben würden“. 

We«td. Zeitschr. f Gesell u. Kunst. XXXII. HI. 21 
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tiberwälzen, sei gefährlich und könne diese veranlassen, mit dem Feinde 
gemeinsame Sache zu machen.“ Welche Ausdehnung, fügt v. Mensi 
hinzu, musste das Übel damals erreicht haben, wenn die Vertreter der 
oberen Stände selbst solche Worte für angemessen hielten. 

Genauere Angaben über die Steuerverteilung auf die verschiedenen 
Stände finden sich auch erst seit dem 16. Jabrb., so z. B. für die 
Grafschaft Mark: 154 2 betrug die Steuerquote der märkischen Städte 
nur die Hälfte und die der Ritterschaft gar nur ein Fünftel derjenigen 
des platten Landes* 54 ). Dabei muss man sich vergegenwärtigen, dass 
selbst bei kleineren Stadtgemeinden ein ungemein grosser Landkomplex 
zum bürgerlichen Besitz gehörte; nach der Steuerquote von 1622 zahlte 
gar ein einziger grosser Bauer, dessen Steuerlast 60—70 Tlr. betrug, 
soviel Steuer als eine Stadt von 1200 Einwohnern 255 ). 

Für die verschiedensten Gebiete und Zeiten ist es bezeugt, dass 
die Städte die von ihnen bewilligten Steuern nach Möglichkeit nicht 
von den Bürgern aufbringen Hessen, sondern systematisch auf die auf 
Bürgergütern gesessenen Bauern abwälzten 25C ). 

Man weist weiter wohl hin auf die evidente Wahrung der Inte¬ 
ressen des Landes durch die landständische Forderung der Unver- 
äusserliehkeit des landesherrlichen Besitztums. Bei genauerem Zusehen 
erscheint auch diese Tatsache in einem für die Selbstlosigkeit der 
Stände weniger günstigen Lichte. Zunächst wurden jene Forderungen 
wohl dahin beschränkt, dass eventuelle Verpfändungen von Domänen, 
Jurisdiktionen usw. nur an Mitglieder der einheimischen Ritterschaft 
zu erfolgen hätten. Auch bei ganz allgemeinem Verbote der Veräusse- 
rung hatten ritterschaftliche Landtagsglieder nichts Eiligeres zu tun, 
als gegebenenfalls selbst solche Pfandschaften zu übernehmen. Und 
dann drückten die Stände wohl einer noch so schwer schädigenden 
Misswirtschaft ein Auge zu, wenn nicht etwa ein Teil der Landschaft, 
also besonders die Städte, seinerseits sich geschädigt fühlte und des¬ 
halb seine Gravaraina vorbrachte* 57 ). Äusserst charakteristisch sind die 
Kämpfe der preussischen Stände mit den ersten brandenburgischen 
Regenten um die Domänenreform * 58 ). Die Adeligen schützen das Wohl 

iM ) Schulze, S. 40. 

SM ) Urk. u. Akt. V, S. 323. 

3M ) Urk. u. Akt. V, S. 67; Hegel, Urk.-Beilage Nr. 15; generell diese 
Behauptung ausgesprochen bei Modestinus cons. XXI, S. 245 ff. 

*”) Urk. u. Akt. V, 8. 350 n. 1010. Nitzscb, S. 97—99. 

Urk. u. Akt. XV, 8. 59. 
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Preussens vor, wo es sich in Wirklichkeit nur darum handelt, ob sie 
diejenigen landesherrlichen Vermögensobjekte, die sie zu Zeiten des 
darniederliegenden Regimentes an sich gerissen hatten, behaupten 
können. So führen die Stände beschwerdeffthrend aus: „bei den Do- 
mänenuntersuchungen solle weniger auf die Vermehrung der herzog¬ 
lichen Einkünfte gesehen werden, als auf der armen Leute Wohlfahrt.“ 
Wer unter diesen armen Leuten vornehmlich zu verstehen sei, ward 
dann zur Vermeidung jedes Missverständnisses hinzngesetzt: „die Visi¬ 
tationen müssten vor Allem vermeiden, dass denen von der Herrschaft, 
Ritterschaft und Freien gefährliche Einträge in ihren Gütern und 
habenden Gerechtigkeiten und Freiheiten zugefügt würden.“ 

Die Forderung des Indigenates für alle Beamte des Territoriums 
bemänteln die Stände zumeist mit dem Hinweise, dass Eingesessene mit 
des Landes Bräuchen besser bekannt und mit seinen Interessen enger 
verknüpft seien; der eigentliche Grund war der, dass die Macht und 
der Einfluss der Stände gerade auf der Besetzung der Beamtenstellen 
durch Leute aus ihren Kreisen beruhten. Das gilt in erster Linie von 
dem Adel, aber gelegentlich gewinnen wir auch einen interessanten 
Einblick in die Auffassung der städtischen Patrizier, die wohl ver¬ 
langen, dass nicht, „wenn ein oder der andere vornehme Patriot und 
Bürger ihre (!) Söhne mit nicht geringen Kosten auf die Schulen ge¬ 
halten .... dennoch fremde . . . den eingeborenen Landsässigen . . . 
präferieret würden“ S59 ). 

Selbst die Verfechter der Repräsentationstheorie sprechen doch 
nur recht bedingt von einer Wahrung der Interessen des gesamten 
Volkes. So hebt R. Schulze 2,:o ) inbetreff der Landstände der Graf¬ 
schaft Mark seinen Satz: „Das platte Land erfreute sich, obgleich die 
Bauern nicht vertreten waren, wiederholt der Teilnahme von Ritter¬ 
schaft und Städten“, fast auf, wenn er fortfährt: „Freilich hinderte 
das die privilegierten Stände nicht, nach Möglichkeit die Last der 
Steuern auf das platte Land abzuwälzen.“ „Es scheint oft fast so, 
heisst es weiter, als ob sie die Klagen der kleinen Bauern vorbrächten, 
um selbst sich einer verlangten Verpflichtung zu entziehen“ 26 ‘). Und 

iM ) Urk. u. Akt. V, S. 323. 

iM ) Schulze, S. 40. 

**') Vgl. v. Mensi, S. 237. Wie die Stände den z. T. durch sie selbst 
verursachten Steuerdruck und Schwierigkeit der Steuereinbringung benutzen 
als Argument gegen die Steuerfordeningen der Regierung. 

Mit wie viel Vorsicht man den allgemeinen Versicherungen der Stände 
zu begegnen hat, zeigt Schotte, S. 36—37. Die besondern wirtschafts- 

21 * 
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v. Below 26 *) fügt seinen Worten, „der Landtag sei für Recht und 
Gericht eingetreten“, die Einschränkung hinzu: „in Bezug auf das 
grundherrlich bezw. gutsherrlich-bäuerliche Verhältnis haben die Stände, 
namentlich im Osten, vielfach Ziele verfolgt, die dem uns vorschwebenden 
Ideal der Rechtsverfassung weitab liegen.“ 

Ziehen wir das Fazit, so finden wir in politischer Beziehung 
unsere obigen Aufstellungen bestätigt; das Eintreten der Stände für 
die Interessen anderer ist nur ein gelegentliches und zufälliges, und 
in rechtlicher Hinsicht wird man sich den Ausführungen Tezners voll¬ 
auf anschliessen können, wenn er sagt: „Wie der Landesherr, wenn er für 
die Interessen des Landes, für den armen Untertan eintritt, ihn nicht in der 
Ausübung seines Rechtes auf Bestimmung und Wahrung seiner Interessen 
repräsentiert, sondern kraft amtlicher, selbständiger Befugnis * fi3 ) handelt, 
so nehmen auch die Stände, wenn sie den Ausschreitungen des Landes¬ 
fürsten gegenüber sich des Untertanen annehmen, eine verfassungs¬ 
mässige, selbständige, unmittelbare Befugnis in Anspruch, und sind 
weit davon entfernt, als Subjekt dieser Befugnis jemanden anderen 
anzuerkennen ausser sich selbst, und sich selbst nur als Vertreter in 
der Ausübung von Befugnissen dritter zu betrachten 264 ).“ 

VIII. 

Fassen wir nunmehr die Ergebnisse unserer bisherigen Unter¬ 
suchung zusammen. Die auf der romanisti.>ch - kanonistischen Lehre 
sich aufbauende Korporationstheorie, welche zur Erklärung der land¬ 
politischen Wünsche der Oberstande, die sich gegen die Städte richten, sind 
verdeckt durch ihre allgemeine Forderung, der Landesherr solle „keine 
wichtige Sache, daran der Lande Gedeih oder Verderb gelegen, ohne 
gemeiner Landstände Rat und Vorwissen beschlicsscn.“ 

*•*) v. Below, Territorium S. 270, Anm. 1; vgl. auch Festschrift für 
Schmoller 1908, S. 3G4. 

2<u ) So fasst es auch der Amtmann als eine Konsequenz seines Amtes 
auf, für <1 ie Interessen seiner Amtseiugesessenen einzutreten. Urk. u. Akt. II, 
S. 64. Der Amtmann oder Drost ist durchaus landesherrlicher Beamter, aber 
mit seinem Amte eng verwachsen und so für dessen Interessen eifrig bedacht, 
— wie es der Amtmann D. v. d. Recke einmal sehr gut als seine Auffassung 
dieses Amtes ausdrückt: „auch hiebey deren mir gst. untergebenen Unter- 
tlianen Beschaffenheit nicht alleine zu Dienst E. Ch. D. sondern auch zu 
deren eigenen uffkommen und beybehaltting sowohl in der receptur alss 
anderen taghlich angekommenden Sachen bey Ihren kendtlich und armseeligen 
Zustande menschmügligst beobachten werde.“ 

!M ) Tezner, Technik und Geist, S. 72 - 73. Ders., Osterr. Verwaltungs- 
rechtsptlege in: Grünhuts Zeitschrift 24, S. 541, Anm. 101. 
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ständischen Verfassungszustände herangezogen wird, geht von zum grossen 
Teil den wirklichen Verhältnissen des ständischen Verfassungssystems 
keineswegs entsprechenden Voraussetzungen aus und führt hei der 
Erklärung der rechtlichen Stellung der Landstände zu Ergebnissen, 
denen nicht zuletzt die Stände selbst energischen Widerspruch ent¬ 
gegengesetzt hätten. Denn deren Anschauung über die Begründung 
und die Natur ihrer Stellung und ihres rechtlichen Verhältnisses zum 
Volke ist ganz und gar nicht darnach angetan, als eigentlichen Träger 
und Inhaber derjenigen politischen Rechte, die sie ausüben, ein anderes 
Rechtssubjekt als sich selbst anzuerkennen. Auch trifft es keineswegs 
zu, dass die Nichtstandschaftsberechtigten die Landstünde als ihre 
Vertreter betrachtet haben, weder in rechtlicher noch in politischer 
Beziehung. Der Übei blick über das Aufkommen der den Landesherrn 
beschränkenden Machtfaktoren zeigte uns, dass dieselben als halbstaat¬ 
liche Gewalten, mit privaten und öffentlichen Rechten überreich ver¬ 
sehen, in die ständesiaatliclie Periode hinübertreten. Ihre Anteilnahme 
an den Regierungsgeschäften und damit ihr Verhältnis zu Volk und 
Landesherr ist eine gewohnheitsrechtliche Bildung; als eigenberechtigte 
Herren, ihre Rechte durch landesheil liehe Privilegien mehrend, treten 
sie neben dem Landesfürsten auf, nur auf Grund ihrer tatsächlichen 
Macht und Bedeutung vollzieht sich ihre Mitwirkung bei der Landes¬ 
regierung, von einer rechtlichen Veiknüpfung mit der Gesamtheit der 
Untertanen findet sich keine Spur und sicherlich nicht im Sinne einer 
Ausübung der diesen zustehenden Rechte. Dasselbe Bild zeigt uns 
die Zusammensetzung der landsländischen Korpora, wie die Grundlage 
der Standschaftsberechtigung für das einzelne Ständeglied. „Dasselbe 
tritt auf als das bestimmte mit einem Status ausgestellte Individuum, 
nicht aber als ein blosses persönliches Mittel für die organische Tätig¬ 
keit eines grösseren Volksganzen“ 26:> ). Es ergab sich, dass jeder 
Berechtigte auch seihst unmittelbar handelt (vollzog sich ja auch z. B. 
bei den privilegierten Körperschaften angesichts der privat rechtlichen 
Instruktionen die eigentliche Entscheidung durch die Berechtigten selbst), 
dass somit, da ja alle Berechtigten selbst handeln, von einer Ver¬ 
tretung nicht die Rede sein kann, und dass der Landesherr nicht von 
einer mittelbaren Demokratie, sondern einer unmittelbaren Oligarchie 
beschränkt wurde* 66 ). Die Landstände sind so die Gesamtheit der zu 


2 ® 5 ) Tezner, Technik und Geist, S. *7. 
iM ) Tezner, Technik und Geist, S. 72. 
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politischem Handeln Befähigten. Ein Überblick über die Organisation 
der Landschaft bot uns mehrfach Gelegenheit, dem Wesen einer orga¬ 
nischen Volksvertretung direkt widersprechende und nur mit der Stel¬ 
lung der Landstände als eines Verbandes individualberechtigter Macht¬ 
haber zu vereinbarende Eigenheiten der landstäudischen Verfassung 
festzustellen, zumal die Unmöglichkeit bei Meinungsverschiedenheiten 
auf rechtlichem Wege einen Gesamtwillen der ganzen Landschaft, und 
in den wichtigsten Fragen ebenfalls nicht innerhalb der einzelnen 
Kurien, zu erzeugen. Bei der Betrachtung der landständischen Rechte 
kamen wir zu dem Ergebnis, dass unsere, bei dem Überblick über die 
Entstehungsgeschichte der Landstände gemachten Aufstellungen ihre 
volle Bestätigung fanden. Die privilegienhafte und individualrechtlic.be 
Natur ihrer Stellung wurde hell beleuchtet durch die Tatsache, dass 
die Summe der besonderen Rechte des einzelnen Standes für ihn die 
Grenze seines Mitwirknngsrechtes bedeutet und dass der Wirkungs¬ 
bereich landständischer Beschlüsse an den Rechten des Landesherrn 
(auch rein geographisch) oder denen anderer Landesinsassen oder an 
ihrer Macht seine Grenze findet und nur hinsichtlich derjenigen, die 
den Herrschafts- und Machtansprüchen der Stände keinen Widerstand 
entgegenzusetzen imstande sind, sich weiter zu erstrecken vermag. Ein 
Eingehen auf das tatsächliche Verhalten der Stände zeigte uns, dass 
durchaus dann, wenn ein tatsächliches Eintreten für die Interessen der 
Nichtstandschaftsberechtigten erfolgte, dasselbe bei näherem Zuschauen 
als ein gelegentliches, ein zufälliges sich erwies und unserer Auffassung 
von der rechtlichen Stellung der Landstände keineswegs zu wider¬ 
sprechen vermochte. Zwischen Landesherr, Domkapitel und Land¬ 
ständen bestehen nur graduelle 267 ) Unterschiede hinsichtlich ihrer 
Stellung und Macht zum gewöhnlichen Untertan, zum „armen manne“ 
schlechthin; sie alle nehmen eine selbständige, unmittelbare Befugnis 
für ihre Wirksamkeit in Anspruch, ohne ein anderes Rechtssubjekt 
als eigentlichen Träger ihrer Befugnisse anzuerkennen 268 ). 

s ® 7 ) Fellner, S. 94 Anm. 24. Vertrag des Bischofs von Würzburg mit 
dem Adel 1460: Die Vertragsverwandten haben zur Deckung der Kosten 
aus dem Vertrag sich vereinigt, von ihren „eigenen und armen Leuten“ sich 
steuern zu lassen. 

26Ä ) Zu unseren Aufstellungen über die landständische Verfassung, beson¬ 
ders auch zu denen über die Organisation der Landschaft,bietet eine interessante 
Parallele die Institution, die im Eisass als „Landstände“ bezeichnet wird, 
die eine Vereinigung aller Reichsunmittelbaren, der Herren und der Städte, 
also der Reichsstände des Landes, ist. Sie ist behandelt von F. W. Müller, 
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Ergaben also schon unsere bisherigen Ausführungen, dass die 
Charakterisierung der Landstände als Vertreter des ganzen Volkes 
oder Landes auf die grössten, ja vielfach unüberwindlichen Schwierig¬ 
keiten stösst und dass eine Reihe wichtiger Tatsachen nicht anders zu 
verstehen ist. als wenn wir die Stellung der Landstände als eine obrig¬ 
keitliche auffassen, so seien nunmehr noch einige weitere Belege für 
diese unsere Ansicht gegeben. 

Die stände-staatliche Redeweise sucht die Stellung der Landstände 
durch symbolische Ausdrücke zu charakterisieren. Sie bezeichnet 
Landesherrn und Stände als Haupt und Glieder 2fiM ). als Krone und 
Mitkrone, ebenso Landesherrn (Bischof) und Domkapitel. Damit soll 
doch nur ausgedrückt werden, „dass alle Herrschaft im Lande aus¬ 
schliesslich dem Monarchen und den Ständen gebühre, in deren 
Miteigentum stehe. Landesherr und „Mitstände“ werden als auf 

Die elsässischen Landstände 1907, z. T. unter dem Titel: Organisation und 
Geschäftsordnung der elsässischen Landstände. Diss., Strassburg 1906. Ein 
Beleg für unsere Aufstellung, dass zwischen Landesherren, also reichsstän¬ 
dischen Gliedern, und landständischen in hohem Masse nur graduelle Unter¬ 
schiede bestehen, ist m. E. die Tatsache, dass „die österreichische Regierung 
in Ensisheim, welche die oberelsässischen Stände berief . . . nur selten die 
reichsunmittelbaren Fürsten und Städte allein zu Beratungen zusaminen- 
koimnen liess, diese vielmehr gewöhnlich nur auf die vorderösterreichiscben 
Landtage geladen wurden (Müller, S. 11). 

Der äussere Apparat der ganzen Institution gleicht dem der eigent¬ 
lich landständischen (Müller, S. 14 ff.). Alle Leistungen, die ein jeder über¬ 
nimmt, sind abhängig von dein guten Willen des Einzelnen. Zumeist erscheinen 
Vertreter mit genauen Instruktionen. (Müller, S. 19.) 

Die Beschlüsse haben nur für diejenigen Gültigkeit, die in die Besie¬ 
gelung gewilligt haben. Diese wird nicht ein einziges Mal von dem einen 
oder dem anderen Stande verweigert. Bei Meinungsverschiedenheiten schliesst 
sich gewöhnlich die Minderheit gemäss ihrer Instruktion, „sich von den maiora 
nicht abzusondern“, der Mehrheit an, sodass sämtliche Beschlüsse einstimmig 
Zustandekommen. Fehlen die entsprechenden Instruktionen, so erfolgt hei 
Meinungsverschiedenheiten keine Beschlussfassung. (Müller, S. 94.) 

Auch hier die ausdrückliche Betonung der Städte, ein Korpus zu 
bilden. (Müller, S. 29.) Streit der Reichsstädte Hagenau, Oberehnheim und 
Rosheim mit der Ritterschaft in Untereisass über die Proöminentz, da sie 
sofort nach Strassburg votieren wollen, das vor der Ritterschaft rangiert; 
sie argumentieren, dass die Reichsstädte immer ein „ungetrennt Corpus 
sowohl in sessione, als in voto“ bildeten. 

i9 ®) v. Below, Landst. Verf. II, S. 12. Urk. u. Akt. V, S. 926; Gierke 
III, S. 788 Anm. 110. Weigel, S. 102: Lüning, Continuatio specil. eccl. d. 
Teutschen Reichsarchivs 1720, S. 699: Die Stände als membra sich dem 
capiti eonformieren. 
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gleicher Stufe stehend betrachtet - 270 ). Dass die Stände sich einzig 
und allein als eigenberechtigte Machthaber fühlten, zeigen die 
Städte in Kleve-Mark, wenn sie sich allen Ernstes mit der Absicht 
tragen können, die landständische Union, die gemeinsame Verhandlung 
der beiden Ständekurien einfach aufzuheben. Damit wollen sie nun 
keineswegs ihre besonderen Hechte fahren lassen, im Gegenteil, zu 
deren Schutze in das isolierte Verhältnis früherer Zeiten zurückkehren. 
Aus derselben Anschauung, aus der Identifizierung von Landesverfassung 
und individueller Hechte der Landtagsberechtipten und der politischen 
Rechtlosigkeit des Volkes erwächst die sog. Verwirkungstheorie 270 !. 
Ihrzufolge kann der Landesherr, falls er in einem Kampfe mit den 
Landtagsberechtigten siegreich hervorgeht, die Rechte derselben ein¬ 
fach beseitigen. Damit ist aber auch die Landesverfassung vernichtet. 
Von einer Anschauung, als ob die Stände nur Ausübende der dem Volke 
dem Herrscher gegenüber zustehenden Rechte seien, sie also für ihren 
Widerstand ihres Repräsentantenrechtes verlustig gingen, die Rechte 
iles unbeteiligten Volkes dagegen bestehen blieben, findet sieh keine 
Spur. Es haben auch die Nichtstandschaftsberechtigten nie, etwa in 
den Rezessen, ein Widerstandsrecht zugebilligt erhalten i ‘ l ). Mit der 
Reseitigung der Landstände ist das absolute Regiment des Fürsten 
konstituiert 272 ). Es ist derselbe Geist, der nach der entgegengesetzten 
Richtung strebend in dem Trachten der „Herren Stände“ von Kleve- 
Mark waltet 273 ), die Amputierung des „Hauptes“ des Regierungskörpers 
zu bewirken sucht, um wie bei den „Herren Staaten“ der Niederlande 
den ständischen Kondominat von der ständischen zur „staatischen 


• 70 ) Tezner, Technik, S. 75. BlumhofF, S. 27. 

l1 ') Sondern die Stande. Vgl. Rachfahl, Alte u. neue Landesv. S. 115. 

* 74 ) Vgl. den Bericht des kleve-märkischen Statthalters: man sieht mit 
was für Unverstand die (klevischen) Stände den Landtagsrezcßs missbrauchen, 
wodurch sie sich leicht selbigen rezesses und aller ihrer Privilegien verlustig 
machen könnten, wofern E. Ch, D, mit rigeur gegen selbige verfahren wollten 
. . . Urk. u. Akt. V, S. 902. 

* 7S ) Urk. u. Akt. V. S. 783. Vgl. dazu Fellner, S. 165 Anm. 99. Avnung 
der Ritterschaft 1511: Wir von Gottes gnaden N. u. N. gefürstete und an¬ 
dere Grafen und gemeine Ritterschaft. Blumliofif, S. 27. In dem förmlichen 
Rechststreite zwischen dem Orden und dem Bunde entschied der Kaiser 
schliesslich zu Gunsten des ersteren. Die Folge davon war, dass die preus- 
sischen Stände am 4. Febr. 1454 dem Orden „wegen Rechtsbruchs“ den 
Gehorsam aufkündigten, auch alsbald die Ordensburgen zu stürmen anfingen 
und sich unter die Herrschaft des Königs von Polen stellter. 
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Verfassung“, zur oligarcliischen Republik hinüberzuführen, in der 
politisch berechtigte Vollbürger eben nur die Stände sind. 

Und was besagt die von den Ständen so oft geforderte und 
häufig erreichte Vereidigung der Beamten ausser auf den Landesherrn 
auf ihre eigene Person anders, als dass sie mit und neben dem Landes¬ 
herrn Anteil besitzen an der Herrschergewalt. Die obrigkeitliche 
Stellung tritt am schärfsten hervor bei den Domkapiteln, die bei Sedis- 
vakanzen die Regierung ausüben * 74 ) und die nicht bloss die Huldigung 
der Beamten, sondern im ganzen Lande ausser im Namen des Landes¬ 
herrn auch in ihrem eigenen Namen die Erbhuldigung der Untertanen 
erwirken 275 ). 

Wie sehr die Landstände ihre Stellung derjenigen der Reichs¬ 
stände gleichartig erachteten, zeigt uns z. B. die Tatsache, „dass die 
österreichischen Landstände ihre Forderung nach ungestörter Ausübung 
und Ausbreitung der evangelischen Religion begründeten mit dem Hin¬ 
weise auf den Augsburger Religionsfrieden * 7t5 ). „Noch im 16.—17. Jahr¬ 
hundert betrachteten landsässige Ilerrschaftsinbaber sich als eine Art 
von Regenten ihrer Gebiete und die Betätigung ihres grundherrlichen 
Willens geradezu als „Regierungsakte“, zumal sie bei Besitzverände- 

* 74 ) Goldschmidt, S. 44. Das Domkapitel bei Sedisvakanz: Wir . . . 
von Gottes Gnaden Dechant und dermalen regierendes Domkapitel. 

m i Stimming, S. 34; Abert, S. 36; Weigel, S. 64, 85—88. Huldigung 
durch Stände und Untertanen, vgl. Urk, u. Akt. XV S. 21. Jegel, S. 63. 

S7 *) Luschin, Reicbsgesch., S. 405. Man vergleiche hierzu das Recht¬ 
fertigungsschreiben eines evang. Predigers: v. Krones, Veröffentl. f. Steier¬ 
mark XII (1600) S. 57. . . . Dass ich die herrn und landtleut habe die 
rechten erben im lande genennet, das hat keine andere meinung bey mir 
gehabt dann dise, dass die vom herrn und ritterstande, welche sonderlich 
von uralten geschleckten herkomen, die erblichen untersassen und ein- 
wohner dieses ihres vatterlandes seien, welche auch ihre langhergebrachte 
gerechtigkeite und freyheite ererbet und bisher löblich erhalten haben. 
S. 58. Wi nu dieselbige wissen, dass ire vorfam guet und bluet, ihr 
vatterlandt sambt ihren wolhergebrachten rechten und freyheiten mit guettem 
gewissen zu verthaidingen gewagt und zugesetzt haben, also wil ihnen auch 
gebüren, dass sie Heissig zuesehen, damit ir liebes vatterlandt und wol- 
bestelltes regiment nicht durch ihre nachlässigkeit verwue8tet und verderbet 
werde . . . Dass nu in diser vorstehenden verwuestung des liehen vatterlandts 
die erblichen einwohner, welche auch ire unterthanen haben und des gemainen 
regiments zum schütz des lieben vatterlandts vermug ihrer gerechtigkeit und 
freyheit erbliche mitgenossen und mitverwalter sein sollen, dass dieselbigen 
guette und rechtmässige ursach haben, durch allerley billiche mittl fürzu- 
komen und allen unrath, sofern muglich zu verhuetten schuldig seven; das 
wird ye ein ieglicher liebhaber des vatterlandts bekennen. 
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rungen ihren Hörigen das eidliche Gelöbnis der gubheri lieben Unter¬ 
tänigkeit und Treue, die sog. Huldigung abfordern konnten 277 ). a 

Heachtenswert ist auch die im stände-staatlichen Verfassungs¬ 
leben zu bemerkende Gepflogenheit, die Zustimmung der Stände zu 
Steuerforderungen dadurch zu erreichen, dass man ihnen einen 
bestimmten Prozentsatz der neu aufzulegenden Steuer überlässt 2,8 ). 
Inwiefern ein solches Gebaliren mit einer Repräsentativstellung der 
Stände zu vereinbaren ist, dürfte doch wohl schwer zu erklären sein. 

So zeigen uns auch diese Nachrichten, dass das Verhältnis der 
Landstände zu den Untertanen nicht als ein repräsentatives, sondern 
als ein obrigkeitliches aufzufassen ist. Die Stände haben einzig und 
allein als eigenberechtigte Machthaber zu gelten, nicht aber als „Medium 
für die Wirksamkeit“ eines andern Uechtssubjektes, das ihnen seine 
Rechte selbst zur Ausübung übertragen oder mit deren Handhabung 
sie seitens des Landesherrn beauftragt sind. 

Es sei noch hervorgehoben, dass der Begriff Repräsentation bezw. 
Vertretung im Laufe der neuzeitlichen Geschichte verschiedener Auf¬ 
fassung unterlegen hat. Als moderne Auflassung wird wohl die 
bezeichnet, welche auf den dem Verfassungswerk der französischen 
Revolution 279 ) zu Grunde liegenden Staatstheorien und nur auf diesen 
beruht. Dass die landständische Institution keine Vertretung im Sinne 

* 77 ) LuBchin, Reichsgesch. S. 454. Vgl. Rosenthal, II S. 42 Anm. 5.— 
Vielleicht ist aus der Tatsache, dass der bewaffnete Widerstand der Stände 
gegen den Landesherrn nicht als Landesverrat aufgefasst wurde, auch da¬ 
rauf zu schliessen, dass die Stände und der Landesherr erstere als auf 
gleichem Rechtsboden mit diesem stehend betrachteten. 

* 7 ®) Mühlhauer, S. 44. Die Ritterschaft schliesst mit dein Landesherrn 
einen besonderen Vertrag, demzufolge Vs des Ungeldcs (eine ständische, nicht 
städtische Abgabe) von dem in den Tafernen und Wirtshäusern der Ritter¬ 
schaft verkauften Bieres diesen zufiel. 

S. 73. 1615 machten die Landsassen der Bezirke Waldeck und Kemmat 
den Versuch, auch vom „Aufschlag“ (ein Ausfuhrzoll) den achten Teil als 
Anteil zn gewinnen. 

Schotte, S. 19. Die Städte erhielten den bereits traditionellen Vor¬ 
teil, Vs des Ertrages für sich behalten zu dürfen. Als Entgelt dafür, dass 
durch die Perpetuierung der Steuer auch Prälaten und Adel an notwendige 
Verzichte dauernd gebunden waren, erhalten sie nun das Recht, die gleiche 
Steuer in ihren Mediatstudten von ihren Untertanen zu erheben. 

,7# ) Die unlängst (1912) erschienene Untersuchung von R. Redslob, die 
Staatstheorien der französischen Nationalversammlung von 1789 gibt hierüber 
allseitigen Aufschluss. 
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der revolutionär-konstitutionellen Theorie gewesen ist, wird ja nicht 
bestritten. Die Unterschiede zwischen „alterund neuer Volksvertretung“ 
werden zugegeben, aber es wird betont, dass das Wesen der Sache 
dadurch nicht betroffen werde. Schon Stahl in seiner Philosophie des 
Hechtes 2rt0 ) hält einer gegnerischen Auffassung vor, dass sie als wirk¬ 
liche Repräsentation des Volkes nur eine solche wolle gelten lassen, 
die auf den Grundsätzen der revolutionär-konstitutionellen Theorie 
fuße. Eine derartige Fassung des Repräsentantenbegriffes würde natur- 
gemäss zu eng sein. Immer aber erfordert der Begriff Volksvertretung 
schlechthin, dass der Wille 281 ) des Volkes geltend gemacht werde, 
dass der Vertreter Interpret seiner, des Volkes, Interessen sei. Der 
Begriff Volksvertretung setzt ein von der Person des Vertreters ver¬ 
schiedenes Subjekt voraus, ein Volk, das vertreten wird. Er setzt weiter 
voraus, dass dieses Volk Rechte und Interessen besitzt, in deren Hand¬ 
habung und Wahrung des Vertreters Existenzberechtigung zu finden ist. 
Die Zusicherung eines Rechtes mit a priori erfolgendem Versagen, das 
Recht je zu handhaben, bedeutet die Aufhebung des zugesicherten 
Rechtes. In Wahrheit ist derjenige Teil des Volkes, dem nicht auch 
die Handhabung seiner politischen Rechte zusteht, politisch rechtlos. 
Sind die von dritten eigenmächtig getroffenen Entscheidungen für ihn 
rechtsverbindlich, so sind jene in geringerem oder grösserem Maße 
seine Herren. Will man nun dem Rechtsbegriffe „Vertretung“ oder „Re¬ 
präsentation“ keinen neuen Inhalt unterschieben, so wird man uns 
beipflichten, wenn wir sagen: Die staatsrechtliche Idee, auf der das 
landständische System sich aufhaut, ist die eines Herrschaftsverhält¬ 
nisses der Stände zu den Untertanen. 

28 °) F. J. Stahl, Philosophie des Rechts Bd. II, S. 267 ff. Stahl um¬ 
schreibt die Stellung der Volksvertretung (a. a. 0. S. 262): Die Bedeutung 
der Reieh8stände ist eine Vertretung des Volkes in dem Sinne, dass sie 
die Rechte und Interessen desselben wahren, nicht in dem Sinne, dass sie 
als Stellvertreter eine Macht iibteD, die ursprünglich und eigentlich dem 
Volke selbst zu üben zukäme, und eine Repräsentation des Volkes in 
dem Sinne, dass sie sein wahres Wesen, die Idee der Volksexistenz lebendig 
darstellen, nicht dass sie das Volk, d. i. die Masse der einzelnen Menschen, 
aus denen es besteht, darstellen. 

* SI ) Hierzu Redslol), S. 107. Die Vertretung im Willen als psycholo¬ 
gisches Phänomen ist unmöglich. Es gibt wohl eine Vertretung im Willen 
als gesetzliche Fiktion, als auf Rechtssätzen beruhend. 
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Das Ursulaproblem. 

Von Joseph Klinkenberg. 

Volle zwanzig Jabre sind seit dem Abschluss meiner „Stadien 
zur Geschichte der Kölner Wärterinnen“ ins Land gegangen 1 ). In 
zehn Abhandlungen hatte ich damals den Versuch gemacht, „an der 
Hand der Denkmäler die vielfach verschlungenen Fäden der Über¬ 
lieferung zu entwirren, ihren Ausgangspunkt festzustellen und ihre Ent¬ 
wickelung klarzulegen“. Allerdings war ich mir bewusst, von einer 
endgültigen Lösung der Ursulafrage noch weit entfernt zu sein; ander¬ 
seits aber schien mir „der harmonische Zusammenschluss der gefundenen 
Einzelresultate eine gewisse Bestätigung für die Richtigkeit des einge¬ 
schlagenen Weges zu enthalten“. Seitdem ist der grosse Fortschritt 
auf dem Gebiete der Epigraphik, der christlichen Archäologie, der 
Kirchengeschichte, der Legenden- und Urkundenforschung auch der 
Ursulafrage zu gute gekommen; insbesondere hat sich über die Clema- 
tianische Inschrift ein lebhafter Meinungsaustausch erhoben, seitdem 
Zangemeister und von Domaszewski sie für eine Fälschung erklärt 
haben 2 ); aber eine Neubearbeitung des ganzen ausgedehnten Stoffes 

') Bonner Jahrb. 88, 1889, S. 79 ff., 89,1890, S. 105 ff., 93,1892, S. 130 ff. 

*) Folgende Veröffentlichungen zur Ursulalegende, besonders zur 
Clcmatianischen Inschrift sind mir bekannt geworden: Plaine, Kdaircissements 
sur la passion de St. Ursnle, in La Science catholique VIII, 1894, p. 688 sq. 
— Aeg. Müller, Das Marterthum der thebäischen Jungfrauen in Köln. Köln 
1896. — J. Klinkenberg, Art. Ursula, d hl., in Wetzer und Welte, Kircben- 
lexikon * XII S. 475 ff. — Germain Morin, L’inscription de Clöuiatius et la 
legende des Onze Mille vierges, in Mdlanges Paul Fahre, 1902, p. 51 sq. — 
Mary Tout, The legend of St. Ursula and the eleven thousand virgins. in 
T. F. Tout and James Tait, Historical essays by niembers of the Owens 
College. London 1902. — G. Zutt, Die Legende von der hl. Ursula I. 

Gymn.-Progr. Offenburg 1904. — Ilauck, Art. Ursula, d. hl., in Roalencyklo- 
pädie f. protest. Theologie und Kirche 3 XX, 1908, S. 354 fl’. — L. Zoepf, 
Das Heiligen-Leben inr 10. Jh., in W. Goetz, Beiträge zur Kulturgesch. des 
MA. u. d. Renaissance I, Leipzig 1!H)8, S. 64 ff. — v. Domaszewski in CIL 
XIII 2 , 2, 1907, nr. 1313* p. 32*. — Job. Ficker, Altchristi. Denkmäler und 
Anfänge des Christentums im Rbeingehiet, Strassburg 1909, S. 30. — A. 
Riese, Die Inschrift des Clematius und die Kölnischen Martyrien, in B. J. 
118, 1909, S. 236 ff. - G. Zilliken, Der Kölner Festkalender, in B. J. 119, 
1910, S. 13 ff. — llasak, Die Inschrift des Clematius, in der Wissenscbaftl. Bei¬ 
lage zur Germania, 24. Okt. 1912, nr. 43, S. 340 ff. — C. Narbey, Supple¬ 
ment aux Acta sanctorum II, Paris 1901 — 12, p. 457, sq. 
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liat doch erst 1911, von den Gründungsurkunden des Maximinen- und 
Machabäerklosters in Köln ausgehend, Th. Ilgen unternommen. 

Seine Abhandlung „Die ältere Überlieferung zur Geschichte und 
zur Legende der 11000 Jungfrauen“ 3 ) hat das Verdienst, auf die Be¬ 
deutung der Überlieferung der Duellen (Clematianische Inschrift, 
Passionen, Sermo in natali, Revelationen) für die Feststellung der Ent¬ 
wickelung der Legende hingewiesen und in dem Essener Messformular 
eine neue, wertvolle Quelle für ihr ältestes Stadium erschlossen zu 
haben. Dass aber Ilgen die Quellenüberlieferung allenthalben mit der 
nötigen Vor- und Umsicht verwertet habe, vermag ich nicht zu be¬ 
haupten. Man betrachte in dieser Hinsicht nur seine Behandlung der 
Legende Regnante Domino. „Soweit meine Kenntnis der Handschriften, 
welche die Passio Regnante Domino bringen, reicht“, — erklärt 
Ilgen — „hat keine von diesen ein höheres Alter als das Jahr 1100“ 4 ). 
Das gilt nach Ilgens Ansicht auch von drei Handschriften, die andere 
Gelehrte möglicherweise noch dem 11. Jahrhundert zugewiesen wissen 
wollen, Brüssel (Weissenburg) 7984, München (Tegernsee) 18897 und 
Vaticanus Barberini 586. Von der letztgenannten muss Ilgen ein¬ 
räumen, dass er mit seinem chronologischen Ansatz allein steht: 
Poncelet setzt sie ins 11.—12. Jahrhundert 5 ), und Prof. Dr. Chroust 
in Würzburg, den Ilgen selbst um sein Gutachten angegangen hat, 
lässt sie zwischen 1075 und 1125 geschrieben sein. Ist unter diesen 
Umständen nicht das obige Urteil gewagt? Übrigens gibt es eine 
Reimser Handschrift (nr. 1390) der Legende Regnante Domino, die 
ebenfalls dem 11.—12. Jahrhundert angehören soll 6 ). Aber Ilgen 
hätte noch in anderer Hinsicht der Überlieferung von Regnante Domino 
grössere Aufmerksamkeit schenken sollen. Nach seiner Anschauung 

Mit der 1893 an einem Pfeiler von St. Ursula unter der Tünche ent¬ 
deckten Ursulainschrift beschäftigen sich: Westd. Korr.-Bl. XII, 1893, Sp. 
36 f. — F. X. Kraus, Die christlichen Inschriften der Rheinlande II, 1894, 
S. 346 nr. 315. — Steffens, Literar. Handwciser 35, 1896, Sp. 124. — Klin¬ 
kenberg, B. J. 108/9, 1902, S. 158 nr. 144. — CIL XIII*. 2 nr. 8485. 

■) Westd. Zeitschr. 30, 1912, S. 141-271. 

*) A. a. 0. S. 162/3. 

s ) Cat. cod. bag. lat. bibl. Vat. p. 465. 

•) Catalogue gdndral des manuscrits des bibliotbeques publiques de 
France, Departement XXXIX, 521. Prof. Dr. Levison in Bonn hat mir 
seine Zusammenstellungen über die handschriftliche Überlieferung des Sermo 
in natali, der Passionen und Revelationen und über andere ursulanische 
Literatur in unvergleichlich zuvorkommender Weise zur Verfügung gestellt, 
wofür ich ihm auch an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank abstatte. 
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ist der Ilauptteil dieser Passio die älteste Quellenschrift für die Ur¬ 
sulalegende ; von den beiden spätem Zusätzen — c. 17 ausser dem 
ersten Satze bis zum Schluss — ist der erste unter dem Einflüsse des 
Bekanntwerdens der Clematianischen Inschrift entstanden 7 ). Diese 
Ansicht hat aber zur Voraussetzung, dass Regnante Domino kein ein¬ 
heitliches Ganze bilde, sondern sich aus mehreren nach einander ver¬ 
fassten Teilen zusammensetze. Ist dem wirklich so? Das kann nur 
eine gründliche Prüfung der Handschriften des 11. und 12. Jahr¬ 
hunderts— in Levisons Verzeichnis zähle ich deren 21 —mit Sicher¬ 
heit dartun. Allerdings habe ich früher selbst auf Grund meiner Be¬ 
obachtungen in der Tegernseer Handschrift die Entstehung der Legende 
in mehrern Abschnitten gelehrt 8 ); aber der Umstand hätte doch Ilgen 
stutzig machen müssen, dass die vatikanische Handschrift, die er selbst 
(neben der Brüsseler) als die älteste Niederschrift der (erweiterten) 
Legende ansieht und die, wie oben ausgeführt, vielleicht noch dem 11. 
Jahrhundert angehöit, nicht das geringste Anzeichen der Enstehung in 
verschiedenen Abschnitten enthält, ganz abgesehen davon, dass die 
Regnante Domino nahe verwandte Legende Fuit tempore pervetusto, 
über deren zeitliche Stellung zu jener auch nach Ilgens Ausführungen 9 10 ) 
noch lange nicht das letzte Wort gesprochen ist, sich als einheitliches 
Ganze darstellt. Möglich wäre immerhin, dass man in der Fremde 
Abschnitte der Legende, die entbehrlich oder für die dortigen Leser 
weniger geeignet erschienen, wie die Befreiung und das Lob Kölns, weg- 
liess; tatsächlich fehlt der Schluss noch in einer andern baierischen 
Handschrift ,ü ). 

Ebenso wenig vor- und umsichtig wie mit der Überlieferung von 
Regnante Domino geht Ilgen mit der des Sermo in natali um. Sämt¬ 
liche Handschriften, die er heranzieht, Brüssel (Lüttich) 9810—14, 
München (Tegernsee) 18897, Brüssel 11550 — 55 und Vaticanus 8565 
weist er dem 12. Jahrhundert zu 11 ), obschon die letztgenannte all¬ 
gemein und auch noch neuerdings von massgebender Seite nicht tiefer 
als in das 11. Jahrhundert hinabgerückt wird 12 ), und diese schwache 
Grundlage genügt ihm, um darauf eine seiner wichtigsten Thesen auf- 

7 ) A. a.O. S. 162. 

8 ) Bonner Jahrb. 93 S. 151 ff. 

») A.a.O. S. 158 ff. 

10 ) Ilgen a. a. 0. S. 158. 

>') A. a. 0. S. 172 f. 

,! ) A. Poncelet, Cat. cod. hag., lat. bibl. Vat., 1910, p. 231. Pas 
Urteil von Prof. Cbroust s. bei Ilgen a. a. 0. S. 173 A. 92. 
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zubauen, dass nämlich der Sermo eine Kontroverspredigt über Streit¬ 
fragen sei, zu denen die Reliquienausgrabungen im Anfänge des 12. 
Jahrhunderts die Veranlassung gegeben hätten ,s ). 

Damit sind wir bei den Ergebnissen der Forschung Ilgens über 
das Ursulaproblem angelangt. Sie erweisen sich nicht etwa als Be¬ 
richtigungen und Ergänzungen der Resultate seiner Vorgänger, sondern 
schaffen ein neues Bild der Entwickelung der Ursulalegende, das das 
früher gültige sozusagen auf den Kopf stellt. Bisheran galt die Cle- 
matianische Inschrift, die etwa in die zweite Hälfte des 4. Jahrhunderts 
versetzt wurde, als das älteste und wertvollste Zeugnis für das Glau¬ 
bensmartyrium hl. Jungfrauen in Köln und die Wiederherstellung ihrer 
Grabeskirche auf der Marterstätte durch Clematius. Von einigen 
unbedeutenderen Notizen in Kalendarien, Martyrologien und Litaneien 
abgesehen, die das allmähliche Anschwellen der Zahl der Märterinnen 
auf 11 000 bekunden, betrachtete man dann als Zweitälteste Quelle der 
Ursulageschichte und -legende den sog. Sermo in natali, eine von 
einem Kölner Geistlichen am Gedächtnistage der hl. Jungfrauen in ihrer 
Basilika gehaltene Predigt aus der karolingischen Zeit. Während sie 
sich inhaltlich zumeist an die Clematianische Inschrift anschliesst, zeigt 
sie doch auch schon Spuren des Eindringens einer britischen Frauen¬ 
wanderungssage in die kölnische Überlieferung. Das britische Element 
überwiegt vollständig das kölnische in den nahe mit einander ver¬ 
wandten Passiones, von denen die bekannteste, nach ihren Anfangs¬ 
worten Regnante Domino genannt, bereits im Anfänge des 12. Jahr¬ 
hunderts als geschichtliche Quellenschrift benutzt wird. Ein ganz neues 
Moment wirkte seit der Befestigung der Vorstadt Niederich 1106 auf 
die Entwickelung der Legende ein. Während inan bis dahin die 
Kölner Märterinnen als eine Schar von lediglich 11000 Jungfrauen 
ansah, verbreitete sich nunmehr auf Grund von Ausgrabungen, die 
man, durch Erscheinungen veranlasst, auf ihrer angeblichen Begräb¬ 
nisstätte veranstaltete, die Ansicht, es hätten zu ihnen auch Frauen, 
Männer und Kinder gehört. Diese letzte Entwickelungsstufe der Legende 
findet ihren literarischen Ausdruck in dem Liber Thioderici Aeditui 
von Deutz sowie in den Revelationen der Elisabeth von Schönau und 
des Ilerman Joseph von Steinfeld, die die damals gefälschten Inschriften, 
Erläuterungen zu diesen und die Legende in ihrer neuen phantastischen 
Gestalt enthalten. 


“) A.a.O. S. 187, 228 f. 
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Bei der Schöpfung seiner entgegengesetzten Theorie hat sich 
Ilgen am meisten von dem Gedanken leiten lassen, dass „der Geleits¬ 
brief, den ehedem Kitschi und De Rossi der Clematianischen Inschrift 
gegeben hatten, zum Glück neuerdings durch andere Autoritäten auf 
dem Gebiete der Epigraphik wieder zurückgezogen worden“ M ) sei. 
Ein Martyrium christlicher Jungfrauen in Köln — so meint Ilgen — 
„müssen wir wohl als Tatsache hinnehmen“ 15 ); „die schriftliche 
Überlieferung über sie reicht aber nicht ins 4. Jahrhundert 
hinauf, sondern setzt erst um die Mitte des 9. ein“ 16 ). In 
Köln wurde das Andenken an die bereits im 10. Jahrhundert auf 
11000 normierte Jungfrauenschar durch eine Kirche mit einem Stift 
festgehalten; von hier verbreitete sich ihr Kult nach den Damenstiftern 
am Niederrhein, besonders nach Essen. Im 12. Jahrhundert „erhielt 
die Legende durch die Ilerübernalime der englischen Sage eine angeb¬ 
lich historische Grundlage, und die Aufdeckung alter Grabstätten bei 
den Befestigungsbauten im Norden Kölns, in der Vorstadt Niederich, 
und die dabei erfolgte Ermittelung zahlreicher Leichenreste, in denen 
man Reliquien der Märtyrerinnen zu erkennen glaubte, gaben die Ver¬ 
anlassung, ihren Ruhm auch in die Kirchen des übrigen Deutschlands 
und des Auslands zu tragen“ 17 ). Infolge des Fundes von Gebeinen 
beiderlei Geschlechts entwickelte sich der Glaube, dass zu den Elf- 
tausend auch Frauen und Männer gehört hätten, und gefälschte In¬ 
schriften berichteten von den Namen und Taten der neuen Heiligen. 
Die Inschriften sind nie in Stein ausgeführt worden; ihre Texte aber 
überliefert der „Deutzer Küster“ Theoderich, in dessen Kreise sie auch 
entstanden sind. Theoderich und die Mönche des Deutzer 
Klosters haben damals auch die Clematianische Inschrift ge¬ 
fälscht 18 ). Sie war im 12. Jahrhundert ebensowenig wie die andern 
Inschriften in Stein gehauen; auch später kennt man sie nur aus 
literarischen Quellen, bis sie endlich um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
als Steininschrift erscheint 19 ). Aller Wahrscheinlichkeit nach hat der 
Jesuit Crombach sie in Stein meissein und in der Ursulakirche an¬ 
bringen lassen 20 ). Der Sermo in natali ist eine von einem 
Essener Kanonikus vor den dortigen Stiftsdamen 21 ) im 2. 
oder 3. Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts gehaltene „Kontro¬ 
verspredigt“ 22 ). die den „Rattenkönig von widersprechenden 

>*) A.a. O. S. 219. — '») A.a. 0. S. 141/142. — ••) A. a. 0. S. 224. - 
,7 ) A.a.O. S. 227. — ,8 ) A. a. 0. S. 206, 218 n. a. - '») A.a.O. S. 211 ff. 
ao ) A.a.O. S. 220. — «) A.a.O. S. 184. — A.a.O. S. 182 und 187. 
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Ansichten“ über die Kölner Märtyrerschar „zu entwirren 
suchte“ 83 ). 

Es kann nicht meine Absicht sein, an dieser Stelle auf alle von 
Ilgen angeregten Fragen einzugehen. Auf einzelne weiss oder wage 
ich einstweilen keine Antwort zu geben; bei andern und zwar den 
meisten ist mir der Weg, auf dem die richtige Antwort gefunden wird, 
vollkommen klar; aber es fehlt an den erforderlichen Vorarbeiten, die 
diesen Weg gangbar machen. Trotzdem ist es auch schon jetzt mög¬ 
lich, die Grundpfeiler des von Ilgen aufgerichteten Baues auf ihre 
Standfestigkeit zu prüfen; trügt mich nicht alles, so hat er mir selbst 
einzelne treffliche Werkzeuge in die Hand gedrückt, sie zu stürzen. 

Den Krystallisationspunkt der Irrtümer Ilgens bildet der Sermo 
in natali; auf ihn möchte ich daher auch vornehmlich eingeben. Wer 
Ilgens Inhaltsangabe dieser Predigt liest 24 ), ohne das Original zu kennen, 
muss zu der Auffassung gelangen, sie sei ein Konglomerat willkürlich 
zusammengewürfelter, widerspruchsvoller Gedanken. In Wahrheit ist 
das Gegenteil der Fall: der Prediger folgt einer durchaus schulge- 
mässen Disposition, die sich jedem Unbefangenen sofort zu erkennen 
gibt, und auf die ich obendrein in meiner Besprechung des Sermo aus¬ 
drücklich hingewiesen habe 85 ). Der Redner geht von der Festfeier 
der ebenso bewunderungs- wie verehrungswürdigen hl. Jungfrauen¬ 
scharen aus, die aus Liebe zu ihrem himmlischen Bräutigam der irdischen 
Liebe entsagt und auf Besitz, Eltern und Vaterland verzichtet haben. 
Er findet die Bezeichnung „kölnische Jungfrauen“ nach dem Orte ihres 
Martyriums, d. h. ihrer Geburtsstätte für das ewige Leben, richtiger 
(rectius cognominamus) als eine solche nach ihrer irdischen Heimat 
und bringt damit allerdings die Ansicht zum Ausdruck, dass die hl. 
Jungfrauen nicht aus Köln stammen, deutet aber in keiner Weise, wie 
Ilgen will 86 ), auf Verschiedenheit der damals herrschenden Ansichten 
über ihre Heimat hin. „Bei diesen Heiligen“ — so fährt aann der 
Redner, zum Hauptteil übergehend, fort — „sind wir der Mühe über¬ 
hoben, ihre Verdienste dem Werte nach gegeneinander abzuwägen: 
durch eine besondere Fügung Gottes wissen wir von ihrem Leben nur 
sehr wenig, aber das Wenige ist so bedeutsam, dass sich Grösseres 
gar nicht denken lässt“. Und worin bestehen nun diese wenigen gross¬ 
artigen Dinge, die uns an diesen Heiligen mit Bewunderung und Ver¬ 
ehrung erfüllen V Es ist, wie ich schon früher ausgeführt habe, einer- 

lä ) A.a.Ö. S. 229. — «) A.a. 0. S. 173 ff. 

») Bonner Jalirb. 89 8. 124 ff. — *•) A.a.O. S. 173. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, HI. .jo 
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seits der Umstand, dass sie eine nach Tausenden zählende Jung- 
frauenschar ausmachen, anderseits das hohe persönliche Verdienst, 
das sie sich erworben haben 27 ). Bezüglich des ersten Punktes stosse 
ich bei Ilgen sofort auf den schärfsten Widerspruch. Noch einmal zu 
der Ansicht Crombachs und seiner Verfolger zurückkehrend, will er 
aus Kap. 2 die Tatsache berauslesen, dass sich unter der hl. Schar 
von Jungfrauen auch verheiratete Frauen, Witwen und sogar Männer 
befunden hätten* 8 ). Mit der Beantwortung dieser Streitfrage steht oder 
fällt Ilgens Lösung des ganzen Ursulaproblems: hat er, wie ich über¬ 
zeugt bin, unrecht, dann muss der Serino älter als das 12. Jahrhundert 
sein, zu dessen Beginn die Ausgrabung vermeintlicher Gebeine der 
ursulanischen Märtergesellschaft zuerst die Meinung aufkommen liess, 
dass zu dieser nicht bloss Jungfrauen, 1 sondern auch Frauen und 
Männer gehört hätten; dann kann auch die Clematianische Inschrift 
nicht erst dem „Deutzer Küster“ und seinen Hintermännern ihre Ent¬ 
stehung verdanken, weil sie im Serino angeführt und erklärt wird. Da 
es sich in unserm Falle um nichts mehr und nichts weniger als das 
richtige Verständnis eines lateinischen Textes handelt, so überlasse ich 
das Urteil dem freundlichen Leser, indem ich das Original, Ilgens In¬ 
haltsangabe und meine Übersetzung aus dem Jahre 1890 hier unten 
nebeneinander stelle* 9 ). Letztere ergänze ich durch die damals aus¬ 
gelassenen Zwischenglieder, die mir für die Darlegung des Zusammen¬ 
hangs nicht notwendig vorkamen 29 ). 

Serrno c. 2. Ilgen, Westd. Ztschr. 30 

S. 173/4. 

Neque ab re esse pu-, Und wisse man auch 
tandum est, quod earum wenig von ihrem Verhal- 
conversatio vel prima ten in frühem Lebens- 
vel media nobis nota Jahren, durch ihren Mär- 
non est, videlicet ut de tyrertod wäre ihnen der 
his ea tantum a fidelibus höchste Ehrenplatz ge- 

* 7 ) Falsch ist also Ilgens Behauptung a. a. O. S. 178: „Als fest¬ 
stehend erkennt dieser (der Prediger) die Herkunft der Jungfrauen aus 
England . . . an.“ 

S8 ) A. a. O. S. 178, 202, 229 u,a. Die nämliche Ansicht vertritt auch 
kurz G. Zutt, Die Legende von der hl. Ursula, Progr. d. Gymn. zu Offen¬ 
burg 1904, S. 19, wo dem armen Prediger „schnöder Rationalismus“ vor¬ 
geworfen wird. Übrigens enthält diese Arbeit zur Clematianischen Inschrift, 
mit der sie sich fast ausschliesslich beschäftigt, manches Bemerkenswerte. 

M ) Im Folgenden sind diejenigen Stellen durch Sperrdruck aus¬ 
gezeichnet, auf denen nach meiner Ansicht der Gedankengang des Redners 
beruht. 


Klinkenberg, B. J. 89 
S. 125/26. 

Auch darf mau es nicht 
für bedeutungslos halten, 
dass uns der erste oder 
auch der mittlere Teil 
ihres Lebens unbekannt 
ist: die Gläubigen sollen 
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recolantur, quibus maio- 
ra nulla alia esse non 
dubitantur. P o t u i t 
quippe fieri, utin 
tanto earum numero 
coniugata quaelibet 
esset aut ridua, qui¬ 
bus, licet centesimus eis 
fructus, ut puta virgini- 
tati specialiter deditus, 
ante martyrium negare- 
tur, sexagesimus tarnen 
et trigesimu8 per rectis- 
simam deoque acceptis- 
8imam suo loco huius- 
modi conversationera, 
ipse etiarn maximus per 
martyrii gradum, huma- 
nis meritis potissimum, 
redderetur. Nam quis 
unquain otnnium mu- 
lierum,non dicimus 
tantum modo virgi- 
n u in, multitudinem 
tantam sine sexus 
alterius intermix- 
tione crederetcon- 
venisse? Nec enim, 
quod de Amazonibus 
legitur, huic sanctae 
spiritualis cunei virtuti 
comparandum esse pu- 
tamus: illae namque 
caedendo ut ductor 
suus, i8tae moriendo ut 
sponsus suus victoriam 
quaesierunt. Possibile 
autem etomninofa- 
cile fuit illi, qui 
credentibus etiam 
omnia possibilia 
fo r e et promisit e t 
dedit, ut hoc quoque 
modo in solis virgi- 
nibus, si vellet, mi- 
rabilis cunctis gen- 
tibus et populis in¬ 


sichert. Und der ge¬ 
bühre danach auch 
den Verheirateten 
und Witwen, die sich 
wohl unter einer so 
grossen Zahl befun¬ 
den hätten, und denen 
ein strenger Richter in 
Fragen der Jungfräulich¬ 
keit diesen Platz nicht 
ohne Martyrium zugebil¬ 
ligt haben dürfte. Übri¬ 
gens sei es selbstverständ¬ 
lich, dass auch diese 
Frauen vordem sich eines 
korrekten und Gott wohl¬ 
gefälligen Lebenswandels 
befleissigt hätten, wenn 
sich einzelne von ihnen 
auch mit dem andern 
Geschlecht fleischlich ver¬ 
mischt hätten. Das wäre 
bei einer so grossen 
Zahl von Weibern, wir 
reden nicht nur von 
Jungfrauen, setzt der 
Verfasser ausdrücklich 
hinzu, unmöglich. Da¬ 
bei wird jedoch ein Ver¬ 
gleich mit den Amazonen 
zurückgewiesen, die unter 
ihrer Fübrerin in der 
Niedermetzclung des Geg¬ 
ners die Siegespalme er¬ 
strebten; die Jungfrauen 
hätten diese gleich ihrem 
Verlobten im Opfertode 
gesucht. Freilich,wenn 
Christus gewollt hät¬ 
te, argumentiert der Pre¬ 
diger weiter, konnte er, 
dem der himmlische 
Vater mehr als 12 Le¬ 
gionen Engel zur Ver¬ 
fügung stellte, auch 
eine Schar von weni¬ 
ger als 12000 (reinen) 


eben an ihnen nur das 
verehren, was zweifellos 
das Allergrösste ist. So 
wäre es ja möglich ge- 
wesen, dass sich un¬ 
ter ihrer so statt¬ 
lichen Anzahl manche 
Frau oder Witwe be¬ 
funden hätte, denen 
zwar die hundertfältige 
Frucht, die der Jungfräu¬ 
lichkeit besonders Vorbe¬ 
halten ist, vor dem Marter¬ 
tode versagt blieb, aber 
doch die sechzig- und 
dreissigfältige infolge 
ihrer äusserst gewissen¬ 
haften und Gott wohl¬ 
gefälligen Lebensführung 
in ihrem Stande, ja selbst 
die grösste infolge der 
von ihnen erreichten Stufe 
des Martertums, das den 
Höhepunkt menschlichen 
Verdienstes darstellt, zu 
teil wurde. Denn wer 
hätte es jemals glau¬ 
ben können, dass eine 
solche Schar von weib- 
liehen Personen, wir 
sagen nicht bloss von 
Jungfrauen,ohneVer- 
tretung (Beimischung) 
des anderen Ge¬ 
schlechtes zusammen 
gekommen sei? Die 
heilige Tapferkeit dieser 
geistigen Heerschar lässt 
sich doch nicht mit dem 
vergleichen, was man von 
den Amazonen liest: diese 
mordeten wie ihre An¬ 
führerin, jene starben wie 
ihr Bräutigam, um sich 
die Siegespalme zu er¬ 
werben. Aber möglich, 
ja leicht war es für 
2a* 
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notesceret. Nam Jungfrauen 
qui humanitatis menbringen, 
fragilitate circum- 
datus plus quam XII 
legiones angelorum 
exbibendas sibi a 
patre potuit obtine- 
re, regnans in eius- 
dem carnis aeterna 
rnaiestate cumpatre 
ad sequendnm sc 
agnumimmacnlatum 
minus quam XII mi- 
lia virginum non po¬ 
tuit exhibere? 


zusam-jden, der selbst den 
Gläubigen das Ver¬ 
sprechen und die 
Kraft gegeben hat, 
dass ihnen alles mög¬ 
lich sein solle, sich, 
wenn er wollte, auch 
auf dieseWeise, aus¬ 
schliesslich in Jung¬ 
frauen, vor allen Ge¬ 
schlechtern undVöl- 
kern wunderbar zu 
zeigen. Denn sollte 
er, der mit der ge¬ 
brechlichen, mensch¬ 
lichen Natur umge¬ 
ben, sich mehr als 
zwölf Legionen Engel 

I vom Vater aufbringen 
lassen konnte, beim 
Vater in der ewigen 
Herrlichkeit dersel¬ 
ben menschlichenNa- 

i 

tur thronend, nicht 
weniger als zwölf¬ 
tausend Jungfrauen 
aufbringen können, 
damit sie ihm, dem 
unbeflecktenLamme, 
nachfolgten? 


„Es ist klar", — so schrieb ich damals zum Abschlüsse meiner 
Ausführungen — „dass der Redner an dieser Stelle mit Nachdruck 
die Ansicht vertritt, dass die grosse Schar der Kölner Wärterinnen 
lediglich aus Jungfrauen bestand, und dass er grade in diesem Um¬ 
stande ein besonderes Walten der göttlichen Allmacht erblickt“. Und 
wegen dieser Auffassung glaubt Ilgen mich als warnendes Beispiel da¬ 
für hinstellen zu dürfen, „zu welchen Künsteleien der Interpretation 
ein thema probandum führen kann“ 30 )! Übrigens denkt Ilgen bei 
diesen Worten auch an meine Bekämpfung der Ansicht De Bucks und 
Kessels, dass das Enthymem am Schlüsse der angeführten Stelle die 
Bekanntschaft des Verfassers des Sermo mit der Elftausendzahl der 
hl. Jungfrauen voraussetze 31 ). Allein können die Worte „minus quam 


3 °) A. a. 0. S. 174 A. !»4. 

•“) Bonner Jahrb. KP S. 124. 


Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Das Ursulaproblem. 


345 


XII railia virginum“, die doch nur das Gegenstück zu dem biblischen 
„plus quam XII legiones angelorum“ bilden, nicht ebensogut als An¬ 
spielung auf die Zahl 6600 aufgefasst werden, auf die die Märtyrer 
der thebäischen Legion und, wie ich unten noch weiter zeigen werde, 
in Anlehnung an diese auch die ursulanische Schar — wenigstens an¬ 
nähernd — veranschlagt wurde? Mit dieser Auffassung verträgt sich 
durchaus das tot milia c. 11, vortrefflich passt dazu der wiederholte 
Vergleich der Jungfrauenschar mit einem Heere 3 *) und die allgemeine 
Zahlbezeichnung milia im Martyrologium des Wandalbert von Prüm 33 ), 
von dem man nicht sagen kann, dass die Verse seines Martyrologiums 
eine besondere Zahlenscheu an den Tag legten 34 ). Wenn ich daher 
auch zugebe, dass dem Verfasser des Sermo die Elftausendzahl der 
Jungfrauen bekannt gewesen sein kann, so bestreite ich doch ent¬ 
schieden, dass sie ihm bekannt gewesen sein muss. 

Doch kehren wir zur Inhaltsbesprechung des Sermo zurück. Der 
Redner behandelt im Kap. 3 und 4 ein dreifaches persönliches Ver¬ 
dienst der hl. Jungfrauen: ihre Jungfräulichkeit, die verbunden mit 
Demut und Beharrlichkeit einen ausserordentlich hohen Grad sittlicher 
Vollendung darstelle; ihren Verzicht auf die irdischen Güter, Besitz¬ 
tum, Eltern und Vaterland, den der Heiland selbst als Merkmal der 
Vollkommenheit bezeichne und mit einem Richterstuhl im Jenseits be¬ 
lohne, und den Martertod, dessen Wert aus der glänzenden Feier 
der Märtyrer auf der ganzen Welt hervorgehe. Wie „der jungfräu¬ 
liche Sohn der Jungfrau seine Jungfrauen“ stufenweise zu dieser 
dreifachen, aber gleich hohen Art von Vollkommenheit emporgeführt 
habe, habe er den Menschen verborgen, weil diese nicht einmal eine 
von diesen Vollkommenheiten gebührend zu preisen imstande seien. 
Und nun scliliesst der Redner den ersten Hauptabschnitt, in dem er 

**) Sanctarum virginum agmina c. 1 und 11; spiritualis cunei c. 2; 
caelestis buins exercitus c. 5; venerandae virginum turmae c. 10. 

M ) v. 671 sq. (I'oetae latini aevi Carolini ed. Dümmler II p. 597): 
Tune numerosa simul Rheni per litora fulgent 
Christo virgineis erecta trophea maniplis 
Agrippinae urbi, quarum furor impius oliin 
Milia mactavit ductricibus inclita sanctis. 

u ) Als ein Beispiel unter vielen diene v. 655 ff.: 

Septeno denoque, Novembrem qui venientem 
Praesignat, Gallus colitur confessor et una 
Bis centum et decies septem memorantur, iniquus 
Quos furor ob Christum simili mactavit bonore. 
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sein quantitativ zwar geringes, aber qualitativ desto wertvolleres 
sicheres Wissen von den hl. Jungfrauen vorgetragen hat, mit einer 
Apostrophe an diese ab, die mehr als alles andere geeignet ist, die 
Richtigkeit meiner Erklärungen zumal von c. 2 zu bestätigen: 0 beatus 
et sacer ille virginum chorus, perfectissimus merito, nullis 
numero comparandus, qui martyrum innocentum lactenti agmini 
iunctus non illud tantum admirabile cum omni terra canticum novum. 
sed et illud carmen speciale concelebrat, quod sequens agnum quo- 
cunque ierit sola multitudo virginum cantat. 

Den zweiten Teil des Sernio widmet der Prediger den Nach¬ 
richten über die Kölner Märterinnen, die aus der Überlieferung und 
der Forschung stammen (c. 5—11 Mitte) 35 ). Wenn sie auch nicht 
den nämlichen Grad der Zuverlässigkeit für sich in Anspruch nehmen 
können wie die im ersten Teil behandelten, so wäre es doch unrecht, 
sie mit Stillschweigen zu übergehen. Die Überlieferung, die die Kölner 
treu im Gedächtnisse bewahrt haben, kommt häufig in religiösen Ge¬ 
sprächen 33 ) zum Ausdruck; als Ergebnis gelehrter Forschung erweisen 
sich mancherlei Aufzeichnungen, denen von autoritativer Seite nie 
widersprochen worden ist. Selbstverständlich handelt es sich hier 
nicht, wie Ilgen glaubt 37 ), um eine „zusammenhängende Erzählung“. 
Geschichte oder Legende — dazu war kein Stoff vorhanden —, son¬ 
dern um die Erörterung von Fragen, die sich an das einzige Doku- 

s# ) Der Eingang lautet: Non autem praetereundura nec silentio sup- 
primendum esse videtur, quod in ore nostratum tenacij memoria semper 
omnino diligentissime servatum religiosis frequenter colloquiis volvitur, cre- 
dibile etiam et aut verum aut veri simillimum non negatur. Denique plurima 
per opinionis coniecturani probantur esse conscripta, ipiibus tarnen nulla 
unquam auctoritas refragata est. Mendacii notam namque recte nequacpram 
incurrit, qui veritatis indagini ex maiorum horumque admodum religiosorum 
traditione convenientissimoque rationis iudicio sedulus cantusque quantuni 
ad se librator insistit. Nam cur caelestis huius exercitus a principio gesta 
simul et proelia non scriberentur, ut sic deniuin purius et lucidius ad aures 
posteritatis transmitterentur, quotus in omni gente mirari debeat, cum causam 
huius neglegentiae communis paene omniutn populorum aftlictio per barbaros 
his maxime regionibus debacchantes inflicta perdoccat? 

*•) Ilgen zieht a. a. O. S. 174 A. 96 die Lesart 'eloquiis' der Brüsseler 
Handschrift dem 'colloquiis’ der Tegernseer vor. Mir scheint letzteres weit 
besser zu volvitur zu passen. Jedenfalls lässt sich eloquiis ebensowenig wie 
'colloquiis' „auf schriftliche rednerische Leistungen deuten“. Ob die 
Brüsseler Hdschr. „die besten Lesarten“ bietet, kann erst eine Hand¬ 
schriftenrezension des Sermo lehren, die m. W. bisheran nicht stattgefunden hat. 

«) A.a.jO. S. 174 A. 95 und S. 178. 
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ment knüpften, das man über diese Jungfrauen besass, die Clematia- 
niscke Inschrift. Dass es zur Zeit des Redners keine Lebens- und 
Leidensgeschichte (gesta et proelia) der bl. Jungfrauen gab, betont er 
selbst ebenso oft wie ausdrücklich 38 ) — ein unanfechtbarer Beweis 
für jdie Abfassung des Sermo vor Regnante Domino und den übrigen 
Passionen — und sieht den Grund dafür, dass sie nicht von vorn¬ 
herein geschrieben wurde, in den auf ihren Martertod folgenden Zeiten 
allgemeiner Umwälzung und Barbarei. Man darf — so meint er — 
den nicht der Lüge zeihen, der in dem Bestreben, die Wahrheit zu 
ergründen, sich auf die Überlieferung zumal höchst gewissenhafter 
Vorfahren und auf das Urteil der Vernunft stützt, wenn er nur seiner¬ 
seits mit Fleiss und Vorsicht zu Werke geht. Das ist ein Gedanke, 
den selbst ein Historiker des 20. Jahrhunderts sich mit Ehre und 
Nutzen zu eigen machen darf; aber schämen müsste sich unser Pre¬ 
diger, wenn er gesagt hätte, was ihn Ilgen an dieser Stelle sagen 
lässt: „Man darf den nicht der Lüge zeihen, der auf der Suche nach 
der Wahrheit sich an alte Überlieferungen anscbliesst und sie in der 
landläufigen Weise beurteilt 39 ).“ 

Die Clematianiscbe Inschrift bildet von nun an den Ausgangs- 
nnd Stützpunkt für alle Darlegungen des Redners. In den Wirren 
der Völkerwanderung — so ergänzt er oder seine Gewährsmänner 
„per opinionis coniecturam“ ihren ersten Satz — ging die Basilika 
der hl. Jungfrauen, ihre Marter- und Begräbnisstätte in Flammen 
auf, und allmählich schwand auch ihr Kult, ja selbst ihr Andenken 
bei dem längst gläubigen Volke. Da kam endlich — also erst nach 
der Völkerwanderung — infolge drohender Erscheinungen aus dem 
fernen Osten ein vornehmer Mann, Clematius mit Namen, nach Köln 
mit der Bestimmung, ut . . . quaecunque coactus in suo loco primum 
timore spoponderat, hic in redintegranda beatarum virginum basilica 
religionis devotione perticeret. Dass hier im Gegensätze zur Heimat 
des Clematius (in suo loco) unter hic nur das vorher genannte Köln 
gemeint sein kann, beweist klar die Tatsache, dass Clematius nur hier 
eine Basilika der hl. Jungfrauen wiederhergestellt hat. Dasselbe lehren 

* 8 ) Neben der S. 346 A. 3ö angeführten Stelle c. 5 Nam cur — per- 
doceat? vgl. c. 2 : eanim conversatio vel prima vel secunda nobis nota non 
est. c. 4: gradus autem et profer tuum ordines, quibtis ad hanc arceni de 
virtute in virtutem ascendendo pervenerant, secreto, quod voluit, a nobis 
nunc usque celavit. 

*•) A.a. O. S. 174. 
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Stellen wie c. 8: hic (sc. virgines martyrium) invenisse didicimus — 
und c. 11: hanc Agrippinae Coloniae terram non ut hospitam 
solum modo praetereundo salutaverunt, sed hic martyrii victoria 
coronatae eam ut propriam effusione sancti sui sanguinis manendo 
decoraverunt. wo Ilgen nur unter vollständiger Verkennung des Zu¬ 
sammenhanges die ersten Worte mit „unser kölnisches Land“ wieder¬ 
geben kann 40 ), statt darin den Boden von Köln zu finden, den die 
hl. .Jungfrauen durch ihr auf ihm vergossenes Blut sich zu eigen ge¬ 
macht und zu ihrer bleibenden Ruhestätte erwählt haben. Die Predigt 
ist also in Köln gehalten, und zwar, da sie der Verherrlichung der 
Kölner Jungfrauen an ihrem Festtage (21. Okt.) gilt, in der Basilika 
dieser Jungfrauen; der Redner selbst ist ein Kölner, vermutlich ein 
Kanonikus an dieser Basilika, da er die Kölner zweimal als nostrates 
bezeichnet 41 ). Es war Ilgen Vorbehalten, an diesen bisheran nie ange¬ 
griffenen und, wie mir scheint, unangreifbaren Sätzen einer von ihm 
ausgedachten Theorie zu Liebe zu rütteln 42 ). Im Anfänge des 11. Ka¬ 
pitels bezeichnet der Redner Pinnosa, die Tochter eines britischen 
Königs, als die hervorragendste unter der Jungfrauenschar, der alle 
übrigen, von demselben Geiste der Liebe Christi beseelt, gefolgt seien. 
„Wie konnte es ein Kölner fertig bringen“ — fragt Ilgen —, das 
Lob der hl. Pinnosa zu singen und der hl. Ursula gar nicht zu ge¬ 
denken?“ Da nun die hl. Pinnosa seit der Mitte des 10. oder dem 
Anfänge des 11. Jahrhunderts im Stifte Essen ruhte und dort beson¬ 
dere Verehrung genoss 43 ), so lässt Ilgen unsere Rede in Essen von 
einem dortigen Kanoniker gehalten sein, der „der Essener Spezial¬ 
heiligen den Rang einer Königstochter verlieh“ und „damit offenbar 
dem Selbstgefühl seiner Zuhörerinnen, die sich ihrerseits edler Geburt 
rühmten, ein wenig schmeicheln wollte.“ Hätte Ilgen, statt der Phan- 

*°) A. a. 0. S. 183. Vgl. c. 8 in bis regionibus als Bezeichnung für 
unsere Gegend. 

*') c. 5 in ore nostrat um; c. 6 haec nihilominus neglegentia de 
honorandis theeauri pretiosissimi loculis in nostratibus adeo vehementer 
induruit. Mit der letzten Stelle ist Ilgen S. 183 A. 117 ein sonderbares 
Missgeschick begegnet: er versteht sie nicht von der „Nachlässigkeit in der 
Ehrung der Aufbewahrungsstatten des so ausserordentlich kostbaren Schatzes, 
die bei unsern Landsleuten sich verbreitete,“ sondern verbindet loculis 
in nostratibus, augenscheinlich in dem Sinne „in unserer Ileimatgegend“. 

") A. a. 0. S. 183 f. 

**) Vgl. G. Zilliken, Der Kölner Festkalender: Bonner Jahrb. 119, 
1910, S. 48 zum 28. Februar; Ilgen a. a. 0. S. 154. 
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tasie freies Spiel zu lassen, sich kräftiger auf den Boden der Tat¬ 
sachen gestellt, so hätte er sich zu folgendem Schlüsse bequemen 
müssen: der Serrno ist in Köln gehalten, und zwar zu einer Zeit, wo 
Pinnosa, nicht Ursula dort als Fübrerin galt. Da nun unter keinen 
Umständen anzunehraen ist, dass die Kölner die Überführung des Leibes 
derjenigen Heiligen nach Essen gestattet haben würden, die sie als 
die Anführerin der ganzen Schar betrachteten, so muss der Serrno vor 
die Translation der hl. Pinnosa nach Essen fallen; jedenfalls ist im 
12. Jahrhundert für ihn kein Raum. 

Seine Schilderung der Verdienste des Clematius um die hl. Jung¬ 
frauen schliesst der Redner mit dem Hinweis auf das zur Beurkun- 
dung derselben errichtete Steindenkmal: „Cuius monumenta lapidibus 
istis servantur incisa.“ Für Ilgen sind diese Worte nicht recht ver¬ 
ständlich. „Man wird zugestehen, dass die Kennzeichnung durch den 
Plural mit dem hinweisenden Fürwort: 'lapidibus istis’ für die Fund¬ 
stelle, aus der der Prediger die Inschrift abgeschrieben haben will, 
eigentümlich klingt, um so mehr, als er nur einen Satz daraus bringt. 
Und mit keiner Silbe deutet der Verfasser des Serrno sonst an, wie 
das Steindenkmal beschaffen gewesen und wo wir es zu suchen hätten“ 44 ). 
Allein wer sich vergegenwärtigt, dass iste Pronomen demonstrativum 
der 2 . Person ist 45 ), wird sofort zu folgender Übersetzung der frag¬ 
lichen Stelle gelangen: „Seine Urkunde ist noch vorhanden: ihr seht 
sie dort (d. li. bei euch) in Stein (noch genauer: in die Steine) gehauen.“ 
Der Redner weist also mit der Hand auf die im Innern der Basilika seinen 
Zuhörern sichtbar angebrachte, wahrscheinlich in die Wand eingelassene 
Steininschrift des Clematius hin. Der Plural lapidibus kann ebenso¬ 
wenig befremden wie der Plural monumenta; möglicherweise ist auch 
an mehrere Steine gedacht, über die sich die Inschrift erstreckte. Und 
was sollte der Redner von dieser noch weiter initteilen als den Ort, 
wo sie sich befand? Sollte er etwa ihre Breite und Höhe in Centi- 
metern angeben? Wir stellen demnach als Tatsache fest: die Cle- 
matianische Inschrift hat zu der Zeit, wo der Serrno in 
natali gehalten wurde, als Steinurkunde in der Basilika 
der hl. Jungfrauen in Köln bestanden, und damit fallen alle 
jene luftigen Kombinationen Ilgens bezüglicli der Schöpfung des Textes 

“) A.a. 0. S. 209. 

48 j Das istic der Drucke gibt den nämlichen Sinn wie das istis der 
Handschriften. 
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dieser Inschrift durch den „Deutzer Küster“ 46 ) und der Erwähnung 
des Steindenkmals durch den Redner 47 ). 

Nun legt Ilgen besonderes Gewicht darauf, dass im Tegernseer 
Kodex „istis“ nach „lapidibus“ ausgelassen ist, „vermutlich weil man 
mit dem demonstrativen Pronomen absolut nichts anzufangen wusste.“ 
Der wahre Grund für diese Erscheinung liegt vielmehr darin, dass 
das Pronomen istis nur für die Pasilika der hl. Jungfrauen in Köln, 
aber nicht für das Kloster Tegernsee passte, das nach einer anspre¬ 
chenden Vermutung Ilgens zugleich mit Reliquien der hl. Jungfrauen 
unter Abt Aribo (1102—1134) auch die schriftliche Überlieferung 
über diese von Köln erhielt 48 ). 

Der Erwähnung der Clematianiscben Inschrift folgt unmittelbar 
die Anführung ihres ersten Satzes, die mit den Worten eingeleitet wird : 
„quae (sc. Clematii monuraenta) et huic operi verbis eisdem putavimus 
inserenda.“ Ich habe früher die ganze Stelle als Interpolation bezeich¬ 
net, weil sie tatsächlich in die gesprochene Rede nicht passt 49 ). 
Allein es ist wohl zu beachten, dass solche Reden religiösen Charak¬ 
ters nicht zum freien Vortrag, sondern zum Vorlesen und zur Lektüre 
bestimmt waren; so erklärt es sich, dass ihre Verfasser nicht selten 
aus der Rolle fielen und die historische Darstellungsform an die Stelle 
der rhetorischen setzten 50 ). Es liegt also kein Grund vor, die Cle- 
matianische Inschrift hier auszuscheiden; dass nur ihr erster Satz 

4 «) A.a. 0. S. 204 ff. 

47 ) Ilgen bringt S. 210 f. die Worte 'Cuitis rnonumenta etc.’ mit fol¬ 
gender Stelle des Thiodericus in Beziehung: Titulos, uti in lapidibus cum 
eis (sc. corporibus sanctarum virginum) inventis exaratum esse perspicitur 
. . . hoc modo digessimus’. Da diese Inschriften gefälscht und nicht in 
Stein ausgeführt waren, angeblich aber in dieser Gestalt im Deutzer Archiv 
ruhten, nimmt Ilgen dasselbe von der mit ihnen bei Thiodericus überlieferten 
Clematianischen Inschrift an. Für ihn heisst also die fragliche Stelle des 
Sermo etwa: „Sein Denkmal befindet sich noch unter den Steindenkmälern 
dort“ (soll heissen: im Deutzer Kloster!) — alles natürlich unter der nacb- 
gewiesenermassen falschen Annahme, dass der Sermo erst im 12. Jahrhundert 
gehalten sei. 

4# ) A. a. 0. S. 104. 

4# ) Bonner Jahrb. 89 S. 118. 

50 ) Ein klassisches Beispiel für diese Tatsache bietet die Visio Baronti 
(Mon. Germ. SS. R. Mer. V p. 368 sq.), wo mitten in der in Form einer Ansprache 
an die Mönche gehaltenen Darstellung die Erwähnung der Schlüssel des 
hl. Petrus von den Worten „habentes similitudinem hanc“ und ihrer Abbil¬ 
dung begleitet wird. Tatsache und Beispiel verdanke ich der Güte des Hm. 
Prof. Dr. Levison. 
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aufgenommen wurde, erklärt sich daraus, dass dieser die Bau urkunde 
darstellt, auf die der Verfasser sich beruft. 

Uns liegt die Clematianische Inschrift nicht bloss in der Stein¬ 
urkunde der Ursulakirche, sondern auch in einer dreifachen hand¬ 
schriftlichen Überlieferung vor: im Sermo c. 6, in der Passio Fuit 
tempore pervetusto c. 17 und in den Revelationen des Thiodericus 
Aedituus. Die vier Texte weichen nicht unerheblich von einander ab, 
wie die dem folgenden Wortlaute der Steinurkunde angefügten Vari¬ 
anten des Sermo (S; Si Brüss. u. vat. Ildschr., Sa Tegernseer Ildschr.), 
der Passio Fuit ( F ) und des Thiodericus (T) zeigen. Orthographische 
Abweichnngen und Abkürzungen sind nicht vermerkt. 

divinis flammeis visionib(us) frequenter 
adraonit(us) 1 et 8 virtutis 3 magnae mai 
iestatis 4 martyrii caelestium virgin(um) 
imminentium ex partib(us) orientis 
exsibitus pro voto Clematius v. c. 5 de e 
proprio in 7 loco suo hanc basilicam 
voto quod 8 debebat a fundauientis 
restituit. si quis autem super tantam 
maiiestatem huiius basilicae ubi sanc 
tae virgines pro nomine XPF 9 san 
guinem suum fuderunt corpus alicuiius 
deposuerit exceptis virginib(us) sciat se 10 
sempiternis tartari 11 ignib(us) puniendum 

1 adinoniti T * ut St 3 virtus F * pietatis F 
8 vir consularis S\ huc FT * fehlt in F 1 fehlt in T 

8 quo Si FT • Cristi nomine T 10 fehlt in F 11 fehlt in F 

Von der Anschauung beherrscht, dass die Clematianische Inschrift 
erst im 12. Jahrhundert entstanden, aber auch damals noch nicht auf 
den Stein gebracht worden sei 5 *), betrachtet Ilgen die Fassungen der 
Inschrift in F und T als die ursprünglichen, „weil sie die kürzern 
sind“ (!) 52 ), und sieht in dem Adverbium huc in Verbindung mit den 
folgenden Worten einen Hinweis darauf, dass der erste Verfasser der 
Inschrift die Basilika unbewusst als eine auf dem Allod des Clematius 

*') Da die Clematianische Inschrift den Schluss der gefälschten Tituli 
bei Theoderich bildet, so ist sie nach Ilgen ebenfalls gefälscht, und zwar 
unter Verwertung zweier unechten Tituli des Clematius. Den Namen ent¬ 
lehnte man angeblich einer damals gefundenen römischen Inschrift. Vgl. 
a.a.0. S. 11)3, 197, 200. 
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errichtete Eigenkirchß" aufgefasst habe, eine Anschauung, die man später 
wegen ihres schädigenden Einflusses auf das Ansehen der Basilika durch 
Änderungen und Umdeutungen des Textes wieder habe aus der Welt 
schaffen wollen 53 ). Nehmen wir für einen Augenblick diese Hypothesen 
als Tatsachen, was hat sich dann der Verfasser unter dem Worte huc 
gedacht? Er hätte doch hie schreiben müssen! Aber grade die sinn¬ 
widrige Lesart huc verrät mit verblüffender Deutlichkeit ihre Herkunft 
vom Steindenkmal. An einen „Lesefehler“ darf man freilich nicht 
denken; vielmehr hat der Abschreiber das VC der Inschrift als „uc“ 
huc gelesen und die letztgenannte gebräuchlichere Schreibung für die 
seltenere erste eingesetzt. Ebenso wiedas huc in F und T, gehtauch 
das vir consularis in S und das vir rlarissimus einer an die Clema- 
tianische Inschrift anknüpfenden Antiphon des ursulanischen Offiziums 54 ) 
auf die Steinurkunde zurück: jeder Abschreiber hat sich die Buch¬ 
staben VC in seiner Weise ausgedeutet, nur hat die ältere Zeit noch 
richtig in ihnen eine Abkürzung gesehen, die man allerdings in ver¬ 
schiedener Weise auflüste, während der jüngern auch diese Erkenntnis 
entschwunden war. Einen schlagenderen Beweis für die Existenz der 
Clematianischen Inschrift als Steindenkmal zur Zeit der Abfassung des 
Sermo und der übrigen' angeführten Schriften hätte Ilgen nicht bieten 
können. 

Nach der Erwähnung der Clematianischen Inschrift wendet sich 
der Prediger der Ausdeutung einzelner Stellen zu, wobei er gegen un¬ 
richtige Schlüsse polemisiert, die man aus der in knapper Form ge¬ 
haltenen Urkunde gezogen habe. Den Ausdruck ,de proprio 1 fasst er 
richtig in dem Sinne „aus eigenen Mitteln“ ; er ist aber im Irrtum, 
wenn er behauptet, der genannte Ausdruck habe andere zu der Be¬ 
hauptung veranlasst, ,,eum (sc. Clematium) proprium hic praedium 
habnisse, in <juo eandem (sc. ecclesiam) reaedificaverit“. Diesen Schluss 
haben sie vielmehr aus den Worten ,in loco suo‘ gezogen; und das 
mit Recht: konnte doch Clematius nach dem römischen Gesetze nur 
dann als Wiederhersteller der Grabstätte der hl. Jungfrauen auftreten 
und Bestimmungen über deren Benutzung erlassen, wenn er als Ver¬ 
wandter oder Erbe ihr Eigentümer war 55 ). Es fragt sich: wenn unser 
Prediger aus der Inschrift nicht herauslas, dass Clematius Eigentümer 
eines Anwesens war, auf dem auch die Basilika der hl. Jungfrauen 

") A. a. 0. S. 205. — M ) A. a. 0. S. 180, 200 f. 

«) Vgl. G. Zutt a. a. 0. S. 14 ff. 

Kessel, Die bl. Ursula S. 155. 
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lag, wie bat er sich dann die Worte ,in loco suo 1 und überhaupt den 
Hergang der Sache erklärt? Hören wir ihn selbst: „Sed ex proprio 
pecuniae suae pretio melius eam (sc. ecclesiam) aliunde veniens 
religiosus idem Cleraatius creditur recuperasse, «jui non solum in 
loco proprio pretiosorum corpornm venerationem debitam redintegravit 
et auxit, verum etiam in exteias provincias, unde venerat et per quas 
iter fecerat, famam tantam eundo et redeundo perduxit.“ Demnach 
betrachtet der Prediger als Heimat oder Wohnsitz des frommen Cle- 
matius den Osten des römischen Reiches 56 ), lässt ihn von dort infolge 
von Erscheinungen nach Köln kommen, die Grabstätte der hl. Jung¬ 
frauen ankaufen, ihre Basilika und ihren Kult, an der ursprüng¬ 
lichen Stätte erneuern und letztem bei der Hinreise nach Köln und 
der Rückreise in die Heimat auch in den Gegenden verbreiten, durch 
die er kam. Demgegenüber sahen die Anhänger der vom Prediger be¬ 
kämpften Anschauung den Clematius als in Köln ansässig oder doch 
wenigstens begütert an. Bei einem Aufenthalt im Osten durch Er¬ 
scheinungen zu einem Gelübde veranlasst, erfüllte er dieses durch Wie¬ 
derherstellung der auf seinem Grund und Boden liegenden Grabbasilika 
der hl. Jungfrauen auf eigene Kosten. Wer in der ursulanischen 
Literatur der letzten Jahrzehnte bewandert ist, sieht mit Erstaunen bei 
unserem Prediger die nämlichen Fragen bezüglich der Clematianischen 
Inschrift aufgeworfen und die nämlichen Lösungen dieser Fragen ge¬ 
geben, wie wir sie auch in den Werken unserer Tage lesen. 

Das gilt auch von der wichtigen Frage der Herkunft der hl. 
Jungfrauen, die der Redner mit c. 7 anschneidet: daraus, dass Cle¬ 
matius dem Zeugnisse der Inschrift gemäss aus dem Orient herge¬ 
kommen sei, ziehe man den Schluss, dass auch die hl. Jungfrauen von 
dort stammten. Abermals vermischt der Prediger Richtiges mit Un¬ 
richtigem. Die nachweisbar verbreitete Ansicht von der orientalischen 
Herkunft der hl. Jungfrauen 57 ) stützte sich auf die Worte der In¬ 
schrift .,virginum imminentium ex partibus orientis“, die man in dem 
Sinne „drohender Jungfrauen aus dem Ostreiche“ fasste. Freilich 
spielte dabei auch Clematius eine gewisse Rolle. Angesichts des Textes 
der Inschrift musste man nämlich die Frage aufwerfen: Welches Ver¬ 
hältnis bestand zwischen Clematius und den hl. Jungfrauen, das erstem 

Vgl. auch c. 6: quaecunque coactus in suo loco . . spoponderat. 

”) Sie ist sogar in die liturgischen Bücher übergegangen. Eine An¬ 
tiphon im ältesten ursulaniscben Offizium lautete: Quae (sc. virgines) divino 
nutu a partibus orientis exhihitae pro Xristi noinine hie fudere cruorem. Vgl. 
Kessel, Die hl. Ursula S. 155. 
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verpflichten konnte, sich der Grabstätte der letztem anzunekmenV Wer 
in Clematius einen Kölner und ursprünglichen Besitzer der Grabstätte 
sah, war mit der Beantwortung dieser Frage bald fertig: Clematius 
musste eben ein Verwandter oder ein Erbe dieser Jungfrauen sein. 
Wer aber in Clematius einen Orientalen erblickte, -wie es der Prediger 
tut, der musste ein anderes Verhältnis konstruieren, und da lag keines 
näher als das der gemeinsamen Heimat, das noch obendrein in den 
angeführten Worten der Inschrift eine treffliche Stütze zu finden schien. 
Aber nun erhob sich sofort die neue Frage: Welche Veranlassung 
hatten die hl. Jungfrauen, sich aus dem fernen Orient in unsere 
Gegenden zu begeben? Hier ist der Punkt, wo die Ciematianisehe In¬ 
schrift die Grundlage für die Forschung zu bieien aufhörte und sich 
der schweifenden Phantasie ein freies Feld der Betätigung eröffnete. 
Zwei Antworten — so erzählt uns der Prediger — gab inan auf die 
genannte Frage: die Jungfrauen sollten entweder in Begleitung und 
unter dem Schutze der thebäischen Legion oder auf einer Wall¬ 
fahrt (orandi causa) in unsere Gegenden gekommen sein. Die erste 
Antwort lag in Köln ausserordentlich nahe angesichts der Tatsache, 
dass es dort eine prachtvolle, berühmte Basilika orientalischer Hei¬ 
ligen, der thebäischen Märtyrer, gab 58 ), ehe noch der Kult der 
hl. Jungfrauen eine mehr als lokale Bedeutung gewonnen hatte. Wie 
natürlich erschien es da, die männliche und die weibliche Schar Kölner 
Heiligen, die beide aus dem Orient stammen sollten, beide als Blut¬ 
zeugen der Zeit der Christenverfolgungen angehört haben mussten, auch 
demselben Lande, der schon frühzeitig christianisierten Thebais, zuzu¬ 
weisen, die Jungfrauen, die sich beim Auszuge der Soldaten schutzlos 
fühlten, diese auf ihrem Marsche begleiten zu lassen und der heiligen 
Legion bald auch eine nach Tausenden zählende Schar hl. Jungfrauen 
gegenüberzustellen? Denn auch heute noch erblicke ich wie vor Jahren 
in der Zusammenstellung der ursulanischen Jungfrauen mit den Thebäern 
die Hauptveranlassung für das Anschwellen ihrer Zahl auf Tausende 59 ). 

5a ) Die Umgebung der Basilika der Thebäer, der heutigen Gereons¬ 
kirche, bildete die bevorzugte christliche Begräbnisstätte vom 4. Jahrb. bis 
in das Mittelalter hinein. Von der Pracht der Basilika berichtet Greg. Tur. 
In gloria martyrum c. 61 (ed. Kruscb, SS. R. Merov. I, 530); ihre Bedeutung 
geht daraus hervor, dass Theoderich II. hier 612 die Eidesleistung der Fran¬ 
ken entgegennahm (Lib. hist. Franc, c. 38, ebd. II, 303) und dass die Bischöfe 
Hildebert — seine Grabschrift bei Kraus, Christi. Inscbr. d. Rhein], II nr. 
552 S. 261 — und Hildebald (f 819) sie zu ihrer letzten Ruhestätte erwählten. 

w ) Vgl. Bonner Jahrb. 93 S. 137 ff. 
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Was die Wallfahrt angeht, so drückt sich der Prediger darüber nicht 
klar aus. Mir scheint, als habe man angenommen, die hl. Jungfrauen 
hätten sich nach dem Martyrium der Thebäer, ihrer Landsleute, auf 
eine Wallfahrt zu deren Gräbern in Agaunum, Bonn, Köln und Xanten 
begeben. 

Dem Prediger oder seinen Gewährsmännern konnte es nicht 
schwer fallen, diese Hirngespinste in ihrer Unhaltbarkeit darzutun. 
Mit Recht bebt er hervor, dass das Streben nach grösserer Ruhe 
und Sicherheit wie auch das Verlangen, eine höhere Stufe religiöser 
Vollkommenheit zu erreichen, die hl. Jungfrauen in ganz andere Gegen¬ 
den als die unserigen geführt haben würde, nämlich nach Palästina 
mit seinen Erinnerungen an das Leben und Leiden des Heilandes oder 
nach Rom, dem Haupte der ganzen Kirche 00 ). Der Redner denkt 
dabei offenbar an Wallfahrten nach dem hl. Lande und zu den Gräbern 
der Apostelfürsten, die, wie er hervorhebt, bis auf den heutigen Tag 
allgemein unternommen würden, da man mit Leuten aus allen mög¬ 
lichen Gegenden unseres Himmelsstrichs sprechen könne, die dorthin 
zögen oder von dort zurückkehrten. Ilgen meint, die Stelle spiele 
deutlich auf die Kreuzzüge an 61 ). Das ist schon deshalb unmöglich, 
weil sich die Fahrten, von denen die Rede ist, nicht bloss nach dem 
hl. Lande, sondern auch nach Rom richten. Auch das Verlangen 
nach der Marterkrone — so meint der Prediger weiter — konnte die 
hl. Jungfrauen schwerlich in unsere Gegenden führen; denn am Sitze 
des schlimmsten Christenverfolgers, des römischen Kaisers, wäre dieser 
ihr Herzenswunsch viel sicherer und schneller als in unsern Gegenden 
in Erfüllung gegangen. Wo sich der Prediger den Sitz des römischen 
Kaisers denkt, ob im Orient oder in Rom oder sonst wo, geht aus 
seinen Worten nicht hervor. 

Die Meinung, dass die hl. Jungfrauen aus dem Orient gekommen 
seien, konnte vor der Kritik unmöglich stand halten. Aber wenn sie 
auch aufgegeben wurde, so liess sie doch, wie man annehmen muss, 
im Bewusstsein des Volkes zwei unauslöschliche Spuren zurück: von 

®°) c. 7: Nulla vero ratione credibile videtur, quod oriens eas trans- 
miserit occidenti, cum et si religionem excellentiorem aut vitam quietiorem ap- 
peterent, illuc potius, ubi vel vestigiorum domini p&ssionisque et sepulturae 
eius insignia vel totius esset fastigium ecclesiae, tenderent. A. a. 0. S. 175 
deutet Ilgen die Worte: „vel totius esset fastigium ecclesiae“ trotz der dis¬ 
junktiven Satzform ebenfalls auf das hl. Land und übersetzt unrichtig: „und 
überhaupt der Ursitz der gesamten Kirche“. 

M ) A. a. 0. S. 176. 
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nun an stand es unverbrüchlich fest, dass die Kölner Wärterinnen in 
einer Schar von Tausenden aus weiter Ferne hergekommen seien. Nur 
unter dieser Voraussetzung konnte sich die britische Sage von der 
grossen Frauenwanderung, die uns freilich erst bei Galfrid von Monmouth 
in ausgebildeter Gestalt begegnet, mit der Kölner Überlieferung ver¬ 
binden und die Ansicht entstehen, die hl. Jungfrauen stammten aus 
Britannien. Zur Zeit der Abfassung des Sermo hatte diese bereits 
mehr Anhänger als die von ihrer orientalischen Herkunft; denn erstere 
konnte sich auf eine angebliche historische Überlieferung berufen, 
während letztere lediglich das Ergebnis von Kombinationen war 6 *). 
Daher war sie schon damals in Köln allgemein anerkannt 63 ), und sie 
hat unter vollständiger Verdrängung der ältern Ansicht für immer das 
Feld behauptet. 

Wir müssen dem Redner dankbar dafür sein, dass er uns so 
wertvolle Anhaltspunkte zur Beurteilung des Entwickelungsganges der 
Legende geboten hat. Sie setzen für letztem einen recht langen Zeit¬ 
raum voraus und führen schliesslich auf die Clematianische Inschrift 
als ihre erste und einzige Quelle zurück. 

Einen Beweis für die britische Herkunft der Jungfiauen findet 
der Redner in dem Umstand, dass sie von den Britannern und Kölnern 
übereinstimmend anerkannt und in dem dazwischen liegenden Gebiet 
„durch damit im besten Einklang stehende Anzeichen“ (convenientissi- 
mis signorum indiciis) bestätigt wird. Die letztgenannte Tatsache 
führt der Redner in folgenden schwer verständlichen Worten weiter 
aus: „apud quos — sc. medios Britannorum et Colonicnsium — ple- 
raque loca sanctis bis cernuntur honorata simul et illustrata reliquiis; 
nam et in Batavia, quam Rhenus bicornis circumfluendo insulam facit, 
sedem fundasse ibidemque aliquamdiu mansisse referuntur.“ Mit Sicher¬ 
heit geht aus dieser Stelle nur hervor, dass der Verfasser Reliquien 
der hl. Jungfrauen an zahlreichen Orten des Niederrheins und die 
Nachricht von ihrem zeitweiligen Aufenthalte in Batavien als die con- 
venientissima signorum indicia betrachtet. Aber inwiefern das Vor¬ 
handensein von Reliquien einen Beweis für die Richtung des Zuges der 

•*) Vgl. c. 9: Plures autem . . . rationis aequitate sagacissime histo- 
riaruin et temporum ducatu perspecta vigilantius rerum ordinem 
in tue nt es Britanniam insulam credunt huius deo notae inultitudinis gene- 
tricem . . . exstitisse. 

• 3 ) In qua sententia concordant procul dubio et hi, qui sanctum agmen 
mississe dicuntur et qui se suscepisse inagnopere gratulantur. 
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hl. .Jungfrauen von Britannien nacli Köln abgeben soll, wird uns eben¬ 
sowenig klar, wie wir eine Antwort auf die Frage erhalten, woher und 
unter welchen Umständen diese Reliquien in der Frübzeit des Mittel¬ 
alters, dem der Sermo sicher angehört, an jene Orte des Niederrheins 
gelangt sind. Die Worte „in Batavia . . . seddm fundasse ibidemque 
aliquamdiu mansisse referuntur“ habe ich zu Zeiten von der dauernden 
Niederlassung eines Teiles der hl. Jungfrauen in Batavien verstanden, 

die dort gestorben und begraben worden seien — daher die Reli¬ 

quien —, während die Hauptmasse nach einem Aufenthalt daselbst die 
Reise nach Köln angetreten habe 64 ); Ilgen denkt — freilich nur 
vorübergehend — an die Gründung eines Klosters zu den hl. Jung¬ 
frauen in Batavien durch diese selbst 65 ). I)a aber die letztgenannte 
Auffassung im Ernst nicht vertreten werden kann, und die erste eine 
Teilung der hl. Jungfrauen in eine kleinere Schar von solchen, die 
Zurückbleiben, und eine grössere von solchen, die weiter reisen, zur 

Voraussetzung hat, eine Teilung, von der sich im Text des Sermo 

keine Spur findet, so glaube ich nunmehr die Wendung sedem fundasse 
in dem abgeschwächten Sinne von consedisse auffassen und mit ibi¬ 
demque aliquamdiu mansisse zu einem Gedanken verbinden zu müssen. 
Der Aufenthalt der hl. Jungfrauen in Batavien, der auf diese Weise 
als alte Überlieferung festgestellt wird, ist ja auch mit örtlicher und 
zeitlicher Spezialisierung in die Legende übergegangen, die uns von 
ihrer eintägigen Rast im Marktflecken Tiel zu erzählen weiss 66 ). 
Gerne möchte man wissen, ob sich am Niederrbein und in der Betuwe 
noch heute etwas von Nachrichten oder Reliquien der hl. Jungfrauen 
aus dieser frühen Zeit nachweisen lässt; meine nach dieser Richtung 
angestellten Untersuchungen sind bisheran erfolglos gewesen. 

Wie der Verfasser des Sermo sodann im 10. Kap. die Auswan¬ 
derung der hl. Jungfrauen in den Rahmen der allgemeinen Geschichte 
einzufügen und zu begründen sucht, das habe ich früher hinreichend 
gezeigt 67 ). Es ist gar nicht abzusehen, wie Ilgen zwischen den in 
diesem und dem 1. Kap. angeführten Beweggründen der hl. Jungfrauen 
zur Preisgabe ihres Vaterlandes einen Gegensatz finden kann 68 ): in 

8 ‘) Bonner Jahrb. 89 S. 133 u. A. 1. Ilgens Vorwurf a. a. 0. S. 179, 
ich hätte „es bezeichnender Weise nicht für nötig befunden, von dein Worte 
sedem fundasse etc. eine annehmbare Erklärung zu geben“, ist somit un¬ 
gerechtfertigt, 

M ) S. das Zitat A. 04. — *•) Kcgnante Domino c. 11. 

«) Bonner Jahrb. 89 S. 123 A. 1-4; S. 127 f. 

“) A. a. 0. S. 178 u. A. 99. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, 1H- 23 
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beiden Fällen drängt es die Jungfrauen, möglichst bald mit ihrem 
himmlischen Bräutigam vereinigt zu werden. 

Unmittelbar vor dem panegyrischen Schlüsse der Predigt stehen 
noch zwei wichtige geschichtliche Bemerkungen. Der Redner kennt 
nur sehr wenige Namen der Jungfrauen, zweifelsohne die elf, die wir 
im Essener Kalendarium D 2 lesen 6tf ). Anführerin der ganzen Schar 
ist nach ihm Pinnosa, die bei den Britannern Winnosa heisst. In dem 
ähnlich lautenden Namen der Führerin liegt jedenfalls eine wichtige 
Veranlassung für die Verschmelzung der britischen mit der kölnischen 
Jungfrauenlegende. Sehr gut und lehrreich ist die Beobachtung Zutts 70 ), 
dass die Ähnlichkeit des lat. P mit der ins altenglische Alphabet auf¬ 
genommenen Rune wen \> auf die Identifizierung der beiden Namen 
eingewirkt hat. 

Welcher Zeit gehört der Sernio iti natali an? Ilgen hat recht, 
wenn er die von de Buck versuchte Art der Zeitbestimmung, der 
auch ich mich in einem Punkte irrtümlich angeschlossen babe 7, ), 
ablehnt ,2 ); trotzdem wird sich de Bucks Endergebnis im wesentlichen 
behaupten. Terminus post quem bleibt vor wie nach das Jahr 731, 
mit dem die im Sermo cap. 1 1 benutzte Kircbengeschiclite Englands 
von Beda abscliliesst: sodann ist das 8. Jahrhundert als Entstehungs- 
zeit durch die klassische Sprache ausgeschlossen, worauf mich I.tvison 
aufmerksam gemacht hat. Für die Bestimmung des Terminus ante 
quem möchte ich zwei neue Momente heranzieben. Erstlich stand zur 
Zeit der Abfassung des Sermo die bl. Ursula noch nicht an der Spitze 
der Jungfrauenscliar. Ein wichtiges Anzeichen für diese ihre bevor¬ 
zugte Stellung, die wahrscheinlich auf den Fund der Grabinschrift der 
kleinen Ursula zurückzuführen ist 7S ), liegt aber in der Voranstellung 
ihres Namens unter denen der bl. 11 Jungfrauen des 21, Oktober im 
Essener Kalendarium D 2, das nach Zillikens spätem Ansatz 71 ) dem 
letzten Drittel des 10. Jahrhunderts angehört, ln den dauernden, nie 
angetasteten Besitz dieses Vorrangs ist die hl. Ursula durch die Pas- 
siones Fuit tempore pervetusto und Regnante Domino gekommen, die 
die 11000-Zahl der Jungfrauen zur Voraussetzung haben, eine Normie¬ 
rung, die iin letzten Viertel des 9. Jahrhunderts schon in das Essener 

r,v ) libcr ihre Glaubwürdigkeit vgl. Bonner Jahrb. 93 S. 132 ff. 

™) A. a. 0. S. 19. 

Jl ) Bonner Jahrb. 89 S. 113. 

n ) A. a. 0. S. 182. 

5 \i Vgl. S. 337 A. 2 uegen Ende und Ilgen a. a. 0. S. 149 f. 

*') Honner Jahrb. 119 S. 30. 
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Kalendarium D l übergegangen ist 75 ), während sie im Serrno ebenso¬ 
wenig wie in dem 848 vollendeten Martyrologiam Wandalberts von 
Prüm ö ) zum Ausdruck gelangt. Ferner fällt, wie schon oben ausgefühl t 
wurde' 7 ), die Abfassung des Sermo in natali vor die Zeit, wo die 
Gebeine der hl. Pinnosa nach Essen übertragen wurden, was wahr¬ 
scheinlich um die Mitte des 10. Jahrhunderts geschehen ist 78 ). Somit 
gehört der Sermo spätestens der ersten Hälfte des 10., vielleicht noch 
dem 9. Jahrhundert an 

Die Richtigkeit meiner Ausführungen über den Sei mo findet ihre 
Bestätigung in dem Essener Messformular für das Fest der hl. Jung¬ 
frauen, das Ilgen in dankenswerter Weise /.um ersten Male veröffent¬ 
licht hat 7 ”). Es steht in einem Nachtrag zur Essener liturgischen 
Handschrift D 1 und ist um 1000 niedergeschrieben. Den Text gebe 
ich nacli Ilgen, wobei die von mir vorgenommenen Verbesserungen, 
auch der Interpunktion, durch Sperrdruck der bezüglichen Wörter 
kenntlich gemacht sind: 

Vigilia sanctarum virginum: Deus, qui nos beatarum virginum ac 
martirum tuaruin annua solleinpnitate laetifiras, concede propicius, ut, quarum 
natalicia prevenimus, per earum exempla ad te gradiamur. Per. Secreta: 
Suscipe, domine munera, quae in earum tibi sollempnitate deferinus, qna- 
rum nos conlidinnis patroeinio liberari. Per. Vere dignum: Aeterne 
Deus, qui, dum beatarum virginum merita gloriosa veneramur, auxilium 
nobis tuae propitiationis adquirimus nec desperamus de veniae largitate, 
quam pro eis, qui tibi placuere, deposcimus per Christum. Ad complendum: 
Repleti, domine, muneribus sacris, quaesumus, intercedentibus sanctis vir- 
ginibtis ac martyribus tuis in gratiarum tuarum seniper actione maneamus. Per. 

In nativitate sanctarum virginum: Deus, qui digne tibi sacratis vir- 
ginibus mirandi agonis roliur indidisti, quo per martyrii palmain ad superne 
contemplationis pertingerent gloriam, da, quaesumus, earum nos intercessioni- 
bus adiuvari, quas hodierna die transcenso mortis stadio in celestibus fecisti 
triumphare. Per. Secreta: Votiva, domine, dona mystici libaminis pro 
sanctarum virginum tuarum veneratione tue maiestati oblata nostra expurgent 
facinora et purificatos nos tanti mysterii exequcndi reddant acceptos. Per. 
Vere dignum: Aeterne Deus, qui de antiqui hosiis persecutione non solum 
per viros verum eciain per feminas voluisti triumphare. Quapropter sacre 
virgines, quarum hodie festa celebramus, de suae patriy natione extorres 
virile nise sunt certamen adire et persequentium superare tormentum. Pro 
quo centesimi fructus donum virgineis palmy tloribus adornatum et lampadum 
splendore vestitum eisdem unigeniti tui thalamum intrantibus conferre dig- 
natus es. Et ideo. Ad completum: Caelesti, domine, alimoniae refecti 

75 ) Ebd. S. 108 A. 1, — »•) Ebd. »3 S. 136. - ”) Vgl. S. 348. 

7S ) Zilliken in Bonner Jahrb. 119, 1910, S. 49 A. 2. 

7 “) A. a. 0. S. 152 f. 

23* 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



360 


Klinkenberg 


sacramento quaesumus, ut intercedentibus virginibus ac martiribus tuis, qu^ 
pro illarum celebramus glona, ad nostrae salutis proficiant incrementa. 

Historisch am gehaltvollsten ist von diesem Messformular die 
Prafation des Festtages. An der Erklärung, die Ilgen zu ihr gibt 80 ) T 
ist jedenfalls richtig, dass ihr Verfasser die hl. Jungfrauen ein Glaubens-, 
nicht ein Keuschheitsmartyrium bestehen lässt; im übrigen sind mir 
Ilgens Worte nicht klar geworden 81 ). Meines Erachtens liegen der 
Prafation folgende Gedanken zu gründe: Der r alt böse feind“ (anti- 
qtius hostis) bekämpft Gott in seinen Anhängern, die er von ihm ab¬ 
wendig zu machen sucht; er ist der Urheber der Christenverfolgungen. 
Aber Gott gibt den Christen, und zwar nicht nur Männern, sondern 
selbst schwachen Frauen, die Kraft, über den Teufel dadurch zu 
triumphieren, dass sie, wie diese hl. Jungfrauen es getan, die Heimat 
(de suae patriae natione extorres) 82 ) und selbst das Leben unter qual¬ 
vollen Martern heldenmütig für ihn preisgeben. Dieser Inhalt der 
Präfation deckt sich aber vollständig mit der „triplex perfectio“, die 
der Sermo (c. 3 und 4) als Gegenstand der wichtigsten feststehenden 
Kunde von dem Leben dieser Heiligen hervorhebt: der „virginitas“, 
der „peregrinatio pro testamenti domini verdate assumpta“ und dem 
„martyrium“. Auch die Belohnung der hl. Jungfrauen ist beiderseits 
gleichmässig dargestellt: die Präfation redet wie der Sermo (c. 2) von 
dem „eentesimus fructus“ der Jungfrauschaft und von dem Einzuge 
der hl. Jungfrauen zur Hochzeit mit ihrem himmlischen Bräutigam. 
Wir können nicht umhin, in der übereinstimmenden Auffassung der 
hl. Jungfrauen, wie sie sich in den beiden Stücken 83 ) findet, einen 
neuen Beweis für die Richtigkeit unseres chronologischen Ansatzes des 

80 ) A.a. 0. S. 153 f. 

81 ) A. a. 0 S. 154: „Wie es bei religiösen Verfolgungen naturgemäss 
ist, sind demnach die Jungfrauen wegen ihres Glaubens willen aus der 
Heimat verjagt worden. Von ihren ehemaligen Stammesgenossen, die sie 
offenbar zum heidnischen Glauben zurückführen wollten, gehetzt, haben sie 
versucht, im männlichen Kampfe sich die Freiheit des Christentums zu er¬ 
streiten. Da ihnen das nicht gelingen w r ollte, sind sie als Märtyrerinnen 
ihrer Überzeugung standhaft in den Tod gegangen.“ 

Das Wort braucht seiner Ableitung nach — von terra — nicht 
notwendig auf gewaltsame Auswanderung zu deuten; es passt ebenso zu 
der altern Auffassung von der orientaliscben wie zu der jungem von der 
britischen Herkunft der Jungfrauen. 

HS ) Dass in der Präfation die grosse Zahl der hl. Jungfrauen nicht 
erwähnt ist, verschlägt dabei nichts; das ganze Messformular enthält über 
ihre Zahl auch nicht die leiseste Andeutung. 
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Sermo zu erblicken. Aber noch mehr. Das oben abgedruckte Mess¬ 
formular findet sich auch in der ältesten liturgischen Handschrift von 
Essen 1)3, nur fehlt dort die Präfation des Festes 84 ). Da letztere 
ausserJem erst im Nachtrage von D1 vorkommt, so muss man den 
Schluss ziehen, dass sie das jüngste Stück der Liturgie darstellt, 
während die in D 3 enthaltenen Stücke als die bei oder kurz nach der 
Gründung des Klosters (858—863) von Köln nach Essen überbrachte 
Liturgie der hl. Jungfrauen zu betrachten sind. In diesen Stücken 
ist aber lediglich von der Jungfrauschaft und dem Martertod unserer 
Heiligen die Rede, den beiden einzigen Tatsachen ans dem Leben 
unserer Heiligen, die durch die C'lematianisehe Inschrift bezeugt sind. 
Wie ausgezeichnet stimmt das mit dem überein, was ich oben über 
den Entwicklungsgang der Legende aus dem Sermo ermittelt habe 8 ’ 1 )! 

Es ist zweifellos: Ilgens Versuch, das Ursulaproblem zu lösen, 
muss als misslungen bezeichnet werden. Aber anderseits hat sich auch 
bei der vorliegenden Untersuchung immer wieder von neuem die Rich¬ 
tigkeit der Forderung erwiesen, die Ilgen an die Spitze seiner Abhand¬ 
lung gesetzt hat, dass die vernachlässigte Überlieferung der ursulanisclien 
Quellenschriften schärfer ins Auge gefasst, oder besser gesagt, dass sie 
als zuverlässiges Fundament für alle weitern Untersuchungen zunächst 
einmal wissenschaftlich festgestellt werden müsse. Mit andern Worten: 
es tut uns ein auf kritischer Grundlage aufgebautes ursulanisches 
Quellen buch not. Ein solches müsste neben der Clematianischen 
und der Ursula-Inschrift die kritisch einwandfreien Texte des Sermo 
in natali (6 Handschriften des 11. —12./13. Jahrh.), der Passionen 
Fuit tempore pervetusto (5 Handschriften des 12. —17. Jahrh.) und 
Regnante Domino (zahllose Handschriften, von denen die des 11. und 
12. Jahrhunderts zu berücksichtigen wären), die Revelationen der 
Elisabeth von Schönau (10 Handschriften des 13.—15. Jahrh.) und 
des (Hermann) Joseph (7 Handschriften des 13.—15. Jahrh.) sowie 
der von den Schönauer Visionen abhängigen Legenden Legentibus 
passionem (3 Handschriften des 13.—15. Jahrh.) 86 ) und Undeeim milium 
virginum (2 Handschriftendes 14. Jahrh.) 87 ) enthalten. Ferner wären 
in die Sammlung aufzunehmen alle auf die hl. Jungfrauen bezüglichen 
Stellen und Abschnitte aus historischen und liturgischen Schriften: 
Martyrologien, Kalendarien, Litaneien und Offiziell. Die Erforschung 

84 ) Ilgen a. a. 0. S. 152 A. 30. - 8ft ; S. S. 353. 

M ) Vgl. Kessel a. a. O. S. 206 ff. 

M j Vgl. Kessel a. a. 0. S. 220 fl‘. Wohl zuerst in der Legenda aurea. 
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der letztem würde eine besondere Aufgabe für sich darstellen, da uns- 
einstweilen ausser den beiden Veröffentlichungen von Kessel 88 ) und 
Ilgen 89 ) nichts über sie bekannt ist. Als Quelle für die britische 
Ursulalegende wird nach den neuern Untersuchungen wohl kaum etwas 
anderes als Galfrid in Betracht kommen. 

Eine weitere, besonders wichtige Klasse ursulanischer Denkmäler 
bilden sodann die Berichte über Erhebungen und Übertragungen von 
Gebeinen ursulanischer Jungfrauen 90 ), an ihrer Spitze die wertvolle, 
aber bisheran nur aus einer sehr fehlerhaften Handschrift des 16. Jahr¬ 
hunderts bekannte Translatio trium virginum Coloniensium nach NVaulsort 
an der Maas**) und die Mitteilungen des Thiodericus Aedituus von 
Deutz über die grosse Erhebung ursulanischer Gebeine durch die Äbte 
Gerlaeh und Hartpern, die in der Originalhandschrift in Sigmaringen 
vorliegen. Den Schluss würden die poetischen Schöpfungen zu Ehren 
der hl. Jungfrauen bilden, wie der angeblich von Erzbischof Alphanus 
von Salerno (1058—1085) herrührende Ursula-Hymnus 9 *) und die 
poetischen Inschriften in der Ursula-Kirche, die Crombach und Gelenius 
mitteilen. Sind wir erst im Besitze dieses Quellenbuches, dessen 
Bearbeitung und Herausgabe, günstige äussere Umstände vorausgesetzt, 
ich mir vorgenommen habe, dann wird nicht nur vielseitiges neues l.icbt 
auf die Entwickelung der Legende fallen, sondern man wird auch weit 
vorurteilsloser als bisher an die prinzipiellste Frage des ganzen Ursula¬ 
problems herantreten, an die Frage nach der Echtheit der Clematianischen 
Inschrift. 

Gegenbemerkungen zum Ursulaproblem und zu den 
Kritiken der Fälschungen der Brüder Gelenius. 

Von Th. Ilgen. 

Die vorstehende Abhandlung von Klinkenberg versucht meine 
Darlegungen über die Ausbildung der Legende von den 11000 Jung¬ 
frauen und über die Zeit der Entstehung der sich mit ihr befassenden 
Schriften und Denkmale als irrig zu erweisen. Da Klinkenberg im 

H8 ) Sr. Ursula und ihre Gesellschaft S. 153 ff. — 8 ®) Siehe S.359 A. 79. 

w0 ) Vgl. besonders Crombach, S. Ursula vindieata, 1. VII. et VIII., 
p. 466—759; Act. S'vOct. IX p. 163 sq.; Kessel a. a. O. S. 225 —244. 

Bl ) Anal. Boll. XI p. 128 sq. 

9l ) Vgl. Levison, Westd. Zeitscbr. XXXI, S. 483. Über Alpha» vgl. 
jetzt auch G. Falco, Archivio della Societä Romana di storia patria XXXV, 
1912, S. 439 ft. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Ilgen, Gegenbemerkungen zum Ursulaprolilem. 


3(53 

grossen und ganzen die Auffassung rekapituliert, die er bereits in 
seinen Studien zur Geschichte der Kölner Märtyrerinnen (Bonner Jahr¬ 
buch Bd. 88, 89 u. 93) des Breiteren ausgeführt hat, und seine Beweis¬ 
begründung keine neuen Bahnen einschlügt, kann ich meine Gegen¬ 
bemerkungen dazu kurz fassen. Nach Klinkenberg soll der Sermo in 
natali ss. Virginum, den ich als wirkliche, vor den Damen des Stifts 
Essen gehaltene Predigt einem dortigen Kanoniker aus der Zeit des 
beginnenden 12. Jahrhunderts in den Mund gelegt hatte, vielmehr in 
Köln verfasst sein; seine Niederschrift wird in das 10 , vielleicht noch 
in das 9. Jahrhundert hinaufgerückt. Das Hauptargument hierfür ist. 
dass in der Predigt nicht die hl. Ursula an der Spitze der Jungfrauen¬ 
schar erscheint, sondern die hl. Pinnosa, die vor der Translation ihrer 
Gebeine nach Essen im Anfang des II. Jahrhunderts auch in Köln 
zeitweise als die Führerin der Märtyrerinnen gegolten habe. Dass für 
diese Annahme nicht die geringste literarische Anspielung geschweige 
denn ein Beleg vorhanden ist, habe icli in meiner Abhandlung (S. 183) 
schon mit allem Nachdruck betont. Sowohl in den Essener als auch in den 
Kölner Kalendarien des 9. und 10. Jahrhunderts werden unter den 
Namen der 11 heiligen Jungfrauen die von Martha und Saula an erster 
Stelle genannt (ebenda S. 149); in keinem derselben tritt die hl. Pinnosa 
besonders hervor. Die Ehre ward ihr erst zu teil, als ihre Reliquien 
nach Essen übergeführt worden waren. Darf man aber annehmen, 
dass das Stift zu den hl 1. Jungfrauen in Köln im 11. Jahrhundert auf 
den Besitz der Reliquien der hl. Pinnosa. wenn sie bisher für die vor¬ 
nehmste der Heiligenschar gehalten wäre, so ohne weiteres ganz ver¬ 
zichtet haben würde? 

Da der Verfasser des Sermo die Clematianische Inschrift gekannt 
hat, dient Klinkenberg dann die frühe zeitliche Ansetzung der Predigt 
dazu, die angebliche Authentizität des Steindokumentes aufs neue zu 
behaupten. Aber die Emphase allein, mit der Klinkenberg die fest¬ 
stehende Tatsache (!) verkündet: ^Die Clematianische Inschrift hat zu 
der Zeit, wo der Sermo in natali gehalten wurde, als Steinurkunde 
in der Basilika der hl. Jungfrauen in Köln bestanden“, dürfte für 
kritisch veranlagte Naturen kaum genügen, um die Zweifel zu besei¬ 
tigen, welche sich gegen die Echtheit sowohl wie gegen die frühe 

Entstehung der Inschrift erheben. 

♦ 

Ich gebe zu, dass einige meiner Ausführungen auf Grund der 
Gegenargumente von Klinkenberg einer Nachprüfung bedürfen. Klinken¬ 
bergs Auffassung beruht auf der Überzeugung, dass in den ältesten 
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legendarischen Aufzeichnungen doch noch Reste historischer Überliefe¬ 
rung über das Martyrium der hll. Jungfrauen vorlägen. Meine Studie 
gipfelte dagegen in dem Nachweis, dass eine Reihe von Zeugnissen sehr 
naclidrücklich dafür spricht, dass die Ausbildung der noch heute an¬ 
erkannten Legende von der Ursulaschar erst um 1100 in Köln neu 
stattgefunden hat. ln jener Zeit waren verschiedene, aber einander 
widersprechende Versionen über die Herkunft der Heiligen und damit 
naturgemäß auch über ihre Schicksale in Umlauf, die jedoch ebenfalls 
sämtlich auf frommer Dichtung beruhten. Ob der Sermo oder die Passio 
„Regnante Domino“ als deren ursprünglichster Niederschlag zu gelten 
hat, das ist m. E. aus dem Inhalt dieser Schriften nicht zu ersehliesseu. 
Die handschriftliche Überlieferung weist bei beiden Werken, was ihre 
Entstehung anbetrifft, auf die nämliche Zeit. Ein Jahrzehnt früher 
oder später kann dabei gar nicht ins Gewicht fallen, so dass Klinken¬ 
bergs Schlüsse, welche er aus dem Alter der Handschriften des Sermo 
und der Passio ziehen zu dürfen glaubt, das Ziel verfehlen. Wird 
ein sicherer Beleg dafür erbracht, dass der Sermo bereits im 9. oder 
auch erst im 10. Jahrhundert bestanden hat, so bleibt meine These 
fernerhin nicht zu halten. Einstweilen aber befindet sie sich auch 
gegenüber Klinkenbergs Einwendungen noch in ganz guter Stellung. 
Wie häutig bei den Altersscbätzungen der Handschriften fehlgegriffen 
wird, das habe icli an dem Beispiel des Brüsseler Manuskriptes Nr. 3191, 
das die Passio „Regnante Domino“ enthält, gezeigt. Man stelle die 
Handschriften über den Sermo und die Passionen vollständig zusammen 
und bestimme nach eingehender fachmännischer Untersuchung ihr Alter. 
Dann erst wird sich, wenn sich tatsächlich Niederschriften jener Werke 
ermitteln lassen, die einem früheren Jahrhundert angehören, für mich 
die Notwendigkeit ergeben, meine Darlegungen einer umfassenderen 
Überprüfung zu unterziehen. 

3 * * 

* 

Wenn ich bei dieser Gelegenheit noch kurz auf andere Bespre¬ 
chungen Bezug nehme, die meine Kritischen Beiträge und insonderheit 
der letzte gefunden haben, so geschieht das, um zunächst auf die unfrucht¬ 
bare Form einzelner dieser Kritiken aufmerksam zu machen. Dass 
ich als alter Archivar mit einiger Kenntnis von unserm Handwerk 
nicht von der Sucht befallen bin, überall Fälschungen zu wittern, 
dafür darf ich wohl meine sonstige wissenschaftliche Tätigkeit ins Feld 
führen. Der Wissenschaft wird doch aber wahrlich damit wenig gedient, 
dass man die Resultate meiner Untersuchungen, die lediglich die sicherere 
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Fundamentierung der älteren rheinischen Geschichte bezwecken, ohne 
weitere Begründung und ohne mit dem lokalen Quellenbestand näher 
vertraut zu sein, ablehnt. Das tut A. Hofmeister im Neuen Archiv 38, 
333—337 Nr. 46, nachdem er bereits in Band 34, 590 Nr. 407 
erklärt hatte, dass meine Bedenken gegen die Echtheit der Schwarz* 
rheindorfer Inschrift durch Clemens und Schrörs’ Gegenargumente 
hinfällig geworden seien. Glattweg werden jetzt die Fälschungen des 
Helias Mertz und des Ortwinus Gratius abgeleugnet, obwohl sie schon 
Franz Xav. Kraus zum teil als solche anerkannt hatte, freilich ohne 
zu ahnen, von wem sie herrührten. Für Aegidius Gelenius sucht 
Hofmeister eine Lanze zu brechen, indem er ein Beispiel beibringt, 
dass uns durch ihn eine alte Grabschrift überliefert wird, die im 
Original nicht mehr vorhanden, deren Text uns jedoch schon aus 
Niederschriften des 13. Jahrhunderts bezeugt ist. Als ob ich je be¬ 
hauptet hätte oder durch meine Beiträge die Belege dafür liefern 
wollte, dass alle Schriftdenkmäler in den Druckwerken oder Sammel¬ 
bänden der Gelenii, für die andere ältere Zeugnisse nicht vorliegen, 
von ihnen erfunden seien. Hofmeister arbeitet ja freilich nur nach 
berühmten Mustern. Auch Tangl will int Neuen Archiv 33, 253 Nr. 73 
meine Beweisführung, dass die Kanonisationsbulle für F.rzbischof 
Heribert von Köln durch Johannes Gelenius 1626 fabriziert sei. nur 
mit grossen Einschränkungen gelten lassen. An der Unechtheit der 
Bulle vermag zwar auch er nicht zu zweifeln. Den Versuch, meine 
mindestens starken Indiziertbeweise für die Täterschaft des Kölner 
Generalvikars — andere lassen sich nicht erbringen — zu entkräften, 
macht er aber gar nicht. 

Aus einem anderen Anlass unternimmt es Tangl, in der Frage 
der Untersuchung der Fälschungen von Quellenzeugnissen durch die 
Gebrüder Gelenius vorbauend einzugreifen. Von Tangl ist 1910 
in der zweiten Gesamtausgabe der Geschichtschreiber der deutschen 
Vorzeit die durch II. Bresslau im XIV. Band der Farragines Gelenii 
neuentdeckte und in Sonderausgabe 1902 veröffentlichte 'Vita Bennonis II 
episcopi Osnabrugensis auctore Nortberto abbate Iburgensi’ übersetzt. 
Die seiner Zeit von R. Wiluians in der Folioausgabe der Monumenta 
Germaniae Bd. XII herausgegebene Vita Bennonis, die eine erweiterte 
Fassung der in den Farragines zuerst und allein überlieferten Vita 
darstellt, hatte I'hilippi im 25. Band des Neuen Archivs für eine 
Fälschung erklärt, dabei aber den lebhaften Widerspruch Scheffer- 
Boichorst’s erfahren. Ohne sich des letzteren Argumente ganz zu eigen 
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zu machen, nehmen ßresslau und Tangl doch an, dass die von Philippr 
gegen die Echtheit der Vita vorgebrachten Gründe zumeist durch die 
ans Licht gekommene neue Form der alteren Redaktion derselben- 
beseitigt seien. Philippi hat sich dazu in der Öffentlichkeit noch nicht 
geaussert. Tangl aber zieht am Schluss der Vorrede der Übersetzung 
(S. XVIII) meine Kritischen Beiträge I—III an, in denen von mir 
gegen die Gebrüder Gelenius der Beweis augetreten ist, dass sie sich 
systematisch mit Quellenverbesserungen für die Geschichte des Nieder¬ 
rheins und der Nachbargegenden befasst haben. Da Tangl durch die 
Kritiken meiner Gegner die von mir gegen die Gelenii erhobenen Vor¬ 
würfe für erledigt hält, so sehe ich mich genötigt, liier auf meine Ent¬ 
gegnungen zu diesen Kritiken (diese Ztsclir. XXX 27 1 ff.) ausdrücklich 
aufmerksam zu machen. Tangl bemerkt zum Schluss: „Infolge der 
laut gewordenen Bedenken etwa auch an der Echtheit 
der neuen Vita B en n on i s zu zweifeln, wäre eine Unge¬ 
heuerlichkeit, die ich weit ab weise.“ Das heisst denn doch 
nichts anderes als den Autoritätsglauben als Richtschnur auch für die 
geschichtliche Forschung aufstellen wollen. Soweit ist es hoffentlich 
auf unserm Wissenschaftsgebiet noch nicht allgemein gekommen. Ich 
wenigstens lasse mich durch ein so unmotiviertes „Quos ego“ nicht 
abschreeken, meine Untersuchungen fortzusetzen. 

II. Schrörs hat sich auch mit meinem letzten kritischen Beitrag 
in eingehendster Weise beschäftigt, und zwar unter dem Titel: ,.Fäl¬ 
schungen der Brüder Gelenius und kein Ende.“ (N.Rhein. Arm. 95, 
1—(iü). Schon die Überschrift seiner Kritik klingt animos und die 
Tonart, die er anschlägt, verrät eine Gereiztheit, die ich mir nicht 
zu eigen machen möchte. Insbesondere ist mir die Art und Weise 
aufgefallen, in der er an von mir gebrauchten Ausdrücken herummäkelt. 
Damit dient man doch der Sache nicht. Ich würde unter diesen Um¬ 
ständen Schrörs vielleicht überhaupt nicht entgegnet oder aber meine 
Replik so lange zurückgestellt haben, bis ich die Untersuchungen über 
die weitere Fälschertätigkeit der Gebrüder Gelenius wieder aufnehmen 
kann, wenn nicht auch das kritische Verfahren von Schrörs zu starken 
methodischen Bedenken Anlass böte. Schrörs geht von juristischen 
Thesen aus, denen er selbst die urkundliche Überlieferung unterzuordnen 
geneigt ist. Ja, er scheut nicht davor zurück, gleichzeitigen Zeugnisse» 
den lediglich von ihm formulierten Leitsätzen zuliebe Gewalt anzutun. 
Das folgende Beispiel mag das näher erläutern. 
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In dein Streit um die Echtheit der Weiheinschrift der Kirche von 
Schwarzrheindorf aus dem Jahr 1151 sind die Angalten der Inschrift über 
die Dotierung der Kirche, die unserer urkundlichen Überlieferung wider¬ 
sprechen, schon oft Gegenstand der Erörterunggewesen. Bereits Ars. deXouö 
(Bonner Jb. 29/30 S. 188 f.) hatte darauf hingewiesen. Dann ver¬ 
suchte Aldenkirchen die Bedenken, die daraus regelt die Echtheit der 
Inschrift hergeleitet werden könnten, zu entkräften (Bonner Jb. 67, 92). 
Von mir ist das Argument wieder hervorgeholt worden (diese Zeitschr. 
30, 275), weil uns durch die Urkunde von 1173 (Laeomblet l'B. 1 
4 4f>) ausdrücklich überliefert wird, dass die von Erzbischof Arnold 
auf seinem Erbgut Rheindorf errichtete Kirche mit dem gesamten Erb¬ 
gut, das er an diesem Orte (also Rheindorf) besass. und mit allem, 
was zu diesem Orte gehörte 1 , durch ihn, und zwar unter Zustimmung 
seiner .Miterben, dotiert worden sei. Ich muss die betreffende Stelle 
der Urkunde von 1173 im Wortlaut hier einrücken, weil sie von 
Schrörs eine eigenartige Behandlung zur Stütze seiner früher aufge¬ 
stellten und jetzt aufrecht erhaltenen These erfahren hat. es wäre das 
juristisch ein Widersinn gewesen, Rheindorf hätte nicht genannt werden 
können, weil die Kirche auf der Burg erbaut gewesen sei, also ein 
Zubehör des Rheindorfer Gutes bildete. 

Die fragliche Stelle der Urkunde von 1173 lautet: 'Arnoldus 
. . . Coloniensis archiepiscopus ... ad honorem sui Creatoris Dei geni- 
trici intemerate Virgini beato quoque Clementi in patrimonio suo Rin- 
dorph suintu magno, ardenti Studio, cum summa devotione ecclesiam 
construxit, ut anime sue, anime quoque patris et matris, fratrum et 
»ororum omniumque propinquorum esset remedium, posteris quoque pie 
recordationis moninientum. Iluic autem ecclesie omne patri- 
monium, quod in predicto loco habebat quodque eidem loco 
pertinebat. cum pluribus aliis prediis legitime contulit, 
colieredibus videlicet omnibus assensuin prebenti bus et ob tarn 
salubre propositnm ipsi congratulantibus.’ Diese beiden Sätze 
folgen in der Urkunde unmittelbar aufeinander. Dass sie auch inhalt¬ 
lich zu einander gehören, dürfte für jede unbefangene Auslegung selbst¬ 
verständlich sein. In beiden Sätzen wird die Kirche in Rheindorf 
mit dem Titel „ecclesia“ ausgezeichnet und nichts deutet darauf hin, 
dass sich ihr Charakter verändert habe, indem ihr »las patiimonium 
Iiindorph übertragen wurde. Die Satze besagen vielmehr deutlich, 
dass Erzbischof Arnold der von ihm auf seinem Erbgut Rheindorf 
neu erbauten Kirche hei deren Errichtung eben dieses Erbgut und alles» 
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■was dazu gehörte, mit Zustimmung seiner Miterben geschenkt hat. 
Also der Sclirörs’sche „juristische Widersinn“ ist hier in der deutlichsten 
Weise ausgesprochen. Zndem ist es die Regel, dass Eigenkirchen mit 
dem Gute, auf dem sie erbaut waren, oder mit Teilen desselben aus¬ 
gestattet wurden. 

Schrörs (S. 41) will nun die „richtige und vor allem genaue 
Erklärung des in der Urkunde enthaltenen Berichtes“ liefern. 
Das tut er, indem er zunächst den oben abgedruckten ersten Satz bis 
monimantum im Wortlaut einsetzt. Daran knüpft er die Bemerkung: 
„Man beachte: in patrimonio suo d. h. auf seinem Erbgute, das ihm 
allein gebürt, nicht auch im Eigentum seiner Geschwister steht.“ Zur 
Bekräftigung seiner Deutung zieht er noch einen Satz aus einer Urkunde 
von 1176 an, der in seiner Unbestimmtheit dafür gar nichts besagt. 
Zum Zwecke der beabsichtigten ‘richtigen und vor allem genauen 
Erklärung’ hält er es dann für angemessen, den zweiten von mir 
gesperrt gedruckten Satz zunächst vollkommen auszuschalten, während 
es doch naturgemäss ist. dass die beiden Akte der Erbauung und der 
ersten Dotierung der Kirche im engsten Zusammenhang stehen, so wie 
es in der Urkunde von 1173 überliefert wird. Demgegenüber erklärt 
Schrörs (43) „Irgend eine Dotation war freilich zur Unterhaltung des 
Geistlichen und des Gottesdienstes notwendig; nur konnte sie nicht in 
dem Rheindorfer Gute bestehen. Was die ursprüngliche Ausstattung 
gebildet hat, ist nicht überliefert, wenn wir von der Inschrift ab- 
selien . . .“ Übersehen hat Schrörs den ausgelassenen Satz zwar nicht, 
aber er zitiert ihn nicht im Wortlaut und vor allem nicht im Zusam¬ 
menhang mit dem Satz der Urkunde über die Erbauung der Kirche 
überhaupt. Dafür rückt er ihn an die „richtige“ Stelle, indem er 
S. 44 schreibt: „Dein Stifter Arnold ist nach Fertigstellung und Weihung 
der Burgkapelle, die als solche ein ungewöhnlich grosser und prächtiger 
Bau war, der Gedanke gekommen, sie zu einer grösseren und selbst¬ 
ständigen Stiftung auszugestalten. Daher überträgt er ihr nunmehr 
nicht bloss sein Patrimonium in Rheindorf, sondern mit Zustimmung 
seiner Geschwister das ganze dort gelegene Eamiliengnt.“ 

Schrörs’ Unterlage für diese Ausdeutung sind ausschliesslich die 
beiden oben im Wortlaut angeführten Sätze. Die Berechtigung, diese 
in der angegebenen Weise auseinanderzureissen, liefert ihm allein die 
gefälschte Inschrift. Die Annahme aber, dass Erzbischof Arnold nicht 
schon bei der Erbauung der Kapelle, sondern erst später diese mit 
Rheindorf dotiert habe, ist eine vollständig willkürliche und unberech- 
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tigte, wie denn auch die Scheidung zwischen dem eigenen Patrimonium 
Erzbischof Arnolds und dem Familiengut, die Schrörs vornimmt, in 
Ausdrücken der Urkunde nicht den geringsten Stützpunkt findet. Im 
ersten Satz lautet die Wendung: in patrimonio suo, im zweiten: omne 
patrimonium, quod in predicto loco habebat; beide Male ist Erzbischof 
Arnold Subjekt. Trotzdem behauptet Schrörs S. 43, die Dotation der 
Kapelle hätte nicht im Rheindorfer Gut bestehen können, weil sie (s. 
S. 42) eine Hauskapelle gewesen sei. Eine Hauskapelle könne nicht 
mit dem Herrenhof, dessen Pertinenz sie sei, dotiert werden. Dass 
das trotz Schrörs’ gegenteiliger Behauptung möglich war, beweist eben 
die Urkunde von 1173, wie ich schon hervorgehoben hatte, aufs 
schlagendste. Und woher weiss Schrörs, dass Erzbischof Arnold der 
Gedanke gekommen sei, .,die Burgkapelle zu einer selbständigen 
Stiftung auszugestalten? In der Urkunde von 1176 (Lacomblet, UB. 
I, 460) steht ausdrücklich, dass sein Bruder Burckhard erst nach 
Arnolds Tode dazu geschritten sei: ‘Post cuius (Arnoldi) mortem frater 
eins domnus Burchardus consensu uxoris sue omniumque sororum 
suarum eundem locura (Rindorp) Deo delegavit.’ Also erst jetzt 
begibt sich die Familie ihres Eigentumsrechtes an der Kirche mitsamt 
dem dieser zugewiesenen Erbgute der Familie Wied in Rheindorf. 

Dies Verfahren Schrörs’nach dem Rezept, das Joh. Janssen zuerst 
mit so grosser Virtuosität angewendet hat, ein einheitliches schriftliches 
Zeugnis zu zerschneiden und die eine Hälfte zunächst unter den Tisch 
fallen zu lassen, um sie dann nachher an anderer Stelle unvermerkt 
wieder hervorzuholen und durch willkürliche Auslegung in einen ganz 
anderen Zusammenhang zu rücken, bedarf keines weiteren Kommentars. 
Nur auf diesem Wege wird es Schrörs möglich, die falsche Behauptung 
zu wiederholen, die von Erzbischof Arnold erbaute Burgkapelle in Rhein¬ 
dorf hätte nicht mit Rheindorf dotiert werden können. Sie ist 1151 
nicht ursprünglich mit Rülsdorf dotiert gewesen, wie uns die gefälschte 
Inschrift glauben machen will; denn dieses Gut ist zufolge einer 
Urkunde König Friedrichs I. von 1156 (Lacomblet, UB. I, 38‘J) zu 
dem Wiedschen Patrimonium, das die erste Ausstattung der neuerbauten 
Kirche in Rheindorf bildete, später durch Erzbischof Arnold hinzu 
erworben worden. Die Versuche Schrörs’ (S. 44 Anm. l), die Appendicia 
der curtis Rulisdorph auszumitteln, scheitern ebenfalls an dem einfachen 
Wortlaut der betreffenden Urkundenstelle. Doch ist dieser Punkt von 
so untergeordneter Bedeutung, dass von einer näheren Erörterung hier 
abgesehen werden kann. 
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Notorisch falsche Angaben drücken einer Urkunde den Stempel 
der Unechtheit auf; eine Inschrift ist aber doch auch ein urkund¬ 
liches Dokument. 

Zufolge der Inschrift, die die Erbauung der Burg in Kempen 
verewigen soll, müsste deren Errichtung in die Jahre 1396— 1404 
fallen. Die dem Erzstift Köln gehörige Burg befand sieb aber in den 
Jahren (1392) 1396 —1404 im Pfandbesitz des Grafen Dietrich von 
Mors. Dass gerade während dieser Zeit der damalige Erzbischof von 
Köln, Friedrich von Sarwerden. den Neubau der Burg Kempen ans¬ 
geführt haben soll, war und ist mir auch heute noch durchaus unwahr¬ 
scheinlich. Deshalb hatte ich auch diesen Punkt als Argument, das 
gegen die Echtheit der Inschrift spricht, geltend gemacht. Gegen 
meine Begründung, dass durch die Verpfändung die Burg mit allen 
Hechten und Nutzungen in den Besitz des Mörser Grafen übergegangen 
war und dass Neubauten an der Burg Kempen auf Befehl des Pfand¬ 
inhabers und nicht des Pfandsetzers hätten geschehen müssen, wendet 
sich Schrörs 8. 57. Den Zusatz, den ich meinen Bemerkungen (diese 
Zeitschr XXX, 278) angefügt hatte: „Im anderen Falle wären im 
Pfandvertrag deswegen genauere Bestimmungen getroffen worden,lässt 
er dabei unberücksichtigt. Schrörs meint, „der einfache Menschen¬ 
verstand“ genüge, um die Unhaltbarkeit meiner llechtsauffassung ein¬ 
zusehen. Ich kann nichts dazu, dass es wiederum ein Erzbischof von 
Köln ist, der diesmal gegen die von Schrörs aufgestellten Regeln des 
einfachen Menschenverstandes gesündigt hat, wie der folgende Fall lehrt. 

Im Jahre 1443 hatten Erzbischof Dietrich von Köln und Herzog 
Gerhard von Jülich-Berg das Schloss Broich bei Mülheim a. d. Ruhr 
zurückerobert, das ein offenes Haus und Lehen des Landes Berg war. 
Laut Vertrag vom 16. Januar 1444 (StA. Düsseldorf Msc. A 95a fol. 
72; das Stück liegt hier in neuerer Übertragung vor) nahmen es der 
Erzbischof und der Herzog in gemeinsamen Besitz. Dass der kölnische 
Anteil als Pfandbesitz gewertet wurde, geht daraus hervor, dass sich 
Herzog Gerhard gegen eine Summe von 3000 H. die Wiederlöse vor- 
behielt. In dem genannten Vertrag erklärt nun Herzog Gerhard: 
„Auch weil dem vorgedachten unserm liern (dem Erzbischof Dietrich 
von Köln) . . . und uns wohl nötig ist. das schloss Broich zu bauen 
und zu befestigen, damit wir beide das behalten mögen, darum sind 
wir mit unserm . . . liern . . . eins geworden, dass er uns beiden zum 
besten . . . an Broich verbauen soll 6000 Rhein. H. . . . nämlich das 
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schloss innen und aussen zu bauen an allen enden wo es i.ot ist, die 
graben um das schloss zu fordern“. Erfolgt die Wiederlöse, so hat 
4er Pfandsetzer die Baukosten, die vom Erzbischof oder dessen Nach¬ 
folgern durch Quittungen belegt werden können, wieder zu erstatten. 

Schrörs behauptet auch (S. 57): „Das versetzte Immobil geht nicht 
mit allen Hechten, sondern nur mit den Nutzungen an den Pfand¬ 
nehmer über.“ Auch an diesen Satz von Schrörs hat sich Erzbischof 
Friedrich von Saarwerden, der angebliche Erbauer der Burg Kempen, 
nicht gebunden erachtet, denn er verpfändet 1392 Mai 2 (Or. StA. 
Düsseldorf, Urk. Kleve-Mark) das ganze Land und Amt Aspel und 
Rees ,.mit mannen, mit burghmannen, mit landen, mit luden, mit 
geriehten, mit hierlicheiden, mit renten, mit reichten ind mit 
allen yren reichten zubehueren“ an den Grafen Adolf von Kleve. In 
dem betreffenden Vertrag wird freilich noch stipuliert, dass der Pfand¬ 
inhaber und seine Nachkommen „gheynen burgkliehen bouw bynnen 
der vurscr. stat zu Heys ind ampte van Aspel nyet begryffen noch 
machen, noch des oucli nyemanne gestaiden zu begryffen of zu machen.“ 
Doch diese Klausel betrifft das landesherrliche Vorrecht, allein die 
Erlaubnis zur Anlage neuer Burgen erteilen zu können. Wegen des 
Schlosses Aspel geht aber Graf Adolf von Kleve die Verpflichtung ein, 
dass er es .,mit synen zubehueren buwelich hailden“ will. Hier war 
also zur Zeit kein grösserer Neubau erforderlich. Ferner begibt sich 
Herzog Gerhard von Jülich-Berg in der schon angeführten Urkunde 
von 1444 Januar IG, durch die auch das Kirchspiel Mülheim a. d. 
Ruhr an Erzbischof Dietrich von Köln verpfändet ward, der Rechte 
daran mit dem Zusatz, dass der Pfandinhaber das Objekt ,.besitzen, 
gemessen und gebrauchen solle gleich wie andere seine eignen Güter 
und Länder“. 

Ich habe zuviel gesagt, wenn ich den Ausdruck ..alle Rechte“ 
gebraucht habe, aber ebensowenig ist richtig, dass nur die Nutzungen 
dem Pfandinhaber überlassen worden wären. Auch die Eigentumsrechte 
konnten sehr starke Einschränkungen erfahren. Inwieweit dies geschah, 
hing eben durchaus, wie ich schon früher hervorgehoben habe (diese 
Ztschr. 30, 279), vom einzelnen Pfandvertrag ab. 

Worauf es aber im Kempener Falle nur ankommt, ist doch der 
Punkt, dass in den Pfandschaftsbriefen von 1392 —1404 eines Neu¬ 
baus an der Burg nicht gedacht wird. Wäre ein solcher in jener 
Zeit nötig gewesen — und über die Notwendigkeit hierzu hätte man 
sich sicherlich schon bei Beginn der Pfandschaft 1392 schlüssig werden 
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können — dann würden auch wegen der Ausführung des Neubaus in 
den Urkunden über die Pfandschaft nähere Bestimmungen getroffen sein. 

Das klösterliche Leben im Kloster S. Maximin in Köln ist durch 
den Einsiedel Waldeverus eingeleitet worden. Das überliefert uns 
Caesarius von Heisterbach (Dial. inirac. bei Strange II, 293) der sich 
der Persönlichkeit noch erinnerte. Waldeverus hatte sich in oder bei 
S. Maximin seine Klause errichtet und diente Gott mit Messelesen in 
der Kirche. Ihm schloss sich seine frühere Konkubine an, die ebenso 
wie Waldeverus dem irdischen Leben entsagt hatte und bussfertig ge¬ 
worden war. Sie hatte Klosterhabit angelegt und sorgte für den Unter¬ 
halt des Waldeverus. Dieser scheint ein angesehener Kölner gewesen 
zu sein, da sein Bruder Franko Küster in dem Stift zum h. Kunibert war. 

Obwohl Aeg. Gelenius (De admir. magnitudine Coloniae S. 546) 
die Nachricht des Caesarius gekannt hat, nimmt er von dieser Über¬ 
lieferung keine Notiz, sondern berichtet, dass S. Maximin vom Ursula¬ 
stift aus, in dessen ,,jus et rem“ es vorzeiten übergegangen, gegründet 
sei (e cuius collegio in hunc locum . . . libere dimissae sunt pauperes 
aliquot sorores). Er beruft sich dabei auf das Diplom von 1188, ohne 
jedoch in dem Druckwerk dessen Inhalt näher anzugeben; nur die 
Zeugen führt er vollständig auf und gibt bei einzelnen Persönlichkeiten 
Belege dafür, dass sie sich auch an anderen Stellen erwähnt finden. 
Im Wortlaut ist das Diplom, von Aeg. Gelenius 7 eigener Hand geschrie¬ 
ben. zuerst in den sogenannten Farragines 24, 23 überliefert. Eine 
neuere Abschrift enthält auch die Alftersche Sammlung (XI, 75) im 
Historischen Archiv in Köln. 

Es ist richtig, dass man, wie Schrörs (S. 11 ff.) hervorhebt, die 
Urkunde nicht einfach als Gründungsurkunde bezeichnen kann — ich 
habe es auch nur nach dem Vorgang des Aeg. Gelenius getan —, die 
Kirche von S. Maximin nebst dem ihr zugehörigen Grund und Boden 
wird nur aus dem Verhältnis, in dem sie bisher zum Ursulastift ge¬ 
standen haben soll, gelöst. Das geschieht durch Abtissin und Konvent 
des letzteren. Die Frauenklöster lassen im 12. Jahrhundert noch 
regelmässig ihre Güterübertragungsurkunden von den Ordinarien, den 
Bischöfen, ausstellen; um so mehr wäre das bei einem Dokument, das 
eine Selbständigmachung einer Kirche bezeugte, zu erwarten. Nach 
von Scherer (Handbuch des Kirchenrechts 2, 779) standen die Frauen¬ 
klöster von Anfang an unter der besonderen Obsorge und Leitung der 
Bischöfe. Wer anders sollte denn «lie Garantie für das Heimfallsrecht 
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des ,,locus“ S. Maximin übernehmen, das sich die Kirche zu den 
lill. Jungfrauen angeblich vorhelialten batte, wenn es nicht der Bischof 
tat, um so mehr als S. Maximin einem andern Orden beitrat V Wie 
ist mit diesen Nachrichten die folgende Erklärung Erzbischof Adolfs 
von Köln aus dem Jahr 1201 (NRhein. Ann. (io, 229) zu vereinen: 
„Ecclesia b. Maximini, cum ex devot io ne bonorum hominum in 
constructione aliquantulum accepisset incrementum et qui- 
busdam bonusculis dotata esset, data est sanetiwonialibus?“ Also 
die Kirche war damals erst ausgebaut durch Gaben gutherziger Men¬ 
schen und von ihnen dotiert; kein Wort hört man davon, dass das 
Ursulastift sie hergegeben und mit Höfezinsen ausgestattet habe. Als 
derselbe Erzbischof in der nämlichen Urkunde ‘ecclesiani (b. Maxi¬ 
mini) et universa ad eam pertinentia’ in seinen besonderen Schutz 
nimmt, erwähnt er mit keiner Silbe, dass das Stift zu den hll. Jung¬ 
frauen ein Retraktrecht daran habe, wie in dem Diplom von 1188 
stellt. Erzbischof Adolf gestattet auch, dass S. Maximin allgemeine 
Begräbnisstätte werde, während die Kirche doch 1188 von der Äbtissin 
Clementia des Ursulastifts als eine Fundstätte von Reliquien in Aus¬ 
sicht genommen sein soll. Wie Schrörs an dieser Schwierigkeit vor¬ 
beizukommen sucht, offenbart folgender sinnreiche Satz (S. 17): ..Viel¬ 
mehr sei nur darauf hingewiesen, dass die Anlegung von einzelnen 
Gräbern in der Kirche doch nicht gleichbedeutend ist mit systematisch 
angestellten Nachgrabungen zur Erhebung von Reliquien.“ Das Beispiel 
von S. Ursula aber lehrt uns, dass man selbst im Mittelalter so vor¬ 
sichtig war, einen Platz, der im Rufe stand, Märtyrerstätte gewesen 
zu sein, von der Benutzung als Beerdigungsstelle auszuschliessen. 

Hinsichtlich der Auslegung, die Schrörs (8. 14 ff.) zu der Stelle 
über die 'curtes’ liefert, gebe ich zu, dass sie so verständlich wird. 
Dass jedoch diese Höfe nicht mit Namen näher bezeichnet werden, 
bleibt auffällig. Das Vorheuerrecht — Beispiele dafür liefern uns die 
veröffentlichten Kölner Schreinskarten in grösserer Zahl — muss als 
Anerkenntnis für das Obereigentumsrecht an dem betreffenden Gute 
eingeschätzt werden, das auch veräusserlich war. Aus der Stelle ist 
aber dann der Schluss zu ziehen, dass dieses Obereigentum dem Pfarrer 
von S. Marien auf dem Walle zugestanden habe. Im Archiv von 
S. Maximin sind aus der Zeit bis 1600 an die 300 Urkunden er¬ 
halten, die sich mit den Güterverliältnissen des Klosters befassen: in 
keiner geschieht eines Anrechtes des genannten Pfarrers an irgend 
welchen Besitzungen desselben Erwähnung. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII, III. 24 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



374 


Ilgen. 


Dass der Ausdruck: 'pauperes sorores, <piae ad locum eundeiu 
descenderunt’ vieldeutig ist. gebe ich zu. Aber das ,,descendere‘ L 
setzt doch voraus, dass die Schwestern einmal an einer höheren Stelle 
gestanden haben — in der Urkunde von 1196 (Nilhein. Ann. 65, 
222) heisst es: 'sororum, que se eollegerunt in ecclesia b. Maxi- 
mini . . ad serviendura Deo’ — und das zu erhärten. darauf kam es 
Aeg. Gelen ins an. 

Mit den falschen Angaben des Aeg. Gelenius über die Besiege¬ 
lung der Urkunde findet sich Schrörs (S. 19) sehr leicht ab. Es 
handelt sich nicht darum, dass die Beschreibung bloss „ungenau” wäre. 
Die Urkunde soll ..sigillo ecclesiae 1 ' besiegelt gewesen sein. Damit 
kann nur das Konventssiegel gemeint sein, von dem ein Exemplar aus 
dem Ende des 12. Jahrhunderts (s. diese Ztschr. 30, 151) erhalten ist. 
Die Beschreibung jedoch, die Aeg. Gelenius gibt, kann sich höchstens 
auf ein Siegel einer der späteren Äbtissinnen des Stiftes beziehen. 

Es ist ein eigenartiges Verhängnis, dass die Originale solcher 
zweifelhaften Stücke gewöhnlich verloren gegangen sind, und dass sie 
auch in den Archiven, aus denen sie der Provenienz nach stammen 
müssten, gar keine Spur zurückgelassen haben. 

Auf die Fälschungen, die sich an die Persönlichkeit der Königin 
Richeza anschliessen. werde ich in dem nächsten kritischen Beitrag 
eingehen. Schon jetzt möchte ich Schrörs (S. 30) zugeben, dass es 
ein Irrtum von mir gewesen ist, wenn ich angenommen habe, dass die 
Notiz in den Actus Brunwilarensis monasterii MG. SS. 14. 134 'ad con- 
sortium suarum Sarae Setforae atque sanctae Elisabeth honoritieare 
contubernio’ auf Elisabeth, die Eandgräfin von Thüringen, bezogen 
werden könne. Das Versehen ist dadurch entstanden, dass ich der 
Meinung war, der Titel 'sancta’ könne der Mutter Johannes des Täufers 
nicht beigelegt werden. Durch den Wegfall dieses Argumentes wird 
aber meine Auffassung, dass die Fundatio Brunwilarensis oder die 
Vita Ezonis, wie das Werk auch genannt wird, eine Fälschung sei, 
keineswegs erschüttert; den Beweis dafür hoffe ich in Kürze erbringen 
zu können. 
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Kleine Beiträge. 

Die fränkisch-alamannische Grenze im 5. Jahrhundert 

Von Ludwig Schmidt. 

In seinem Aufsatz: Kranken und Alamannen in den Rheiolanden bis 
zum J. 496, Bonner Jahrbücher 122 (1912) S. 170 ff. bespricht Ludw. Wirtz 
das Verzeichnis der zu Alamannien gehörenden Städte heim Ravennatischen 
Geographen (p. 231—233 der Ausgabe von Pinder und l’arthey.) Dieser, 
bezw. seine Vorlage, der Gote Aitanarid, hat hierzu offenbar eine römische 
Strassenkarte benutzt. Wir erkennen zunächst den auch anderweit er¬ 
mittelten Strassenzug Worms (Gormetia) - Altrip (Altripa) - Speier (Sphira) 
- Pfortz (Porza) - Strassburg (Stratisburgo) - Ehl (Alaia) - Grussenheim, der 
von dieser Station teils über Breisach (Brezecha) - Heiteren - Banzenheim 
(Stabulis des Itin Anton.), teils über Jebsheim - Horburg (Chorust) - Illzach 
(Frincina; Vruneis oder Virincis des Itin. Ant.) nach Kembs (Cambete des 
Itin. Ant. und der Tab. Peilt.), Basel (Bazela) und (Basel-) Augst (Augusta) 
führte. Weiter sind ersichtlich die von Augst ausgehenden Strassen über 
Windisch nach Zürich (Ziurichi) usw. und über Kaisten (Caistena) - Zurzach 
(Wrzacha) nach Konstanz (Constantia), Aibon (Arbor felix) und Bregenz 
(Bracantia) *). 

Der Geograph geht dann auf die rechte Rheinseite über mit den 
Worten: Item ad aliam partem sunt civitates, id est Augusta nova, Rizinis, 
Turigoberga, Ascis, Ascapha, Uburzis, Solist. Bekanntlich ist die Deutung 
dieser Ortsnamen sehr umstritten. Wirtz erklärt Augusta nova für Augsburg, 
Rizinis für Reisenburg bei Günzhurg, Turigo und Berga für Thauringen im 
Oberamt Tettnang und Bergen bei Frankfurt, Ascis lür Eschersheim bei 
Frankfurt, Ascapha für Aschaffenburg, Uburzis für Würzburg, Solist für 
Salzburg bei Neustadt an der fränkischen Saale. Diese Bestimmungen stossen 
aber auf grosse Schwierigkeiten, die sich schon äusserlich daraus ergeben, 
dass die genannten Orte zu weit auseinander, auch zum Teil in mehrfach 
wechselnder Richtung und nicht an bekannten römischen Strassenzügen 
liegen. Wirtz nimmt als selbstverständlich an, dass unter Augusta nova die 
Stadt Augsburg verstanden werden müsse, die als alamaunische Neugründung 
neben oder auf der alten Römerstadt den Beinamen nova führe. Aber diese 
Ermittelung ist keineswegs zwingend. Augusta nova steht vielmehr im 
Gegensatz zu der vorher genannten Station Augusta (Basel—Augst) und be¬ 
zeichnet Kaiser - Augst, das unter Diokletian als Festung an die Stelle der 
alten verfallenen Augusta Rauracorum trat. Alamannische Ansiedlungen sind 
hier sowohl auf der badischen wie auf der schweizerischen Rheinseite nach¬ 
gewiesen*). Hier befand sich eine Brücke über den Strom, die die schwei¬ 
zerischen Wege mit der grossen, den Rhein am rechten Ufer begleitenden 

*) Vgl. hierzu Zangemeister im Corpus inscr. Lat. XIII S. 57 ff., Burck- 
hardt-Biedermann, Westd. Ztschr. XXV (1906) Taf. 2, Schumacher, Kata¬ 
loge des röm.-germ. Centralmuseums Nr. 5 (Mainz 1913) S. 191. 

*) Vgl. E. Wagner, Westd. Ztschr. IX (1890) S. 140 ff. Schumacher 
S. 136 Nr. 222. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



876 


Kleine Beitrage. 


von Frankfurt über Offenbnrg laufenden Strasse verband und teils ostwärts 
in der Richtung auf Singen, teils nordwärts über Schleithein) (Juliomagus) - 
Hüfingen (Brigobanne) nach Rottweil (Aris Flaviis) und von da entweder nach 
Sulz oder nach Rottenburg (Sumelocenna) führte. Man wird also die frag¬ 
lichen Orte an diesen Routen zu suchen haben. Solist dürfte dann = Sulz, 
wo ein römisches Kastell gestanden bat, Ascis verschrieben für Aris (Flaviis), 
oder = Eschach (urkundlich 1094 villa Ascaha) sein. Solist wird verdorben 
sein aus Solicinium (Ammian 27 , 10, 8), welcher Ort gewöhnlich, aber ohne 
Grund mit Sumelocenna identifiziert wird. Eine Deutung der übrigen Orts¬ 
namen vermag ich vorläufig nicht zu geben. Jedenfalls ist aber das Zeugnis 
des Geographen für die Behauptung, dass das alamannische Gebiet bis 496 
an den Main und darüber hinaus reichte, nicht beweiskräftig. 

In meiner Allgemeinen Geschichte der germanischen Völker (München 
1909) S. 196 hatte ich ausgeführt, dass die Alamannen gegen Ende des 
4. Jahrhunderts das Gebiet nördlich vom Main an die Franken, das Land 
zwischen unterem Main und Neckar an die Burgunder verloren und auch 
nach dem 1 bertritte der letzteren auf das linke Rheinufer nicht wieder 
besetzt haben. AVirtz S. 211 meint dagegen, die Burgunder seien erst im 
Jahre 406 im Gefolge der Wandalen, Alanen und Sweben an den Rhein 
vorgerückt, ihr Gebiet hätten nach der Niederlage, die ihnen Actins bei- 
gebracht (436), die Alamannen wieder eingenommen. Er lässt aber die gut 
bezeugte Tatsache ausser Acht, dass uns noch später ostrheinische Burgunder 
bis in den Odenwald begegnen, die als ein freies Volk, nicht als Unter tauen 
der Alamannen auftreten. Es ist nur richtig, dass die Alamannen, wie sich 
aus dem Ravennaten ergibt, nach 436 das Stadtgebiet von Worms auf dem 
linken Rheinufer besetzt haben. Dass die Alamannen zu Beginn des 5. Jahr¬ 
hunderts nicht mehr im Maingebiet herrschten, dürfte sich daraus ergeben, 
dass sie dem Zuge der Wandalen, Alanen und Sweben kein Hindernis be¬ 
reiteten, obwohl es doch in ihrem Interesse lag, diese Völker von Gallien 
fernzuhalten, wie ja auch ihre langjährige Feindschaft gegen die Burgunder 
in der Absperrung der letzteren von den lockenden Gefilden Frankreichs 
begründet war. Wirtz folgert aus dem etwas verspäteten Angriff der Franken 
auf die Wandalen, dass jene damals ziemlich entfernt, nördlich der Lahn, 
nicht wie ich annehme, im Maintale wohnten. Aber auch dieses Argument 
scheint mir nicht stichhaltig, da die Franken doch erst eine grössere Truppen- 
macht zusammenziehen mussten, um den Wandalen entgegentreten zu können. 
Einzelne alamannische Scharen mögen unter fränkischer Herrschaft r.ördlüh 
vom Main zurückgeblieben sein, und von diesen wird dann der germanische 
Friedhof hei Wiesbaden herrühren, der sich von dem benachbarten fränki¬ 
schen unterscheidet und der angeblich — eine Bestätigung der Richtigkeit 
der Zeitbestimmung ist noch abzuwarten — dern 5. Jahrhundei t angehört*). 

3 ) Wirtz im ROm.-germ. Korr.-Bl. 1913 S. 78. 
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Recension. 

Konrad Beyerle, Die Urkundenfälschungen des Kölner 
Burggrafen Heinrich von Arberg. Heidelberg, Carl Winter, 
1013. (Deutschrechtliche Beiträge IX, 4; zugleich in der Fest¬ 
schrift der Göttinger Juristenfakultät für Ferdinand Frensdorff). 
— Angezeigt von Dr. Luise v. Winterfeld in Köln. 

In dem Titel hat der Verfasser die überraschenden Ergebnisse seiner 
Untersuchungen über den kölnischen Burggrafenschied und die Vogturkunde 
von angeblich 11(59 kurz zusammengefasst. Auf Grund einer sorgfältigen 
Auseinandersetzung mit der bisherigen Forschung, einer weitgehenden Ana¬ 
lyse der beiden Urkunden und ihres gegenseitigen Verhältnisses, einer 
minutiösen Prüfung der burggräHichen Ansprüche sowie des historischen 
Rechtszustandes in der Zeit vor und nach den Fälschungen gipfeln sie in 
folgenden Resultaten: Beide Urkunden sind ca. 1230 im alleinigen Interesse 
des Burggrafen gegen die Ansprüche der Schöffen und des Vogts entstanden. 
Aus verschiedenen Schreinszeugnissen lässt sich ein Vordringen des Vogts 
nach dem Jahr 1169, auf das man die Fälschungen datierte, ein Gegenstoss 
des Burggrafen zwischen 1182—84, den Jahren, aus denen die Zeugenreihe 
stammt, nachweisen. Die Sätze von B (Burggrafenurkunde) sind als echt 
anzusehen, auch die das judicium de hereditatibus betreffende Stelle, durch 
die der Burggraf ein ausschliessliches Amtsrecht auf erbrechtlichem Gebiete 
durchführen wollte, ist einer echten Vorlage — wahrscheinlich einem erz¬ 
bischöflichen Schied von ca. 1182/83 — entnommen. Andrerseits wird der 
Beweis für die textliche Abhängigkeit der V(Vogturkunde) von B geführt. 
Mit den Fälschungen bat der Burggraf, wenn auch nur für wenige Jahre, 
einen vollen Erfolg erzielt. 

Die Begründung dieser Sätze ist geschickt. Ein Glied fügt sich an 
das andere, und die Folge von Schreinseinträgen zwischen 1230—40, die 
ganz plötzlich den Burggrafen in einer alles frühere und spätere überstei¬ 
genden Weise persönlich tätig zeigen, scheint den Beweis zu schliessen. 
Leider hält aber die anfängliche Freude, dass dem Verf. die Lösung viel¬ 
umstrittener Probleme gelungen sei, der Nachprüfung nicht stand. 

So erscheint zunächst sein Bemühen, die Priorität von B gegenüber V 
(p. 171 ff.) darzulegen, gescheitert. Die textlichen Verschiedenheiten sind zu 
unbedeutend, um einen sicheren Schluss dieser Art zu gestatten. Dagegen 
ist der Fehler in der Sieglungsklausel in V entschuldbarer als in B. Gewiss 
ist die Formel nicht kanzteigemäss, immerhin lässt sie noch eine sprachliche 
Deutung zu. Das Hinzutreten des Kapitelkonsenses macht aber in B die 
Wiederholung der Worte „sigillo nostro“ notwendig und verschärft somit den 
Fehler bis zur grammatischen Unmöglichkeit. Rechnet man die ungewöhn¬ 
liche Stellung des Kapitelkonsenses hinzu, so wird man Seeligers Behauptung: 
„B hier unmöglich Vorlage von V“ trotz der vom Verf. vorgebrachten Ein¬ 
wände (p. 173 Anra. b) gelten lassen. 

Auch die Schreibungen „Ringazz“ und „Molengaz“, die V aufweist 
(p. 185), können den Prioritätsstreit nicht entscheiden. Auf die Unsicherheit 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



378 


Rezension. 


Schenkhorns in den Auflösungen der alten, vielleicht verblassten Breviatur- 
zeichen macht der Verf. selbst aufmerksam. Neben ministrator, sciat erklärt 
er mit Recht auch Ricolf Parfus (statt Ricolfus Parfusus) durch ein l'ber- 
sehen des Abschreibers (p. 172 Anm. 3). Liegt es da nicht näher, das 
gleiche für Ringazz und Molengaz anzunehmen, als ein gedankenloses Nach¬ 
schreiben des bereits fertigen B zu postulieren? Endlich ist auch die Beweis¬ 
kraft der auf Rasur nachgetragenen Monatsangabe nicht durchschlagend 
(p. 185). Zwei Urkunden, die inhaltlich so stark übereinstimmen, die die¬ 
selben Zeugen in gleicher Reihenfolge zeigen, konnten auch für den Betrachter 
des 13. Jahrhunderts nur von einem Tage stammen. Aus der Gleichheit des 
Datums — an der übrigens durch die Hinzufügung des Monats sachlich 
nichts geändert wurde — hätte sich somit kein Verdachtsmoment ergeben 
während umgekehrt die Rasur sofort Zweifel an der Integrität der Urkunde 
erwecken musste. Nun erscheinen mir nach eingehender Prüfung des Ori¬ 
ginals 1 ) nur die Worte von [me]nse rnaio ab, nicht aber schon die beiden 
ersten Buchstaben von mense auf Rasur zu stehen. Sollte der Fälscher 
sich nicht ursprünglich im Monat vergriffen haben und dadurch zur Korrektur 
gezwungen worden sein? Für diese Vermutung sprechen die erzbischöflichen 
Regesten, die Philipp v. Heinsberg gerade 1169 vielfach in der Umgebung 
des Kaisers und fern von Köln zeigen 8 ). 

Am schwersten aber kann die Hypothese von der Einheitlichkeit der 
Fälschungen den Hergang der Dinge in dem Augenblick erklären, wo der 
Burggraf die beiden Urkunden hervorzog und seine Rechte gegen den Vogt 
geltend machte. Von einem Widerspruch des Gegners hört man nichts! Und 
gar zu leicht (p. 396 Anm. 1) hat sich der Verf. mit der Tatsache abgefunden, 
das V im erbvogteilichen Archiv auf bewahrt und 1579 als echtes Stück ver¬ 
wendet wurde. Da der Verf. auf die Überlieferung der beiden Urkunden 
nicht eingegangen ist, sei hier das Wesentliche nachgetragen. 

Schon die Rückschritt auf B, die von der Hand des Protonotars 
(1400—10) Heinrich Vrunt®) herrührt, beweist, dass die Urkunde früh in 
den Besitz der Stadt gelangte. Eine Ende des 14. oder Anfang des 15. Jahr¬ 
hunderts geschriebene deutsche Übersetzung 4 ) befindet sich im ältesten 
Copiar der Stadt, dem sogen. Weissen Buch f. 157. Nach dem ältesten 
Repertorium des städtischen Archivs (c. 1408/9) befand sich das Original 
in der Lade E. Es heisst f. 37: „Item eyn brietf ertzebusschoffs Philips 
van velc Sachen ind punten antreibende dat hogerichte, so wat recht/ der 

*) In der Reproduktion (Taf. I) treten die Unterschiede der Tinten 
kräftiger hervor als ttn Original; man beachte auch die Verschiedenheit der 
beiden e in mense. 

2 ) Knipping, Regesten der Kölner Erzbischöfe II, 922 ff. 

3 j W. Stein, Akten z. Gesell, der Verf. und Verwaltung der Stadt 
Köln I, CXXII/IV, nr. 40. 

*) In dem Registerhand seiner handschriftlichen Urkundensammlung 
(Köln, Stadtarchiv) verzeichnet Alfter eine ältere deutsche Übersetzung 
unter 28, 96. An dieser Stelle, die auch Knipping (Reg. II, 928) anfuhrt, 
steht diese Urkunde, die dem Weissen Buch entnommen sein dürfte, nicht 
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bftrchgreve ind so wat rechtz der vaigt bijnnen Coelne haven soelen, ind 
Sonderlingen van eyme gericlite, dat genant is witzeherdinc, dat man noempt 
hachschair, ind ouch van dem oyverbtiwe ind van etzliger vrijhiet der stat 
van Coelne. Datum anno doinini millesimo C°LXIX°. Item van dem 
selven eyne copije up papiir geschreven.“ 

Derselbe Schreiber registriert auf f. 118b: „Item eyne copije van 
■eynre soynen, die eyn ertzebusschoff l’hilippns gesprochen hait tusschen 
eyme burcbgreven ind eyme vaigde zo Coelne, als van yers yeckligen rechte 
an dem hoengerichte zo haven, darynne ouch van wiszerdinge, anders ge¬ 
nannt harschar, geschreven steit.“ 

Wahrscheinlich ist auch diese Kopie, die in der Lade 0 zwischen 
Urkunden, die den Kölner Vogt betrafen, aufbewahrt wurde, eine (wohl 
etwas jüngere) Abschrift von B. Natürlich kann ihr aber auch eine andere, 
wirkliche Sühne zu Grunde liegen. Nach Randnotizen in Actus et Processus 
f. 1, die eine zweite l bersetzung des Burggrafenschiedes geben, sowie im 
Urkundenkopiar nr. 8 f. A, wo sich eine Ende des 17. Jahrhunderts angefer¬ 
tigte Abschrift des Originals befindet, wurde das Original von B später in 
der Lade Blau F Nr. 1 aufbewahrt. 

Mit Sicherheit lässt sich nicht mehr feststellen, wann und wie die 
Stadt die ihr rechtlich nicht zustehende Urkunde erworben hat. Den Anlass 
gab vermutlich ein Zwist zwischen Burggraf und Vogt, die beide am 4. Juli 
1273 (Qu. II nr. 86 u. 87) die Kölner Schöffen — im obengenannten Reper* 
torium heisst es f. 11‘Ja fälschlich den Kölner Rat — als Schiedsrichter 
anriefen. Den Ausgang dieses Streites kennt man nicht, aber bei dem 
Interesse, das die Stadt an der Selbständigkeit ihres Gerichts hatte — dafür 
sprechen z. B. ihr Vertrag von 1263 mit dem Vogt Rutger (Qu. II nr. 461), 
gegen den der Erzbischof sofort protestierte (Qu. II nr. 475), oder die 
Urkunden von 1314 und 1349 (Qu. IV nr. 22 u. 306), durch die die Kaiser 
in kritischen Jahren unmittelbar ordnend in das Gerichtswesen eingriften — 
sowie hei den wahrscheinlich über den Verkauf der Burggrafschaft ent¬ 
standenen Misshelligkeiten 5 ) dürften die Schöffen das ihnen vorgelegte 
Original nicht wieder ausgeliefert, und da auch 1303 keine Klärung über 
den Amtscharakter des Burggrafen erfolgte, endgültig behalten haben. 

Sehr eigentümlich ist das Benehmen des Burggrafen in seinem letzten 
Amtsjahr. Am 23. März 1279 (Qu. III nr. 178) erklärt er sich ganz allgemein 
als „homo ligius et ofliciatus ecclesie Colouiensis“, der er von nun ab treuen 
Beistand leisten w r erde. Dann überträgt er am 2. Mai (Liesegang, Sonder¬ 
gemeinden S. 130) seine Jurisdiktion in Airsbacb als erbliches Lehen, ohne 
den Erzbischof oder dessen Lehnseonsens zu erwähnen. Erst heim Verkauf 
gesteht er die Burggrafschaft als Lehen der Kirche offen zu (Lac. UI, 721), 

Wie der Erzbischof beide Hochrichter als von ihm allein abhängig 
ansehen wollte, so versuchte umgekehrt späterhin die Stadt, auch die Gewalt 
des Vogtes als vom Reiche stammend darzustellen. Es ist zu bedauern, 
dass der Verf. in seinem Kapitel über die Wirkung der beiden Fälschungen 

5 ) Vgl. Köln contra Köln nr. 179. Gegenschrift der Stadt gegen die 
Apologie, und Lau, Köln S. 17. 
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an der Bedeutung, die B und Y in dem nicht endenden Streit zwischen dem 
Kurfürsten und der Stadt Köln im 17. Jahrhundert zukam, achtlos vorbei¬ 
gegangen ist. Schon damals erfuhren Witzigding und Judicium de heredi- 
tatibus verschiedenartige Auslegungen, schon damals wurden sie teils identi¬ 
fiziert, teils nachdrücklich auseinandergehalten 8 ). Die erzbischöfliche Seite 
wollte einmal 7 ) sogar aus der Vogtbelehnung von 1169 herauslesen, die 
gesamte hohe Gerichtsbarkeit habe beiden Richtern, dem „kurfürstlichen* 
Burggrafen allein jedoch die Superiorität (!) und Jurisdiktion über Richer¬ 
zeche und Rat zugestanden. 

In ihrem Bestreben, die Stadt als landständisch darzustellen, scheute 
diese Partei sogar vor offensichtlichen Fälschungen nicht zurück. Sollte 
schon das Kopfregest von B (Apologie nr. 121: Declaratio archiepiscopi 

Philippi ab Heinsberg jurium vicecomitis et advocati.) die Gegner 

irreführen, so ist im Text hinter dem ersten burggravius ein „noster“ ein- 
geschoben und im $ 2 aus dem „bannum judicii ab imperio“ ein sinnloses 
„bannum judicii in judieio“ gemacht worden. Die Stadt hat zwar diese 
und andere Fälschungen 8 ) erkannt und blossgestellt, aber da ihre Dar¬ 
legungen nicht im Druck erschienen, ist der verfälschte Text von B, der 
übrigens weder auf die Agrippina noch auf das Kopiar nr. 8 zurück geht, 
von allen aus der Apologie oder Securis schöpfenden Sammlern — wie Lünig, 
Brosii, Grimm u. a. — übernommen worden. Welch geringen Wert die 
Stadt, die ihre Ansprüche auf die von dem Gegner absichtlich nicht gedruckte 
kaiserliche Urkunde von 1180 stützte, den Urkunden von 1169 beimass, 
erhellt aus folgender, durch Streichungen und Verbesserungen undeutlich 
gewordenen Stelle: „Nun ist aber wohl zu notiren, dass diese vermeynte 
beylagen uno eodemque anno et coram iisdemque testibus zwarn expedijrt, 
aber dabei kein dies noch mensis certi (?) experiri (?), bey der letzteren 7 ) 
aber zwarn mensis danoch auch kein dies expeditionis zu finden, auch ahn (?) 
allen beyden die avisirte sigilla s. Petri et ipsius archiepiscopi Philippi nit 
einmahl sich befinden, und man also diese beylagen pro authenticis nicht 
annehmen kann.“ (Antisecuris 1 cap. 7 f. 361.) 

Städtisckerseits ist V so gut wie nicht beachtet worden. Denn die 
Agrippina ist eine Privatarbeit, und was mit dem nicht mehr auffindbaren 
alten Lagerbuch, aus dem P. Ilülsmann seine Abschrift genommen hat, 
gemeint ist, ist nicht klar. Für die Textgeschichte von V ist es nicht 
unwesentlich, dass der Druck in der Apologie nr. 4 eine selbständige Über- 

*) Vgl. die Abteilung Köln contra Köln’ im Stadtarchiv zu Köln 
(Mitteil. 34, 111 ff.), besonders die einschlägigen Stellen der Apologie und 
Securis sowie der städtischen Gegenschriften nr 160 u. 161. 

7 ) Köln contra Köln nr. 373. § 8 der kurfürstlichen Klagschrift vom 
4. Juli 1628. 

*) A. a. 0. nr. 175. Fragment einer Entgegnung der Bürgermeister 
auf die Apologie; nr. 161 Antisecuris 1 f. 165. 243b. 360. 366. Nr. 162. 
Antisecuris II f. 581 ff. und dazu Regosta Imperii V 3295. 

8 ) Der Zasatz: . . . „letzteren, so ohne dem falsifiziert wie in capitulo 
5‘° alschon angewiesen worden“ ist gestrichen. 
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lieferung darstellt. Diese und ihre Ableitungen (Securis nr. 26 = Alfter 9, 
235, Lünig XVI, 33 usw. und mit selbständigen Änderungen Gelenius 20, 
264, sowie Lac. I nr. 433) stehen der Agrippina näher als der Schenk- 
homschen Kopie und stimmen in folgenden von A abweichenden Lesarten 
liberein: perennari statt perhennari; locare (Beyerle S. 404 Anm. 6); Ger- 
hardus stets mit h (Anm. 10); Eppendorff (Anm. 11); Friderici (Anm. 12); 
illustris (S. 405 Anm. 1); caeterorumque (Anm. 2); tidele (Anm. 4); eorundem 
(Anm. 0); dilectorum (Anm. 7); accedonte (Anm. 8); tenendam (Anm. 10); 
itaque statt itaquod; et nobis fecit homagium statt nobis homagium fecit; 
dictus advocatus Gcrhardus (Anm. 13); Joannes choriepiscopus (Anm. 19); 
Theodericus (Anm. 24); Clivensis (Anm. 25); Geldriensis (Anm. 26); IIocli- 
stedensis (S. 406 Anm. 3); Henricus (Anm. 4. 7. 15.); Seynensis (Anm. 5); 
Wol(l)me(n)steine (Anm. 8); Rheingaszen (Anm. 11); Müllengaszen (Anm. 12); 
Ldalricus de Mominer(s)loch (Anm. 13); Perfusus (Anm. 14); Maremannus 
statt Maremannus; Wemaisse (Anm. 17); telonarius (Anm. 18); Joannes 
statt Johannes; capellani (Anm. 21). Ergänzend sei bemerkt, dass sowohl 
in der Securis wie in dem Urkundenbuch Lacomblets — beide Mal wohl 
nach dem Text der Burggrafenurkunde — die Arenga ohne die Auslassung 
der Worte „simul cum tempore“ gegeben wird. Auffallend unkritisch ist 
das Vorgehen des Gelenius. Er nennt zwar als seine Quelle die Agrippina, 
folgt jedoch im allgemeinen der Apologie. Nur die Lesungen: Eppendorp, 
Frederici, dictus Gerhardus advocatus (S. 405 Anm. 13), Maremannus, Un- 
maisse thelonanus, Johannes (nur S. 406 Z. 7) und kleine orthographische 
Eigenheiten hat er ohne Kommentar aus A übernommen. Selbständig ist 
er in der Lesart tidelis (Apologie: tidele, A tideli). Den Text des Gelenius 
hat Lacomblet geringfügig verbessert (simul cum tempore, tidele, ita quod). 
Sein Druck geht also nur indirekt auf die Agrippina zurück. 

Noch 1579 wurde das Original von V mit 32 andern Urkunden des 
Grafen Adolf von Neuenahr im Reichskammergericht den Bevollmächtigten 
der Stadt Köln zur Prüfung vorgelegt' 0 ). Diese zeigten ganz allgemein 
grosses Misstrauen gegen diese nicht aus einem öffentlichen Archiv hervor¬ 
geholten Dokumente (a. a. 0. f. 235 b) und baten wiederholt, doch, wie es 
scheint, umsonst, die Stücke nicht bloss auf die Siegel, sondern auf Schrift- 
ziige und Wortlaut eingehend prüfen zu dürfen (f. 236 u. 240f.). Ihr an¬ 
fänglicher Verdacht gegen die Siegel der Vogturkunde scheint gewichen zu 
sein. Es heisst f. 229b: „Uff des dritten documenti sigilla sagen colnische 
Syndici, das ein sigill ganz abgebrochen und allein reliquae eyner sevdenen 
schnür daran zu finden. Sovill das ander anhangendt sigill belangt, sagen 
si, dasselbig unbekandt sein, zu dem, dass es an bedenn seithen wie auch 
unden vast zerbrochenn und die schrifft unlessbar sey. Bitten solchs ad 
acta zu pringen.“ Dagegen beim zweiten Verhör f. 241: „der dritten urkhuudt 
noch anhangdt sigill khändten Syndici abermals nit, halten es doch für ein 
alt sigill und bekhannten, das etliche wortt als Philippus dei gratia Colo- 
niensis archiepiscopus ecclesiae etlichermassen stuckweiss darinn zu linden 
und dan ein bischoffs bildt.“ 

,0 ) Stadtarchiv Köln, Akten des Reicliskammergericl’ts: Adolf v. Neuen¬ 
ahr gegen die Stadt Köln II f. 223 ff. 
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Unter den spärlichen Resten des erbvogteilichen Archivs in Burg- 
steinfurt 11 ) finden sich die 1579 produzierten Urkunden des Kölner Vogts 
nicht. Sie könnten in Holland verloren gegangen sein. Denn Graf Adolf 
v. Neuenahr, der im Interesse des abgesetzten Kurfürsten Truchsess in die 
Dienste der Generalstaaten trat 12 ), hat die Hoffnung, in seine Rechte und 
Güter wieder eingesetzt zu werden, niemals aufgegeben 15 ) und wird neben 
den Urkunden des erzstiftischen Archivs, das er im Februar 1588 beraubt 
hatte 14 ), um einen Druck auf den regierenden Kurfürsten ausüben zu können, 
auch die urkundlichen Beweise seiner Ansprüche mit sich geführt haben. 
Während alter das sogen, erzstiftische Archiv nach längeren Verhandlungen 
und erheblichen Geldaufwendungen im Jahre 1603 aus dem niederländischen 
„Arrest 1 ' gelöst und an den Kurfürsten ausgeliefert wurde 15 ), fehlt bisher 
jede Spur über den Verbleib der 38 vogteilichen Urkunden. 

Ks ist nicht ausgeschlossen, dass Adolfs Erbe, Graf Arnold v. Bent¬ 
heim, die Urkunde von 11G9 verheimlicht oder gar vernichtet hat. Im 
Einverständnis und Bündnis mit der Stadt Köln, die im Dez. 1589 kühn 
behauptete, ihr sei niemals etwas davon berichtet worden, dass die Erb- 
vogtei ein kurfürstliches oder erzstittisclies Lehen sein sollte 1 ®), sah er die 
Vogtei als reines Allod an. Nach zeitweiligem Schwanken und einer vorüber¬ 
gehenden Annäherung an den Kurfürsten, die ihn in einen Prozess mit der 
Stadt Köln verwickelte ll ), verharrte er in dieser Meinung. In dem lang¬ 
wierigen Streit stützte sich die erzbischöfliche Partei 1S ) u. a. auf die auf 
Bitten des Grafen Adolf 1579 transsumierte und demnach von ihm anerkannte 
Urkunde von 1169. Schliesslich gaben die Grafen von Bentheim nach und 
empfingen am 6. Oktober 1659 die Erbvogtei, die sowohl durch den Tod 
des letzten männlichen Erben, als auch durch die von diesem begangene 
Felonie erledigt und heimgefallen sei, als männliches Lehen der kölner 
Kirche *•). Eindeutige Argumente für oder gegen die Echtheit von V, ins¬ 
besondere Anzeichen, die auf eine Fälschung in burggräflichem Interesse 
hindeuten, haben sich aus der Überlieferungsgeschichte dieser Urkunde nicht 
ergeben. 

In der Untersuchung über das Privileg de non evocando kommt der 
Verf. zu dem Schluss, dass dieses Recht der Stadt Köln nicht vor 1239 

verbrieft worden sei. In dieser Schärfe trifft seine Behauptung nicht zu. 

_ \ 

1 ) Schmitz-Kallenberg, Inventare der niehtstaatl. Archive der Provinz 
Westfalen I, 59. 

I2 ) M. Lossen. Der kölnische Krieg II, 604 ff., 634. 

,s ) Akten des Reichskainniergerichts. St.A. Wetzlar C 499/1299 f. 30. 

14 ) Lossen a. a. 0. II, 167; dazu die Akten des Reichskammergerichts, 
St.A. Wetzlar C 461/1252, C 499 1299, C 500/1300. 

15 ) Vgl. die Urkunde von 1659 Okt. 6. Or. Köln. Stadtarchiv. 

lfl ) Akten der Erbvogtei in Köln. Stadtarchiv; Schreiben des Grafen 
Arnold v. Bentheim an die Stadt. (1589 Dez. 27.) 

I7 ) Akten des Reichskammergerichts. St.A. Wetzlar C 435/1227. 

IH ) Köln contra Köln nr. 373; § 54 des kurfürstl. Libells v. 4. Juli 1628. 

'*) Or. Urkunde, Köln Stadtarchiv. 
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Dass es bereits — wenn auch in verschleierter Fora — in dem bekannten 
erzbischöflichen Privileg von 1226 (Qu. II, 94) enthalten war* 0 ), wird durch 
die Urkunden von 1237 (Qu. II, 164) und 1239 Februar und 1239 Juli 
(Qu. II, 194 u. 198) zu grosser Wahrscheinlichkeit erhoben. Gegen die 
1226 getroffene Vereinbarung, die Streitigkeiten über die Rechtsbefugnisse 
dem Schöffenurteil unterwarf, Hess sich Erzbischof Heinrich II. vom Kaiser 
durch Fürstenspruch die Gerichtsbarkeit innerhalb der Dannmeile zu¬ 
sichern, um bereits 1239 das Privileg de non evocando als alte und recht¬ 
massige Gewohnheit der Stadt anzuerkennen. Nur innerhalb der Stadtmauern 
und in seinem Palaste dürfe der Erzbischof über Kölner Bürger nach 
Schöffenspruch richten. Ein Zusammenhang zwischen B § 5 und dem erz- 
bischöflichen Urteil gegen Richolf Grin, den der Verf. vermutet (p. 397), 
besteht m. E. nicht. Der erzbischöfliche Vorsitz im Kriminalgericht erscheint 
im Gegenteil als gut bezeugte Gewohnheit* 1 ). Dass nur we'nige Einzelfälle 
seiner richterlichen Tätigkeit überliefert sind, darf nicht wunder nehmen. 
So wird das Urteil von 1230 nur wegen der Haftung des mobilen und im¬ 
mobilen Besitzes des Verurteilten tür die dem Kläger zuerkannten 230 Mark 
in den Schrein aufgenommen worden sein. 

Von den Sonderrechten des Burggrafen steht nur der Inhalt des 
Räumungsrechts fest, während die Bedeutung der ,.Witzigdinge“ und des 
„judicum de hereditatilms infra Coloniam sitis“ umstritten wird. Gegenüber 
Seeliger (Studien p. 108), der die Witzigdinge von den echten, ungebotenen 
Dingen trennen wollte, hebt der Verf. mit Recht den Zusammenfall dieser 
Gerichtstage hervor. Ein weiterer Beleg seiner Ansicht findet sieb im Weis¬ 
tum des dicht bei Köln gelegenen Hofes Mauenheim, das 1286 von den 
flofesgeschworenen (d. h. vorwiegend Kölner Bürgern) bei der Neuanlage 
eines Schreins gefunden wurde, aber ältere Bestandteile enthält -*;. Die drei 
echten Dinge werden ausdrücklich „wisslig gedingh“ genannt und eine spätere 
Übersetzung gibt legitimus ständig mit witzlig (witzeclig, wijslig) wieder. 
Als die früheste Nachricht über ein kölnisches ec htes Ding könnte man die 
vom Verf. in seinen Richterlisten mehrfach zitierte Urkunden vom c. 9. Ja¬ 
nuar 1096**) anseken. An diesem Tag geschieht „apud Coloniam eiusdem 
dati (nämlich einer Landschenkung) confirmatio sub totius pene urbanis 
pleliis testimonio.“ Unter den Zeugen wird auch Arnoldus praetor urbanus 

*°) Man beachte ... „tarnen civitnti Coloniensi, qui retio longis tem- 
peribus lionore, libertate et iure speciali gavisa est“ . . . Der Erzbischof 
behalt sich nur die bis zum Antritt seines Vorgängers ausgeübten Rechte 
„infra bannum civitatis Coloniensis“ vor. 

*") Vgl. die Verurteilung Dietrichs des Weisen ca. 1237,78 und dazu 
Lau, Mitteil. X. 126; das Latidutn Conradinum > 5 ?; 13 u. 48 ; und Gotfrid Hägens 
Reimchronik (Knipping, Reg. II, 1977. 2046. 2048. 2099. 2103.) 

**) Herrn. Aubin, Die Weistümer des Kurfürstentums Köln I, 218 und 
dazu seinen Aufsatz in der Westd. Ztsclir. XXXI, 195. 

- 3 j Niederrh. Annalen 17, 131 = Alfter 22, 15—17. Der Druck ent¬ 
hält zwei Fehler: Ejo Herinannus [statt Ego], Theodericus abbas [statt 
•coincs]. 
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genannt. Aber auch diese Urkunde des Klosters Brauweiler ist der Fäl¬ 
schung stark verdächtig 34 ) und deshalb nicht ohne weiteres zu benutzen. 

Mit umfassender Kenntnis der Schreinskarten hat der Verf. versucht, 
das Ringen zwischen Burggraf und Vogt aus dem Formular der Grundstücks¬ 
auflassungen, Erbstätigungen, Prozessen usw. zu verfolgen. Aus dem Fehlen 
der Richter oder auch der Schöffen, aus der Erwähnung eines oder beider 
Richter vermeint er den Entwicklungsgang der Immobilargcrichtsbarkeit 
erschlossen zu können. Ein Eingehen auf die einzelnen Ergebnisse, an 
denen dieser Teil des Buches besonders reich ist, behalte ich mir für später 
vor und hebe nur einige prinzipielle Bedenken gegen die Art der Beweis¬ 
führung hervor. 

Es ist m. E. nicht angängig, die einzelnen Schreinsstellen losgelöst 
aus ihrem Zusammenhang zu verwerten. Jeder, der die Schreinskarten mit 
ihren Lücken, Rasuren und Nachträgen kennt, weiss, dass die Funzeleinträge 
erst dann mit genügender Sicherheit zu datieren sind, wenn die Tätigkeit 
und Amtszeit der älteren Schreinsschreiber genau ermittelt ist. F2s fehlt 
ausserdem an einer systematischen Untersuchung sowohl über das Formular 
seihst, seine wesentlichen und unwesentlichen Bestandteile, wie über den 
Zusammenhang zwischen F’ormular und Schreibwillkür. So zeigen Ap. 3. II. 
10, III. 11 — 13 [c. 1180—8], die von demselben Schreiber herrühren, die 
Wendung . . . acquisiverunt .... eoram iudicibus sub (bono) testiinonio. In 
Ap. 4, das andere Hände aufweist, findet sich die Formel nicht, ohne dass 
ein Unterschied in der Wirkung der Anschreinung erkennbar wäre. Hier 
wie dort sichert der Eintrag dem Besitzer die volle Veräusserungsfreiheif. 
In wieweit den verschiedenen Formulierungen verschiedene Rechtsakte zu 
gründe liegen, lässt sich m. FL noch nicht entscheiden 28 ). 

Fun zweites Bedenken erhebt sich gegen die weitgehende Verwendung 

4# ) Die stärksten Gründe gegen die Echtheit sind folgende: 1) Der 
vorangehende Text der Brauweiler Chronik, in welcher die Urkunde inseriert 
ist, nennt den Schenker „vir quidam nobilis majoris ecclesiae in Colonia 
canonicus et thesaurarius“ . . . nomine F'rurnoldus; dagegen heisst er in der 
erzbischötl. Urkunde: „F’rurnoldus ministerialis noster“ und als Zeuge: F'ru- 
moldus qui dedit. 2) In der Motivierung der Urkundenausstellnng spielen die 
Pilgerreise des Donators, die Vergesslichkeit der Menschen und eine grobe 
Poenformel eine verdächtige Rolle. 3) Trotz der erzbischöflichen Bestätigung 
soll der Donator noch eine Sonderurkunde ausgestellt haben. 4) Die Urkunde 
ist wenig kanzleimässig, besonders in der Aufführung der Zeugen. 5) An 
Stelle der zu erwartenden „Unzahl“ von Zeugen beschränkt sich die Ur¬ 
kunde auf die Nennung weniger, bekannter Persönlichkeiten. Für die grosse 
Zahl der Brauweiler F älschungen vgl. Oppermann, Die alteren Urkunden des 
Klosters Brauweiler; Westd. Ztschr. XXII, 184 ff. 

25 j Ungenauigkeit des Schreibers lässt besonders Ap. 9 [c. 1220—30} 
erkennen. Z. B. Ap. 9 I 2: Methildis de F'ossario erscheint mit den Vor¬ 
mündern ihrer Kinder vor Gericht .... hiis iuratis, scabinus sententiavit 
quod bene liceret dictam liereditatem . . . vendi. Ap. 9 13: N. N. erwerben 
von eben diesen Kindern einen Teil der Erbschaft quam dicti pueri per 
sententia scabinorum optinuerant. Ebenso beziehen sich auf denselben 
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<ler Niedericher Karten, ohne die sicli ein Beweis eines burggräfiichen Vor- 
stosses [v. c. 1182/4] in das erbrechtliche Gebiet gar nicht führen liesse. 
Wer bürgt uns aber bei der anfänglichen Verschiedenheit der Gerichts¬ 
verfassungen — in der Altstadt sass nach Ansicht des Verf. der Burggraf 
allein, in Niederich sassen Graf und Vogt dem Gericht vor —, dass ihre 
Entwicklung seit ca. 1169/70 parallel ging? In seiner Interpretation des 
Niedericher Weistums hat sich der Verf. die Grundlage für sein Vorgehen 
geschaffen. Aber ist das Weistum wirklich schon zur Zeit des Burggrafen 
Arnold (Ende des 11. Jahrh.) entstanden, und sind die Richter des Niederich 
als Unterbeamte — Vikare — der Hochrichter, die gelegentlich selbst in der 
Vorstadt amtieren (p. 348 ff.), anzusehen ? Darf man aus dem Text des Weis¬ 
tums sowohl auf das Fehlen von l'nterriehtern am Zentralgericht wie auf 
die Unkenntnis des Schreinswesens schliessen V 

Schon Lau (Entwicklung der kommunalen Verfassung und Verwaltung 
Kölns p. 37) weist darauf hin, wie wenig gesichert die Annahme ist, Graf 
und Vogt des Niederich seien von den kölnischen Oberrichtern als IJnter- 
beamte eingesetzt worden. Gegen diese Ansicht scheint auch § 5 des Weis¬ 
tums zu sprechen, aus dem der Verf. nur schliessen will, dass „der Burggraf 
nicht zu eignem Recht“ [wie in der Altstadt] . . . „Hochrichter des Niederich 
war“ (p. 243 Anm. 1). Hatte er aber, wenn auch nur kraft erzbischöflicher 
Übertragung, diese Stellung inne, so kam es dem Erzbischof oder seinem 
Boten nicht mehr zu, im echten Ding von den Niedericher Schöffen den 
Urteilsspruch zu fordern. 

Von den beiden Stellen, die nach Ansicht des Verf. auf die Ilochrichter 
zu deuten sind, ist die eine (§ 6 ad curiam corarn iudicibus) zu farblos, um 
für die Existenz oder Nichtexistenz von Unterricbtern etwas zu besagen, in 
der andern (§ 4 die Bannlegung ab ipsis judicibus) können aber nur die 
vorhergenannten Niedericher Richter gemeint sein. Eine andere Auffassung 
erscheint sprachlich unmöglich, und ist bei der Leichtigkeit durch eine andere 
Wendung, einen Zusatz — und sei es auch bloss Colonierses — die Sach¬ 
lage zu klaren, psychologisch ausgeschlossen-®). Doch gesetzt den Fall, das 
Weistum rede nur von den Hochrichtern, so folgt daraus nicht, dass es noch 
keine kölnischen Unterrichter gab. Dass diese erst 1106 genannt werden, 
ist vielleicht zufällig und beweist nichts für die vorhergehenden Jahrzehnte. 
Auf die Möglichkeit, schon Ende des 11. Jahrhunderts einen Untervogt zu 
erkennen, hat Lau hingewiesen 47 ). Sollte vielleicht auch Herimanus Crispus 

Rechtsakt Ap. 9 I 12 ( . . . per sententiam scabini in curia obtinuit) und 
Ap. 9 I 18 (sicut . . . per sententiam scabinorum in curia obtinuit). — 
Ap. 9 II 3 . . , in curia sententiatum est a schabinis coram iudicibus 
quod bene possent vendere et iudex percepit ofhcialibus, quod de hac 
bereditate reciperent testimonium. 

'-") In der vom Verf. p. 307 zitierten Urk. von 1159 (!) heisst es „se- 
cundum ius Coloniensis urbis per ipsos iudices Colonienses.*' Man wird 
darin schwerlich eine „volle Parallele“ zu § 4 des Weistums finden! 

27 ) Lau, Köln p. 20 Anm. Die von ihm zitierte Urkunde, die ich für 
unecht halte, nennt nebeneinander dieselben Vögte wie die bisher unver- 
•dächtigte Urk. von 1099 (Lac. I, 256). 
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urbis advoeatus (Lac. I, 241) ein Untervogt sein? Es ist sehr fraglich. Allein 
der Beiname, der sich späterhin in Köln häufiger findet 28 ) und wie Niger, 
Rufus zuweilen zum Familiennamen wird, ist zumindest sehr auffällig und 
stände als Bezeichnung für den Vogt Hermann I. einzig da. 

Die Frage, ob das Niedericher Weistum noch vor die Zeit der Schreine- 
praxis zurückgeht, wird m. E. durch § 6 verneint. Die Bürgerliste (carta 
civium) deutet auf beginnende Schreinsführung hin, das beweisen die Listen 
anderer Teilgemeinden 29 ). Nach dem Bishergesagten wird man nicht mehr 
zögern, mit Seeliger in „Arnoldus comes noster“ einen Niedericher Grafen 
zu sehen. Mit dem Eingang des Weistums, dem Beschluss der tjt; 2 und 3, 
die starke Beteiligung der Vorstadt an ihrem autonomen Gerichtswesen 
verraten, lässt sich die Annahme, die Aufzeichnung sei eine Art Handfeste 
eines ausserhalb stehenden Grafen schlecht vereinbaren. 

Auch die Zeugnisse, die der Verf. für ein persönliches Auftreten des 
Burggrafen im Schöffengericht zu Niederich in Anspruch nimmt (p. 348), 
sind m. E. anders zu erklären. Zum Verständnis von Nied. 9 IV 16 ist 
Ger. 1 II 21 heranzuholen. Die unklaren Bestimmungen dieses Ehepakts, 
der zwar den Fall einer Wiedervermäblung der Ehefrau voraussah, aber ihr 
evtl. Erbrecht an den den erstehelichen Kindern zugesproebenen Gütern 
nicht berücksichtigte, haben offenbar Anlass zu Streit gegeben, indem die 
Kinder sich auf den Sinn des Kontraktes, die Mutter auf dessen Wortlaut 
und das in Köln geltende Erbrecht bezog. Entweder war nun das Ehepaar 
auch in einer altstädtischen Gemeinde angesessen, oder — was wahrschein¬ 
licher ist — man führte für den gesamten, also mindestens in zwei Parochieen 
liegenden Grundbesitz nur einen Prozess, und zwar am Hochgericht, das 
sich zu Gunsten der Witwe entschied. Auf dieses Urteil berufen sich die 
Niedericher Schöffen zum Schutz gegen spätere Einreden. Sprachlich ist 
m. E. in dem Satze ,,quia iudic&tum est ei a scabinis et comite urbis“, urbis 
sowohl auf comite wie auf scabinis zu beziehen. 

Diese Feststellungen erschüttern bereits die Auslegung, die der Verf. 
Nied. 10 VI 8 zu teil werden lässt (p. 349 f.). Nicht ,,um Beseitigung des 
Fronungsfornialismus auch aus der Erbgangsstätigung“ handelt es sich hier, 
sondern die Schreinsbehörde lehnt die volle Haltung für den Eintrag ab. 
Für die persönliche Währschaftsübernahme seitens des Burggrafen, die in¬ 
haltlich die nächstliegende Erklärung ist, gibt eine allerdings bedeutend 
jüngere Urkunde 80 ) eine echte Parallele. Der Fall ist fast derselbe: es 
handelt sich um einen Verkauf, für den die Verkäufer nicht die Effestueation 
sämtlicher Erben erbringen können. Mit den Worten . . . „eosdem [seil, die 
Käufer] warandizabimus et securos fäciemus infra annum et die.m de eisdem 
duobus jurnalibus et omnem impeticionem deponemus“ leisten die Verkäufer 
Währschaft, für deren Innehaltung nach kölnischer Sitte eine Summe Geldes 
oder (wie in diesem Falle) besonders genannte Grundstücke verpfändet werden. 

28 ) Vgl. die Register bei Horniger und in Keussens Topographie; dazu 
auch Knipping, Regesten II. 1052 (1176). 

29 ) Hoeniger II 2, 12. 

30 ) Or. St.A. Düsseldorf, Köln, S. Georg Urk. nr. 44 — 1311 Ap. 23. 
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Scheinen uns demnach Belege für die Annahme eines erzbischöflichen 
Schiedes von ca. 1182/4, in dem bereits die in B enthaltene Stelle über das 
judicium de hereditatibus vorhanden sein sollte, zu fehlen, — (die Erwähnungen 
nur eines Niedericher Richters finden in § 3 des Weistums eine zulängliche 
Erklärung) — so dürften auch die Ansichten des Verf. über die Eigenmächtig¬ 
keit des Schöfi'enkollegs und die Erweiterung seiner Zuständigkeit (p. 355) 
nicht richtig sein. Der Bürger Simon, dem 1197 die Burggrafschaft ver¬ 
pfändet wurde, soll von den Schoflen verdrängt oder gar abgesetzt worden 
sein. Hier muss ein irrtümliches Zitat vorliegen, denn die vom Verf. ange¬ 
führte Stelle von angeblich 1202 datiert von 1276! Dass zwischen Simon 
und dem Untergrafen Hermann von der Kornpforte nicht eine grosse Lücke 
klafft, beweist Ap. 6 II 10 [c. 1215—35J. Hier wird — nicht als Amtsperson 
— ein Theodericus coines mit seiner Gattin Mathilde genannt, und bei der 
Durcharbeitung des ungedruckten Schreinsmaterials können möglicherweise 
noch andere Unterrichter auftauchen. Eine Verlegung der Schöffendinge 
vom Bischofshofe in das Rathaus (p. 356) dürfte damals nicht stattgefunden 
haben. Die Niedericher Zeugnisse, die den Verf. zu dieser Behauptung 
geführt habeu, finden durch einen Schöffeneintrag eine m. E. zutreffendere 
Erklärung 31 ). Ans diesem geht hervor, dass echte Not nach dem Statut 
der Stadt nur im Bürgerhaus erklärt werden konnte. Bei dem zersplitterten 
städtischen Grundbesitz wird es den einzelnen Offizialen nicht mehr möglich 
gewesen sein, einen Überblick über die Vermögenslage der in verschiedenen 
Parochieen begüterten Bürger zu erlangen. Auf Grund der Untersuchung 
und Beratung „in domo civium“, wo die Olfizialen zusammenkamen, wo auch 
der Schöffenschrein aufbewabrt und eingesehen wurde, fand dann das 
Schöffenurteil in „curia“ resp. im Niedericher Bürgerhaus statt. 

Der Deutung des judicium de hereditatibus infra Coloniam sitis hat 
der Verf. viele mühevolle Spezialuntersuchunken und statistische Zusammen¬ 
stellungen (p. 258 ff.) gewidmet und alle möglichen Erklärungen einer ein¬ 
gehenden Prüfung unterworfen. Nach einer Ablehnung der m.E. sachlich 
und sprachlich gebotenen Auffassung Seeligers gelangt er schliesslich zu 

3I ) 448 I, 14 (= f3a) [c. 1225—30], N. s. q. . . . D irccha puella, que 
fuit tilia Gerardi Normanni et Margarete constituta in domo civium coram 
seabinis et civibus cum mundibordo suo legitimo et alio consanguineo suo 
propinquo, sicut de iure debuit, secundum statutuni civitatis iurainento 
declaravit, quod omnem hereditatem suam, que in Colonia sita est, a parenti- 
bus suis ad ipsam devolutam, pro necessitate sua, quia se convertere ad 
claustrum vellet, conservare non posset, u n d e in curia per sententiam 
scabinorum iudicatura est, quod eandem hereditatem pro placito suo et vendere 
et convertere posset; et ita ipsa D. in presentia iudicum et scabinorum 
et civium fratri suo Gerardo et uxori sue Margarete contradidit et remisit 
omnem hereditatem, quam habuit in civitate Coloniensi Seil. ... ita quod 
iure et sine contradictione obtinebunt. (Im Auszug vom Verf. gedruckt p. 325 
An in. 1.) Man beachte: Endete die Urkunde hinter conservare non posset, 
was gut denkbar wäre, so wäre dennoch ein Schluss auf ein „reines Schöffen¬ 
urteil“ ohne Richtervorsitz unerlaubt, wie der folgende Satz beweist. 
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dem Resultat, der Burggraf beanspruche mit dem J. d. h. das alleinige, ein¬ 
trägliche Recht der Erbgangsstätigungen. 

Welches ist aber der Zweck der Erbeinträge, deren Zunahme in der 
gesteigerten Beweglichkeit des städtischen Grund und Bodens begründet istV 
Mir fehlt die statistische Unterlage, doch kann ich mit ziemlicher Sicherheit 
behaupten, dass im 13. Jahrhundert (seit spätestens 1220) diese Einträge 
nicht geschehen im Sinne einer Erbengewere (d. h. um den Erben den 
ruhigen Besitz zu sichern), vielmehr folgt auf die Anschreinung in der Regel 
unmittelbar die Veräusserung der ererbten Vermögensanteile. Schritt man 
nicht dazu, so unterblieb meist die Eintragung 83 ); so werden z. B. leibliche 
Geschwister in verschiedenen Jahren, und Enkel, Neffen etc. erst nach der 
formellen Anschreinung bereits verstorbener Vorerben an ihr Erbteil 
geschrieben. Wieder sind es die Amtleute, in deren Interesse die gericht¬ 
liche Erbgangsstätigung lag. Sie haften für den Eintrag, sie verlangen des¬ 
halb in jedem Fall einen Titel für das Recht und die Art des Besitzes. 

Von dem gewöhnlichen Formular des Erbeintrags, das den Namen 
des Erblassers zu enthalten pflegt 33 ;, weichen die Zeugnisse, die für die 
burggräHiche Erbengewere reden sollen, in erheblichem Maße ab. Das liegt 
nicht an ihrer Verquickung mit dem Räumungsrecht. Gleichzeitige Schreins¬ 
noten beweisen, dass der Burggraf evtl, erbrechtliche Ansprüche nicht ein¬ 
mal für die Jahre 1231 — 34 (p. 393) durebgesotzt hat! Die Burggrafen¬ 
einträge stehen nicht nur zwischen Auflassungen (p. 386), sondern wie der 
Verf. einige Seiten später (p. 390 Anm. 2) 34 ) selbst bemerkt, mitten unter 
andern Erbanschrcinungen S5 ). Die unten angeführten Belege geben zugleich 

Si ) Eine verwickelte Erhauseinandersetzung erst in der 3. Generation 
zeigt Schreinsbuch 450 I 1 ff. 

• 1S ) Vgl. Beyerle p. 342 Anm. Ziffer 32 ff. 

31 ) Auf die in dieser Anmerkung enthaltende Argumente gegen den 
Verf. sei hier nur hingewiesen. 

3& ) Im folgenden sind die Schreinsnoten nach durchlaufender Zählung 
zitiert und nach den Erwähnungen bezw. Nichterwähnungen der Richter in 
3 Typen, innerhalb deren noch mannigfache Abwandlungen des Formulars 
herrschen, gesondert Es sind nur Schreinshuch 447 I und 448 I, sowie 
die Niedericher Karte 23 herangezogen. Es findet sich 1. obtin. demorte 
. . . . coram iadicibus (in Nied, coram iudice) et scabinis: 447 1 134 
(1232) = Qu. II, 132 (Erbteilung!); 448 I G [c. 1230], 1 24 [c. 1230], I 73 
(1229) (Mündelgut!); Nied. 23 III 2 [c. 1227 |, VI 8 (1235), VI 9 [c. 1236]. — 
2. obtin de morte . . . per sententiam scabinoruin: 447 I 8 (1228). 

I 13 [c. 1231], 1 14 [vor 1245], I 51 u. 52 [122/—39], 1 58, I 59 [c. 1226], I 70 
u. 71 [1226-41], 1 137 [.*. 1232] = Qu II 133, 1 139 (1232), I 142 (1232) = 
Qu. II 131, I 144 (1232), 1 214 (1237), I 251 [c. 1238]; 448 I 52 [c. 1220—30], 
448 I 59(1231), 179-83(1232), 185[c. 1233], 1 136 [c. 1239]; Nied. 23. II 13 
[c. 1220- 30], III 6 (1227), 7 (1224), III 13[1229]. - 3. obtin. de morte: 
447 I 19 (1231), I 44 (1234), I 147 [c. 1232] = Qu. II 134, I 149 (1232), I 202 
[c. 1234], I 257 [1240]; 448 I 69 [c. 1231], I 109 (1233), I 129 u. 130 [c. 
1237—39]; Nied. 23 IV. 2 (1228), IV 7 (1229), V ln- 13 [c. 1235]. 
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eine Vorstellung von der vorhererwähnten Schreiberwillkür. Bald sind 
Richter und Schöffen, bald nur Schöffen genannt, bald handelt es sich schein¬ 
bar um einen einfachen Erbgang, ohne Schöffenurteil. Welche Erklärung 
man für diese nebeneinanderstehenden Verschiedenheiten versuchen mag, 
ich glaube, ein Erbeintrag im Schöffenschrein könnte nicht auf Grund eines 
Gemeindezeugnisses (sogen. Parochialakt), sondern nur kraft Schöffenurteil 
erfolgen! 

In einigen Fällen lässt sich aus Vorurkunden direkt beweisen, dass 
in der Tat keine burggräHiche Erbengewere vorliegt. Zur Nachprüfung 
seien sie hier vorgeführt: 

Schreinsb. 448 I 3 [vor 1231] (vgl,. Beyerle p. 365 Z. 3), 

N. s. q. . . . Godescalcus de Wippervurde et uxor eins Ricbemudis 
•comparaverunt sibi erga Winandum de Burnheim et uxoreni eius Bichemudim 
. . . eine grosse Zahl von Grundstücken und Grundstückanteilen u. a. . . . 
quartain partem domus, que sita est in cumulo ante Marcmansgazzen . . . 

Schreinsb. 447 I 69 — 1227 (vgl. Beyerle p. 365 Z. 4.) 

N. s. q. . . . Agnes filia Winandi pcllificis et Jutte post mortem 
matris suc predicte Jutte contradidit marito suo Henrico quartam partem 
tocius hereditatis, que ad ipsam devoluta est de morte patris sui, videl . . . 
das Folgende entspricht durchaus 448 I 3 ... et quartam partem domus que 
sita est in cumulo ante Marcmansgazzen . . . (Die Übergabe geschieht unter 
4en üblichen eherechtlichen Bedingungen.) 

Schreinsb. 448 I 80 — 1232 (vgl. Beyerle p. 370 Z. 15) 

O 

N. 8. q. . . . Hadwigis filia Ulrici de Rodenkirchen et Elisabeth de 
morte predicte Elisabeth matris sue proprietatem quarte partis domus man- 
siouis patria et matris sue site sub lobiis, prout ibi iacet anto et retro subter 
et superius, que contigua est domui conveutus de Vileke versus Aduth . . . 
es folgen andere Erbteile ... ita obtinuit, quod ipsa et maritus suus 
Johannes Vulei quocumque voluerint sine aliqua contradictione Ulrici patris 
Hadwigis liberam habebunt divertendi potestatem. 

Den Belegstellen p. 370 f. z. 14, 16 u. 17 entsprechen 448 I 81—83. 
In 488 1 81 u. 82 findet sich der Zusatz (ita obtin. quod) cum consensu et 
voluntate patris sui Ulrici 3 ®). Für die Identität des Hauses trotz etwas 
abweichender Lagebezeichnung vgl. Keussen, Top. I, 9a Fassbindergasse II 2. 

Da es sich um bereits angeschreinten, z. T. nicht einmal ererbten Besitz 
handelt, ist Erbengewere durch den Burggrafen ausgeschlossen. Die Nach¬ 
prüfung der übrigen Fälle ist aus Zeitmangel und in der Meinung, dass die 
Nachweise wohl allgemein genügen, bisher unterblieben. Ein Wort noch 
über die in der Niedericher Karte 23 auftretende Formel „hereditario iure in 
continenti libere et sine omni contradictione optinebit“, da die vom Verf. 
(p. 377) vorgeschlagene Deutung nicht befriedigt. Die Worte „hereditario 
iure“, die auch in Z. 3, 4, 5 wiederkebren, können in dreifacher Bedeutung 
verstanden werden: 1) durch Erbgang, 2) zu erblichem d. h. sich vererbenden 
Rechte und 3) zu Erbrecht, d. h. in Erbnutzung. Die erste Bedeutung ist in 

**) Der Verzicht des Vaters auf seine Nutzniessung, der 448 I 81—83 
vorliegt, ist wohl der Grund der Anscbreinung. 

Westd. Z«it»chr. f. Gtsch. ti. Kunst. XXXII, III. 25 
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Z. 3 ausgeschlossen, die zweite ist in diesem Zusammenhang selten und 
stellt bereits gegen die übliche Formel, die z, B. in Z. 9 die ursprüngliche 
ist und in Z. 1, 2, 3, 14—17 gebraucht wird, eine Beschränkung dar. Selbst 
diese wäre nicht eingehalten worden, da die in Z. 5 genannten Personen 
später im Besitz von Vr des angesprochenen Hauses sind und nach Sehr. 
448 I 142 (1242) diese Anteile frei veräussern. Sollte vielleicht „hereditario 
iure“ im dritten Sinn gebraucht worden sein? Mit andern Worten, ist eine 
Beziehung zwischen den burggrätiiehen Räumungsansprüchen von 1230 ff. 
und dem kaiserlichen Schied von 11K0 (p. 15 § 2) undenkbar? 

Als Anhang gibt der Verf. mehrere wertvolle Beilagen: kritische Texte 
der beiden unechten Urkunden, schone Lichtdrucke, die dem Leser die 
Nachprüfung der palüographisclien Fragen gestatten, und Listen der Kölner 
Richter bis zum Ende des 13. Jahrhunderts. Es darf nicht verschwiegen 
werden, dass diese Listen nicht immer zuverlässig sind. Weniger dadurch, 
dass sie Ergänzungen zulassen, — man vermisst z. B. den Vogt Benzo 
(Billiger, Urbare von S. Pantaleon I, 1902 p. 86, Urk, von c. 1066—74) — 
als in der Behandlung der Belegstellen. Ich hebe zwei Beispiele heraus. 
Für den Vogt Theoderich (p. 412 nr. 2) werden 5 Zitate gegeben. Bei der 
Nachprüfung ergibt sich: Diiss. Rp. nr. 176 Gr. S. Mart. nr. 5 = Qu. II 25 
(1072), nr. 6 = Qu. II 29 (107ö), nr. 7 = Lac. I, 234. Die letzte Stelle scheidet 
aus, da hier Vogt Heim. I. erwähnt wird. Die beiden übrigbleibenden Urkunden 
sind Fälschungen 37 ) und hätten als solche bezeichnet werden müssen. Der 
rätselhafte Zusatz „nur hier prefectus urbis“ ist durch einen Fehler im 
Register des Martinrepertoriums verursacht. Dieselben Versehen begegnen 
auch bei dem Vogt Herrn. I. Unechte Stücke sind: Qu. I 34 (1084), Düss. 
Rep. S. Cäcil. und Kl. Weiher nr. 3 = Lac. I 249 und Niederrh. Annal. 17, 
131 = Alfter 22, 15-17 (1096 .jan.). Bereits gedruckt — wie durchweg 
alle vom Verf. nach handschriftlichen Repertorien aufgefiihrten Urkunden — 
Gr. S. Mart. nr. 7 = Lac. I, 234, Düs. Rep. 182 (!) Maria ad Gradus nr. 9 
= Lac I, 263, irrtümlich aufgenommen Gr. S. Mart nr. 34 = Lac. I, 360 
nr. 35 = Qu. I 117. (Knipping II, 485.) 

Mussten wir den Ansichten des Verf. oft entgegentreten und im allge¬ 
meinen an den Forschungsergebnissen Seeligers festhalten, so bleibt dem 
Verf. das unbestreitbare Verdienst, durch neues Material die Behandlung 
dieser für die kölnische Rechtsgeschichte wichtigen Fragen vertieft und den 
Zeitpunkt der Fälschungen festgelegt zu haben. Dass sie um 1230 entstanden 
sind, lässt sich nach der Fülle von Einträgen — ganz besonders nach dem 
interessanten Beleg Z 2 (p. 365), dem wichtigsten der ganzen Reihe — wohl 
nicht leugnen. Auf der andern Seite liegen in seiner Arbeit starke Anregungen 
zu einer systematischen Untersuchung des Schreinswesens und der Zivil¬ 
gerichtsbarkeit in Köln. 

37 ) Vgl. den vom Verf. p. 412 zitierten Aufsatz von Oppermann in der 
Westd. Ztschr. XXI, 113. 
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Georg Caro, Neue Beiträge zur 
deutschen Wirtschafts- und 
Verfassungsgeschichte. Ge¬ 
sammelte Aufsätze.- Leipzig, Veit 
u. Komp. 1911. 156 Seiten. 

In diesem lesenswerten Band hat 
der verdiente Verfasser, der der 
Wissenschaft zu früh durch den Tod 
entrissen worden ist, wiederum wie 
schon in seinen 1905 erschienenen 
„Beiträgenzur älteren deutschenWirt- 
schafts- und Verfassungsgeschichte“ 
eine Anzahl Aufsätze vereinigt, die 
vorher in verschiedenen wissenschaft¬ 
lichen Zeitschriften veröffentlicht 
wurden. Zwei davon: „Probleme der 
deutschen Agrargeschichte“, aus Bd. 5 
der Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte (1907), und 
„Grundherrschaft und Staat“, aus Bd. 

9 der Deutschen Geschichtshlütter 
(Jan. 1908) gehen grossen wirtschafts¬ 
geschichtlichen Zusammenhängen 
nach; zwei andere befassen sich mit 
der mittelalterlichen Geschichte des 
Klosters St. Gallen. Ein fünfter Auf¬ 
satz, aus deu Jahrbüchern für Natio¬ 
nalökonomie und Statistik, 3. Folge 
Bd. 30 (1908) bietet einen Beitrag 
zur Geschichte der Grundherrschaft 
in Oberitalien, ein sechster endlich, 
aus derselben Zeitschrift 3. Folge 
Bd. 31, behandelt ländlichen Grund¬ 
besitz von Stadtbiirgrrn im Mittel- 
alter. Zu diesen letzteren Ausfüh¬ 
rungen, die vorwiegend westdeutsche 
Verhältnisse zum Ausgangspunkt 
nehmen, seien hier einige Bemerkun- | 
gen gestattet. 

Nach C.s Meinung hat die Ministe- 
riaütät ritterlichen Standes zwar in j 
den Bischofsstädten, nicht aber z. B. 
in Frankfurt einen wesentlichen Be¬ 
standteil der Bürgerschaft gebildet. 
Aber man kann die Gruppe der 
milites, die in den Frankfurter Ur¬ 
kunden des 13 Jahrhunderts von den 
scabini geschieden wird, nicht gut 
anders deuten wie als Reichsdienst¬ 
mannen. Es können nicht Edelfreie 
sein; denn um 1219 (Böhmer-Lau, 
UB. der Reichsstadt Frankfurt I 
nr. 51) wird ein Cunradus miles de 
Erbach dem Vogt Rudgerus nach¬ 
gestellt, der seinerseits (ebenda nr. 50) 
hinter dem villicus Heinrich aufge- 
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führt wird. Als Reichsdienstmannen 
geben sich die milites aber auch da¬ 
durch zu erkennen, dass sie der 
Banngcwalt des Frankfurter Srbult- 
heissen unterworfen sind, die sich 
auch auf in der Umgegend ansässige 
Leute ritterlichen Standes erstreckt, 
ln einer Urkunde von 1225 (Böhmer- 
Lau I nr. 73), erklären scultetus et 
universi cives in Frankenvort: nos ci- 
tantes eos (milites germanos in Wol- 
veskelen) ad indicium nostrum auc- 
toritate regia induximus, quod alibati 
et conventui (de Everbach) de illatis 
iniuriis in omnibus satisfeccrunt. 
Diese Zuständigkeit kann nicht über¬ 
raschen, da das Gericht des Schult- 
heissen ein Königsgericht ist; noch 
1194 (a. a. 0. nr. 32) ist ein Streit über 
Güter zu Geusen verhandelt worden in 
iudicio domini imperatoris . . . Wolf- 
ramo sculteto et reliquisiudicibus pre- 
sentibus. Der Schultheiss hält also das 
Gericht, das nach einer Urkunde von 
w ahrscheinlich 1219 (a. a. 0. nr. 52) 
als placitum generale und nach einer 
Urkunde von 1232 (a. a 0. nr. 97) 
ante gradus ecclesie in Frankenvort, 
auf den Stufen der Frankfurter 
Könipskapelle statt fand, kraft ausser¬ 
ordentlicher, ihm unmittelbar \om 
König verliehener Amtsgewalt. In 
einer Frkunde von 1219 Nov. 20 
(ebd. nr. 49) werden die Leute, die 
dieses Gericht besetzen, denn auch 
als iudices, also mit demselben Aus¬ 
druck bezeichnet wie 1194 die Ur¬ 
teiler im Königsgericht. 

Gleichfalls UDter Königsbann wird 
vom Schultbeissen das Bauding ge¬ 
halten; in einer 1238 Dez. 3 durch 
scultetus, scabini et universi cives 
von Frankfurt ausgestellten Urkunde 
(a. a. O. nr. 115) heisst es am Schluss: 
ln cuius evidentiam presentem eedu- 
lam sigillis nostris dnximus munien- 
dam Acta sunt hec coram nobis 
Frankenford in mallo, quod a volgo 
huweding vocatur. Supradicta bona 
sub bannum et protectionein domini 
imperatoris comprehendo. Das Ban¬ 
ding hat schon Heusler (Ursprung 
der deutschen Stadtverfassung S 135) 
zutreffend als iudicium ab hereditati- 
bus gedeutet. 

Königsgericht und Bauding stehen 
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selbständig neben dem Grafengericht 
der Karolingerzeit, der Grafschaft 
auf dem Bornheimcr Berg (heute 
einem Stadtteil im Nordosten von 
Frankfurt) und ihren Zentgerichten. 
Aus dieser Grafschaft, über die das 
Landrecht von 1303 (a. a. 0. nr. 833) 
Auskunft gibt, ist der Vogt von Kaiser 
Friedrich II. beseitigt worden, fruc¬ 
tibus advocacie ipsius sculteto ofticio 
deputandis (Diplom des KönigsRichard 
von 1257 Sept. 8 a. a 0. nr. 217). Des 
Königs Gericht zu Bornheimer Berge 
wurde seitdem von des Königs Land¬ 
vogt und dem Frankfurter Schultheis- 
sen gehalten, der io den Dörfern des 
Landgerichts die Rügepflicht hatte. 

Man ersieht, dass das Stadtgericht 
aus einem in das alte Landgericht 
hincingeschobonen Künigsgeriebt und 
einem gleichfalls unter Königsbann 
gehaltenen Bauding entstanden ist. 
Die Gemeindethnorie, die vor einigen 
Jahren H. Dewort in einer Freiburger I 
Dissertation (Zur Entstehung der 
Stadtverfassung von Frankfurt a. M., 
1906) auf Frankfurt anzuwenden ver¬ 
suchte, versagt somit auch hier. Nicht 
aus der Ortsgemeinde ist das Frank¬ 
furter Stadtgericht hervorgegangen, 
sondern aus dem Königsgericht der 
Pfalz Frankfurt und dem zugehörigen 
Bauding. 

So erklärt es sich, dass noch bis 
gegen Finde des 13. Jahrhunderts in 
den Urkunden des Stadtgerichts 
milites neben den Schöffen erscheinen. 
First durch diese Flrkenntnis gelangt 
man zum richtigen Verständnis der 
aucli von Caro (S. 142) besprochenen 
Urkunde des Königs Heinrich (VII.) i 
von 1232 (Böhmer-Lau I nr. 94), in 
der cs heisst: talcm vobis damus 
gratiam et concedimus libertatem, ut 
numquam aliquem vestrum pauperem 
vel divitem cogamus aut artemus 
filiam vel neptem suam alicui de 
curia nostra seu extra curiam nostram 
copulare aut tradere legitimam in 
uxorem. C. meint, dies Privileg hebe 
nicht ein Recht auf, sondern ein 
Unrecht. Wir vermögen dieser Auf¬ 
fassung nicht zuzustimmen. Unseres 
Plrachtens lag der Fall, der zu diesem 
Privileg Anlass gab, so, dass ein 
Reichsdienstmann durch den Erwerb 
von Schöffengut in den Bürgerstand 
übergetreten war, und es handelte 
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sich nun darum, ob ein solcher Mann 
unter Berufung auf seinen freien 
Stand die Flhe seiner Tochter mit 
einem unfreien Dienstmann des Königs 
ablelinen könne oder nicht. 

So zeigt sich auch von dieser Seite 
her, dass die Beziehungen der Minis- 
terialität zum städtischen Patriziat 
dringend einer erneuten Untersuchung 
bedürfen. 

Utrecht. Oppermann. 

Kunstwissenschaftliche Stu¬ 
dien. Gesammelte Aufsätze von 
Friedr. Schneider. I. Band: Kur¬ 
mainzer Kunst, hrsg. von Erwin 
Ilensler. Wiesbaden 1913. Heinr. 
Staadt. 

Das literarische Werk des im 
J. 1907 verstorbenen Mainzer Prälaten 
Friedr. Schneider, eines der schätzens¬ 
wertesten und liebenswürdigsten 
geistlichen Kunsthistoriker unserer 
Zeit, ist zum überwiegenden Teil in 
zerstreuten Zeitschriftenartikeln nie¬ 
dergelegt. Das Unternehmen, in 
geeigneter Auswahl diejenigen Auf¬ 
sätze zu sammeln und in Buchform 
zu veröffentlichen, die noch aktuelles 
Interesse besitzen, bedarf daher bei 
dem allseitig anerkannten wissen¬ 
schaftlichen Rufe Schneiders keiner 
besonderen Begründung und kann 
überall auf freudige Zustimmung 
rechnen. Namentlich denen, welchen 
es nicht vergönnt war, F’riedrich 
Schneider persönlich näher zu treten, 
wird es willkommen sein, in diesen 
„kunstwissenschaftlichen Studien“ 
manchen beachtenswerten Artikel zu 
linden, der vorher fast nur dem 
engeren Freundeskreiso des Gelehrten 
bekannt geworden und — wie der 
Herausgeber bemerkt — gleichsam 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
erschienen war. 

In erster Linie waren die Unter¬ 
suchungen Schneiders seiner Heimat, 
der Stadt Mainz, und der mittel¬ 
rheinischen Kunst gewidmet. So 
werden denn auch diese „Studien“ 
mit einem Band „Kurmainzer Kunst“ 
eröffnet, den ein vom Herausgeber 
Erwin Ilensler verfasster, gut orien¬ 
tierender Überblick über die Arbeiten 
Schneiders auf diesem Gebiete ein¬ 
leitet. Die 25 folgenden, sehr ver¬ 
schiedenartige Gegenstände behan- 
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delnden Aufsätze linden in 11 Tafeln j 
und mehreren Textabbildungen eine I 
angemessene Illustrierung. Statt des 
Wiederabdrucks der ziemlich unvoll¬ 
kommenen Zeichnung des antiken 
l’arzenreliefs, das Schneider an einem 
Kirchlein zu Rudenau im Odenwald 
entdeckt hat, wäre aber doch wohl 
eine photographische Wiedergabe 
erwünscht gewesen; weshalb eine 
solche „hier nur wenig hätte sagen 
können“, leuchtetdoch nicht recht ein. 

Eine Bibliographie der auf über 
400 Gegenstände sich erstreckenden 
wissenschaftlichen Arbeiten Schnei¬ 
ders hat Ilensler bereits in der Fest¬ 
schrift zum 70. Geburtstage Kriedr. 
Schneiders („Studien aus Kunst und j 
Geschichte“, Freiburg 1900) ver¬ 
öffentlicht. 

Köln. Rahtgens. 

Johannes Zündo'f, Zusammen¬ 
setzung und Verfassung des 
Kölner St. Ursulastiftes nebst 
Untersuchung der ständischen Ver¬ 
hältnisse. 8°. (94 S.) Bonner phil. 
I>iss. Bonn, lleinr. Ludwig, 1911. 

Diese Schrift zerfällt in zwei 
Teile. Der erste Teil „Zusammen¬ 
setzung und Verfassung des Stifts“ 
erörtert mit Hilfe der Urkunden und 
Statuten die Organisation der Ver¬ 
fassung und Verwaltung des St. Ursula¬ 
stifts. Wahrscheinlich war dieses, 
zu Beginn des 10. Jahrhunderts von j 
den Sanktimonialen der Abtei Gerres¬ 
heim gegründet, von Anfang an ein 
Kauonissenstift nach der Aachener 
Regel. Dem Kollegium der Knno- 
nissen stand ein Kollegium der Ka¬ 
noniker gegenüber, das seit dem 12. 
Jahrhundert sicher nachweisbar ist. 
Indem der Verfasser die Bezeich¬ 
nungen der Kanonissen, ihre Zahl, 
Aufnahme in das Kapitel, Ausstattung 
mit einer Pfründe, Residenzpflicht, 
Chordienst, Freiheit des Austritts 
untersucht, liefert er manche Bau¬ 
steine zur Geschichte der mittelalter¬ 
lichen StiftsveTfassung. In gleicher 
Weise hat er auch die erhaltenen 
Nachrichten über die Kanoniker von 
St. Ursula zusammengestellt Die 
Untersuchung beschränkt sich aber 
auf den innern Kern der eigentlichen 
Stiftsverfassung; die Stiftsvogtei und 
das Veiliältnis des Stifts zu seinen 


Vasallen, Ministerialen und Zero- 
zensualen werden am Schlüsse nur 
dem Namen nach erwähnt. 

Im zweiten Teile bat der Verfasser 
mit anerkennenswertem Fleisse eine 
Liste sämtlicher Äbtissinnen und 
Kanonissen des St. Ursulastifts auf¬ 
gestellt. Als Ergebnis dieser Liste 
ergibt sich mit aller Deutlichkeit, 
dass das Stift den edelfreien Kano- 
nissenstiftern beigezählt und somit 
den niederrheinischen Frauenstiftern 
Elten, Essen. Gerresheim und Vilich 
an die Seite gestellt werden muss. 

Der Wert dieser Arbeit beruht in 
der fleisügen Zusammenstellung der 
in den Urkunden und Statuten er¬ 
haltenen Nachrichten. Das Staats¬ 
archiv zu Düsseldolf, das Stadtarchiv 
zu Köln und das Pfarrarchiv zu 
St. Ursula hat der Verf. erfolgreich 
für seine Zwecke benutzt. Von einer 
juristischen Durcharbeitung der auf¬ 
gefundenen Materialien hat er aber 
Abstand genommen, da nicht einmal 
der Name des Corpus iuris canonici 
erwähnt wird. Auch hat er die Ent¬ 
wicklung der Stiftsverfassung nicht 
genügend in den Rahmen der allge¬ 
meinen Zeit- und Rechtsgeschichte 
gestellt. An Einzelheiten bemerke 
ich, dass S. 17 f. die Ausführungen 
über die Vergebung der Kanonissen- 
stellen nicht scharf genug heraus¬ 
gearbeitet sind. Die S. 40 Anm. 5 
erwähnte Wahl per compromissum 
bedeutet nicht eine Wahl „durch 
Vereinbarung“, sondern eine indirekte 
Wahl durch Aufstellung von Wahl- 
männern. Vgl. z. B. c. 32 X 1,6. Uber 
die angeblichen Fälschungen der 
Urkunden von St. Ursula vgl. jetzt 
lleinr. Schrörs, „Fälschungen“ der 
Brüder Gelenins und kein Ende, in: 
Annalen des Ilistor. Vereins für den 
Niederrhein XCV, 10 ff. Bezüglich 
der erwähnten Zerozensualen verweise 
ichaufdieansprecbende Untersuchung 
von Heinrich Brebaum, Das Wachs¬ 
zinsrecht im südlichen Westfalen bis 
zum 14. Jahrhundert in: Zeitschrift 
für vaterl. Geschichte und Altertums¬ 
kunde [Westfalens] LXXI (1913), 2. 
Abt. S. 1 ff. 

Bonn. N. Ililling. 

Otto VoKenweider, Geschichte 

desVerkehrs auf derWasset- 
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Strasse Walenstad—Zürich— stad für den Walensee, den Schiffern 

Hasel (Band IV der Schweizer in Zürich für den Züricher See vor- 

Studien z. Geschichtswissenschaft), behalten blieb. Vollenweider will 

Zürich - Selnau, Gebr. Leemann u. die unterschiedliche Behandlung da- 

Co., 1912. 174 S. rin sehen, dass die Personenbeför- 

0. Vollenweider führt den Nach- derung in der Mitte des Weges 

weis, dass ein alter Transithandels- (zwischen Weesen am Westende des 

weg Walensta I-Weesen-Zürich-Basel I Walensees und Lachen am Südost¬ 
vorhanden ist, der sich schon nach ufer des Züricher Sees) eine LTnter- 

frühen Zeugnissen der Wasserstrasse brechung erfuhr, indem der Reisende 

(Walensee, Linth, Züricher See, Lim- für diese Strecke den Landweg vor- 

mat, Aare, Rhein) bediente, eines zog. In einigen Fällen ist das Urteil 

nordwestlich gerichteten Grabens, in des Verfassers nicht immer zutreffend, 

dem wir ein altes in Uagaz-Sarg.ms so, wenn er sagt, dass die „grossen 

von dem jetzigen Stromlauf abzwei- Messen“ in Köln neben Frankfurt aus 

gendes Rheinbett sehen dürfen, dessen dem Niedergang der Champagne- 

Spuren auch durch die in den Walen- messen den grössten Gewinn gezogen 

see Hiessende Seez angedeutet w erden. hätten, oder wenn er die seit der 

Der Verf. polemisiert lebhaft gegen Eröffnung des Gotthardpasses ein- 

die Ansicht Al. Schuhes, dass nacli getretene wirtschaftliche Entwicklung 

der Eröffnung des Gotthardpasses Luzerns in Parallele mit der Zürichs 

sich der grösste Teil dos italienisch- stellt 

deut8< ben Warenverkehrs (zwischen | Köln. Walther Tuckermann, 
der Lombardei und Zürich) vom 

Septimer weg zu dem neuen l’ass Beschreibung des Oberamts Mün- 
gewandt hiitfe, was gleichbedeutend singen, herausg. vom K. Statist, 
mit der von ihm vertretenen Ansicht Landesamt. Zweite Hearbeitung. 

ist, dass der Verkehr nach wie vor Stuttgart, W. Kohlhammer 1912. 

sich durch das Hintcrrheintal (Domm- XI. 997 S. 

lcschg) und über Chur zum Walensee Nachdem im Jahre 1825 Mem- 

bewegt habe. Seit 1336 ist das mingcr die erste Bearbeitung des 

Züricher Schifferhandwerk zünftig württembergischen Oberamts Miin- 

organisiert, und zwar bildeten sieh, singen herausgegeben hatte, erscheint 

ähnlich wie in Köln, zwei nach ihrem jetzt die zweite völlig geänderte Auf- 

Arbeitsfeld getrennte Fahrgesell- Inge, an der hervorragende Kräfte, 

schäften, von denen die Niederwasser- wie Kurt Lampert, Victor Ernst, 

fahrgesellachaft den Verkehr zwischen Bohnenberger und Robert Gradmann 

Zürich über Baden, Turgi, Klingnau, mitarbeiten Dem zwar hinsichtlich 

(Stapelplatz für den MessortZurzach), des Flächenraums grössten wiirttem- 

Laufenburg nnd Basel vermittelte. bergischen Verwaltungsbezirk, der 

Wir werden in ihr wohl die grössere aber auch der am schwächsten be- 

und angesehenere Gesellschaft er- völkerte des ganzen Königreichs ist 

blicken können. Für die Oberwasser- (45 Einw. auf den qkm, im Süden, 

fahrgesellschaft sind erst gegen Ende auf der Zwiefalter Alb, sinkt die 

des 15. Jahrhunderts Nachrichten j Dichteziffer auf 20 herab), wird hier¬ 
über einen ununterbrochenen Schiffs mit eine von allen Seiten erfasste 
verkehr zwischen Zürich und Walen- j Beschreibung gewidmet, wie sie wohl 
stad vorhanden. Aber erst die 1532 ein Verwaltungsbezirk von kaum 

zustandegekomraene Oberwasser- 25000 Einw. in ganz Europa nicht 

schiffeinung der drei Orte Zürich, wieder besitzen wird. Die treulichen 

Glarus und Schwyz, ermöglichte eine i Oberamtsbeschreibungen, deren Neu¬ 
stärkere Organisation auf der oberen herausgabe nach dem Abschluss der 

Strecke. Die Einung erreichte die I vierbändigen Landesbeschreibung 
Monopolisierung des Güterverkehrs 1909 mit dem nördlich angrenzenden 

zwischen Zürich und Walenstad, altwiirttembergischen Oberamt Urach 

während der Personentransport nach begonnen wurde, werden naturgemäss 

wie vor den lokalen Instanzen, also zunächst ihren Weg zu den Bewohnern 

den Schiffern in Weesen und Walen- des Bezirks suchen; so ist es erklär- 
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lieh, zumal jeder Band ein abgeschlos¬ 
senes Werk bildet, dass sie nicht ganz 
ohne allgemeinere Bemerkungen, auch 
nicht ohne Wiederholungen, bleiben. 
Aber diese Ausstellungen sind weit 
entfernt von der landläufigen histo¬ 
risch- geographischen Beschreibung 
anderer lokaler Bezirke. Handelt es 
sich doch hier um ein wissenschaft¬ 
liches, den Interessen weiterer Kreise 
freilich entgegenkommendes Werk. 
Der nichtwürrttembergischen Bevöl¬ 
kerung wurde der verkehrsarme 
Bezirk — erst 1893 wurde die Haupt¬ 
stadt mit Reutlingen durch eine Bahn 
verbunden, die 1901 über die Alb ins 
Blautal nach Schelklingen weiter¬ 
geführt wurde — durch die Eröffnung 
des Truppenübungsplatzes des XIII. 
Korps (1895) bekannter Wie in den 
meisten Karstgebieten wohnt auch 
auf der Alb die Bevölkerung in wenigen 
geschlossenen Ortschaften, sodass auf 
0 qkm. ein Wohnort kommt. Einzel- 
hüfe sind sehr selten und dann häutig 
im 19, Jahrhundert begründet worden. I 
Weit grösser als die Zahl der Neu- 
griindungen ist die der nachweisbaren 
Wüstungen. Bemerkenswert ist, dass 
schon 1275 von den 33 Pfarrorten 23, 
also volle 70%, vorhanden waren. 

Der restlos der schwäbischen Alb 
angehörige Bezirk bildet so recht den 
Übergang von den altwürttembergi- 
schen Neckarlanden zu dem terri¬ 
torialen Chaos in Oberschwaben. Der 
nördliche Teil des rein ländlichen 
Bezirks, in dem ein starker, mittel¬ 
bäuerlicher Besitz vorhanden ist, war 
territorial ziemlich einheitliches würt- 
tembergisches Gebiet und ist luthe¬ 
risch. Im Süden finden wir aber u. a. 
die Besitzungen der Benediktinerabtei 
Zwiefalten, bei weitem der bedeu- ' 
tendsten oberschwäbischen Stiftung 
nördlich von der Donau. Die nach 
dem Hirsauer Schema erbaute kreuz¬ 
förmige Säulenbasilika wurde seit 17-11 
(Kirchweihe 1765) durch den kur¬ 
kölnischen Hofbaumeister Joh. Mich. I 
Fischer von München, den Meister 
des Ottobeurer Tempels durch einen 
prächtigen Barockbau, eine jener 
Schöpfungen, au denen Oberschwaben 
so einzigartig reich ist, verdrängt 1 ). 

*) Hier sei erwähnt, dass der Chor 
der Miinsinger Stadtkirche um 1495 
von Peter von Koblenz errichtet wurde. 


Auch das möchte man beinahe eine 
schwäbische Spezialität nennen, wenn 
in einigen kleinen Ortschaften (Ma- 
golsheim, Ennabeuren), verschiedene 
Ortsherrschaften bestanden, daher 
sich dann eine religiös gemischte 
Bevölkerung mit Simuliankirchen her¬ 
leitete. Oder wenn in einem ritter¬ 
schaftlieben Ort, Buttenhausen, seit 
1778 den Juden, ähnlich wie in einigen 
Orten im Altbadischen oder in der 
Nordschweiz, eine Freistätte bereitet 
wird. Im Jahre 1858 war die jüdische 
Bevölkerung in der im Lautertal ge¬ 
legenen Gemeinde mit 4 9°«, stärker 
vertreten als die evangelische (mit 
46,8%), während 1910 die Judenschaft 
nur noch '/« der Gesamtbevölkerung 
ausmaclite. Dass der Ort mit 650 
Einwohnern eine Realschule besitzt, 
diirf e ebenfalls zu den schwäbischen 
Sonderheiten gehören Führt schon 
die Oberamtsstadt mit ihren 2000 
Einwohnern ein bescheidenes Dasein, 
so gilt das noch mehr von der zweiten 
Stadt, Hayingen, einem ganz abge¬ 
legenen Gemeinwesen mit kann» 600 
Einwohnern, freilich mit dieser Ein¬ 
wohnerzahl noch nicht die letzte im 
schwäbischen Königreich. 

Köln. Walther Tuckermann. 

H. Finke, Die Frau im Mittel- 
alter. Kempten und München, 
Kösel. 1913. Mit einem Kapitel: 
Mie heiligen Frauen im Mittelalter 
von A. Lenn^. XII, 192 S. Preis 
geb. 1 Mk. 

F. Frhr. v. Reitzenstein, Liebe 
und Ehe im Mittelalter. Stutt¬ 
gart, Franckb, [1912] 100 S. Preis 
geb. 1.80 Mk. 

Beide von einem ganz verschie¬ 
denen Standpunkte aus verfassten, 
übrigens für einen weiteren Kreis 
bestimmten Darstellungen leiden an 
dem gemeinsamen methodischen 
Fehler, dass sie die verschiedenen 
Perioden in der Kulturgeschichte der 
Frau während des Mittelalters nicht 
deutlich genug gegen einander al>- 
setzen. Auch Lenne* kommt hier über 
Anläufe nicht hinaus. Ferner geben 
beide Verfasser der sie beherrschen¬ 
den Tendenz, der apologetischen 
bezw der antimittelalterlichen, zu sehr 
nach. Endlich ist die Auswahl und 
die Verteilung des Stoßes bei beiden 
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nicht frei von Willkür. Diese u. a. 
Mängel hindern jedoch nicht, dass 
sich in diesen Schriften manche an¬ 
regende Bemerkung im Einzelnen 
findet. 

Bonn. Hashagen. 

Menke-Glückert, Dr. E., Die Ge¬ 
schichtschreibung der Refor¬ 
mation und Gegenreforma¬ 
tion. Bodin und die Begrün¬ 
dung der Geschichtsmetho¬ 
dologie 4 urc h Bartholomäus 
Keckermann. 8°. VIII. u. 152 S. 
Osterwieck/Harz. A. W. Zickfeldt. 
1912. 

Die Leipziger Habilitationsschrift 
von Menke-Glückert gibt nicht, wie 
der Titel vermuten lässt, eine Dar¬ 
stellung der Historiographie im Zeit¬ 
alter der Reformation und Gegen¬ 
reformation, sondern behandelt eigent¬ 
lich nur zwei Abschnitte daraus, näm¬ 
lich einmal die protestantische 
Geschichtschreibung in Deutschland, 
vor allem ihre Begründung durch 
Philipp Melanchthon, und zum anderen 
die „methodische Bewegung“ am Aus¬ 
gang des 16. Jahrhunderts und als 
deren hervorragendste Träger Jean 
Bodin und Bartholomäus Keckermann. 
Wesentlich Neues zu Melanchthon 
und seiner Schule bringt sie nicht, 
denn der Nachweis, dass die Chronik 
des Carion „zum allergrössten Teil“ 
von Melauchthon herrühre, erscheint 
mir nicht gelungen. Andererseits 
wird den evangelischen Historikern 
manches als Verdienst oder gar als 
Neuerung angerechnet, was damals 
in der Geschichtschreibung kein Vor¬ 
zug oder keine Seltenheit mehr war: 
wie z. B. die Gliederung des Stoffes 
nach den vier Weltmonarebien, die 
Heranziehung von Urkunden und 
Dokumenten als historischen Beweis¬ 
mitteln oder das Streben nach Un¬ 
parteilichkeit und Wahrhaftiekeit. 
Diese stellenweise sehr weitgehende 
Verherrlichung hängt damit zusam¬ 
men, dass Menke - Glückert die pro¬ 
testantische Geschichtschreibung iso¬ 
liert, losgelöst von der allgemeinen 
Entwicklung betrachtet, während sie 
doch auf der mittelalterlichen und 
zumal der humanistischen Historio¬ 
graphie fußt und ihre Leistungen und 
Fortschritte nur durch einen Vergleich 


mit dieser recht gewürdigt werden 
können. 

Noch stärker macht sich diese 
Einseitigkeit, das Absehen von der 
vorreformatorischen und der gleich¬ 
zeitigen katholischen Geschichts¬ 
forschung, in dem zweiten Teil der 
Schrift bemerkbar. Er gipfelt in der 
Behauptung, dass der reformierte 
Danziger Polyhistor Bartholomäus 
Keckermann in seinem Werk „De 
natura et proprietatibus historiae 
commentarius“ (1610) die Geschichts- 
methodologio begründet habe. Dass 
diese These verfehlt ist, hat soeben 
Fr. v. Bezolds Abhandlung „Zur Ent¬ 
stehungsgeschichte der historischen 
Methodik“ (Internat. Monatsschrift 
VIII. n.3) evident bewiesen. Danach 
reicht die Beschäftigung mit metho¬ 
dischen Fragen bis auf Pontano zu¬ 
rück, sie ist schon im 15. und vollends 
im 16. Jahrhundert recht häutig, so¬ 
wohl in Italien und Frankreich als 
auch in Spanien, das in dem Domini¬ 
kaner Melchior Cano einen fiir seine 
Zeit erstklassigen Methodiker bervor- 
gebracht hat. Bodin wird bei allen 
Schwächen und Mangeln seines 
Systems von Menke-Gliickert doch zu 
niedrig eingeschätzt, und Keckermann 
gebührt sicherlich nicht die über¬ 
ragende Stellung, die ihm hier ange¬ 
wiesen wird. Denn, um nur das 
Wichtigste zu berühren, so dünkt 
mich seine Einteilung der Geschichte 
in eir c „historiaseparatior“ und „com- 
binalior“ weniger scharfsinnig als ver¬ 
zwickt und gequält, und der Satz, 
auf dem seine Bedeutung vor allen) 
beruhen soll, dass die Geschichte es 
mit dem Einzelnen und Besonderen 
zu tun habe, ist nicht seine Ent¬ 
deckung. Er stammt vielmehr, wie 
v. Bezold festgestellt hat, aus der 
Poetik des Aristoteles und ist schon 
lange vor Keckermann wieder vor- 
eebraebt worden, so von Annius von 
Viterbo und u. a. auch, wie Menke- 
Glückert selbst anführt, von Jacob 
Beurer. 

Dagegen hat auf die Entwicklung 
der historischen Methodik die „metho¬ 
dische Bewegung“ in der deutschen 
und danach der französischen Juris¬ 
prudenz befruchtend eingewirkt. Ihre 
ilauptträger in Deutschland standen 
bezeichnenderweise in Beziehungen 
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zu Melanchthon, dessen Bedeutuug 
sich auch hierin manifestiert. Auf 
die Geschichte übertragen hat die 
Grundsätze der juristischen Metho¬ 
dologie Jean Bodin, seine Gegenüber¬ 
stellung der „historia hurnana, natu- , 
ralis, divina“ spiegelt den EiDllusss 
der Rechtswissenschaft deutlich wie¬ 
der. Diesen bisher nicht erkannten 
Zusammenhang aufgedecktzu haben, 
ist ein unbestreitbares Verdienst 
Menke-Glückerts. 

Bonn. Walter PI atz hoff. 

Hermann Hamelmanns Geschicht¬ 
liche Werke, Bd. II: Reforma- 
tionsgeschichte Westfalens, 
hrsg. von Klcm. Löffler. [Ver¬ 
öffentlichungen der Histor. Kom¬ 
mission für die Provinz Westfalen.] 
8°(LXX1Vn.443S.). Münster i. W., 
Aschendorff, 1913. Mk, 12. — . 

Bekanntlich gehört der westfäli¬ 
sche Reforrnationstheologe Hermann 
Ilamelmami (geh. 1526 zu Osnabrück, 
gest. 1595 als Superintendent zu 
Oldenburg) zu jenen Schriftstellern, 
die ausserordentlich viele und ver¬ 
schiedenartigen Gebieten angebörige 
Werke verfasst haben. H. war in 
erster Linie als theologischer Schrift¬ 
steller tätig. Hauptsächlich schrieb 
er polemische Traktate gegen die 
».Papisten“, obwohl er während seiner 
katholischen Periode als Vikar zu 
St. Servatii in Münster mehrere 
Synodalreden vor den Geistlichen der 
Mindener Diözese zu Gunsten des 
Priestercölibats, der Ordensgelübde, 
der Messe, der Anrufung der Heiligen 
und der Fastengebote gehalten hatte. 
Ausser der Theologie nahm vor allem 
die Geschichte sein Interesse in An¬ 
spruch. Bei seinem Besuche in 
Magdeburg, den er bald nach dem 
Ibertritte zum Protestantismus 
machte, wäre er deswegen beinahe 
Mitarbeiter der Magdeburger Cen- 
turiatoren geworden. Seiner Vorliebe 
für die humanistische Bewegung ver¬ 
danken wir zahlreiche Schriften über 
die niedersächsisch-westfälische Ge- 
lebrtengeschichte, die bereits im ersten 
Bande dieses Unternehmens neu ediert 
worden sind. Ferner schrieb er zahl¬ 
reiche landesgeschichtliche Abhand¬ 
lungen, von denen die Oldenburger 
Chronik den grössten Wert bean¬ 


sprucht, und zwei genealogische 
Schriften. Sein bedeutendstes Werk 
aber ist die Reformationsgeschichte 
Niedersachsens oder, wie der ursprüng¬ 
liche Titel lautet, die Historia eede- 
siastica renati evangelii per Inferiorem 
Saxouiam. 

Der Wert dieser Arbeit beruht 
allerdings nicht in der Objektivität 
der Darstellung und der Zuverlässig¬ 
keit seiner Berichte. Denn H. war 
auch als Historiker ein einseitiger 
Parteimann und kritikloser Sammler, 
der sich viel zu leicht auf die münd¬ 
lichen und schriftlichen Mitteilungen 
seiner zahlreichen Gewährsmänner 
verlies». Man muss daher fast jede 
Stelle seiner Erzählung nachprüfpn. 
Jedoch ist das scharfe Verdikt, das 
Cornelius über seine Reformations* 
geschieht« gefällt hat. zu einseitig, 
da es das auf Grund der Soester 
Darstellung gewonnene Urteil zu sehr 
verallgemeineit. Eine bewusste Fäl¬ 
schung kann II. an keiner einzigen 
Stelle nachgewiesen werden, wie er 
auch hinsichtlich seines von den Geg¬ 
nern angegriffenen Privatlebens tadel¬ 
los dasteht. Ferner fehlte H. die 
geistige Kraft, um die historischen 
Ereignisse aus ihren zeitgeschicht¬ 
lichen Gründen zu erfassen. Er ist 
kein Geschichtsschreiber in heutigem 
Sinne, sondern ein blosser Erzähler. 
Trotzdem sind w ir in vielen Punkten 
auf seine Darstellung angewiesen, 
weil uns keine anderen Quellen zur 
Verfügung stehen. Da H. ferner in¬ 
folge einer lobenswerten Rührigkeit 
vielfach an verschiedenen Orten in 
die reforinatorische Bewegung ein- 
gpgriffen hat. verdienen seine darauf 
bezüglichen Nachrichten eine viel 
grössere Glaubwürdigkeit, als die auf 
die Mitteilungen anderer gestutzten. 

Klemens Löffler hat in seiner vor¬ 
liegenden mustergültigen Ausgabe 
nicht wenig dazu beigetragen, die 
kritische Anwendung der Ilamel- 
mannsrhen Reformationsgescbicbte 
zu erleichtern. Jn den Anmerkungen 
zu dem neu edierten Texte hat er 
an vielen Stellen die Quellen unseres 
Autors nachgewiesen und an anderen 
Beweise für die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit seiner Angaben aus 
Urkunden und anderen Zeugnissen 
vorgelegt. Diese quellen- und sach- 
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kritischen Ausführungen sind von 
grossem wissenschaftlichen Werte. 
Ausserdem hat L. in der ausführ¬ 
lichen Einleitung die Persönlichkeit 
des Autors und den Wert seiner 
Schriften sachkundig erörtert, worauf 
sich die oben gemachten Ausführun¬ 
gen stützen. Nicht zuletzt verdient 
die ausserordentlich sorgfältige 
„Bibliographie“ der Hamelmanrischen 
Schriften unsere Anerkennung. Etwa 
zwanzig bisher unbekannte Schriften 
H s hat Löffler hier zum ersten Male 
mitgeteilt und mit grösster biblio¬ 
graphischer Genauigkeit beschrieben. 

ln der Einleitung über Hamel- 
manns Leben berührt L. auch seine 
Abstammung. Mir scheinen jedoch 
die Ausführungen über die eheliche 
Geburt II.s nicht ganz durchschlagend 
zu sein. Aus dem Selbstzeugnisse 
H.s habe ich den Eindruck gewonnen, 
dass sein Vater erst später eine 
öffentliche Ehe geschlossen hat. Der 
Vater war höchst wahrscheinlich nicht 
Kanonikus am Kollegiatstifte St. Jo¬ 
hann zu Osnabrück, wie Löffler an¬ 
nimmt, sondern nur Vikar dieser 
Stiftskirche. In dem von Aug. Ludw. 
Meyer veröffentlichten Buche „Bischof 
Detmar und seine Gründung das Stift 
St. Johann zu Osnabrück“ (1911) 
findet sich in dem mitgeteilten Aus¬ 
zuge aus dem Memorienbuche (S. 98) 
zum 3. Oktober die Eintragung: 
Mem. Everhardi Hamelman vicarii 1 ’/* 
H.“ Ich vermute, dass diese Stiftung 
von dem Vater unseres Autors, der | 
sich auf den Wunsch seines anfangs 
streng katholischen Sohnes zum 
Priester weihen liess, herrührt. 

Bonn. N. Hilling. | 

F. Vigener, G al 1 i kanis mus und 
episko palistische Strömun¬ 
gen im deutschen Katholizis¬ 
mus zwischen Tridentin um 
und Vaticanum. Studien zur 
Geschichte der Lehre von dem 
Universalepiskopat und der Unfehl¬ 
barkeit des Papstes. München u. , 
Berlin, R. Oldenburg, 1913. 89 S. 
Preis 1.50 Mk. (Auch in der Histor. 
Zeitschrift 111, 1913.) 

Die gehaltvolle Studie Vigeners 
hat einen so reichen Inhalt an wich¬ 
tigen Tatsachen und Beobachtungen, 
dass sich in Kürze ein genaues Bild 
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davon nicht bieten lässt. Mit bemer¬ 
kenswerter Selbständigkeit des Ur¬ 
teils und mit grosser Klarheit wird 
darin auf Grund eindringender Stu¬ 
dien eine Entwicklungsgeschichte der 
neueren episkopalistischen Lehren 
geboten, die schon mit ihrer Berück¬ 
sichtigung mancher entlegenen Stelle 
über die bisherige umfassende Lite¬ 
ratur hinausgreift. Ans der vor- 
febronianischen kirchlichen Publi¬ 
zistik verdient besonders die Ver¬ 
mittlungsschrift des Martin Gerbert 
von 1761 weitere Aufmerksamkeit. 
Für das neunzehnte Jahrhundert ist 
namentlich auf die Würdigung der 
Tübinger Theologischen Quartal¬ 
schrift zu verweisen. Daneben kom¬ 
men auch die Infallibilisten genügend 
zu Worte. Graf Josef de Maistre 
wird einer genauen kritischen Be¬ 
trachtung unterzogen. Wohl mit 
Recht warnt der Verfasser davor, 
den französischen Einfluss auf die 
deutschen Lehren zu ungunsten des 
römisch-päpstlichen i Gregor XVI.) zu 
überschätzen. 

Bonn. Hashagen. 

Auerbach, Bertrand, La France 
et le Saint Empire Romain 
Germaniquc depuis la paix de 
We81pha 1 ie jusqu’ä 1 a Revo¬ 
lution Fran^aise, (Bibliotheque 
de l'dcole des hautes etudes fase. 
196.) Lex. 8°. LXXIII u. 487 S. 
Paris, Champion 1912. 15 fr. 

Die letzten Jahre haben uns eine 
Reihe von Arbeiten über das Ver¬ 
hältnis zwischen Deutschland und 
Frankreich gebracht. Nachdem 1910 
Fr. Kern die Anfänge der franzö¬ 
sischen Ausdehnungspolitik unter Phi¬ 
lipp dem Schönen aufgehellt hat, 
führt uns jetzt Auerbach ihr letztes 
Stadium vor dem Untergang des alten 
Reiches vor. Im Mittelpunkt seiner 
Betrachtung steht der permanente 
Reichstag zu Regensburg, an dem 
Frankreich seit dem Westfälischen 
Frieden eine ständige Vertretung 
unterhielt. Die Geschichte dieser 
Vertretung von 1653 bis zur Aus¬ 
weisung des letzten Agenten im Juli 
1792 und die französische Politik auf 
dem Reichstage sind das Thema 
dieses Buches. Auerbach hat damit 
eine Lücke in der historischen Lite- 
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Tatur ausgefüllt, denn soviel auch 
über die Beziehungen Frankreichs zu 
den einzelnen deutschen Fügten in 
dieser Epoche geschrieben worden 
ist, eine zusammenhängende Dar¬ 
stellung des Verhältnisses zur Ge¬ 
samtheit des Beiches besasscn wir 
noch nicht. Die Untersuchung be¬ 
ruht vor allem auf den von A. selbst 
herausgegebenen Instruktionen an 
die französischen Vertreter in Regens- 
burg, daneben hat er aus ihren Kor¬ 
respondenzen mit dem Hofe eine 
Fülle bisher unbekannten wertvollen 
Materials herangezogen 

Durch den Westfälischen Frieden 
war die Stellung Frankreichs zum 
Deutschen Reiche eine andere ge¬ 
worden: der französische König war 
der Garant dieses Friedens und hatte 
damit für sein altes Streben nach 
Einmischung in die Reichsangelegen¬ 
heiten eine rechtliche Grundlage 
erworben. Aber Ludwig XIV. wollte 
sich mit „der etwas platonischen 
Rolle des Garanten“ nicht begnügen. 
Auch hier hat er, wie Sorel sich aus¬ 
drückt, das alte französische System 
.denaturiert“. Wiederholt hat er den 
Versuch gemacht, für die dem Reiche 
abgenommenen LandeSitz undStimme 
auf dem Reichstage zu erlangen, aber 
zugleich beanspruchte er für diese 
Gebiete die volle Souveränität. Die 
endlosen Verhandlungen hierüber 
führten zu keinem Ergebnis. Die 
französischen Staatsmänner sahen 
schliesslich die Nutzlosigkeit der 
Reichsstandschaft ein, um so ener¬ 
gischer bestanden sie auf der Souverä¬ 
nität; auf dem Kongress zu Ny m wegen 
lehnten sie jede Erörterung der el- 
sässischen Frage ab, bald darauf 
erklärten sie, ohne auf ernstlichen 
Widerspruch zu stossen, dass die 
Kontroverse völlig zu ihren Gunsten 
entschieden sei. Auch im Reiche 
selbst hatte Ludwig XIV. in den 
ersten Jahrzehnten seiner Regierung 
wachsende Erfolge zu verzeichnen. 
Das französische Allianzsystem wurde 
immer weiter ausgedehnt, die deut¬ 
schen Fürsten erblickten in dem 
Bourbon ihren natürlichen Rückhalt 
gegen das Haus Österreich, 1(558 
schlossen sie mit ihm den Rheinbund. 
Aber mit Recht warnt A. vor einer 
Überschätzung des Rheinbundes: er 


erwies sich als nicht lebensfähig, und 
das immer unverhülltere Trachten 
Frankreichs nach der Hegemonie im 
Reiche rief das deutsche National¬ 
gefühl gegen den übermächtigen 
Nachbarn in die Schranken und trieb 
die deutschen Fürsten mehr lind mehr 
an die Seite Habsburgs. Zunächst 
zwar äusserte sich diese Abkehr nur 
in der Publizistik und in kleinen 
Symptomen, wie der Ablehnung eines 
neuen Ilheinbundsantrages 1(>72; offen 
zu Tage trat der Umschwung erst, 
als der Glücksstern Ludwigs XIV. 
nach 1(588 immer mehr erblasste, als 
er durch den pfälzischen Krieg die 
allgemeine Stimmung in Deutschland 
und durch seine katholische Politik, 
den Widerruf des Edikts von Nantes 
und die Ryswiker Klausel, die Pro¬ 
testanten gegen sich aufgebracht 
hatte. Nach dem spanischen Erb¬ 
folgekrieg war das Übergewicht des 
Kaisers im Reiche grösser als je seit 
1(548. Das erkannte auch die fran¬ 
zösische Diplomatie und suchte die 
begangenen Fehler zu korrigieren, 
dadurch, dass sic zu dem von Lud¬ 
wig XIV. verlassenen Garantiesystem 
zurückkehrte. Freilichentsprangdiese 
Mä'sigung (das darf nicht übersehen 
werden) nicht allein politischer Ein¬ 
sicht, sondern ebenso sehr der zu¬ 
nehmenden Schwäche Frankreichs, 
die das Sinken des französischen 
Ansehens im Reich noch mehr be¬ 
schleunigte. Zwar gelangte mit 
Karl VII. endlich ein Kaiser „de la 
fai;on de la France“ auf den Thron, 
aber gleichzeitig entschied sich, dass 
Frankreich seine bisherige Stellung 
im Reich endgültig an Preussen ver¬ 
lor. Das Bündnis mit Österreich 
und der siebenjährige Krieg besie¬ 
gelten diese Wendung. Vorgebens 
suchte die französische Politik nach 
dem Hubertusburger Frieden eine 
dritte Partei im Reich gegen die 
beiden Vormächte zu begründen, auf 
dem Friedenskongress in Teschen 
1779 trat Frankreich schon vor dem 
aufstrebenden Russland in den 
Schatten. Mit dem Ausbruch der 
Revolution, dem Vorgehen der Con¬ 
stituante gegen die Lehnsreclite der 
Reichsstäude im Eisass und der 
Kriegserklärung von 1792 schliesst 
Auerbach seine Darstellung. 
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Es war keine leichte Aufgabe, i 
die er sich gesetzt hat. Die Politik 
Frankreichs im Reiche löst sich in 
eine kaum übersehbare Fülle von 
einzelnen Aktionen, Schachzügen und 
Intrigen auf. Den hie und da her¬ 
vortretenden Mangel an Übersicht¬ 
lichkeit wird man deswegen dem 
Verfasser nicht als schweren Vor¬ 
wurf anrechnen können, im grossen 
und ganzen hat er es verstanden, die 
Fäden in der Hand zu behalten und 
die leitenden Gesichtspunkte heraus¬ 
zuarbeiten. 

Der Regensburger Reichstag, I 
dessen Zusammensetzung und Ge¬ 
schäftsführung A. in der Einlei¬ 
tung wohl etwas zu umständlich 
darlegt, erscheint in seiner ganzen 
Kläglichkeit und Nichtigkeit. Die 
französischen Staatsmänner kamen 
bald von ihrer Überschätzung der 
Reichsversammlung zurück, was sich 
schon rein äusserlich in der Auswahl | 
ihrer Vertreter in Regensburg doku¬ 
mentiert: auf so tüchtige Diplomaten 
wie Gravel und Verjus folgen im 
18. Jahrhundert meist unbedeutende 
und untergeordnete Residenten. „Man 
muss Regensburg als einen von der 
übrigen Welt abgeschlossenen Platz 
betrachten, wo man nur sehr geringen 
Anteil nimmt an allem, was sich 
nicht auf die inneren Reichsange 
legenhciten bezieht“, urteilte 1726 
der Gesandte Chavigny, und einer 
seiner Nachfolger schrieb 1782: „Die 
Verhandlungen, die über das Schick- I 
sal Amerikas entscheiden sollen, 
machen vielleicht weniger Schwierig¬ 
keiten, als die Frage, ob Herr v. Fischer 
oder Herr v. Haimlc die Stimme der 
westfälischen Grafen führen wird.“ 

In der grossen europäischen Politik 
mehr und mehr bei Seite geschoben 
und schliesslich ganz ausgeschaltet, 
erwies sich der Reichstag als unfähig, 
seine wichtigste Aufgabe, die Re¬ 
form der Reichsverfassung, überhaupt 
ernstlich in Angriff zu nehmen, er 
brachte seine Tage mit kleinlichen 
Streit- und Etikettefragen zu. Da¬ 
rum erscheint es mir stark über¬ 
trieben, wenn A. den Reichstag als 
den Kristallisationspunkt des deut¬ 
schen Nationalgefühls bezeichnet. 
Gewiss war der Reichstag die ge¬ 
meinsame Vetretung der auseinander¬ 


strebenden Territorial&taaten und 
fasste seine Beschlüsse im Namen des 
gesamten Reiches, gewiss bestand 
unter den kleineren Reichsständen 
ein nicht zu verkennender Reichs¬ 
patriotismus, der sich gelegentlich 
auch zu dem Verlangen nach einer 
strafferen Einheit verstieg, aber dieser 
Reichspatriotismus wurzelte doch vor 
allem in der Schwäche und wurde 
durch den Partikularismus der grö¬ 
sseren Staaten niedergehalten. Ein 
wirklicher Nationalgeist konnte in 
der verstaubten Luft von Regens¬ 
burg nicht auf kommen, und die 
Ansätze dazu wurden durch die 
jammervolle Ohnmacht des Reiches 
mehr erstickt als verstärkt. Und 
ebenso überschätzt A. das konfessio¬ 
nelle Moment und seine Bedeutung 
für die Reichsgoschiclite des aus¬ 
gehenden 17. und des 18. Jahrhun¬ 
derts. Dass der religiöse Gegensatz 
sich auf dem Reichstag immer wieder 
geltend machte, und bei den Pro¬ 
testanten das alte Misstrauen gegen 
das katholische Kaiserhaus und seine 
Klientel noch rege und nicht unbe¬ 
rechtigt war, w ird niemand bestreiten, 
aber die These, dass ihre Opposition 
gegen das Kaisertum weniger in 
ihrem Partikularismus als in ihrer 
Furcht vor einer katholischen Reak¬ 
tion wurzelte, sebiesst doch über das 
Ziel hinaus. 

Von französischem Chauvinismus 
hält sich der Verfasser erfreulicher¬ 
weise fern. Rückhaltlos deckt er die 
Fehler und Schwächen der französi¬ 
schen Politik im Reiche auf und spricht 
es z. B. offen aus. dass nicht die deut¬ 
schen Mächte sondern die Gironde 
den Krieg von 1792 herbeigeführt 
hat. Nur die Verdienste Frankreichs 
um das Reich, die er am Schlüsse 
zusammenfasst, malt er zu einseitig 
und in allzu hellen Farben aus. 
Zweifellos hat der deutsche Protestan¬ 
tismus seine Rettung nicht zuletzt 
dem französischen Beistand zu ver¬ 
danken, aber wenn A. in der Unter¬ 
stützung der evangelischen Partei ein 
bewusstes Eintreten für dieGedanken- 
und Gewissensfreiheit erblickt, wenn 
er den sehliesslichen Sieg dieser Ideen 
ebenso sehr den französischen Staats¬ 
männern wie den französischen Phi¬ 
losophen und Schriftstellern zusehrei- 
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ben will, so werden wir ihm darin 
nicht zustimmen können. Auch der 
deutsche Föderalismus, das Produkt 
einer fast tausendjährigen Entwick¬ 
lung, würde sich ohne den Schutz, 
den Frankreich ihm angedeihen liess, 
behauptet haben. Und ebenso wenig 
werden wir den Satz gelten lassen, 
dass das alte Reich von den franzö¬ 
sischen Armeen nichts Schlimmeres 
erlitten habe als von den österrei¬ 
chischen und preussischen Heeren. 
Gerade die Raubkriege Ludwigs XIV. 
und das unmenschliche Hausen seiner 
Truppen im Reiche haben vor der 
Revolution das meiste dazu beige¬ 
tragen, dass sich der uralte Gegen¬ 
satz zwischen den beiden Völkern 
immer mehr zu einer förmlichen 
Todfeindschaft auswuchs. 

Bonn. Walter Platzhoff. 

Wolfgang Windelband, Staat und 
katholische Kirche in der 
M a r k g r a f s c li a f t B a den zur 
Zeit Karl Friedrichs. Tübingen, 
J. C. B. Mohr (P. Siebeck) 1U12. 
VI u. 171 SS. 8°. - - Mk. 

Als einen Beitrag zu der Ge¬ 
schichte der staatlichen Kirchenpolitik 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts hat W. seiner Hauptdar- 
stellung über die Verwaltungstätig¬ 
keit des Markgrafen Karl Friedrich 
von Baden diese Spezialuntersuchung 
vorausgeschickt, deren Gegenstand 
eine Reihe von Prozessen badischer 
Untertanen gegen den Markgrafen am 
Reichshofrat bildet. Seine Absicht, 
„ein Bild zu geben von den Schwie¬ 
rigkeiten, welche der protestantischen 
Regierung aus der Einfügung des 
starken katholischen Elements in den 
bisher geschlossen evangelischen Staat 
erwuchsen“, hat der Verf. zweifellos 
aufs beste erreicht, da es ihm ge¬ 
lungen ist, aus dem umfangreichen 
Aktenmaterial das Wesentliche aus- 
zusoudern und in eine ebenso vor¬ 
nehme wie ansprechende Form zu 
giessen. 

Bei dem grossen Interesse, den 
dieser Kampf einer katholischen 
Partei gegen die protestantische 
Landesregierung auch für unsere 
Tage hat, ein Kampf, den W. nicht 
mit Unrecht in Parallele setzt zu 
dem preussischen Kulturkampf im 15». 


Jahrhundert, .wird es am Platze sein, 
hier kurz die Positionen der beiden 
Gegner zu beleuchten und vor allem 
den Ausgangspunkt des Streits zu 
schildern. 

Als 1771 durch den Tod des 
kinderlosen Markgraf August Georg 
das durchweg katholische Baden- 
Baden nach Erbrecht an das rein 
protestantische Baden-Durlach 
fiel, war vorauszusehen, dass die Ver¬ 
einigung beider Teile nicht ohne 
Reibungen sich vollziehen werde. 
Indes schien sowohl der 1705 zwischen 
den Fürsten abgeschlossene Erbver¬ 
trag als die wahrhaft tolerante Ge¬ 
sinnung des Markgrafen Karl Fried¬ 
rich dafür zu bürgen, dass die 
Schwierigkeiten auf das geringste 
Mass gebracht würden. War doch 
durch den Vertrag den Katholiken 
der ganze Besitzstand in vollem Um¬ 
fang garantiert worden. Allein die 
katholische Agitation, die durch den 
vertrauten Ratgeber der verwittweten 
Markgräfin Maria Viktoria (einer ge¬ 
borenen Prinzessin von Aremberg) 
Geheimrat Axter, kaiserl. Landvogt 
der Ortenau, in enger Fühlung mit 
dem Bischof von Speyer geleitet 
wurde, hatte es verstanden, Miss¬ 
trauen gegen Karl Friedrichs Re¬ 
gierung zu säen und den Glauben 
i zu verbreiten, die Garantien für die 
Sicherstellung der katholischen Re¬ 
ligion seien unzureichende. Gleich 
der Beginn dieser Regierung, die 
Aufhebung der drei Rcgierungs- 
kollegien in Rastatt, die dem Erb¬ 
vertrag nach völlig gerechtfertigt 
war, förderte dies Misstrauen. Denn 
diese politisch und finanziell durch¬ 
aus notwendige Massregel stellte das 
katholische Land unter die Karls¬ 
ruher Dikasterien, die zum grössten 
Teil aus Protestanten bestanden. Die 
Hoffnungen der katholischen Partei 
beruhten nun darauf, dieser pro¬ 
testantischen Regierung wirkliche 
Religionsbedrückungen nach weisen 
und das Einschreiten des Reichshof¬ 
rats herbeiführen zu können. Durch 
die verhetzende Agitation eines aus 
baden-badischem Dienst übernom¬ 
menen Beamten, Tschamerhell, kam 
es wegen der konfessionellen Ver¬ 
hältnisse in der Herrschaft Mahlberg 
wirklich zu einer derartigen Klage 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



402 


Anzeigen und Mitteilungen. 


ain Reichshofrat. Hier konnte in 
der Rechtfertigungsschrift des Mark¬ 
grafen nachgewiesen werden, dass 
Mahlberg im Normaljahr 1624 durch¬ 
aus protestantisch war und dass die 
baden - badischen Markgrafen ver¬ 
pflichtet gewesen seien, es zu re¬ 
spektieren. Da man aus den Dar¬ 
legungen erkannte, dass der Markgraf 
den Katholiken keinen Grund zu 
Beschwerden gegeben hatte, blieb 
der Prozess einfach ruhen, und die 
Bevölkerung überzeugte sich mehr 
und mehr davon, dass beiden Kon¬ 
fessionen gegenüber von der Regierung 
strenge Unparteilichkeit beobachtet 
wurde. „Für das Land hat das gute 
Verhältnis, das seitdem zwischen den 
Konfessionen geherrscht hat, die 
segensreichsten Folgen gehabt“. 

Grössere Schwierigkeiten bereiteten 
der Regierung die verschiedenen 
Stiftungen der Markgratin Mai ia 
Viktoria, die eben alle den Zweck 
verfolgten, die Unabhängigkeit des 
katholischen Religionswesens zu er¬ 
reichen. Bei der Stiftung eines 
Kapitals für katholische Schulzwecke 
in Baden-Baden offenbarte sich die 
Absicht, eine katholische Kon- 
sistorialkommission zu schaffen, 1 
die den Geheimen Rat, die bisherige 
oberste Behörde, völlig ausschalten 
sollte. Durch die Ablehnung der 
Bedingungen des Stiftungsbriefs 
seitens der Regierung musste die 
Badener Bürgerschaft erregt und in 
die Opposition getrieben werden. 
Eine lebhafte Agitation konnte sich 
jetzt entfalten, zu der die Regierung 
insofern noch weiteren Stoff lieferte, 
als sie durch Ernennung des wissen¬ 
schaftlich bedeutenden aber sonst 
recht anfechtbaren Protasius Hof- 
mann zum Professor am neuge¬ 
gründeten Gymnasium in Baden die 
Gefühle der katholischen Partei ver¬ 
letzte. Die Folge war, dass die 
Stadt Baden den Markgrafen beim 
Ilciclishofrat verklagte. Bei dieser 
Gelegenheit, kam es zwischen den 
Vertretern der Parteien zu sehr in¬ 
teressanten Erörterungen über die 
Frage, ob die jura circa sacra einen | 
integrierenden Bestandteil der welt¬ 
lichen Landeshoheitsrechte aus¬ 
machten. Die Theorie des absolutis¬ 
tischen Staatsrechts stand hier dem 


katholischen Kirchenrecht gegenüber, 
wie es sich aus dem kanonischen 
Recht entwickelt hatte. Bekanntlich 
brachte der Beginn des 19. Jahrli. 
die erstere zum völligen Sieg und zu 
einer viel radikaleren Ausbildung, 
als F. Brauer, der Vertreter des 
Markgrafen, sie entwickelt hatte, zu 
dessen milderer Auffassungsweise 
man erst seit 1860 wieder zurück¬ 
gekehrt ist. 

Während jene Klage viele Jahre 
lang beim Reichshofrat Anlass zu 
theoretischen Auseinandersetzungen 
bot, hatte der geschäftige Axter in 
Offenburg der Regierung einen neuen 
Stein in den Weg gerollt. Die Ein¬ 
setzung eines Syndikus für sämtliche 
katholische Untertanen, zu dessen 
Unterhaltung Maria Viktoria die 
Mittel hergeben sollte, wurde den 
Städten Baden und Rastatt als er¬ 
strebenswertes Ziel vorgestellt. Da¬ 
durch wurde ein neuer Konflikt mit 
der Regierung beraufbesebworen und 
nach dieser Teilfrage wird gewöhn¬ 
lich die ganze Reihe der Religions¬ 
prozesse unter dem Namen des 
„Syndikatprozesses“ zusammenge¬ 
fasst. Durch angestrengte Agitation 
wusste man es dahin zu bringen, 
dass sieh der Bittschrift der Städte 
um den Syndikus viele Landgemeinden 
anschlossen. Besonders bemerkens¬ 
wert ist nun aber, dass keines der 
Klöster diese Bittschrift mit unter¬ 
zeichnet hat und dass überhaupt 
nirgends die Überzeugung von der 
Notwendigkeit einer derartigen In¬ 
stitution vorhanden war, sondern nur 
durch Agitation das Verlangen auf¬ 
gepäppelt worden war. Drohungen 
mit wirtschaftlichem Boykott und mit 
Ausschluss der Kinder aus der 
katholischen Schule spielten schon 
damals eine Rolle als Agitations¬ 
mittel (S, 95), Viele wussten gar 
nicht, um was es sich hei der Bitt¬ 
schrift handelte. Und so kam es, 
dass schliesslich eine Gemeinde nach 
der andern von der Sache zurücktrat. 
Der eigentliche Syndikatstreit endete 
damit, dass Tschamerhell unfreiwillig 
sein Amt niederlegen musste; er 
hatte so zum Siege Karl Friedrichs 
geführt. Durch den Tod der Kaiserin 
Maria Theresia hatten die Syndikaner 
ihre wertvollste Stütze verloren. 
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Als man im Jahre 1787 eine ge¬ 
naue Zählung der Prozessanhänger 
vornehmen liess, ergab sich, dass 
mehr als ein Drittel überhaupt keinen 
Giund für die Beteiligung am Pro¬ 
zess anzugehen wusste, und dass 
nicht ein einziger eine noch bestehende i 
Religionsbesch werde angeben konnte. 
Nur „der Eiutluss einiger weniger 
Persönlichkeiten ist es gewesen, der 
den Bürgern einredete, ihre Religion 
sei in Gefahr“. Dies leichtfertige 
Spiel, was skrupellose Agitation mit 
Fürst und Volk trieb, hatte für das 
ganze Land sehr nachteilige Wirkun¬ 
gen. Durch die Rücksicht auf die 
Stimmung der Bevölkerung hatte die 
Regierung viele geplante Meliorationen 
zurückstellen, durchgreifende Mass- 
regeln hinausschieben müssen. Erst 
um 1790, nachdem auch das Einver¬ 
nehmen mit Speyer (besonders in 
Schulfragen) hergestellt war, konnte 
man an die Durchführung der Mass- 
regelndenken, die für einen einheit¬ 
lichen Staat grundlegend waren. 

So bietet die ruhige und besonnene 
Untersuchung ein recht lehrreiches 
Beispiel für die Art, wie seihst im 
Jahrhundert der Aufklärung hei ge¬ 
mischt-konfessionellen 'Verhältnissen 
Stimmung gemacht wurde. 

Re d 1 ic h. 

Heinrich Schrohe, Aufsätze und 
NachweisezurMainzerKunst- 
geschichte (Beiträge zur Ge¬ 
schichte der Stadt Mainz II.) Mainz 
1912. Tn Kommission bei L. Wil- 
ckens. 

Bei der Inventarisierung der 
deutschen Kunstdenkmäler wird seit 
einiger Zeit immer mehr die Not¬ 
wendigkeit einer Dut chforscbung des 
archivalischen Quellenmaterials für 
diesen Zweck betont, das früher hier¬ 
bei nur wenig oder garnicht Berück¬ 
sichtigung fand. Dennoch aber wird j 
man nicht von den KunstinventaTen 
als Zugabe die Edition der ein¬ 
schlägigen schriftlichen Quellen und 
Nachweise, soweit sie noch nicht 
veröffentlicht sind, erwarten können. I 
ln Österreich, wo dies bei der dorti 
gen Kunsttopographie tatsächlich 
angestrebt wird, zeigt sich eine solche 
Überlastung des Stoffs, dass trotz der 
bedeutenden bisherigen Leistung 


ernstliche Zweifel an der Durchführ¬ 
barkeit des ganzen Unternehmens 
aufkommen, von der Schwerfälligkeit 
des aufwändigen Apparats ganz ab¬ 
gesehen. Als ein glücklicher Ausweg 
ist dagegen eine gesonderte Publika¬ 
tion des akteumässigen Quellen¬ 
materials zu betrachten, die für den 
Inventarisator der Kunstdenkmäler 
eine höchst schätzenswerte Vorarbeit 
bedeuten kann. Unter diesem Ge¬ 
sichtspunkt ist auch die vorliegende 
Arbeit von Schrohe, der selbst an 
der Kunsttopographie der Stadt Mainz 
beteiligt ist, entstanden und zu be- 
grüssen. 

Den „Nachweisen“, die sich im 
Wesentlichen auf Künstler des 16. 
bis 18. Jahrhunderts beziehen und 
vorwiegend Arcliivalien der Mainzer 
Stadtbihliotbek entnommen sind, sind 
einige Aufsatze zur Mainzer Kunst¬ 
geschichte vorausgeschickt, unter 
denen eine Darstellung der Geschichte 
des berühmten Chorgestühls im Dom 
(1750—65) und eine Abhandlung über 
die Wappenkalender des Mainzer 
Domkapitels erwähnt seien. 

Die ausführlichen Register werden 
vermutlich bei der Bearbeitung der 
„Kunstdenkmäler der Stadt und des 
Kreises Mainz“, deren Erscheinen 
bevorsteht, gute Dienste geleistet 
haben. 

Köln. Rahtgens. 

Bensel Paul, Niederrheinisches 
Geistesleben im Spiegel Cle- 
vischer Zeitschriften des acht¬ 
zehnten Jahrhunderts. [Studien 
zur rheinischen Geschichte. Hrsg. 
Dr. jur. Albert Ahn. 1. Heft.] Bonn, 
A. Marcus & E. Weber (Dr. Albert 
Ahn) 1912. (XX, 227 S.) 8°. M. 6. 

Vorliegende Arbeit bietet einen 
wertvollen Beitrag zur rheinischen 
Geistesgeschichte in der 2. Hälfte 
des 18. Jahrhunderts 

Bei der weitgehenden Zersplitte¬ 
rung, der das Material später an¬ 
heimgefallen ist, und der bibliographi¬ 
schen Seltenheit einzelner Jahrgänge 
verdient die genaue Übersicht über 
die Fundstätten (S. XV—XX) lebhafte 
Anerkennung. Diese sorgfältige bibli¬ 
ographische Grundlage wird nicht 
nur der durch B. angeregten weiteren 
Einzelforschung gute Dienste leisten. 
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sondern könnte auch künftigen press¬ 
geschichtlichen Untersuchungen die 
Richtung weisen. 

Die Methode, nach der B. sein 
Material, 21 Zeitschriften und 3 Tages¬ 
blätter, zu bewältigen sucht, geht 
von der Feststellung der äusseren 
Entstehungsgeschichte, Verleger und 
Erscheinungsweise aus, um darauf 
das Verhältnis von Herausgeber und 
Mitarbeitern, die Verbreitung der 
einzelnen Zeitschrift und ihr allge¬ 
meines Programm zu bestimmen. 
Der, wie mir scheint, neu eingeführte 
Grundsatz des Verf., an den einzelnen 
Herausgelier und Mitarbeiter die 
Frage nach seiner Heimat zu stellen, 
führt zu der auffallenden Beob- | 
achtung, dass die an der Entwicklung , 
beteiligten Personen meist einge- 
wanderte Nord- und Mitteldeutsche 
waren, teilweise aus Süddeutschland, ! 
Berg oder Westfalen stammen (S.224). 
Nach Erledigung dieser mühsamen 
Vorarbeiten, deren Ergebnisse zum 
Teil bereits für die stoffliche Cha¬ 
rakteristik Bedeutung haben, bietet 
B. eine Analyse, die zunächst den 
formalen Charakter der Zeitschrift 
bestimmt, hierauf ihren Inhalt nach 
bestimmten, individuell verschiedenen 
Gesichtspunkten gruppiert. Es ist 
zu bedauern, dass äussere Rücksichten 
den Verf. zu einer so summarischen 
Behandlung der Zeitungen von Duis¬ 
burg und Wesel genötigt haben. 
Da sie den Clever Blättern als 
„Hintergrund“ dienen sollen (S. 6), 
ist unbedingt Klarheit darüber er- | 
forderlich, wieweit sie für das Bild 
des Ganzen eine einfache Parallele 
bedeuten, wieweit sie als Kontrast¬ 
erscheinung wirken können. Wie 
wenig hier zum Teil von einer Be- 
wältigung des Materials die Rede 
sein kann, soll weiter unten an einem 
Beispiel gezeigt werden. 

Für Cleve selbst hat B. den mit 
der Zeit sich wandelnden Typus des 
geistigem Lebens mit eindringendem 
Scharfsinn festgestellt. Die Periode 
der moralischen Wochenschriften, 
die eine literarische Bildungsschicht 
innerhalb des Mittelstandes ja erst 
geschaffen hat, ist für Cleve in v. 
Derschaus „Westpbälischein Beob¬ 
achter“ und in Cranz' „Freund der 
Wahrheit und des Vergnügens“ ge¬ 


geben. Die Art und Weise, wie 
Verf. aus dem reichen Inhalt dieser 
beiden Blätter eine Art Individualität 
heransarbeitet und diese über zahl¬ 
reiche Fiktionen hinweg zu der 
grundverschiedenen Persönlichkeit 
der Herausgeber in Beziehung setzt, 
bildet einen Höhepunkt der Arbeit. 
Es versteht sich von seihst, dass die 
zweite Periode des Clever Zeit¬ 
schriftenwesens, die durch die wissen¬ 
schaftlich - literarischen Unterneh¬ 
mungen Beerstechers bezeichnet ist, 
einer einheitlichen Charakteristik 
erheblich mehr widerstrebt. Sie 
bringt nicht nur eine außerordent¬ 
liche Eibreiterung des Arbeitsfeldes; 
auch die Anteilnahme zahlreicher 
Mitarbeiter, die nur zum Teil fest¬ 
gestellt werden konnten, erschwert 
die Analyse. Die entscheidende 
Wandlung, die das Hanptorgan der 
Gattung, das „Encyklopädische Jour¬ 
nal“, von belehrender Unterhaltung 
unter Dohms Einfluss zu wissen¬ 
schaftlichen Zielen fortschreiten lässt, 
hat Verf. gleichwohl überzeugend 
dargetan. Die letzte Periode kommt 
in drei Monatsschriften: „Politische 
und moralische Unterhaltungen für 
die Jugend und ihre Freunde“, 
„Mancherlei zur angenehmen und 
nützlichen Unterhaltung“, „Der Cle- 
vische Zuschauer“ zum Ausdruck 
und lässt in der Behandlung der 
Tagesfragen, in der Erörterung staats¬ 
wissenschaftlicher Probleme uud in 
der Berücksichtigung der grossen 
Weltereignisse (Nordamerika, Nieder¬ 
lande, franz. Revolution) das Über- 
wiegen politisch-aufklärerischer In¬ 
teressen erkennen. Wieweit diese 
Entwicklung in Cleve mit der gemein¬ 
deutschen harmoniert, hat B. in einer 
Schlussbetrachtung unto [-Vermeidung 
jeder schematischen Periodisierung 
ansgeführt. Nächst der Feststellung 
dieser Analogie dürfte von den all¬ 
gemeineren Ergebnissen vor allem 
der Zusammenhang mit dem nord¬ 
deutsch - protestantischen Kulturbe¬ 
reich und das starke Zurücktreten 
des prcussischen Staatsgefülils sowie 
des deutschen Nationalgefühls be¬ 
deutsam sein. Wie wenig vollends 
von einem rheinischen Bewusstsein 
damals die Rede sein kann, erläutert 
die Tatsache, dass die Clever Presse 
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den Josefinismus nur in den öster¬ 
reichischen Niederlanden berück¬ 
sichtigt, dagegen über Nellers Streit 
in Trier und Köln nach den Gött 
Gel. Anz berichtet. 

Ehe wir zu einzelnem übergehen, 
sei hervorgehoben, dass die gedruckte 
Literatur mit anerkennenswerter 
Vollständigkeit herangezogen worden 
ist. Nur an einem, allerdings wich¬ 
tigen Punkte, bei dein Problem der 
Mädchenerziehung (S. 69 tt'., 1)8f., 
162 f.) vermisst man die ideenge¬ 
schichtlichen Zusammenhänge, die 
Ferd. Strassburger in einer sorg¬ 
fältigen Untersuchung (Die Mädchen¬ 
erziehung in der Geschichte der 
Pädagogik des 17. u. 18. Jahrhunderts 
in Frankreich und Deutschland, 
Strassburg 1911) erarbeitet hat. Es 
ist nur zu billigen, wenn B. in 
strenger Fassung des Themas seinem 
Urteil die eigentlich journalistischen 
Leistungen der zu behandelnden 
Persönlichkeiten zu Grunde legt. 
Immerhin hätte die Mitarbeit des 
niederrheinischen Journalismus an 
einem auswärtigen Organ wie Nikolais 
„Allgem. deutscher Bibliothek“ Er¬ 
wähnung finden müssen, zumal dies 
den mit Hecht betonten norddeutsch- 
protestantischen Charakter neu belegt. 

Auf Grund seines umfassenden 
Quellenstudiums und seiner guten 
literarhistorischen Schulung wird man 
Verf. für die überwiegend literarisch¬ 
philosophischen Probleme seines 
Materials gern als Führer aner¬ 
kennen. Weniger Sicherheit verrät 
seine Analyse, sobald sie den Boden 
der Theologie betritt. Auf diesem 
Gebiet lässt die Charakteristik nicht 
nur wertvolles Material unausge- 
schöpft und das Wesentliche durch 
unwesentliches überwuchern, sondern 
scheint auch in der Fragestellung 
mehrfach anfechtbar. Die landläufige 
Beobachtung, dass die Widerlegung 
der Häresie nur zu leicht die eigene 
Rechtgläubigkeit gefährdet, wird nicht 
verwertet. Es ist jedoch bezeichnend, 
dass der offenbar katholische Ver¬ 
fasser des „Parallels“ (S. 194), ein 
leidenschaftlicher Apologet der Offen¬ 
barung, den Vorzug der von Jesus 
gestifteten Religion in „Gedanken“ 
begründet, die selbst unverkennbare 
Spuren der Aufklärung tragen. Dies 
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wird S. 210 leider übersehen. Unter 
diesen Mängeln hat am meisten das 
Bild des Duisburger Geisteslebens 
gelitten, das in den Farben eines 
beinahe trostlosen Obskurantismus 
gehalten ist. Hier hätte B. sein Urteil 
durch vorsichtiges Studium der füh¬ 
renden theologischen Fachzeit¬ 
schriftendes späteren 18 Jahrhunderts 
ergänzen müssen; auch aus dem ver¬ 
werteten Artikel „Aufklärung“ von 
Troeltsch hätte sich wohl mehr 
Nutzen ziehen lassen. Durch ein eigen¬ 
tümliches Missgeschick ist die von 
Grimm u Muzel herausgegebene Zeit¬ 
schrift „Stromata“, die doch die Ge¬ 
dankenwelt Duisburger theologischer 
Universitätskreise weiter besser als G. 
L. Meisters „Beyträge“ veranschau¬ 
licht, vom Verf. als Zeugnis für deren 
orthodoxe Rückständigkeit verwertet 
worden. An dem Rechte dieses Ver¬ 
dammungsurteils (S. 21) sollte eigent¬ 
lich schon die heftige Antikritik (in 
Hüthers .Mancherlei zur . . Unter¬ 
haltung“ S. 539. Pensel S. 171,184 f.) 
zweifeln lassen, in der die Orthodoxie 
gegen eine ironisch gefärbte Be¬ 
sprechung der „Stromata“ Front ge¬ 
macht hat. Die Empörung von R. 
Eylert wäre völlig unverständlich 
ohne die Voraussetzung, dass die 
kritische Erschütterung der alt- 
testamentlirhen Typologie als Ge¬ 
fährdung der „unvertilgbaren Bibel¬ 
lehre“ überhaupt empfunden worden 
ist. Die übrigen Rezensionen ver¬ 
raten die gleiche Richtung, mögen 
sie nun Lavaters .allerchristlichste“ 
Apologetik in ihrer wissenschaftlichen 
Unzulänglichkeit erweisen oder für 
ein besseres Verständnis des zu Un¬ 
recht verdächtigten Teller werben. 
Wo Bestrebungen der katholischen 
Aufklärung (Eul. Schneider) berührt 
werden, ist die sachliche Anerkennung 
mit einem starken persönlichen 
Herzenston gemischt. Die Abhand¬ 
lungen der „Stromata“ sind freilich 
I ungleich an Wert und nicht leicht 
zu charakterisieren. Abgesehen von 
der kühnen Deutung der Versuch¬ 
ungsgeschichte als einer psycholo¬ 
gisch rekonstruierbaren Vergröberung 
rein innerlicher Vorgänge Jesu über¬ 
wiegen zweifellos die Versuche, 
zwischem altem und neuem An¬ 
gleichungen vorzunehmen. So wird 
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einerseits Semlers fundamentale 
Unterscheidung von Religion und 
Theologie aus intellektualistischen 
Bedürfnissen in weitern Umfang preis¬ 
gegeben, andrerseits der Offenbarungs¬ 
begriff in einer Form begründet, dass 
sich „rechtschaffene Deisten er¬ 
leuchteten Christen nähern können - 
(II, S. 101)f.). Es hiesse die span- 
nungsreicheu Kompromisse der deut¬ 
schen Anfklärungstheologie über¬ 
haupt verkennen, wenn man solche 
Aufsätze wegen ihrer apologetischen 
Gebundenheit als „scholastisch“ be¬ 
zeichnen, ihre Verfasser zu Vertretern 
einer stagnierenden Orthodoxie stem¬ 
peln wollte. Eine wirkliche Geschichte 
der Duisburger Universität, die noch 
zu schreiben wäre, würde ja ihre 
lohnendste Aufgabe in einer früheren 
Periode, dem Zeitalter der cartesiani- 
schen Scholastik (Clauberg) finden. 
Aber auch im 18. Jahrhundert wird 
man, schon auf Grund dieser Zeug¬ 
nisse, in dem überlieferten Bilde 
mancherlei Lichtpunkte gewahren. ! 
Gründliche Spezialuntersuchungen | 
über die Einwirkungen einerseits der 
Niederlande, andrerseits Kants und 
der praktischen norddeutschen Auf- 
klärungstheologie (z. B. Sack, Spalding, 
Teller) werden in erster Linie er¬ 
forderlich sein, um die scheinbar ein¬ 
gewurzelte Oberflächlichkeit der üb¬ 
lichen Charakteristik (Grüner, Hesse) 
zu überwinden. 

Dass somit Bs. Analyse noch 
mannigfacher Ergänzungen bedarf, 
dass eine Gesamtdarstellung des 
niederrheiniseben Geisteslebens seine 
Ergebnisse hie und da in andere 
Beleuchtung rücken mag. kann das 
Verdienst der im allgemeinen sorg¬ 
fältigen Arbeit nicht wesentlich 
schmälern Eine ideengeschichtliche 
Untersuchung,die, wiedie vorliegende, 
in weitestem Umfange Personalge¬ 
schichte treibt, würde an Brauch¬ 
barkeit durch ein Register ganz er¬ 
heblich gewonnen haben. Die gute 
Inhaltsübersicht bietet hierfür keinen 
Ersatz. Es wäre endlich an der 
Zeit, dass die Herausgeber derartiger 
Sammlungen ganz allgemein die Be¬ 
stimmung träfen, ihren Mitarbeitern 
die Lieferung eines Registers unter 
keinen Umständen zu ersparen. 

Bonn. G. Beyerhaus, 
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Paul Lenel, Badens Rcchtsver- 
waltung und Rechts Verfas¬ 
sung unter Markgraf Karl 
Friedrich (1738—1803). Karls¬ 
ruhe, 1913. XIX u. 254 S. 

Für die Rechtsgeschichte ist die 
Arbeit Lenels von giosser Bedeutung, 
da sie eine abschliessende Schilde¬ 
rung der Rechtseutwicklung innerhall) 
eines deutschen Territoriums im 
IX. Jahrhundert liefert, sich also als 
eine der Vorarbeiten darstellt, aus 
denen gemeinsam dann ein Bild 
der gesamtdeutschen Rechtsentwick¬ 
lung gewonnen werden kann. Aber 
auch im Interesse der allgemeinen 
Historie ist das Werk als wertvolle 
Bereicherung unserer Kenntnisse von 
den Zuständen in Baden unter der 
Regierung Karl Friedrichs zu be 
grüssen. Denn mit ausserordentlichem 
Fleiss und gründlichster Genauigkeit 
sind in ihr sowohl die vorhandene 
Literatur wie vor allem das reiche 
Aktenmaterial des Karlsruher Ge- 
nerallandcs&rchivs benutzt worden, 
ln ausgezeichneter Weise hat es 
Lenel verstanden, uns ein Bild von 
der Organisation und der Praxis des 
badischen Justizwesens zu entwerfen, 
dabei aber auch jedesmal auf die 
Theorien zurückzugehen, auf denen 
sie sich aufhauten. Seiner Absicht, 
die er in den einleitenden Worten 
ankündigt, bei seiner Darstellung 
stets in dem Besonderen das Allge¬ 
meine zu suchen und dadurch den 
Ergebnissen der partikularen For¬ 
schung allgemeinen Wert zu verleihen, 
ist er treu geblieben. 

Ganz vollständig ist das Bild, das 
der Verfasser uns gibt, nicht, konnte 
es aber auch nicht sein. Denn was für 
die badische Verwaltungsgeschichte 
gilt, trifft auch für die des badischen 
Justizwesens zn: so umfangreich das 
Material an und für sich ist, so weist 
es doch leider gerade an wichtigen 
und entscheidenden Stellen Lücken 
auf, die eine restlose Erkenntnis 
unmöglich machen. Dieser Mangel 
ist also nicht auf Rechnung des 
Verfassers zu schreiben. Soweit es 
irgend möglich war, hat er eine er¬ 
schöpfende Darstellung gegeben, und 
es ist einer der Vorzüge des Buchs, 
dass es sich streng an das gegebene 
Material hält und sich nicht auf das 
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gefährliche Gebiet des Ratens und 
Vermutens begibt. Kbenso wie mit 
der Schilderung des Rahmens, worin 
sich das badische Justizwesen ab¬ 
spielte, kann man sich auch mit der 
Charakteristik der dabei handelnden 
und es bestimmenden Persönlichkeiten 
im allgemeinen durchaus einverstan¬ 
den erklären. Nur betreffs Schlossers, 
des eigentlichen Helden des Lenel- 
schen Huches, möchte ich doch einige 
Bedenken geltend machen, deren 
nähere Begründung ich mir hier 
allerdings versagen muss. Mir scheint, 
dass der Verfasser in der Ein¬ 
schätzung von Schlossers Bedeutung 
für die badische Rechtsentwicklung 
wie überhaupt von den für seine 
Stellung als Beamter in Betracht 
kommenden Eigenschaften des Mannes 
den rechten Maßstab verliert. So 
bedeutend Schlossers Persönlichkeit 
ohne allen Zweifel an und für sich 
ist, so geht doch Lenels Bewunderung 
für ihn in manchen Punkten gar zu 
weit. Seiner Auffassung gegenüber 
ist auf das sehr viel kühlere und 
zurückhaltendere Urteil Landsbergs 
(Geschichte der deutschen Rechts¬ 
wissenschaft III, 1, S. 466 ff.) zu ver¬ 
weisen. Einige Anstände hätte ich 
ferner: das Urteil über den Mark¬ 
grafen Karl Wilhelm, Karl Friedrichs 
Vorgänger, der von Lenel als voll¬ 
ständig unfähig geschildert wird, halte 
ich nicht für berechtigt. Es ist sicher, 
dass der Versuch Dietrichs, ihn als 
eine Art Friedrich Wilhelm I. für 
Baden binzustellen, weit über das Ziel 
hinausschiesst. Aber Lenels Urteil 
geht wieder in der entgegengesetzten 
Richtung zu weit. Über den zweifel¬ 
losen schweren Missständen, die in¬ 
folge seiner gänzlichen Teilnahmlosig- 
keit in den letzten Jahren seiner 
Regierung emrissen, darf man doch 
nicht vollständig die guten, teilweise 
hervorragenden Leistungen der ersten 
Jahrzehnte vergessen, welche dem 
persönlichen Eingreifen des Mark¬ 
grafen zu danken waren und auf 
denen Karl Friedrich weiter bauen 
konnte. Was würde Lenel wohl *agen, 
wenn jemand sich einfallen Hesse, 
Karl Friedrichs Persönlichkeit und 
ganze Regierungstätigkeit nur nach 
der doch nicht zu bestreitenden Tat¬ 
sache zu beurteilen, dass er in seinen 


letzten Jahren an den grossen Auf¬ 
gaben, die sich mit der Organisation 
des neuen Staats boten, persönlich 
keinen Anteil mehr genommen hat! 
Ein Irrtum Lenels ist es auch, wenn 
er (S. 10) sagt, der Geheime Rat 
bestehe aus einem Präsidenten und 
mehreren Räten und wenn er (S. 108 1 
den Frhrn. v. Hahn als Präsidenten 
des Geheimen Rats, des Hofrats und 
des Hofgerichts zugleich bezeichnet. 
Einen besonderen Präsidenten des 
Geheimen Rats hat es unter Karl 
Friedrich nicht gegeben. Lenels 
Verwechselung ist darauf zurückzu¬ 
führen, dass Hahns Titel lautet: 
Geheime Rat und Hofratspräsident, 
was er irrtümlicherweise als Geheime 
Rats- und Ilofratspräsident aufge¬ 
fasst hat. 

Aber derartige Mängel fallen 
gegenüber den sonstigen trefflichen 
Eigenschaften des Bucbs nicht ins 
Gewicht. Nur eines sehe ich mich 
genötigt, noch hervorzuheben: es 
hätte sicher dem Werke zum Vorteil 
gereicht, wenn die nicht immer nötige 
Polemik, deren Ton manchmal klein¬ 
lich und nicht ganz erfreulich wirkt, 
aus den Anmerkungen weggeblieben 
wäre. Darunter leitet der Eindruck 
des sonst sehr gut geschriebenen 
Buches. 

Heidelberg. Wolfg. Windelband. 

Karl Lohmeyer, Johannes Seiz, 
Kurtrierischer Hofarcbitekt etc., 
1717—1770. (Heidelberger kunst¬ 
geschichtliche Abhandlungen, hrsg. 
von Karl Neumann und Karl Loh¬ 
meyer I) Heidelberg, Winters 
Universitätsbuchhandlung, 1914. 
Diese Arbeit Lohmeyers bildet 
das Seitenstück zu desselben Ver¬ 
fassers „Friedrich Joachim Stengel“ 
(vgl. die Besprechung in dieser Zeit¬ 
schrift 1911, S. 45n). Handelt es sich 
dort um die Darstellung des Bau¬ 
wesens eines kleinen Fürstentums 
(Nassau-Saarbrücken) wahrend des 
18. Jahrhunderts mit der Person 
Stengels als Mittelpunkt, so hat die 
vorliegende Monoeraphie über den 
Kurtrierer Hofarchitekten Job. Seiz 
dem Verfasser Veranlassung gegeben, 
die Bautätigkeit des Trierer Kur¬ 
staates während der gleichen Periode 
zu schildern. Auch diesmal ist das 
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Anzeigen und Mitteilungen. 


Ergebnis der Lohmeyerschen Unter¬ 
suchungen höchst erfreulich, wobei 
ihm die reichhaltige Plansammlung 
des Koblenzer Staatsarchivs wesent¬ 
lich zustatten gekommen ist. Der 
Einblick in die Entwurfbearbeitung 
ermöglicht ja erst eine gerechte 
Würdigung der ganzen architekto¬ 
nischen Leistung, während das auf 
uns gekommene ausgeführte Werk 
doch immer nur als ein Fragment 
zu betrachten ist. 

Wie Stengel so ist auch Seiz aus 
der fränkischen Bauschule bervor- 
gegangen, jedoch nicht wie jener 
mehr als 20 Jahre ältere Meister im 
Anschluss an Maximilian von Welsch, 
sondern als Schüler Balthasar Neu¬ 
manns, dessen üppiges Rokoko die 
Richtung des Joh. Seiz bestimmte. 
Durch Neumann und noch mehr durch 
die Berufung von Seiz zum Trierer 
Hofarchitekten fand dies lebensfreu¬ 
dige fränkische Rokoko Eingang und 
Verbreitung im Rheinland und er¬ 
lebte hier unter den Händen von 
Seiz sein letztes äusserstes Ent- j 
wicklungsstadium, gleichsam sich auf- J 
bäumend gegen den andringenden 
französischen Klassizismus. 

Während Seiz nur als der die 
Pläne Neumanns für Kurtrier aus¬ 
führende Architekt erscheint, so vor 
allem beim Dikasterialbau in Ehren¬ 
breitstein, tritt er nach Neumanns 
Tode (1753) als selbstschöpferischer 
Leiter des Trierer Bauwesens hervor. 
Sein Hauptwerk ist der Neubau der 
erzbischöflichen Residenz in Trier 
(1757—01), hei der wir bedauern 
müssen, dass sie nicht nach dem 
schöneren Entwurf zur Ausführung 
gekommen ist, und dass der allein 
vollendete Hügel in barbarischer 


Weise für die Wiederherstellung der 
Basilika im vorigen Jahrhundert ver¬ 
kürzt wurde. Von seinen weiteren 
Bauten sei hier noch die Abtei Prüm 
genannt, von der namentlich der 
Mittelrisalit des Nordflügels von Seiz 
herrührt. Für den umfangreichen 
Neubau der Abtei Mettlach hat Loh¬ 
meyer dagegen den Sachsen Christian 
Kretschmar als Architekten nach¬ 
gewiesen, zu dem auch der Neubau 
des Klosters Himmerod in Beziehung 
zu stehen scheint. 

Die letzten Lebensjahre des Joh. 
Seiz werden dadurch getrübt, dass 
ihm bei der Planung des Koblenzer 
Schlosses der bereits völlig auf dem 
Boden des Klassizismus stehende 
Franzose d’Ixnard vorgezogen wird, 
wenn er auch noch kurz vor seinem 
Tode (177‘Ji die Genugtuung erfährt, 
dass der Plan d'lxnards von der be¬ 
gutachtenden Pariser Akademie ver¬ 
worfen wurde. (Die endliche Aus¬ 
führung des Schlosses wurde A. F. 
Peyre übertragen.) Der Sieg des 
Klassizismus über das Rokoko war 
aber doch schon vor dem Tode des 
Seiz entschieden, und er selbst hatte 
sich bereits in dem von ihm erhal¬ 
tenen Plan für das Koblenzer 
Schloss den modernen Anforderungen 
sich anzupassen bemüht. 

Wie schon wegen der nahen Be¬ 
ziehungen von Seiz zu seinem Lehrer 
Balthasar Neumann zu erwarten, hat 
Lohmeyers Arbeit auch manchen 
Beitrag zur Würdigung dieses Gross¬ 
meisters des deutschen Spätbarock 
geliefert, vor allem durch die Auf¬ 
findung eines Neumann zuzuschrei- 
benden Planes des 1806 abgebroche¬ 
nen Schlosses Scbönbornslu6t bei 
Koblenz. Rahtgens. 


Druckfehlerberichtigung zu Heft I/II. 


S. 240 Spalte 1 
S. 249 Spalte 1 
S. 255 Spalte 1 
S. 260 Spalte 1 


Z. 19 v. o. lies Höfe statt Höhe 
Z. 12 v. o. lies dass statt das 
Z. 27 v. o. lies Jeanhon statt Ilaubon 
Z. 2 v. n. lies dunklen statt dickeren. 
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Probleme der Görresforschung. 

Von Justus Hashagen. 

I. Stand der Forschung. — II. Cher Görres’ Stellung innerhalb des 
rheinischen Republikanismus und des politischen Katholizismus. — III. Über 
Görres’ Lehre von der Universalreligion und verwandte Lehren 1807—1814. 

I. 

Görres redivivus — ist der Titel eines kleinen Berichtes über 
Görresliteratur von Sebastian Werkle'). Die Görresstudien haben in 
den letzten Jahrzehnten in der Tat einen Aufschwung genommen. Er 
reicht schon vor die Zeit zurück, da sich die Görresgesellschaft endlich 
auf ihre wissenschaftliche Verpflichtung *) gegenüber ihrem Heros 
Eponymos besann, und ist besonders von literarhistorischer Seite her 
durch die Arbeiten von Franz Schultz angebahnt worden. Das moderne 
Interesse für die Romantik ist offenbar das erste zeitgeschichtliche Motiv, 
das die Görresforschung befruchtet hat. Dazu tritt später auch das 
Säkularinteresse für die innere Geschichte der deutschen Erhebungszeit 
vor hundert Jahren. 

Aber nur für die ersten Phasen in Görres’ Entwicklung kommen 
diese beiden Interessen voll auf ihre Rechnung. Der spätere Görres 
nicht nur, sondern auch der ganze Görres ist doch vor allem als 
einer der erfolgreichsten Kämpfer für den politischen und für den 
Kulturkatholizismus des neunzehnten Jahrhunderts bekannt und wirk¬ 
sam geworden. Tiefer als bei neu romantisch gerichteten Ästheten oder 
Romantikforschern und tiefer als bei den wissenschaftlichen und 
populären Wiederbelebern der deutschen Erhebungszeit reicht das 
Interesse für Josef Görres deshalb bei den Nachfahren der letzten 
Periode in seiner Entwicklung. Und so hat denn auch die Görres¬ 
gesellschaft die schwierige Arbeit einer kritischen Gesamtausgabe seiner 

>) Hochland XI (1913) S. 338-344. 

*) Vgl. hierzu H. Cardauns ebd. VIII (1910) S. 113—116. 

Westd. Zeitichr. f. Geich, u. Kumt. XXXII, IV. 26 
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Werke auf sich genommen. Erst wenn diese vorliegt, wird eine zu¬ 
reichende Grundlage für alle Einzelstudien und für eine wissenschaft¬ 
liche Biographie gegeben sein. Dass die Görresgesellschaft damit der 
deutschen Wissenschaft und besonders der Ideengeschichte einen 
bleibenden Dienst leisten wird, braucht nicht gesagt zu werden. Die 
Hoffnung ist begründet, dass es in streng wissenschaftlichem Geiste 
geschehen wird. 

Bis dahin bleibt die Gefahr einer konfessionellen Verrückung 
der rein wissenschaftlichen Aufgabe freilich nicht ganz ausgeschlossen. 
Sie zeigt sich beispielsweise darin, dass die Entdeckerfreude hie und 
da zu Überschätzungen und Übertreibungen führt, oder darin, dass 
Görres teilweise im Widerspruch mit seiner wirklichen historischen 
Stellung für spezifisch moderne Bestrebungen besonders des politischen 
Katholizismus in Anspruch genommen wird. 

Bei den Vorarbeiten zur Ausgabe will man z. B. von der 
Erkenntnis ausgehen, ‘dass Görres dem ganzen deutschen Volke wieder¬ 
gewonnen werden muss’ 3 ). Oder man erklärt 4 ): ‘Wenn . . . der ganze 
Reichtum ... vor uns ausgebreitet liegt und der einzigartige Universalismus 
des grossen Mannes vor uns erblüht . . . , dann wird das deutsche Volk 
sich verwundert fragen, wie es gekommen, dass dieses Geistes 
Herrlichkeit mehr als ein halbes Jahrhundert vergessen und verborgen 
war’. Das sind Überschwenglichkeiten, denen die historische Berechtigung 
fehlt. Unmöglich kann es nur auf den Zufall oder auf die Saum- 
ligkeit seiner Gesinnungsgenossen zurückgeführt werden, wenn Görres 
für weitere Kreise so rasch in Vergessenheit geraten ist. Die Haupt¬ 
schuld, wenn man den Ausdruck überhaupt gebrauchen darf, trägt 
Görres selbst, der für einen dauernd wirksamen Volksschriftsteller zu 
esoterisch und bisweilen auch zu zuchtlos auftritt. Wenn schon bei 
Arndt eine Ausmünzung für das „deutsche Volk“ der Gegenwart 
überraschend viel Mühe macht, wie viel mehr bei Görres, der, wenn 
er den Rügener Bauernsohn auch sonst weit überflogen hat, doch in 
den für einen Volksschriftsteller entscheidenden Eigenschaften, besonders 
in der Schlichtheit und im Masshalten, weit hinter ihm zurückbleibt. 


3 ) W. Scbellberg, eine historisch-kritische Gesamtausgabe der Werke 
und Briefe von Josef von Görres: Görresgesellschaft, dritte Vereinsschrift 
für 1912, S. 12. Ähnlich auch Max Koch in Kürschners Deutscher National¬ 
literatur 146. 

*) Schellberg S. 15. 
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Wenn man dann weiterhin Görres heute wieder besonders 
gerne als Vorkämpfer der „Freiheit“ der Kirche und als Kronzeugen 
gegen alle grundsätzlich staatsfreundliche Grenzberichtigung aufruft: so 
ist das historisch durchaus unbedenklich. Dagegen erwachsen der 
wissenschaftlichen Görresforschung Gefahren, wenn man über diese 
allgemeine, historisch wohl begründete Parallelisierung hinausgreift 
und es unternimmt, die Verbindungsfäden zwischen Görres und der 
Gegenwart viel straffer zu knüpfen und den Mann schliesslich zum 
Heros Eponymos nicht nur einer wissenschaftlichen Gesellschaft, 
sondern auch einer ganz bestimmten Richtung innerhalb des modernen 
politischen Katholizismus zu bestimmen. Bezeichnend für diese partei¬ 
politisch interessierte und eben deshalb wissenschaftlich unfruchtbare, 
auch irreführende und unhistorische Bewertung und Verwertung des 
Mannes sind etwa folgende Sätze, die sich auf die Entwicklung des 
politischen Katholizismus in Deutschland seit 1866 beziehen sollen 5 ): . . . 
•Mit der Gewalt eines lange zurückgebaltenen seelischen Bedürfnisses 
suchten ...die Herzen 6 ) die innerliche Verbindung mit der neuen, auf 
die Einheit begründeten staatlichen Ordnung der Nation. Mit Eifer 
und Erfolg beteiligten sich fortan zahlreiche Katholiken durch das 
Zentrum gesetzgeberisch und durch den Volksverein sozial im Reiche . . . 
Damit näherte sich der deutsche Katholizismus Görres 
geistig wieder 7 ). Es geschah mit der Berufung auf ilm, dass sich 
das Zentrum im Reichstag an die Spitze stellte, als es die . . . Vollendung 
der Rechtseinheit galt. Sein Hoffen und Streben leuchtete vor den 
Erwählten der grossen Mehrzahl der deutschen Katholiken auf. sobald 
sie auf den Weg der unbedingten und begeisterten Mitwirkung an der 
Reichsgesetzgebung übertraten. Nunmehr ist die Stunde gekommen, 
die Gedanken des herrlichen Mannes. . . wieder fruchtbar zu machen, den 
Jungen zu weisen . . . , wie er frei von den Leidenschaften des Partei¬ 
geistes zu werden und nur Deutscher und Christ zu sein sich 
bemühte’. . . . Auch das sind Überschwenglichkeiten, die einmal, was 
hier nicht zur Erörterung steht, parteigeschichtliche Irrtümer ent¬ 
halten 8 ), sodann aber Görres’ historisches Bild bereits zu verzeichnen 

*) M. Spahn, Josef von Görres. Der Publizist und Politiker. Hoch¬ 
land VII 1 (1910), S. 33f. Vgl. S. 46 am Schlüsse. 

•) Es ist von den Kreisen des politischen Katholizismus die Rede. 

7 ) Von mir gesperrt. 

®) Ähnlich M. Spahn, Das deutsche Zentrum (1907); zur Kritik siehe 
meine Artikelreihe: Zur Vorgeschichte und zur Geschichte des Zentrums in 
der Hilfe 1912 Nr. 47, 49-52. 

26* 
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anfangen. Man denke, es ist derselbe Görres, dessen Gegnerschaft 
gegen den Föderalismus wenigstens im Rheinischen Merkur kräftig 
entwickelt ist, und der von J. N. Sepp u. a. als Vorläufer des 
Altkatholizismus in Anspruch genommen wurde. Vergleiche zwischen 
Görres und der Gegenwart bedeuten eben immer dann eine Gefahr 
für die wissenschaftliche Görresforschung, wenn sie in zu bestimmten 
Konturen auftreten. Von anderer Seite*) ist es denn auch mit Recht 
abgelehnt worden, Görres unter die Katholiken des zwanzigsten 
Jahrhunderts zu versetzen. Aber auch in rein politischer Hinsicht darf 
man ihn nicht an dem Massstabe der Gegenwart und am wenigsten 
an moderner Macht- und Realpolitik messen. Das geschieht z. B. 
in einem Artikel 10 ) über Görres' Reflexionen „Ueber den Fall Teutschlands 
und die Bedingungen seiner Wiedergeburt“ von 1810. Zwar wird Görres 
auch hier in unbegreiflicher Weise überschätzt 11 ). Die Hauptabsicht 
des Artikels scheint aber dahin zu gehen, Görres' Ideologie vom Stand¬ 
punkt moderner Realpolitik zu kritisieren, weshalb diese Kritik am 
Schlüsse auch gleich bis 1866 ausgedehnt wird. Die höchst bedeutsame 
historische Stellung der Reflexionen kommt dann natürlich nicht zur 
Geltung. Die wissenschaftliche Forschung wird gut tun, wenn sie bei 
der Beschäftigung mit Görres nicht zu häufig zur Gegenwart hinüber¬ 
blickt. Dann wird sie auch vor jenen vorschnellen Werturteilen 
am besten bewahrt bleiben, die um so weniger am Platze sind, als es 
heute noch weit mehr Probleme als sichere Ergebnisse der jungen 
Görresforschung gibt. Über ihre Leistungen in den letzten Jahren 
soll im folgenden kurz berichtet werden. In zwei weiteren Abschnitten 
werden einige Probleme selbst erörtert. 

Eine inhaltreiche Gesamtwürdigung von Görres’ äusserer und 
innerer Entwicklung gibt W. Schellberg 1 *) in der. Einleitung zu seiner 


®) W. Schellberg, Josef von Görres, Führer des Volks (Volksvereins¬ 
verlag). 7, 1913, S. 33. 

,0 ) M. Spahn, Kölnische Volkszeitung 1910, 378, Mai 8. 

**) 'Er war unter unseren geistigen Führern jener Zeit mit dem 
stärksten politischen Verstände begabt, am genialsten politisch veranlagt. - 
Zur Kritik s. z. B. unten S. 432, 436. 

1S ) .Josef von Görres’ ausgewählte Werke [1797—1819] und Briefe 
[1799—1845] herausgegeben mit Einleitung und Anmerkungen versehen von 
W. Schellberg. Kempten und München, Kösel, 1911. I: CL und b77 Seiten, 
II: XVI und 842 Seiten. Preis geh. zusammen 8 M. Der billige Preis ver¬ 
dient gewiss Anerkennung. Aber leider wird der Genuss des Gebotenen 
durch das jämmerliche Papier 6chwer beeinträchtigt. 
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zweibändigen Auswahl aus Görres’ Werken. Ein besonderes Verdienst 
dieses trefflichen Görreskenners ist es, dass er den deutschen Einflüssen 
in Gbrres’ Jugendentwicklung eifrig nachgeht. Er ist dabei weiter 
vorgedrungen, als es mir bei der erstmaligen Würdigung von Görres’ 
jugendlicher Staatsanschauung 18 ) möglich gewesen war. Insbesondere 
die starken Einflüsse Herders 14 ) auf Görres’ Geschichts- und Volks¬ 
anschauung lassen sich jetzt weit besser als früher übersehen. In¬ 
gleichen wird das Verhältnis zwischen Görres und Goethe, auf das 
früher besonders Franz Schultz 15 ) schon mehrfach eingegangen war, 
in förderlicher Weise untersucht. Auch die Abschnitte über Görres’ 
religiöse Entwicklung und die allgemeine Charakteristik 18 ) am Schlüsse sind 
wegen ihrer breiteren Forschungsgrundlage und wegen mancher anregenden 
Beobachtung wertvoll. 

In der Abgrenzung der deutschen und auch der christlichen 
Einflüsse geht der Verfasser beim jungen Görres hie und da vielleicht 
schon etwas zu weit. So heisst es auf S. 105 der Einleitung über 
Görres’ älteste kirchenfeindliche Periode: „Allerdings will er mancher 
Anschauungen nicht entraten, die ihm das Christentum vermittelt. Es 
ist merkwürdig, wie leidenschaftlich er den Unsterblichkeitsglauben 
verteidigt der freigeistigen Braut gegenüber . . . , wie er eintritt tür 
sittliche Reinheit . . . , wie er von seinen ersten schriftlichen Äusserungen 
an die Vorsehung preist.“ . . . Gewiss können diese und verwandte 
Gedanken beim jungen Görres als christliche Überbleibsel gelten. 
Aber ebenso haben sie doch auch als die klassischen Bestandteile der 
„natürlichen Theologie“ für den begeisterten Aufklärungsjünger, der 
Görres damals war, Bedeutung. Und wenn Görres auch der damals 
und namentlich später viel weiter links stehenden Braut gegenüber den 
Unsterblichkeitsglauben gefühlsmässig rechtfertigt, so hält er sich doch 
auch dabei zugleich an ein Zentraldogma der unkirchlichen deutschen 
Aufklärung. — Für den gemässigtesten Aufsatz in Görres’ Rothem Blatte 

'*) Da9 Rheinland und die französische Herrschaft. Beiträge zur 
Charakteristik ihres Gegensatzes (1908) S. 406—459 und Register. Unten 
als Rh. zitiert. 

,4 ) Ergänzungen in der Wissenschaftlichen Beilage zur Germania 1913 
S. 225 t. Schellberg täte gut, immer Suphans kritische Ausgabe zu zitieren. 

1& ) Görres und die deutsche Dichtung: Hochland VII 1 (1910) S. 60 
und die älteren Hauptarbeiten. 

**) Vgl. R. Saitschick, Josef Görres. Eine Charakterschilderung: 
Hochland X 1 (1913), S, 447 ff. Tiefer gräbt Karl Alexander von Müller, 
Der junge Görres: Archiv für Kulturgeschichte 10 (1913) S. 441 ff. 
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(I 207—240), der sogar der Verfassung des Alten Reiches einige 
gute Seiten abgewinnt, nimmt Schellberg 17 ) Görres als Verfasser an. 
Aber seine Gründe sind nicht ganz überzeugend. Und die Tatsache 
bleibt bestehen, dass der Artikel mit G. S. unterzeichnet ist, eine 
Abkürzung, der sich Görres in diesem Journale sonst nie bedient 18 ). 

Die bisherige Görresforschung wird von Schellberg umfassend 
und durchweg erschöpfend verwertet. Man vermisst nur die wertvolle 
Rühlsche Publikation: „Briefe und Aktenstücke zur Geschichte Preussens 
unter Friedrich Wilhelm III“ 19 ). Görres' pädagogische Betätigung und 
sein Anteil an der provisorischen preussischen Schulverwaltung am 
Rhein werden zu kurz behandelt* 0 ). 

Lebhafte Anerkennung verdient der grosse Fleiss, den Schellberg 
auf eine gründliche Kommentierung der von ihm leider nicht immer 
wort- und buchstabengetreu herausgegebenen Schriften verwandt hat. 
Die besondere Bedeutung dieser Auswahl liegt in den Erläuterungen und 
in dem vom Verfasser beigegebenen Parallelenmaterial. Auch manches 
übersehene ältere Urteil über Görres wird mitgeteilt. Mit dem jetzt 
vorliegenden, leider im Register nicht berücksichtigten Kommentar hat 
Schellberg der künftigen kritischen Gesamtausgabe einen gangbaren 
Weg gebahnt. Hoffentlich wird dieser Kommentar später in breiterem 
Rahmen aber auch noch durch kurze Analysen jeder einzelnen Schrift 
bereichert. Solche Analysen sind bei so schwierigen Schriften wie 
denen von Görres ein unabweisbares wissenschaftliches Bedürfnis. 

Nicht minder ist die Görresforschung jüngst durch die verständnis¬ 
volle Einzelstudie von Johannes Uhlmann gefördert worden: „Joseph 
Görres und die deutsche Einheits- und Verfassungsfrage bis zum 
Jahre 1824, dargestellt auf Grund seiner geschichtsphilosophischen 
und staatstheoretischen Anschauungen“ Ä1 ). Uhlmann bietet sogar noch 
mehr, als der nicht glücklich gewählte Titel sagt: nämlich eine 
allgemeine ideengeschichtliche Studie im besten Sinne des Wortes, 

’ 7 ) II616 f. und Wissenschaftliche Beil, zur Germania 1913, SS. 226. 

18 ) So mit Recht auch J. Uhlmann (unten Anm. 21) S. 10. Anrn. 1. 
II622 kritisiert Schellberg etwas, was ich in dieser Form nicht behauptet habe. 

*•) 4 Bde. 1899—1904. 

20 ) Sie sind zum ersten Male von A. Schagen genauer besprochen 
worden: Josef Görres und die Anfänge der preussischen Volksschule am 
Rhein: Studien zur Rheiuischen Geschichte 7, 1913. 

21 ) Leipziger historische Abhandlungen 32, 1912. X, 155 Seiten. Preis 
5,20 M. Leipzig, Quelle & Meyer. Vgl. Schellbergs wichtige Besprechung 
dieser Arbeit in der Wissenschaftlichen Beilage zur Germania 1913 Nr. 29—32. 
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die für das tiefere Verständnis der romantischen Periode in Görres* 
Entwicklung viel Gutes bringt. In vorbereitenden Abschnitten 
wird Görres* Geschichts- und Staatsanschauung während der zweiten 
Coblenzer Periode (1800 —1806) und während der Heidelberger 
Periode (1806—1808) nicht nur für sich analysiert, was übrigens 
schon keine leichte Aufgabe ist, sondern besonders auf ihr Verhältnis 
zu ihren beiden romantischen Hauptquellen, nämlich zu Schelling und 
Novalis, zum ersten Male geprüft und in die Entwicklung der 
romantischen Geschichts- und Staatsanscbauung eingeordnet. Durch 
diese Vorstudien schafft sich der Verfasser erst die Möglichkeit, nun 
zum ersten Male auch die Geschichts- und Staatsanschauung der ent¬ 
scheidenden dritten Coblenzer Periode (1808—1819), der bedeutenden 
beiden Aufsätze über Vaterland und Religion von 1810 und besonders 
des Rheinischen Merkurs von 1814—1816 zu vergegenwärtigen. Von 
bleibendem Werte ist hier namentlich der Nachweis des Zusammenhangs 
zwischen den praktischen Reforravorschlägen und den theoretischen 
Grundanschauungen des Publizisten. Auch als Redakteur des 
Rheinischen Merkurs verharrt Görres auf dem Boden der in den 
Jahren 1800 —1808 in ihm allmählich entwickelten romantischen 
Anschauungen. Kaum jemals fällt er in dieser Beziehung aus der 
Rolle. Denn auch wo er „realpolitische“ Reformen vertritt, arbeitet 
in ihm doch nur der bekannte praktische Sinn, der in allen Perioden 
seines vielverschlungenen Lebens so kräftig entwickelt ist, dass Görres, 
auf ihn gestützt, der eigenen Theorien zu spotten vermag. Das sind 
also, wenn man auf die Persönlichkeit als Ganzes blickt, keine 
Inkonsequenzen. Eine Ausnahme macht nur Görres’ plötzliches Eintreten 
für Preussens Vorherrschaft in Deutschland seit dem Sommer 1815. 
Sie steht mit seinen Grundanschauungen in scharfem Widerspruch, 
und Uhlmann hat recht getan, hier nichts zu harmonisieren. Uhlmann 
führt die Darstellung bis zur „Bekehrung“ von 1824, behandelt aber 
die Zeit nach 1816, die von der Merkurzeit hätte losgetrennt werden 
sollen, nur noch summarisch. Auch für die ältere Zeit aber wird die 
konstruktive Systematik des Verfassers dem besonderen Charakter der 
einzelnen Görresschriften öfters nicht gerecht. 

Da Uhlmann sehr selbständig vorgeht und sich auch mit der 
bisherigen Literatur kritisch auseinandersetzt, so hätte er die Pflicht 
gehabt, zwei für die Bearbeitung seines Themas grundlegende Quellen, 
die Revolutionsjournale und den Rheinischen Merkur, in der ursprüng¬ 
lichen Form zu benutzen und nicht in der für wissenschaftliche Zwecke 
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unbrauchbaren Form der „Politischen Schriften“, was wenigstens 
beim Merkur mit keinen äusseren Schwierigkeiten verbunden war. 
Da die Auszüge aus den Revolutionsjournalen in den „Politischen 
Schriften“ besonders dürftig sind, so kann man sich, wenn man nur 
sie benutzt, über die Probleme der Jugendentwicklung natürlich kein 
selbständiges Urteil bilden. Deshalb ist es l'hlmann auch nicht 
möglich gewesen, zu der Meinungsverschiedenheit zwischen Wahl und 
mir über die Grenzen des französischen Einflusses in der damaligen 
rheinischen Publizistik**) deutlich Stellung zu nehmen* 3 ). Ein inneres 
Hauptmotiv für den Umschwung in Görres’ Urteil über die Franzosen* 4 ) 
und über die Revolution, wie sie die Pariser Reise von 1799 herbei- 
fübrt, ist der von der vulgären Staatslehre der deutschen Aufklärung 
beeinflusste staatstheoretische Moralismus des revolutionären Publizisten. 
Görres siebt wie so viele deutsche und rheinische Ideologen die 
Revolution mit privatrechtlichen Augen an. Sie hat ihn moralisch 
enttäuscht. Vor allem von ihrer Unmoral wendet er sich ab. Diese 
Wandlung hat nicht nur Görres durchgemacht, sondern sie ist eine 
typische Erscheinung in der Geschichte der deutschen Revolutions¬ 
anschauungen. Görres steht damit vornehmlich im Banne deutscher 
Traditionen. Uhlmann S. 9 bezweifelt aber, ‘ob nun gerade diese 
theoretische Übereinstimmung mit den deutschen Philosophen den 
Ausschlag für seine bald einsetzende Franzosenfeindschaft gegeben 
hat. Denn alle . . . seine moralistischen Anschauungen hatten zum 
mindesten ebenso stark, sehr wahrscheinlich aber bedeutend stärker als 
bei den deutschen gerade bei den französischen Denkern Nahrung 
gefunden’. Abgesehen von den starken Übertreibungen in diesem Satze 
trifft er auch nicht das, worauf es ankommt. Niemand leugnet, dass 
Görres seinen Moralismus auch bei den „französischen Denkern“ hat 
nähren können. Ob er ihn aber wirklich bei diesen genährt hat, 
dafür hat der Nachweis im einzelnen bisher in grösserem Umfange 
noch nicht erbracht werden können. Selbst wenn das aber geschähe, 

* 2 ) S. Westdeutsche Zeitschrift 29 (1910), S. 214 und 218. 

2 *) Uhlmann, S. 8 und Anm. 5. 

a4 ) Wenig ergiebig ist darüber A. F. Raif, Die Urteile der Deutschen 
über die französische Nationalität im Zeitalter der Revolution und der deut¬ 
schen Erhebung: Abhandlungen zur mittleren und neueren Geschichte 25, 
1911, S. 91—96. Vgl. K. d’Ester, Der junge Joseph Görres und die fran¬ 
zösische Zensur: Westdeutsche Zeitschrift 30 (1911) und über Görres' Anteil am 
Coblenzer Intelligenzblatt im September 1797: im Trierisehen Archiv 17/18 
(1911) S. 127 f. 
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so würde dadurch Görres’ Zusammenhang mit dem deutschen Moralismus 
und mit dem deutschen Geistesleben überhaupt, den jetzt Schellbergs 
Forschungen noch viel enger gestaltet haben, nicht entwertet 25 ). Damit 
aber ist er auch als inneres Hauptmotiv für den Umschwung in der 
Epoche des Brumaire schlechterdings nicht von der Hand zu weisen. 
Auch der Zweifel an Görres’ Begeisterung für die Errichtung eines 
„lotharingischen Pufferstaates“ im Sommer 1797 (S. 14 f.) erledigt 
sich abgesehen von kleinen und grösseren Missverständnissen des 
Verfassers, die sich hier finden, durch einen Hinweis auf Görres’ 
bekanntlich fieberhafte Tätigkeit im Dienste der zisrhenanischen 
Bewegung, die eben gerade einen solchen Pufferstaat erstrebt. Auch 
sonst ist der Verfasser geneigt, sichere Ergebnisse der bisherigen 
Forschung ohne zureichenden Grund zu bemängeln. So wird man 
später Schellings Einfluss gewiss anerkennen und dabei trotzdem den 
Einfluss Brentanos mit Franz Schultz besonders betonen (S. 17f.). 
Bei der Abgrenzung der Schellingschen Einflüsse gegen die Herderschen 
endlich wendet sich der Verfasser S. 18 Anm. 3 ebenso etwas voreilig 
gegen Schellberg. Diese Abgrenzung ist jedenfalls weit schwieriger, 
als der Verfasser zu glauben scheint. 

Neben Uhlmann sind auch R. Schneppe 26 ) und mit einer allge¬ 
meinen Zusammenfassung H. Schotte 27 ) dem oft so schwer durch¬ 
schaubaren Geistesleben des jungen Görres nähergetreten. Schneppe 
bietet eine nicht immer zutreffende „exegesierende Analyse“ der Haupt¬ 
schriften, vornehmlich aus der zweiten Coblenzer und aus der Heidel¬ 
berger Periode. Im Mittelpunkt steht die Geschichtsphilosophie, deren 
Bedeutung für den romantischen Görres, vielleicht aber überhaupt für 
den ganzen Görres nicht leicht überschätzt werden kann. 

Spärlicher hat sich die Forschung bisher der späteren Zeit in 
Görres' Leben seit der Flucht aus Coblenz im Jahre 1819 zugewandt. 
Für Görres’ Aufenthalt in Strassburg und in der Schweiz (1819—1827) 
bietet H. Grauert 28 ) in Verbindung mit der stoffreichen Studie von 
A. Schnütgen 29 ) einen ersten Wegweiser. Neue, nicht sehr belang- 

**) Ähnlich Schellberg in der Wiss. Beil, zur Germania 1913, 225f. 

*•) Görres’ Geschichtsphilosophie Frühzeit (1801 —1810): Abhandlungen 
zur mittleren und neueren Geschichte 50, 1913. 

”) Die romantischen Elemente in Görres’ Geschichtsphilosophie und 
Geschichtsbetrachtung: Hochland 1X2 (1912) S. 129—136. 

* 8 ) Vgl. meine Besprechung in der Westd. Zeitschrift 30 (1911), S. 132 f. 

**) Der Einfluss des katholischen Eisass auf das katholische Deutsch¬ 
land 1814 — 1848 in M. Spahns Strassburger Beiträgen zur neueren Geschichte 
6, 1913. 
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reiche Quellen dazu sind von J. B. Lambla 30 ) mitgeteilt worden. 
Mancherlei über die Münchener Zeit seit 1827 und über Görres' 
Mitarbeit an der Eos findet sich bei W. Lempfrid Sl ). Apologetisch 
gehalten ist der Artikel von Franz Müller 3 *) über die „Mystik“ von 
Görres im Lichte der heutigen Forschung. Über den Athanasius 
handelt P. Vogel 3S ) im Rahmen des Kölner Kirchenstreites. Zwei 
allgemeinere Darstellungen 34 ) verdienen neben Sohellberg Beachtung. 

Das neu erwachte Interesse für Görres hat endlich aucli eifrige 
Bemühungen um Erschliessung neuen Materials, besonders Brief¬ 
materials gezeitigt. Auch hier ist Schellberg mit Erfolg vorgegangen. 
Görres’ Briefe 8 ’) an den Hamburger Buchhändler Friedrich Christoph 
Perthes (1811—1827) lassen manche Seite in seinem Wesen in 
neuem Lichte erscheinen, wenn sie auch der Besprechung geschäftlicher 
Angelegenheiten naturgemäss einen breiten Raum lassen und schon des¬ 
halb an allgemeinem Interesse hinter den schon bekannten gleichzeitigen 
an Arnim, die Brüder Grimm. Grüner, Villers. Windischmann u. a. 
zurücktreten. Auch bei der Ausgabe dieser Briefe hat Schellberg auf 
erläuternde Anmerkungen mit Recht besonderes Gewicht gelegt. 
Ähnliches gilt von den sorgfältigen von Karl Alexander von Müller 
veranstalteten, die Zeit von 1805—1842 umspannenden Briefeditionen 3 * 5 ). 

Eine fühlbare Lücke der Görresforschung ist freilich immer noch 
nicht ausgefüllt worden. Eine pressgeschichtliche Analyse des 
Rheinischen Merkurs (mit genauer Feststellung der Verfasser der durch¬ 
weg nicht Unterzeichneten Artikel) stellt noch aus. Der Wunsch 
darnach ist durch Uhlmanns Versuch einer Analyse der historiscli- 

30 ) Literarische Beilage der Kölnischen Volkszeitung 55 Nr. 9, S. (15—68 
vom 26. Februar 1914. 

31 ) Die Anfänge des parteipolitischen Lebens ... in Bayern . . . 
1825—1831 in M. Spahns Beiträgen 5, 1912. Vgl. L. Bergsträsser, Der 
Görreskreis im Bayrischen Landtag von 1837: Oberbayrisches Archiv 56. 

«) Hochland VII 1 (1910), S. 82—88. 

8a ) Studien zur Rheinischen Geschichte 5, 1912. 

34 ) K.Mirbt, Protestantische Realencyclopädie 3. Autl., 6 (1899),S. 744-748. 
G. Goyau, l’Alleinagne religieuse I (1910) S. 316—367 und II Öfters. 
Über K. A. v. Müller 8. unten S. 439 f. Die noch in Arbeit befindlichen 
Görresstudien verzeichnet Schellberg, Görresgesellscbaft, dritte Vereins- 
scbrift für 1912, S. 16, Anm. 1. Vgl. auch Goedeke 6 (1898), S. 201—209. 

38 j Görresgesellscbaft, erste Vereinsschrift für 1913. 

S8 ) Euphorion 19, 1912 und Archiv für Kulturgeschichte 9, 1912. 
Hier findet sich S. 438 f. eine Übersicht über die bisherigen, stark zer¬ 
splitterten Briefeditionen. Vgl. Schellberg II, 697 f. 
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politischen Anschauungen nur noch reger geworden. Was bisher über 
den Rheinischen Merkur an neuem geboten ist, befriedigt kaum. 
Ohne selbständigen Wert ist die Skizze von F. Dor 37 ). Auch bei 
K. Bachem 38 ) wird Görres und der Rheinische Merkur, abgesehen von 
einigen Bemerkungen über den journalistischen Charakter der Zeitung, 
nur oberflächlich behandelt P. Czygan 39 ) berücksichtigt in breiterem 
Rahmen die äussere Zensurgeschichte des Merkurs. Besonderes Interesse 
verdient der Hinweis auf die lang dauernde Duldsamkeit des Staats¬ 
kanzlers Hardenberg gegenüber Görres’ kühnen Journalismus. Dagegen 
wird Czygans Hauptthese betreffend die Zensurfreiheit des Merkurs in 
dem unten unter den Kleinen Beiträgen folgenden Aufsatze von Justus 
von Grüner widerlegt. 


II. 

Obwohl es Schellberg gelungen ist. ein reiches, vielfach neues 
Material von literarischen Parallelen für die Charakteristik der 
geistigen Entwickelung besonders des jungen Görres fruchtbar zu 
machen, so ist doch auch bei diesem durchweg unbefangenen Forscher 
noch eine gewisse Neigung zu spüren, Görres als eine einzigartige und 
gänzlich überragende Erscheinung hinzustellen. Unstreitig geht diese 
Neigung von richtigen Voraussetzungen aus. Mit seiner Wendung vom 
aufklärerischen Weltbürgertum zum romantischen Nationalstaat, die in 
der Zeit seit'der Heimkehr von Paris bis zu den grossen Manifesten 
des Jahres 1810 rasch immer klarer hervortritt, steht Görres im 
Rheinland allein da oder wenigstens fast allein; denn auch sein 
romantischer Kölner Gesinnungsfreund Sulpiz Boisseree (Briefe I 32 f.) 
ist von der politischen Schmach tiefer berührt worden. Auch als 
Herausgeber des Rheinischen Merkur hat Görres kaum jemanden, mit 
dem man ihn vergleichen könnte. Nicht minder ist der Athanasius der 
übrigen Publizistik des Kölner Kirchenstreites weit überlegen. 


”) Studien über das Zeitungswesen, A. Koch gewidmet, 1907. Ebenso 
P. von Groote, der Rheinische Merkur : Hochland XI 2 (1914), S. 967—971. 

38 J J. Bachem und die Entwicklung der katholischen Presse in Deutsch¬ 
land I (1912), S. 169-177, 273-278 u. ö. Vgl. J. Bobeth, die Zeitschriften 
der Romantik 1911. 

S8 ) Zur Geschichte der Tagespolitik während der Freiheitskriege I 
(1911), S. 335—350 und die Aktenbeilagen im zweiten, schon 1909 erschie¬ 
nenen Bande. Vgl. Register und R. Saitschick a. a. 0. S. 269 f. A. Fournier, 
die Geheimpolizei auf dem Wiener Kongresse (1913), S. 274. 
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Für Görres’ Anfänge im achtzehnten Jahrhundert vor der 
nationalen Wendung wird man sich aber hüten müssen, ihn allzu 
scharf von seinen rheinischen Gesinnungsgenossen abzusondern. Der 
junge Görres ist nicht nur ein selbstgewachsener und ganz auf sich 
selbst gestellter Revolutionsenthusiast, sondern er ist in manchem der 
typische rheinische Republikaner. In den verschiedenen theoretischen 
und praktischen Betätigungen seiner Frühzeit versteht man ihn erst 
dann besser, wenn man ihn im Kreise der rheinischen Republikaner 
aufsucht. Nur wenn man sich entschliesst, ihn fortwährend mit diesen 
andern rheinischen Republikanern zu vergleichen, ohne sich dadurch 
beirren zu lassen, dass diese andern als Persönlichkeiten und teilweise 
auch als Charaktere tief unter ihm stehen: wird es überhaupt gelingen, 
die Eigentümlichkeiten des jungen Görres, die nun freilich auch bei 
einem solchen Vergleiche überall glänzend hervortreten, zu ermitteln 
und somit einen direkten Beitrag zu seiner Charakteristik zu liefern. 
Der Görresforschung erwächst also die Pflicht, ihre Untersuchungen 
auf die literarisch hervortretenden rheinischen Republikaner, deren 
Zahl ja nicht gross ist, energisch auszudehnen 

Zu einigen dieser rheinischen Republikaner hat Görres wenigstens 
in geschäftlichen Beziehungen gestanden. Einen satirischen Aufsatz 
über den allgemeinen Frieden zwischen Europa und der französischen 
Republik bat Görres nicht zuerst im Rothen Blatt (I, 144—160), 
sondern in der in Köln gedruckten revolutionären Zehntagsschrift 
‘Brutus’ (II, 1796, S. 13 — 24) des Franz Theodor Biergans 40 ) 
erscheinen lassen. Biergans (1768—1842), ein entlaufener Mönch aus 
dem Kreuzbrüderkloster Schwarzenbroich bei Düren und dann ein ebenso 
seichter wie reklamhafter Vorkämpfer der Revolution am Niederrhein, 
steht als Charakter und Begabung tief unter Görres. Es lässt sich 
aber trotzdem nicht verkennen, dass Aufklärung und Revolution bei 
Biergans in ganz ähnlicher Weise verknüpft werden wie bei Görres, 
wobei auch Biergans sich gelegentlich pantheistisch äussert 41 ). Ebenso 
ist Görres’ Kampf gegen Priester und Despoten zugleich auch dem 
Brutus geläufig. In der ‘Rede beim grossen Bürgerfest zu Düren 
am 10. ventöse III’ (28. Februar 1795) 42 ) erklärt Biergans 43 ): ,Wie 

*°) Über seine äusseren Schicksale s. meine Skizze in der Zeitschrift 
Alt-Köln 6 (1913), S. 35f. 

4l ) Rh. S. 551 ff. — ♦*) Brutus I 14—27. 

**; 118 und Anm. 1. Vgl. die blutrünstige Widmung 12 und 1189. 
Vgl. gegen Österreich: I35ff., 39 ff., 58ff., II 105. 
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die Folge der Religion eines Zoroasters, eines Confucius, eines Moses, 
eines Christus, eines Mabomets sowohl, als jener der Fakiren und 
Braminen dem Despotism zur gänzlichen Unterjochung der Menschheit 
brüderlich die Hand bot, werde ich bey einer anderen Feyerlicbkeit. . . 
zeigen.’ Und wenn Görres in seiner Erstlingsschrift über den all¬ 
gemeinen Frieden die Trennung von Staat und Kirche vornehmlich 
deshalb empfiehlt, um der Kirche ihre religiöse Reinheit zurückzugehen, 
so meint auch Biergans im Hinblick darauf: ‘Die Religion wird bald 
wieder ihr Brautkleid anziehen.’ Auch der Moralismus ist bei Biergans 
trotz aller Schwunglosigkeit doch ebenso deutlich entwickelt wie bei 
Görres. Er zeigt sich nicht nur in der bekannten in Deutschland mit 
und ohne deistischen Einfluss weit verbreiteten moralistischen Ausdeutung 
der Person und des Werkes Christi 44 ), sondern auch als Frucht der 
‘Religion der Natur’ überhaupt (III, 182). ‘Brutus’ politisches und 
religiöses Glaubensbekenntnis' (II, 117 — 131) vertritt ihn vor allem. 
Mit dem Titel ‘Mein Glaubenbekenntnis’ findet sich in Görres’ Rothem 
Blatte 45 ) etwas Ähnliches, aber freilich nur dem Titel nach. Inhaltlich 
erhebt sich Görres’ Bekenntnis hoch über die Platituden des Kölner 
Zeitungsschreibers. Aber der allgemeine Moralismus herrscht bei beiden. 
Biergans sagt II, 171: ‘Das Volk am Rhenus ist tapfer und treu; in 
seinen Gesichtszügen kann man das Merkmal des deutschen Biedersinns 
lesen'. In einem ‘Gebeth für Republikaner’ (I, 101 f.) heisst es: ‘Um 
Tugend . . ., um Gerechtigkeit . . . , um Güte und Milde flehen wir 
zu Dir . . . Gieb Biedersinn und Treue den Männern, mach tugend¬ 
haft und milde unsere Weiber . . ., lehre unsre Mädchen keusch und 
zärtlich sein, erhalte unsren Patriotism’. 

Wie bei Görres, so wirken auch bei Biergans die deutschen 
Erinnerungen. Aber wenn er auch Kant einmal (II, 118) zitiert, so 
ist er doch zu dem hohen Fluge, zu dem sich Görres von seinen 
deutschen Lehrmeistern wie Herder und Fichte schon in der ältesten 
Zeit begeistern lässt, natürlich nicht fähig. So hoher Dinge unterfängt 
er sich nicht. Er dringt nur bis zu den kleineren Geistern vor, zu 
den Barden 46 ) und ihrem ganzen Apparat und zu Klopstock 4 '), 
in dessen freien Rhythmen 48 ) er sich mehrfach erfolglos versucht- 

u ) I 134, 146, 164 u. ö. 

«) II 34 ff., 134 ff Vgl. Rh. 392 Anm. 1, Schellberg II 622 f. 

4 ») I 51—55, 75. 163 Anm. 1. 326. 

* 7 ) Über Görres und Klopstock vgl. Rh.443 Anm. 4. 

*•) 1137 f. II 105-111. 
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Auch Brutus’ Schwärmerei für die Urzeit 49 ) wird ausser von Rousseau 
aus bardischer Quelle gespeist. Im dritten, angesichts der stadt- 
kölnischen Opposition in Aachen gedruckten Jahrgange des Brutus 
erscheinen dann freilich auch Stäudlin, Schubart, Bürger und Schiller 00 ). 

Ara lehrreichsten ist ein Vergleich zwischen Biergans und Görres 
auf dem Gebiete der revolutionären Kirchenfeindschaft. Mit dem 
Kampfe des Kölner Journalisten gegen die Kirche erklärt sich der 
junge Görres gewiss solidarisch. Sonst hätte er sich überhaupt nicht 
zur Mitarbeit an einem so fanatisch kirchenfeindlichen Organe, wie es 
der Brutus war, aller rheinischen Widerstände ungeachtet, bereit finden 
lassen. Gleichwohl zeigt Biergans’ Kirchenfeindschaft eine andere Nüance 
als der grosszügige Kampf des jungen Görres gegen die ‘Pfaffheit’. 
Freilich liegt der Unterschied zwischen beiden nicht etwa darin, dass 
Görres die Kirche schonender behandelte als Biergans. Im Gegenteil. 
Der Ton hohnvoller Überlegenheit, den Görres damals der Kirche 
gegenüber so oft anschlägt (Uh. 417 ff.), kann kaum noch überboten 
werden. Dogma, Kultus und Disziplin stehen aber dabei doch in zweiter 
Linie. Die Hauptsache ist für Görres der Kampf gegen die Kirche 
als politische und als Bildungsmacht. Der ehemalige Mönch Biergans 
aber, der vielleicht über eine genauere theologische und — deistische 
Bildung verfügt als Görres, sieht seine Hauptaufgabe darin, einzelne 
an die Bibel anknüpfende kirchliche Lehren über Welt- und Lebens¬ 
anschauung zusammen mit einer Fülle von einzelnen Auswüchsen des 
katholischen Kultus, gegen die er I 135 nach der Peitsche Christi 
ruft, und der katholischen Diziplin wie dem Zölibat vom Standpunkt 
der normalen Aufklärung einer unbarmherzigen Kritik zu unterziehen. 
Wollte man das in die Einzelheiten verfolgen, was nicht lohnt, so 
müsste man fast jedes Stück der drei Jahrgänge der Zehntagsschrift 
zitieren. Damit stimmt es gut zusammen, dass der kampflustige Redakteur 
gerne einzelne kirchliche Lokalgrössen wie namentlich den erklärt 
franzosenfeindlichen stadtkölnischen Pfarrer Peter Antli 51 ) aufs Korn 
nimmt. Das immer ganz konkret gefasste Thema der Kirchenfeind¬ 
schaft wird im Brutus nach allen Seiten hin mit Anwendung möglichst 
drastischer Beispiele in einer geschwätzigen Detailpolemik entfaltet, 
wenn man diesen euphemistischen Ausdruck auf seine mehr als burlesken, 

») 1 17, 24, 66. 

») III68, 87, 168 Anm. 1. 

»») I 11, 18 Anm. 1, 47 f., 52, 164,179 f., 214, 283 u. ö. Vgl. F. X. Münch 
in den Annalen des Historischen Vereins für den Niederrhein 82 (1907), 
S. 104 Anm. 3. 
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öfters bei der Zote endigenden Schmähartikel überhaupt anwenden darf. 
Das ist auch der Grund, weshalb der Brutus bald helle Entrüstung 
erregt, und weshalb die stadtkölnischen Behörden sich trotz der 
französischen Herrschaft bald mit Erfolg bemühen, ihm das Handwerk 
zu legen, während solche Repressalien gegen Görres bisher nicht haben 
nachgewiesen werden können. 

Der Unterschied in der Kirchenfeindschaft des Brutus und der 
Coblenzer Journale erklärt sich offenbar nicht nur aus dem gründlich 
verschiedenen Temperamente der Herausgeber, sondern auch aus ihrer 
etwas abweichenden Vorbildung. Wenn im Brutus das Alte Testament 
besonders schlecht wegkommt, das man nicht in den Kanon hätte auf¬ 
nehmen sollen (I, 92 Anm. 2), und wenn er einmal den erhabenen 
Gott der natürlichen Religion dem kleinlichen und brutalen Gott der 
Kirche wirkungsvoll gegenüberstellt (I, 142 ft'.), so zeigt er sich darin 
als gelehrigen Schüler des Deismus Vulgaris. Er hat sich mit dem 
aufklärerisch-deistischen Arsenale kirchenfeindlicher Waffen so weit 
vertraut gemacht, dass er mühelos und wahllos die eine oder andere 
Waffe verwenden kann, und er tut es con amore. Vielfach schreibt 
er im Tone der lockersten deutschen Aufklärung. Bahrdt erscheint 
bei ihm (II, 118) zwischen Wolff und Kant. ‘Freund Eulog’ (II, 108) 
d. h. Eulogius Schneider gibt ihm Anregungen’ 1 *). 

Die Kirchenfeindschaft des jungen Görres hat gewiss auch eine 
aufklärerische Grundlage. Aber diese Grundlage tritt in den Schriften 
seiner Revolutionsperiode in den Einzelheiten doch nicht so deutlich zu 
tage wie bei Biergans. Görres wird sich kaum eine so genaue 
Kenntnis des Deismus Vulgaris angeeignet haben wie der ehemalige 
Mönch. Oder wenigstens: über diese deistische Detailkritik ist er 
erhaben. Beim jungen Görres erhält die Kritik eine viel schärfere 
kirchenpolitische Spitze. Dass er ‘aus Religion’ weniger das Dogma 
und den Kultus kritisiert habe, ist nicht wahrscheinlich. Aber man 
sieht aus diesem hier nur andeutungsweise durchgeführten Vergleiche, 
wo Görres’ spezifische Interessen bei seinem Kirchenkampfe liegen. — 
Freilich haben auch die Gegenströmungen, die schon den Jüngling der 
Aufklärung so rasch wieder entfremden, auch besonders früh eingesetzt. 
Man hat die merkwürdige Tatsache bisher noch nicht genügend ge- 

#J ) Auch Erasmus wird III157ff. bemüht. — 1126 Anm. 1 heisst es: 

Unsere Urväter hielten den Regenbogen für die Brücke der Götter von 
Walhalla . . . nach Asgard . . . Moyses’ Mythologie muss hier jener der bar¬ 
barischen Deutschen weichen’. 
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würdigt, dass Görres’ Erstlingsschrift, deren Entstehung bis in den 
Sommer 1795 zurückverfolgt werden kann, bereits aufs stärkste von 
Fichte beeinflusst ist, wo der junge Görres in seinen Revolutionsjournalen 
der Jahre 1798 und 1799 doch noch so viel aufklärerisches Gepäck 
mitschleppt. 

Auch ein anderer bekannter Kölner Republikaner, Michel Venedey, 
steht zu Görres in journalistischen Beziehungen. In Görres' Rübezahl 
(III 96 ff., 174 ff.) veröffentlicht er einen vernichtenden Beitrag zur 
Bekämpfung des materiellen Druckes der französischen Regierung, ln 
Venedey vor allem, ähnlich aber auch in Rebmann und J. J. Haan 52 ®) 
findet Görres erwünschte publizistische Bundesgenossen bei seinen An¬ 
griffen auf die Korruption der Direktorialzeit. Die Reden, die Venedey 
nach Unterdrückung der zisrhenanischen Bewegung durch das Direktorium 
im Kölner Konstitutionellen Zirkel 1798/99 5S ) hält, bieten auch sonst 
manche Parallele zu Görres’ Anschauungen. Jedoch ist Venedey im 
übrigen literarisch zu wenig hervorgetreten, als dass man zu Vergleichs¬ 
zwecken bei ihm eine grössere Ausbeute fände. Gleichwohl sollten die 
von dem Sohne über den Vater zusammengestellten, höchst inhalt¬ 
reichen, wenn auch oft unzuverlässigen oder wenigstens unkontrollier¬ 
baren Denkwürdigkeiten bei den Görresforschern alle Beachtung finden, 
wie denn eine genaue Kenntnis des damaligen rheinischen Milieus eben¬ 
falls zu den Voraussetzungen für eine gerechte Würdigung des jungen 
Görres gerechnet werden muss. — Als weit ergiebiger erweist sich Reb¬ 
manns umfangreiche Schriftstellerei, vor allem deshalb, weil sich bei 
ihm sogar der Umschwung, den die Pariser Reise in Görres’ politischen 
Anschauungen hervorruft, in ähnlicher Weise bemerkbar macht 54 ). — 
Persönlich und geistig am nächsten bei Görres findet man aber seinen 
Schwager Franz von Lassaulx (1781—1818) 55 ), den verdienstvollen 
Herausgeber u. a. der Coblenzer Zeitung 1800 ff. und später den gefeierten 
Juristen und Rechtslehrer, dessen bedeutende und anziehende Persönlich¬ 
keit schon längst eine Monographie verdient hätte. Auch an Georg 
Förster 56 ) wäre, wenn auch mit Vorbehalt, zu erinnern. 

® ,n ) Rh. 214 ff. Vgl. d'Ester in der Trierischen Chronik 7 (1911), S. 
130—140. Hier auch über Boos, Stammei und den Einfluss Kants. 

5S ) Jacob Venedey, Die deutschen Republikaner unter der französischen 
Republik (1870) S. 331—418. 

M ) Näheres Westdeutsche Zeitschrift 29 (1910), S. 215 f. 

® 5 ) Rh. 459ff, Schellberg II826f. 

M ) Rh. 338 ff. 
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Doch haben diese und andere rheinische Republikaner als Parallel¬ 
figuren zu Görres immerhin deshalb geringere Bedeutung, weil ihre 
Wirksamkeit über die zeitliche Grenze der französischen Herrschaft 
kaum hinausreicht: sie sind entweder vorher gestorben oder nach 1814 
kaum mehr politisch-publizistisch hervorgetreten. Schon deshalb müssen 
sie bei Beleuchtung der Wandlungen, die Görres gegen Ende seines 
dritten Coblenzer Aufenthaltes (1808—1819) durchgemacbt hat, ausser 
Betracht bleiben. 

Aus dem entgegengesetzten Grunde verdienen aber die Mainzer 
Friedrich Lehne (1771—1836) und Johannes Weitzel (1771 —1837) 
auch beim Görresforscher einige Aufmerksamkeit. Wie bei Venedey, 
so bietet auch bei Lehne 57 ) schon der Gegensatz gegen die Korruption 
der provisorischen französischen Verwaltung 58 ) einen Berührungspunkt. 
In den Republikanischen Gedichten, die Lehne zusammen mit Niklas 
Müller in Mainz 1799 59 ) herausgibt, findet sich S. 177—181 auch 
eins l an das Ungeziefer der Republik’, in dem die französischen Be¬ 
drücker mit den das Gesandtenrecht in Rastatt verletzenden Öster¬ 
reichern 60 ) auf eine Stufe gestellt werden. Fünf Strophen aus diesem 
Gedichte seien hier angeführt, weil sie als Zeichen einer bei den 
rheinischen Republikanern und nicht zuletzt bei Görres weit verbreiteten 
Stimmung gelten können: 

Ich sah ihn oft um karge Nahrung betteln, 

I)en Tapfern, dessen Blut in Strömen floss, 

Wann höhnend in die Schürze geiler Vetteln, 

Ein Räuber seinen goldnen Regen goss. 

Ich sah halbnackt ihn auf dem Eise wanken 
Von Elend, Frost und Müdigkeit geschwächt, 

Indess oft von der Labung schwacher Kranken 
Der Räuber stolz am goldnen Spieltisch zecht. 

Gewürme! die ihr an der Freiheit jungem Baume 
Des Völkerglükkes Knospen stets benagt, 

Vergebens wiegt ihr euch im eitlen Traume, 

Dass seiner Pflanzer Mutb vor euch verzagt . . . 


flT ) Vgl. Rh. 118 u. Anm. 2. Westdeutsche Zeitschrift 29 (1910), S. 216. 
M ) Rh. 216, Anm. 2. 

M ) Die Kuplervignette zeigt den sich in den Abgrund stürzenden 
Curtius als das Vorbild des wahren Patrioten. Vgl. S. 4f. und Brutus I 116. 

®°) Vgl. 'Rache gegen Österreich’ S. 192—194 und'Gesang am Trauer¬ 
feste des ermordeten Gesandten zu Rastatt’ S. 195—197 Vgl. Rh. 528 und 
Anm. 5. 

Westd. Zeitschr. f. Gesell, u. Kunst. XXXII, IV. 27 
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Man hört euch Rache gegen Österreich brüllen. 

Das Yaterland schreit Rache über euch, 

Es wird euch euren Rächerwunsch erfüllen, 

Doch sinken müsst mit Österreich ihr zugleich; 

Denn ihr seid mehr als seine Sklaven-Schaaren, 

Die treuen Diener seines Uibermutbs, 

Gehülfen zu des Vaterlands Gefahren 
Und Mit-Vergiesser des Gesandtenbluts. 

Die Republikanischen Gedichte, die einzige grössere rheinische 
Sammlung dieser Art, sind auch sonst eine ergiebige Quelle für manche 
auch von Görres vertretene revolutionäre Anschauung. Wenn auch der 
französische Einfluss, besonders in dem zweiten von Niklas Müller 
beigesteuerten Teile, stärker ist als bei Görres, was sich schon aus 
der Nachahmung französischer Vorlagen ergibt, und wenn auch die 
bekannten Feste der französischen Republikaner hier öfters besungen 
werden, so ist doch die Grundanschauung etwa dieselbe wie im Rothen 
Blatte. Die doppelte Angriffsstellung gegen Despoten und ‘Bonzen’ ist 
auch hier das Bezeichnende. Und auch der satirische Ton ist beliebt. 
Man lese S. 89—91 das ‘Lied des treuen Unterthans’ frei nach Bürger, 
eine Verspottung des hündischen Gehorsams gegen Priester und Adel. 
Dazu gesellt sich S. 151 —157 ein ‘Triumphgesang, als Rom befreit 
war’. Das alte klassische Rom und das neue entartete kirchliche Rom 
werden einander gegenübergestellt. Klassizistisch werden die alten 
römischen Heroen als Richter über ihre entarteten Nachkommen auf¬ 
gerufen: ‘Empor aus eurer Gruft, erhabne Schatten! Ihr Grachen! 
Szipionen ihr empor!’ Mit derselben ästhetischen Pointe hatte Görres 
schon zu Beginn des Jahres 1798 im Rothen Blatte in seinem prosaischen 
Triumphgesang auf die Befreiung Roms (1 92 ff.) gearbeitet: ‘Da schweben 
sie, die Männer der Vorzeit, hehre Majestät in ihrem Antlitz, umstrahlt 
von dem Abglanz ihrer Grossthaten, Unmuth in ihrem Auge, Unmuth 
gegen ihre entarteten Enkel .... Vor uns erhebt sich endlich aus 
Leichen und Tod das schreckliche Gespenst der Hierarchie’ . . . Görres’ 
prosaische Rhapsodie zeigt weit mehr dichterische Kraft als die Schraäb- 
verse in Lehnes Invektive, die man schon deshalb nicht als Nachdichtung 
nach Görres bezeichnen wird. Die Parallele lehrt aber wieder die 
Übereinstimmung rheinischer Republikaner in gewissen Anschauungen 
bis auf die ästhetische Einkleidung hinunter. Auch ‘Der Republikaner 
im Kreise seiner Familie über die Entbehrlichkeit der Pfaffen' {Ge¬ 
dichte S. 202—206) steht Görres nahe. Die Anschauungen der 
Republikanischen Gedichte linden sich bei Lehne teilweise schon in der 
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•Romantischen Seereise von Genua nach Neapel’ im Frühling 1797 61 ), 
in Verbindung mit dem bekannten Moralismus 68 ). Indem er die Tyrannen 
und im Stile des deutschen Sturmes und Dranges die ‘Eroberer’ be¬ 
kämpft 63 ), schreibt er einmal (V 62): 'Der verdorbene Mensch wird 
entweder Sklave oder Tyrann, weil ihn die Leidenschaft verdorben hat, 
die keinen Mittelweg kennt.’ 

Auch das Weltbürgertum ist bei dem achtzehnjährigen Jüngling 
schon klar entwickelt: ‘der Polirstahl einer kosmopolitischen Civili- 
sation hat die scharfen Scheidelinien der alten Nationen abgeschliffen: 
wir sind nur noch Europäer und gleichen uns in allen Graden der 
individuellen Bildungsstufen’ (V 95). Und noch 1815 64 ) preist Lehne 
Sokrates und Christus, ‘dass sie die Welt als mit einer einzigen Fa¬ 
milie bevölkert zu betrachten vermochten’. Eine Rede Lehnes auf das 
Fest des Höchsten Wesens vom 10. venddmiaire III (l. Okt. 1794) 
ist als Einzeldruck bei Treuttel in Strassburg erschienen. Die Ausgabe 
im fünften Bande der Gesammelten Schriften gibt von ihr keine rechte 
Vorstellung, da sie entscheidende fürsten- und kirchenfeindliche Sätze 
streicht, so am Schlüsse den Ausruf: ‘Wenn ihr zur Vertheidigung 
eurer Freyheit die Waffen ergreift, so ist das Gott angenehmer, als 
wenn ihr Kreuze schleppt und Reliquien küsset’: auch das ist ganz 
die Stimmung des jungen Görres 65 ). 

Aber indem sich nun die Anschauungen beider Männer von 
wesentlich ähnlichen Stimmnngs- und Gedankengrundlagen aus weiter 
entwickeln, zeigen sich nun auch bald die tiefen Gegensätze. In den 
Jahren 1798—1801 dichtet Lehne 66 ) eine Anzahl schwungvoller Napo¬ 
leonhymnen, und noch am 12. Juli 1821 (III 459) bringt er dem 
gestorbenen Kaiser einige Worte dar: ‘Die Grösse seines Ruhms und 
die Härte seines Schicksals muss jeden entwaffnen, der sich nicht einen 
untrüglichen Gott dünkt.’ Görres dagegen hat sich der unübersehbar 
grossen Schar der rheinischen Napoleonschwärmer nicht angeschlossen. 

•*) Gesammelte Schriften, herausgegeben von Ph. II. Külb V (1839), 
S. 3—142. 

8? ) Rh. 509 Anm. 1. V 98. 257 ff., 261, 263 u. 0. und auch noch 1817 
(V 334). Vgl. III 233 (1801) über die Aufklärung. 

«) So noch 1815 (V 218 f.) und 1819 (V418). 

**) Gesammelte Schriften III (1838), S. 5 f. 

**) Ähnlich in Lehnes poetischem 'Glaubensbekenntnis' von 1796: V 
351—353, noch wieder abgedruckt in dem von ihm und Weitzel herausgegebenen 
Rheinischen Archiv I (1810), S. 193—195. 

•«) V 358-376. Gedichte S. 81 ff. 

27* 
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Bonapartes Name wird in seinen Jugendschriften nur selten erwähnt 
und schon sehr früh kritisch, so in dem Pariser Reiseberichte. Wenn 
Görres dem Beispiele so vieler rheinischer Republikaner nicht folgt 
und innerlich zu Napoleon nicht übergeht, so liegt ein wichtiger Grund 
dafür in der Tatsache, dass Görres keines von seinen Jugendidealen 
verhältnismässig so lange festgehalten bat wie das republikanische und 
wie den Hass gegen allen Despotismus. Noch in einer der bedeutendsten 
Studien der romantischen Heidelberger Zeit kommt das im Jahre 1807 
(untenS.445) klar zum Ausdruck.Görres' grandioser publizistischer Kampf 
gegen Napoleon im Rheinischen Merkur hat also eine lange, mehr als 
zehnjährige Vorgeschichte. Aber nur versprengte Äusserungen beleuchten 
ihren geheimnisvollen Verlauf. Auch dieser aber erscheint erst auf dem 
farbenprächtigen Hintergründe des rheinischen Napoleonkultes in seiner 
düsteren Grösse. 

Auch sonst sind die Gegensätze zwischen Lehne und Görres, 
besonders in der späteren Zeit, zahlreich. Jene ‘romantische’ Seereise 
des jungen Lehne trägt den Namen ‘romantisch’ doch nur äusserlich. Auch 
Lehne ist zwar von gewissen deutschen Einflüssen berührt. Was für Biergans 
die Barden sind, ist für Lehne ausserdem der Götz von Berlichingen 67 ) 
und der Patriotismus des Sturmes und Dranges. In seinem Hanne 
kann er nach Ausweis eines Jugendbriefes aus dem Oktober 1792 
(V 288 f. vgl. 331) durch die Übergabe Speyers an Custine sogar 
‘traurig’ gestimmt und in seinem ‘patriotischen Gefühl’ beleidigt 
werden 88 ), wenn er dann auch den Götz freilich bald zum Kritiker 
des zusammenstürzenden geistlichen Staates macht, da er ihn so anredet: 
‘Deine eiserne Hand lag weicher auf den Schultern deiner Vasallen, 
als die Sammethändchen der Höflinge auf dem Haupte der Unschuld 
und Tugend’ Und noch während des Oktober 1792 (V 291 ff.) voll¬ 
zieht Lehne seinen Übergang zu den siegreichen ‘Franken’. Mit dem 
‘Patriotismus’ ist es zu Ende. Und von der Romantik bleibt er später 
unberührt. Nur in einem Bruchstück aus einer Vorlesung, die er 1799 
als Professor der schönen Wissenschaften an der Universität Mainz 
‘ueber gothische Baukunst’ gehalten haben muss 09 ), bricht er eine 
Lanze für sie, vergleicht ihre Werke sogar mit griechischen Tempeln 

® 7 ) Vgl. Gödeke 7 (1900) S. 242 f. über seine Beziehungen zu Goethe. 
Über Schillerzitate hei Lehne Rh. 573 und 575. 

*•) Noch 1801 verteidigt er die deutsche Sprache: III 243. Über das 
rheinische Stammesbewusstsein Rh. 520 Anm. 4. 

**) Der Abdruck in den Gesammelten Schriften V 267—284 ist undatiert. 
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und erklärt (V 271), sie verdiene ‘mehr Theilnahme, als man ihr 
seither geschenkt hat’. 1810 besingt er (Y 394) den Rheinischen Städte- 
bond: ‘Hoher rheinischer Bund! Mutter der glücklichem Hansa! Mor- 
genroth der Kultur an den Ufern des Rheins!’ Für Gutenberg zeigt 
er ein warmes Interesse 70 ). Aber das tat der französische Präfekt in 
Mainz, Jeanbon-St.-Andrö, auch. Und nach Ende der französischen 
Zeit bekämpft Lehne die Wiederbelebung des Mittelalters bald wieder 
anf das entschiedenste 71 ). In einem ‘Silvesternachttraum’ vom 2. Jan. 
1819 (III 419) spricht er gut aufklärerisch von dem ‘tollen Geist der 
Kreuzzüge.’ Noch am 16. Nov. 1816 (III 323) fühlt er sich weiter¬ 
hin zu einer Definition des Begriffs Aufklärung gedrängt. Ein Artikel 
vom 7. Sept. 1820 (III 446 ff.) ist ‘Finsternisse’ überschrieben und 
kämpft wieder für die Aufklärung. In der im Jahre 1816 anonym 
erschienenen Broschüre: ‘Zustand der Provinz Rheinhessen in dem 
Augenblick der Vereinigung mit dem Grossherzogtum’ erklärt er III 253: 
‘Was die Religion betrifft, so ist durch die Aufklärungsepoche der 
letzten [Mainzer] Kurfürsten und durch das Indifferenz - System der 
Franzosen besonders in Mainz eine völlige Toleranz entstanden, die 
jeder Regierung vortbeilhaft ist, welche sie zu erhalten weiss.’ Lehne 
befindet sich in dieser Hinsicht in einem Zustande gesättigter Befrie¬ 
digung. Welch ein Gegensatz zu den pessimistischen Klagen über die 
Glaubenslosigkeit der Zeit bei Görres. 

Man sieht, was der romantische Einfluss bei Görres in religiöser 
Beziehung zu bedeuten hat. Lehne, trotz seiner fleissigen historischen 
Studien vom Geiste der Romantik nicht tiefer berührt, kann den 
Zusammenhang mit seiner eigenen aufklärerischen Vergangenheit in 
ganz anderer Weise festhalten als Görres. 

Auf dem Gebiete der politischen Anschauungen sind bei dem 
Vergleiche dieser beiden Publizisten natürlich ganz ähnliche Kontrast¬ 
erscheinungen zu beobachten. Görres gehört zu den Vorläufern des 
politischen Katholizismus. Lehne gehört besonders als Redakteur der 
Mainzer Zeitung von 1816—1822 zu den Vorläufern des gemässigten 
rheinischen Altliberalismns. Da er das Republikanertum im Gegensatz 
zu Görres schon unter dem Kaiserreich aufgegeben hat, braucht er es 
unter der Restauration nicht noch einmal abzuschwören. Aber es 
erscheint nun bei Lehne ähnlich wie bei Weitzel in der ganz ab- 

70 ) V388f. und besonders IV 2 (1837). Auf seine Verdienste um die 
Mainzer Geschichte sei nur im allgemeinen verwiesen. 

71 ) So 1821: III465. 
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geschwächten Form des gemässigten Konstitutionalismus in der Restau¬ 
rationszeit von neuem. Und es verdient besondere Beachtung, dass 
diese beiden ehemaligen rheinischen Republikaner in ihrer Oppositions¬ 
stellung gegenüber der Reaktion keineswegs auf die Seite der demo¬ 
kratischen Linken hinübergetrieben worden sind. 

Zwar fehlt es auch nach 1814 nicht an Berührungen zwischen 
Lehnes und Görres’ Anschauungen. Am deutlichsten machen sie sich 
in der übereinstimmenden Agitation für Pressfreiheit und Publizität 
bemerkbar. Auch Lehne findet hier öfters schwungvolle Worte, so 
besonders in einem Artikel über den Zeitgeist vom 16. Juli 1816 
(III 278—283). Und ferner: Görres’ Artikel in Börnes Wage: 
‘Kotzebue, und was ihn gemordet’ vom März 1819 (Politische Schriften 
IV 53—64) erinnert an Lehnes Artikel vom 6. Mai 1819 (Gesammelte 
Schriften III 430—433). In beiden wird Sands Tat zwar als Mord 
verurteilt, aber zugleich als Tat der ewigen Nemesis bezeichnet. Aber 
das Blut des Ermordeten, so will es Görres, soll nicht nur über die 
Fürstenknechte kommen, sondern auch über die Liberalen, die, ‘elende 
Nachäffer der Franzosen, für alles Unheil, das sie angezündet, nichts 
als einige Abstractionen, die sie ihnen abgeborgt, und einige Lumpen 
abgetragener demagogischer Tiraden, die jene ihnen nach gehöriger 
Abnutzung zugeworfen, zu geben wissen’. 

Zu diesen Liberalen nun, die Görres bereits damals mit dem 
Scharfblicke des Hasses charakterisiert, gehört Friedrich Lehne. Die 
romantischen Hemmungen, die bei Görres einen entschiedenen Kon¬ 
stitutionalismus je länger je mehr verhindert haben, sind bei Lehne 
nicht vorhanden. Das zeigt sich vor allem bei der Beurteilung der 
alten Landstände. Wenn Lehne auch unter den zahlreichen Wünschen 
seiner sachverständigen Broschüre über den ‘Zustand der Provinz 
Rheinhessen’ von 1816, die übrigens die provisorische Verwaltung 
der Österreicher scharf angreift (III 248 ff.), noch keine Repräsentations¬ 
wünsche vorträgt, so kritisiert er doch in einem Zeitungsartikel aus 
demselben Jahre (III 262 f.) bereits die altständische Verfassung und 
gibt die Erklärung ab: ‘Ohne uns zu Verteidigern der übrigens nicht 
neuen, sondern sehr alten Stellvertretung durch Wahl der Staatsbürger 
aufzuwerfen, möchten wir doch wünschen, dass Jeder, der über die all¬ 
gemeinen Bedürfnisse des Volkes entscheiden soll, sich als Sachwalter 
der Gesammtheit betrachtete und nicht verpflichtet glaube, die Vortheile 
eines Standes ausschliesslich zu berücksichtigen.’ Das ist gegen di® 
alten Landstände im allgemeinen und gegen das bei ihnen übliche 
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imperative spezielle Mandat gerichtet. Auch Lehne versieht sich beim 
Kampfe für eine nichtaltständische Repräsentation zwar mit historischen 
Waffen. Allein er entnimmt sie nicht den Romantikern wie namentlich 
Adam Müller, sondern — Montesquieu, so wie er ihn versteht, und 
dem altgermanischen Rechte, so wie Montesquieu es darlege 7 *). Unter 
den fünf Institutionen der Germanen, ‘welche während des Mittelalters 
durch die Feudal - Anarchie entstellt’ und von den europäischen 
Völkern beim Ausbruch der Revolution ‘zurückgefordert’ wurden, er¬ 
scheint auch ‘die aus verschiedenen Volksklassen gewählte und zusam¬ 
mengesetzte ständische Volksrepräsentation’. Und am 27. April 1819 
(III 427) heisst es: ‘Man gebe uns Stände durch unsere Wahl . . . 
Unsere Stände, nicht der Adel, sollen uns bei dem Staatsoberhaupte 
vertreten." 

Von Zugeständnissen an die demokratische Linke ist Lehne 
jedoch weit entfernt. Der Zeitgeist fordere vielmehr 78 ): ‘Monarchie 
mit dem gesetzlichen Vortheil der Republik’. Diese selbst wird aber 
durchaus abgelehnt. ‘Welche seltsame Verwirrungen in den natür¬ 
lichen Begriffen der Parteigeist erzeugt, beweisst neuerdings die Opposition, 
welche man den Worten Fürst und Volk zu geben sich bemüht, die in 
der Natur des Staatsvereins ganz und gar nicht gegründet ist’ 74 ). 
‘Wir werden Thomas Payne zugestehen, dass die Völker nicht wie eine 
Herde Schafe ohne ihren Willen zur Erbschaft ihres Regenten gehören, 
aber mit Chateaubriand den Glaubensartikel der Legimität verehren’ 75 ). 
‘Aus der heiligen Erde des befreiten Vaterlandes wird die Eiche der 
bürgerlichen Freiheit durch ihre [der Fürsten] Pflege emporspriessen. 
und unsere Enkel werden nie vergessen, dass deutsche Fürsten und 
deutsche Bürger sie mit ihrem Blute getränkt haben’: so schreibt Lehne im 
Jahre 1815 (III 240). In anderen Fällen hat er aber auch ein scharfes 
Auge für die Wirklichkeit. Das gilt besonders auf volkswirtschaftlichem 
Gebiete, dem Görres trotz gelegentlicher Ausflüge 78 ) auch nach dieser 
Seite hin — denn welches menschliche Wissensgebiet hätte er nicht 
berührt — im Grunde doch fern steht. Schon in Lehnes ‘Ueber- 
sicht der gegenwärtigen Lage des Departements von Donnersberg’ 

”) 1818 Sept. 3: III407ff. Vgl. 1817 Dez. 18: III 382 und das Gedicht 
Die Stunde’ (1819: V 423f.), frei nach Mathias Claudius. 

”) 1819 Aug. 14: III436. 

74 ) 1818 Jan. 27: III 392 ff. 

75 ) 1816 Juli 30: III 286. 

7# ) Wachsthum der Historie S. 502 ff. S. unten S.444 Anm. 104. Auch im 
Rbeinischeu Merkur finden sich einige wirtschaftspolitische Erörterungen. 
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von 1801 (III 213—246) kommt neben dem ‘öffentlichen Unterricht’ 
besonders ‘der Handel’ za Worte. Weit beachtenswerter ist aber sein 
Aufsatz über die, d. h. gegen die Handelsfreiheit von 17. Oktober 1816 
(III, 310—315), der in seinem natürlich von der französischen Zeit 
her befruchteten, überaus scharfen Gegensatz gegen England und 
seinen kräftigen nationalen Accenten durchaus an Friedrich List 
gemahnt und zugleich an einem ersten rheinischen Beispiele zeigt, wie 
gut politischer Liberalismus und ökonomischer Protektionismns verein¬ 
bar sind. In diesem Artikel finden sich die Sätze: ‘Während der 
Engländer durch seinen Handelszwang sich bereichert, kramt der 
Deutsche seine Sentenzen über Handelsfreiheit aus. Wir sind gewiss 
keiue Gegner derselben. Aber solange sie nicht allgemein ist, so 
lange die bedeutendste Handelsnation nicht das erste Beispiel gibt, 
muss sie diejenigen, die mit Selbstverläugnung ihr huldigen, zur Handels- 
Sklaverei führen.’ Lehne rückt den Sturz des Kaiserreiches in treffende 
spezifisch rheinisch-wirtschaftliche Beleuchtung, wenn er mit deutlicher 
Ironie schreibt: ‘Das politische Joch der Franzosen hinderte das 
merkantilische’ der Engländer . . . ‘Es musste zerbrochen werden, 
weil man schon anfing, ihre Waren entbehrlich zu finden.’ Wie schon 
hier, so beleuchtet Lehne auch am 28. Januar 1817 77 ) kritisch die elende 
Lage der ausgebeuteten englischen Arbeiter. 

Eine vollständige Würdigung der gehaltvollen politischen 
Anschauungen, die bei diesem ehemaligen rheinischen Republikaner 
während der Reaktionszeit hervortreten, ist hier nicht beabsichtigt. 
Nur als Gegenbild zu Görres sollte er nicht übersehen werden. Bei aller 
inneren Verwandtschaft der Anfänge beider Publizisten tritt doch schon seit 
der Aufrollung des imperialistischen Problems und dann noch viel 
deutlicher seit dem Sturze Napoleons der Gegensatz zwischen ihnen 
zutage. Für Görres’ Charakteristik ist dieser Gegensatz nicht ohne 
Belang: er zeigt nicht nur auch hier Görres’ höheren Schwung, sondern 
er zeigt auch, was Görres fehlt, wozu er nicht imstande war. Schon 
dieser Vergleich stimmt die neuerdings beliebten schwärmerischen Urteile 
auch über den Politiker Görres vielleicht auf das rechte historische 
Mass herab. Das kann hier nur noch angedeutet werden. — 

Religiöse Themata werden von Lehne während und nach der 
Revolution häufiger berührt. Die erwähnte ‘Rede auf das Fest des Höchsten 
Wesens’ ist ganz durchzogen von den frommen Tbeodizeegedanken der 

”) III 36.T vgl. 272. 
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deutschen Aufklärung. Unter den fünf Institutioneu der Germanen aber 
erscheint am Schlüsse auch ‘das durch die christliche Religion und 
Kirche geknüpfte Bruderband und Völkerrecht’. Wenn Lehne 1816 
(III 2o4) für die Beibehaltung des Verbotes der Prozessionen in 
konfessionell gemischten Gegenden eintritt, so kann er sich dafür 
auf die ähnlichen Verbote der alten Mainzer Kurfürsten berufen. 
Wie der republikanische, so wird auch der antikircbliche Radikalismus 
schon nach dem Sturze der Republik bei ihm zurückgedrängt, lebt aber 
als kirchliche und religiöse Weitherzigkeit weiter. — 

Ähnliches gilt von dem katholischen Rheingauer Johannes Weitzel. 
Im Jahre 1810, als Görres in dem Aufsatz über den Fall der 
Religion als enthusiastischer Bussprediger auftritt, schreibt Weitzel im 
Rheinischen Archiv einen Artikel über ‘Religionsformen 78 )’. Die 
Aufklärung zwar wird hier schon kritisiert. Sie sei nicht die wahre, 
‘weil sie das Gefühl dem Gedanken opfert’. Auch bat Weitzel schon 
die Überzeugung, dass ‘die willkührliche, eiserne Zeit’ nach Religion 
verlange. Aber die eigentliche Bedeutung der Religion ist doch immer 
noch im Sinne der Aufklärung mehr profan. Der ‘Enthusiasmus für 
nationale Unabhängigkeit’ (bei den Franzosen) ist verwandt mit der 
Religion. Oder: ‘Die Religion führt die auseinandergerissenen Stände 
friedlich zusammen und macht die Menschen als Kinder eines göttlichen 
Vaters wieder gleich, welche die bürgerlichen Verhältnisse ungleich 
trennen.’ ‘Verbannt die Religion von der Erde, und ihr schafft die von 
Leidenschaften gegeisselten Menschen in Tyger um.’ Das ist der 
nüchterne religiöse Moralismus der deutschen Aufklärung, über den 
Görres damals weit hinaus ist. 

Aber auch zwischen Weitzel und Görres gibt es Berührungspunkte. 
In derselben Zeit, als Weitzel zusammen mit Lehne das Rheinische 
Archiv herausgibt, zeigt er auch schon wie Görres Sympathien für die 
aufständischen Spanier und verliert er dann wie Görres überhaupt allen 
Geschmack an der Politik, 60 dass die ästhetisch-wissenschaftlichen 
Interessen bei ihm bis zum Ende der Fremdherrschaft die Oberhand 
gewinnen 79 ). Als Redakteur der Mainzer Zeitung lässt Weitzel später 
den gestürzten Kaiser sich in einer fingierten Proklamation über die 
Weltlage aussprechen (160). Auch über diese Äusserlichkeiten hinweg zeigt 
natürlich wieder besonders die Anfangsentwicklung Weitzels (14 5-150) mit 

7r ) I 11—27, besonders 21—25. 

w ) G. Zedier in den Annalen des Vereins für nassauiscbe Altertums¬ 
kunde und Geschichtsforschung 30 (1899) S. 155 f. 
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der des jungen Görres manche Ähnlichkeit; denn neben Rousseau, der aller¬ 
dings für Weitzel eine viel entscheidendere Bildungsmacht wird als für 
Görres, erscheinen als Lehrer seiner Jugend (Weitzel studiert in Jena 
und Göttingen) wie bei Görres doch auch Herder und Kant, freilich 
wohl ohne tiefere Nachwirkung. Der Moralisraus 80 ) zeigt bei Weitzel 
dieselben überstiegenen Formen wie bei Görres. Als Beamter der 
provisorischen französischen Verwaltung in der Pfalz erlaubt sich ferner 
auch Weitzel eine scharfe Kritik der herrschenden Zustände. Und so 
warm Weitzel das napoleonische Verwaltungssystem verteidigt (152), 
so vergisst er doch nicht, dass er ein Deutscher ist. Auf einem 
Mainzer Masken fest von 1809 lässt er sogar die deutsche Einheit auf- 
treten (154 f.). Im Befreiungsjahre 1814 äussert er sich als Redakteur 
der Mainzer Zeitung über Frankreich, die Revolution und Napoleon (158) 
zwar ganz ähnlich wie Görres in seinem freilich vierzehn Jahre älteren 
Pariser Reisebericht. Von dem glühenden Napoleonhasse des Coblenzer 
Rheinischen Merkurs aber ist in den gleichzeitig erscheinenden Nummern 
der Mainzer Zeitung freilich nichts zu merken. Unter dem Kaiserreich 
hatte nämlich auch Weitzel zu den Napoleonschwärmern gehört 81 ). 
Abgesehen von dem für ihm charakteristischen ungemein starken Ein¬ 
flüsse Rousseaus macht Weitzel noch unter französischer Herrschaft ganz 
ähnliche Entwicklungen durch wie Lehne. 

Das bringt ihn während der Reaktionszeit in einen noch klarer 
entwickelten Gegensatz zu Görres. Unter dem bestimmenden Einflüsse 
von Benjamin Constant (159) verteidigt Weitzel die ‘soziale Gleichheit 
und kirchliche Parität' nicht nur gegen den altständischen Verfassungs¬ 
entwurf der niederrheinischen Ritterschaft, sondern auch gegen Görres’ 
berufsständische Pläne 8 *). Auch die Schrift ‘über den gegenwärtigen 
Zustand von Europa’ von 1820 (173) wendet sich gegen Görres’ 
pessimistische Revolutionsmalereien in ‘Teutschland und die Revolution’. 
Und ähnlich macht sich der Gegensatz in der deutschen Einbeitsfrage 
bemerkbar. In dem bedeutenden Aufsatze mit dem Titel; ‘Hat 
Deutschland eine Revolution zu fürchten?’ von 18 1 9 83 ) vertritt Weitzel 

®°) Seine Originalität wird von Zedier S. 186 in einer sonst vortreff¬ 
lichen Schlusswürdigung Weitzels überschätzt. 

8l ) Zedier S. 151 ff. S. 153 wird gezeigt, dass Treitschke I 235 ihm 
nicht gerecht geworden ist. Freilich geht Zedier selbst S. 159 zu weit, wenn 
er Weitzel mit Fichte vergleicht. 

S4 J Zedier S. 164. Vgl. J. Hansen, Mevissen I (1906) S. 211 und Rh. 
393 Anm. 1. 

Zedier S. 172. Vermischte Schriften III (1821) S. 3 ff. 
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in scharfem Gegensätze zu ‘Teutschland und die Revolution’ von Görres und 
im Anschluss, an seine eigene Denkschrift ‘Rheinpreussen im Dezember 
1818’ (164) und an ältere Ideen aus der Zeit der Befreiung der Ilhein- 
lande den kleindeutschen Standpunkt mit Umsicht, Entschiedenheit 
und prophetischem Geiste 84 ). Über Preussen lässt sich Weitzel damals 
in folgender Weise vernehmen: 'Mit gestrecktem Körper dehnt es sich 
von einer äussersten Grenze Deutschlands bis zur anderen aus. Seine 
Sicherheit ist ein Theil der unsrigen, sein Wohlstand ein Theil des 
nnsrigen. Jede Gefahr für es ist auch Gefahr für uns. Und durch 
die vielseitig nahe Berührung theilt sich wechselseitig fast jeder Schmerz 
und jedes Leid sympathetisch mit. Preussen und Deutschland stehen 
in verwandter Wechselwirkung. Ihr Schicksal ist an dasselbe Rad 
der umkreisenden Zeit geflochten, das in seinem Rollen die Bande nur 
immer mehr zusammenziehen und verschlingen kann.’ Weitzels Arbeit 
enthält so fruchtbare Gedanken über Preussens Hegemonie und den 
Bundesstaat, dass man neuerdings den Versuch hat machen können, 
mit ihr ‘die Verbindung zu Paul Ptizers und auch Friedrich von 
Gagerns kleindeutschen Hoffnungen’ herzustellen, wobei Weitzel durch¬ 
aus als der Anreger erscheint 8 -’’). 

Trotz seiner radikalen, ganz in Rousseaus Diensten stehenden 
Vergangenheit ist Weitzel endlich wie Lehne so wenig radikaler Demokrat, 
dass er 1816—1819 in Wiesbaden die von Ibell offiziös beeinflussten 
Rheinischen Blätter herausgibt und überdies von 1817—1820 mit 
Hardenberg über die Anstellung als Redakteur eines rheinischen 
Regierungsblattes (wenn auch erfolglos) verhandelt, ohne dass er damit 
seinen damaligen politischen Grundüberzeugungen hätte untreu zu werden 
brauchen 86 ). Es klingt ja zunächst sehr radikal, wenn Weitzel noch 
in der Denkschrift ‘Rheinpreussen im Dezember 1818’ (165) schreibt: 
‘Die Stimmung der Zeit ... ist wesentlich demokratisch. In den auf¬ 
geklärten Ländern ist sie es besonders und somit auch am Rhein. Freiheit 
und Gleichheit ist das Losungswort der Gegenwart: Freiheit, die 
Befugnis, nur den Gesetzen zu gehorchen, Gleichheit, die allgemeine 

M ) Fehlt unter den gegen Görres gerichteten Gegenschriften, die 
Schellberg II 696 aufzählt. 

88 ) H. Fraenkel, politische Gedanken und Strömungen in der Burschen¬ 
schaft um 1821—1824, in den Quellen und Darstellungen zur Geschichte der 
Burschenschaft 3 (1913) S. 318—321. Vgl. Zedier S. 166, 171, 187. 

8# ) Zedier, S. 161—170, 189—192 und besonders M. Schwann, Sonn¬ 
tagsbeilage zur Vossischen Zeitung 1897 Aug. 22 und 29, Nr. 34 und 35. 
Bei den Verhandlungen mit Preussen war Weitzel offenbar der Düpierte. 
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Verpflichtung, ein und demselben Gesetze unterthan zu sein.’ Schon die 
Definitionen von Freiheit und Gleichheit beruhigen aber, und wer sich 
wie Treitscbke, dessen Missdeutungen schon durch Schwann Nr. 35 nnd 
Zedier S 165 zurückgewiesen worden sind, noch Zweifeln hingibt, wird 
sofort durch folgenden Satz Weitzels davon befreit: ‘Dieser demo¬ 
kratische Geist ist wesentlich monarchisch.’ Wenn Weitzel auch in 
einem Aufsatze ‘Deutschlands Hoffnungen 1814’ (159) in der Mainzer 
Zeitung in einem Athem Weltbürgertum, Nationalstaat und -Volks¬ 
souveränität 87 ) vertritt, so ist doch 1818 in dem obigen Zusammenhänge 
vielmehr dies sein politisches Glaubensbekenntnis: ‘Ohne erbliche Monarchie 
weder Freiheit und Sicherheit’, und ferner : ‘dass diese Freiheit und Sicherheit 
wie die Festigkeit des Thrones selbst ihre Bürgschaft in einer Verfassung 
finden’. Wie Lehne so zeichnet auch schon Weitzel in ganz allgemeinen 
Umrissen das Programm des späteren gemässigten rheinischen Libera¬ 
lismus, der bei Männern wie diesen in seinen Vorstufen auch theoretisch 
deutlich bis in die französische Zeit zurückverfolgt werden kann. Schon 
die Rheinischen Blätter, obschon eine herzoglich - uassauische offiziöse 
Zeitung, kämpfen auch besonders für rheiuische Eigenart (162 ff.). 

Bei einem Vergleiche mit Weitzel ist Görres gewiss auch diesmal, 
was die Form, den Esprit und das Feuer betrifft, der unbestrittene Sieger. 
Aber der Wirklichkeitssinn, das nüchterne Eingehen auf das politisch 
Erreichbare, die klare Einsicht in die publizistische Aufgabe und ihre 
Beschränkung: das und vieles andere findet sich bei den kleinen Geistern 
wie den eben beachteten (auch Weitzel ist trotz seiner historischen 
Betätigung aller Romantik bar) in viel gedeihlicherer Weise ausgestaltet 
als bei dem schon damals oft in Blindheit und Masslosigkeit daher¬ 
stürmenden Görres. 

Bei der grossen Wichtigkeit, die einer genauen Kenntnis der 
Anschauungen der gleichzeitigen rheinischen Republikaner für die Görres- 
forschung innewohnt, darf man hoffen, dass von dieser auch das 
Interesse für die interessanten Figuren der rheinischen Republikaner 
wieder belebt wird 88 ). 

87 ) 1833 (Zedier S. 178) bekennt Weitzel zwar seine Übereinstim¬ 
mung mit Sylvester Jordan und mit Rotteck, warnt aber vor Übertreibung 
des Gedankens der Volkssouveränität. Die Schriften der zwanziger und 
dreissiger Jahre bedürfen noch einer besonderen Untersuchung. 

M ) Ausser den von mir früher in Rh. näher behandelten verdienen u. a. 
Beachtung J. N. Becker, A. J. Dorsch, P. J. F. Dautzenberg und J. J. A. Vossen, 
die beiden letzten in Aachen. Vgl. H. F. Macco, Aachener Wappen und 
Genealogien I (1907), S. 100; II (1908), S. 211 f. Auf die Bedeutung einer 
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Verfolgt man ihre und Görres’ spätere Entwicklung über die 
französische Zeit hinaus, so laufen die Linien, wie man bei Lehne und 
Weitzel ungewöhnlich deutlich sehen kann, gar bald auseinander. Und 
es hat dann leicht den Anschein, als wenn die für Görres selbst und 
für Görres’ Nachwirkung, für den historischen Görres und für den Görres 
Redivivus entscheidende Wandlung in Görres' Anschauungen im ersten 
Viertel des neunzehnten Jahrhunderts von der Aufklärung über die 
Romantik zum gläubigen und auch zum politischen Katholizismus hinüber 
etwas schlechthin Einzigartiges gewesen sei. So individuell sich nun 
aber auch diese Wandlung, die man kurzweg die ‘Bekehrung’ nennen 
darf, bei Görres ausprägt, so tief sie bei ihm darch rein persönliche 
Lebenserfahrung und Lebenschicksale bedingt ist: nicht einmal dieser 
Bekehrung fehlen die Parallelerscbeinungen. 

Zu diesem Ergebnis gelangt man, wenn man auf die innere 
Entwicklung, auf die ‘Vergangenheit’ einiger anderen Führer des vor¬ 
märzlichen deutschen politischen Katholizismus achtet. Als Parallel¬ 
erscheinung zu Görres fällt da vor allem einer der Führer der Klerikalen 
im Landtage des Grossherzogtums Hessen während der zwanziger und 
dreissiger Jahre in die Augen: Johannes Neeb* 9 ). Wie Görres hat er 
eine ganz radikale Vergangenheit. Ursprünglich Priester, war er 1800 
unter französischem Einflüsse aus dem Priesterstande ausgetreten und 
hatte sich später verheiratet. 1792—1795 war er Professor der 
Philosophie an der alten kurfürstlichen Universität in Bonn und unter 
der Republik und dem Kaiserreich von 1796 — 1803 in gleicher Eigen¬ 
schaft in Mainz. Wie bei Görres vollzieht sich dann aber bei Neeb 
allmählich der Umschwung, die gläubige Rückkehr erst zur Gefühls¬ 
philosophie F. Jacobis und dann zur Kirche und im Zusammenhang 
damit die Vertretung des politischen Katholizismus. Doch stehen Neeb 
und seine klerikalen Freunde im hessischen Landtage im Gegensätze zu 
den bayrischen Konföderierten von Anfang an durchaus auf konstitutionellem 
Boden. Vor allem kämpfen sie für unverkürzte Handhabung des Steuer¬ 
genaueren Durchforschung der rheinischen Presse der französischen Periode 
für die Görresforschung hat d’Ester in seiner Besprechung der Auswahl 
Schellbergs mit Recht hingewiesen: Wissensch. Beil, zur Germania 1912, S. 1H9. 

8# ) F. X. Münch, die philosophischen Studien an der kurkölnischen 
Universität zu Bonn mit besonderer Berücksichtigung der philosophischen 
Arbeiten Johannes Neebs: Annalen des historischen Vereins für den Nieder¬ 
rhein 87 (1909) S. 87—120 und besonders L. Bergsträsser, Studien zur Vor¬ 
geschichte der Zentrumspartei: Wahls Beiträge zur Parteigeschichte 1 
(1910) S. 71 ff. 
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bewilligungsrechtes, für den ‘Angelpunkt des Konstitutionalismus’, wie Neeb 
sagt, nicht minder für die Aufrecbterhaltung des rheinischen, d. h. des 
französischen Rechtes auf dem linken Rheinufer. Es ist der Rückblick 
auf die Errungenschaften der französischen Herrschaft am Rhein, der 
diese Abgeordneten ganz anders beeinflusst als die schwerfälligeren und 
romantischeren Bayern unter Görres' Leitung. Sie sind damit die direkten 
geistesverwandten Vorläufer der rheinpreussischen Führer des späteren 
Zentrums und seiner Vorstufen. Daneben unterhält Neeb aber auch 
Beziehungen zum Mainzer Kreise und damit zu dem neufranzösisthen 
liberalen Klerikalismus eines Lamennais. Eine Parallele zwischen Neeb 
und Görres wind bei dem letzteren daher auch den ‘Liberalismus’ besser 
abgrenzen helfen. 

Noch demokratischer tritt der politische Katholizismus vor dem 
März in Baden auf, unter Franz Joseph Buss 90 ). Kirchenpolitisch und 
religiös beginnt Buss als Nachfahre Wessenbergs und verwendet sich 
noch 1834 zusammen mit Constanzer Katholiken für die Errichtung 
eines Hussdenkmals. Politisch steht er unter dem Einflüsse Rottecks, 
sozialpolitisch wie z. B. auch Mevissen 91 ) unter dem Einflüsse St. Simons. 
Aber eben die sozialpolitische Macht- und Tatenlosigkeit des radikal¬ 
demokratischen süddeutschen Liberalismus macht Buss an ihm irre und 
treibt ihn allmählich auf die klerikale Seite hinüber. Ein Vorläufer 
Kettelers ist er einer der ersten sozialpolitischen Kämpfer und Organi¬ 
satoren unter den oberrheinischen Katholiken und als solcher von ausser¬ 
ordentlichem Einflüsse. 

Diese beiden nur skizzierten Beispiele zeigen, worauf es hier 
nur ankommt, zur Genüge, dass unter den Führern des vormärzlichen 
politischen Katholizismus Görres nicht der einzige ist, der eine radikale 
Vergangenheit hinter sich hat. Schon durch den Hinweis auf diese 
Beispiele, die sich leicht vermehren Hessen, wird Görres’ Bekehrung 
der Sphäre der rein singulären und lediglich persönlich zu motivierenden 
Erscheinungen entrückt. Sie hat eine allgemeinere, wenn man will 
typischere Bedeutung, als es dem sich wesentlich auf Görres beschränkenden 
Forscher zunächst erscheinen mag. Es ist eine in ihrer allgemeinen 
Wichtigkeit noch nicht genügend gewürdigte Tatsache: dass echte und 
begeisterte ehemalige Jünger der Aufklärung später in der Restaurations- 

*°) F. Schnabel, der Zusammenschluss des politischen Katholizismus 
in Deutschland im Jahre 1848: Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und 
neueren Geschichte 29, 1910, S. 20 ff. 

•') Hansen I 60 u. ö. 
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zeit in reiferem Alter alles das leidenschaftlich bekämpfen, was sie in 
ihrer Jagend angeschwärmt haben, and dagegen reumütig za den Feinden 
ihrer Jagend zarQckkehren, womit sie gerade za wirksamen Führern des 
politischen Katholizismus geworden sind. 

Diese Tatsache ist über die Görresstudien hinaus auch von 
allgemeinem parteigescbichtlichen Interesse. Indem diese and andere 
Führer des politischen Katholizismus im Liberalismus der verschiedensten 
Schattierungen ihre eigene Vergangenheit bekämpfen, erinnern sie den 
Historiker daran, dass die Wurzeln der ganzen klerikalen Bewegung über 
das Jahr 1815, wo man sie gewöhnlich beginnen lässt, weit zurückreichen 
in die Zeit der Aufklärung 92 ), in das achtzehnte Jahrhundert, das 
sich der Forschung auch sonst immer mehr als letzter Nährboden 
moderner politischer und allgemein geistiger Grössen enthüllt. Neben 
den abtrünnigen Jüngern der Aufklärung erscheinen unter den ersten 
Führern des politischen Katholizismus dann ferner auch die bei Görres 
schon früh warmer Sympathie begegnenden Märtyrer der Kirchen¬ 
politik des Josephinismus, der Revolution und des Kaiserreichs. Die 
Görresstudien werden auch dieser wissenschaftlich noch wenig geklärten 
ältesten Periode in der Geschichte des deutschen politischen Katholizismus 
zugute kommen. Ihrerseits aber sind sie genötigt, nicht nur den ganzen 
Görres, sondern auch den ganzen vormärzlichen Abschnitt der deutschen 
Parteigeschichte stets im Auge zu behalten. Gerade dieser weiter 
abgesteckte Rahmen wird dann am besten vor einer parteipolitischen Aus¬ 
beutung des Görresthemas bewahren. 

Zu keiner Zeit darf man sich durch den Glanz des Görres- 
geistes so weit blenden lassen, dass man ihn durchweg für einen 
Originalglanz, dem nichts gleiche, ausgibt. Mit erfreulichem Weitblick 
hat Karl Alexander von Müller jüngst in einem besonders anregenden 
Vortrage über den jungen Görres 93 ) das Typische von dem Singulären 
gesondert. Nach einer schwungvollen Schilderung der ‘einzigartigen’ 
Dokumente aus Görres’ Jugendentwicklung zieht der Verfasser doch bald 
überaus treffend die Verbindungslinien zwischen dem jungen Görres und 
verwandten Grössen. ‘Wie beim jungen Tieck die Phantastik unmittel¬ 
bar aus dem Nicolaischen Rationalismus herauswächst, so geistern auch 
durch die Aufklärung des jungen Görres schon die Mitternachts-, 
Gespenster-, Blut- und Ruinenromantik und alle Vorboten des infernalischen 
Aufgebots, das diesem Geisterbanner später auf Schritt und Tritt zu 

•*) Näheres in meinem oben S. 411 Anm. 8 zitierten Aufsatze. 

,s ) Archiv für Kulturgeschichte 10 (1913), S. 427 ff. 
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Gebote stand.’ Nan bemüht sieb der Verfasser zwar mit bestem Erfolge, das 
Singuläre im jnngeu Görres herauszuarbeiten: die Ideenmischung, das 
Konstruktive, das Kontemplative, den Stil im allgemeinsten Sinne des 
Wortes. Noch ehe er mit der Romantik in Berührung kommt, ist 
Görres, das sieht man jetzt deutlich, schon Romantiker. Es ist aber 
aller Beachtung wert, dass sich dem Verfasser, sowie er von diesen doch 
mehr formalen Eigentümlichkeiten zur Sache, diesmal zur aufklärerischen 
Religion des jungen Görres zurückkehrt, die geistesgeschichtlichen Parallelen 
überall aufdrängen. Damit gibt der Vortrag der Görresforschung eine 
auch für die spätere Zeit wertvolle Richtlinie. In der Form — dies 
Wort stets im weitesten Sinne genommen — ist und bleibt Görres 
einer der produktivsten Geister. In der Sache aber, mag es sich um 
Wissenschaft, Kunst, Glauben oder Schwärmerei handeln, ist und bleibt 
sein Geist doch nur das Riesengefäss von staunenswertem rezeptiven 
Fassungsvermögen 94 ). Sowohl in Heidelberg wie in Strassburg ist er 
sachlich oft mehr der Nehmende als der Gebende. 

III. 

Die Erkenntnis des Zusammenhangs zwischen Görres und 
verwandten geistigen Mächten vor, während und nach seiner Bekehrung 
kann aber natürlich nie die Vernachlässigung der individuellen Görres- 
forschung bedingen. Das 'Einzigartige’ in Görres' Entwicklung bleibt unbe¬ 
schadet jenes Zusammenhanges bestehen, und es ist in der Abhängigkeit 
des höheren geistigen Lehens dieses Mannes von seinen ganz individuellen 
Schicksalen und Stimmungen und von seiner ganz individuellen und in 
ihren Grundzügen von der Jugend bis zum Alter unveränderlichen 
geistigen Anlage stets am mächtigsten wirksam. Die starke psychologische 
Bedingtheit der Anschauungen des jungen Görres bat K. A. v. Müller 
zum ersten Male anschaulich aufgezeigt. Sie beherrscht aber auch die 
weitere Entwicklung des gereiften Mannes. Man ist deshalb noch nicht 
zum vollen Verständnis der Struktur dieser Seele und dieses Geistes durch¬ 
gedrungen, wenn man als Ergebnis ihrer Regungen und Strebungen eine 
einigermassen kontinuierlich und folgerichtig fortschreitende Entwicklung 
erwartet. Hat man sich vielmehr von der psychologischen und d. h von einem 
allgemeinen Standpunkte aus gesehen immer mehr oder minder zufälligen 
Bedingtheit der Gedankenwelt des jungen Görres überzeugen lassen, 
dann wird man auch bei Görres' späterer Entwicklung auf Inkonsequenzen, 

M ) Vgl. Westdeutsche Zeitschrift 28 (1910), S. 216. 
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Seitensprünge, Widerrufe, Überraschungen, Geheimnisse ständig gefasst 
sein. Wenn sich in einer neueren Studie über Görres 95 ) die Worte 
finden: ‘Seine gesamte Geistesentwicklung . . . hat sich ruhiger und 
allmählicher vollzogen, als es zunächst scheinen mag, wenn man die 
widersprechenden Äusserungen in den verschiedenen Perioden seines 
Lebens schroff neben einander stellt’, so ist zu befürchten, dass die 
Görresforschung dadurch mit einem falschen Wegweiser versehen wird. 
Ungefähr das Gegenteil ist richtig. Und wenn der Verfasser am 

Schlosse derselben Studie S. 152 ansruft: ‘Wir wissen, dass Görres’ 
Entwicklung fast notwendig diesen Weg nehmen musste’, so ist auch 
gegen eine solche Beobachtung vor allem deshalb der Zweifel am Platze, 
weil damit das Sprunghafte, Singuläre, Zufällige in dieser Entwicklung, 
das ihr trotz aller allgemeinen Zusammenhänge eigentümlich bleibt, 
verkannt zu werden droht. Man braucht nicht die gehässigen Anklagen 
Gutzkows und E. Münchs gegen Görres zu wiederholen und wird 
doch bei aller Achtung vor Görres’ Geisteskraft vor den vielen 
Unstimmigkeiten seiner Gedankenentwicklung die Augen nicht verschliessen 
dürfen. Es ist nicht Charakterlosigkeit, wie Gutzkow meinte, sondern 
es ist jene Abhängigkeit der Gedankenarbeit von den leidenschaftlichen 
' Stimmungen des Augenblickes, was bei Görres zu keiner Zeit eine 
‘ruhige’ und ‘allmählich’ sich vollziehende Gedankenentwicklung zuge¬ 
lassen hat. So sehr Görres’ Leben im Familien- und Freundeskreise 
immer wieder den Eindruck stoischer Gemütsruhe und optimistischer 
Gelassenheit gemacht hat: es glüht im Innern dieses Mannes ein Feuer 
der Leidenschaft, das immer dann am hellsteu emporflammt, wenn der 
Mann zum Schriftsteller wird. Dann vergisst er, was er noch vor 
kurzem geschrieben hat. Dann widerspricht er sich, dann desavouiert 
er sich, ohne es zu wissen. Dann ist es ihm in der Leidenschaft des 
Augenblicks um alles eher zu tun als um den harmonisch fortschreitenden 
Ausbau seiner Gedankenwelt. 

Dieser allgemeine Eindruck bestätigt sich nirgends mehr als bei 
einem tieferen Eindringen in das, was man Görres’ Bekehrung 
genannt hat. Und doch braucht Görres eine verhältnismässig lange 
Zeit, fast da3 ganze erste Viertel des neunzehnten Jahrhunderts, ehe 
er da anlangt, wo die katholische Kirche und der politische Katholizismus 
ihn sehen wollen. Es ist sehr merkwürdig, dass Görres die Wendung 
vom Weltbürgertum zum Nationalgeist viel rascher, sicherer und 

M ) Uhlmann S. 3. 

We»td. Zeitscbr. f. Qescb. n. Kunst. XXXII, IV 
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gründlicher vollzieht als die Wendung von der Freidenkerei zum 
KircheDglauben. Man kann das nicht mit dem Hinweise auf dem hin¬ 
reissenden Eindruck des Freiheitskrieges begründen; denn Görres’ 
Nationalismus ist ja schon im Pariser Reisebericht von 1800 in allen 
GrundzQgen entwickelt. Schon in der anschliessenden romantischen Zeit 
vor den Freiheitskriegen wird er dann in Coblenz und in Heidelberg ent¬ 
scheidend ausgebaut, und 1810 bringt er in dem Aufsatz über den Fall 
Teutschlands bereits eine Vollreife Frucht, der sich im Rheinischen 
Merkur weitere, aber doch durchaus wesensverwandte beigesellen. 

In religiöser und kirchenpolitischer Hinsicht aber weder diese 

• 

Schnelligkeit noch diese Folgerichtigkeit. Das ist bei Görres’ geistiger 
Anlage ein sicheres Zeichen dafür, dass ihn diese Gebiete innerlich 
nicht weniger, sondern mehr beschäftigen als die nationale Frage oder 
gar später die bestimmteren Probleme der deutschen Verfassung und 
der deutschen Einheit. Görres’ Stellung zu Religion und Kirche ist, in 
ihrer Entwicklung betrachtet, widerspruchsvoll. Einerseits finden sich 
ganz bestimmte Forderungen seiner konfessionellen Spätzeit schon lange 
vorher. Andrerseits ist aber auch seine konfessionelle Schlussphase 
nie in dem Sinne konfessionell, dass alle Zusammenhänge mit seiner 
so ganz anders gearteten Jugendentwicklnng völlig ausgerottet worden 
wären. Schellberg, der neben Gratiert nach langer Pause zum ersten 
Male wieder der religiösen Entwicklung des Mannes auch für die 
Münchener Zeit grössere Aufmerksamkeit geschenkt hat, bemerkt 
darüber 96 ): ‘Trotzdem meine Untersuchungen .... noch nicht, zum 
Abschlüsse gelangt sind, glaube ich doch sagen zu müssen: hinsichtlich 
seiner Anschauungen über das Verhältnis von Staat und Kirche, die 
Beziehungen zwischen Katholizismus und Protestantismus, das Problem 
von Freiheit und Autorität sind vom dogmatischen Standpunkte erheb¬ 
liche Einwendungen zu machen. Seine Anschauungen lassen nur zu 
deutlich erkennen, dass er bis zuletzt unter der Einwirkung der Auf¬ 
klärung stand, die seine Anschauungswelt zu sehr beeinflusste, als dass 
er jemals ganz und gar ihre Spuren hätte abstreifen können.’ Diese 
durchaus richtige Beobachtung gilt für die religiöse und kirchenpolitische 
Entwicklung des Mannes ganz allgemein: ältere und jüngere Schichten, 
Gedanken des Anfängers und des Vollreifen schieben sich zu verschie¬ 
denen Zeiten übereinander und lassen jeden Versuch scheitern, hier 
in allen Einzelheiten eine folgerichtige Entwicklung abzulesen. Es ist 

* ft ) S. 33 der oben S. 412 Anm. 9 genannten Schrift. 
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ein Verdienst Schellbergs 97 ), dass er mit Hilfe seiner gründlichen 
Görreskenntnis eine Anzahl konstruktiver Aufstellungen Uhlmanns so¬ 
gleich berichtigt bat. Man darf hier nichts verschleiern und nichts 
vergewaltigen. — 

Nur ein kleiner Ausschnitt aus Görres’ religiöser Entwicklung 
soll im folgenden noch behandelt werden: die romantische Zeit bis zum 
Rheinischen Merkur. Es geschieht vor allem, um darin das Übereinander 
verschiedener Schichten aufzuzeigen. Trotz des allbeherrschenden Ein¬ 
flusses der Romantik lassen sich zumal auf religiösem und geschichts- 
pbilosophischem Gebiete die Nachwirkungen älterer Anschauungen nach- 
weisen. Aber sie werden damals noch nicht als zum Absterben reif behandelt. 
Sondern sie gehen eine schwer zu beschreibende Verbindung mit den 
neuen romantischen ein, bis sie sich zu einer glänzenden Lehre von einer 
überkonfessionellen Universalreligion entfalten. Diese Universalreligion 
ist eine so reizvolle Geistesschöpfung des romantischen Görres, dass 
man sich wundern muss, wie die Görresforschung bisher fast ganz an 
ihr vorübergegangen ist. 

Als Görres seit dem Beginne des neuen Jahrhunderts unter den 
bestimmenden Einfluss Schellings gerät, da wird er dadurch doch 
keineswegs sogleich zu einer weiteren Annäherung an die kirchliche 
Gläubigkeit getrieben. Vielmehr äussert sich Görres damals unter dem 
Einflüsse Schellings zuzeiten noch durchaus pantheistisch, im Gegen¬ 
sätze zu dem dogmatisch doch immerhin annehmbareren Panentheismus 
der übrigen Romantik, weshalb er auch eine spekulative Scbellingsche 
Umdeutung der Trinitätslebre keineswegs scheut 98 ). Andrerseits lässt 
Görres alte Überzeugungen seiner republikanischen Zeit in der neuen 
Schule Schellings keineswegs sogleich untergehen. -Nicht nur, dass 
Görres gegen Schellings viel politischeres Staatsideal sein uni>olitisches 
moralistisches festhält. Auch von seinem Republikanismus hat er weder 
damals, noch sogar später in Heidelberg (trotz altständischer Gegen¬ 
strömungen) lassen wollen 99 ). Es ist bisher übersehen worden, dass 
der Republikanismus damals sogar noch seine kirchengeschichtlichen 
oder geschichtsphilosophischen Anschauungen gelegentlich beeinflusst 100 ). 
Nicht einmal auf dem für Görres fast stets wichtigsten kirchenpolitischen 
Gebiete lassen sich damals schon Entwicklungen nach der kirchlichen 
Seite bin beobachten. Denn Stellen, aus denen man auf eine Verlei- 

® 7 ) Wissenschaftliche Beilage zur Germania 1913, 8. 239f., 245. 

»”) Uhlmann S. 20, 29, 32 f. • < 

M ) Uhlmann, S. 29-32, 46ff. 
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hung der Suprematie an die Kirche scbliessen will, finden sich ähnlich 
schon in der Erstlingsschrift über den Allgemeinen Frieden 101 ). In 
der Schrift ‘Glauben und Wissen’ von 1805 beurteilt Görres die beiden 
Hauptkonfessionen unter Anwendung philosophischer Kategorien nicht 
nur ‘paritätisch’; sondern er scheint dem Protestantismus damals noch 
die grössere Sympathie entgegenzubringen. Das Urteil über die Refor¬ 
mation steht mit dieser Stellungnahme damals noch völlig in Einklang, 
wie er denn noch 1804 dem Mittelalter kühl gegenübersteht 10 *). 

Es folgt die Heidelberger Zeit (Herbst 1806 bis Herbst 1808), 
die bei Görres so tiefe Wandlungen hervorruft. Aber auch jetzt be¬ 
haupten sich trotz der übermächtig wirkenden Einflüsse der vollen 
Romantik ältere Gedanken 108 ). Eine der interessantesten Schriften 
dieser Periode ist das 1807 gedruckte Fragment ‘Religion in der 
Geschichte. I. Wachstum der Historie’ 10i ), auf das neben Platon 105 ), 
Herder und Fichte besonders Friedrich Schlegel und Novalis 106 ) ein¬ 
gewirkt haben. Wohl werden in dieser Behandlung des ‘Problems der 
Entwicklung in der Geschichte’ 107 ) die christlichen Dogmen von der 
Menschwerdung des Logos, von der stellvertretenden Genugtuung und 
Rechtfertigung, von der Trinität, der Auferstehung und den Letzten Dingen 
bereits, wenn auch immer noch in spekulativer Einkleidung aufgenommen. 
Aber in unmittelbarem Anschlüsse an die Erlösung heisst es S 366: ‘Auf 
sittliche Besserung sollte dann weiterfort das Werk sich gründen, und 
dafür rief die [urchristliche] Lehre nun in jeder Brust die Stimme 
des moralischen Gewissens 108 ) auf und damit eine neue Abstraktion 

,#0 ) Unten S. 446. Auch deshalb ist Schellbergs Zweifel in der Wiss. 
Beilage zur Germania 1913 S. 227 unberechtigt. 

101 ) Das hebt Schellberg a. a. 0. mit Recht gegen Uhlmann S. 31 

hervor. 

I0 *) Uhlmann S. 35 ff. Schellberg a. a. 0. S. 228 und Einleitung S. 107. 

I0!l ) Dass sie von Ublmann zu gering angeschlagen werden, betont 
Schellberg &. a. 0. S. 237 mit Recht. 

,M ) Studien, berausg. von Carl Daub und Friedrich Creuzer, Band 3, 
Heft 2, S. 313—480, Heidelberg bei Mohr & Zimmer 1807. Auszug in 
Schellbergs Auswahl I 254—284. Kommentar : Einleitung S. 107 ff. und 
II 667 ff. Uhlmann S. 39 ff. Doch sind beide dem Aufsatze nicht gerecht 
geworden. 

,08 ) Über Görres und Platon vgl. Schellberg in der wiss. Beilage zur 
Germania 1913 S. 227 Anm. 5 und Uhlmann S. 21, 30 für die ältere Zeit. 

lM ) Uhlmann S. 44 f., 61, 53, Schellberg a. a. 0. S. 237. 

,07 ) Uhlmann S. 39. Für das Folgende Studien III 362—370, 414. 

1M ) Über Görres’ Moralismus in dieser Studie vgl. Ublmann S. 43. 
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für’s Practische’ . . . Die Rückerinnerang an Kant, dessen Radikales 
Böse schon S. 365 zur Erläuterung der Erlösung erscheint, ragt hier 
in die Spekulationen über christliche Dogmen noch deutlich hinein. 
Wenn nun auch im weiteren Verlaufe neben dem Kantischen Moralismus der 
neue romantische Mystizismus beherrschend durchbricht, so hat sich Görres 
ihm damals doch selbst für eine religionsgescbichtliche Darstellung noch 
nicht so ganz ausgeliefert, dass er ihn bis zu Christus zurücktrüge. 
Der Mystizismus liege zwar in der ‘ganzen Stiftung’ der Apostel, aber 
er war ‘in ihrem Verkündiger ganz in unmittelbar practische Lebenssitte 
und Tugend, Kindlichkeit und Reinheit und Lauterkeit der Gesinnung 
eingeschleyert’ (368). Wenn auch die ‘Kindlichkeit’ 109 ) hier auf 
die Romantik hinweist, so verleugnet dieses Christusbild, wie es 
übrigens ähnlich beim jungen Heinrich v. Kleist 110 ) erscheint, doch 
keineswegs den Zusammenhang mit dem oft gezeichneten Christusbilde 
der deutschen Aufklärung, wie denn auch S. 367 die ‘durchaus ein¬ 
fältige, volksmäsige, von aller damaligen Schulweisheit abgewandte 
Weise, wie sich in Parabeln und Gleichnissen die neue Lehre gab’, 
besonders gerühmt wird 111 ). Weiterhin wird der Zusammenhang der 
christlichen Taufe mit der kulturgeschichtlichen Zentralerscheinung der 
heidnischen Mysterien keineswegs weggeleugnet 11 *). Es folgt nun 
zwar 113 ) eine durchaus romantische Verherrlichung des ‘Titans des 
Mittelalters’ (378) und besonders der Kirche und der Hierarchie. Aber 
wie Görres hier die Feudal Verfassung 1U ) als Gegenbild zur Hierarchie 
als eine republikanische Einrichtung im Gegensatz zum ‘politischen 
Tod’ des Despotismus 115 ) teilweise noch anpreist, so macht er auch 
bei der Hierarchie darauf aufmerksam, dass man auch in sie ‘das 
Princip der geistlichen ,16 ) Freiheit übertrug und diesen Uepublicanismus 
repräBentiren Hess durch Kirchenväter in den Koncilien’ . . . Kurialist 

,0# ) Vgl. Uhlmann S. 37. 

,10 ) Werke herausgegeben von Erich Schmidt IV 63. Vgl. oben S. 421. 

m ) Vgl. den merkwürdigen Überblick über die Geschichte der Philo¬ 
sophie am Schlüsse des Aufsatzes: Sokrates (452ff.) und die Stoa (465ff.) 
treten besonders hervor. 

»*) S. 370, 429 ff. 

«•) S. 370—378, 385 f., 392. 

,M ) Doch zeigen sich hier auch schon wichtige Vorstufen seiner späteren 
ständischen Anschauung. 

"*) S. 373. Er wird auch sonst häufig kritisch berührt, so gleich am 
Anfang S. 332 ff. im Gegensatz zum Republikanismus. 

“•) Schellberg I 265 druckt christlichen’, wie überhaupt seine Texte 
nicht genau sind und in Beiner Auswahl oft ein System vermisst wird. 
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ist er damals also jedenfalls noch nicht, mag er es auch bereits den 
mit wenig schmeichelhaften Beiworten' bedachten deutschen Kaisern 
zum schweren Vorwurf machen, dass sie sich, ‘freylich oft auch durch 
Uebermuth gereitzt’, gegen die ‘Suprematie’ der Kirche ‘in Rebellion 
setzten’ (378 f.). 

Ein besonderer Prüfstein bietet sich aber hier wie später noch in 
Görres' Urteil über die Reformation. Er sagt von ihr S. 385 zwar, 
dass sie als ‘politische und religiöse Revolution auch beyden Mächten 
. . . gleich verderblich geworden ist’. Aber das ist damals noch nicht 
Görres’ letztes Wort. Zunächst 11 ") wird der Verfall der spätmittelalter¬ 
lichen Kirche anerkannt und die gegen sie gerichtete Kritik wenn auch 
abgelehnt, so doch in ihrem Eintreten für ‘die moralische Würde der 
Religion’ (388) begreiflich gemacht. Dann aber heisst es S. 389: ‘Ohne 
Zweifel waren es die Kräftigem im Volke, der letzte Rest von wahr¬ 
haft altteutscher Energie und Lebendigkeit, was die Reformation 
zunächst begründete’, und trotz einschneidender Kritik, besonders an 
dem Rationalismus der Reformation 118 ) werden die Jesuiten gleichwohl 
mit überlegener Schärfe abgelehnt: ‘Indem der Orden, ganz und gar 
nach militairischen Principien geregelt, kaum eine andere Tactik als 
die der Intrigue und der List entwickelte, sprach er gleich sehr die 
Kraftlosigkeit der Zeit und die Entwürdigung der Macht aus, die zu 
solchen Mitteln ihre Zuflucht nehmen musste’ (393). 

Gewiss ist Görres’ geschichtsphilosophische Darlegung, seine höchste 
Heidelberger Leistung auf diesem Gebiete, vornehmlich unter dem Ein¬ 
flüsse von Friedrich Schlegel und Novalis ganz ins romantische Fahr¬ 
wasser geraten. Aber das unverwüstliche Gestein älterer Anschauungen 
ragt gleichwohl aus den Fluten empor. Und noch mehr als das. Der 
Aufsatz über das ‘Wachstlmm der Historie* hat trotz seiner Überschrift 
gar nicht nur geschichtsphilosophischen Inhalt. Görres fügt noch einen 
zweiten, bisher wenig beachteten Teil an, in dem er nun zwar den 
geschichtsphilosophischen Faden bald wieder aufnimmt, in dem er sich aber 
zunächst einem ganz anderen Thema zuwendet, nämlich dem Thema der 
Weiterbildung der Religion, der Errichtung einer 'neuen Kirche’ (413). 
Görres’ Ausführungen sind hier noch ausserordentlich unklar. Nur 
tastend nähert er sich dieser neuen vor seinem geistigen Auge keimhaft 
auftauchenden Zukunftsgrösse. Dass sie aber nichts Geringeres ist als 

”*) S. 386—389. 

" 8 ) Vgl das Urteil über Luther in den Teutschen Volksbüchern von 
1807 bei Schellberg 1*204; vgl. II 623. 
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eine neue überkonfessionelle Universalreligion, ergibt sich aus ihrer sieges¬ 
bewussten Weiterbildung in dem Aufsatze über den Fall der Religion 
von 1810. ‘In neuer Glorie’ (413) wird diese Religion bei den Deutschen 
einkehren. Und Görres fragt: ‘Beginnt nicht das Heiligthum in dem 
erneuten Baue sich [schon] zu fügen ? steht nicht in der Verborgenheit 
desselben [d. i. des Heiligtums] die göttliche Dreyeinigkeit in der Philo¬ 
sophie, der höheren Poesie und der Ethick leuchtend in der Strahlen¬ 
glorie? . . . Und ordnen nicht von selbst alle Besonderheiten in dem 
Geisterreiche schon in einer neuen Hierarchie sich jener Trinität, gehorchend 
und doch frey in ihrem Wirkungskreise, unter? Umsteht nicht schon 
die ganze weite Gedankenwelt in Chören wie Engelchöre jenes dreyfach 
einige Geheimniss, das in Glanz und Herrlichkeit sich offenbart?’ Auch 
später (unten S. 450) bringt Görres die romantische Philosophie und 
Poesie in besonders enge Verbindung mit seiner neuen Religion. 

Dass diese nun noch etwas völlig Unkirchliches ist, ergibt sich 
mit Sicherheit aus der bisher übersehenen Tatsache, dass Görres als 
Vorstufe zu dieser neuen Religion nicht nur das Christentum im all¬ 
gemeinen, sondern auch die Reformation hinstellt. Als solche gewinnt 
die Reformation im Geschichtsverlaufe bei ihm jetzt ein ganz anderes 
Aussehen als früher. Görres sagt S. 415 f.: ‘Nun erst auch vermögen 
wir die Reformation in ihrem ganzen Wesen zu begreifen . . . Nur 
nach vorwärts hin allein hat ... die Reformation Bedeutung, [nur] 
nach rückwärts erscheint sie nur destructiv’ n9 ). . . Was Görres früher 
in derselben Studie über die Reformation gesagt hat. ist also nur sein 
exoterisch-romantisches Urteil. Erst jetzt, im Hinblick auf seine Uni¬ 
versalreligion der Zukunft enthüllt er uns seine innersten Gedanken. Und 
deshalb überrascht es auch nicht mehr, wenn Görres jetzt (416 f.) das 
Mittelalter als unwiederbringlich verloren daran gibt. Doch bricht er 
hier leider schon ab und unternimmt nun im Hinblick auf sein neues 
Ziel, die Universalreligion, eine abermalige geheimnisvolle Wanderung 
durch die Kulturgeschichte, die aber über die antike Philosophie nicht 
mehr hinausgelangt ist 120 ). 

Unsere Auffassung vom ‘Wachsthum der Historie’ findet eine 
merkwürdige Bestätigung in dem bedeutendsten literarischen Zeugnisse, das 

"•) Dieser locus classicus über die Reformation fehlt in der Stellen¬ 
sammlung bei Schellberg II 692. 

ll0 ) Obschon dieser Aufsatz für Schellberg, Uhlmann und Schneppe 
eine Hauptquelle ist, so versäumen sie doch die nächstliegende Aufgabe: 
eine gründliche Analyse. Deshalb ist ihnen die Struktur und Tendenz des 
Aufsatzes verborgen geblieben. 
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zu Görres’ religiöser Entwicklung zwischen der Heidelberger Zeit und dem 
Rheinischen Merkur vorliegt. Das sind die für Perthes’ Deutsches Museum 
bestimmten Reflexionen über den ‘Fall der Religion und ihre Wieder¬ 
geburt’ 181 ). Auch sie zerfallen wie das Heidelberger Fragment in einen 
Teil, der sich mit Kritik der Gegenwart und mit der Vergangenheit 
beschäftigt, und in einen Teil, der der Zukunft angehört. Noch viel 
weniger aber als im ‘Wachsthum der Historie’ stehen diese beiden Teile 
hier gleichwertig nebeneinander. Auf dem zweiten vielmehr liegt aller 
Nachdruck. Hier glaubt Görres sein Bestes zu geben. Hier erklimmt 
er die Höhe seiner religiösen Anschauungen während seiner romantischen 
Zeit. 

Nach einer Einleitung (133—138) über die Macht der Religion 
im allgemeinen und in Zeiten der Not im besonderen charakterisiert 
Görres bei einem ‘Blick auf den religiösen Zustand Teutschlands’ 
zunächst (138 —142) die retrospektive religiöse Partei, als deren Lehrer 
Stolberg (in erkennbarem Gegensatz zu dem von Görres in Heidelberg 
bekämpften J. H. Voss) und Jung-Stilling neben einander gerühmt werden, 
und dann (142—148) mit bitterster Kritik die fortschrittlichen Liber- 
tinisten und Mammonisten. denen er aber doch eine geistvolle historische 
‘Entschuldigung’ zuteil werden lässt. Näher ‘dem besonderen Zwecke 
unserer Reflexionen, der Darstellung der religiösen Verhältnisse der 
Nation’ kommt Görres’ Überblick über die Entwicklung des Christen¬ 
tums (148—164). Obwohl Görres jetzt populärer und erbaulicher von 
den Anfängen des Christentums berichtet und insbesondere den Kirchen¬ 
vätern im Gegensätze zu den Ketzern Worte begeisterter Anerkennung 
widmet, so kann man doch nicht sagen, dass seine Betrachtung dieser 
Dinge seit 1807 wesentlich kirchlicher geworden ist. Aus dem Abschnitte 
über das Mittelalter werden jetzt sogar alle kirchenpolitischen Spitzen 
herausgelassen. Görres schwelgt nur in der Anschauung der mittel¬ 
alterlichen Mystik und Symbolik. Dagegen ist das Urteil über die 
Reformation, die wieder wie im ersten Teile des Heidelberger Fragments 
vor allem als taube Vorfrucht der Aufklärung erscheint, an dieser Stelle 
vielleicht schon um einiges ungünstiger. Aber abgesehen von ihrer 

1 * 1 ) Politische Schriften I 132—188. Der kurze Auszug bei Schell- 
berg I 470—478 (vgl. II 688) gibt von Aufbau und Inhalt keine Vorstellung. 
Auch Schellbergs Spezialaufsatz in der Kölnischen Volkszeitung 1911, 216 
Mz. 13 (vgl. Einleitung S. 1051 f.) übersieht die überragende Stellung der 
Reflexionen in Görres’ religiöser Entwicklung. Uhlmann bat sich das Ver¬ 
ständnis überdies dadurch erschwert, dass er die Reflexionen zu nahe an das 
Heidelberger Fragment heranrückt. 
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auch im Fragmente S. 390 betonten Notwendigkeit heisst es doch von 
ihr : ‘Es ist eine heilige Gerechtsame der Menschheit, in Angelegenheiten 
des Gewissens und der Überzeugung sich selbst zu verwahren’ und 
weiterhin: ‘was ... als reine Absicht, als brave redliche Gesinnung 
sich bewährt, ist der Nation gutgeschrieben als Capitalwerth, womit sie 
die neue Zeit beginnt.’ Und ausserdem schliesst Görres u. a. mit einem 
recht kritisch gehaltenen Abschnitte über den Priesterstand beider Kon¬ 
fessionen diese zweite geschichtsphilosophische Einleitung. 

Erst in ihrer zweiten Hälfte erreichen die Reflexionen ihr eigent¬ 
liches Thema: die Erörterung der Bedingungen für eine religiöse 
Erneuerung (164—178). Der Leser wird auch hier erst damit ins 
Heiligtum geführt. Und was er schaut, ist auch hier für das Wesen 
des ganzen Tempels entscheidend. Die Art aber, wie Görres, hier ganz 
Priester und Weltenprediger, das Heiligtum ausstattet, zeigt dem 
andächtigen Besucher, dass er noch weit entfernt ist von wirklicher 
Annäherung an den christlich-dogmatischen Standpunkt m ); denn Görres 
spricht hier noch viel mehr von der Religion im allgemeinen als vom 
Christentum. Von dieser allgemeinen Religion gilt, dass sie unzerstör¬ 
bar ist: ‘In allem, was im Religiösen sich verändert [hat] . . ., ist 
die Religion selbst nicht angetastet worden, wie Gott nimmer im Tode 
stirbt’ 12S ). Indem Görres aber den ‘Raum und Ort für ihre Einkehr’ 
bereiten will, predigt er zunächst gegen die modernen Libertinisten die 
Unzerstörbarkeit der ‘ethischen Welt’ und der ‘Elemente der öffent¬ 
lichen Ehre’, denen auch der Staat dienen werde. Dieser Predigt aber 
folgt nun in vollen Akkorden ein Hymnus auf die alles Menschenwesen 
allmächtig durchdringende Kraft der Universalreligion. Ihre ‘alleinigen 
Stellvertreter' sind nicht die Priester. Ihr Tempel ist auch ausserhalb 
des Christentums das ganze Land. ‘Nun da man der Religion allen 
ausschliesslichen Besitz genommen, wie möchte es anders sein, als dass 
sie wie vordem käme, um wieder Besitz zu nehmen von Allem ohne 
Unterschied’ . . . Jetzt erhält das bei Görres so beliebte Bild aus der 
Natur einen besonderen Sinn. Jetzt erörtert Görres ‘die Grundlehre 

,M ) So Uhlmann S. 58. Vgl. Schellberg in der wiss. Beil, zur Germania 
1913, S. 238. Es rächt sich hier und anderwärts, dass Uhlmann and ähnlich 
auch Schellberg eine wirkliche Analyse der Görresscbriften in der Regel 
verabsäumen und sich mit Einzelzitaten begnügen. 

>*J) Vgl. 'Studien’ S.412f.: 'Hat die Generation auch in ihrem Wahne 
von Gott sich abgewandt, er bat sein Antlitz nicht von ihr gewendet; . . . 
in Allem, was Tüchtiges gebildet wird, bildet die Gottheit fort . . .; immer 
baut sie aus den Trümmern . . . sich eine neue Kirche wieder’. 
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aller Religionen und insbesondere auch die des Christentums'. Land- 
mann, Naturforscher und Dichter sind in ihrer blossen Tätigkeit Priester 
dieser Religion. 'Die neue teutsche Philosophie’ und die 'neuere Poesie' 
der Romantik stehen wie im Heidelberger Fragmente in ihrem Dienste. 
Die kirchlichen Symbole sind zu eng für sie. Man sucht sie in diesem 
Heiligtum noch fast vergebens. Da ist es denn auch kein Wunder, dass 
Görres in einem Schlussabschnitte (178—183), überden man die Frage 
setzen könnte: ‘eine neue ReligionV das Bild seiner geläuterten Uni¬ 
versalreligion über die Konfessionen hinweg mit künstlerischer Kraft 
zu gestalten weiss: ‘Keine religiöse Idee, die irgend je frommer Sinn 
erzeugt, ist daher verloren für diese neue Weltanschauung. Diese 
ruht eben . . . auf der Anschauung aller früheren Zeiten und wächst 
mit den Jahrtausenden dem Himmel immer näher, wie sie weiter im 
Universum um sich wurzelt . . . Alles sind nur die Strophen eines 
unendlichen Lobgesanges, der durch alle Zeiten geht. Die Gewölbe 
des Himmels vermögen kaum das Ganze dieses Melos zu umfassen . . . 
Alle Seher alter Zeit jeglichen Volkes auf Erden sind Väter dieser 
Kirche’ . . . Auch die Reformatoren! Denn erst hier wird die frühere 
Äusserung über den ‘Capitalwerth’ der Reformation verständlich. 

Es gehört der ganze glutvolle Optimismus des Mannes dazu, wenn 
er dann zum Schlüsse (183 —188) gerade bei den Deutschen dieser 
von der alten ‘natürlichen Religion’ der Aufklärung noch sichtbar 
beeinflussten Universalreligion eine Stätte zu bereiten hofft. In diesem 
Sinne spricht er von der 'nationeilen Taufe': ‘im innersten Herzen sei 
der Altar aufgerichtet, vor dem der Mensch sich selber opfert, dass 
sein Blut zu geweihtem Weine werde, der .... ausgegossen, überall 
sich zu Gottes Bild gestaltet.' 

So schwärmt Görres nach zehn Jahren Romantik. Aber es ist 
noch der weltenumspannende religiöse Universalismus der Frühromantik: 
‘alle sind in die neue Kirche, die die alte nicht vernichtet, nur erwei¬ 
tert. aufgenomraen’ (180). Wo finden sich in diesem entscheidenden 
und beherrschenden zweiten Hauptteile des gewaltigsten religiösen Pro- 
nunziamento, das Görres in voller Manneskraft erlässt, die Wegweiser 
zur ‘alten’ Kirche? Ist er nicht längst über sie hinausgelangt? Und 
wird er nicht, gerade indem er ihr entschwebt, erst ganz von dem 
göttlichen Feuer ergriffen? 

Auch der gleichzeitige, im August 1810 in Perthes’ Museum 
gedruckte Aufsatz: ‘Ueber den Fall Teutschlands und die Bedingungen 
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seiner Wiedergeburt' 1 * 4 ) spricht von den 'ethischen Zwecken’, dem 
•ethischen Reiche’, der 'ethischen Eidgenossenschaft’. In seinem deutschen 
Moralismus nähert er sich Fichtes Reden an die deutsche Nation. Aber 
eine deutlichere Annäherung an das Dogma bringt auch diese Studie nicht. 
Das Eigentümliche des Aufsatzes liegt vielmehr in der Ausmalung eines von 
der Erinnerung an 1809 befruchteten todesmutigen Kraft- und Tat¬ 
ideals, in der Verstärkung der nationalen Töne der vorangegangenen 
Jahre und in dem Schlussappell an die öffentliche Meinung als an eine 
•moralische Gewalt', als an 'die einzige Waffe’ des Volkes auch gegen¬ 
über der Regierung. Als Präludium zum Rheinischen Merkur kann 
der Aufsatz auch deshalb gelten, weil er sich zum Schlüsse in däm¬ 
menden Worten mit Kritik und Reform der Presse beschäftigt. 

Von besonderem Interesse ist die Stellung, die Görres im 
Rheinischen Merkur 125 ) zu Religion und Kirche einnimmt. Nur einiges 
darüber kann hier noch herausgehoben werden. Auch liier schieben 
sich die verschiedenen Schichten übereinander. Ohne Kenntnis von 
Görres’ vorangegangener Entwicklung und besonders ohne Kenntnis 
seines Ideals der Universalreligion bliebe manches unverständlich. 

Der religiöse Unterton im Rheinischen Merkur ist ausserordent¬ 
lich stark 1 * 6 ). Das bedarf keines Beweises. Der Finger Gottes 1 * 7 ), 
philosophisch gesprochen, das ewige Weltgesetz, wie es im 'Wachsthum 
der Historie' herrscht, ragt überall hinein. Freilich tritt die Religion 
noch oft in der Verbindung mit der Moral auf. In dem begeisternden 
Aufsätze über 'Preussen und sein Heer’ 128 ) heisst es mit Beziehung 
auf Preussens Fall und Wiedergeburt beispielsweise: 'Mitten im Dunkel 
des Gewitters zieht Gott selbst daher: aber die Flammen, die von seinem 
Schwerde blitzen, sind dem Bösen nur verderblich und pflegen mit 

,24 ) Politische Schriften I 115—132, z. T. bei Scbellberg I 455—470. 
Kommentar II 687 f. Textkritik: Gürresgesellscbaft, erste Vereinsschrift für 
1913 S. 103 f. Vgl. Spahn (oben S. 412 Anm. 10) und Rh. 457f. Das Zitat 
unten S. 457 bezieht sich aut 1809. 

m ) Die beiden Folio-Jahrgänge des Rheinischen Merkurs reichen vom 
23. Jan. 1814 bis zum 10. Jan. 1816 und umfassen fortlaufend 357 Nummern 
zu je 4 Seiten ohne Paginierung, die Beilagen nicht gerechnet. Die Aus¬ 
züge in den Politischen Schriften und bei Schellberg reichen für wissen¬ 
schaftliche Zwecke nicht aus. Über den älteren Rheinischen Merkur s. d'Ester 
im Trierischen Archiv 17:18 (1911) S. 143 ff. 

lta ) Zur seihen Zeit verficht Görres im Einklang mit der proviso¬ 
rischen preussischen Schulverwaltung gegen das französische Verwaltuugs- 
recht die geistliche Schulaufsicht: Schagen S. 77ff. 

,,r ) l’hlniann S. 64—67. — »«) Nr. 8. 9, 14 
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wohlthätiger Wärme alles Gute, dass es fröhlicher gedeiht und sprosst’. 
Und vorm zweiten Kampfe gegen Napoleon sagt Görres 1 * 9 ): ‘Es will 
dem Teutschen . . . gebühren, dass er . . . den Krieg für Recht und 
Gerechtigkeit selbst gleichsam zum Saeramente umbildet.’ 

Freilich ist die Kirche ‘die Vertreterin der höheren Ideen', 
arbeitet der Staat im Dienste Gottes. Es gibt etwas wie einen Primat 
der Kirche und des Papstes 150 ). Und man hat öfters bemerkt, dass 
Görres schon in der dritten Nummer seiner Zeitung vom 27. Jan. 1814 
den Papst Pius VII. verherrlicht. ‘Unter den Helden, denen die Welt 
ihre Befreyung dankt, nennen wir vor allem zuerst dieses ehrwürdigen 
Greises Namen.’ Aber der Papst wird hier von Görres nicht eigentlich 
als Haupt der Kirche und erfolgreicher innerer Überwinder des Staates 
schlechthin gefeiert, sondern weit zeitgemässer als ‘ein Streiter des Herrn 
mit dem Ungeheuer’, mit Napoleon. Wenn der Papst auch mit biblischen 
Farben gemalt wird als ein David gegen Goliath, als ein zweiter Christus, 
der, vom Geiste Gottes getrieben, die Stunde der Versuchung besteht, 
so ist dies alles doch nur glänzendes Beiwerk. Görres’ Hauptabsicht 
geht vielmehr dahin, die Niederlage Napoleons vor dem Papste als 
innere moralische Niederlage hinzustellen, als eine ‘Verkündigung, wie 
die moralische Welt sich rüste, das Böse auszuwerfen, was in sie ein¬ 
gedrungen’. Und dann heisst es weiter vom Papste: ‘Darum soll er 
nicht vergessen werden von der muthigen teutschen Jugend, die jetzt 
in den Kampf geht . . . für die Rettung des Besten, was im Menschen 
ist . . . Welches auch die Glaubensform seyn mag, zu der sie sich 
bekennen, für alle hat er gestritten und geduldet. Derselbe Geist, der 
jetzt auf ihr, hat früher auf ihm geruht.’ Der Papst ist hier nicht 
sowohl das Haupt der Kirche als vielmehr das Symbol des ganz 
in die bekannte unpolitische, moralische Beleuchtung gerückten Frei¬ 
heitskrieges. Darauf ist auch der Bericht über seine Leidensgeschichte 
in den Nummern 4, 5 und 7 eingestellt. Nur am Schlüsse der Artikel¬ 
serie in Nr. 7 wird auch die mittelalterliche Kirche gefeiert. Aber 
gleich in derselben Nummer wird der Kinderkreuzzug mit dem Opfer¬ 
mute der Wiener Militärakademie verglichen. Wo Görres wie in den 
Artikeln ‘über die eingedrungenen Biscköffe’ (2l) kirchenrechtliche 
Spezialfragen behandelt, wird natürlich auch der Papst kirchlicher 
besprochen. Sowie aber profane Zusammenhänge zu ihrem Rechte kommen 
wie in einer ‘Uebersicht der neuesten Zeitereignisse’ vom 23. Apr. 1814 

1: *J Nr. 254 vom 17. Juni 1815. 

,so ) Uhlmann S. 70 f. 
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(46; vgl. 91) erscheint der Papst wieder mehr in dem beliebten mo- 
ralistischen Rahmen. 

Auch Schellberg 131 ) hat aus dem Rheinischen Merkur und den 
unmittelbar folgenden Schriften den Eindruck gewonnen, ‘dass Görres 
einer klaren, einheitlichen und vor allem dogmatisch korrekten Auf¬ 
fassung von der Kirche doch noch recht fern ist’. Mit Recht ver¬ 
weist Schellberg dafür zunächst auf den umfänglichen Aufsatz ‘Österreich, 
Preussen und Bayern’ ,3 *). Hier stellt Görres dem Wiener Kongresse 
als erste Aufgabe die Überbrückung des konfessionellen Zwiespalts. Nun 
heisst zwar der Felsen Petri hier (124) der ‘Keimcrystall, der die 
schlagenden Woogen nach und nach bezwang’, wie er schon in 
‘Wachstum der Historie’ der ‘grosse Crystallfels’ (392) geheissen hatte. 
Überhaupt wiederholt Görres hier alte Gedanken, auch den über die 
geschichtsphilosophische Notwendigkeit der Reformation. Wenn er aber 
früher der Reformation als Vorläuferin der neuen Universalreligion 
geschichtsphilosophisch einen besonderen Platz angewiesen hat (oben S. 447), 
so sucht er sie jetzt realistischer als natürliche, im weiteren Verlaufe der Dar¬ 
legung kulturgeographisch, sprachgeschichtlich 198 ) und stammespsycho¬ 
logisch begründete Reaktion des Nordens gegen den Süden wie Arndt und 
Benzenberg ,34 ) begreiflich zu machen: ‘Odins Himmelsburg war nach 
ganz anderem Plane gebaut als die Kirche vom Lateran . . . , und in 
der teutschen oder gothischen Baukunst . . . hat schon die Reformation 
ihren Anfang genommen.’ Dieser ‘Norden' wird aber dann, was nach 
den Präzedenzfällen kaum noch überrascht, von Görres geradezu gefeiert, 
und es ist merkwürdig genug, dass dabei auch der politische Freiheits¬ 
geist wieder erscheint. Görres sagt von den Bewohnern des Nordens: 
‘Dass die Menschen gleich seyen vor Gott wie vor dem Gesetze, davon 
sind sie immer ausgegangen, und dass der Glauben der Ueberzeugung 
folgen, nicht ihr vorangehen müsse.’ Die Reformation ist jetzt nicht 
nur eine geschichtsphilosophische, sondern auch eine deutsche, auf dem 
Gegensatz zwischen Nord und Süd beruhende Notwendigkeit, die dann 

1, ‘) Wissenschaftliche Beilage zur Germania 1913, S. 239. 

,M ) Nr. 124, 125, 128-130, 132, 133, 1:38-140, 142. (27. Sept. bis 
2. Nov. 1814). Auch hier übergeht Schellberg bezeichnende Merkmale des 
Aufsatzes. Uhlmann benutzt ihn nicht, da er in den 'Politischen Schriften 
fehlt, obwohl er ihm eine reiche Quelle hätte sein können. Über seinen 
politischen Gehalt handelt Schellberg nicht ganz ausreichend a. a. 0. S. 245 f- 

,M ) Für die Sprachgeschichte zeigt auch der zweite Teil des Heidel¬ 
berger Fragmentes lebhaftes Interesse. 

m ) Schellberg, Einleitung S. 107. Vgl. Politische Schriften V 19. 
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weiter (125) aus der deutschen Geschichte illustriert wird. Von dieser 
Voraussetzung aus verlangt Görres einen neuen Westfälischen Frieden, 
zu dem der Kongress freilich nur den Anstoss geben kann, konfessionelle 
Freiheit in der deutschen Einheit. An eine Kritik der Triasidee und 
verwandter Ideen 135 ) schliesst Görres (129) nun auch eine mutige Kritik 
der Anschauung, die die Reformation verwirft. Eine solche müsste dann auch 
‘den Streit der teutschen Kaiser mit der Hierarchie ebenso ganz und unbe¬ 
dingt verdammen . . . Dann war auch schon der frühere Kampf mit 
den römischen Kaisern und Consuln unnöthig ... In dieser Weise 
wird also die ganze teutsche Geschichte als ein unglücklicher Irrthum . . . 
verwerflich seyn.’ Aber Görres bringt diese Anschauung, obschon 
er sie im ersten Teile des Heidelberger Fragmentes teilweise selbst 
vertreten hat. mit einem ‘Nicht also!’ zum Schweigen. Er rechtfertigt 
weiter die Notwendigkeit der Reformation. Sogar Gustav Adolf billigt 
er eine ‘höhere Sendung' zu. und Preussen als protestantischer Staat wird 
als unabänderlich hingenommen. Nach einer völlig leidenschaftslosen, 
mit organischen Bildern wie so oft bei Görres überladenen Gegenüber¬ 
stellung der beiden Konfessionen (140) lautet das Schlussurteil folgender- 
massen: ‘Und so wäre die Reformation, die als ein Unglück für 
Teutschland erschienen und es wirklich durch die anarchischen Jahr¬ 
hunderte auch gewesen, durch solche [dualistische] Ordnung recht 
eigentlich in die Entwicklungsgeschichte des Reiches aufgenommen; 
sie erschiene nicht als eine Wunde, dem gemeinsamen Wesen geschlagen, 
sondern als eine eigentliche Crise und Entfaltung' . . . Der tiefere 
Sinn dieser Worte wird auch hier erst durch den Zusammenhang mit 
Görres’ vorangegangener religiöser Entwicklung enthüllt. Und endlich: 
Görres begrüsst mit Freuden die Anzeichen des konfessionellen Ausgleichs: 
die räumliche Mischung der Konfessionen und ihre innere Annäherung. 

Indem sich Görres in dem Artikel ‘Staats- und Kirchengut' 1S6 ) 
gegen die Säkularisationen ausspricht, benutzt er doch einen 
‘Erläuterungen' l37 ) betitelten Nachtrag dazu, um für die Reform der 
Klöster der alten Kirche einzutreten. 

,S8 ) Nr. 128. Vgl. Ublmann S. 87 ff. 

lM ) Nr. 63 vom 27. Mai 1814. Die Fortsetzung ist wegen des Ab¬ 
schlusses des ersten Pariser Friedens am 30. Mai 1814 nicht erschienen. 
Vgl. Nr. 102. Auch in den naturgemäss schärferen Artikeln 'über die ein¬ 
gedrungenen Bischüffe vom 1. März 1814 (Nr. 20) lautet das Urteil über 
den Investiturstreit nicht ganz so kirchlich wie im Heidelberger Fragmente. 

m ) Nr. 102 vom 12. Aug. 1814. Vgl. Schellberg a. a. 0. S. 239. 
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Ob die Besprechung der Windischinannschen Schrift 'das Gericht 
des Herrn über Europa' ,38 ) von Görres stammt, ist nicht sicher, in 
den Anschauungen berührt sie sich mit dem Aufsatz über Österreich, 
Preussen und Bayern aufs engste. Es sind aber auch wieder die 
Gedanken aus dem •Wachsthum der Historie’ und aus dem ‘Fall der 
Religion’, wenn es hier heisst: ‘Wir sind den Zeiten wohl nicht allzu 
ferne, wo die katholische Kirche durch die Prostestantische sich er¬ 
gänzt und in dieser Gemeinschaft ohne Ueberwältigung [d. i. Vergewal¬ 
tigung] die wahre allgemeine Kirche wiederherstellt'. Freilich wird 
auch hier (106) die Mystik des Mittelalters samt modernem Okkultis¬ 
mus verteidigt. Pas hindert aber auch hier nicht eine Kritik der 

Stagnation der Kirche: “das Herkommen hat den Geist ersetzt und 

der Buchstabe die hervorbringende Thätigkeit’. 

In dem Artikel ‘Ueber das Parthey wesen in Religionsangelegenheiten’ 
wendet sich aber Görres ,3tf ) zuerst und vor allem gegen protestantische 
Unduldsamkeit, unter Berufung auf rheinbündische u. a. deutsche 
Beispiele. Görres fragt: ‘Wie? haben sie nicht neben einander 

gestanden auf dem Felde der Ehre, die verschiedenen Glaubenspartheyen, 
sind sie nicht gestorben mit einander für dieselbe Sache . . .? Sind 
der Spaltungen nicht genug in Teutschland, dass man . . . diesen 

Dolch, den die Reformation ins Herz des Vaterlands gestossen. noch 
einmal in ihm umwendet?’ Wenn nun Görres den Artikel auch mit 
einer gleichen Mahnung an die Katholiken schliesst, so findet er doch 
nach einiger Zeit in Nr. 146 vom 10. November 1814 eine geharnischte 
Rüge’ uo ), welcher der Redakteur solche Wichtigkeit beimisst, dass er 
sie an die Spitze der Nummer stellt. Der protestantische Anonymus fühlt 
sich besonders durch den Satz über den Polch beleidigt, durch diese 
‘schreckliche Bezüchtigung des Vaterlandsmordes’. Wenn er nun auch 
mit Recht gegen Görres hervorhebt: ‘es scheint nirgend weniger der 
Ort zu sein, mit Bildern zu spielen, zumal so gefährlichen’, so tut er doch 
im allgemeinen Görres Unrecht. Per Redakteur ist im Rechte, wenn er in 
der gleich angefügten Duplik ausruft: ‘Unsere Gedanken über die 
Reformation 141 ) haben wir so oft und vielmal ausgesprochen, dass kein 
Zweifel bey jedem halbwegs Aufmerksamen darüber stattfinden kann. 

1M ) Nr. 103 und 106. Vgl. Schellberg a. a. 0. 

I3# ) Nr. 134 vom 17. Okt. 1814. 

140 ) Unterschrift: Geschrieben im Okt. 1814. Ein Protestant. 

14 ‘) Auch noch in dem Aufsatze ’Kotzebue und was ihn gemordet’(1819) 
wendet sich Görres in höchst beachtenswerten Ausführungen nicht gegen die 
Reformation als solche, sondern nur gegen ihren 'Missbrauch'. Die Refor- 
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Dass wir auch kein Hehl und Hinterhalt dabey haben, muss der Welt 
ziemlich glaublich geworden seyn durch die Offenheit, mit der wir in 
allen Dingen unsere Meinung an Tag gelegt.’ Dann nimmt er zwar den 
‘unglücklichen’ Ausdruck im Wortsinn als ‘unwahr’ und •abgeschmackt’ 
zurück, um dann aber fortzufahren: ‘Indem wir dem Protestantism 
ohne Bedenken seine noch fortdauerende historische Nothwendigkeit und 
die verjüngende und erfrischende Wirkung, die er auf die Zeit geübt, 
einräumen, verlangen wir dagegen auch von ihm, dass die klare 
Einsicht, die ihm beywohnt, endlich auch zur AnerkenntniC sich 
bequeme, wie die [von der ‘Rüge’ beklagte] rückgängige Bewegung gegen 
den Katholizism hin . . . gleichfalls eine welthistorische Erscheinung 
sey und . . . ebenso wohlthätig und erfrischend werden könne’ . . . 
Aber fern von aller Proselytenmacherei schliesst Görres doch wieder 
mit seiner neuartigen unsichtbaren Universalkirche l4 *), die, ‘obgleich 
dem alten Werke aufgesetzt und es in seiner Würde anerkennend, 
doch in dieser Form eigentlich nie dagewesen' ... So wird Görres’ 
damalige religiöse Anschauung, wie sie mit seiner Gleichgültigkeit gegen 
die kirchlichen Formen im besten Einklänge steht, auch durch diese 
kleine von Schellberg mit Recht der Vergessenheit entrissene Pressfehde 
ungewöhnlich klar beleuchtet. Schon am 13. Febr. 1814 (Nr. 12) hatte 
sich Görres gegen protestantische Missverständnisse gewandt. — 

Wie Görres im Heidelberger Fragment von 1807 von dem Jesuiten¬ 
orden mit wenig Worten ein recht ungünstiges Charakterbild zeichnet, 
wie in den genialischen ‘Schriftproben von Peter Hammer’ (Schellberg 
I 293 f.) von 1808 noch ‘eine verdammte Jesuitenerziehung’ vorkommt, 
so wendet sich noch der Rheinische Merkur in einer ‘Uebersicht der 
neuesten Zeitereignisse' vom 10. Aug. 1814 (100) gegen die Wieder¬ 
einführung der Inquisition in Spanien durch Ferdinand VII. — 

Die Universalreligion, die im Jahre 1810 von Görres so begeistert 
gepredigt wird, beherrscht auch noch nach der Merkurzeit die religiösen 
Ideale des Mannes und wird auch dadurch in ihrer grundlegenden 
Stellung deutlich. Wenn Schellberg auch diese überragende Rolle des 
Aufsatzes von 1810 entgangen ist, so hat er doch 143 ) mit Recht auf 

mation wird hier nicht wie sonst gewöhnlich mit der Revolution, sondern 
mit dem Freiheitskrieg in Parallele gebracht. Politische Schriften IV 60f. 
Vgl. Rheinischer Merkur Nr. 164, 181, Schellberg II 692. 

I41 ) Das übersieht Schellberg, Einleitung S. 111, wenn er hier den 
irreführenden modernen Ausdruck: 'paritätisch’ anwendet. 

I4 *) A. a. 0. und Einleitung S. 111 ff. Vgl. Grauert S, 26 ff, 
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die ‘vom dogmatischen Standpunkt befremdenden’ Sätze in den Äusserungen 
der Jahre 1819 144 ) und 1822/3 l45 j hingewiesen, die eben in jener 
Universalreligion ihre Erklärung finden und selbst noch im Athanasius 
leise nachwirken. 

Wir brechen hier ab. Auch die letzten Mitteilungen werden 
ein Doppeltes gezeigt haben: wie lohnend sich eine eingehende Analyse 
des Rheinischen Merkurs gestaltet, und wie ertragreich eine tiefere 
Erforschung von Gürres’ religiöser Entwicklung zu werden verspricht. 
In ihr aber liegt das grösste aller Görresprobleme beschlossen. 

-«J— 

Kleine Beiträge. 

Der Rheinübergang bei Caub 

nach einem Volksspiel aus dem Jahre 1814. 

Von Dr. Paul Richter, Staatsarchivar in Wetzlar. 

„Die Schiffer zu Caub oder Übergang der Preussen über den Rhein“ 
— so nennt sich ein „Volksspiel für Preussen in drei Aufzügen mit Gesang“, 
das zu Paris geschrieben und in Berlin bei Wilhelm Dieterici 1815 erschienen 
ist l ). Im bescheiden anheimelnden Gewände seiner Zeit liegt das Büchlein 
abgegriffen und bedeckt vor mir. Der Verfasser nennt sich nicht, aber dies 
Büchlein tut es doch. Es war im Eigentum des Wilhelm von Scharnhorst — 
wie dessen Namenseintragungen an zwei Stellen beweisen — des grossen 
Scharnhorst Sohn, der den Feldzug 181314 im Stabe Blüchers mitgemacht 
hat. Und auf dem Innendeckel stehen von eben seiner Hand zu Seiten des 
Titels die Worte: „Von Dieterici, Gedichte vom General von MüfHing“. 
Auch diese Männer gehörten zur Zeit des Rheinüberganges und später dem 
Stabe Blüchers an, waren aus nächster Nähe Teilnehmer und Zeugen der 
Begebenheiten. MüfHing, der später zu den höchsten Stellen in der preus- 
sisclien Armee emporstieg und als Militärschriftsteller und Memoirenschreiber 
sich einen Namen gemacht hat, war damals Oberst und bei Gneisenau, dem 
Generalstabschef der Blücherschen Armee, Generalquartiermeister. Dieterici, 
einst Lehrer der Mathematik beim Prinzen Wilhelm in Königsberg, seit 1812 
im preiissischen Staatsdienst, später sehr verdient als Professor der Staats- 

,44 )'Teutschland und die Revolution’: Politische Schriften IV 233ff. 

,4# ) 'Die heilige Allianz’ (1822) ebd. V 17 ff. 

*) In den Mitteil, des Vers. f. Nass. Altertumskunde u. Geschichts¬ 
forschung, Jahrgang 1899/1900 Nr. 4, Sp. 108 ff. gab ich hierüber einen ganz 
kurzen Bericht nach einem Vortrag, der aber, so viel ich sehe, gänzlich 
unbeachtet geblieben ist. In der Zeit der Jubiläumserinnerungen mag es 
daher angebracht sein, dies Volksspiel und seine Verfasser wieder lebendig 
werden zu lassen. — Fun Exemplar befindet sich auf der Königl. Bibliothek 
in Berlin. 

Westd. Zeitichr. f. Gesch. 11. Kunst. XXXII, IV. 29 
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Wissenschaften und Leiter des statistischen Bureaus, war freiwillig in die 
Armee getreten und machte die Feldzüge als Ingenieur-Geograph im Blücher- 
schen Hauptquartier mit. Eine solche und eine so vortrefflich bezeugte 
Vaterschaft muss für unser Volksspiel — das zudem dem Fürsten Blücher 
selbst gewidmet ist — ein ganz anderes Interesse erregen, als wenn es 
ein namen- und vaterloses Kind seiner Zeit wäre. Es wird uns so ein 
historisches Dokument, und sein dichterischer Wert steht für uns minder in 
in Frage. 

Der Verfasser spricht sich in seinem Vorwort sehr einsichtig und 
bescheiden aus, versagt selbst seinem Werke, dem „die in dem gewöhnlichen 
Drama nötige Handlung“ fehle, den Namen eines Schauspiels, möchte es als 
„ein vaterländisches Gemälde“ gelten lassen, zieht aber den Namen eines 
Volksspiels vor wegen des Volkstümlichen der Begebenheiten. „Wenn es 
denen, die dabei waren, eine frohe Erinnerung, denen die dieses Glückes 
nicht teilhaftig wurden, ein lebendiges Bild der unvergesslichen Scene vor 
die Seele brächte“ — so sieht er darin seinen höchsten Lohn. „Eine einzige 
gute Tat gab Gelegenheit, die grosse Begebenheit des l bergangs über den 
Rhein durch handelnde Personen im Bilde darzustellen“, und bei dieser Be¬ 
arbeitung wurde, „so weit es dem Vorgesetzten Zwecke nach möglich war, 
die Wahrheit wiedergegeben“. Das Geschichtliche des Inhalts wird also von 
dem Verfasser selbst stark genug betont. Zugleich war aber das grosse 
Ereignis des Neujahrs 1814, „der Eintritt in das französische Kaiserreich“, 
für ihn die willkommenste Gelegenheit, dem Drang der Empfindungen Aus¬ 
druck zu geben, der vollends nach dem Einzug in Paris (31. März 1814) 
übermächtig war: „Das entzückende Gefühl, sich mit dem siegreichen Heere 
in Frankreichs Hauptstadt zu befinden, wünschte in Worten laut werden 
zu können.“ 

Die wohltuende Anspruchslosigkeit des Verfassers oder der Verfasser 
setzen uns gleich in das rechte Verhältnis zu ihrer Arbeit, so dass wir mit 
Teilnahme der einfachen Aufeinanderfolge von Gespräch- und Gesangszeuen 
— diesen nach bekannten Volksmelodien der Zeit — nachgehen. In ihnen 
wird teils der geschichtliche Vorgang geschildert, teils und in Verbindung 
damit die einheimische rheinische Bevölkerung und das einquartierte und auf 
dem Marsch befindliche preussische Soldatentum dargestellt. Ein älterer 
Schiffer mit seinen drei jungen Töchtern und den zugehörigen drei jungen 
Schiffern und der Pfarrer vertreten die Bewohnerschaft von Caub. Die Ein¬ 
heimischen, die „Hessen“ genannt werden, empfangen als Befreite freudig 
die preussischen Befreier. Sie fühlen sich ganz als Deutsche. Das National¬ 
bewusstsein ist erwacht, drückt sich in Reden und Liedern aus, entfaltet 
sich aber auch in opfermutigem und begeistertem Handeln. Freilich sind 
es doch etwas blutlose Gesfaltec, die uns in diesen Einheimischen vorgeführt 
werden; das rheinische Volkstum ist yon dem durchmarschierenden Nord¬ 
deutschen nicht sehr lebendig geschaut worden — was man ihm auch nicht 
wohl zum Vorwurf machen kann. Durchweg gelungener sind die militärischen 
Szenen, in denen das Soldatentum und das Preussentum manchen glücklichen 
Ausdruck in Wort und Lied findet. Ein freiwilliger Jager, ein juDges Blut 
von 16 bis 17 Jahren, ist eine Hauptperson und gewinnt alle Herzen durch 
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seine schöne Begeisterung und seine soldatischen Tugenden. Die verschie¬ 
denen Waffengattungen, der schlesische Landwehrmann, der Berliner — 
„die sind alle verliebter Natur“ — kommen zu Wort. Wie gross ist ihre 
Freude am deutschen Rhein, an seinen Weinen und Mädchen, die herzliche 
Teilnahme für Land und Leute, die ihnen bisher fremd waren. Die militä¬ 
rischen und landsmannschaftlichen Sondergefühle vereinigen sich wieder in 
der aufopfernden Hingabe für das grosse Ziel des Freiheitskampfes, in der 
Liebe für König und Vaterland. 

Diese Volks- und Soldatenszenen umgehen nun den geschichtlichen 
Kern, aut den es uns hier jetzt in erster Linie ankommt. Gibt doch das 
Volkssjiiel die erste für die Öffentlichkeit bestimmte Kunde von den Einzel¬ 
heiten des Rheinübergangs, ist wenige Monate danach in Paris geschrieben 
und will, wie gesagt, die Wahrheit, „soweit es dem Vorgesetzten Zwecke 
nach möglich war“, wiedergeben. Es handelt sich hier nicht um die fest¬ 
stehenden und offenkundigen Tatsachen jenes merkwürdigen Ereignisses, 
vielmehr um gewisse Einzelheiten, intime Vorgänge, für deren Aufhellung 
das Dieterici-Mufffingsche Volksspiel uns um so wertvollere Dienste leisten 
könnte, als die sonst bekannte Berichterstattung erst 30 Jahre jünger und 
nach ihrer ganzen Art nicht sehr vertrauenerweckend ist 2 ). Wir verdanken sie 
der eifrigen und gewandten Feder des evangelischen Pfarrers Urtel, der als 
Jugend- und Volksschriftsteller (auch unter dem Namen O. von Horn) die 
grössten Verdienste hat. Er lebte zur Zeit des Übergangs als sechzehn¬ 
jähriger Pfarrerssohn zu Rheindiebacb, Caub gegenüber bei Bacharacb, hatte 
natürlich seine eigenen Erinnerungen und Erlebnisse und konnte sich vor 
allem auf das Zeugnis des seinem Vater befreundeten, seit 1830 verstorbenen 
Pfarrers Ahles in Caub berufen, als er im Jahre 1843 zum erstenmal die 
den Rheinübergang begleitenden Vorgänge schilderte (in „Europa, Chronik 
der gebildeten Welt, 4. Bd., 1843 u. später neu gedruckt) und als er 20 
Jahre später das in einer neueren Darstellung wiederholte (in seiner Monats¬ 
schrift „Die Maja“ und in der späteren Sammlung „Aus der Maja“, Bd. III, 
1879). Diese zweite Darstellung ist sehr viel ausführlicher und inhaltreicher 
als die erste und voll gegenständlicher Erzählung, die in manchen Stücken 
nicht unwesentlich von jener ersten abweicht, auch die Tatsachen willkür¬ 
lich umstellt. Die Erzählerfreude des phantasiebegabten Schriftstellers, das 
Streben nach schöner, eindrucksvoller Schilderung ist offenbar stärker als 
der objektive Sinn für historische Wahrheit und feierte einen völligen Triumph 
in einer hübschen Erzählung für die Jugend „Blüchers Schützling“, in der 
die phantasievolle Schilderung des Rheinübergangs ein Hauptstück bildet. 

Zwei Ereignisreihen machen den geschichtlichen Kern des Volksspiels 
aus: die vorbereitende Versammlung der C&uber Schiffer am Abend des 
31. Dezember, dann die Überfahrt des ersten Soldatentrupps auf Kähnen und 
dessen Führung über die Berge des anderen Rheinufers in der folgenden 
Nacht. Diese Vorgänge aber stellen sich nach dem Volksspiel ganz anders 


2 ) Eine zusammenfassende, wenn auch kritisch nicht überall einwand¬ 
freie Darstellung der lokalen Geschehnisse bei Sauer, Der Rheinübergang 
bei Caub, Wiesbaden 1892. 

29* 
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dar als in der späten von Örtel abhängigen und in unzähligen Variationen 
wiederholten Überlieferung. Welcher Darstellung wir aber den Vorzug zu 
geben haben, das ist für das Urteil über die bandelnden Persönlichkeiten 
und 'Uber die einheimische Bevölkerung nicht gleichgültig. 

In Orteis Erzählungen steht der Ortsgeistliche ganz im Mittelpunkt 
jener Versammlung: Blücher selbst mit seinen Begleitern holt ihn aus seiuer 
Wohnung ab, geht mit ihm zur Kirche, lässt ihn, mit dem Talar angetan 
vor den Schiffern eine Ansprache halten, zur Vorbereitung auf eine folgende 
Eidesleistung. Im Volksspie] ist dieser Vertrauensmann der Schiffer Ebr- 
mann, „von den Einwohnern des Ortes der gute Vater Ehrmann genannt“ 
— etwa der Obmann der Schiffergilde oder auch der Ortsvorsteher. Er 
wird als Erster mit dem Plan des Brückenbaues und Rbeinübergangs bekannt 
gemacht; ihn lässt „der General“ d. i. Blücher aufforder«, die Gemeinde 
auf dem Markte zu versammeln; hier führt er den Vorsitz, bittet auch den 
„Prediger“ — eine ganz norddeutsche Benennung! — daran teilzunehrnen, 
weil er den Hirten ihrer Seelen in dieser Stunde nicht entbehren möchte, 
da doch „Alles, was in diesem gegenwärtigen Kriege geschieht, eigentlich 
von Gottes wegen geschieht“. Der Geistliche ist dankbar, dass er mit an¬ 
wesend sein darf, obgleich er ihnen „bei dieser ganzen Gelegenheit nichts 
zu sagen“ habe, denn er weiss, dass „sie alle bieder and brav und deutsch 
und gut sind“. „Aber lasst mich bei Euch bleiben! Und kann ich in der 
Nacht auch nicht IIolz zusammen tragen und den Kahn führen und Taue 
anlegen, so kann ich doch immer mit Euch reden und, wenn die Brücke 
fertig ist, mit hinüber gehen.“ Dass die Versammlung im Volksspiel auf 
dein Markte statttindet, ist eine dichterische Freiheit ; sie hat in der Kirche 
stattgefunden. Aber ohne die führende Mitwirkung des Geistlichen; darin 
dürfen wir dem Volksspiel folgen. Und das um so sicherer, als wir von 
dem Pfarrer Ahles selbst keinerlei unmittelbaren Bericht über seine Mit¬ 
wirkung haben, obwohl er, nach dem Zeugnis seines Amtsnachfolgers, „sehr 
redselig“ war und von dem Einrücken Blüchers in Caub mit seinem Haupt* 
quartier und der Generalität, wie von dem Rheinübergang selbst erzählt 1 ) 
Nur aus dem Munde Örtels erfahren wir ein Menschenalter später von det 
ausgezeichneten Rolle des Seelsorgers. Und wie seltsam, dass der Verfasser 
des Volksspiels den Geistlichen auftreten, aber nicht eigentlich in Tätigkeit 
treten, sein Schweigen vielmehr sozusagen entschuldigen lässt, während es 
doch ganz im Zweck und in der Gesinnung des Volksspiels gelegen hätte, 
dass der Geistliche eine schöne und eindrucksvolle Ansprache hält — wenn 
er es nämlich in Wirklichkeit getan hätte, wenn sie der Wahrheit, um die 
es dem Volksspieldichter nicht zuletzt zu tun war, entsprochen hätte! Vielleicht 
hat Ortei das Volksspiel gekannt — hier und da scheint seine Erzählung wie 
im Widerspruch und in Kritik des Volksspiels geschrieben — und er fühlte 
sich versucht, den alten geistlichen Freund seiner Familie aus der beschei¬ 
denen Rolle hier heraustreten zu lassen, die Lücke auszufüllen, die dessen 
Auftreten im Volksspiel bot, und durch seinen Mund Religion und Frömmig¬ 
keit sprechen zu lassen. 

■) In den Akten des Vereins f. nass. Altertumsk. u. Geschichtsforsch, 
zu Wiesbaden: Lex, Beschreibung der Kirche zu Caub etc. von 1864, S. 11 
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Auch darin werden wir dem Volksspiel Glauben schenken dürfen, dass 
Blücher selbst, „der General“, in der Versammlung zu den Schiffern ge¬ 
sprochen und ihnen Plan und Aufgabe auseinandergesetzt bat. Es geschieht 
mit kurzen, militärisch markigen Worten. Als die Cauber ein Jahr später 
die Wiederkehr des denkwürdigen Tages gefeiert hatten, schickten 6ie an 
Blücher eine Schilderung der Feier und berichteten, wie man sich am Vor¬ 
abend des neuen Jahres zum Gottesdienst versammelt hätte „und zwar um 
6 Uhr, der nämlichen Stunde, wo die hiesigen Schiffer in der Kirche zu dem 
mit ihnen vorgehabten Zweck versammelt worden waren“ 4 ). Diese Erinne¬ 
rung richtet sich klärlich an den Mann, der von dieser Versammlung nicht 
nur wusste, sondern ihr Urheber und Sprecher gewesen war. Und zudem: 
wie sollte der Verfasser in seinem Volksspiel, das er Blüchern selbst gewidmet 
hat, diesen eine Rolle spielen lassen, die der Feldherr in Wirklichkeit als 
zu gering andern überlassen hätte? Vielmehr: Blücher, der Volksbeld, hat 
es sich nicht nehmen lassen, selbst unter die Cauber Schiffer zu treten und 
zu ihnen zu reden, wie es seiner urwüchsig echten Art entsprach. Wenn 
daher in dem „Hausbuch“, das ein Cauber Schiffer jener Zeit hinterlassen 
hat 5 ) der Kommandant des Ortes, Oberstleutnant Klück, als Sprecher genannt 
wird, so kann das nur so zu verstehen sein, dass der zweifellos zugegen 
gewesen ist, sich irgendwie geäussert und Anordnungen getroffen hat, aber 
doch erst in zweiter Linie, doch nur als ausführendes Organ. 

Und nun der zweite historische Vorgang im Volksspiel: die Überfahrt 
der ersten Preussen auf Kähnen, das erste Überschreiten der Rbeingrenze, 
das erste Vordringen in das französische Kaiserreich. Im Volksspiel ist es 
ein junger einheimischer Schiffer, der hierbei ein rühmliches Muster von 
Aufopferung und Begeisterung gibt, dem der erste rasche Erfolg verdankt 
wird. „Noch eins, Ihr Leute, wenn sich unter den jungen Burschen, die bei 
Euch das Handwerk treiben, einige finden sollten, die das Herz an der 
rechten Stelle hätten, so konnten sie wohl jetzt gleich in der Nacht einige von 
unsem Jägern und Schützen auf ihren Kähnen überschiffen“ — so hatte „der 
General“ in jener Versammlung gesprochen und damit einen Feuerbrand in 
die Seelen einiger junger Burschen geworfen. Ihr Anführer, Thomas, ist 
sofort entschlossen, beredet mit seinen Kameraden den Plan, findet sich 
dann mit ihnen und ihren Kähnen, Glockenschlag 12, am Rheinufer ein; den 
hier aufmar6chierten Truppen und zwar preussischen Jägern und Schützen 
bietet gr sich als erster zum Übersetzen und zugleich als Führer auf dem 
anderen Ufer an: „ich kenne da alle Wege und Winkel, ich habe eine 
Laterne im Nachen versteckt, damit führe ich Sie, wo man uns nicht sehen 
kann: denn ich weiss alle Wachen und Posten der Franzosen, sozusagen, 

. 4 ) Der Brief an Blücher vom 2. Januar 1815 und dessen Antwort vom 
20. Januar sind abgedruckt im „Rhein. Kurier“, Wiesbadner Zeitg., Jahrg. 
1888 Nr. 362, Abendausg. „Zur 7öjährigen Jubelfeier von Blüchers Rhein¬ 
übergang“. Die jüngste Sammlung „Blüchers Briefe“, herausgeg. von W. v. 
Unger, Stuttg. u. Berl. 1913. 

s ) Aus dem Hausbuch des Schiffers Jakob Kaufmann bei Antbes, 
Blüchers Quartier in Caub etc., Naussau a. L. 1894, Beilage I. 
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wie der Jäger das Lager des Wildes kennt“. Das wird sofort dankbar an¬ 
genommen. Dann sieht man die glücklich Gelandeten auf dem anderen 
Ufer, den Führer mit der Laterne voran: „. . , ich geh’ es genau, ein 
runder, aufgeklappter Hut — eine Jacke — das ist ein Schiffer!“ So er¬ 
kennen es die Mädchen, die den vermissten Burschen nachgegansen waren. 
Nach einiger Zeit erscheint der Schiffer wieder am jenseitigen Ufer, fährt 
herüber, das Fahren scheint ihm schwer zu werden, obschon der Rhein heut 
ruhig ist; er ist verwundet. „Sie haben mich da in den Fuss geschossen 
aber ich hätte ja wohl den ganzen Fuss daran gesetzt! Das war eine Jagd! 
Das war eine Freude!“ 

Über den Vorgang erhält der General (Blücher) zunächst einen kurzen 
Bericht: „Der Schiffer, welcher die ersten Truppen übersetzte und sie auch 
drüben führte, ist verwundet zurückgekommen. Nach seinen Reden sind 
die Feinde schon weit fort“. Dann kommt am Neujahrsmorgen eine aus¬ 
führliche militärische Meldung des freiwilligen Jägers, vom Vortrupp aus 
Feindesland, der auf Befehl des Generals der Ordnung nach erzählen muss 
„ganz militärisch“: „Wir kamen in der Nacht hier an und sahen uns um, 
ob wohl ein Schiffer des Oits mutig genug wäre, uns an das jenseitige Ufer 
überzusetzen. Da trat in der Finsternis ein junger Schiffer auf uns zu und 
fragte, ob wir Preussen wären. Da wir es bejahten, fuhr er fort, er sei 
hier mit zweien Freunden, sie hätten drei Böte und möchten uns gerne über¬ 
setzen. Als wir landeten, nahm der Schilfer seine Laterne aus dem Kahn 
übergab die Schiffe diesen seinen Freunden und erbot sich uns zu führen. 
Wir schlugen uns gar bald von der Strasse ab, gingen im Wald und zwischen 
Bergen fort, bis wir wieder bei einem Douanenhäuscben an den Rhein kamen. 
Die drei darin befindlichen Franzoseu wurden ohne Geräusch entwaffnet und 
zu Gefangenen gemacht . . . Der Schiffer führte uns sodann gerade land¬ 
einwärts durch Schluchten und Schlünde. Wir Hessen einige französische 
Posten links stehen und gingen so verdeckt, dass wir nicht bemerkt werden 
konnten. Endlich in einem Tale löschte unser Führer sein Licht aus und 
sagte: Dort oben vor uns auf dem Berge ist die grösste französische Feld¬ 
wache, wohin ich Sie habe führen sollen. Da haben sie auch ein Kanon 
stehen! Wir schlichen uns leis’ heran, einige Feinde wurden totgeschossen, 
und mit Geschrei Helen wir auf die übrigen. Der Schiffer war immer voraus. 
Die Feinde gaben eine einzige Salve und liefen dann eilig fort. — Leider 
ward hierbei unser braver Führer im Fuss verwundet. Er setzte sich hei 
der eroberten Kanone nieder und rief aus: Nun bedürft Ihr meiner nicht 
mehr, brave Preussen! Es wird allgemach hell und Ihr dürft nur nachjagen, 
wohin die Feigen fliehen. Unser OfHzier wollte ihn zurückbringen lassen, 
das nahm er aber durchaus nicht an. Ich finde selbst bis zum Rhein, sagte 
er, und kann mich auch seihst noch überfahren.“ Der General fragt nach 
'seinem Namen: „er hat uns wesentliche Dienste geleistet! Der gute Anfang 
beim Übergang über den Rhein bürgt uns für den glücklichen Ausgang in 
den Mauern von Paris.“ 

Diese militärische Meldung aus dem Dieteriei-Müffiingschen Volks¬ 
spiel ist im ganzen Wortlaut hierher gesetzt worden, weil sie den frühesten, 
klarsten, fast nüchternen und doch ganz lebendigen Bericht über den 
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Vorgang gibt; einen Bericht, den wir unter Berücksichtigung aller Umstände 
für völlig wahrheitsgem&ss und authentisch halten, und der daher verdient, 
allgemein bekannt zu werden. Dies Handeln des Schiffers Thomas — einen 
andern Namen erfahren wir leider nicht — w*ar offenbar jene „einzige gute 
Tat“, die dem Verfasser des Volksspiels, gemäss seinem Vorwort, Gelegen¬ 
heit gab, den Rheinübergang dichterisch darzustellen. Es wurde von allen 
Beteiligten als eine gute Tat empfunden, dem denn auch der Blücher des 
Volksspiels Ausdruck gibt. Eine Tat schlichten Opfermutes, deren jene 
Zeit so unendlich viele gesehen hat, aber vielleicht die erste, die damals 
aus der rheinischen Bevölkerung heraus geboren wurde. Und wie sieht sie 
in den phantasievollen Schilderungen Örtels aus? I)a ist es — übrigens in 
verschiedenartiger Bearbeitung und Aufmachung — ein in Caub lebender 
Schneider französischer Abstammung, namens Warroquier, der in dem Ver¬ 
dacht der Spionage steht, und um diesen von sich abzuwehren, freiwillig seine 
Führerdienste anbietet; zugleich ein gewandter und mutiger Schmuggler und 
als solcher besonders für eine solche Aufgabe geeignet. Aber nicht ohne 
Misstrauen werden seine Dienste benutzt. Ein Gespräch, das Blücher selbst 
mit ihm gehabt habe, weiss Ürtel sehr anschaulich zu schildern — nach der 
eigenen Berichterstattung des Mannes. Von einem Zusammenstoss mit dem 
Feind, von der Verwundung des Führers — die indessen auch anderwärts, 
als nur im Volksspiel geschichtlich bezeugt wird*) — ist bei ihm keine 
Rede. Auch Stramberg, der anekdotenreiche Verfasser des „Rheinischen 
Antiquarius“, der ungefähr gleichzeitig mit Ortei den Rheinübergang dar¬ 
stellt (1850, 2. Abtlg., V 113 ff.), weiss von einem französischen Einwohner 
und Bürger zu Caub jenes Namens zu erzählen. Aber er ist ein ehemaliger 
französischer Douanenleutnant, der als Mehlhändler in Caub lebt, auch nicht 
eigentlich den Führer macht, sondern auf Befehl Blüchers russische Grena¬ 
diere nach der Rheininsel und der „Pfalz“ hinübersetzt, dann aber, aus 
Sorge vor französischer Rache, mit seinem Kahn sich abwärts nach Ober¬ 
wesel treiben lässt und erst nach einiger Zeit wieder zurückkehrt. Dass 
dieses zweifelhafte Subjekt hinter dem Schiffer Thomas im Volksspiel steckt, 
dass seine irgendwie geartete Mitwirkung bei der Überfahrt — die nicht 
bestritten zu werden braucht — die „gute Tat“ gewesen sei, um derentwillen 
die Angehörigen des Hauptquartiers, Dieterici und Müftling, ihr Volksspiel 

•) Vgl. Plotho, Der Krieg in Deutschland u. Frankreich 1813 u. 1814, 
Berlin 1817, 3. Teil, 58 ff., Damitz, Gesch. des Feldzuges von 1814, Berlin 
1842, S. 251, und nach ihm Henckel von Donnersmarck, Erinnerungen aus 
meinem Leben, Zerbst 1846, S. 243. Nach diesen fand die erste Überfahrt 
um 27-i Uhr morgens statt und waren brandenburgische Füsiliere dabei zunächst 
beteiligt; nach den beiden letzten geschah die Verwundung schon bei dem 
Douanenhäuschen, nicht erst bei der Feldwache. Im Vertrauen auf das 
Volksspiel muss man in der letzten Angabe einen Irrtum sehen und kann 
die ersteren Angaben wohl so erklären, dass sie auf eine spätere Etappe 
des Übergangs hinweisen. Die im Volksspiel erscheinenden Soldatentypen 
entsprechen durchaus den in Caub einquartierten Truppenteilen, wie sie 
etwa bei Plotho, a. a. 0. S. 48 f. aufgezählt sind. 
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schrieben: das wird im Ernst niemand annehmen. Durch die Heeresleitung 
sind in Caub Führer für die Unternehmung beschafft worden, und mit 
manchen anderen Cauber Bürgern und Schiffern mag auch der verdächtige 
Franzose bei der Führung der immer von neuem aufs andere Ufer gewor¬ 
fenen Truppen — die Brücke zum Hinübermarschieren wurde erst am 
zweiten Neujahrstage fertig — beteiligt gewesen sein. Der aber als erster 
die ersten Preusscn aufs andere Ufer brachte und sie durch das Dunkel der 
Nacht dem Feinde zu glücklichem Überfall entgegenführte, aus eigenem freien 
Angebot, nicht dazu befohlen oder gar gezwungen — das war ein junger 
einheimischer Schiffer, der bei dem Unternehmen auch eine Verwundung 
davontrug. In der Erzählung Strambergs vermischen sich — man sieht es 
deutlich — zwei verschiedene Überlieferungen: die Erinnerung an den 
Schiffer und seine von Blücher anerkannte und belohnte Tat und die Anekdote 
von dem windigen und renommistischen Franzosen. Durch sie soll man aber 
jene Erinnerung an die Einzeltat des jungen Schiffers [und an die opfer¬ 
willige und tatkräftige Mitarbeit und Hilfe der ganzen Cauber Bevölkerung 
sich nicht verdunkeln oder gar entreissen lassen. 

Die Neujahrsnacht und die ersten Tage des Jahres 1814 sind zum 
besonderen Ruhm für das Städtchen Caub geworden, den zu pflegen es sich 
nie hat nehmen lassen. Gleich im nächsten Jahr hat seine Einwohner¬ 
schaft eine Erinnerungsfeier veranstaltet und wenigstens eine Fussgänger- 
brücke bis zur Pfalz schlagen lassen, um den Truppenübermarsch bildlich 
darzustellen und in der Erinnerung jene Szene zu erneuern, die, wie das 
Volksspiel sagt, „in der Wirklichkeit eine Szene herzlicher und fast aus¬ 
gelassener Freude“ war 7 ). Die gemütliche und sinnreiche Art der Feier 
fand Blüchers ganze Anerkennung, und er lobte die Bewohner von Caub, 
dass sie durch die neue Brücke besonders hübsch angedeutet hätten, „dass 
sie dieser Strom nun nicht mehr von ihren deutschen Brüdern trennt“, dass 
sie sich „ungehindert mit ihnen wieder zu einem Volk verbinden können“. 
Die Brücke über den Rhein war wirklich eine Brücke zwischen den deut¬ 
schen Stämmen geworden, in dem Kampf um die deutsche Freiheit wurzelte 
mit neuen triebkräftigen Fasern das deutsche Volksbewusstsein, das deutsche 
Nationalgefühl. Davon legt auch unser Volksspiel ein anspruchsloses zwar, 
aber ganz unmittelbares, ganz mit den Ereignissen selbst verwachsenes 
Zeugnis ab. 

Es ist leider ganz in Vergessenheit geraten, und auch unsere fest¬ 
spielfreudige Säkularzeit hat die Erinnerung an dies älteste Festspiel nicht 
wieder aufleben lassen. Walter Bloem, der schon vor 14 oder 15 Jahren 
ein fünfaktiges Schauspiel „Caub“ geschrieben hatte, hat in unseren Tagen 
mehr als einen Nachfolger gefunden. Für die Cauber selbst und alle, die 
einen einfachen Trunk reinen, unverfälschten Quellwassers vorziehen, ist das 
Volksspiel von 1814 wichtiger und wertvoller als alle diese neuzeitlichen 
Erinnerungsspicle. Möge ihm nun doch für die Zukunft der gebührende 

7 ) Damitz a. a. 0. S. 253: Die Bewohner von Caub bewahren das An¬ 
denken jener Nacht noch jetzt (1842), und die Erinnerung daran ist zu 
einem Volksfest geworden. 
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bescheidene Platz eingeriiumt werden und mit ihm auch die Erinnerung an 
jene beiden Männer, Dieterici und Müftling, wach werden, die vor 100 Jahren 
mit heissen Herzen und wachen Augen die Neujahrsnacht auf 1814 durch¬ 
lebten und dem Erlebten dann in ihrem Volksspiel ein stilles Denkmal 
setzten. An ihm wird auch das Urteil über Müftlings Persönlichkeit nicht 
ganz achtlos Vorbeigehen dürfen. 


Die Zensur des „Rheinischen Merkur" 1814—1816. 

Von Justus von Grüner. 

In dem „Zentralblatt für Bibliothekwesen“ habe ich vor längerer Zeit 
in einer „Ein Zeitungskuriosum aus dem Anfang des vorigen Jahrhundert“ 1 ) 
überschriebenen kleinen Arbeit darauf hingewiesen, dass über die Geschichte 
des „Rheinischen Merkur“ bis jetzt nur sehr wenig bekannt geworden sei. 
Wie zutreffend diese meine Behauptung ist, wird durch folgendes bewiesen. 
In dem ersten Bande seines Buches: „Zur Geschichte der Tageslitteratur 
während der Freiheitskriege“ macht Czygan auf Seite 336 bei der Besprechung 
des „Rheinischen Merkur“ unter andern auch die folgende Bemerkung. Es 
scheine nicht sogleich verständlich, wie Görres so rücksichtslos habe schreiben 
können. „Die Befreiung von jeder Zensur viele Monate hindurch löst uns 
das Rätsel.“ Leider ist Czygan uns den Beweis für seine Behauptung 
schuldig geblieben, die, wenn sie wirklich richtig, doch im höchsten Grade 
auffallend wäre. Es dürfte deshalb vielleicht um so mehr von Interesse 
sein, einmal etwas Genaueres über die Zensur des „Rheinischen Merkur“ zu 
erfahren, als auch über sie bis heute noch beinahe gar nichts bekannt ge * 
worden ist und die oben angeführte Behauptung Czygans, wie aus dem 
Folgenden deutlich hervorgeht, keineswegs den Tatsachen entspricht. 

Aus den Akten des Königlichen Staatsarchivs zu Coblenz ergibt sich 
zunächst die Tatsache, dass der bekannte Schriftsteller und spätere lang¬ 
jährige Kurator der Universität in Bonn, der damalige Ilofrat Rehfues*) am 
17. April 1814 zum Zensor des „Rheinischen Merkur“ ernannt worden ist, 
nachdem der Generalgouvernementskommissar Freiherr von Vincke bis 
dahin die Censur geführt hatte. Nachdem dann Rehfues am 7. Mai zum 
Kreisdirektor in Bonn ernannt worden war — seine Einführung in das 
Amt erfolgte erst am 19. Mai —, ist allerdings, wie aus dem gleich zu 
erwähnenden Schreiben des Generalgouverneurs an den General-Gouverne- 
mentskommissar in Coblenz bervorgeht, zunächst auffallenderweise ein 
neuer Zensor für den „Rheinischen Merkur“ nicht ernannt worden. Offenbar 
hat der Generalgouverneur Justus Grüner, der mit Görres schon früher 

l ) Zentralblatt für Bibliothekwesen. Jahrgang 29, Heft 10, pag. 
454—457. 

*) Über Rehfues siehe Allgemeine Deutsche Biographie XXVII pag. 
590 ff. Von der oben erwähnten Zensortätigkeit von Rehfues weiss der Ver¬ 
fasser nichts. 
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bei seiner Durchreise von Düsseldorf nach Trier bekannt geworden war, 
es als sicher angenommen, dass Görres sich auch ohne Zensor in den 
damals einer Zeitung gebotenen Schranken halten würde. 

Indessen scheint diese Annahme Gruners sich doch nicht als richtig 
erwiesen zu haben, denn unter dem l. Juli ernannte Grüner einen neuen 
Zensor für den „Rheinischen Merkur“ in der Person des Hofrats E. M. Arndt*). 

„Ich habe aus mehreren Gründen“, so beginnt das vom 1814 aus 

l. Juli 

Mainz datierte, an den Generalgouvernementskommissar des Rhein- und 
Moseldepartements Freiherrn von Vincke gerichtete Schreiben Gruners 4 ), 
□öthig gefunden, dem Verfasser des Rheinischen Merkur Herrn Professer 
Görres wieder einen Zensor zu sezen(!) und dazu den Ilofrat Arndt aus¬ 
ersehen, der sich gegenwärtig hier aufhält.“ Da jedoch Arndt nach eihem 
Aufenthalt von einigen Tagen Mainz schon wieder verliess, ernannte Grüner 
am 6. Juni den Vizepräsidenten des Tribunals erster Instanz in Coblenz 
Tippei zum Zensor des „Rheinischen Merkur“ in Arndts Abwesenheit. Aus 
dieser Tatsache ergibt sich nun offenbar, dass es auch bei der Ernennung 
Arndts zum Zensor sich nicht allein darum gehandelt haben kann, für diesen 
eine schickliche Anstellung zu finden, sondern dass auch seine Ernennung io 
der Tat völlig ernst gemeint war und der „Rheinische Merkur“ nun wieder 
in die üblichen Schranken zurückgewiesen werden sollte. 

Schon kurze Zeit nach der Ernennung Tippeis zum Zensor des 
„Rheinischen Merkur“ wurde die Verwaltung des Generalgouvernements 
Mittelrhein auf Grund der in Paris getroffenen Vereinbarungen aufgelost. 
Der bisherige Generalgouverneur des Niederrheins, der preussische Geheime 
Staatsrat Sack übernahm neben der Verwaltung der nach Abtretung der 
'an Belgien gefallenen Landstriche ihm übrig gebliebenen Gegenden seines 
Generalgouvernements auch noch diejenige eines Teiles des bisherigen General¬ 
gouvernements Mittelrhcin. Im Jahre darauf übernahm dann Sack als Ober¬ 
präsident die Verwaltung der sämtlichen preussischen Provinzen am RbeiD, 
da jetzt endlich auch das bis dahin immer noch allein verwaltete Genen!- 
gouvernement Berg zu den Sack bisher unterstellten Landstrichen geschlagen 
worden war. 

Auch nach der Auflösung des Generalgouvernements Mittelrhein behielt 
der Tribunalrichter Tippei das ihm von Grüner übertragene Amt als Zensor 
des „Rheinischen Merkur“ noch weiter bei. Indessen wurde merkwürdiger¬ 
weise im Dezember 1814, wie aus den Akten des Staatsarchivs in Coblenz 
hervorgeht, dem Tribunalrichter Tippei seine Bestallung und Instruktion 
altgefordert, ohne dass er jedoch gleichzeitig von seinem Amte als Zensor 
entbunden worden wäre. Die Gründe, weshalb damals Tippei seine Bestallung 
und Instruktion abgefordert worden sind, gehen leider aus den Akten nicht 
hervor. 


*) Forschungen zur Braudenburgischen und Preussischen Geschichte 
XXV 2, pag. 139. Das die Ernennung Arndts enthaltende Schreiben Gruners 
ist abgedruckt in meinem Aufsatz: Die Glaubwürdigkeit der autobiographischen 
Schriften E. M. Arndts. — 4 ) Staatsarchiv Coblenz. 
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Im Jahre 1815 erregten mehrere Aufsätze in dem „Rheinischen 
Merkur“ grosses Ärgernis. Es erging infolgedessen an den Oberpräsidenten 
Sack am 6. Juni 1815 eine „scharfe Kabinetsorder, in welcher das Miss¬ 
fallen des Königs über den „Rheinischen Merkur“ und die „Aachener 
Zeitung“ wegen ihrer Angriffe gegen die süddeutschen Staaten in gegen¬ 
wärtiger Zeit ausgesprochen und die ernsteste Aufmerksamkeit gegenüber 
der Pressfrechheit gefordert wurde 8 ). Daraufhin wurde der Generalgouverne¬ 
mentskommissar Sack, der nach der Auflösung der Verwaltung des General¬ 
gouvernements an Stelle des Freiherrn von Vincke getreten war, von seinem 
Bruder, dem Oberpräsidenten Sack, mit der strengsten Vollziehung des in 
der Kabinettsorder ausgesprochenen Willens des Königs beauftragt. Sei es 
nun, dass der Oberpräsident sich in seinem Schreiben undeutlich ausgedrückt 
hatte, sei es, dass Sack das Schreiben seines Bruders missverstanden hatte, 
genug, er ergriff eine ganz merkwürdige Massregel. In einem Schreiben 
vom 18. Juli 1815 setzte Sack von der ihm zugegangenen Anordnung seines 
Bruders Görres in Kenntnis und forderte ihn gleichzeitig auf, ihm „alle 
aufzunehmenden Aufsätze, nachdem solche die Zensur des Herrn Tribunal¬ 
richter Tippei passiert sind“ und vor dem Abdruck jedesmal zur Durchsicht 
und Visa vorzulegen. „Der Drucker ist angewiesen, keine mit meiner Visa 
nicht versehene Artikel abzudrucken“*). 

Ob nun Tippei von dieser Oberzensur des Coblenzer Sack durch diesen 
selbst unterrichtet worden ist, oder ob er erst durch Görres oder vielleicht 
gar durch den Drucker von dieser Anordnung des Coblenzer Sack unter¬ 
richtet worden ist, geht aus den vorliegenden Akten nicht hervor. Sei dem 
nun, wie es wolle, es war doch zweifellos, dass die erwähnte Bestimmung 
des Coblenzer Sack für Tippei im höchsten Grade kränkend war. Es kann 
deshalb auch nicht Wunder nehmen, dass am 22. Juli endlich Tippei sein 
Amt als Zensor des „Rheinischen Merkur“ niederlegte. Es erscheint sehr 
wahrscheinlich, dass Tippei die sich ihm durch die neue Bestimmung Sacks 
darbietende günstige Gelegenheit benutzte, um endlich, nachdem ihm Be¬ 
stallung und Instruktion genommen waren, das ihm gewiss schon lange 
sicherlich recht unangenehme Amt auf gute Weise los zu werden. 

Es war nun zu natürlich, dass, wie die Sachen nun einmal lagen, 
jetzt die grössten Schwierigkeiten für das weitere Erscheinen der Zeitung 
entstehen würden. In der Tat traten diese denn auch sofort ein. Am Schlüsse 
der Nr. 272 des „Rheinischen Merkur“, welche das Datum des 23. Juli 
trägt, findet sich denn auch eine darauf bezügliche etwas dunkle Mitteilung 
der Redaktion. „Widerwärtige Verhältnisse“, so lautet die Mitteilung, „haben 
die Ausgabe dieses Blattes und die Folgenden verspätet; wir denken, dass 
dies nicht wiederkehren wird und werden alsdann das Verspätete nachholen.“ 

Worin diese widerwärtigen Verhältnisse bestanden haben, darüber 
erfahren wir das Nähere aus einem vom 25. Juli 1815 datierten Brief, den 
Görres an den Oberpräsidenten Sack in Aachen schrieb. Neben dem ge¬ 
wöhnlichen Zensor Tippei, so heisst es in dem Briefe, scheine der Ober- 

*) Czygan I, pag. 346 

*) Görres Gesammelte Schriften III, pag. 377. 
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Präsident auch noch den Generalgouvernementskommissar Sack mit der 
Zensur des „Rheinischen Merkur“, soweit sein Inhalt mit dem königlichen 
Kabinettsbefehl in Beziehung stünde, beauftragen gewollt haben. Der 
Coblenzer Sack habe schon dem ersten Blatt seine Visa verweigert, wenn 
Herr Tippei nicht zuvor das seinige darunter gesetzt hätte. Dieser, von 
dem jener vor vier Monaten sein Kommissorium zurückgefordert und seither 
nicht wieder gegeben habe, den er — Sack — aber jetzt neuerdings ohne 
weitere Instruktion für den ganzen Inhalt des Blattes verantwortlich machte, 
hätte glauben müssen, dass alles nur geschähe, um ihm die ganze Verant¬ 
wortlichkeit aufzubürden, habe nun gleichfalls die Unterschrift verweigert 
und das Blatt dem Generalgouvernementskommissar zurückgeschickt, so dass 
der Drucker von Einem zum Andern geschickt, das Blatt in vier Tagen 
Dicht hat ausgeben können und die ganze Unternehmung ins Stocken ge¬ 
raten sei 7 ). 

Wir müssen uns nun mit dem Inhalte dieser Zeilen des Briefes von 
Görres etwas genauer beschäftigen. Im Dezember 1814 ist nach den 
Akten des Coblenzer Staatsarchivs, wie oben S. 466 erwähnt wurde, 
dem Tribunalrichter Tippei seine Bestallung und Instruktion abgefordert 
worden. Nun schreibt aber Görres an den Oberpräsidenten, wie wir oben 
gesehen haben, in dem Briefe vom 25. Juli, dass der Coblenzer Sack vor 
vier Monaten von Tippei dessen Kommissorinm zurückgefordert habe! Danach 
müsste also die Rückforderung des Kommissoriums nicht im Dezember 1814, 
sondern erst im März 1815 erfolgt sein. Auffallenderweise steht also die 
Angabe von Görres in seinem Briefe an Sack mit den Akten des Coblenzer 
Staatsarchivs im stärksten Widerspruch. 

Dass der Brief von Görres einen Schreib- oder Druckfehler enthalte, 
wird man nicht gut annehmen können, denn die Zahlen vier und sieben 
sind doch gar nicht zu verwechseln. Man kann aber doch auch gleichfalls 
wohl kaum annehmen, dass Görres sich so sehr geirrt haben sollte und 
statt sieben vier geschrieben habe. Ebenfalls erscheint es auch völlig aus¬ 
geschlossen, dass Görres die mündliche Mitteilung von Tippei an ihn darüber 
— denn auf einer solchen muss doch wohl die Angabe von Görres in dem 
Briefe an den Oberpräsidenten beruhen — etwa so missverstanden habe, 
dass er absichtslos eine so falsche Angabe machte. Es bleibt also deshalb 
nur eine einzige Möglichkeit übrig, den vorhandenen Widerspruch zu besei¬ 
tigen, die nämlich, dass dem Tribunalrichter Tippei zwar im Dezember 1814 
seine Bestallung und Instruktion abgefordert, dann aber nach einiger Zeit 
wieder zurückgegeben sein muss. Im März 1815 hat dann offenbar der 
Coblenzer Sack ein zweites Mal das Kommissorium von Tippei zurück¬ 
verlangt. Man wird allerdings zweifellos zugeben müssen, dass diese doppelte 
Abforderung denn doch im höchsten Grade auffällig erscheint. 

Gegen diese Erklärung des vorhandenen Widerspruches scheine aller¬ 
dings, so wird man einwenden können, der wichtige Umstand zu sprechen, 
dass die Akten des Coblenzer Staatsarchivs über die doppelte Zurück¬ 
forderung des Kommissoriums nichts zu berichten wissen. Indessen wird 

7 ) Görres Gesammelte Schriften III, pag. 379. 


Digitized by Google 


Original from 

PR1NCETON UNIVERSITY 



Kleine Beiträge. 


469 


durch diese Tatsache doch das Gegenteil des oben Gesagten nicht schlagend 
bewiesen, denn die zweite Zurückforderung kann möglicherweise mündlich 
geschehen sein, und es erscheint doch auch noch fraglich, ob die Akten über 
die Zensur des „Rheinischen Merkur“ dort überhaupt vollständig vorhanden 
sind. Zweifellos ist der Umstand zum mindesten doch recht auffallend, dass 
der Oberpräsident Sack weder in seinem Schreiben an Görres vom 30. Juli 
noch in dem diesen abschriftlich beiliegenden an seinen Bruder über die 
doppelte Zurücknahme des Kommissoriums von Tippei nichts erwähnt. 
Zweifellos würde doch der Oberpräsident Sack zum wenigsten Görres darüber 
gefragt oder seinen Bruder beauftragt haben, herauszubringen, von wem 
Görres die falsche Angabe erhalten habe. Da aber keins von beiden 
geschehen ist, wird man wohl daraus auf die Richtigkeit der Angabe in dem 
Briefe von Görres schliessen dürfen. 

Nun liegt freilich die Annahme sehr nahe, dass Tippe!, nachdem von 
ihm sein Kommissorium zurückgefordert war, und er es durch mehrere 
Wochen nicht wieder erhalten hatte, seine Tätigkeit als Zensor des „Rhei¬ 
nischen Merkur“ eingestellt habe, und deshalb die zu Anfang dieses Aufsatzes 
erwähnte Behauptung von Czygan doch am Ende auf Richtigkeit Anspruch 
machen könne. Diese Annahme gewinnt nun auch noch durch den Umstand 
an Wahrscheinlichkeit, dass aus den Akten des Coblenzer Staatsarchives 
hervorgeht, Tippei scheine, weil er sich von seinem Amt als Zensor ent¬ 
bunden glaubte, die Zensur nicht mehr weiter ausgeübt zu haben. Indessen 
ist, wie schon weiter oben gesagt, Tippei das erste Mal von seinem Zensor¬ 
amt nicht entbunden worden und auch das zweite Mal ist dies nicht geschehen. 
Da nun aber Tippei sein Zensoramt am 22. Juli 1815 niedergelegt hat, 
kann er auch unmöglich vorher angenommen bähen, dass er von diesem 
Amte entbunden sei. Er wird deshalb auch wohl zweifellos die Zensur des 
„Rheinischen Merkur“ weitergeführt haben, denn er musste doch natürlich 
wissen, dass er für etwa vorkommende Yerstösse in jener Zeitung haftbar 
gemacht werden würde. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, dass 
Tippei bis zum 22. Juli 1815 die Zensur des „Rheinischen Merkur“ wirklich 
ausgeübt hat. 

Diese Ansicht findet ihre Bestätigung in dem schon früher erwähnten 
Briefe des Coblenzer Sack an Görres vom 18. Juli 1815. Man kann doch 
nur aus den Worten dieses Schreibens: die Aufsätze sollten ihm vorgelegt 
werden: „nachdem solche die Zensur des Tribunalrichter Tippei passisrt 
sind,“ das Eine entnehmen, dass Sack ganz fest davon überzeugt war, Tippei 
habe tatsächlich bis dahin die Zensnr geführt. Auch der bei dieser Ange¬ 
legenheit am meisten beteiligte Görres weiss offenbar nichts davon, dass 
Tippei in der Zeit vom März 1815 oder gar vom Dezember 1814 an die 
Zensur nicht geführt habe, denn er schreibt in seinem Briefe an den Ober¬ 
präsidenten, neben dem gewöhnlichen Zensor Tippei scheine der Oberpräsi¬ 
dent auch noch seinen Bruder mit der Zensur beauftragen gewollt zu haben. 
Nun könnte man ja allerdings gegen die eben ausgesprochene Ansicht viel¬ 
leicht einwenden, dass Tippei zwar dem Namen nach noch immer Zensor 
gewesen wäre, dass er aber tatsächlich, als ihm sein Kommissorium abge. 
nommen und nach mehreren Wochen nicht wieder zurückgegeben war, die 
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Zensur nicht inehr länger fortgeführt habe. Allein dieser Einwand ist absolut 
nicht stichhaltig, denn ohne Visa des nun einmal bestellten Zensors konnte 
und durfte doch kein Blatt einer Zeitung damals ausgegeben werden. Es 
spricht also alles dafür, dass Tippei die Zensur auch trotz der Abnahme des 
Commissoriums ruhig weitergefübrt hat. 

Ein anderer höchst merkwürdiger I mstand geht aber auch noch aus 
dem Briefe von Görres an den Oberpräsidenten Sack vom 15. Juli hervor. 
Görres erwähnt nämlich darin den gewöhnlichen Zensor Tippei. Nun hatte 
aber dieser, wie schon früher erwähnt, bereits drei Tage vorher sein Amt 
als Zensor niedergelegt. Die Angabe in dem Briefe von Görres an Sack 
stimmt also nicht mit den Tatsachen überein. Man wird nun allerdings wohl 
kaum voraussetzen können, dass Görres hier wider besseres Wissen die 
Unwahrheit geschrieben haben sollte. Es geht also aus diesem Briefe her¬ 
vor, dass Görres noch am 25. Juli keine Ahnung davon gehabt hat, Tippei 
habe bereits am 22. Juli sein Amt als Zensor des „Rheinischen Merkur“ 
niedergelegt. Auch die in dem Briefe enthaltene Erzählung über das Be¬ 
nehmen Tippeis beweist, dass dem Drucker offenbar von der Amtsnieder¬ 
legung Tippeis nichts bekannt geworden war. 

Die infolge der Amtsniederlegung von Tippei und der Anordnung 
des Coblenzer Sack entstandenen Zensurschwierigkeiten waren natürlicher¬ 
weise nicht so schnell wieder gehoben. Aus einer zwischen dem Kopf und 
dem Texte der Nr. 280 vorn 8. August 1815 abgedruckten Bemerkung der 
Redaktion ergibt sich, wie lange diese Schwierigkeiten die Versendung des 
„Rheinischen Merkur“ durch die Post beeinflusst haben. Es heisst in dieser 
Bemerkung: „Übrigens sind an den Unordnungen, die seit etwa vierzehn Tagen 
in der Versendung vorgefallen, die Postämter eben so unschuldig, wie die 
Redakzion, da der Grund in ganz andern unvermeidlichen Ursachen gelegen, 
ln wenigen Tagen wird, wie wir hoffen, die Ausgabe des Blattes völlig wieder 
im Geleise sein. D. R.“ 

Schon diese Bemerkung der Redaktion beweist, dass die Zensur des 
Blattes fortdauerte. Diese Tatsache ergibt sich aber ausserdem noch 
aus zwei Briefen. Der Oberpräsident Sack schreibt nämlich in seinem Briefe 
vom 30. Juli 1815 an seinen Bruder: dem bisherigen oder einem neu zu 
ernennenden Zensor solle die Kabinettsorder als Instruktion mitgeteilt und 
derselbe angewiesen werden, nichts passieren zu lassen, was den deutlich 
ausgesprochenen königlichen Befehlen offenbar zuwiderlaufen würde. Bei 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen dem Herausgeber und dem Zensor 
solle der Fall dem Gouvernementskommissar zur Entscheidung vorgelegt 
werden. In dem Schreiben vom 12. Januar 1816, in welchem der Coblenzer 
Sack das Verbot des „Rheinischen Merkur“ an Görres mitteilt, heisst es: 
dass die geeigneten Verfügungen wegen des Nichterscheinens des Blattes an 
den Herrn Zensor erlassen wären. Tippei hat, nachdem die Oberzensur des 
Coblenzer Sack infolge des Schreibens vom 30. Juli des Oberpräsidenten 
Sack aufgehoben war, sein Amt als Zensor nicht wieder übernommen, son¬ 
dern dasselbe einem anderen Beamten übertragen. Der Professor an der 
Rechtsschule in Coblenz Breuning wurde zum Zensor ausersehen. Nach 
Behebung verschiedener Bedenken wurde ihm am 29. November 1815 dies 
Amt übertragen. Bis dahin führte Sack die Zensur. 
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Es kann nun aber nach dem hier Gesagten auch nicht mehr der 
leiseste Zweifel darüber bestehen, dass der „Rheinische Merkur“ mit Aus¬ 
nahme der kurzen Zeit vom 7. Mai bis zum 6. Juli 1814 stets unter der 
Zensur gestanden hat. Von einer Befreiung des „Rheinischen Merkur“ von 
jeder Zensur viele Monate hindurch, wie ihn Czygan aunimmt, kann daher 
natürlich keine Rede sein. — 

Zum Schlüsse sei noch gestattet, mit ein paar Worten auf eine andere, 
den „Rheinischen Merkur“ betreffende Angelegenheit einzugehen. Aus meiner 
kleinen zu Anfang dieses Aufsatzes erwähnten Arbeit in dem „Zentralblatt 
für Bibliothekswesen“ geht hervor, dass der „Rheinische Merkur“ von zwei 
verschiedenen Druckern hergestellt ist, cäinluh zuerst von Pauli und dann 
von Ileriot, der auch eine Anzahl Nummern später nachgedruckt hat. Ich 
bin auf den Druckerwechsel damals nicht näher eingegangen, weil ich einen 
durchschlagenden Grund für diese allerdings höchst auffallende Tatsache 
nicht anzugeben vermochte. Herr Geheimer Rat Dr. Schwenke hat dagegen 
in seinen „Bemerkungen“ zu meiner Arbeit die Ansicht ausgesprochen, es 
sei nicht sehr wahrscheinlich, dass dieser Druckerwechsel — Pauli war 
Buchdrucker der Verwaltung des Rhein- und Moseldepartements — mit der 
im Juli an Görres ergangenen Verwarnung zusammenhinge, da auch nach 
dieser Zeit der „Rheinische Merkur“ amtliche Anzeigen bringe. Diese Tat¬ 
sache allein beweist aber doch noch nichts ohne den Nachweis, dass die 
amtlichen Anzeigen dem „Rheinischen Merkur“ auch noch weiter von den 
Behörden zugegangen sind. War dies der Fall, was allerdings wohl kaum 
zu bezweifeln ist, so würde sich daraus nur ergeben, dass Pauli keinen Gtund 
gehabt habe, den Druck der Zeitung nicht fortzusetzen. 

Die Frage also, aus welchem Grunde der Druckerwechsel erfolgte, ist 
daher noch immer unbeantwortet geblieben. Es lag nun freilich die Mög¬ 
lichkeit nahe, dass sich in den Akten des Coblenzer Staatsarchives vielleicht 
eine Andeutung linden könnte, warum Görres den Druck der Zeitung Pauli 
abgenommen und Heriot übertragen habe. Auf meine an das Coblenzer 
Staatsarchiv gerichtete, den Druckerwecbsel betreffende Anfrage erhielt ich 
eine Antwort, die ebenso unerwartet als überraschend war. Aus den betref¬ 
fenden Akten des Coblenzer Staatsarchives ergibt sich nämlich die höchst 
merkwürdige Tatsache, dass Görres, wie es den Anschein hat, dem Drucker 
des „Rheinischen Merkur“, Pauli, den ihm vertragsmässig zustehenden Ge¬ 
winnanteil an der Zeitung nicht mehr zahlen wollte und infolgedessen den 
Druck derselben Heriot übertrug. 


- 

Recensionen. 

Paul Richter, Der R h e i n g a u. Eine Wanderung durch seine 

Geschichte. Wiesbaden 1913. (Heinrich Staadt, Hofbucbhändler.) 
299 S. 4.50 M. Angezeigt von Manfred Stimming in Breslau. 

Das vorliegende Werk ist eine Neubearbeitung der „Geschichte des 
Rheingaues“, die der Verfasser 1902 für das vom Kreisausschuss des Rhein- 
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gaukreises herausgegebene Werk „Der Rheingaukreis“ schrieb. Der Ver¬ 
fasser wendet sich an einen weiteren Leserkreis und verzichtet auf An¬ 
merkungen und gelehrtes Beiwerk. Trotzdem wird jeder, der mit der rhein- 
gauschen Geschichte vertraut ist, leicht erkennen, dass der Verfasser nicht 
nur die gedruckte Literatur sorgfältig berücksichtigt, sondern auch aus 
ungedruckten Quellen (besonders des Wiesbadener Archivs) reichlich ge¬ 
schöpft hat. 

Die ältere Geschichte des Rheingaues ist durch allerlei trübe Quellen 
verdunkelt; Schott, der Ende des 18. Jahrhunderts als Archivar der Grafen 
von Salm-Kyrburg tätig war, und der Mainzer Geschichtsprofessor Bodmann 
(f 1820) haben die Forschung lange irre geführt. Heute sind beide als 
Urkundenfälscher schlimmster Sorte hinreichend bekannt. Trotz der vor¬ 
sichtigen Benutzung ihrer Mitteilungen hat der Verfasser m. E. diesen beiden 
Gewährsmännern doch noch zu viel Vertrauen geschenkt. So halte ich z. B. 
die von Schott überlieferte Urkunde von 1223 über die angebliche Aus¬ 
einandersetzung zwischen dem Mainzer Erzbischof und dem Rheingrafen 
(p. 70) für eine Fälschung auf grund einer Notiz des rlieingrätlichen Güter¬ 
verzeichnisses *)• 

Der Verfasser nennt sein Buch eine Wanderung. Er führt uns durch 
die Geschichte des Rheingaus von der prähistorischen Zeit bis zu unseren 
Tagen und berücksichtigt dabei in gleicher Weise die politischen, recht¬ 
lichen, kirchlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse. Den ältesten Be¬ 
wohnern keltischen Volkstums folgten die Germanen als Ansiedler in den 
mittelrheinischen Landschaften. Dann setzten sich die Römer im Rheingau 
fest; sie wussten die heilkräftigen Quellen Wiesbadens (AquaeMattiacae) wohl 
zu schätzen. Später wurde der Rheingau ein Teil des fränkischen, dann des 
deutschen Reiches. Grafen leiteten als königliche Beamte die Verwaltung 
und übten die hohe Gerichtsbarkeit. Die vom Verfasser vertretene Ansicht 
der Identität von Gau und Grafschaftssprengel darf heute wohl als über¬ 
wunden gelten: mithin fällt auch die Hypothese eines ursprünglich umfang¬ 
reicheren Verwaltungsbezirkes Rheingau und dessen spätere Teilung (p. 5). 

Im 10. Jahrhundert begannen die Erzbischöfe von Mainz im Rheingau 
Fuss zu fassen und allmählich das ganze Land ihrer Herrschaft zu unter¬ 
werfen. Der Verfasser schildert ausführlich (p. 15 ff. und 63 ff.), wie die 
Mainzer Territorialherrschaft entstand. Die Darstellung erscheint mir jedoch 
in manchen Punkten angreifbar; auch sind die wesentlichen Momente nicht 
überall scharf genug herausgearbeitet. Ich habe meine abweichenden An¬ 
schauungen ausführlich in meiner Arbeit über die Entstehung des weltlichen 
Territoriums des Erzbistums Mainz dargelegt. Ebensowenig vermag ich dem 
Verfasser in seinen eigentümlichen Anschauungen über die Entstehung der 
rheingauischen Ministerialität (aus alten Reichsdienstmannen, freien Grund¬ 
eigentümern und Unfreien) zu folgen (p. 40 f.). 

Gegen Ende des 13. Jahrhunderts wurde der Rheingau durch Nieder¬ 
werfung und Entfernung des Rheingrafen endgültig ein Bestandteil des 

*) Abdruck der Urkunde in: Sauer, Nassauisches Urkundenbuch, 
p. 274. Vgl. Fabricius, Güterverzeichnisse der Rheingrafen, Trierisches Archiv, 
Erg.-H. 12, p. 6, Nr. 1 u. 2. 
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Mainzer Territoriums. Wenngleich er später in mehrere Ämter geteilt 
wurde, so behielt er doch seine landschaftliche Geschlossenheit und besass 
eine eigenartige freiheitliche Provinzialverfassung, die wir aus dem Weistum 
von 1324 kennen *). Die Bewohner des Rheingaus haben durch ihre jahr¬ 
hundertelange Zugehörigkeit zu Mainz alle Vorteile und Nachteile des geist¬ 
lichen Regiments reichlich ausgekostet. Die politische Geschichte des 
Landes seit dem 14. Jahrhundert hat im wesentlichen nur lokales Interesse. 
Allgemeinere Beachtung verdient die eigenartige Rolle, die der Rhein¬ 
gau während des Bauernkrieges spielte: dort machten nämlich der Klerus 
und der Adel mit den Bauern gegen den Landesherrn gemeinsame Sache 
und büssten ihr Vorgehen mit dem Verlust ihrer landständischen Rechte. 

Einen breiten Raum in der Darstellung nimmt mit Recht die Wirt¬ 
schaftsgeschichte des Rheingaus ein. Das vorzüglich erhaltene Archiv der 
Cisterzienserabtei Eberbach mit seinen reichen Urkunden- und Aktenschätzen 
bot dem Verfasser ein Quellenmaterial von ausgezeichnetem Werte, um das 
wirtschaitliche Lehen des Rheingaus seit dem 12. Jahrhundert in seiner ganzen 
Mannigfaltigkeit zu schildern 8 ). Im Vordergründe stand von jeher der 
Weinbau, der seit der Zeit Karls des Grossen nachweisbar ist: in ihm beruhte 
der Wohlstand der Landschaft. Der unerschöpfliche Reichtum des Bodens 
und die vorteilhafte Lage an der grossen Verkehrsader des Rheines sind 
die Ursache, dass der Rheingau die zahlreichen Heimsuchungen durch Kriege 
und Verwüstungen, die er im Laufe der Zeit zu erdulden hatte, gut über¬ 
stand und sich stets verhältnismässig schnell wieder erholte. 

Alles in allem genommen, stellt das Bach Richters eine erfreuliche 
Erscheinung dar. Der Verfasser hat die Aufgabe, die er sich gestellt hat, 
eine leichtverständliche Schilderung der Geschichte und Kultur einer kleinen 
deutschen Landschaft zu geben, auf das Beste gelost. Die äussere Aus¬ 
stattung des Buches mit seinen wertvollen Tafeln und Abbildungen, seinen 
hübschen Titelvignetten und seinem klaren und guten Druck bildet ein 
würdiges Gewand für dun vielseitigen und reichen Inhalt. 

Karl Bücher, Die Berufe der Stadt Frankfurt a. M. im Mit¬ 
telalter. (Abhandlungen der Philologisch-historischen Klasse der 
Königl. Sächs. Gesellschaft der Wissenschaften IUI. XXX nr. 111.) 
Leipzig, B. G. Teubner 1914. 143 S. — Angezeigt von Bruno 

Kuske in Köln. 

Durch Karl Bachers bisheriges hervorragendes Lehenswerk zieht sich 
zu einem grossen Teile die Beschäftigung mit den reichhaltigen Quellen des 
Frankfurter Archivs. Die nationalökonomische und die historische Wissen- 


*) Grimm, Weistiimer I 534. — Das von Bodmann überlieferte Rhein- 
gauische Landrecht ist von H. Meyer als Fälschung nachgewiesen (Zeitschr. 
d. Savignystiftung, Bd. 24 (1903) Germ. Abt. p. 309 ff.) und ist daher vom 
Verfasser mit Recht ausgeschaltet. 

s ) Vgl. auch die neue Arbeit von J. Sühn: Die Geschichte des wirt¬ 
schaftlichen Lehens der Abtei Eberbach im Rheingau 1914. 

W'estd. Zeitschr. f. Cesch. u. Kunst XXXII, IV. 30 
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schalt verdanken ihr ein Werk von so klassischer Bedeutung' wie die „Be¬ 
völkerung von Frankfurt“, und auch Köchers Anschauungen vom Wesen und 
der Bedeutung der Stadtwirtschaft sind stark von den dortigen Zuständen 
beeinflusst. In dem vorliegenden Werke benützt er wieder Frankfurter 
Stoffe, um von ihnen aus die Lösung eines der wichtigsten Probleme der 
Erforschung des älteren Wirtschaftslebens in einer methodisch ganz neuen 
Weise anzuregen. Es handelt sich um die Darstellung der Frankfurter 
Berufe in der namentlich bei einem Nationalökonomen ungewöhnlichen Form 
eines Wörterbuchs und Glossars, die uns aber bei dem Verfasser von „Arbeit 
und Rhythmus“ im Grunde nicht verwunderlich erscheinen kann. 

Es ist eine bekannte Tatsache, dass gerade das Abschreiten der 
Grenzgebiete zwischen den Wissenschaften, wenn es von der richtigen Per¬ 
sönlichkeit ausgeht, sehr fruchtbare Ergebnisse nach ganz verschiedenen 
Seiten hin liefern kann. Und das ist dem Verfasser ähnlich wie bei „Arbeit 
und Rhythmus“ auch mit dem vorliegenden Buche geglückt, wo er sich auf 
dem nationalökonomischen, wirtschaftshistorischen und philologischen Boden 
zugleich bewegt. 

Er hat aus einem grossen Teile des Frankfurter Archivs über 
1500 Berufshezeichnangen ermittelt, die eine ganz erstaunliche Fülle von 
wirtschaftlichen Erscheinungen enthüllen und manche unserer Anschauungen 
über die wirtschaftlichen Zustände der mittelalterlichen Städte wesentlich 
verändern oder mindestens verdeutlichen: Vor allem ist darnach die Auf¬ 
teilung mancher Gewerbe sowie des Kleinhandels in einzelne selbständige 
Berufe und Zweige viel weiter gediehen, als man bisher annahm. Der Verf. 
macht z. B. für die Verarbeitung des Metallcs allein 45 verschiedene Hand¬ 
werke namhaft, und es leuchtet ein, wenn er diese starke Gliederung aus 
dein Bestreben des Gewerbes erklärt, die Nachteile seiner damaligen geringen 
technischen Entwicklung besonders durch eine weitgehende Verselbständigung 
der einzelnen Fabrikationsziele in besonderen Betrieben zu umgehen und so 
seine gesamte Leistungsfähigkeit zu beiten. Aber auch die Arbeitszerlegunng. 
diese mehr der neuzeitlichen Wirtschaftsweise angehörende Form der Arbeits¬ 
teilung, war im mittelalterlichen Frankfurt teilweise schon weit ausgebildet, 
und zwar besonders im Wollbandwerk. Interessant ist ferner der Hinweis 
auf das merkwürdig blühende Altwerk jener Zeit, das gebrauchte Stoffe und 
Gegenstände immer wieder umarbeitet und verwendbar zu erhalten sucht. 
Auch an dieser Stelle hat Bücher wieder mit Sorgfalt die wirtschaftliche 
Tätigkeit der Frau verfolgt, für die er uns bereits früher seine bekannte 
allgemeine Untersuchung gab, die ebenfalls für immer grundlegend bleiben 
wird 1 ). Neben diese bedeutungsvollen nationalökonomischen Ergebnisse 
stellen sich auch recht beachtliche technologische: Es wird hier das bereits 
vou v. Loesch im 14. Jahrhundert für Köln festgestellte Spinnrad, das an¬ 
geblich erst im lli. Jahrhundert erfunden sein sollte, für Frankfurt bestätigt 
und damit wohl eine von den zahlreichen wirtschafte- und technisch-histo¬ 
rischen Legenden endgültig zerstört. Auch auf die ersten Spuren der 
deutschen Branntwein-, Papier- und Zuckerindustrie und des Buchdrucks 


') 2. Auflage, 1909, 
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fallen hier neue ergänzende Lichter. — Schliesslich ist die Untersuchung 
auch in sozialgeschichtlicher Hinsicht von Bedeutung, da sich Bücher be¬ 
müht, die Besetzung der einzelnen Berufe genau zu ermitteln. 

Der Verf. hat die seinem „Wörterbuch“ zu Grunde liegende gewaltige 
Arbeit fast ausschliesslich allein vollbringen müssen, und es konnte ihm 
natnrgemäss nicht möglich sein, das ganze Frankfurter Archiv abzusuchen 
und alle vorhandenen Quellen zu lesen, wodurch allein die Sicherheit einer 
lückenlosen Arbeit hätte gegeben werden können. Es hätte das auch die 
Kräfte des einzelnen Mannes überstiegen, zumal wenn er, wie es hier der 
Fall ist, auch noch andere grosse Lebensaufgaben hat. Daher musste sich 
Bücher mit einem vorläufigen Vorbild und einer Anregung für andere begnügen. 
Aber sicher ist dabei in Anbetracht des vorliegenden Ergebnisses seine An¬ 
nahme völlig berechtigt, dass er zu seinem Thema bis auf wenige Beste bei 
weitem das meiste getan hat. 

Bei den im Vergleich zum Ganzen geringen Lücken lassen sich die 
Erfahrungen des Verf. teilweise von den Kölner Quellenbeständen aus ergänzen, 
deren Sprachgebrauch trotz ihres zum grossen Teil niederdeutschen Ein¬ 
schlages dem der Frankfurter vielfach verwandt ist. Manche seiner Ver¬ 
mutungen über die Bedeutung von unklaren Berufsnamen kann mindestens 
zu voller Sicherheit bestätigt werden. Mancher der Frankfurter Begriffe, 
wie sie Bücher auf Grund seines Materials erläutert, weicht aber allerdings auch 
von der Bedeutung, die er in den Kölner Quellen hat, nicht unwesentlich 
ab. ln den folgenden Ausführungen möchte ich das, soweit es an dieser 
Stelle vorläufig angängig ist, an der Hand der Bücherschen Stoffanordnung 
des näheren illustrieren und zwar in den mich besonders angehenden Berufs- 
hezeichnungen von Handel und Gewerbe. 

Der Abenteurer ist nach Bücher in Frankfurt das gleiche wie der 
Gengeier, nämlich ein Wanderhändler. In Köln unterschied man hingegen 
beide offensichtlich in der Weise, dass jener ein Gross-, dieser ein Klein¬ 
händler war. Der Abenteurer war ein Kaufmann, der sein Gut im grossen 
von Ort zu Ort führte oder durch seinen Diener schickte und dafür einen 
Käufer suchte. Er sandte es also im Gegensatz zu dem sonst üblichen 
Brauche nicht au einen Kommissionär, an eine bestimmte Lagerstätte oder 
auf eine Messe. Er trieb damit Handel „up aventiurre“, wie der haudels- 
technische Ausdruck lautete, das hiess zugleich mit einem grösseren Risiko, 
namentlich was das Ziel betraf. Es steht z. B. auch „in eventuren“, ob 
jemand vielleicht zahlen wird oder nicht. Der Kaufmann gewinnt oder verliert, 
jenachdem „got ind die eventuyre“ es geben, sodass diese auch soviel 
wie Konjunktur bedeutete. IOs hatte so überhaupt der Begriff des mittel¬ 
alterlichen Abenteurers etwa den Inhalt des modernen Unternehmerbegriffes: 
PIr war dessen damaliger Vorläufer. Der Gengelcr hingegen war in Köln 
ein „kleiner“ Hausierer, der z. B. auch die Jahrmärkte mit seinen geringen 
Warenbeständen aufsuchte, was der Grosskaufmann nur selten und dann 
ganz nebenbei tat. — 

Der Besteder war in Frankfurt nur ein P'rachtVermittler für die 
Schifffahrt, während die gleiche Tätigkeit im P'uhrverkehr vom „Wene- 
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verdinger“ besorgt wurde. In Köln hingegen war der Bestätter auch 
und sogar vor allem Fuhrwerksvermittler, und er trat in der Schiffahrt mehr 
zurück. Eine Trennung der Berufe gab es hier überhaupt nicht. 

Der Bonettenmacher war, wie Bücher vermutet, wohl sicher mit 
dem Birretmacher identisch. Dieser Beruf muss teilweise recht entwickelt 
gewesen sein, da die Barette schon im Mittelalter eine zu vielen Dutzenden 
durch den westdeutschen Handel gehende Ware bildeten. 

Der Duchbereider dürfte wohl der Appretierer gewesen sein, den 
v. Loesch vielfach für Köln nach weist, was zugleich der vom Verf. besonders 
betonten Arbeitszerlegung im Wollgewerbe entsprechen würde. „Bereiten" 
hatte überhaupt in jener Zeit im Gewerbe auch den besonderen Sinn einer 
Nebenverrichtung im Dienste der Weiterverarbeitung. So erklärt sich auch 
der Lederreider, zu dessen Definition die Frankfurter Quellen versagen, 
als ein Handwerker, der fertiges Leder besonders zuricbtctc, der es hämmerte 
und Zuschnitt und dann an Gürtler oder Schuster verkaufte, ln Köln hatte 
er sich, wie aus v. Loeschs Zunfturkunden (II S. 314 ff.) hervorgeht, vom 
Schuster getrennt. Er diente dort augenscheinlich mehr den kapitalschwaclieu 
Vertretern des Lederfertighandwerks, die Sohlen, Oberleder oder Riemen 
immer nur stückweise einkaufen konnten. Man hat sich seine Stellung im 
Ledergewerbe etwa wie die des heutigen Schaft- oder Riemenfabrikanten 
oder des Lederkleinhändlers vorzustellen. Seine Verrichtung galt in Köln 
auch anscheinend immer nur als Ausnahme und fiir die echten Schuster al> 
überflüssiges Gewerbe, gegen dessen völlige verfassungsmässige Trennung in 
einer besonderen Zunft sie ankämpften. 

Der Vorkäufer war in Frankfurt der Zwischenhändler. In Köln 
konnte er ausser dieser legalen auch eine anrüchige Bedeutung haben, 
nämlich die eines Mannes, der sich gegen die Vor- und Meinkaufsverbote 
verging. 

Der E leseheil hauw er dürfte m. E. nichts mit der Herstellung von 
Flaschen zu tun gehabt haben, da diese Gefässe damals fast nur aus Zimi 
waren und gegossen wurden. Dürfte es sich nicht vielmehr bei dem Manne, 
der im Gegensatz zu den Fleschnern nur einmal vorkommt, um einen Fleisch¬ 
hauer handeln? 

Die Giseier waren wohl kaum Geisselinacher, deren Gewerbe jeden¬ 
falls auch der ganzen Bedarfsgestaltung nach nicht so bedeutend gewesen 
sein kann, dass es hinter dem Namen der Frankfurter Giseiergasse stand. 
Ich vermute vielmehr, dass es sicli hier um die Viehtreiber handelt, wofür 
auch ihre Häufigkeit in Frankfurt spricht. In Köln war dieser Beruf unter 
dem Namen Stahier oder Stöcker ebenfalls nicht unbedeutend, ln Ost- und 
Mitteldeutschland hiesseu sie überhaupt Geissler, und noch heute hat sich 
dort diese Bezeichnung häufig als Familienname erhalten. 

Der hamenmecher machte wohl keine Angelhaken. So hiess in 
Norddeutschland vielmehr der Kumtmacher, — Büchers kumnieder. Sein 
einmaliges Vorkommen in den Frankfurter Archivalien bezog sich ja auch 
auf den Kaufmann Gobel Hamenmecher aus Köln, der sich hier auch sonst 
nachweiscn lasst. In Köln führten die Kumtmacher, die in der Stadt ziemlich 
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häutig waren, ebenfalls nur jenen Namen, der auch jetzt noch von zahl¬ 
reichen nordwestdeutschen Familien (Hammacber) getragen wird. 

Der hu der (d. i. Hüter), dessen Bedeutung für Frankfurt unklar 
bleibt, war im Kölner Weinhandel eine sehr verbreitete und wichtige Person. 
Er war meist ein ehemaliger Böttcher, der im Dienste eines Weinhändlers 
stand und dessen Sendungen behütete. Er begleitete sie durchs Land, 
bewachte sie gegen Diebstähle, Frost und Hitze, und pHegte den Wein auch 
sonst fortwährend, eine Tätigkeit, die bei den Transport- und Lagerverhält¬ 
nissen der älteren Zeit wohl unentbehrlich war. 

Ob der canteier ein Kannengiesser war, möchte ich mit dem Verf. 
bezweifeln. Vielleicht kann es sich um einen Kerzenmacher (von „candela“) 
handeln ? 

Der karbolerer scheint nach dem zitierten Inhalt seines Dienst¬ 
eides mit einem Unterkäufer identisch gewesen zu sein. 

Den kesteler würde ich nicht unbedingt sicher mit dem Kisten(ver- 
ständlicher eigentlich: „Truhen“-)macher gleich setzen, ln Köln bezeich- 
nete man mit Küstern auch Händler, die ihre Waren auf dem Markte 
von Kisten aus verkauften (vgl. H. Keusscn, Topographie l S. 115*). Mindestens 
war wohl aber der Frankfurter „kesteler“ nicht derselbe Berufsangehörige 
wie die auffallend häutigen jüdischen „Kistenmacher“, die anscheinend nur 
Särge für rechtgläubige Volksgenossen bauten 

Die vermittelnde Tätigkeit der Kleiderhöckerinncn (in Köln: 
Keufferse) kann von Köln aus bestätigt werden. Hier waren sie namentlich 
auch vereidete Taxatorinnen in allen Prozessangelegenheiten und gerichtliche 
Sachverständige. Sie versteigerten Pfänder im Aufträge Privater oder 
von Behörden, sowie Nachlässe zum Zwecke von Erbteilungen. 

Die Vermutung, dass der k ludern an ein Wollwieger war, der mit 
der Kludwage von Haus zu Haus ging und die Wollmengen zum Zwecke der 
Besteuerung feststellte, lässt sich ebenfalls mit klaren Kölner Quellen stützen, 
obwohl der Wollwieger hier jenen Namen nicht batte. 

Der Ausdruck Kranwender kommt in Köln nicht vor. Hier scheint 
die eigentliche Kranenarbcit aber mit Radtretern. Kettenknechten und 
Kranenarbcitern gegliederter als in Frankfurt gewesen zu sein. 

Der Kruder, hier der Gemüsehändler, — trat in Köln als Gcwiirz- 
händler auf („krud“ — Gewürz); während jener hier musmenger genannt 
wurde. 

Der Lederschmierer war wohl eine Zwischenhand ähnlich wie der 
Lederreider und arbeitete vielleicht z. B. dein Riemer vor, indem er das 
Leder mit Tran oder Fett behandelte. 

Der Medeling — in Frankfurt die deutsche Form für vicarius — 
war in Köln ein Tagelöhner. 

Rokocli ist, wie Bücher schon vermutet, tatsächlich im vorliegenden 
Zusammenhänge ein Familienname; denn der hier genannte Mann war ein 
damals mehrfach erwähnter Kölner Kaufmann. Sein Name kann m. E. auch 
aus einem Spitznamen entstanden sein, da er eigentlich doch einen Wider¬ 
spruch enthält (Gegensatz: „Garkoch!“). 
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Die von Bücher erwähnten Unser waren wohl nicht alle Russbrenner. 
sondern z. T. Althändler (Ruyscher); für diese Annahme würde auch die 
grosse Zahl Frauen sprechen. Der Althandel war zu einem sehr bedeuten¬ 
den Teil Frauenberuf. 

Die Bedeutung des Sal mensnyders bestätigen die Kölner Quellen 
im Sinne der Bücherschen Vermutung. Es handelt sich um eine besondere 
Art von Fischmengern, die den grossen Fisch auf besonderen Salmenbänken 
stückweise verkauften. 

Der Schiefersteinmesser war in Köln (hier Leyenmesser) nicht nur 
tätig, wenn die Stadt Schiefer kaufte, sondern mass den Stein meist, sobald 
damit im grossen gehandelt wurde und zwar namentlich auch für die Be¬ 
steuerung, 

Der Steinstösser — in Köln „Mühlenstösser“ — war wie hier viel¬ 
leicht ein Vagabund und kein Akrobat, der Ulselmachcr vielleicht ein 
Talg-(„Unselt“-)kerzenmacher. 

Die Vermutung Bäckers, dass dem Begriff Unterkäufer wohl auch 
die allgemeine Bedeutung des Zwischenhändlers unterlegt werden könne, 
lässt sich von Köln aus sichern. Damit wird aber auch die sonst auffällige 
und einzig dastehende angebliche Beteiligung der Frauen am Frankfurter 
Maklergewerbe hinfällig. So erklärt es sieb auch, dass bei vielen Nennungen 
von Unterkäufern die besondere Erwähnung des Maklerzweiges fehlt. Es 
handelt sich dann eben oft um eine Anwendung des Begriffes im allgemeinen 
Sinne. 

Die Wächtcrinnen an den Frankfurter Toren dürften weniger solche 
zu Sicherbeitszwecken gewesen sein. Sie waren wohl wie in Köln, wo im 
15, Jahrhundert ebenfalls alle Tore mit Frauen besetzt waren, Zoll- 
einneh nierinnen. 

Die wirkerssen waren wenigstens in Köln Heimarbeiterinnen in der 

Seidenindustrie. 

Die Wirte, die Bücher für Frankfurt nur als Gastwirte nachweist, 
dürften wohl auch hier zugleich Kommissionäre der fremden Kaufleute 
gewesen sein. In Köln hatte das Wort im Handelsverkehr sogar vorwiegend 
diesen Sinn, und Kommissionshandel wurde hier im Mittelalter mit Handel 
„in Wirtsweise“ bezeichnet. Es lassen sich übrigens aus den Kölner 
Quellen auch Wirte in Frankfurt nackweisen, die den Kölner Kaufleuten in 
dieser Form dienten. — Vielleicht erklärt sich aber die Schweigsamkeit des 
Frankfurter Materials über diese Seite der Wirtstätigkeit daraus, dass 
Frankfurt mit seinem nur periodischen Messverkehr überhaupt kein sehr 
entwickelter Platz für einen ständig sieb vollziehenden Warenumschlag war 
wie Köln, die eigentliche grosse Handelsstadt, der hierin auch noch der 
Stapel zu Hilfe kam, der jener Stadt fehlte. 

Im ganzen genommen gibt Bücliers Werk tatsächlich mit grossem 
Erfolge einen neuen Weg an, auf dem man der Erkenntnis des städtischen 
Wirtschaftslebens früherer Zeiten näher kommt. Allerdings gehört dazu 
ein ganz gewaltiger Arbeitsaufwand, der besonders bei quellenreichen Archiven, 
— und diese sind ja eigentlich die unerlässliche Voraussetzung solcher Unter¬ 
suchungen, — nur mit einem ganzen Stab von Mitarbeitern restlos bewältigt 
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werden kann. In Anbetracht dieses Umstandes aber zwingt uns die Leistung 
des Verfassers, des einzelnen Mannes, zu einer ganz besonderen, und zwar 
nicht nur wissenschaftlichen, sondern auch menschlichen Anerkennung. 

N. W. Posthumus: Dt* geschiedenis van de Leidsche 
lakenindustrie. I. Do Middeleeuwen. (Veertiende tot zestiende 
eeuw) 's Gravenhage. Martinus Nijhoff. 1908. 452 Seiten. — 

Angezeigt von Otto Oppermann in Utrecht. 

Dieses Buch bedeutet eine ausserordentlich wertvolle Bereicherung 
der wirtschaftsgescbicbtlichen Literatur. Es bietet weit mehr als der Titel 
verspricht. Der Verfasser hat sich nicht auf Leiden beschränkt, sondern 
das Wollgewerbe der gesamten nördlichen Niederlandein den Bereichseiner 
Darstellung gezogen. Er hat auch nicht nur Industrie- und Handelsgeschichte 
geschrieben; das umfangreichste Kapitel des Buches (S. 269—3(12) ist sozial¬ 
geschichtlichen Darlegungen gewidmet, und ein letztes Kapitel (S. 368—408) 
enthält produktions- und bevölkerungsstatistische Zusammenstellungen. 

Wir versuchen, uns die verschiedenen Perioden der Gewerbegeschichte, 
die in P.s Buch an uns vorüberziehen, deutlich zu machen. 

Im 13. Jahrhundert wird das Tuchgewerbe in den nördlichen Nieder¬ 
landen von den Gewandschneidern beherrscht, die zuerst 1201 in Dordrecht, 
dann 1249 in den Satzungen der Kaufmannsgilde von Deventer und 1271 
in denen der Middelburger Kaufmannsgilde auftauchen. Der Gewandscbneider 
macht sich die Produktion dadurch dienstbar, dass er den Tuchweber vom 
Kleinverkauf ausschliesst; für unverschnittenes Tuch bleibt dann als Abnehmer 
nur der Wiederverkäufer, eben der Gewandschneider. Dieser huldigt also 
einer ausgesprochen protektionistischen Wirtschaftspolitik. 

Er wird aber im Laufe des 14. Jahrhunderts durch den Vertreter 
eines neuen gewerbepolitischen Systems zurückgedrängt, das bald gleichfalls 
in protektionistische Bahnen einlenkte, durch den Drapenier. Erst in dieser 
Periode begegnen wir dem Leidener Tuchgewerbe; es lässt sich nicht über den 
Anfang des 14. Jahrhunderts zurückverfolgen. Die erste Spur ist, dass 1316 
die Vollersgracht (der Walkergraben) erwähnt wird. 1351 hat dann die 
Stadt ein gräfliches Privileg erworben, dass niemand im Umkreis von drei 
Meilen um die Stadt Tuch appretieren dürfe. Diese Gewerbepolitik begegnet 
aber schon ein halbes Jahrhundert früher in Zeeland: im Februar 1305 
hatte Graf Wilhelm III. angeordnet, dass in Zeeland Beoosterschelde ausser¬ 
halb der Stadt Zierikzee kein Färber, Weber, Walker oder Tuchscherer sein 
Gewerbe solle ausüben dürfen. Zur Zeit des Leidener Privilegs zeigt sich 
der gewerbliche Protektionismus in Zeeland schon kräftig entwickelt: Mid¬ 
delburg hat 1351 für ganz Walcberen das Verbot von Webstühlen, Walker¬ 
werkstätten, und Scherbänken durchgesetzt, und 1355 werden von diesem 
Verbot Westcapelle, Dornburg, Vlissingen, Vere und andere Städte auf 
Walcheren, die Freiheit haben, ausgenommen. Das Monopol des Tuch¬ 
gewerbebetriebes gehört also zum Inhalt der städtischen Freiheit. 

Wo ist nun der Ursprung dieses wirtschaftspolitischen Systems zu 
suchen, dessen ausgesprochen protektionistische Eigenart Posthumus allent- 
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halben eingehend gewürdigt hat? P. glaubt auf diese Frage keine Antwort 
geben zu können, und hält insbesondere den Handrischen Ursprung der 
Leidener Tuchindustrie für unbewiesen. Zweifellos mit Recht; aber es 
kommt weniger darauf an, woher die Leidener Tuchindustrie, als darauf, 
woher die von Zieriksee stammt. Denn die weitgehende Arbeitsteilung, die 
P. (S. 399 ff.) an der Hand einer Berufsstatistik von 1498 für Leiden nach¬ 
weist, ist doch im Keime auch schon in dem Privileg für Zierikzee von 1305 
zu erkennen; schon hier beruht das Tuchgewerbe durchaus auf der Arbeits¬ 
teilung, mochten die andern Gewerbe, über die wir keine Überlieferung: 
haben, sich immerhin im Zustande der Berufsteilnng befinden, die Bücher 
als Kennzeichen der mittelalterlichen Stadtwirtschaft angesehen wissen will. 
Die protektionistische Wirtschaftspolitik, die das Privileg von 1305 durch¬ 
zuführen sucht, steht mit der Arbeitsteilung, die das hochentwickelte Tuch¬ 
gewerbe erfordert, offenbar in innerem Zusammenhang; es sind zwei ver¬ 
schiedene Äusserungen desselben Systems. 

Es bleibt eine reizvolle Aufgabe künftiger wirtschaftsgeschichtlicher 
Forschung, dom Ursprung dieses Systems nachzugehen. In Leiden ist es 
jedenfalls in engem Anschluss an die örtliche landesherrliche Verwaltung, 
deren Chef der Burggraf ist, ausgebildet worden. Ihm steht, wie wir aus 
einer Urkunde von 1333 erfahren (P. S, 39), die Abgabe zu, welche die 
Gewandschneider von ihren Verkaufsständen entrichten. Und wie stark 
die landesherrliche Verwaltung noch um 1400 an der städtischen Gewerbe¬ 
politik beteiligt ist, zeigt eine Verordnung aus dem Keurbuch von 1406. 
Danach darf niemand in Calais, von wo die englische Wolle bezogen 
wurde, mehr leihen als 10 Nobel auf je 100 Nobel bei einer Busse von 25 ff, 
die zur Hälfte dem Landesherrn, zu einem Viertel dem Burggrafen und nur 
zu einem Viertel der Stadt zufällt 1 ). 

Diese Keure befasst sich bereits mit der Rohstoff-Einfuhr aus Calais, 
wo sich seit 1346 der Stapelplatz für die von englischen Kaufleuten nach 
dem Festland eingeführte Wolle befand. Seit dem Ende des 14. Jahrhunderts 
hat sich das Leidener Tuchgewerbe mehr und mehr auf die Verarbeitung 
englischer Wolle verlegt, und seit 1421 haben sich infolgedessen feste, ver- 
tragsmässig geregelte Handelsbeziehungen zwischen Leiden und Calais heraus¬ 
gebildet. Erst dadurch hat sich das Leidener Tuchgewerbe zu einzigartiger 
Bedeutung entwickelt, und um Calais dreht sich im Grunde die ganze 
Leidener Wirtschaftspolitik bis in die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts. 

Die Leidener Drapeniers suchen ihrer Stadt das Monopol der Ver¬ 
arbeitung der in Calais gekauften Rohstoffe zu sichern; sie suchen durch¬ 
zusetzen, dass alles was an Wolle und Fellen aus Calais nach Leiden ge¬ 
bracht wird, hier auch verarbeitet werden muss. Nur zeitweise gewinnt 

*) Man findet diese Keure in den gleichfalls von P. herausgegebenen 
Bronnen tot de geschiedenis van de Leidsche textielnijverheid I (1910) S. 46 
Nr. 4 § 2. Sie muss etwas älter sein als das Keurbuch selbst, in dem 
(S. 48 Nr. 11) unter dem Datum 1406 die gleiche Keure nochmals einge¬ 
tragen ist, ohne dass der landesherrliche und der burggräfliche Anteil au 
den Bussen erwähnt werden. 
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eine mehr freihändlerisch gesinnte Gruppe die Oberhand. Auf ihr Betreiben 
ist 1465 der Handel mit Wolle und Fellen, die in Calais oder anderswo 
eingekauft waren, freigegeben worden; nur sollte, wer selbst in Calais ein¬ 
kaufte, mindestens 6 „coop“ Wolle von seinem Einkauf seihst verarbeiten. 
Es sind die reicheren Drapeniers, die diese Durchbrechung des gewerbe- 
politischen Zwanges durchsetzen; für sie ist der Wollhandel gewinnbringen¬ 
der wie die Tuchproduktion Aber schon 1468 kehrt man zu dem protek¬ 
tionistischen System zurück; man gedenkt dadurch die Reicheren, die des 
Handels wegen der Industrie den Rücken gekehrt haben, wieder zu dieser 
zuriickzuführen, damit sie wieder zu ihrer früheren Blüte komme (8. HO). 

P. bezeichnet (S. 194) die Jahre 1450—1471 als die besten der Lei¬ 
dener Draperie, leider ohne dies Urteil zablenmässig zu belegen. Die Tabelle 
der Leidener Tucherzeugung, die S. 370 f. gegeben wird, springt von 1400 
auf 1470 und bietet erst von da ab eine zusammenhängende Zahlenreihe. 
Ein erster Höhepunkt wird 1502 und 1503 mit 28 000 und 27500 Stück 
erreicht, ein zweiter 1521 mit fast 29000 Stück; in der Zwischenzeit und 
dann noch bis 1530 hält sich die Produktion auf über 20000 Stück jährlich; 
dann aber beginnt ein unaufhaltsamer Niedergang, der in 40 Jahren zum 
völligen Verfall führt; 1573 beträgt die Jahresproduktion 1086 Stück! 

Zuin richtigen Verständnis dieser Zahlen gelangt man aber erst, wenn 
man die Verträge mit den Stapelkaufleuten von Calais studiert. Nachdem 
seit etwa 1480 die Lieferung von Rohstoffen auf Kredit zugestanden, das 
im Keurbuch von 1406 ausgesprochene Verbot also fallen gelassen worden 
ist, wächst in 10 Jahren die Schuldenlast der Leidener Fabrikanten so an, 
dass sie sich in drückender finanzieller Abhängigkeit von dem Stapel zu 
Calais befinden. Noch 1497 betragt ihre Schuld 8100 Pfd. Sterling; erst 
1505 ist sie völlig abbezahlt worden. Die günstige Wendung ist durch den 
englisch-burgundischen Handelsvertrag von 1496, den Magnus intercursus, 
herbeigeführt worden; aber man wird behaupten dürfen, dass es ohne die 
Freigabe des Rohstoff-Kredites zu dieser Krafranstrengung des Leidener 
Gewerbes nicht gekommen wäre. Der zweite Höhepunkt der Tucherzeugung, 
der von 1521, fällt kurz vor eine mehrjährige Unterbrechung des Handels 
mit Calais, während deren die Wolle von spanischen Kaufleuten in Brügge 
bezogen wird. Doch hat sich die Leidener Draperie auch in diesen Jahren 
nicht völlig von dem Stapel zu Calais freigemacbt, und 1636 ist ein neuer 
Vertrag mit ihm zustande gekommen, durch den man sich in Leiden wieder 
verpflichtete, nur englische Stapelwolle zu verarbeiten. Erst die Eroberung 
von Calais durch die Franzosen im Jahre 1558 hat den Beziehungen zwischen 
beiden Städten ein Ende gemacht; dass damit auch das Ende der Leidener 
Draperie gekommen war, ergibt sich aus den oben mitgeteilten Zahlen. 

Die Einwohnerzahl Leidens berechnet P. für 1498 auf ungefähr 12 OOO. 
(S. 373). 

In welchem Masse die Tuchindustrie zur Vermogensbildung beige¬ 
tragen hat, zeigt eine Berechnung des Gesamtvermögens der Bürgerschaft 
für verschiedene Jahre (S. 38411'.). 1344 steht Leiden mit einer Summe von 7500 ff 
noch weit hinter Orten wie Zoeterwoude (12 380 ff), Zoetermeer und Zeg- 
waard (zusammen 29580 ff), Hazerswoude (34 350 ff) zurück, hat also ein 
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spezifisch städtisches Wirtschaftsielten Dicht aufzuweisen. Mit der Entwick¬ 
lung der Tuchindustrie steigt aber das Leidener Gesamtvermögen auf 
47000 ff im J. 1392, auf 72 260 ff im J. 1413, auf 1204605 ff im J. 1498. 
Die grossen Vermögen sind ganz überwiegend in den Händen der Drapeniers; 
von den Bürgern mit 1000 ff oder mehr Vermögen sind 1498 : 50,4% Dra¬ 
peniers; die 11 Vermögen von 5000 Pfund oder mehr verteilen sich auf 
7 Drapeniers, je einen Brauer und Kaufmann und zwei Färber. 

Durch das Vorstehende ist der reiche Inhalt des Buches noch nicht 
annähernd wiedergegeben. Doch mag hier nur noch auf einige Ergebnisse 
von allgemeinerer Bedeutung hingewiesen werden. Einmal bietet die 
Geschichte der Leidener Tuchindustrie ein besonders lehrreiches Beispiel 
für den grossen Gegensatz, der die Wirtschaftspolitik des Mittelalters be¬ 
herrscht, für den Kampf zwischen einem Protektionismus, der in der syste¬ 
matischen Begünstigung eines örtlichen Verwaltungsbereiches auf Kosten 
der umliegenden Gebiete und des Durchgangsverkehrs besteht, und frei¬ 
händlerischen Tendenzen, die diese protektionistischen Hemmungen zu 
durchbrechen suchen. Es ist der Kampf der vom gewerblichen Mittelstand 
beherrschten Stadtpolitik gegen die Handelspolitik kapitalkräftiger Kaufleute, 
die an der aufstrebenden staatlichen Macht vielfach einen politischen Rück¬ 
halt finden. Wir lernen aus P.s Buch aber auch: erst indem ein starker 
Strom kaufmännischen Kapitals, vielfach durch wirtschaftspolitische Zwangs- 
massregeln, in das Leidener Gewerbe geleitet wird, wächst die Stadt über die 
Bedeutung eines durchschnittlichen mittelalterlichen Wirtschaftszentrums w eit 
hinaus. Und endlich bietet die Geschichte der Leidener Tuchindustrie 
einen neuen Beweis für die in den letzten Jahren vielfach erörterte Erschei¬ 
nung, dass der wirtschaftliche Aufschwung der nördlichen Niederlande, der 
ihren Aufstieg zur Grossmacht vorbereitet hat, schon in die zweite Hälfte 
des 15. und den Beginn des 16. Jahrhunderts fällt. 

Ernst Landsberg, die Gutachten der Rheinischen Immediat- 
Justiz-Kommission und der Kampf um die Rheinische 
Rechts- und Gerichtsverfassung 1814—1819. Bonn, Hon¬ 
steins Verlag, 1914. (Publikationen der Gesellschaft für Rheinische 
Geschichtskunde XXXI.) — Angezeigt von Max Bär. 

Das Buch enthält in seinem 373 Seiten umfassenden Hauptteile den 
Abdruck der Gutachten der Rheinischen Immediat-Justizkommission und 
sehr dankenswerterweise einige weitere Aktenstücke, die für den Abschluss 
der Vorgänge, die zur Beibehaltung des französischen Rechtes in der Rhein¬ 
provinz geführt haben, von Bedeutung gewesen sind Dem Abdruck der 
Aktenstücke hat der Verfasser eine 130 Seiten lange Einleitung vorausge¬ 
schickt, die in knapper, lesbarer Form die Quellen nicht nur erläutert, 
sondern ein greifbar deutliches Bild der Personen und der Handlungen 
bietet, die in jener für das rheinische Rechtsleben bedeutungsvollen Zeit 
wirksam gewesen sind. So knapp und umsichtig ist die Einleitung, dass 
sie ohne Zweifel nicht nur von Rechtshistorikern und von Juristen, die sich 
für die Geschichte des rheinischen Rechtes interessieren, gelesen werden 
wird, sondern auch von gebildeten Laien gelesen zu werden verdient. 
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Die Einleitung beleuchtet den Weg, den man damals gegangen ist, 
von der anfangs und eigentlich bis zuletzt beabsichtigten Einführung des 
preussischen Landrecbtes in der neuen Provinz durch den Justizrninister von 
Kircheisen bis zu der durch die Kabinettsorder vom 20. Juni 1810 erfolgten 
Einsetzung der Immediatjustizkommission. Sie sollte zuvor die Schwierig¬ 
keiten und die Verhältnisse prüfen, Erhebungen anstellen und Gutachten 
erstatten, damit man an die Einführung des preussischen Rechtes mit der 
nötigen Vorsicht und Umsicht herangeben könne. Wie dann diese Kom¬ 
mission in ihren Arbeiten dazu gelangt ist, immer mehr unter die Herrschaft 
der französischen Rechtsgedanken zu geraten und in ihren Gutachten dem 
rheinischen Rechte fast überall den Vorzug zu geben, ist ungemein an¬ 
ziehend zu lesen, anziehender noch die Art, wie schliesslich durch das ge¬ 
wandte Eingreifen Daniels’ die vorläufige und damit in Wirklichkeit dau¬ 
ernde Beibehaltung des rheinischen Rechtes erreicht worden ist. 

Dem Verfasser ist es gelungen, nicht nur diesen Werdegang klar zu 
zeichnen, auch die handelnden Personen weiss er persönlich und greifbar 
heraus zu arbeiten. Man fühlt, dass er ganz aus dem Vollen schöpft, und 
dass er viel mehr für seine Kenntnis der damaligen Verhältnisse aus einem 
umfassenden Aktenstudium berausgeholt hat, als er für den vorliegenden 
Zweck bieten zu sollen glaubt. Viele Andeutungen, die er in den An¬ 
merkungen gibt, erregen das Bedauern, dass er sie in den Rahmen seiner 
Aufgabe einzwängen musste und nicht ausführlich mitteilen konnte. 

Zu den interessantesten Teilen seiner Einleitung gehört die Dar¬ 
stellung, die er von der Entstehung der Kabinettsorder und der Instruktion 
für die Immediatjustizkommission gibt. Dass er übrigens diese Instruktion 
nicht im Abdruck seinen Quellen vorausgeschickt hat, ist sehr zu bedauern. 
Er hat sie in der Zeitschrift für Politik, Bd. 6 Heft 1 S. 171 ff. kurz vor¬ 
her veröffentlicht; besser hätte sie ihren Platz in der vorliegenden Ver¬ 
öffentlichung gefunden, wo ihr Fehlen für jeden Leser als eine fühlbare 
Lücke empfunden werden wird. 

Die Einsetzung der Immediatjustizkommission erfolgte auf Veran¬ 
lassung des Staatskanzlers Fürsten von Hardenberg. Die treibende Kraft 
dabei war nach des Verfassers Untersuchungen Eichhorn. Die Kabinetts¬ 
order, die die Einsetzung der Kommission beföhlen hat, nennt im Eingänge 
als unmittelbare Veranlassung die Berichte der beiden rheinischen Ober¬ 
präsidenten über die Zustände des Justizwesens. Der Verfasser bedauert 
nun lebhaft, dass es ihm nicht gelungen sei, diese für die plötzlich ein¬ 
tretende Schwenkung in der Behandlung der Frage wichtigen Berichte in 
den Akten der Archive zu ermitteln. Ich freue mich, ihm nachträglich 
wenigstens den einen der Berichte nachweisen zu können. Es ist ein Be¬ 
richt des Oberpräsidenten Grafen von Solms-Laubach an die Minister der 
Finanzen und des Innern vom 31. Mai 1810. Landsberg konnte diesen Be¬ 
richt nicht finden, weil er naturgemäss vornehmlich die auf das Justizwesen 
bezüglichen Akten durchgearbeitet hat. Der Bericht aber findet sich in den 
Akten des Staatskanzleramtes betreffend die Organisation der Behörden, be¬ 
sonders der Regierungen, und zwar im Geheimen Staatsarchiv in Berlin, 
Rep. 74 H. II Nr. 0 vol. II. Der Oberpräsident verbreitet sich in diesem 
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Berichte über die Erfahrungen, die die am 22. April 181.fi eingerichteten 
Regierungen in nunmehr vierwöchiger Tätigkeit gemacht haben. Er stellt 
dar, dass die Regierangen überall durch die Tatsache gebindert würden, 
dass sie in einem noch ganz französisch organisierten Lande nach preus- 
sischem Geschäftsgänge verwalten sollten. Er belegt das init Beispielen und 
gelangt zu der zwingenden Forderung, dass die baldige Organisation der 
Justiz unumgänglich nötig sei. „Vorher können die rheinischen Regierungen 
nicht gleichförmig instruiert, kann kein Ressortverhältnis festgesetzt, keine 
Einheit in die Verwaltung gebracht werden.“ Es sei deshalb nötig, dass 
die Vollendung der Justizorganisation durch eine transitorische Gesetzgebung 
schnell vorbereitet und der Tag bestimmt werde, wo Preussen aut hören 
werden, nach französischen Gesetzen in französischen Formen in peinlichen, 
bürgerlichen und polizeilichen Händeln gerichtet zu werden und dass sieb 
die Abschaffung der noch bestehenden französischen Verfassung auf alle 
Verwaltungszweige erstrecke, welche jetzt schon eine Abänderung erleiden 
könnten. Ich zweifle nicht, dass dies einer der Berichte ist, auf den die 
Kabinettsorder vom 2 ). Juni 1816 Bezug nimmt, denn sie beginnt mit den 
Worten: „Hie Berichte der Oberpräsidenten von Ingersleben und besonders 
des Grafen von Solms-Laubach über den Zustand des Justizwesens in 
den Rheinprovin/en und das gegenwärtige Verhältnis der neuen Ver¬ 
waltungsbehörden zu den Justizstellen haben meine ganze Aufmerk¬ 
samkeit erregt“. Es ist zu vermuten, dass die Akten, in denen ich den 
Bericht des einen Oberpräsidenten gefunden und inhaltlich ausgezogen habe, 
auch den von mir nicht ausgeschriebenen Bericht des andern Oberpräsidenten 
enthalten werden. Durch den Bericht des Grafen Solms wird es übrigens 
klar, dass er von Hardenberg und von Eichhorn lediglich als Anlass zu 
ihrer Schwenkung benutzt worden ist. Denn die wirkliche und wörtliche 
Erfüllung der Forderungen des Berichtes würde ja recht eigentlich die so¬ 
fortige Einführung des preussischen Rechtes, wie sie der Justizminister von 
Kircheisen anstrebte, zur Folge gehabt haben müssen. 

In der oben erwähnten Kabinettsorder findet sich der berühmt ge¬ 
wordene Satz: „Ich will, dass das Gute überall, wo es sich findet, benutzt 
und das Rechte anerkannt werde.“ Aus dem Umstande, dass das Wort in 
zwei gleichzeitigen Entwürfen von Eichhorn und von v. Diederichs sich 
findet, schliesst Landsberg <S. XLIV), dass es von Hardenberg stamme. Das 
mag wohl richtig sein. Ich glaube aber zu dieser Annahme doch bemerken 
zu mussen, dass sich bei Neigebaur — den Landsberg übrigens immer 
Neigebauer nennt — in dessen Darstellung der provisorischen Verwaltungen 
am Rhein S. 21fi folgender Satz findet: „Dass man das Gute sich aneiguen 
wollte, darüber hatte sich am 30. Juli 1812 die Preussische Regierung in 
einem wichtigen Gesetze hinreichend ausgesprochen.“ Ich weiss zwar nicht, 
auf welches Gesetz Neigebaur damit abzielt. Ist seine Angabe aber irgend¬ 
wie zutretfend, so muss man die Redewendung doch wohl als älter ansprechen. 

Die Veröffentlichungen der Gesellschaft für Rheinische Geschichts¬ 
kunde haben sich bisher durch eine sehr vornehme Ausstattung ausgezeich¬ 
net. Im vorliegenden Falle lässt der Druck, namentlich der der Anmerkungen, 
sehr zu wünschen übrig. 


Digitized by Google 


Original from 

'“ PRINCETON UNIVERSITY 




485 


Anzeigen und Mitteilungen. 


Louis Bonnard, La Navigation 
int^rieure de la Gaule ä 
l’epoque pallo-ro maine. Paris. 
Picard 1913. ;2li7 S. 8°) 5 Fr. 

Der dem Kundigen aus einer im 
Jahre 1908 erschienenen Gaule ther¬ 
male bekannte Verfasser, der sich in 
der Widmung an Camille Jullian mit 
einiger Uehertreilrnng als mödeste 
ouvrier bezeichnet, hat mit diesem 
neuen Büchlein einen guten Wurf 
getan. Ohne sich in einem Vorwort 
über die Entstehung und die Er¬ 
reichung des ihm vorschwebenden 
Zieles zu äussern, gibt der Verfasser 
im ersten Kapitel eine Uebersicbt 
über das Flussnetz des Landes, bei 
der man eine Karte vermisst. Beim 
zweiten dem Binnenhandel gewid¬ 
meten Abschnitt wiederholt sich der¬ 
selbe Uebelstand. Wie geographische 
Skizzen in Kartenfnrm solche IJeber- 
sichten zu beleben vermögen zeigt 
vortrefflich der Artikel Mercatura in 
Dererabergs 1 ’ictionnaire. Der dritte 
Abschnitt behandelt die Flussläufe 
in religiöser und juristischer Bezie¬ 
hung. Von besonderem Wert ist hier 
die Zusammenstellung der den Fluss¬ 
göttern gewidmeten Inschriften, die 
aber mit epigraphischer Präzision 
vorgeführt werden. Warum gibt der 
Verfasser nicht wie Dessau diese Texte 
in übersichtlicher Umschreibung in 
kurrenter Schrift? Eine Uebersetzung 
daneben würde ihm auch niemand 
verargen. Im längsten Kapitel werden 
dann die IlanptHiisse mit Beibringung 
eines imponierenden Materials be¬ 
sonders behandelt; darunter z. B. 
Rhone, Saune, Garonne, Seine. Marne, 
Loire und Maas; auch Mosel und 
Rhein durfte ein braver Franzose 
nicht vergessen. Das fünfte Kapitel 
ist dem Wasserbau gewidmet und 
behandelt in zwei Abteilungen die 
Korrektionen nebst Kanälen und 
die Flusshäfen. Fis versteht sich, 
dass in diesem Kapitel auch das 
Urossartigste Kanalprojekt des Alter¬ 
tums zur Sprache kommt, nämlich 
die Verbindung von Saöne und Mosel, 
von der Tacitus unter dem Jahre 58 
n Chr. meldet. Tacitus erzählt, der 
neue Wasserweg sei nötig gewesen, 
damit die copiae bequemer vom Mit¬ 


telmeer an die Kordsee gelangen 
können. Hier lasst unser Autor copiae 
im Sinne von Truppen und verdirbt 
so die ganz«* Stelle. Tacitus berii h- 
tet, die Ausführung sei unterblieben 
wegen der Eifersucht zwischen dem 
Gouverneur der Belgica und des 
oberen Germaniens. Mithin batte 
nicht die Zentralstelle in Rom den 
Kanal beschlossen, sondern der eine 
der beiden Legaten, die lokale In¬ 
teressen leiteten. Somit gehört das 
Projekt in die Handelsgeschichte, 
wie ja der Verfasser schon aus guten 
Kommentaren hätte lernen körnen. 
Aber er benutzt die Quellen meist aus 
zweiter Hand. Kap. 6 und 7 werden 
dann den Formen der verschiedenen 
Schiffe und ihrer Bemannung gewid¬ 
met. Das 8. Kapitel beginnt mit der 
Aufzählung von Einbäumen aus F'rank- 
reich, von denen einer abgebildet ist. 
Von all diesen Fahrzeugen gehört 
natürlich kein einziges in die hier in 
Frage kommende gallo-römische Zeit. 
Für dieses Kapitel fand der Verf. 
wenig Vorarbeiten und sah sich so 
aufseinen eigenen Genius angewiesen, 
der dann gar bald versagt. Die aus 
Mainz, luel und Neuinagen beige¬ 
brachten Schiffsformen hätten sich bei 
genauer Durcharbeitung des Materials 
noch erheblich vermehren lassen, so 
dass die einzelnen Schiffstypen vom 
Mo«aik aus Althiburus in Algier nicht 
als Füllsel herangezogen zu werden 
brauchten. Das siebente, dem Per¬ 
sonal der Flußschiffe gewidmete Ka¬ 
pitel ist fast ganz aus den Grab¬ 
inschriften der Beteiligten zusammen- 
gestellt und gibt so zu ablehnenden 
Bemerkungen nicht den geringsten 
Anlass. Im letzten Kapitel wird noch 
die Verwendung der Schiffe für Kriegs¬ 
zwecke behandelt. Eingehend wer¬ 
den gewürdigt die Kriegsflotten des 
Rheins, der Saöne, Rhone und der 
Seine Auch hier liefern die In¬ 
schriften vorwiegend das Quellen- 
material. P'inige kleine Nachträge 
schliessen dann das erwünschte und 
nützliche Buch. 

Breslau. H. Willers. 

Die Bonner Dissertation von Fried¬ 
rich Hartz: Das rheinische Her- 
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zogtum unter den Ottonen in 
politischer Hinsicht 915—1002 
(Bonn 11112, HO Seiten) bietet eine 
verständige Darlegung der politischen 
Geschicke Lothringens in dem ange¬ 
gebenen Zeitraum. Die Literatur 
ist mit löblicher Vollständigkeit her- 
angezogen, aber nicht durchweg mit 
der nötigen Selbständigkeit verwertet 
worden. So begegnet S. 63 ein 6 
Druckzeilen langer Satz, den wir wört¬ 
lich schon in einer Anmerkung von 
Schrörs (Annalen des bist. Vereins 
fiir den Niederrhein 88, S. 50i ge¬ 
lesen haben. Zu S. 6 hätte noch auf 
die von K. A. Kehr (Neues Archiv 
28, 332) aus dein Cosmidromius des 
Gobelinus Persona herausgeschälte 
Nachricht eines verschollenen karo¬ 
lingischen Annalenwerkes hingewiesen 
werden können: Kodein tempore 
reguum Lotharingie per Ludowicum 
regem redactum est in ducatum, qni 
commissus est Gebehardo. Befremd¬ 
lich ist der S. 55 ohne nähere Be¬ 
gründung vorgebrachte Zweifel an 
der Echtheit dreier Stubloer Urkunden 
(Iialkin-Roland Nr. 76, 76, 77), in 
denen Bruno als dux vorkommt. Da 
Bruno abgesehen von diesen „ver¬ 
dächtigen“ Urkunden sich nicht als 
dux bezeichnet hat, schliesst H., „dass 
er sich selten des Titels bedient hat“. 
Selbst wenn die eine oder andere der 
drei Urkunden unecht wäre, was aber 
erst noch bewiesen werden müsste, 
so müsste man die in der Datierung 
aller drei Stücke gleich massig auf¬ 
tretende Erwähnung von Brunos 
Herzogswürde doch unbedingt als 
echt gelten lassen. Zn S. 59 wäre 
zu bemerken, dass die Urkunde Brunos 
von angeblich 953 Oktober 31 (Iialkin- 
Roland Nr. 74) durch die von Vander- 
kindere vorgeschlagene Verbesserung 
des annus regni Ottonis Will in: 
XXIII nicht ins Jahr 959, sondern 
ins Jahr 958 gerückt würde, da Ottos 
Epoche der 8. August 936 ist. 
Utrecht. Oppermann. 

Berg, Ludw., Gero Erzbischof 
von Köln 969—976 (Grauerts 
Studien und Darstellungen aus dem 
Gebiete der Geschichte V111 3). 
Kreiburg i. Br., Herder 1913. 

Es ist nicht viel, was wir über 
Erzbischof Gero wissen. Der Verf. 
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hat diese zerstreuten Nachrichten 
sorgfältig zusaininengestellt und er¬ 
läutert. Namentlich verdanken wir 
ihm eine Untersuchung über Geros 
Regierungszeit, welche er für die 
Jahre 969—976 feststellt; bisher 
herrschte darüber eine unglaubliche 
Verwirrung. Auffällig ist es freilich, 
dass der Verf. eine Anzahl von 
Werken, die z. TI. schon vor längerer 
Zeit erschienen sind, nicht kennt. 
Der Abschnitt über die Wahl Geros 
leidet namentlich unter dieser Un¬ 
kenntnis (vgl. den Nachweis von W. 
Kotscheidt in den Rhein. Monats¬ 
heften 8, 8. 95 6) Ebenso auffällig ist 
die Unbekanntschaft des Verf mit 
der neueren Kölner Literatur, soweit 
sie ausserhalb seines engen Rahraeus 
liegt. S. 34 Amn 1 spricht er von 
der i. J. 805 von Leo 111. geweihten 
St. Martinskirche (1er Benediktiner, 
die zu Geros Zeit innerhalb der 
römischen Umfassungsmauern gelegen 
habe. Tatsächlich lag S. Martin vor 
der Rümermauer und war zu Geros 
Zeit noch nicht Benediktinerkloster; 
dazu reicht seine echte Geschichte 
nicht über das 10. Jhdt. zurück. Es 
ist schlechterdings nicht zu ent¬ 
schuldigen, dass (1er Verf. S. 7 den 
Abtskatalog von S. Martin noch als 
Handschrift aus der ersten Hälfte 
des ll.Jhdts bezeichnet und benutzt, 
nachdem Oppermann bereits i. J. 1900 
in sorgfältiger Untersuchung unwider¬ 
leglich diesen Katalog als ein Mach¬ 
werk des Oliverius Legipontius ans 
dein 18. Jlidt. nachgewiesen hat. da¬ 
gegen ist der Verf. genau unter¬ 
richtet über die Kontroverse llgen- 
bchrörs in Sachen der Brüder Gclenins 
und nimmt jetzt schon (S. 8 Anm 1) 
Stellung auf Seiten von Schrörs, ob¬ 
wohl die Kontroverse noch nicht ihren 
Abschluss gefunden bat. Ferner ist es 
nicht beweisbar, dass zu Geros Zeit 
schon die alten Hauptpfarrkircben S. 
Columba, S. Alban und S. Laurenz 
existierten, wenn auch nur in der 
Form von Kapellen. Berg hätte diese 
Tatsachen den in seinem Literatur¬ 
verzeichnis genannten Werken ent¬ 
nehmen können. Dass der Versuch 
des Verfassers, die Echtheit derGlad- 
bacher h lostergründungsgescbichte 
(inikrologos apiastos) zu beweisen, 
geglückt sei, scheint er selbst nicht 
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anzunehmen; denn er nennt den hierzu 
dienenden Exkurs 2 nur einen Ver¬ 
such ; Brasse in seiner soeben er¬ 
schienenen Geschichte von Gladbach 
I 10 stellt den Nachweis in Aussicht, 
dass Bergs Ausführungen misslungen 
seien. Keussen. 

Dreesbach, Ewald, Ilefor mations- 
geschichte der Grafschaft 
Mark. 8°. XX u. 510 S. Güters¬ 
loh, C. Bertelsmann 190!). 

Eine wissenschaftliche Kirchen¬ 
geschichte der Grafschaft Mark be¬ 
sitzen wir leider noch nicht. Das 
neuerdings unter diesem Titel er¬ 
schienene Werk von I). Rothert 
(Gütersloh 1913) erhebt selbst nicht 
den Anspruch darauf, und noch viel 
weniger kann es, auch für den engeren 
Zeitraum der Reformation, die vor¬ 
liegende Arbeit tun. Sie bereichert 
unsere Kenntnis nur in minder be- 
langvollenEinzelheiten,geht viel mehr, 
als es das Thema erfordert, auf die 
frühere Entwicklung der Mark und 
die allgemeine deutsche Reformations¬ 
geschichte ein und zeigt sich dabei, 
obwohl eine reiche Literatur heran¬ 
gezogen ist, in manchen wesentlichen 
Punkten mit dem neuesten Stand der 
Forschung nicht vertraut. 

Der Verfasser, evangelischer 
Pfarrer in Halver, beruft sich in der 
Einleitung auf das Goethe-Wort, dass 
das Beste, w as wir von der Geschichte 
haben, die Begeisterung ist, welche 
sie erregt. Aber zweifellos ist er in 
seinem Enthusiasmus für seinen 
Glauben viel zu weit gegangen. Nicht 
nur, dass dieReformatoren verherrlicht 
und die Verhältnisse in der katho¬ 
lischen Kirche wie so häutig allzu 
einseitig und allzu schwarz aus¬ 
gemalt sind, selbst die Missstände in 
der evangelischen Kirche der Mark 
im XVI. und XVII. Jahrhundert wer¬ 
den als „Nachklänge aus der vor- 
reformatorischen Zeit“ bezeichnet. 
Mehrfach verwechselt I). das Amt 
des Historikers mit dem des Theo¬ 
logen, so wenn er auf grund von 
Bibelstellen den Heiligen-, Reliquien- 
und Bilderdienst als „ebenso un¬ 
biblisch wie unvernünftig“ nachweisen 
will. Solche Polemik und Apologetik 
haben in geschichtlichen Werken 
keine Stätte. Es muss auch von 


protestantischer Seite ausgesprochen 
werden, dass Bücher wie dieses 
unserer Wissenschaft keinen Dienst 
tuen und nur dazu beitragen, den 
konfessionellen Hader wachzuhalten 
oder zu entfachen 

Bonn. Walter Platzhoff. 

W. Rotscheidt, Der Märtyrer des 
Bergischen Landes Arnold 
Pol lieh, Pastor von Radevorm¬ 
wald (,1567—1626). Sein Leben 
und sein Glaubensbekenntnis. (Aus 
der Väter Tagen. Drittes Bändchen) 
Moers 1913. 47 S. 8°. 0.50 Mk. 

Das vorliegende Schriftehen, ein 
Sonderabdruck aus Bd. 46 der Zeit¬ 
schrift des Bergischen Geschichts- 
\erein8, sucht, wie das Vorwort besagt, 
A. Pollich in Parallele zu stellen mit 
A. Clarenbach, wozu m E. kein An¬ 
lass vorliegt. Es ist gewiss dankens¬ 
wert, dass R. das im Jahre 1614 zu 
Herborn erschieneneGlaubensbekennt- 
ms Polliehs der Vergessenheit ent- 
reisst, über dessen theologischen Wert 
hier kein Urteil abgegeben werden 
kann. Im übrigen aber erscheint es 
uns irreführend, init dem ersten evan¬ 
gelischen Blutzeugen des Niederrheins 
einen Mann wie Pollich in Vergleich 
zu bringen, der nach langer, niemals 
ernstlich gestörter Wirksamkeit in 
Radevormwald kurz vor seinem Le¬ 
bensende auf Betreiben der Kanoniker 
Aeg. Gelenius und A. Grootfeldt nach 
Köln ins Kloster geschleppt wurde, 
wo er sich, wie die Annalen des 
Franziskanerordens annehmen, wieder 
mit der Kirche versöhnt habe. Dagegen 
ist es gewiss verdienstlich, dass R. auf 
Grund der in der Warhaft'tigen Deduc- 
tion (Amsterdam 1664) abgedruckten 
Zeugnisse über die Aufnahme Polliehs 
ins Briihler Franziskanerkloster und 
die Entlassung aus demselben seinen 
Helden von dem Vorwurf reinigt, 
ein abtrünniger Ordensbruder zu sein 
und dass er hier nochmals die Gründe 
zusammenfasst, die gegen Polliehs 
Bekehrung im Kloster sprechen. 
Düsseldorf. Redlich. 

Seiner „Geschichte des Franzis¬ 
kanerklosters zu Bielefeld“ 190!) hat 
P. Diodorus Henniges 0. F. M. jetzt 
ein neues Werk aus der Geschichte 
der sächsischen Franziskanerprovinz: 
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Geschichte der Franziskaner- 
mission Stockkämpen (Düssel¬ 
dorf 1913) in der Grafschaft Ravens¬ 
berg hinzugefügt, wo der Konvertit 
Fr. Leopold von Stolberg (f 5. Dezbr. 
1819) im Schatten der Kirche seine 
letzte Ruhestätte gefunden bat. Aus¬ 
gehend von den darüber entstandenen 
Streitigkeiten zwischen Katholiken 
und Protestanten, berichtet der Ver¬ 
fasser die Erwerbung des Bauplatzes, 
sowie die Erbauung der Kirche 1(>9() 
bis 1698, die in volkstümlichen Dorf¬ 
kirchenstil, aussen Renaissance, innen 
Barock, gehalten ist. Aus dem Kapitel 
der seelsorgerlichen Tätigkeit der 
Patres, in der sie in diesem Dias¬ 
porabezirk, in dem höchstens 600 
Katholiken wohnten, des öfteren auch 
in Konflikt mit den protestantischen 
Geistlichen der Umgegend gerieten, 
sei der interessante Streit wegen der 
Messe auf Schloss Holtfeld erwähnt. 
Trotz verschiedener Nöte und schlim¬ 
mer Lagen während der französischen 
und damaligen preussischen Herr¬ 
schaft, kam es doch dank den Be¬ 
mühungen des Grafen von Schmising 
und des Freiherrn von Wendt, die 
sich auch sonst als Wohltäter Stock- 
kämpens zeigten, infolge Aussterbens 
der Mönche, wie wohl die Regierung 
gehofft, nicht zur Aufhebung der 
Mission, sondern sie ging aus den 
Händen der Franziskaner an das 
Bistum Paderborn über, von dem am 
21. Febr. 1849 der Pfarrer von 
Opferdicke, Köhne zum ersten weit- J 
liehen Pfarrer Stockkäuipens bestellt | 
wurde. Ein interessanter Beitrag | 
für die Kirchengeschichte Westfalens, 
der manchem P'reund lokaler Historie 
eine willkommene Gabe sein dürfte. | 
Oberweimar. Dr. P. Braun. 

R Osterloh, Fenelon und die An¬ 
fänge der literarischen Op¬ 
position gegen das politische 
System Ludwigs XIV. Göt¬ 
tingen, Vaudenhoeck u. Ruprecht. 
1913. 52 Seiten. 1,40 M. 

Die Schrift enthält eine Übersicht 
über die publizistische Opposition 
des Erzbischofs Föneion gegen die 
innere und äussere Politik seines 
Schülers. Von Interesse ist besonders 
Föneions Hinneigung zum ständischen 
Staate, ferner sein Gegensatz gegen 


Gallikanismus und Merkantilismus. 
Vom Standpunkte eines geläuterten 
Völkerrechts verurteilt er auch die 
für Frankreich verderbliche äussere 
Politik Ludwigs XIV. Wie Fenelon 
schon hiermit an Hugo Grotius an¬ 
knüpft, so ist er ihm auch für den 
Ausbau des positiven, freilich öfters 
bewusst utopischen Staatsbildes ver¬ 
pflichtet. Doch ist die Untersuchung 
über die Quellen der Fönelonschen 
Staatsanschauung und Staatskritik 
in den Anfängen stecken geblieben. 
Da der Verfasser das Widerspruchs¬ 
volle in Föneions Sätzen auf ein ge¬ 
wisses Widerspiel von Christentum 
und Naturrecht zurückführen will, 
wobei er sich ausser bei Troeltsch 
auch bei Dilthey hätte Rats erholen 
sollen, so hätte er schon nach dieser 
Seite hin, besonders nach der Pa¬ 
tristik bin, seine Quellenuntersuchung 
ausbauen müssen. Auch wird auf 
den äusseren Lebensgang Föneions 
und besonders auf die Entstehungs¬ 
geschichte der der ganzen Arbeit 
doch als Hauptiiucile dienenden 
Schriften nicht genügend eingegangen. 
Da die Spezilliteratur nicht vollständig 
verwertet wird, Hessen sich endlich 
auch gegen die allgemeine Einordnung 
Fenelons in die vorrevolutionäre 
Periode der Geschichte der fran¬ 
zösischen Staatslehre Bedenken 
geltend machen. 

II a s ha g e n. 

Gg. Weingärtner, Zur Geschieht e 
der Kölner Zunftunruhen am 
Ende des 18. Jahrhunderts. 
Geschichte der bürgerlichen De- 
putatschaft. Münster (Westf.) 1913, 
Aschendortf. VIII, 8ü S. Geh. .#2. 
In der zweiten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts zeigten sich in einer Reihe 
von deutschen Reichsstädten arge 
Missstände in der Verwaltung, die 
Hand in Hand gingen mit der För- 
j derung von Sonderinteressen durch 
| die Ratsmitglieder. Ulm, Frankfurt, 

I Worms und Aachen bieten Beispiele 
für die verrotteten Zustände. In 
Köln ist das Bild, wie Weingärtner 
in der vorliegenden Arbeit zeigt, 
ebenfalls recht betrübend. Die Bür¬ 
gerschaft, d. h. vornehmlich die Hand¬ 
werker in den Zünften, lehnen sich 
zuletzt gegen die Misswirtschaft auf, 
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schaffen 1779 eine besondere Orga¬ 
nisation, den Bürgerausschuss oder 
„bürgerliche Deputatschaft“ und ver¬ 
suchen durch diese und mit Hille des 
Wiener Keichshofrates ihren Klagen 
und Beschwerden Recht und Geltung 
zu verschaffen. Der Rat, unfähig 
seine Macht zu behaupten, hatte eben¬ 
falls die Hilfe des Reichshofrates 
angerufen, musste aber zusehen, wie 
dieser die Deputatschaft begünstigte; 
so musste er die neugeschaffene 
Bürgervertretung, einen Dorn in sei¬ 
nem Fleische, dulden. Auf dem Wege 
eines förmlichen Prozesses mit juri¬ 
stischem Beirat kämpfte die Deputat¬ 
schaft für freies Wahlrecht, Trennung 
der Rats- und Bannerherrenstellen 
und andere Interessen. Sobald sie 
aber versuchte, die genaue Beobach¬ 
tung der Stadtgrundgesetze von 1396 
und 1513 zu erzwingen ohne Zu¬ 
geständnisse an die neue Zeit, ja so¬ 
gar sich selbst an die Stelle des Rates 
zu setzen, verlor sie die Anerkennung 
des Reicbshofrates und fand ihren 
Sturz, 1789. Erreicht hat die Depu¬ 
tatschaft vor allem, dass der Reichs¬ 
hofrat den Magistrat zur Einführung 
von Verbesserungen in der Stadt¬ 
verwaltung anbielt. Ihre Entwick¬ 
lung (Vorgeschichte, Gründung und 
Organisation, Prozessverhandlungen 
und Sturz) hat Weingärtner aus einem 
umfangreichen und wohl nicht gerade 
anziehenden Aktenmaterial in guter 
Übersichtlichkeit und verständiger 
Form dargelegt; von nichtigen Einzel¬ 
heiten hat er die Arbeit freigehalten. 
Eine a's Einleitung voraufgeschickte 
Übersicht über die Verfassung der 
Reichsstadt Köln ist ganz willkom¬ 
men. Dass Mehring-Reischert (Zur 
Geschichte der Stadt K öln am Rhein..) 
wenig wissenschaftlich gearbeitet 
haben, geht auch an verschiedenen 
Stellen aus Weingärtners Arbeit her¬ 
vor. Über eine bisher sehr stiefmüt¬ 
terlich behandelte Zeit der stadt¬ 
kölnischen Geschichte besitzen wir 
nun eine brauchbare Schrift mehr. 
Köln. Adam Wrede. 

Archiv für Frankfurts Geschichte 
und Kunst. Dritte Folge. Heraus¬ 
gegeben vom Verein f. flesch. u. 
Altertumskunde zu Frankfurt a. M. 
11. Band. Frankfurt a. M. 1913. 


Aus dem Inhalt dieses Bandes ist 
von allgemeinem Interesse eine Ab¬ 
handlung von Dr. S. Sieber über 
Volksbelustigungen bei Kaiserkrö¬ 
nungen. Sie beruht auf eingehenden 
Quellenstudien und gibt eine anschau¬ 
liche Schilderung der hei Wahl und 
Krönung herkömmlichen Aufzüge, 

I Feste und Belustigungen. Erwähnt 
seien ferner zwei Beiträge des Frank¬ 
furter Archivdirektors II. Jung, von 
denen der eine die Niederlegung der 
Festungswerke in Frankfurt in den 
Jahren 1802 - 07, der andere das 
erste Auftreten der Jesuiten in der 
Stadt behandelt. 

Düsseldorf. J. Heyderhoff. 

Edwin Scheiber, Die September¬ 
morde und Danton. Ein Bei¬ 
trag zur Geschichte der französi¬ 
schen Revolution. (Leipziger histor. 
Abhandlungen, hrsg. von E. Bran¬ 
denburg, G. Seeliger u. U. Wilcken, 
Heft XXVII) Leipzig, Quelle und 
Meyer. 1912. 80 S. (2,50 *«). 

Unbestritten die grauenhaftesten 
aller Untaten der französischen Re¬ 
volution sind die Septembermorde. 
Wie sehr aber die Ansichten über 
} Ursprung und Grund dieser Gescheh¬ 
nisse noch heute auseinandergehen, 
zeigt Scheibers Studie. Eingehende 
Sachkenntnis und sichere Methode 
sowie ruhiges und leidenschaftsloses 
Urteil wirken in gleicher Weise er¬ 
freulich an dieser Arbeit. 

Nachdem der Verfasser zunächst 
die Stellung und Bedeutung des Er¬ 
eignisses im Rahmen der Revolution 
gewürdigt hat, stellt er die wichtigsten 
verschiedenen Auffassungen neben¬ 
einander. Die glänzenden Phrasen 
Mignets ignoriert er mit Recht, über 
die tendenziösen Werke von Michelet, 
Louis Blanc und Thiers eilt er hin¬ 
weg, um auf die vier Hauptmeister 
der Revolutionsgeschichte desto gründ¬ 
licher einzugehen. Es sind Aulard, 
dessen Werk man wohl ohne Bedenken 
als die moderne offiziell-republikani- 
i sehe Darstellung bezeichnen kann. 
Nach ihm sind die Massenmorde der 
ersten Septembertage von 1792 auf- 
zufassen als eine aus eigenem Antrieb 
erfolgte Tat der Selbstbefreiung des 
gesamten Pariser Volkes. Taine, der 
grosse Ankläger des modernen Frank- 
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reichs, sieht in den Morden dagegen 
einen Versuch der kleinen jakobi¬ 
nischen Minderheit, geleitet von dem 
revolutionären Stadtrat, sich durch 
eine Schreckenstat am Ruder zu 
halten. Mortimer-Ternanx, der Ge¬ 
schichtschreiber des Schreckens, 
macht unmittelbar die Kommune, 
insbesondere ihren Abgott Robes- 
pierre, für die Morde verantwortlich; 
während Sybel, dem auch Häusser 
folgt, Danton in den Vordergrund 
stellt und ihn als Urheber und Voll¬ 
strecker des Mordbefehls der Kom¬ 
mune erscheinen lässt. Diese habe 
sich damit dazu hergegeben, die Ge¬ 
schäfte der Jakobiner zu besorgen 
und durch Schrecken „die Konvents¬ 
wahlen zu unterwerfen'*. 

Sieht man von Aulards beschö¬ 
nigender Auffassung ab, so lässt sich 
als gemeinsames Ergebnis der bis¬ 
herigen Forschung feststellen, dass 
der entscheidende Anteil der revo¬ 
lutionären Kommune von Paris zu¬ 
zuschreiben und der ganzen Untat 
die Absicht des Schreckens unter¬ 
zulegen ist. Wem aber von den 
Hauptfahrern des jakobinischen Pöbels 
die grösste Schuld an diesem Ver¬ 
brechen zuzuschreiben ist, ob Robes- 
pierre. Marat, der ja doch fortgesetzt 
zum Morden hetzte, oder Danton, das ist 
noch die Frage. Zumeist wird, soviel 
ich sehe, in deutschen Darstellungen 
Danton als der grosse September¬ 
mörder bezeichnet. 

Der Verf. geht nun weiter so vor, 
dass er die Vorgeschichte klarstellt 
und die Politik der Kommune ver¬ 
folgt, von ihrer Begründung und dem 
Sturz des Königtums am 10. August, 
durch alle Momente ihres Ringens 
mit der Nationalversammlung. Ziel 
dieses Kampfes war die Diktatur in 
Paris und die Beherrschung der Kon- 
ventsw'alilen. Immer deutlicher bil¬ 
dete sich im Schosse des revolutio¬ 
nären Stadtrats der wohl von Marat 
stammende Gedanke heraus, durch 
einen Massenmord der Priester und 
Adligen mit ihren Frauen und Kin¬ 
dern, mit denen die Gefängnisse über¬ 
füllt waren, überhaupt allen Feinden 
des Jakobinertums, auch den Giron¬ 
disten und dem Ministerium, und 
insgesamt den Wählern einen er¬ 
schütternden Schrecken einzujagen. 


Sodann beleuchtet der Verf. die 
widerliche Komödie, die die Kommune 
während der Mordtage selber spielte. 
Sie heuchelte der Nationalversamm¬ 
lung gegenüber den grössten Eifer, 
den Morden Einhalt zutun, liessaber 
in Wahrheit den Metzeleien ihren 
Lauf, einen Tag nach dem andern. 
Und als nun die Nationalversammlung 
selber Abordnungen nach den Ge¬ 
fängnissen, den Stätten des Entsetzens, 
schickte, wurden diese mit Hohn fort 
gejagt, was sich das Parlament, vom 
Schrecken gelähmt, ruhiggefallen liess. 

Die Darstellung der Morde selbst 
schiebt Scheiber beiseite. Sie „ver¬ 
dienen nicht, die Aufmerksamkeit des 
Historikers in Anspruch zu nehmen, 
und können deshalb übergangen wer¬ 
den“^. 56). Das tinde man bei Michelet. 
Mit Verlaub! Hier kommt mir der 
Verf. vor wie ein Arzt, der es als 
seiner unwürdig ablehnen wollte, eine 
ekelerregende Krankheit zu behan¬ 
deln. Ich vermisse es mit grösstem 
Bedauern, dass Scheiber mit seiner 
Forschung vor der Tat selbst Halt 
macht und einen Schleier über die 
Dinge wirft, deren Vorgeschichte er 
so erfreulich erhellt hat. Da ich 
im Augenblick nicht alle Quellen so 
erreichbar vor mir habe, wie er, 
vermag ich auch nicht mit Be¬ 
stimmtheit zu sagen, ob seine Ergeb¬ 
nisse nicht noch sicherer geworden 
wären, wenn er seine Scheu vor dem 
Widerlichen dieser Untaten über¬ 
wunden hätte. Ich wage es aber zu 
vermuten, dass man den Anteil der 
Kommune, des Sicherheitsansschusses 
und der einzelnen Persönlichkeiten 
doch noch genauer hätte bestimmen 
können. 

Auch Dantons! — ln dem zweiten 
Teil seiner Studie (Kap. V) wendet 
sich der Verf. nämlich der ganz eigen¬ 
artigen Rolle zu, die Danton vor und 
in diesen Tagen gespielt hat. Auch 
hier glaube ich, dass er der Wahrheit 
recht nahe gekommen ist. Wenigstens 
halte ich das Bild, das er von Dantons 
Verhalten entwirft, für überzeugend. 
Danton, der damals ja mit Leib und 
Seele und mit dämmender Begeisterung 
für die Volksbewaffnung und den Kampf 
gegen die heranrückenden Verbün¬ 
deten wirkte, suchte sich politisch 
über den Parteien (Gironde-jakobi- 
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nische Kommune) zu halten; oder 
vielmehr, wie ich es formulieren 
möchte, er wollte sich zunächst po¬ 
litisch nicht festlegen und blieb daher 
neutral. 

Damit ist er jedoch von einer be¬ 
deutenden Mitschuld an den Morden 
nicht freizusprecben, wie der Verf. 
es in seinem Schlusswort (S. 80) all¬ 
zu bestimmt ausspricht. Danton war 
Justizminister und machte als solcher 
nicht den geringsten Versuch, der 
Kommune in den Arm zu fallen, son¬ 
dern begnügte sich damit, einzelne 
Girondisten zu retten. Marats Rund¬ 
schreiben an die Provinzialstädte mit 
der Aufforderung, es dem Pariser 
Beispiel nachzutun, wurde in Brief¬ 
umschlägen des Justizministers ver¬ 
schickt, also unter amtlichem Kuveit. 
Diese Danton stark belastende Tat¬ 
sache scheint mir der Verf. denn doch 
etwas zu leicht zu nehmen. Er meint, 
Danton habe durch dieses Entgegen¬ 
kommen gegen die Septembermürder 
nur vorübergehend an seine Teilnahme 
glauben lassen wollen. Allein Dan- 
tons Verhalten während der Mordtage 
selber ist ganz gleicher Art. Es ist 
auch nichts anderes als ein Entgegen¬ 
kommen gegen die Mörder. 

Ich habe vielmehr, auch nach 
Scheibers Untersuchung noch, den 
Eindruck : Danton ist zwar nicht Ur¬ 
heber, noch auch Vollstrecker jener 
.Mordbefehle, aber er ist keineswegs 
frei von Mitschuld. Er hat geschehen 
lassen, was er hindern musste, und 
hat nachher gleichsam seine Amts- 
Siegel daruntergedrückt. 

Mainz-Gonsenheim. 

Christian Waas. 

F. Meusel, Edmund Burke und 
die französische Revolution. 
Zur Entstehung historisch-politi¬ 
schen Denkens, zumal in England. 
Berlin, Weidmann, 1913. VIII, 
150 Seiten. Preis: 5 M. 

Weder der Haupt- noch der Neben¬ 
titel erwecken von dem Inhalte dieser 
Arbeit eine ganz richtige Vorstellung, 
^ach dem Haupttitel erwartet man 
fine systematische Analyse der Re¬ 
volutionsanschauung Burkes. Diese 
soll jedoch nach der Vorrede eventuell 
erst in einer zweiten ähnlichen Ar¬ 
beit gegeben werden. Wenn es S. 


30 Anm. 4 heisst: 'Es wird nicht 
nötig sein, hier ein Referat über den 
Inhalt der Reflections zu geben, da 
unsere ganze Untersuchung ihn syste¬ 
matisch vorzufuhren hat’, so ist diese 
'ganze Untersuchung mir dem vor¬ 
liegenden ersten Teile, der deshalb 
ausdrücklich als solcher hätte be¬ 
zeichnet werden sollen, nicht identisch. 
Das zweite Kapitel ist zwar über¬ 
schnellen: Burke und die fran¬ 
zösische Revolution’; es geht aber, 
ohne systematisch-staatstheoretische 
Absichten, nur kurz und mehr auf 
das Äussere der einzelnen Schriften 
ein. Auch der Nebentitel ist nicht 
ganz zutreffend. Man erwartet dar¬ 
nach eine Entstehungsgeschichte des 
historisch-politischen Sinnes in Burke 
besonders vom Standpunkt der eng¬ 
lischen Geistesgeschichte Nun wird 
dies Thema zwar im Laufe der Dar¬ 
stellung häutig genug, aber nicht 
systematisch behandelt. Hielte man 
sich nur an die Titel, so bedeutete 
Meusels Arbeit eine Enttäuschung. 

Davon abgesehen aber, wird man 
gerne anerkennen, dass die mensch¬ 
liche, allgemein geistige, schrift¬ 
stellerische und politische Charak¬ 
teristik Burkes durch die Heissige 
und sorgfältige Arbeit des Verfassers 
wesentlich gefördert worden ist. Die 
Einheitlichkeit der Burkischen Eigen¬ 
art wird treffend aufgezeigt; denn 
die frühere Annahme einer liberalen 
Anfangsperiode Burkes und damit 
eines grossen Bruches in seiner Ent¬ 
wicklung beruht nur auf Missdeut¬ 
ungen. Der Hauptnachdruck liegt 
auf dem letzten (4) Kapitel über 
'Burkes Denkweise , d. h. seine 
historisch-politische Denkweise. Das 
Historisch-psychologische w ird dabei 
vom Verfasser bevorzugt. Die lehr¬ 
reichsten Abschnitte über Burkes 
Charakterisierangskunst, in denen 
diese durch die Konfrontierung mit 
der Humes anschaulich beleuchtet 
wird, fallen besonders auf diese Seite, 
wenn auch das Politische dabei über¬ 
all mit zur Geltung kommt, aber für 
die ganze Arbeit vielleicht doch nicht 
genügend. Der Politiker Burke hätte 
sich in der ganzen Arbeit noch mehr 
in den Vordergrund drängen sollen. 
Dann wäre er vom Verfasser vielleicht 
auch nicht so stark an Herder ange- 

31* 


Digitized by 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



492 


Anzeigen und Mitteilungen. 


nähert worden. Denn neben allen 
von Meusel überzeugend herausge¬ 
arbeiteten Parallelen zwischen den 
beiden Geistern — welche Fülle der 
Gegensätze! 

Auch manches allgemeine Problem 
der damaligen Geistesgeschichte wird 
vom Verfasser fruchtbar erörtert. 
Einige Urteile über die Aufklärung 
und ihren Mangel an historischem 
Sinn bedürfen freilich der Berichti¬ 
gung, und manche Auseinandersetzung 
mit sekundärer moderner Literatur 
hätte fortbleiben können. 

Als guter Kenner ßurkes wird 
Meusel selbst die Verpflichtung fühlen, 
den zweiten wichtigsten Teil über 
Burke und die französische Re¬ 
volution’ anzuschliessen. 

Hashagen 

Steinmetz Heinrich, Das links¬ 
seitige Rheingebiet unter der 
Herrschaft der Franzosen 
17tl2—1813, unter besonderer He- 
rücksichtigung des Donnersberg¬ 
departements, Alsenz, Pfeiffer 1913. 
136 Seiten. Preis: geb. 3,20 M. 

Der Untertitel dieser recht dilet¬ 
tantisch gearbeiteten Schrift hätte 
zum Haupttitel gemacht werden sollen; 
denn es wird darin abgesehen von 
wenigen Seiten über das Saardeparte¬ 
ment von den linksrheinischen De¬ 
partements nur das Donnersberg¬ 
departement behandelt. Reichliches 
statistisches Material und einzelne 
richtige Beobachtungen geben der 
Schrift einen gewissen Wert. Bei 
dem Mangel jeder Quellenangabe ist 
aber die Nachprüfung im einzelnen 
unmöglich. Hashagen. 

Wilhelm Leyhausen, das höhere 
Schulwesen in der Stadt Köln 
zur französischen Zeit (1794 
—1814) Studien zur rhein. Ge¬ 
schichte, Heft 6. Honn 1913. A. 
Marcus u. E. Webers Verlag. VI 
u. 75 Seiten. M. 2,50. 

Die Zeit der Fremdherrschaft ist 
für das Kölner Schulwesen eine 
Periode der Umwälzungen und Ex¬ 
perimente gewesen, aus denen sich 
nichts dauerndes ergehen hat, Ihr 
Verdienst liegt in der Vernichtung 
des Alten, in der Aufhebung der be¬ 
stehenden, noch mittelalterlichen 


Schulverfassung ; auf ihren Trümmern 
haben dann moderne Schulsysteme 
sich bekämpft. Zwei Typen treten 
hervor: die republikanische Zentral¬ 
schule und die napoleonische Sekun¬ 
därschule <ersten u zweiten Grades). 
Beide haben überwiegend Realschul¬ 
charakter, am meisten die Zentral¬ 
schule. Die Praxis des Unterrichts 
i zeigt aber oft ein anderes Bild. Die 
realen Fächer treten auf der oberen 
Sekundärschule zurück hinter die 
alten Sprachen Mit Recht sieht der 
Verf. hierin eine Reaktion gegen den 
Geist der französischen Verwaltung. 
Noch deutlicher zeigt sie sich darin, 
dass es nicht gelingt, das Französische 
als „Reichssprache“ durchzuführen. 
Auch im Unterrichtswesen fehlt es 
also nicht an Belegen für den Gegen¬ 
satz des Rheinlandes zu der fran¬ 
zösischen Herrschaft. In diesem Nach¬ 
weis liegt ein bemerkenswertes Re¬ 
sultat der klar geschriebenen, von 
Hashagen angeregten Arbeit. 
Düsseldorf. J. Hcyderhoff. 
l 

I Ernst Müsebeck, Freiwillige 
Gaben und Opfer des preus- 
sischen Volkes in den Jahren 
1813 1815. Mitteilungen der K. 

preuss. Archivverwaltung, Heft 23. 
Leipzig 1913, S. Ilirzel. 156 Seiten 
M. 5. 

Oft ist die Opferfreudigkeit ge¬ 
rühmt worden, die das preussische 
Volk in den Jahren 1813—15 für die 
Befreiung des Vaterlandes bewiesen 
hat. Die vorliegende Veröffentlichung 
setzt sie noch einmal ins hellste 
Licht. Sie enthält die amtliche 
Statistik der freiwilligen Leistungen, 
nach Provinzen und Kreisen geordnet. 
Nach der ursprünglichen Idee (Ka- 
s binettsordre vom 27. März 1813) 
sollten hier „die patriotischen Hand¬ 
lungen und Opfer“ in möglichster 
Vollständigkeit zu einem „Denkmal 
der Nation“ zusammengestellt wer¬ 
den, wobei natürlich an Veröffent¬ 
lichung gedacht war. Letztere unter¬ 
blieb aber. Das fertige Werk wurde 
im Geh. Kabinettsarchiv sekretiert 
[ (1826). Wittgenstein hat dies be¬ 
wirkt; die Reaktion hatte einigen 
Grund, die Erinnerung an das Opfer¬ 
jahr zu scheuen. Der Herausgeber 
hat dem Werke ausser der Einleitung, 
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die über die Entstehungsgeschichte 
orientiert, einen Urkundenanhang bei¬ 
gegeben, in dem eine Anzahl be¬ 
merkenswerter Briefe und Eingaben 
opferwilliger Bürger *us allen Volks¬ 
kreisen vereinigt sind. Sie zeigen, 
dass der Wille zur Erhebung schon 
vor der Tat Yorcks bestand, dass ihn 
der -Aufruf an mein Volk“ nicht 
erst hervorgerufen, sondern nur zur 
vollsten Auswirkung gebracht hat. 
Düsseldorf. J. Heyderhoff. 

Wentzcke Paul, Justus Grüner, 
der Begründer der preussischen 
Herrschaft im Bergischen Lande. 
(Festgabe des Düsseldorfer Ge¬ 
schichtsvereins zur hundertjährigen 
Erinnerung an die Befreiung des 
Landes.) 8° VIII. u. 88 S. Heidel¬ 
berg, C. Winter 1913. 

Als eine Einleitung zu der her¬ 
annahenden Feier der hundert¬ 
jährigen Zugehörigkeit der Rhein¬ 
provinz zu l’reussen bezeichnet 
Wentzcke seine anspruchslose und 
knappe, aber tiefeindringende und 
zum Teil auf neuem Material be¬ 
ruhende Biographie Justus Gruners. 
ünd er hätte sich dazu kaum einen ge¬ 
eigneteren Helden wählen können als j 
den „Begründer der preussischen 
Herrschaft im Bergischen Lande“, 
um so mehr, da dieser bisher noch 
keinen Geschichtsschreiber gefunden 
hat. Sprunghaft, fast abenteuerlich 
rautet uns das Leben des geborenen 
Osnabrückers an. Mit 2b Jahren 
trat er 1802 als Kammerrat in die 
südpreussische Verwaltung ein,schnell 
zum Kammerdirektor in Posen empor¬ 
gestiegen, ward er noch vor der Ka¬ 
tastrophe des alten I’reussens zum 
Herold einer starken deutschen Ost¬ 
markenpolitik, 1809 wurde er der 
erste Polizeipräsident von Berlin und 
erhielt zwei Jahre später die Leitung 
der gesamten politischen Polizei. Das 
preussisch-französische Bündnis von 
18l2 trieb auch ihn, wie so viele 
seiner Gesinnungsgenossen, aus dem 
Staate seiner Wahl; als er von Prag 
aus vergebens versuchte, einen all¬ 
gemeinen deutschen Aufstand gegen 
Napoleon hervorzurufen, wurde er 
auf Hardenbergs Ersuchen von der 
österreichischen Regierung verhaftet 
und nach Ungarn auf Festung ge¬ 


bracht, 1813 befreit, wurde er als 
Kaiserlich Russischer Staatsrat zum 
Generalgouverneur des Grossherzog¬ 
tums Berg, vorübergehend auch des 
Gouvernements N'iederrhein, bestellt. 
1815 folgte er als Armeepolizei¬ 
minister dem preussischen Heer nach 
Paris und übernahm dort die Leitung 
der politischen Polizei, nach dem 
Frieden wurde er 1816 nach längerer 
w artezeit zum preussischen Gesandten 
in Bern ernannt, und diesen Posten 
behielt er bis zu seinem am 8. Febr 
1820 erfolgten Tode. 

Der Hauptnachdruck wird von 
W. natürlich auf Gruners Tätigkeit 
in Düsseldorf gelegt. Von vornherein 
war sein bestreben darauf gerichtet, 
den deutschen Volksgeist zu wecken, 
eine rein deutsche Verwaltung in 
Berg zu begründen und dadurcli die 
Angliederung an Preussen vorzube¬ 
reiten. Aber er erkannte auch, dass 
die Rheinländer nur durch die Ge¬ 
währung einer konstitutionellen Ver¬ 
fassung dem Staate Friedrichs des 
Grossen innerlich gewonnen werden 
könnten. Die stetigen Mahnungen, 
die er deswegen nach Berlin richtete, 
haben auf das königliche Versprechen 
einer N «tionalrepräsentation vom 22. 
Mai 1815 bestimmend eingewirkt, 
ln der deutschen Frage trat er für 
den Ausschluss Österreichs aus dem 
neuen Deutschland und die Einigung 
unter preussischer Spitze ein. Frei¬ 
lich blieb der leichtlebige Mann in 
der Praxis seinen Überzeugungen 
und Idealen nicht immer treu, wie er 
sich, um eine dauernde Anstellung 
zu erlangen, schon 1814 der reaktio¬ 
nären Partei in Berlin näherte, so 
empfahl er sich 1819 sogar zur Ver¬ 
folgung der Demagogen. Aber diese 
Schatten auf seinem Bilde können 
die grossen Verdienste, die er sich 
um das Bergische Land und den 
preussischen Staat erworben hat, nicht 
schmälern. 

Bonn. Walter Platzhoff. 

E. Waitz, Georg W a i t z. Ein 

Lehens- u. Charakterbild. Berlin, 

Weidmann, 1913. 100 Seiten. Preis 

1,80 M. 

Dies zum hundertjährigen Geburts¬ 
tage von Georg Waitz (geh. 9. ()kt. 1813) 
erschienene schlichte Lebensbild aus 
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der Feder seines Sohnes, des l’farrers 
Eberhard Waitz, ist eine willkommene 
Gabe, weil es manches Persönliche, 
was in den sonstigen kleinen Schriften | 
über Waitz nicht so hervortritt, 
pietätvoll aufbewahrt. Beigefügt ist 
eine Mitgliederliste der berühmten 
von Waitz in Göttingen geleiteten 
'Historischen Übungen, leider ohne 
Jahreszahlen. Auch das vorliegende 
Schrifteben zeigt, dass sich eine tiefer 
eindringende Würdigung der mensch¬ 
lichen, wissenschaftlichen und po¬ 
litischen Entwicklung des charakter¬ 
vollen Mannes wohl lohnen würde. 
Fueter ist ihm in seiner neuesten 
Darstellung gar nicht gerecht ge¬ 
worden. Hashagen. 

H. Merzdorf, Karl Willi. Nitzsch. 
Die methodischen Grundlagen seiner 
Geschichtschreibung. Ein Beitrag 
zur Geschichte der Geschichts¬ 
wissenschaft. Beiträge zur Kultur- 
und Fniversalgeschichte, herausg. 
von K. Lamprecht 24, 1913. Leipzig, 

II. Voigtländer. XI, 181 Seiten. 
Preis: (i M. 

Nach den zahlreichen Angriffen, 
die in neuerer Zeit besonders von G. 
von Below gegen die Geschicht¬ 
schreibung K. W. Nitzschs gerichtet 
worden sind, war eine Rettung des 
Werkes dieses gedankenreichen 
Kulturhistorikcrs schon lange ein 
Bedürfnis. Diese wird ohne Verschlei¬ 
erung der Grenzen und Schwächen 
in Nitzschs Arbeit durch Merzdort 
eingehend und besonnen durch geführt. 
Besonders die synthetische Methode 
und die eigentümliche Art der Ob¬ 
jektivität bei Nitzsch werden vom 
Verfasser genau beleuchtet. Die 
Zusammenhänge mit der allgemeinen 
Entwicklung der Geschichtschreibung 
treten dabei zur Genüge hervor. 
Mit Recht ist Merzdorf auf moderne 
Erteile über die von Nitzsch be¬ 
handelten wissenschaftlich cnProblc me 
häufiger eingegangen und hat daltei 
das bemerkenswerte Ergebnis gewon¬ 
nen,dass Nitzschs Anschauungen auch 
auf dein Gebiete der (Quellenkritik und 
der römischen Geschichte heute noch 
keineswegs durchweg veraltet sind 
Die Arbeit ist streng systematisch 
angelegt. Aus dieser Anlage erklärt 
sich der nicht ganz zu billigende Yer- 
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zieht auf biographische Ableitung. — 
Die 1910 von v. Below u. a. heraus¬ 
gegebenen Briefe haben für das Thema 
übrigens nur wenig Ausbeute geliefert. 
— Merzdorfs inhaltreiche Studie ist 
recht geeignet, für Nitzsch neue 
Freunde zu gewinnen. 

Hashagen. 

A. Lübbe, Friedrich Gentz und 
Heinrich von Sybel. Ein Bei¬ 
trag zur Geschichte der neueren 
H istoriographie. Gott ingen, Vanden- 
hoeck u. Ruprecht, 1913. 87 Seiten. 
Preis: 2,40 M. 

Wenn auch die starke politische 
Tendenz der Sybelschcn Geschicht¬ 
schreibung allgemein bekannt ist, so 
gewährt es doch einen besonderen 
Reiz, hier den Nachweis geführt zu 
sehen, dass Sybels wissenschaftliches 
Hauptwerk, die Geschichte der Re¬ 
volutionszeit, aufs stärkste von keinem 
geringeren als Gentz beeinflusst wor¬ 
den ist, dein bedeutendsten, aber 
auch dem extremsten literarischen 
Bekämpfer der französischen Re¬ 
volution fünfzig Jahre vor Erscheinen 
des Sybelschen Werkes. Die ausser¬ 
ordentlich weitgehende, sich bis auf 
wörtliche Übereinstimmungen er¬ 
streckende Verwandtschaft zwischen 
dem Publizisten und dem Historiker 
kann durch den Hinweis auf ihren 
gemeinsamen Lehrer Edmund Burke 
nur zu einem kleinen Teile erklärt 
werden : sie zwingt vielmehr zu der 
Annahme, dass Gentz' Waffen mit 
Bewusstsein direkt von Sybel über¬ 
nommen worden sind. Am deutlichsten 
wird das hei der Darstellung des 
Frsprungs des ersten Krieges gegen 
die Revolution: Gentz und Sybel 
machen u. a. für den Ausbruch fast 
alleine die Gironde verantwortlich 
und gehen von den friedlichen Ab¬ 
sichten der Koalition beide eine inner¬ 
lich und äusserlich durchaus ver¬ 
wandte, aber ganz übertriebene Vor¬ 
stellung. Die Arbeit des Verfassers 
bietet einen wichtigen Beitrag zur 
Kritik der Rcvolutionsgeschichts- 
schreibung in Deutschland. Sie w ird 
bei einer noch ausstchenden gründ¬ 
lichen Gesamtwürdigung Sybels eine 
Hauptrolle spielen. 

Hashagen. 


Original from 

PRINCETON UMIVER5ITY 



Anzeigen und Mitteilungen. 


495 


Gustav Freytags Briefe an Albrecht 
von Stosch. Herausgegeben und 
erläutert von Dr. Hans F. Helmolt. 
XI u. 332 Seiten. Stuttgart und 
Berlin 1913. Deutsche Verlagsan¬ 
stalt. Mk. 7,50. 

Gustav Frey tags R riefe an Stosch 
sind in der Hauptsache Alters-Briefe. 
Ein Mann, der sein Werk getan hat, 
macht seine Glossen zum Weltlauf. 
Bismarck und seine Reichsleitung, 
Flotte und Kolonien, der kronprinz- 
liche Hof, das Trauerspiel der 99 
Tage, die Anfänge Wilhelms II.: das 
alles fallt in seine Betrachtung. Sie 
enthält viel Nachdenkliches, eine 
Fülle scharfer Wahrheiten; kein 
Scheinwesen besteht vor seiner 
strengen Bürgerlichkeit. Aber sie 
beengt ihn auch, sie versperrt ihm 
das Verständnis Bismarcks. Immer 
sieht er nur die schädlichen Wir¬ 
kungen der Allgewalt des Einen, den 
Schatten, nie das Licht. Die Be¬ 
deutung des 79er Umschwungs ent¬ 
geht ihm. Soziale Bewegung und 
wirtschaftspolitische Fragen werden 
kaum berührt Der ganze Frey tag 
lebt dagegen in dem Kriegsruf. den 
er 1809 gegen „das aristokratische 
Familienregiment in Preussen“ und 
„die Obskuranten in beiden Kirchen“ 
erhebt. 

Düsseldorf. J. Heyderhoff. 

Wilhelm von Massow, Die deut¬ 
sche innere Politik unter 
Kaiser Wilhelm II Stuttgart 1 
und Berlin, Deutsche Verlagsan¬ 
stalt 1913. IX, 342 Seiten. Preis j 
geh. 7 Mk. 

Bei dem empfindlichen Mangel an 
brauchbaren Vorarbeiten hätte der 
als Publizist seit langem bekannte 
Verfasser sich seine schwierige 
historische Aufgabe erleichtert, wenn 
er durch das ganze Buch hindurch 
weniger Räsonnement und mehr Tat¬ 
sachen geboten hätte. Als historische 
Einführung in das Verständnis der 
inneren Politik hat die Arbeit gewiss 
ihre Verdienste. Als Geschiclitsdar- i 
Stellung im eigentlichen Sinne aber j 
zeigt sie nicht die nötige Liehe für 
das mühevolle Eindringen in das 
Tatsachenmaterial auch im einzelnen. 
So vermisst man, um nur eins zu j 
nennen, eine sorgfältige statistische I 


Uebersicht über die Reichstags wahlen, 
ohne die ein wirkliches Verständnis 
besonders der Parteigeschichte nicht 
möglich ist. Ebenso unerlässlich ist 
ein einleitender sorgfältiger Rückblick 
auf die Parteientwicklung von 1871 
bis 1888. Was der Verfasser seihst 
als Einleitung bietet, verliert sich 
nur zu oft in Allgemeinheiten. Zu¬ 
dem sind die Bemerkungen über die 
Entstehung und ältere Entwicklung 
der Parteien historisch nicht immer 
stichhaltig. Wertvoller sind die 
späteren Kapitel der Arbeit, die aucli 
einen beachtenswerten Versuch der 
Periodisierung der inneren Entwick¬ 
lung nach den Reichskanzlern bringen. 
Aber auch hier ist die Darstellung 
oft mehr im Tone eines Lehrbuchs 
der inneren Politik oder gar eines 
Leitartikels gehalten als im Tone 
einer Geschichtsdarstellung. Eine 
solche würde ohne Zweifel auch eine 
viel grössere Zahl von Vorstudien 
und weitere Grenzen für die Material- 
sammlimg voraussetzen, als der Ver¬ 
fasser für nötig gehalten hat. Eine 
Uebersicht über Quellen und Litera¬ 
tur hätte wenigstens heigegeben 
werden sollen. Die Tendenz des 
Verfassers ist die freikonservative. 
Sie wird oft recht kräftig herausge¬ 
arbeitet und in den beim Verfasser 
so beliebten räsonnierenden Einlagen 
gelegentlich mit einer unerfreulichen 
Miene politischer l'eberlegenheit vor¬ 
gebracht. Dass aber v. Massow auch 
dem politischen Gegner gerecht zu 
werden sucht, soll ausdrücklich an¬ 
erkannt werden. Als erste Zusam¬ 
menfassung ist das geschickt und 
mit weiser Beschränkung auf das 
Wesentliche geschriebene Ruch auch 
bei Historikern aller Beachtung wert. 

11 a s li a g e n. 

Ed. Heydenreich, Handbuch der 
praktischen Genealogie. Mit 
einer Einleitung von K. Lainprecht. 
Bd. I. XXXVI u. 398 S. Bd. II 483 S. 
8°. Leipzig 11. A. L. Degener, 1913. 

Das vorliegende Werk ist unter 
dem Titel ,,Kamiliengeschichtliche 
Quellenkunde" im J. 1909 in einem 
Bande erschienen und damals im 
28. Bande dieser Zeitschrift (S. 542 
— 545) von Ilashagen bereits ausführ¬ 
lich besprochen worden. Dass es 
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bereits nach zwei Jahren vergriffen j 
war und schon so bald in bedeutend 
erweiterter und vertiefter Fassung in 
neuer Gestalt erscheinen konnte, be¬ 
weist, wie sehr es an einem solchen 
Werk gefehlt hatte. Der wirtschaft¬ 
liche Aufschwung unseres Volkes hat 
es mit sich gebracht, dass heute in 
steigendem Maße bürgerliche Kreise 
sich familiengeschichtlichen Studien 
zuwenden. So erklärt es sich, dass 
ein Werk raschen Absatz finden 
konnte, das es zum ersten Male un¬ 
ternahm, die familiengeschichtliche 
Forschung auf eine wissenschaftliche 
Grundlage zu stellen und zugleich 
das gesamte familiengeschichtliche 
Quellenmaterial dem Genealogen dar¬ 
zubieten. 

H. hat mit grösster Gewissenhaftig¬ 
keit und unermüdlichem Eifer alle 
bei der Besprechung der ersten Auf¬ 
lage des Werkes geäusserten Wünsche 
zu berücksichtigen gesucht und sieb 
nicht darauf beschränkt, die seitdem 
erschienene Literatur hineinzuarbei¬ 
ten, sondern in vieler Beziehung 
ganz bedeutende Erweiterungen vor¬ 
genommen, sodass das Werk von 
einem auf zwei Bände anwuchs. Er 
ist dabei von einer ganzen Reihe 
von Gelehrten durch beigesteuerte 
grössere Abschnitte wie durch ein¬ 
zelne Mitteilungen unterstützt worden. 
0. Forst-Battaglia behandelt hier 
genealogische Tabellen, Karge die 
Literatur über Geschichte des Adels 
in Russland, Mucke slavische Wör¬ 
terbücher, Glossare und Genealogien. 
Frhr. v. Düngern steuerte einen 
Aufsatz über Genealogie und Rechts¬ 
wissenschaft bei, Sommer eine Ar¬ 
beit „Familiengeschichtliche Quellen¬ 
kunde in der Psychiatrie und Anthro¬ 
pologie“ und Tille eine solche über 
Genealo.-ie und Sozialwissenschaft. 
Entsprechend der von Hashagen ge¬ 
gebenen Anregung hat H. seihst ein 
Kapitpl.. Familiengeschichte und Topo¬ 
graphie' eingefügt. Besonders dan¬ 
kenswert ist es, dass H. ausserdem 
besondere Abschnitte über die fa- 
miliengeschicbtUchen Materialien in 
Bibliotheken, Museen und Archiven 
aufgenommen hat. Er kann mit Recht 
das auf solche Weise dargebotene 
Archivlexikon als eine Neubearbeitung 
von Burkhardts Hand- und Adress¬ 


buch der deutschen Archive bezeich¬ 
nen, über dessen Rahmen hinaus¬ 
gehend H. auch die übrigen Länder 
Europas berücksichtigt. 

Wenn trotz der Reichhaltigkeit des 
Gebotenen noch dies und jenes zu 
vermissen bleibt, wie z. B. die schon 
von Hashagen gewünschte eingehen¬ 
dere Behandlung der Berufsnamen, 
so kann dies kaum ins Gewicht fallen. 
H. hat durch die reiche Fülle seiner 
Literaturangaben es jedem ermög¬ 
licht, sich anderwärts zu unterrichten 
und ist, wie gesagt, nicht müde ge¬ 
worden. Ergänzungen einzufügen. Ich 
nenne hier besonders die Abschnitte 
über Konzil- und Synodalakten, Va¬ 
sallentabellen, Lehnsakten, Deduktio¬ 
nen, Verzeichnisse von Schülern und 
Lehrern, Verbindungen und Standes- 
| bücher der deutschen Fürstenhäuser. 
Das vortreffliche Register ermöglicht 
es, sieb rasch zu orientieren, ob z. B. 
über irgend einen Ort hier etwas zu 
finden ist. 

Mit Recht hat H. die bibliothe¬ 
karischen Hilfsmittel an den Anfang 
des Buchs gestellt, da hier der Fa¬ 
milienforscher doch am ersten sich 
zu orientieren hat. Dass hier auch 
mancherlei übersehen worden ist, liess 
sich wohl kaum vermeiden. Immer¬ 
hin möchte ich den frommen Wunsch 
äussern, es wären für die einzelnen 
deutschen Landschaften wenigstens 
diejenigen Zeitschriften zusammen¬ 
gestellt worden, die Orts- und Per- 
sonen-Register enthalten, da dies ja 
grade für die praktische Familien- 
forsehung ausserordentliche Erleich¬ 
terung bietet. Ebenso wäre eine 
Übersicht der I S. 6fi erwähnten Hof- 
und Staatskalender für die einzelnen 
deutschen Territorien gewiss sehr 
wünschenswert, da der „Dahlmann- 
Waitz“ für solche Dinge doch versagt. 
Grade in diesen Hofkalendern findet 
der Familienforscher oft sehr er¬ 
wünschtes Material. 

Dass in den Akten über kirchliche 
Visitationen ein reiches familien- 
geschic.htliches Material beschlossen 
liegt, hat H. I S. 7<» mit Recht betont. 
Die von mir für Jiilirh-Berg veröffent¬ 
lichten Visitationsprotokolle, die H. 
nicht erwähnt, sind in dieser Bezie¬ 
hung wohl das Reichhaltigste, weil 
Umfangreichst«, was bisher an der- 
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artigen Protokollen veröffentlicht 
worden ist. Ich darf dabei hinweisen 
auf die hierbei von mir nachgewiese¬ 
nen Einkünfteverzeichnisse der jülich- 
bergischen Kirchen und Pfarreien 
des 16. Jahrhunderts, in denen die 
Rentgeber meist namentlich aufgeführt 
sind. Auch möchte ich hier noch 
erwähnen, dass anlässlich der Be¬ 
steuerung Kommunikantenlisten auf¬ 
gestellt worden sind, von denen sich 
hier und vermutlich auch anderwärts 
einzelne Stücke erhalten haben. Auch 
die von H. nicht erwähnten Kölnischen 
Konsistorialprotokolle, die Simons 
herausgegeben hat, bieten eine grosse 
Zahl Familiennamen. 

Für unser Gebiet wäre zu I 152 
der Aufsatz von Kücb über Düssel¬ 


dorfer Schöffensiegel, zu I 162 jetzt 
die Mitteilungen der Westdeutschen 
Gesellschaft für Familienkunde nach¬ 
zutragen. In der Literatur über 
Burgen und Schlösser hätten die 
Werke von Braun und Hogenberg, 
Meisner, Merian Erwähnung verdient. 
Doch erscheint es mir fast undank¬ 
bar, derartiges vorzubringen, denn 
ich bin gewiss, dass H., sollte er 
nochmals zur Vorbereitung einer 
Neuauflage Veranlassung haben, es 
an solchen Ergänzungen nicht fehlen 
lassen wird. Und es bleibt nur zu 
wünschen, dass auch in neuer Ge¬ 
stalt dies Buch den gleichen 
raschen Absatz finde, wie in der ersten 
Fassung. 

Düsseldorf. Redlich. 


Gesellschaft für Rheinische Ge¬ 
schichtskunde. 

Bericht über das Jahr 1912. 

Ver offen tlichungen. 

Im Berichtsjahre wurden vollendet: 

1. Geschichtlicher Atlas der 
Rhein provinz. Erläuterungen. 
► ünfter ' and: Die beiden Karten der 
kirchlichen Organisation, 1450 und 
1610, von Dr. W. Fabricius. Zweite 
Hälfte. Die Trie er und Mainzer 
Kirchenprovinz. Die protestantische 
Kirchenverfassung. Bonn 1913 (Pu¬ 
blikation XII b V 2). 

Ausserdem wurde von der Kom¬ 
mission für die Denkmälerstatistik 
der Rheinprovinz aus Mitteln des 
Rheinischen I rovinzialverbandes ver¬ 
öffentlicht: 

2. Die Kunstdenkmäler der 
Kreise Aaeben-Land und Eupen, 
bearb. von Herib. Reiners. Düssel¬ 
dorf 1912 (Die Kunstdenkmäler der 
Rheinprovinz IX 2). 

Vorbereitete Veröffrtitlühungert. 

1. Rheinisc he Weis tüm er. Von 
dieser unter der Leitung des Herrn 
Geheimrats Stutz in Bonn stehenden 
Publikation sind zwei Bände in Vor¬ 
bereitung. Nach langer Untcbre- 
chung konnte die Arbeit an dem von 
dem verstorbenen Geheimrat Loersch 
wenigstens bezüglich der Texte der 
Vollendung nahegebrachten zweiten 


Bande der Ti ierer Weistümer (Ober¬ 
ämter Mayen und Münstermaifeld) 
wieder aufgenommen werden, da sich 
in der Person des Herrn Lehramts¬ 
praktikanten Dr A. Kessler, zurzeit 
in Boppard, ein geeigneter Bear¬ 
beiter fand. Dieser ist zunächst 
im Staatsarchiv Koblenz für die Er¬ 
gänzung aus noch nicht durch¬ 
gesehenen und neu hinzugekommenen 
Beständen tätig, sowie für die Samm¬ 
lung des für die Einleitung und die 
Erläuterung erforderlichen Materials. 

Von den Kölner Weistümern hat 
der ständige Mitarbeiter Herr Dr. 
Herrn. Aubin in Düsseldorf bereits 
im September v. J. das druckfertige, 
eine eingehende Einleitung und die 
Texte samt Beilagen umfassende 
Manuskript des ersten Bandes (Amt 
Hülchrath) eingeliefert. Der Druck 
konnte erst im Januar 1913 auf¬ 
genommen werden, wird aber so ge¬ 
fördert, dass die Ausgabe des Bandes 
zu Anfang des Pommers wird erfolgen 
können. Für den zweiten Band (Amt 
Brühl) hat der Herausgeber zwei 
Drittel der Texte gesammelt und für 
den Druck, mit dem etwa in Jahres¬ 
frist wird hei-onnen werden können, 
fertig gemacht. 

Zur Vervollständigung des Mate¬ 
rials für die Ausgabe der Prümer 
Weistümer hat Her Archivar a. D. 
Dr. Herrn. Forst in Zürich den 
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Nachlass Jakob Grimms in der Kgl. 
Bibliothek zu Berlin mit Erfolg durch¬ 
gesehen. Weiteres wertvolles Ma¬ 
terial entnahm er dem Eintragungs¬ 
buche der Kellnerei Schönecken, 
welches der Besitzer, Herr Dr. Meyer 
in Hillesheim, zur Verfügung stellte. 
Kerner gab Herr über- und Religions¬ 
lehrer P. Oster in Prüm Hinweise auf 
noch unbekannte Stücke, welche ver¬ 
folgt werden müssen. Den Abschluss 
der Arbeit hofft Herr Dr. Forst bis 
zum Ende des Jahres herheifübren 
zu können. 

2. Rheinische Urbare. Der He¬ 
rausgeber der Werdener Urbare, Ilr. 
Prof. Dr. Kötz8chke in Leipzig, hat 
den Druck der Akten der Abtei Wer¬ 
den jetzt beinahe abgeschlossen. Es 
stehen hauptsächlich nur mehr Ein¬ 
leitung und Register aus. Der Ge- 
8amtumfang des Schlussbandes, den 
der Bearbeiter im Laufe des Jahres 
zu vollenden hofft, wird auf etwa 
55 Bogen geschätzt. Eine Orientie¬ 
rungskarte wird beigefügt werden. 

Die Urbare von S. Severin in Köln 
hat Herr Bibliothekskustos Dr. Hilliger 
in Leipzig infolge anderer Arbeiten 
auch im abgelaufenen Jahre nicht 
fördern können 

3. Jülich-Bergische Landtags¬ 
akten. al Erste Reihe (1400-1(510). 

Herr Dr. II. Goldschmidt in Frei¬ 
burg hat für den Schlussband des 
unter Leitung von Herrn Geheimrat 
v. Below stehenden Unternehmens 
die Materialsammlung mit einer kur¬ 
zen Archivreise an den Xiederrhein 
und nach Brüssel zu Ende geführt; 
im letztgenannten Archive fanden sich 
wichtige Beiträge für die Jahre 1009 
bis 1610. In der nächsten Zeit wird 
der erste Abschnitt (2(50— 280 Akten¬ 
stücke samt Einleitung) in den Druck 
gehen. Ausserdem hat Herr Dr. 
Goldschmidt eine Darstellung über 
die Landstunde von Jülich-Berg und 
die landesherrliche Gewalt 1609 10 
im 34. Bande der ZeitscDrift des 
Aachener Geschichtsvereins veröffent¬ 
licht. Ein Nachtrag von 77 Akten¬ 
stücken zu den beiden ersten Bänden 
der Landtagsakten, besonders aus 
dem Münchener Reichsarchiv und aus 
Privatarchiven, wird im Laufe dieses 
Jahres in der Festschrift des Ber- 
gischen Geschichtsvereins erscheinen. 


b) Zweite Reihe (1624—1653). 

Den Druck des ersten Bandes hat 
Herr Archivrat Dr. Küch in Marburg 
nur wenig fördern können. Bisher 
liegen 24 Bogen gedruckt vor. Um 
den Druck bald zu Ende zu führen, 
will der Herausgeber seinen Urlaub 
im Frühjahr darauf verwenden. 

4. Matrikel der Universität 
Köln. Die Druckvorbereitung des 
zweiten Bandes (1466 —1559) ist durch 
Herrn Prof. Dr. Keussen in Köln 
anhaltend gefördert worden. Ein 
sehr grosser Teil des Erläuterungs¬ 
materials ist bereits in den Anmer¬ 
kungen verwertet. Hauptsächlich 
erübrigt noch die Feststellung der 
Beziehungen zufremdenUniversitäten, 
sowie die Ermittlung der literarischen 
Tätigkeit der Professoren. Die Grund¬ 
zahlen für die statistischen Tabellen 
sind festgestellt. mit der Berechnung 
der l’rozentziffern ist begonnen 
worden. 

Daneben hat der Bearbeiter ein 
reiches Material für einen Ergän¬ 
zungsband zum ersten Bande zusam¬ 
mengestellt, in welchem ausser dem 
Stoffe der bei der Herausgabe des 
e sten Bandes (1891) unzugänglichen 
artistischen Dekanatsbücher auch 
Nachrichten aus Wiener und Pariser 
(Quellen verwertet werden, namentlich 
aus dem bisher verschollenen ältesten 
Briefbuche der Universität, welches 
der Herausgeber im Pariser Cod. lat. 
5237 entdeckt hat. 

5. Älteste rheinische Urkun¬ 
den (bis zum Jahre 1100). Herr 
Prof. Dr. Oppermann in Utrecht 
hat im April und August sieben 
Wochen auf dem Staatsarchiv in 
Koblenz gearbeitet und die dortigen 
Trierer Bestände im wesentlichen 
anfzaarbeiten vermocht, obwohl die 
Fälschungen für St. Matthias in Trier 
zeitraubende Untersuchungen notwen¬ 
dig machten. Sie bilden eine Gruppe 
von 27 Spurien, von denen zehn an¬ 
geblich der Zeit vor 1100 angehören, 
und sind zwischen 1273 und 1285 von 
sichen verschiedenen Schreibern nach 
Diktaten desselben Mannes hergestellt, 
von dem die letzten (nicht von dem 
Mönch Heinri'-h von St. Matthias 
herrührenden) Kapitel der Gesta Hein- 
rici II. archiepiscopi verfasst sind. 
Eine Untersuchung über die Werdener 
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Urkundenfälschungen ist vollendet 
und geht jetzt in den Druck; eine 
erneute Untersuchung der Siegburger 
XJ rkunden, welche die Entstehungszeit 
der beiden ältesten Anno-Urkunden 
und der Ilildolf-Urkunde in die Jahre 
10R2—1084 hinaufrückt und die Di- 
dlome HeinrichsIV. (Stumpf 2747 und 
2975) als unecht zu erweisen gedenkt, 
ist im Manuskript abgeschlossen. Die 
Aufarbeitung des gedruckten Mate¬ 
rials ist fortgesetzt worden. 

Nach dem Bericht von Herrn Prof. 
I)r. Levison in Bonn hat Herr Dr. 
Deutsch in Döttingen die Bearbeitung 
der nicbturkundliehen Quellen zur 
älteren Geschichte der Rheinlande 
regelmässig fortgesetzt. Doch erfor¬ 
dert die Aufarbeitung der neueren 
Literatur mehr Zeit, als der Bearbeiter 
erwartet batte. 

6. Regesten der Kölner Erz¬ 
bischöfe. Die Arbeit am ersten 
Bande (bis 1110) hat Herr Prof. 
Oppermann in Utrecht im Berichts¬ 
jahre nicht fördern können. 

Der Text der zweiten Hälfte des 
dritten Bandes (1201—1304) ist ein¬ 
schliesslich der Nachträge und Be¬ 
richtigungen fertiggestellt. Das im 
Manuskript vorliegende umfängliche 
Register ist im Druck, so dass der 
Bearbeiter, Herr Archivrat Dr.Knip- 
ping in Koblenz, demnächst seinen 
Anteil an den Regesten abgeschlossen 
haben wird. 

Die Regesten der Erzbischöfe von 
1304 — 1414. unter Leitung von Herrn 
Geheimrat Prof. Dr. Schulte in Bonn 
stehen, wurden auch im Berichts¬ 
jahre vom Bearbeiter Herrn Dr. Wilh. 
Ivisky in Köln ununterbrochen ge¬ 
fördert. Der erste Rand, der die 
Regierungszeit Heinrichs II. von Virne¬ 
burg umfasst, und von dem bereits 
30 Hogcn im Druck vorliegen, wird 
im Sommer in einer Stärke von etwa 
50 Bogen und mit ausführlichen Re¬ 
gistern versehen erscheinen. Die 
Bearbeitung des folgenden Randes, 
der in zwei Abteilungen, 1332—1340 
und 1349—1370, erscheinen soll, ist 
ebenfalls soweit vorgeschritten, dass 
dessen Druck sich unmittelbar an- 
schliessen wird. 

7. Geschichtlicher Atlas der 
Rheinprovinz. Der Registerband 
zum fünften Erläuterungsbande (zu 


den Kirchenkarten 1450 und 1510), 
bearbeitet von Dr. Fabricius, ist 
etwa zur Hälfte im Druck vollendet. 
Er wird 25 Bogen stark und um- 
schliesst bequeme Übersichten über 
die Kollatoren, Dezimatoren, Klöster 
usw. Er wird zusammen mit der 
fertig vorliegenden zweiten Hälfte 
des Bandes (Kirchenprovinzen Trier 
und Mainz; die protestantische Kir¬ 
chenverfassung) in den nächsten 
Wochen herausgegeben werden. 

Von dem sechsten Erläuterungs¬ 
bande (der vordere Nahegau mit 
Kreuznach) ist der Text, 33 Bogen 
umfassend, fertig gedruckt. Als Bei¬ 
gaben sind drei Karten (Gaukarte 
ca. 1000, Maßstab 1:500000; Ter¬ 
ritorienkarte ca. 1250 in demselben 
Maßstabe; Karte um 1430 mit den 
Gemarkungen, 1:250000) in Aus¬ 
sicht genommen. Für die Einleitung 
zu diesem Bande ist der Verfasser, 
Herr Dr. Wilh. Fabricius in Darm¬ 
stadt, mit Vorstudien beschäftigt. 

An den Karten zur Kultur- und 
Siedlungsgeographie der Rheinprovinz 
war Herr Dr. Walter Tuck ermann 
in Köln andauernd tätig. Er hat die 
Blätter der Trancbotschen Karte 
| (1802 -1814) aus dem Saar- und Nahe- 
! gebiet jetzt sämtlich auf die Mess¬ 
tischblätter übertragen, ferner etwa 
25 Blätter aus dem niederrheinischen 
Gebiet, unter ihnen die der Kölner 
Umgebung, diese in möglichster Aus¬ 
führlichkeit. 

8. Romanische Wandmale¬ 
reien. Nach dem Berichte von Herrn 
Geheimrat Prof. C 1 e m e n in Bonn 
schreitet der Druck des Textbandes 
jetzt rasch voran, so dass er bald 
dem im Jahre 1905 erschienenen 
Tafelbande nachfolgen kann. 

9. Quellen zur Rechts- und 
Wirtschaftsgeschichte der 
rheinischen Städte. 

a) Niederrheinische Städte. 
Die Bearbeitung der rechts- und ver¬ 
fassungsgeschichtlichen Quellen von 
Wesel hat Herr Archivar Dr. Foltz 
in Düsseldorf unter Leitung von Herrn 
Oeheimrat Ilgen im verflossenen 
Jahre fortgesetzt. Bei dem Umfange 
des zu bewältigenden Stoffes ist je¬ 
doch die Fertigstellung des Manu¬ 
skriptes im Jahre 1913 noch nicht 
zu erwarten. 
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Für Düren hat Herr Prof Dr. 
Schoop die abzudruckenden Texte 
nahezu vollständig abgeschrieben. 
Die für die Einleitung zu verwerten¬ 
den Urkunden sind ebenfalls zum 
grössten Teil znsammengetrageD. Da 
der Herausgeber anderweitig stark j 
in Anspruch genommen ist. wird sich 
indessen der Ab-cbluss der Arbeit 
noch etwas verzögern 

b)StädtedersiidlichenRhein- 
provinz. Wie der Leiter, Herr | 
Geheirnrat Dr. Reimer in Marburg, 
berichtet, stehen die Arbeiten an 
den Trierer Quel'en unmittelbar vor 
dem Abschluss. Herr Prof. I'r. Ru¬ 
dolph in Homburg v. d. II. hat sein 
Manuskript eingereicht und hat nur 
noch einige notwendige Korrekturen 
vorzunehmen. Es ist zu erwarten, 
dass die Arbeit im April in Druck 
gehen kann. Die Einleitung hat Herr 
Dr. Ke ntenich in Trier fertigsestellt. 

Die Bearbeitung der Quellen für 
Boppard und Oberwesel hat Herr 
Archivrat Dr. Richter in Koblenz 
rüstig gefördert. Die Sammlung des 
Materials ist besonders für Boppard 
ihrem Abschluss nahe; auch die 
Herstellung der Texte ist voran¬ 
geschritten. Bei dem Umfange des 
für Boppard zu berücksichtigenden 
Materials erscheint es fraglich, ob 
sich die Vereinigung der Quellen 
beider Städte in einem Bande er¬ 
möglichen lässt. 

Für die Bacharacher Quellen 
hat Herr Dr. F liedner in Düssel¬ 
dorf die Karlsruher pfälzischen Ko- 
pialbücher durchgearbeitet und denkt 
nach Ostern mit der Verarbeitung 
der einschlägigen Archivalien des 
Koblenzer Staatsarchivs zu beginnen. ! 

Die Quellen von Mayen und 
M ü n st er maifeld bearbeitet Herr 
Dr. Wiese in Koblenz. Er hat im 
dortigen Staa'sarchiv die Urkunden 
des Kurtrierischen Archivs, nament¬ 
lich Ämter und Orte, und die drei 
Balduineen, sowie die Ui künden des 
Mayener Pfarr- und Stadtarchivs 
durchgearbeitot und mi' den Akten 
des letzteren Archivs begonnen. Da j 
für Münstermaifeld noch erst wenig 
geschehen ist, ist der Abschluss der 
Arbeit noch nicht bevorstehend. 

Über seine Arbeiten an den Quellen 
für Bernkastel, Cochem und Zell 
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berichtet Herr Dr. M a r t i n in Koblenz, 
dass er für diese drei Städte des 
Kurtrierischen Archivs (mit der Ab¬ 
teilung Ämter und Orte für Bern¬ 
kastel) durchgesehen und mit den 
kopiaren begonnen habe. Die Samm¬ 
lung des Materials ist bereits ziem¬ 
lich umfänglich. 

10. Münzen von Trier. Über 
die Arbeiten von Herrn Prof. Dr. 
Men adier in Berlin am ersten Bande 
(beschreibende- Verze ebnis der Trie¬ 
rer Münzen vom 14. —10 Jahrhundert) 
liegt kein Bericht vor. 

11. Vatikanische Urkunden 
und Regesten zur Geschichte 
der Kheinlande. Die Drucklegung 
des VII. (Schluss-) Bandes der von 
dem f H V. Sauerland in Rom ge¬ 
sammelten Dokumente, welche Herr 
Dr. Herrn. Th im me in Köln besorgt, 
ist bald beendet; es liegen bereits 
27 Bogen vor. Da der Druck der 
Register sich sofort an den Druck 
des Textes anschliei-sen kann, so ist 
das Erscheinen des Bandes in den 
nächsten Monaten zu erwarten. 

12. Rheinische Siegel. Für die 
dritte Lieferung dieses Werkes, wel¬ 
ches Herr Dr. Wil h. Ewa 1 d in Neuss 
unter Leitung von Herrn Geheimrat 
Ilgen hearbei'et, liegt bereits eine 
grössere Zahl von Photographien vor. 
Voraussichtlich kann diese Lieferung, 
welche die Siegel der Abte, Äbtissin¬ 
nen und sonstig n geistlichen Dignitare 
umfassen soll, im Laufe des Jahres 
1014 erscheinen. 

13 Jül ich-Bergische Kirrhen- 
polirik am Ausgang des Mi tel- 
alters undinderReformations- 
zeit. Der zweite Teil des zwei'en 
Bandes, der die Brrgischen Erkun¬ 
digungsprotokolle (1533—1589)sowie 
die Eii.leitune zum ganzen Bande 
enthalten wird, ist von Herrn Archiv¬ 
rat Dr. Redlich in Düsseldorf vor 
einiger Zeit in den Druck gegeben 
worden Sechs Bogen sind bisher 
gedruck*, es steht zu hoffen, dass 
der Band im Spätherbst zur Ausgabe 
gelanet. 

14. Statu*en des Kölner Dom¬ 
kapitels. Von den im Düsseldorfer 
Staatsarchiv befindlichen Akten- 
bestiinden hat der seit dem 1. August 
unter Leitung von Herrn Geheirnrat 
Stutz als ständiger Mitarbeiter an- 
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genommene Herr Dr. G. Kalten in 
Bonn die Rechnungen der Kapitels¬ 
ämter, einen grossen Teil der Sitzungs¬ 
protokolle des Domkapitels sowie 
einen Teil der Kopialbiicher aufgear¬ 
beitet. Im Laute des Jahres 1913 
sollen die Memorienbiicher daselbst 
sowie die im Kölner Dom- und Stadt¬ 
archiv befindlichen Archivalien in 
Angriff genommen und, wenn möglich, 
auch die in Arras liegende Handschrift 
der Statuten bearbeitet werden. 

15. Akten der Jülich-Klev i - 
schen Politik Kurbrandenburgs 
1610—1640. Für diese seit dem Jahre 
1906 unterbrochene Ausgabe ist Herr 
Dr. K. Schumacher in Düsseldorf 
unter Leitung von Herrn Archivrat 
Dr. Redlich als Mitarbeiter einge¬ 
treten. Seine Arbeiten haben sich ! 
zunächst den Jahren 1614 bis 1621 
zugewandt, da der frühere Mitarbeiter, 
Herr Prof. Dr. Löwe in Köln, die 
Jahre 1609—1614 in der nächsten 
Zeit für den Druck fertig zu stellen 
beabsichtigt. Herr Dr. Schumacher 
wird zunächst das Material im Düssel¬ 
dorfer Staatsarchiv aufarbeiten. Die 
Publikation wird sieb bezüglich der 
abzudruckenden Texte im wesent¬ 
lichen auf die politische Korrespondenz 
zwischen der Berliner Regierung und 
der Statthalterei am Niederrhein 
beschränken Zur Erläuterung der 
Brandenburgischen Politik wird wei¬ 
teres Material in Anmerkungen und 
Exkursen verwertet werden. Herr 
Geheimrat Ritter in Bonn hat seine 
Verzeichnisse und Auszüge 1610-1614 
(dazu Nachträge aus Schlobitten bis 
1616) zur Verfügung gestellt. 

16. Quellen zur Geschichte 
des Kölner Handels und Ver- ! 
kehrs bis zum Jahre 1500. Herr 
Dozent Dr. Bruno Kuske in Köln 
hat den Druck des Werkes im Be¬ 
richtsjahre ununterbrochen gefördert. 
Der erste Band, dem eine auf 20 Bogen 
geschätzte Einleitung beigegeben 
werden soll, umfasst 29 Bogen Text 
(bis zum Jahre 1440), die schon seit 
längerer Zeit fertig sind. Vom zweiten 
Bande liegen 23 Bogen Text (bis 1475) 
gedruckt vor. Glossar und Register, 
welche den Abschluss des Bandes 
bilden sollen, sind auf 15 Bogen be¬ 
rechnet. Das Werk wird im Jahre 
1914 erscheinen können. 


Die Fortsetzung dieser Publikation 
bis zum Jahre 1650 hat Herr Dr. 
Herrn. Th im me in Köln übernom¬ 
men, der am 1. April als Mitarbeiter 
eintritt. Der Stoff für diese Fort¬ 
setzung ist von ihm in seiner bis¬ 
herigen Stellung als Volontär des 
Kölner Historischen Archivs bereits 
gesammelt worden. Bei dem grossen 
Umfange des Quellenmaterials wird 
die Bearbeitung auf die Heraushebung 
des Wesentlichen besonderen Wert 
legen. Eine besondere Untersuchung 
von Dr, Thimme über den inter¬ 
nationalen Handel in Köln 1570 bis 
1600 ist vollendet und wird in der 
„Westdeutschen Zeitschrift“ ver¬ 
öffentlicht. 

17. Neu-Ausgabe der Kölner 
Reimchronik von Gottfried 
Hagen (um das Jahr 1270). Durch 
Überhäufung mit Berufsarbeiten hat 
der Herausgeber, Herr Oberlehrer Dr. 
Ernst Dornfeld in Köln, im Herbst 
seine wissenschaftlichen Arbeiten 
unterbrechen müssen, hofft aber von 
Ostern an die Ausgabe anhaltend 
fördern zu können. 

18. Bibliographie der perio¬ 
dischen Literatur der Rhein¬ 
lande 1794—1814. Diese von Herrn 
Oberlehrer Dr. Karl d'Ester in 
Dortmund übernommene Arbeit steht 
noch in den Anfängen, wird aber jetzt 
rascher gefördert werden können, da 
der Bearbeiter für den Sommer einen 
längeren Urlaub nehmen will, um die 
noch erforderlichen Reisen zu machen. 

19. Wörterbuch der rhei¬ 
nischen Mundarten. Die Ar¬ 
beiten an diesem Wörterbuch, welches 
unsere Gesellschaft in Gemeinschaft 
mit der Königlichen Akademie der 
Wissenschaften in Berlin und dem 
Rheinischen Provinzialverband heraus¬ 
geben wird, haben nach dem Bericht 
des Leiters, Herrn Gebimrat Franck 
in Bonn, ihren regelmässigen Fort¬ 
gang genommen. An die Stelle des 
ausscheidenden Mitarbeiters Dr. 
Frings trat im April Dr. Otto Schu¬ 
mann aus Marburg, während der seit 
einigen Jahren beschäftigte cand. phil. 
Schwarz seine Tätigkeit auf zwei 
Wochentage einschränken musste. 
Als Hilfsarbeiterinnen wurden auf¬ 
genommen im März Frl. Seibert, im 
Mai Frl. Weidenfeld und im Juli 
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Frl. Hunten. Ausserdem ist seit Mitte 
Juni der cand. phil. Dr. Scbmoeckel 
aus Siegen tiitig. Anfangs April 
wurden die neuen von der Universität 
Bonn gewährten ausreichend grossen 
Räume bezogen. 

Die Verzettelung der Eingänge an 
Einzelmaterial, die durch einen an¬ 
fangs Oktober veröffentlichten Auf¬ 
ruf in den Zeitungen einen neuen 
Anstoss erhielten, und der gedruc kten 
Texte wurde den vermehrten Kräften 
entsprechend fortgesetzt. Die Bear¬ 
beitung der Fragebogen, von denen 
seit der letzten Mitteilung Nr. 17 bis 
19 ausgegeben wurden, schreitet nach 
der bisherigen Methode langsam fort. 
Die kartographischen Arbeiten sowie 
die Vorbereitung von Lauttafeln sind 
durch den Austritt von Dr. Frings 
zurzeit ins Stocken geraten. 

Der Bestand an Zetteln aus der 
lebenden Mundart wird, abgesehen 
von denen, die sich noch im Besitze 
von Herrn Dr. Trense befinden, auf 
31)0000, der aus Urkunden und anderen 
gedruckten Texten auf über 30000, 
der aus Fragebogen auf fiOOOO ge¬ 
schätzt. Auf weitere Hilfe tu der 
Exzerpierung älterer Materialien, wie 
sie noch im vorigen Bericht erwäh¬ 
nenswert schien, ist, von etwaigen 
gelegentlichen Mitteilungen abge¬ 
sehen, augenblicklich kaum zu rechnen. 
Ein Besuch des Düsseldorfer Staats¬ 
archiv ergab, dass an eine einiger¬ 
maßen umfassende und systematische 
Ausnutzung in unserer Lage nicht 
zu denken ist. 

In einer Sitzung der Wörterbuch¬ 
kommission, die am 12 März. 1912 
zu Bonn stattfand, wurde die Ver¬ 
öffentlichung einer ersten l’robe des 
Rheinischen Wörterbuchs für das Jahr 
1913 ins Auge gefasst. Um eine Ver¬ 
stärkung der Hilfskräfte zu ermög¬ 
lichen und dadurch die Ausgabe der 
ersten Lieferungen zu beschleunigen, 
hat für das Jahr 1912 der Provinzial- 
verband den Zuschuss um 1000 Mk., 
die Akademie und die Gesellschaft 
für Rheinische Geschichtskunde um 
je öOO Mk. erhöht; eine ähnliche 
Erhöhung wird für das Jahr 1913 
erhofft. 

Die Arbeiten am historischen Kölner 
Sprachschatz, die auch dem Rhei¬ 
nischen Wörterbuch zugute kommen, 


sind im verflossenen Jahre unter 
Leitung des Herrn Dr. A. Wrede 
(Köln) beträchtlich gefördert w orden. 
Bisher wurden eine Reihe von Turm¬ 
büchern (Gefangenenverhöre), Kri¬ 
minalprozessakten, Handels- und 
Gewerbeakten, Zunfturkunden, Ge¬ 
schäftsbüchern, Nachlassverzeii bnis- 
sen, Testamenten, Inventarien von 
Anstalten (Hospitälern) und Privat¬ 
leuten, Soldverschreiburger, Rats¬ 
edikten, Kirchenarchivalier, Rech- 
nnngsbuchern der städtischen Ver¬ 
waltung, und von Korporationen sowie 
viele einzelne Urkunden und Akten¬ 
stücke, auch gedruckte Quellen ver¬ 
arbeitet und verzettelt. Die Bear¬ 
beitung berücksichtigt neben der rein 
sprachlichen Seite (in lautlicher, 
grammatischer und lexikographischer 
Hinsicht) auch die sachliche, so dass 
der historische Kölner Sprachschatz 
auch eine kulturhistorische Quelle zu 
w erden verspricht. Auchder Gebrauch 
der Fremdwörter wird einbegriffen. 

20. Rheinische Archiv -Über- 
i sichten. Im vorigen Jahre hat Herr 
Dr. Joh. Krudewig den Kreis Witt- 
I lieb, gleichzeitig im Aufträge der 
Kommission fürdie Denkmälerstatistik 
bereist. Die Übersicht ist diesem 
Jahresbericht beigegeben. Für das 
laufende Jahr ist die Bereisung des 
Landkreises Trier ins Auge gefasst. 

A'eue Unternehmungen. 

1. Quellen zur Geschichte der 
Aufklärung am Rhein im 18. 
Jahrhundert. Im Anschluss an 
eine von den Herren Privatdozenten 
Dr. J. Hashagen und Dr. Franz 
Schultz in Bonn im Jahre 1906 
vorgelegte Denkschrift hat der Vor¬ 
stand Herrn Dr. Gisbert Beyer¬ 
haus in Bonn die Aufstellung eines 
Planes zu einer Quellenpubli¬ 
kation zur Geschichte der Auf¬ 
klärung am Rhein im 18. Jahr¬ 
hundert übertragen. Die Veröffent¬ 
lichung soll in erstfr Linie das weit¬ 
verzweigte, zum Teil versprengte ge¬ 
druckte Material nach den geistigen 
Zentralpunkten des Rheinlandes sam¬ 
meln, um für eine dereinstige Ge¬ 
schichte der rheinischen Aufklärung 
sowohl eine bibliographische Grund¬ 
lage als auch wichtige Quellen zu 
1 liefern. Das archivalische Material 
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soll in beschränktem Umfange heran¬ 
gezogen werden. Zeitlich wird die 
Publikation die Aufklärung von ihren 
noch zu ermittelnden ersten Anfangs¬ 
stadien (um 1700) bis zum Durchbruch 
der romantischen Bewegung am Rhein 
(um 1804) umfassen. Für die perio¬ 
dische Literatur, die von 1794 an 
in der Bibliographie von Herrn Ober¬ 
lehrer Karl d'Ester behandelt wird, 
bildet die französische Herrschatt 
auch ans sachlichen Gründen die 
Grenze. 

Nachdem der eingereichte Plan in 
der Sitzung vom 29. Juni 1912 ge¬ 
billigt worden ist. hat der Vorstand 
beschlossen, Herrn I)r. Beyerhaus 
mit der Bearbeitung zu betrauen und 
und ihn als ständigen Hilfsarbeiter 
für diese Edition vom 1. September 
an anzustellen. Die Leitung hat Herr 
Geheimrat v. Bezold übernommen. 
Die Arbeit hat mit der Sammlung 
des gedruckten Materials im Gross¬ 
herzogtum Berg und Erzbistum Trier 
begonnen, auf den übrigen Gebieten 
wurde eine möglichst allseitige Orien- 
tierung angestrebt. Besucht wuirden 
Düsseldorf, Duisburg, Trier und Neu¬ 
wied, 

2. DieTätigkeitderlmmediat- 
Justiz- Komm issi onen für die 
preussischen Rhein provinzen, 
1816—1818. Einer Anregung von 
Herrn Prof. E. Landsberg in Bonn 
folgend, hat der Vorstand die Heraus¬ 
gabe der Gutachten und verwandten 
Aktenstücke beschlossen, welche von 
der im Jahre 1816 eingesetzten Kom¬ 
mission ausgegangen sind und ent¬ 
scheidend waren für die Frage nach 
der Einführung des preussischen All¬ 
gemeinen Landrechts oder der Auf¬ 
rechterhaltung des französisch - rhei¬ 
nischen Rechts. Die Ausgabe ist 
Herrn Prof. Landsberg übertragen 
worden. Sie wird nur die wichtigsten, 
für die Erhaltung des rheinischer. 
Rechts bestimmend gewordenen Gut¬ 
achten abdrucken, in einer längeren 
Einleitung aber die ganze Streitfrage, 
die gleich bedeutsam vom juristischen 
wie vom politischen Standpunkte war, 
im Zusammenhang darlegen. 

Merissen-Stiftung. 

Herr Dr. Heinr. Oidtmann in 
Linnich, der Verfasserder Preisschrift 
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über die Rheinischen Glasmale¬ 
reien vom 12. bis zum 16. Jahr¬ 
hundert, ist am 23. März v J. gleich 
nach der Vollendung des Drucks des 
I. Bandes seines Werkes gestorben. 
Infolgedessen hat sich die Drucklegung 
des II. Bandes nicht unwesentlich 
verzögert. Jedoch hat der Sohn des 
Verfassers, Herr cand. arch. et art. 

H. Oidtmann, das binterlassene 
Manuskript für den Druck vorbereitet 
und vor kurzem eingereicht. 33 Licht¬ 
drucktafeln, 4 Farbentafeln und 200 
Abbildungen werden dem Bande bei¬ 
gegeben werden. Sein Erscheinen 
ist gegen Ende des Jahres zu erwarten. 

Preisaufgaben der Mevissen-Stiftung. 

1. Die Rbeinprovinz unter der 
preussischen Verwaltung von 1815 
bis zum Erlass der Verfassungs¬ 
urkunde. 

2. Die niederrheinische Plastik des 
15. und beginnenden 16. Jahrhunderts. 
Für 1 beträgt der Preis 5000 Mk., 
für 2 2000 Mk. Frist für 1 ist der 

I. März 1914, für 2 der 1. April 1913. 
Bewerbungsschriften sind an den 
Vorsitzenden der Gesellschaft einzu¬ 
senden. 

Denkmalersla/istik der llheinprovim. 

Im vergangenen Geschäftsjahr ist 
veröffentlicht worden ein Band der 
Denkmälerbesehreibung des Regie¬ 
rungsbezirks Aachen, enthaltend die 
Kunstdenkniäler der Landkreise 
Aachen und Eupen, bearbeitet von 
Heribert Heiners, mit 12 Tafeln 
und 229 Abbildungen im Texte. 

Die Arbeiten der Inventarisation 
haben in diesem Zeitraum zunächst 
wie im letzten Jahre der Vollendung 
der Aufnahmen der Städte Köln und 
Aachen gegolten. Der zweite, die 
kirchlichen Denkmäler der Stadt Köln 
umfassende Band, der von St. Alban 
in alphabetischer Folge bis St. Georg 
reichen wird, bearbeitet von Hugo 
Rahtgens und Wilb. Ewald, mit 
Quellenübersichten von Johannes 
Krudewig, befindet sich im Druck. 
In Aachen liegt das Manuskript des 
ersten Bandes, der ausschliesslich das 
Münster mit seiner Ausstattung um¬ 
fassen soll, fertig vor, bearbeitet von 
Karl Faymonville; der Druck soll 
in diesem Sommer beginnen. Das 
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in Aachen sich ergebende Material 
ist so bedeutend, dass es voraus¬ 
sichtlich drei Bände füllen wird. 

Im Regierungsbezirk Trier ist iin 
vergangenen Jahr der Kreis VVittlich 
bereist worden — die Archivbereisung 
durch Johannes Krudewigist ab¬ 
geschlossen, die Inventarisation der 


Denkmäler ist durch Ernst Wacken¬ 
roder nur zu zwei Dritteln vollendet 
und wird in diesem Jahre fortgesetzt 
werden. Das Manuskript über die 
Kunstdenkmäler des Kreises Prüm 
liegt fertig vor, mit der Drucklegung 
I soll begonnen werden. 


Gesellschaft für Rheinische Ge- i 
Schichtskunde. 

Bericht über das Jahr 11)13. 


Veröffentlichung> n. 


1. Geschichtlicher Atlas der 
Rheinprovinz. Erläuterungen. 
Fünfter Band: Die beiden Karten der 
kirchlichen Organisation, 1450 und 
1610, von Dr. W.Kahricius. Register. 
Bonn 1913 Publikation XII h V 3). 

2 Die Wei8tümer der Rhein¬ 
provinz. Zweite Abteilung: Die 
Weistümer des Kurfürstentums Köln. 
Erster Band: Amt Hülchrath, heraus- 
gpgeben von Herrn, Au bin. Bonn 
1013 (Publikation XVIII, 2, 1). 

3. Die Regesten der Erz¬ 
bischöfe von Köln jm Mittel- 
alter. Dritter Band. Zweite Hälfte: 
1-61—1304, bearbeitet von R. Knip- 
ping. Bonn 1913 (Publikation XXI, 

3 , 2 ). 


I 


4. Urkunden und Regesten zur 
Geschichte der Rheinlande aus 
dem Vatikanischen Archiv, ge¬ 
sammelt und herausgegeben von 
Heinr. Volb. Sauerland. Siebenter 
(Schluss-)Band: 1400—1415, heraus- 
gegeben von Herrn. Thimme. Bonn 
1913 (Publikation XXIII, 7). 

5. Die Gutachten der Rhei¬ 
nischen Immediat-Justiz-Kom - 
mission und der Kampf um die 
rheinische Rechts- und Gerichtsver¬ 
fassung 1814—1819 von Dr. Ernst 
Landsb erg. Bonn 1914 (Publi¬ 
kation XXXI). 


Vorhereifete Veröffentlichungen. 

1. Rheinische Weistümer. Wie 
Herr Geheimrat Stutz in Bonn be¬ 
richtet, war für die Trierer Weis¬ 
tümer der Bearbeiter Dr. A. Kessler 
bis zum 1. Oktober im Staatsarchiv- 
Koblenz unausgesetzt und mit Erfolg 
tätig; seitdem konnte er sich, seiner 
militärischen Dienstpflicht genügend, 


nur noch nebenher der Arbeit widmen. 
Die Akten der Kellnereien Mayen. 
Münstermaifeld und Kochern, die 
Kurtrierischen Akten, Religionsakten 
und Statistik, die Akten Kurkölnische 
Ämter und Ortschaften, die Urkunden 
und Akten von Laach sowie die zu¬ 
letzt in Angriff genommenen Akten 
der Grafschaft Virneburg ergaben 
nicht nur ein reiches und wertvolles 
Erläuterungsmaterial, sondern auch 
nicht wenige bisher noch nicht ver- 
zeichnete Weistümer. 

Nachdem Herr Dr. H. Au bin die 
Weistümer des Kölnischen Amtes 
Hülchrath veröffentlicht und das 
Manuskript der Weistümer des Amtes 
Brühl vollendet hatte, ist er am 1. 
November v. J. aus seinem Verhältnis 
als ständiger Mitarbeiter ausge¬ 
schieden, um sich zunächst anderen 
Arbeiten zu widmen. Doch ist der 
Druck der Briihler Weistümer so weit 
gefördert (bisher 10 Bogen) worden, 
dass sein baldiges Erscheinen zu er¬ 
warten ist. Auch besteht Aussicht, 
dass Herr Dr. Aubin später wieder 
für das Weistümer-Unternehmen tätig 
werden wird, und zwar für eine dritte 
Reihe, die Jülicher Weistümer, die 
neben den Kölner in Angriff genom¬ 
men werden sollen, um neben dem 
territorialen Prinzip der Edition auch 
den geographischen Gesichtspunkt 
zur Geltung zu bringen und die 
Weistümer der an das Amt Hülchrath 
angrenzenden Gebiete zugänglich zu 
machen. 

Herr Archivar a. D. Dr. Herrn. 
Forst in Zürich ist mit der Aus¬ 
arbeitung der Einleitungen und Er¬ 
örterungen zu den Priimer Weis¬ 
tümer n beschäftigt. Die Anzahl 
der vorhandenen Weistümer aus dem 
Gebiete des vormaligen Oberamtes 
Prüm (mit Einschluss der Ämter 
Schönberg und Schönecken, sowie 


Digitized by Google 


Original from 

WUNCETON UNIVERSITY- 



Anzeigen und Mitteilungen. 


505 


des Hofes Pronsfeld und der Herr- I. Band ist reiches Erlfiuterungs- 
schaft Fleringen) beträgt etwas über material gesammelt worden. 

80. Bis zur Mitte des Jahres hofft 5. Älteste rheinische Ur- 
der Herausgeber die Druckvorhe- künden (bis zum Jahre 1100). Herr 

reitung der Prümer Weistümer fertig- Prof. Dr. Oppermann in Utrecht 

zustellen. hat dem Vorbtande eine Denkschrift 

2. Rheinische Urbare. Herr über Anlage und Umfang der bevor- 

Prof. Dr. Kützschke in Leipzig hat stehenden Edition eingereicht. Im 

den Druck der Texte der W erde ne r Berichtsjahre hat der Herausgeber 

Urbare vollendet bis auf einen insbesondere die Echternacher Ur- 

kleinen Nachtrag, in dem er neu auf- künden bearbeitet. Eine Reise nach 

gefundene Register und Rechnungen Paris wegen der Maximinen-Urkunden, 

der Propstei und Küsterei aus dem sowie nach Koblenz und Düsseldorf 

14. und 15. Jahrhundert behandeln zur Feststellung der Texte der Papst¬ 
will. Da der II. Textband jetzt schon und Kaiserurkunden ist noch erfor- 

51 Bogen umfasst, so ist für Ein- derlich. Im nächsten Jahre glaubt 

leitung, Register und Karte ein be- I der Herausgeber mit dem Drucke des 
sonderer III. Band vorgesehen. Das I. Bandes beginnen zu können. 

Erscheinen beider Bände ist im Laufe Herr Dr. Jos. Deutsch, zurzeit 
des Jahres 1914 bestimmt zu erwarten. an der Bibliothek des Senckenber- 

HerrBibliothekskustosDr.Hilliger ! gischen Instituts in Frankfurt a. M. 
in Leipzig hat auch im Berichtsjahre tätig, hat, wie Herr Prof. Dr. Le vison 

nicht für die Urharevon St. Severin in Bonn berichtet, die Durcharbeitung 

tätig sein können, da er zuvor andere der nichturkundlicben Quellen zur 

Arbeiten zum Abschluss bringen muss. [ ältesten Geschichte der Rheinlande 

3. Jülich-Bergische Landtags- fortgesetzt und hat auf Grund der 

akten. Scriptores rerum Merovinpicarum der 

a) Erste Reihe (1400—1610). Auctores antiquissimi, der Monumenta 

Der III. Band (1589—96), welchen Germaniae und der Acta Sanctorum 

Herr Dr. II. Goldschmidt in Frei- die Quellen der Merovingerzeit in der 

bürg i. Br. unter Leitung von Herrn Hauptsache erledigt; auch hat er 

Oeheimrat von Below bearbeitet, einen Teil der neueren Literatur 

befindet sich seit längerer Zeit im durchgearbeitet. 

Druck; auch das noch ausstehende 6. Regesten der Kölner Erz- 
Manuskript ist grossenteils druck- bischöfe. Auch im Berichtsjahre 

fertig gemacht worden. Das Material hat die Arbeit am ersten Bande (bis 

für den IY. (Schluss-)Band (1596 bis 1100) geruht. Ein geeigneter Bear- 

1609) liegt ebenfalls vollständig ge- beiter für diesen Band ist noch nicht 

sammelt vor. gefunden. 

b) Zweite Reihe (1624—1653). Die Arbeiten am vierten und an 

Auch im Berichtsjahre konnte Herr den folgenden Bänden (1304—1414) 

Archivrat Dr. Küch in Marburg den wurden von Herrn Dr. YVil h. Kiskv 

Druck nur wenig fördern. Der Druck unter Leitung von Herrn Geheimrat 

ist jetzt bis zum 30. Bogen vorge- Al. Schulte in Bonn in der ersten 

schritten. Hälfte des Berichtsjahres ununter- 

4. Matrikel der Universität brochen gefördert. Infolge seiner 

Köln. Herr Prof. Dr. Keussen in Ernennung zum Vorstand des Fürstl. 

Köln hat im abgelaufenen Jahre un- j Salm-Salm und Salm - Hostmarschen 
unterbrochen an der Sammlung und gemeinschaftlichen Archivs in Anholt 

Vorbereitung des Erläuterungsma- i. W. schied Herr Dr. Kisky jedoch 

terials für den II. Rand (1466—1559) am 1. August aus seiner Stellung als 

aus der einschlägigen Literatur und ständiger Mitarbeiter der Gesellschaft 

aus handschriftlichen Quellen gear- ; der Gesellschalt aus. Die Arbeiten 
beitet. Ebenso ist die Berechnung erfuhren dadurch zwar eine Verzöge- 

der Tabellen gefördert worden. Im rung, ihre Vollendung ist aber nicht 

Laufe des Jahres hofft der Heraus- in Frage gestellt und wird nach 

gelier das druckfertige Manuskript Möglichkeit betrieben. Auch das 

einreichen zu können. Auch für den Erscheinen des im Druck befindlichen 

Westd. Zeiischr. f. Gesch. u. Kunst. XXXII. IV. 32 
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IV. Bandes (1304—1332), von dem 
40 Bogen im Reindruck vorliegen, 
ist etwas verzögert worden. Der Band 
mit umfangreichen Registern wird 
aber im Laufe des Jahres erscheinen 
können. 

7. Geschichtlicher Atlas der 
Rheinprovinz. Von dem sechsten 
Erliiuterungsbande (der vordereNahe- 
gau mit Kreuznach), dessen Text 
abgeschlossen vorliegt, hat Herr Dr. 
Wilh. Fabricius in Darmstadt den 
als Einleitung dienenden landes¬ 
geschichtlichen Teil fertiggcstellt; 
davon ist über die Hälfte gedruckt. 
Das Register ist gleichzeitig voran¬ 
geschritten. Es sollen dem Bande 
zwei Karten (den Gau um 1200 und 
um 1430 darstellend) beigegeben wer¬ 
den. Der Bearbeiter hofft den Band 
im Frühjahr zu vollenden. 

Herr Dr. Walter Tuckermann 
in Köln hat im Berichtsjahre, soweit 
ibn nicht die Ertüllung seiner mili¬ 
tärischen Pflichten hinderte, ununter¬ 
brochen an den Karten zur Kultur- 
und Siedlungsgeographie der Rhein¬ 
provinz gearbeitet. Die Übertragung 
der Tranchotschen Karte (1802-1814) 
auf Messtichblätter wurde zu Ende 
geführt und mit der Einzeichnung der 
Ergebnisse in die Karte 1 : 100000 
begonnen. 

8. Romanische Wandmale¬ 
reien. Nach dem Bericht von Hrn, 
Geheimrat Clemen in Bonn ist der 
Druck des Textes weit vorgeschritten, 
so dass die Ausgabe des Bandes 
voraussichtlich im Laufe des Sommers 
erfolgen wird. 

9. Quellen zur Hechts- und 
Wirtschaftsgeschichte der 
rheinischen Städte. 

a) Niederrheinische Städte. 
In dieser unter Leitung von Herrn 
Geheimrat Ifgen stellenden Abtei¬ 
lung hat Herr Archivar Dr. Foltz 
in Düsseldorf die Bearbeitung der 
Wesel er Rechtsquellen fortgesetzt 
und behufs Materialsammlung auch 
auswärtige Archive (Arnheim, Haag, 
Wesel, Xanten und Wetzlar) besucht. 
Er hofft die Arbeit bis Ende 1914 
zum Druck fertigstelleu zu können. 

Die zu der gleichen Abteilung ge¬ 
hörigen Rechtsquellen der Stadt 
Düren, deren Herausgabe Herr Prof. 
Dr. Schoop in Düren übernommen 


hat, stehen unmittelbar vor dem Ab¬ 
schluss. Der Bearbeiter gedenkt 
Anfangs Oktober d. J. mit dem Druck 
zu beginnen. 

b)StädtedersüdlichenRhein- 
provinz. Die unter Leitung von 
Herrn Geheimrat Dr. Reimer in Mar¬ 
burg stehenden Trierer Quellen 
hat Herr Prof. Dr. Rudolph in 
Homburg v. d. H. im Sommer v. J. in 
deu Druck gegeben; 20 Bogen sind 
bereits gedruckt. Die durch Herrn 
Prof. Dr. Kentenich in Trier ver¬ 
fasste Einleitung wird sich sofort nach 
Fertigstellung der Texte änschliessen 
können. 

Da Herr Archivrat Dr. Richter 
durch die Übernahme der Leitung 
des Wetzlarer Staatsarchivs längere 
Zeit ganz in Anspruch genommen war, 
so hat er die Bearbeitung der Quellen 
für Boppard und Oberwesel nicht 
nach Wunsch fördern können: er 
hofft aber nunmehr mit der Gestal¬ 
tung der Texte bis zum Herbst fertig 
zu werden. Die Einleitung ist in 
ihren einzelnen Teilen auch schon in 
Angriff genommen, wird aber später¬ 
hin noch einige Zeit für sich bean¬ 
spruchen. 

An Stelle des durch seine Ver¬ 
setzung nach Marburg aus dem Vor¬ 
stande ausgeschiedenen Herrn Geheim¬ 
rats Reimer hat sein Nachfolger in 
Koblenz, Herr Geheimrat Bär, die 
Leitung der Herausgabe der Quellen 
für die Städte der südlichen Rhein¬ 
provinz (ausser Trier, Boppard und 
Oberwesel) übernommen. Wie er 
berichtet, hat für die Ermittelung der 
Bacharacher Quellen Herr Oberlehrer 
Dr. Fliedner in Düsseldorf die Sich- 
tune der Bestände des Generallandes- 
archives in Karlsruhe beendet und 
mit der Durcharbeitung der im Staats¬ 
archive zu Koblenz und im Stadt¬ 
archive Bacharach liegenden Stadt¬ 
bücher begonnen. Der Bearbeiter 
der Quellen von Mayen und Mün¬ 
stermaifeld, Herr Dr. Wiese in 
Koblenz, hat die Akten des Mayener 
Stadtarchivs durchgearbeitet und 
auch die Rechnungen des Bauamtes 
bis 1615 erledigt. Einige Ratsproto¬ 
kollbücher, die erst infolge der Über¬ 
nahme des Mayener Stadtarchives in 
das Staatsarchiv ermittelt w orden sind, 
müssen noch durchgearbeitet werden. 
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Herr Oberlehrer Dr. Martin hat 
zur Feststellung der Quellen für Bern- 
kastei, Kochern und Zell die 
Kopiare des Staatsarehives und na¬ 
mentlich die in Bernkastel selbst be¬ 
findliche stadtgeschichtliche Über¬ 
lieferung benutzt. 

10. Münzen von Trier. Über 
seine Arbeiten am 1. Bande teilt Herr 
Prof. l>r. Menadier in Berlin mit, 
dass er im Juli die Bearheitnng der 
Trierer Denare (— 1307) druckfertig 
einreichen zu können hofft. Die Be¬ 
arbeitung der Münzen 1307—1556 
hat im Aufträge des Vorstandes Herr 
Alfred Noss in München über¬ 
nommen. 

11 Rheinische Siegel. Nach 
dem Berichte des Leiters dieses Un¬ 
ternehmens, Herrn Geheimrat Ilgen 
in Düsseldorf, stellt Herr Museums- 
direktor Dr. Ewald in Neuss die 
Veröffentlichung der dritten Liefe¬ 
rung (Siegel der Äbte, Äbtissinnen 
und sonstigen geistlichen Dignitare) 
bestimmt für Ende dies Jahres in 
Aussicht. 

12. Jülich-Be rgisc he Kirchen- 
politik am Ausgang des Mittel¬ 
alters und in derReformations- 
zeit. Herr Archivrat Dr. Redlich 
in Düsseldorf hat den Druck des 
Textes der Bergischon Erkundigungs- 
protokolle (1533—1589) und einiger 
Nachträge (im ganzen 27 Bogen) 
vollendet Die Register und die Ein¬ 
leitung zum ganzen II. Bande sind 
in der Ausarbeitung begriffen und 
werden bald in den Druck gehen. 

13. Statuten des Kölner Dom¬ 
kapitels. Wie Herr Geheimrat Stutz 
berichtet, wurde im vergangenen Jahre 
von Herrn Dr. Gerb. Hallen in Bonn 
die Aufarbeitung der Kapitelsproto- 
kolle fortgesetzt, die Abschrift der 
Nekrologienbücher begonnen, und 
zwar zunächst auf Grund der Düs¬ 
seldorfer und Kölner Handschriften. 
Dabei stellte sich die Lntauglichkeit 
der älteren im Besitze der Gesell¬ 
schaft befindlichen A bschriften heraus, 
so dass eine völlig neue Bearbeitung 
erforderlich ist. Ausserdem wurde 
mit der Bearbeitung des älteren ge¬ 
druckten Materials begonnen. Ein 
vom Bearbeiter hierüber im Bonner 
kirchenrechtlichen Seminar gehaltener 
Vortrag ergab die Notwendigkeit einer 
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Durchprüfung der gesamten älteren 
Kölner Urkunden auf ihre Echtheit 
und Zuverlässigkeit, ohne welche der 
ursprüngliche Bestand und das all¬ 
mähliche Werden der Kölner Dom¬ 
statuten nicht herausgearbeitet werden 
kann. 

14. Akten der J ülich-Kl evi- 
schen Politik Kurbrandenburgs 
1610—1640. Wie Herr Archivrat 
Dr. Redlich mitteilt, hat Herr Dr. 
Schumacher, seit April 1913 als 
Mitarbeiter der Gesellschaft tätig, 
die im Staatsarchiv Düsseldorf be¬ 
ruhenden Korrespondenzen zwischen 
der Brandenhurgischen Regierung im 
Osten und der Brandenhurgischen 
Statthalterschaft in Kfeve durchge¬ 
arbeitet. Ergänzendes Material boten 
die von Herrn Geheimrat Ritter in 
Bonn zur Verfügung gestellten Aus¬ 
züge aus dem gräflich Dohnaschen 
Archiv zu Schlobitten und einige 
Bande Korrespondenzen der Jahre 
1614—1616 aus dem Berliner Ge¬ 
heimen Staatsarchiv. In letzterem 
wird Herr Dr. Schumacher noch die 
einschlägigen Stücke aus den Jahren 
1616 — 1621 ausfindig zu machen ha- 
hen. Ebenso werden die Akten des 
Staatsarchivs Münster noch zu be¬ 
rücksichtigen sein. Die Sammlung 
und Bearbeitung des gesamten Ma¬ 
terials wird voraussichtlich noch im 
Jahre 1914 zum Abschluss kommen, 
so dass die Herausgabe im nächsten 
Jahre zu erwarten ist. 

15. Quellen znrGeschichte des 
Kölner Handels und Verkehrs 
bis zum Jahre 1500. Auch im vo¬ 
rigen Jahre ist der Druck der um¬ 
fänglichen Publikation andauernd 
durch Herrn Dozenten Dr Kuske 
gefördert worden, und es liegen vom 
zweiten Bande bereits 44 Bogen vor, 
welche zeitlich bis zum Jahre 1495 
reichen. Es ist, um den Umfang des 
II. Bandes nicht zu stark anschwellen 
zu lassen, in Aussicht genommen, in 
einem III. Bande die Nachträge, Bei¬ 
gaben, das Glossar und Register zu 
veröffentlichen. Ausserdem steht noch 
die Einleitung aus. welche dem 
I. Bande (— 1440) vorangestellt wer¬ 
den soll. 

Auch die Fortsetzung dieser Publi¬ 
kation (1500- 1650) hat Herr Dr. 
Herrn. Thimne als Mitarbeiter 
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der Gesellschaft eifrig betrieben. Das 
aus den städtischen Briefbüchern, der 
wichtigsten Quelle für die Kölner 
Handelsgeschichte, schon früher von 
ihm gesammelte Material ist für die 
Jahre 1500—1610 druckfertig ge¬ 
macht. Zahlreiche Notizen wurden 
den Religionsakten entnommen, wel¬ 
che über die Einwanderung nieder¬ 
ländischer Kautleute in Köln reichen 
Aufschluss gewähren. Mit der Be¬ 
arbeitung des umfangreichen statis¬ 
tischen Materials aus der Abteilung 
„Rechnungen“ wurde begonnen. Als 
„Quellen zur Geschichte der italie¬ 
nischen Kaufmannschaft in Köln um 
die Wende des 16. Jahrhunderts“ 
sind im Reicbspostmuseum in Berlin 
befindliche Briefe italienischer Fir¬ 
men nach Köln und Prozessakten des 
Kgl. Staatsarchivs in Wetzlar zu 
einer Veröffentlichung zusammen¬ 
gefasst, welche in Heft 35 der „Mit¬ 
teilungen aus dem Kölner Stadtarchiv“ 
erscheint. 

16. Neu-Ausgabe der Kölner 
Reim chronik von Gottfried 
Hagen (um das Jahr 1270). Herr 
Oberlehrer Dr. Ernst Dornfeld 
in Köln hat den Text der Ausgabe 
vollendet. Mit dem Druck wird 
begonnen werden können, sobald die 
historische Einleitung und die histo¬ 
rischen Erläuterungen vorliegen, was 
voraussichtlich in einigen Monaten der 
Fall sein wird. 

17. Bibliographie der perio¬ 
dischen Literatur der Rhein¬ 
lande 1794 — 1814. Diese von Herrn 
Oberlehrer Dr. Karl d’Ester in 
Dortmund übernommene Arbeit hat 
keine grösseren Fortschritte gemacht, 
weil der Bearbeiter bisher nicht zu 
der geplanten Urlauhsreise gekom¬ 
men ist. 

18. Wörterbuch der rheini¬ 
schen Mundarten. Das rheinische 
Wörterbuch, welches von unserer 
Gesellschaft gemeinsam mit der Kgl. 
Akademie der Wissenschaften in 
Berlin und mit besonderer Unter¬ 
stützung des Provinzialverbandes her¬ 
gestellt wird, erlitt durch den am 
23. Januar 1914 erfolgten Tod seines 
verdienstvollen Anregers und Leiters, 
Herrn Geh. Rat Franc k in Bonn, 
einen überaus schweren Verlust. Das 
Erscheinen einer ersten Lieferung im 


Jahre 1915 ist dadurch in Frage ge¬ 
stellt. Herr Oberlehrer Dr. Müller 
in Bonn hat eine vorläufige Probe 
aus den Buchstaben b und d aus- 
| gearbeitet, über welche auf einer 
Konferenz in Marburg beraten wurde. 
Fragebogen gingen nicht nur an die 
Lehrerseminare, sondern auch an die 
Konvikte. Ebenso brachte ein er¬ 
neuter Aufruf in den Zeitungen eine 
weitere Gruppe von 400 Mitarbeitern, 
namentlich aus dem Lein erstände. 
Der Bestand an Zetteln beträgt680000. 
Eine Reihe von älteren Sammlungen 
winde der Leitung zur Verfügung 
Bestell, namentlich auch die von 
Herrn Dr. Trense hergestellten 
I Zettel. An vielen Orten der Provinz 
sind Idiotika zusammengestellt worden 
| oder Sonderwörterbücher in Bear¬ 
beitung. Ausser Herrn Dr. Müller 
sind augenblicklich am Wörterbuch 
1 tätig: Herr Assistent Dr. Ilanen- 
herg, Frau und Herr Astemer, 
Frl. Hünten, Frl. Steiz und Frl. 
Nobis als Hilfsarbeiter. 

Der Bestand des von Herrn Dr 
A. Wrede in Köln bearbeiteten his¬ 
torischen Kölner Sprachschatzes be¬ 
lauft sich nach dreijähriger Arbeit 
auf 30000 alphabetische Zettel, die 
kölnisch mundartliches, niederdeut¬ 
sches, mittelhoch- und neuhochdeut¬ 
sches Sprachgut enthalten und auch 
vielfach sehr frühe Belege für heute 
noch allgemein gebräuchliche Fremd- 
| Wörter bringen. Gleichzeitig sind 
neben den Stichwörtern für das His¬ 
torische Wörterbuch umfangreichere 
Quellenauszüge gemacht und nach 
bestimmten sachlichen Gesichtspunk¬ 
ten, die sich auf das städtische Lehen 
Kölns beziehen, geordnet. 

19. Rheinische Archiv-Über¬ 
sichten. Die Übersicht über den 
Kreis Trier (Land), den Herr Dr. 
Joh. Krudewig, zugleich im Auf¬ 
träge der Kommission für die Denk¬ 
mälerstatistik, bereist hat, ist diesem 
Jahresbericht heigegehen. Für den 
Sommer 1914 ist die Bereisung des 
Kreises Berncastel in Aussicht 
genommen. 

20. Quellen zur Geschichte 
der Aufklärung am Rhein im 
18. Jahrhundert. Für diese unter 
Leitung des Herrn Geheimrats von 
Rezold in Bonn stehende Publika- 
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tion ist der ständige Hilfsarbeiter 
Herr Dr. G. Beyerhaus in Bonn 
mit Ausnahme einer dureh militäri¬ 
sche Pflichten bedingten Unterbre¬ 
chung unausgesetzt tätig gewesen. 
Während des Berichtsjahres wurde 
die Sammlung des gedruckten Ma¬ 
terials für das Grossherzogtum Berg 
mit Ausnahme der periodischen Li¬ 
teratur beendet, für das Erzbistum 
Trier zum Teil erledigt. An archi- 
valischen Quellen wurden die Akten 
der Universität Duisburg (Univ.-Bibl. 
Bonn), des Fürstlich Wiedischen 
Archivs und die Spezialakten des 
Coblenzer Staatsarchivs für Kurtrier 
aufgearbeitet. Im rheinischen evan¬ 
gelischen Kirchenarchiv, dessen Be¬ 
stände wegen der geplanten Heraus¬ 
gabe der Syncdalakten gegenwärtig 
nur in beschränktem Umfange zu¬ 
gänglich sind, wurden die Akten der 
reformierten General- und Provinzial¬ 
synoden, soweit als möglich durch¬ 
gesehen und zur Ergänzung die evan¬ 
gelischen Pfarrarchive von Düren und 
Stolberg herangezogen. Im Laufe 
des Jahres 1914 wird beabsichtigt, 
nach Erledigung des gedruckten kur- 
trierischen Materials die gedruckten 
Quellen für Kurköln und die Spezial¬ 
akten des Düsseldorfer Staatsarchivs 
für Jülich-Berg und Kurköln in An¬ 
griff zu nehmen. 

Neue Unternehmungen. 

Rheinisches biographisches 
Lexikon. Auf Grund von Vorver¬ 
handlungen mit dem Vorsitzenden der 
Gesellschaft hat Herr Stadtarchivar 
Dr. P. Wentzke in Düsseldorf dem 
Vorstande einen Antrag auf Bearbei¬ 
tung eines rheinischen biographischen 
Lexikons eingereicht. Über Lebens¬ 
daten, Wirken uud Bedeutung ein¬ 
zelner, auch hervorragender Persön¬ 
lichkeiten des Rheinlandes schnell 
Näheres und Zuverlässiges zu er¬ 
fahren, ist heute unmöglich. Die 
biographischen Quellen sind, soweit 
eie gedruckt vorliegen, weit zerstreut 
in den üblichen Handbüchern von 
Jöchers Gelehrtenlcxikon bis zum 
Biographischen Jahrbuch Bettelheims, 
in den Publikationen der Gesellschaft 
für Rheinische Geschichtskunde selbst 
in den zahlreichen verschollenen und 
noch blühenden historischen Zeit¬ 


schriften der Provinz. Als Vorarbeit 
wäre von vornherein eine Liste aller 
irgend in Betracht kommenden Per¬ 
sönlichkeiten aufzustellen, die neben 
den persönlichen Daten vor allem 
die wichtigste Literatur über die¬ 
selben anführt. 

Der Vorstand hat seine grund¬ 
sätzliche Zustimmung beschlossen und 
eine Kommission bestellt, welche mit 
dem Antragsteller einen genauen Plan 
über die Ausarbeitung vorlegen soll. 

Merissen-Stiftung. 

Das Manuskript des II. Bandes der 
von Herrn Dr. Ileinr. Oidtmann 
in Linnich verfassten Preisschrift 
über die Rheinischen Glasmale¬ 
reien vom 12. bis zum 16. Jahr¬ 
hundert wird im Aufträge des Vor¬ 
standes von Herrn Dr. Herrn. Brandt 
in Bonn unter Leitung von Herrn 
Geheimrat Clemen einer Durchsicht 
vor der Drucklegung unterworfen; 
nach seinen Angaben erfolgt auch 
die Vervollständigung des illustrierten 
Teils. Der Band wird gegen Ende 
des Jahres 1914 im Druck vollendet 
sein. 

2. Am 1. April 1913 sind recht¬ 
zeitig zwei Bewerbungsschriften für 
die Preisaufgabe : Die niederrhei¬ 
nische Plastik des 15. und be¬ 
ginnenden 16. Jahrhunderts 
eingegangen. Der Vorstand hat zu 
Preisrichtern bestellt: die Herren 
Geheimrat Clemen in Bonn, Prof. 
Vogelsang in Utrecht (beide Bericht¬ 
erstatter), Prof. Goldschmidt in Char¬ 
lottenburg, Prof. Koetschau, Direktor 
der städtischen Kunstsammlungen in 
Düsseldorf und Prof. Hansen in Köln. 
In seiner Sitzung vom 29. Dezember 
v. J. hat der Vorstand auf Grund der 
cingereichten Gutachten beschlossen, 
keiner der beiden Arbeiten einen 
Preis zuzusprechen, weil die mit dem 
Stichwort: „Frankreich“ versehene 
Arbeit den sachlichen Anforderungen 
der Mevissenstiftung nicht völlig 
1 entsprach, die mit dem Stichwort: 
„Unterrhein“ aber den formalen nicht 
völlig genügte. Gleichwohl hat er 
jeder von beiden ein Honorar von 
1000 M. zugebilligt und beschlossen, 
dem Verfasser der Arbeit „Unter¬ 
rhein“, als der wissenschaftlich am 
besten fundierten, die Aussicht zu 
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eröffnen, dass nach einer den Vor¬ 
stand befriedigenden Umarbeitung 
die Arbeit in die Publikationen der 
Gesellschaft aufgenommen werde. 
Der Verfasser der Arbeit mit dem 
Kennwort „Unterrhein“ ist Herr Pri¬ 
vatdozent Dr. Herib. Heiners in 
Bonn, der Verfasser der mit dem 
Kennworte „Frankreich“ Herr I)r. 
phil. et jur. Eugen Lüthgen in Köln. 

3. Die Hheinprovinz unter der 
preussischen Verwaltung von 
1815 bis zum Erlassder Verfas¬ 
sungsurkunde. Der Termin für 
die Einreichung von Bewerbungs¬ 
schriften lief am 1. März d. J. ab. 
Es ist eine Bewerbungsschrift ein¬ 
gelaufen, die, den Satzungen der 
Stiftung entsprechend, demnächst 
einem Preisgericht unterbreitet wer¬ 
den wird. 

Denknuiierstatistik der Hheinprovinz. 

Im vergangenen Geschäftsjahr ha¬ 
ben die Arbeiten der Inventarisation 
der rheinischen Kunstdenkmäler wie¬ 
der wie in den beiden letzten Jahren 
in der Hauptsache der Vollendung 
der Denkmälerbeschreibungder Städte 
Köln und Aachen gegolten. Der zweite, 
die kirchlichen Denkmäler der Stadt 
Köln umfassende Band, der die Kir¬ 
chen von St. Alban bis St. Georg 
in alphabetischer Folge umfassen 
wird, ist fast fertig gedruckt. In 
ihm sind die Kirchen St. Alban, St. 
Andreas, Antoniter. St. Uäcila, St. 
Columba von Herrn Dr. Hugo 
Ra ht ge ns, die Kirchen St. Aposteln, 


St. Kunibert, St. Georg von Herrn 
Dr Wilhelm Ewald bearbeitet. Die 
Qu Jlenübersicht hat neben selbstän¬ 
digen Abschnitten Herr Dr.Johannes 
Krudewig beigesteuert. 

In Aachen ist mit dem Druck des 
ersten Bandes der Kunstdenkmäler 
der Stadt Aachen, der ausschliess¬ 
lich das Münster mit seiner Aus¬ 
stattung und seinem Schatz umfassen 
soll, begonnen. Der Band ist zur 
Hälfte gedruckt. Die Bearbeitung 
liegt in den Händen des Herrn Dr. 
Karl Faymonville. Da die Menge 
der Denkmäler der Stadt Aachen 
zu einer Verteilung des Materials 
auf drei Bände zwang, hat die Stadt 
Aachen noch einmal zur Veröffent¬ 
lichung des dritten Bandes einen 
erheblichen Beitrag bewilligt. 

Im Regierungsbezirk Trier ist im 
vergangenen Jahr die Bereisung des 
Kreises Wittlich durch Herrn Dr. 
Ernst Wackenroder abgeschlossen 
worden. Herr Dr. Johannes Krü¬ 
de wig hat die Archivbereisung des 
Kreises Trier-Land vollendet. Die 
Manuskripte über die Kunstdenk¬ 
mäler der Kreise Prüm und Bitburg 
liegen fertig vor. Mit ihrer Druck¬ 
legung soll begonnen werden, sobald 
der im Druck betindliche Kirchen¬ 
band von Köln abgeschlossen ist. 

Durch den Architekten Krause 
sind im vergangenen Jahr noch eine 
grosse Zahl von Aufnahmen im Kreise 
I Schleiden und im Kreise Wittlich 
i bergestellt worden. 


Druckfehlerberichtigung zu Heft I II und III. 

S. 241 Spalte 2 Z. 6 v. u. lies Mörder statt Mönche. 

S. 2ö7 Spalte 2 Z. 18 v. o. lies Marburger statt Merseburger. 

S. 408 Spalte 1 Z. 14 v. u. füge hinter Seiz ein: zunächst. 

S. 408 Spalte 1 Z. 1 v. n lies Flügel statt Hügel. 

Nachtrag zu . 417 Anm. 28 und 20. 

Über Grauert und Schm gen handelt ein anregender Aufsatz von 
P. Wentzke in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 08 (1914) 
S. 304—319. 
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auf. in ihrer bisherigen Gestalt zu erscheinen. Sie wird indessen in 
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Die näheren Angaben enthält ein Prospekt, der demnächst versandt 
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